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Vorbemerkung. 


Der Jahrgang des Geſchichtskalenders für 1867 erfcheint leider etwas 
ſpäter, als zu wünſchen geweſen wäre. Hoffentlich findet fich der Lefer 
durch die Reichhaltigkeit "del Inhalts entſthadigt. Cin viel früheres Er- 
jcheinen ift unmöglich, ohne entweder der relativen Vollftändigfeit oder der 
Genauigkeit Eintrag zu tun. Für den gewöhnlichen Zeitungslefer ift der 
Geſchichtskalender ohnehin nicht- beredjnet, ſondern für den Politiker, der | 
vielfacher Details bedarf und fie zu finden verſteht, weil er in den Materien 
überhaupt zu Haufe if. Deutſchland ift hoffentlich in der politiſchen 
Bildung und politiichen Arbeit fo weit, daß es eines derartigen Hilfs⸗ 
mittel3 nicht mehr entbehren kann. Die Einrichtung des Buchs Kt diefelbe 
wie bisher. Ganz, befondere Sorgfalt wurde auf die Daten zur Ent- 
widelung des norddeutſchen Bundes verwandt, und deßhalb aud der ur= 
jprüngliche Entwurf der Bundesverfaffung und da3 betreffende Protokoll 
der Benollmächtigten der Regierungen mitgetheilt, obgleich die Verfafurfl 
in ihrer endgültigen Fafſung Thon in den lebten Jahrgang aufgenommen 
wurde; ebenfo vollitändig findet der Leſer alle michtigeren Daten und 
Actenftüde bezüglich des Verhältniffes zwiſchen Süd- und Nordbeutichland. 
Der Entwidelung Oeſterreichs wurde felbftverftändlich derfelbe Umfang ge- 
widmet wie biäher, zumal das Jahr 1867 für dasfelbe von fo ent- 
jcheidender Bedeutung if. Mexico wird im künftigen Jahrgang wegfallen, 
ba e3 daS bisherige Intereſſe für Europa verloren hot vd au her 

> 


s 


g 
x . 


7 
wieder auf den Rang der ſuüdamerikaniſchen Republiken zurüdgefunten iſt. 
Die Meberfiht der Ereigniffe des Jahres 1867 ift weniger dazu beftimmt, 
jene Ereigniffe lediglich ins Gedächtnig des Leſers zurückzurufen und fie 
noch einmal vor ihm vorüberzuführen, als dazu, die Hauptmomente her- 
borzuheben, auf ihren Zujfammenhang hinzudeuten und zu ihrem Ver⸗ 
ſtändniß befcheiden wenigſtens einiges beizutragen. 


Ende Juni 1868. ; 
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9. 
10. 


13. 


14. 
15. 


16. 


. San. (Defterreih). Der Kaiſer beruft einen ſog. außerordentlichen Reichs⸗ 


rath, um den Ausgleich mit Ungarn zum Abſchluß zu bringen. 

EGpanien). Narvaez beutet feinen Staatsſtreich vom 29. Dec. 1866 aus: 
Neue Berbaftungen in Mabrid veranlafjen zahlreiche Anhänger der liberalen 
Union nad Frankreich zu fliehen. 

„ (Sriehenland). Die Kammer genehmigt ein Regeniſchaftsgeſetz, um 
bem Kinig eine längere Reife am die europ. Höfe zu ermöglichen. 

» (Deutihland. — Württemberg). Eine Gandesverfammlung ber fog. 
Volfspartei erklärt fich für einen fübdeutichen- Bund, für eine Revifion ‘ber 


Berfaflung auf demokratiſcher Grundlage und für Einführung bes Mili⸗ 


ſyſtems. 


„ (Berein. Staaten). Das Nepräfentantenhaus ſetzt eine "ußtizcolhmif- | 


fon nieder, um die Frage einer Anklage gegen den Prafidenten ¶ Sopmfon gu 

prüfen. 

„ (Defterreih). Eine ungarische Deputation Tommt nach Bien” um. ſich 
mit der Regierung über den Ausgleich definitiv zu verſtändigen. 

„ (Deutfhland. — Bayern). Die Regierung legt dem Landtage bie 
Entwürfe für die gefammte fog. Socialgefeßgebung vor. 

„ (Berein Staaten). Beide Häufer des Congreſſes haben den Beſchluß 
gefaßt, den Negern bes Diftrictd Columbia (Waſhington) das Stimmrecht 
zu ertheilen. Der Praſſident legt dagegen ſein Veto ein. Dasfelbe wird 
jedoch durch Zweidrittelmajoritäten beider Häuſer umgeſtürzt. 

„C(Türkei). Die Pforte beſchließt, Delegirte aus Candia nach Kouſtanti⸗ 
nopel zu entbieten, um mit ihnen die Beſchwerden ber Inſel zu prüfen. 

„ (Berein. Staaten). Beide Häufer haben ſich geeinigt, den Beginn bes 
neuen Gongrefjes ftatt auf den 4. Dec. ſchon auf ben 4. März d. 3. anzu 
fegen, um das AInterregnum des Präfibenten zu verhindern. 

Ceſterreich). Die deutſche Partei erklärt fi in einer Berfammlung 
zu Wien gegen ben außerordentlichen Reichsrath Belcredi's und verlangt bie 
Einberufung des ordentlichen. 


„ (Merico). Eine Notabelnverfammlung räth Raifer Mar. mit 25 gegen 


10 Stimmen, nicht abzudanken, fondern auszuharren. 

„CGeutſchland. — Preußen) Das Herrenhaus fügt fih in die Vor: 
lage ber Regierung für Vermehrung des Abg.⸗Hauſes ohne eine ſolche auch 
des Herrenhauſes nur mit 54 gegen 49 Stimmen. 

„ (Italien). Das Miniſterium Ricafoli Tegt der IL. Kammer einen Finanz⸗ 
plan- und einen Geſetzesentwurf über die Freiheit der Kirche und die Liqui⸗ 
bation der Kirchengüter mittelft eines Vertrags mit bem belgifchen le 
Langrand » Dumonceau vor. Die Regierung —* demnach 600 Mi. 
von den Kinhengüten für den Staat an, will bagegen ben Reit in — 
convertirt der Kirche, d. h. den Biſchöfen zur fteien Terfügong, —XXXCE 
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19. Sa. (Frankreich). Der Kailer- tundiet in einem Sqhreihen an den Staats⸗ 
minifter dem Lande bie Abſchaffung der Adreßdebatte und dagegen ein freilich 
beichränftes Interpellationsrecht jowie die Vorlage. von Gefeßesentwürfen über 
das Preß- und VBerfammlungswelen an und, bezeichnet dieſe Conceſſionen als 
bie „Krönung bes Gebäudes“. 

.„ . (Schweden) Der König eröffnet den erſten Reichstag nah der neuen 
Berfaffung und AZufammenfeßung besfelben und verlangt von bemfelben 
außerordentlihe Eredite für das Vertheidigungsweſen zu Lande und zur See 
und zur adluns der Infanteriegewehre in Hinterlader. 

20. „ (Frankreich). Miniſterkriſis in Folge der; Conceſſionen vom 19. d. M. 
Angebliche Ausſichten Olliviers. Schließlich bleibt Rouher und das Cabinet 
erleidet bloß einige Modificationen. Marſchall Niel übernimmt das Kriegs— 
miniſterium. 

„» „Cürkei. — Numänten). Die Großmächte anerkennen nach dem Vor—⸗ 
gange Rußlands den Prinzen Karl von Hohenzollern als Fürſten von 
Rumänien. 

„ . (Merieo%_ Die Franzoſen haben den Norden des Landes vollſtändig ge⸗ 
räumt und find theils in ber Stabt Merico concentrirt, theils zwiſchen ihr 
und Beracruz ftaffelförmig aufgeftellt. 

23. „ (Deutfhland. — Bayern) I. Kammer: Die Linfe trägt auf eine 

Adreffe bez. des Verhältnifjes zu Norbdeutichland an. Erflärung bes Mini- 
» ſters Fürſt Hohenlohe. Die Linfe erklärt ſich dadurch befriedigt und. zieht 
ihren Antrag zurüd. 

26. „ (Spanien). Ein kgl. Decret octroyirt eine Heeresreform: Tie Provin- 
zialmiliz wird abgefchafft, dagegen das ſtehende Heer mit der Reſerve auf 
200,000 Mann gebracht. 

„„GWMußland). Conflict der Regierung mit dem Gouvernements- Landtag 
von St. Petersburg, deifen Beichlüffe für null und nichtig erklärt, deſſen 
YZurean abgefeßt und deffen Mitglieder nach Haufe geſchickt werben. 


27. „ (Türkei. — Serbien) nimmt eine ziemlich drohende Haltung an, um 
A von der Pforte geforderte Räumung der ferbijchen Feſtungen zu unter: 
üben. 


28. „ (Deutfhland. — Preußen) Der Fürft von Thurn und Taris cebirt 
fein Poftregal in einer Reihe von beutfchen Staaten um 3 Mill. Thaler 
an Breußen. 


1. gebt. (Griehenland). Das neue Minifterium Komunduros verlangt eine 
anſehnliche Verflärfung der Armee und die Bewilligung neuer Steuern, um 
F Koſten zu decken. Die Kammer ‚genehmigt das erſtere ſofort und ein 

immig 

—. (Defterreii). Randtagswahlen in den beutfdh = flavifchen Ländern: In 
Böhmen, Mähren und FKrain fiegt die ſlaviſche Partei für, in den rein deut- 
ſchen Provinzen die deutſche Partei gegen den augerordentlichen Reichsrath. 
Beuft dringt darauf, den außerorbentlichen Reichsrath fallen zu laſſen. 
Belcredi gibt ſeine Entlaffung. 

3. u (Deutidland. — Zollpereim). Die Unterhandlungen zwiſchen bem 
Zollverein und Oeſterreich über einen Handelsvertrag werben fiftirt, um erft 
durch Unterhandlungen mit Franfreid) den Eintritt Medlenburgs in ben 
Zollverein zu ermöglichen: 

4, (Deutfhland. — Norbd. Bund.) Preußen fließt. mit Sachſen⸗ 
Weimar eine Militärconvention ab, ber nach und nad) auch die übrigen 
Kleinftaaten Thüringens beitreten. 

„ :» (Defterreih). Die Entlafjung Belcredi’s ift befchloffen. Der. Raifer läßt 
aaußerordentlichen Reichsrath fallen. — Die 67er Commiſſion bes ungar. 

uſes erledigt das Elaborat über die gemeinſamen Angelegenheiten nach 
Wien vereinbarten Ausgleiche. 
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4. Febr. (Griechenland). Die Regierung verlangt von der Kammer nunmehr 
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17. 


18. 
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auch die Bewilligung von Crediten 


zu Anidyaffung von 6 neuen Kriegsichiffen. 


(Deutfhland. — Südd. Staaten) beſchließen Auf einer Conferenz 
in Stuttgart, ihr Militärwejen ach mögliäft übereinſtimmenden Grundfägen 
zu organifiren und zwar auf Grunblage ber allg. Wehrpflicht. 

(Merico).. Die Franzofen räumen die Stadt Merico und beginnen ben 


Abmarſch nad Veracruz. 


3 
Deutſchland. — Nordd. Bund). Preußen ſchließt mit Sachſen eine 


Militärconvention ab. 


„ Defterreich). Belcredi wird entlaſſen und Beuſt zum Miniſterpräſ. ernannt. 
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(Dänemark). Die Regierung 


legt dem Reichstage den Entwurf einer 


Reform des Heeres und der Marine vor, ber ſich durch Furze Präſenzzeit 


dem Miliziyiteme annähert. 


(Defterreih). Der Ausgleihd mit Ungarn wird in Wien mit Deaf befis 


nitiv abgefchloffen und aud die P 
Minifteriums werben geordnet. 


erfonalien des zu ernennenden ungarifchen 


(Deutſchland. — Nordd, Bund), Die Bevollmächtigten ber YBunbes- 


ftaaten haben fi über den dem 
Berfaflung geeinigt und unterzeichn 


Reichstage vorzulegenden Entwurf einer 
en das bießfällige Protofoll. 


(Berein. Staaten). Beide Häufer des Congrefjes haben fich darüber: 
geeinigt, die Territorien Nebrasfa und Colorado als Staaten in die Union 
«aufzunehmen. Der Präfident legt 
Nabrasfa wird mit Zweidrittelmajoritäten umgeftürzt, das gegen Colorado 


dagegen wieberum nicht. 


gegen beide fein Veto ein. Das gegen 


(Italien). Sämmtlihe 9 Bureaur ber II. Kammer haben fi für Ber: 
werfung bes Ricafoli’ichen Plans bez. der Kirchengüter erffärt und bie Eon: 
milfion trägt dbemgemäß auf Verwerfung desjelben an. 


(England). Das Minifterium 


Derby will bein Parlament feine Reform: 


bill vorlegen, fondern bloß Refolutionen für eine ſolche zur Erörterung bringen. 
„ (Stalien). Das Minifterium Ricafoli unterliegt gelegentlich einer Inter— 
pellation über Verbote von Volksverfammlungen bez. der Kicchenfrage und 
erhält von der IL. Rammer mit 136 gegen 104 Stimmen ein Tadelsvotum. 
Dasjelbe bietet feine Demiffion an. 
„ (Zürlei). Aali und Fuad Paſcha treten wieder, jener ald Großvezier, 
biefer als Minifter des Auswärtigen in’s Faiferliche Cabinet. 

(Deutſchland. — Nordd. Bund). Allgemeine Wahlen zum erften Reiche: 


tage auf Grund des allgemeinen 
Staaten bes Bundes. 
(Mexico). Kaifer Mar verläßt 


und birecten Wahlrehts in ſämmtlichen 


mit dem Kern feiner Truppen die Haupt: 


ſtadt und wirft fih in das fefte Querétaro. 


(Stalien). Der König nimmt 
nicht an, [löst die Kammer auf un 


die Entlaffung des Minifteriums Ricafoli 
d verordnet Neumahlen. . 


(Türfei). Die Nationalverfammlung der Sandioten fett eine proviforifche 


Regierung im Namen des Königs 
(Zranfreid). Eröffnung ber 
feiner Thronrede fehr einläßlich ü 
liberalen Conceffionen aus, bezeich 
„Krönung des Gebäudes“. 
(DOefterreih). Rail. Referipte 


von Griechenland ein. 

Kammern. Der Kaifer fpriht fih in 
ber die Lage des Landes und die neuen 
net diefelben aber body nicht mehr als die 


verfünden Ungarn ben vollgogenen Aus: 


gleich, bie Ernennung eines eigenen ungariſchen Minifteriums und bie Eins 


verleibung Siebenbürgens. 


(Tärfei. — Aegypten). Das erfte größere Schiff, ein Trieftinifches, 
gebt durch den Suezcanal aus dem miittelländifchen in’s rothe Meer. 


(Defterreih). Aufammentritt 
Kronländern, Ein Erlaß des Kai 
zu einem orbehtlichen Reichsrath. 


aller Landtage in ben beutjch: jlaviichen 
ſers verlangt die Vornahme won Bien 
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20. —* (Luxemburger Frage). Holland regt in Paris die Luremburger 

age an. 

23. „ (Stalien). Garibalbi beginnt eine Iebhafte Agitation gegen Nom zu: 
nähft im DVenetianifchen. 

24. „ (Deutſchland. — Nordd. Bund), Eröffnung des erfien Reichstags. 
Throntebe des Königs von Preußen. 

25. „ (Defterreih). Der Landtag von Böhmen befchließt mit 156 gegen 
6 Stimmen eine Abdrefje an den Kaifer, in ber er fih zu ben Wahlen zwar 

bereit erklärt, aber nur bedingungsmweile im Sinne bes Septemberpatents 
und bes außerord. Neicheraths. Die Negierung antwortet fofort ſchon am 
folgenden Tage mit ber Auflöfung des Landtags und ber Anorönung von 
Neuwahlen. 
„(Türkei). Eine Anzahl wirklicher oder angeblicher Delegirter ber Be⸗ 
völferung geht von Candia nach Konſtantinopel ab. 

 „ (England). Die fog. Adullamiten treten wieber zur Tiberalen Oppofition, 
wodurch die Tory-Regierung neuerdings in die Minorität geräth und ſich 
gertbigt fteht, die bloßen Reſolutionen fallen zu laffen und eine fürmliche 
eformbill anzufündigen. 

27. „ (Defterreid). Der Landtag von Mähren befchließt mit 55 gegen 35 
Stimmen eine Abdreffe im Sinne bes böhmifchen Landtags und wird von 
ber Regierung gleichfalls ſofort aufgelöst. 

23 „ (Luremburger Frage). Frankreich geht auf die Anregung Hollands ein 

und beauftragt feinen Gejandten im Haag, bie Räumung ber Feltung von 

Seite Preußens zu betreiben und bie Abtretung bes Landes an Frankreich 

anzuregen. 

„ (Defterreidh). Der Landtag von Krain beichließt gleichfalls eine Adrefje 

wie Böhmen und Mähren und wird gleichfalls aufgelöst. 

„ (Merico). Bereits haben ſich 16,000 Franzofen in Veracruz nad) Franf- 

reich eingefchifit. 
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März (England) In Folge der Schwenfung*bed Minifteriums Derby 
in ber Reformfrage treten die ſtrengeren Tories aus bemielben aus. 

„» » (Berein. Staaten). Beide Häujer haben fich über ein Geſetz geeinigt, 
das die Südftaaten zunächſt einem Militärregiment unterwirft und die Res 
conftruction berjelben auf Grundlage des allgemeinen Stimmrechts auch ber 
Neger anbahnt und über ein Aemtergeſetz, das ben Präfidenten bez. Ent: 
Yafjung von Beamten, felbft feiner Minifter von der Zuftimmung bed Senats 
abhängig macht. Der Präfident legt gegen beide Geſetze fein Veto ein. Das: 
jelbe wird jedoch bez. beiderg Gejete von beiden Häufern mit Zweidrittel: 
majoritäten umgeftoßen. 

" „Zürkel, — Serbien). Die Pforte befchließt, die ferbifchen Feſtungen zu 
räumen. \ 

„ (Rußland). Ein kaiſ. Ufas dehnt die Aufhebung der Leibeigenſchaft auch 
auf den Kaufafus und Deingrelien aus. 

„ .(Deutfhland. — Nordd. Bund). Graf Bismard legt bem Reiche: 
tag den Entwurf der Bunbesverfaffung vor und mahnt zur Beichleunigung. 

„ » (Berein. Staaten). Der neue (a0ſte) Congreß conftituirt fi. 32 De⸗ 

mofraten bes Repräfentantenhaufes proteftiren dagegen, weil die 10 Süd: 
ftanten und: 6 andere noch nicht vertreten feien. 

5. „ (Türkei. — Rumänien) Die U. Kammer ertheilt dem Minifterium 
Shifa mit 59 gegen 56 Stimmen ein Tabelsvotum. Dasfelbe gibt feine 
Entlafjung und wird nad fruchtloſem Verſuch ein Sufiongmpaifterium zu 
bilden, durch ein rein vadicales Cabinet Golesco:Bratiano erſetzk. 

43. März. (Deutfhland. — Nordd. Bund). Reichstag; Generalbebatte 
über ben Entwurf ber Regierungen für eine Verfafjung des Bundes. 
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März. (England) Aufftändifhe Ausbrüche in Srland. Diefelben werben 
vom Milttäy unterdrüdt. 

„ (Merieo). Die letzten Franzoſen fchiffen fih in Veracruz nach Frankreich 
ein. Das Kaiferreich ift feinem Schidjal überlaffen. 

„ (Srantreih). Die Regierung legt dem gefeßgeb. Körper den Entwurf 
ber Armcereform vor. 

„ (Spanien) Aufhebung bes Belagerungszuftanbes und Octroyirung eines 
neuen firengen Preßgeſetzes. 

„ (Stalien). Neuwahlen zur II Sammer. Das Refultat berielben ver- 
inbert indeß das bisherige Verhältniß ber ‘Parteien in berjelben nicht 
weſentlich. 

„ (Züurkei. — Aegypten) verlangt von ber Pforte gleichfalls eine Er⸗ 
weiterung feiner Selbftändigfeit, wie fie Rumänien und Serbien neuerlich 
erlangt haben, 

» (Spanien). Die Corteswahlen fallen, wie immer, zu Gunften ber Re⸗ 
gierung aus. | 

„ (Deutfhland. — Preußen) Eine f, Verordnung regelt bie An 
ftellung der ehemals kgl. hannoverſchen Offiziere: von 626 treten 424 in ben 
preuß. Heeresverband ein; eine Anzahl anderer erhält bie Crlaubniß zum 
Eintritt in fähfifhe Dienſte. " 

» (&ranfreid) Der Senat genehmigt ein Confult, der ihm die Be: 
fugniß einräumt, Gejetesentwürfe an ben gefeßgeb. Körper zu erneuerter 
Prüfung zurüdzuweijen. 

„ (Defterreih). Das neue ungarische Minifterium Teiftet in Ofen ben Eid 
in bie Hände bes Könige. Ter Dualismus des Reichs ift eine vollendete 
Thatfache. . 

„ (Sranfreih). Die Regierung legt dem gefebgeb. Körper die verheißenen 
Entwürfe eines Preß⸗ und eines Derfammlungsgefetes vor. 

GEFrankreich). Thiers interpellirt die Regierung im gefeggeb. Körper über 
die ausw. Angelegenheiten und meint: „Es darf auch nicht ein einziger 
Fehler mehr gemacht werben.” 

„ (Berein. Staaten), Der Süden wird nad dem Gongreßbefchluffe unter 
Militärgewalt geftellt. Der Präſident ernennt die Befehlshaber der 5 großen 

. Militärdiftricte, 

„ (Türkei) Faſt die ganze Inſel Candia mit Ausnahme ber brei Feſtungs⸗ 
ſtädte ift in den Händen ber Anfurgenten. 

„ (Deutihland. — Nordd. Bund) Der Reichstag beginnt die Spezial: 
bebatte über ben Entwurf einer Berfaflung. 

» (England). Disraeli legt dem Unterbaufe bie Reformbill ber Regierung 
vor — Haushaltsftiimmredht (allg. Stimmrecht), aber mit gewifjen bes 
Ihränfenden Claufeln. 

„ (Schweiz) bringt die erfte Hälfte bes Zwölf-Millionen-Anlehens für 
Durchführung ber neuen Bewaffnung ber eidg. Armee im Inlande zu 
44 Proz. al pari unter, 

„ Deutfchland). Die bisher geheim gehaltenen Schuß: und Trugbündniffe 
zwiſchen Preußen und den ſüddeutſchen Staaten vom Aug. 1866 werden 
gleichzeitig in Berlin und Münden veröffentlicht. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Verfaſſungsdebatte des Reichs: 
tags: Die Aufnahme von Grundrechten wird mit 180 gegen 65 Stimmen 
abgelehnt. 

»„ (PBortuga). Die Eortes genehmigen eine Steuerreform und die Ein- 
führung ziemlich drüdender Conjfumtionsfteuern. Die Unzufriedenheit barüber 
führt in Oporto zu ernften Unruben. 

„ (Türkei). Der Sultan empfängt bie fog. candiotifchen Delegirten. Ihre 
Berathungen entbehren jedoch bes Rückhalts der Bevölkerung wa darum 
werden fie nach einiger Zeit in aller Stile wieber nah Haie anilallen. 
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21. März, (Deutfhland. — Nordd. Bund). Berfaffungsdebatte des Reiche: 
tags: auch bie Einführung negativer Grundrechte wirb mit 130 gegen 
128 Stimmen abgelehnt, dagegen eine fehr wefentliche Erweiterung ber durch 
Art. IV und V beftimmten gemeinfamen Angelegenheiten befchlofjen. 

„ » (Ruremburger Frage). Frankreich und Holland Haben ſich geeinigt: 
Holland ift geneigt, Luremburg an Frankreich abzutreten. Frankreich ver- 
langt bringend, daß die Unterhandlungen mit Preußen ihm allein über: 
laſſen werben. 

22. „ (Spanien) Das Regiment Narvaez erläßt ein fog. Sicherheitsgeſetz, 
das Spanien in eine Art permanenten Belagerungszuftandes verjekt. 

23. „ (Türkei). Die Aufgabe Muſtapha Paſcha's, Candia ber Pforte wieber 
zu unterwerfen, muB als definitiv gefcheitert betrachtet werben, er wirb daher 
abberufen und durch Omer Paſcha erſetzt. 

„ (Berein. Staaten). Beide Häuſer haben ſich über einen Zuſatz zum Res 
conftructionsgejeg für den Süden geeinigt. Der Präfibent legt fein Veto 
F dagegen ein, dasſelbe wird aber mit Zweidrittelsmajoritäten ums 
geflürzt. 

26. „ (Ruremburger Frage). Dem dringenden Verlangen Franfreihs zus 
wider macht der König von Holland doch dem preuß. Gefandten im Haag 
bie erſte Mittheilung von dem mit Frankreich getroffenen Arrangement. 

„ (Deutfhland. — Nordd. Bund). BVerfaffungsdebatte bes Reichstags: 
Der Antrag auf Schaffung eines förmlihen Bunbdesminifteriums mit ver: 
antwortlihen Bunbesminiftern wird mit 177 gegen 86 Stimmen verworfen 
und ebenfo der Antrag Bennigiens auf Schaffung von Bundesminiftern 
neben dem Bundesfanzler mit 127 gegen 126 Stimmen. 

„ (Aupland). Ein Faif. Ukas kündigt die vollftändige Einverleibung Polens 
in Rußland an und verordnet zunähft die Aufhebung bes bisherigen pol= 
niſchen Zinanzminifteriums, das im ruf. Yinanzminifterium aufgeht. 

„ (Holland). Die zweite Kammer genehmigt das nene Militärbudget und 
die Reorganifation bes gefammten Vertheidigungsſyſtemes Hollands zu Lande 
mit 54 gegen 14 Stimmen. 

27. „ (Deutfhland. — Nordd. Bund). Berfaffungsbebatte des Reiche: 
tags: Der Antrag Bennigfens wird nochmals geftellt und nochmals mit 140 
gegen 124 Stimmen verworfen, dagegen ber Bunbesfanzler wenigfiens aus: 
drücklich für (moralifh) verantwortlich erklärt. 

28. „ (Luremburger Frage). Preußen hat von ben Großmächten für feinen 
Befipftand wenig Unterftügung zu erwarten: Lord Stanley, ber engliiche 
Minifter des Ausw., erklärt dem franz. Gefandten unumwunden, baß er für 
feine Berfon ben von Frankreich gemachten Erwerb Luxemburgs für recht: 
mäßig eradhte. 

29. „ (Deutſchland. — Nordb. Bund). Verfaſſungsdebatte bed Reichs⸗ 
tags: Wahrheitsgetreue Berichte über bie Verhandlungen werben mit großer 
Mehrheit von jeder VBerantwortlichkeit frei erklärt. 

„ (Defterreid). Die Landtagswahlen in Böhmen und Mähren ergeben 
mit Hilfe des Großgrundbeſitzes eine entſchieden beutfch=gefinnte Majorität; 
in Rrain dagegen behalten die Slovenen das Vebergewidt. 

30. „ (Deutihland. — Nordd. Bund). Derfaffungsdebatte bed Reichs: 
tags: 136 gegen 130 Stimmen beſchließen bie Gewährung von Diäten und 
Reijefoften an bie Abgeordneten. 

» (Defterreih). Der ungarifhe Landtag erhebt das fog. 67er Elaborat 
über die gemeinfamen Angelegenheiten nad dem getroffenen Ausgleih mit 
257 gegen 117 Stimmen zum Geſetz. 

„ (England). Die Königin fanctionirt das von beiden Häufern bes Bars 
lamenis angenonmene Gejeg für Errichtung einer „Conföberation ber britti- 
ſchen Eolonien Nordamerikas.“ 

(Berein. Staaten). Der Congreß vertagt fich bis zum December. Doch 
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| fol am 3. Juli eine Sitzung flattfinden, um gegen alle Verfuche bes Prä- 
fibenten bereit zu fein, 


1. April. (Deutfhland — Nordb. Bund). Die ſächſiſche Armee ift bereits 

nad) ber Militärconvention vom 7. Febr. d. J. bundesmäßig formitt. 
(Deutihland. — Norbd. Bund) Reichstag: Bennigien und 70 

Gen. interpelliven die Regierungen bez. Luremburgs. Antwort Bismards, 

„  » (rankreih). Eröffnung der Weltinduftrieausitellung in Paris. 

"» . (England). Disraeli läßt das für die Neformbill beabfichtigte Doppel: 

ſtimmrecht bereits fallen. 
»„ » (Stalien). Zonello fehrt von feiner Miffion nah Rom im Wefentlichen, 
die Befegung einer Anzahl bisher vacanter Biſchofsſtühle durch den Papft 
allein ausgenommen, unverrichteter Dinge zurüd. 

2. „ (Merico). Puebla wird von ben Juariſten wieder genommen. 

3. „ (Luremburger Frage). Preußen wendet fih an die Unterzeichner ber 

4. 

5. 


Verträge von 1839. 

„ (Stalien). Ricafoli gibt unerwartet feine Entlafjung ein und wirb 

wiederum durd) ein Cabinet Ratazzi eriekt. 

n (Deutfhland — Nordd. Bund). Verfaffungsdebatte des Reichstags: 
Mit 137 gegen 127 Stimmen wird die Friedenspräfenzftärfe der Bundes: 
armee auf 1 Procent normirt, aber nicht auf 10 Sabre, fondern nur bis 
zum 31. Dec. 1871. 

„ (Holland). Der Minifter des Auswärtigen van Zuylen theilt ber IL. 
Kammer die pofitive Erflärung der preuß. Regierung mit, baß biejelbe Lim: 
burg als aus jeder politifchen Verbindung mit Deutichland gelöst betrachte, 
6. „ (Deutihland — Nordb. Bund). Verfafjungsdebatte des Reichstags: 

Mit 138 gegen 150 Stimmen wird ber Militärfoftenbetrag von 225 Thlr. 
pr. Kopf an den König von Preußen bewilligt, doch ebenfalls nur bis zum - 
31. Dec. 1871. 

7. „ (Deutſchland. — Heflen) ſchließt mit Preußen eine Militärconvention 
ab, der die ganze heifiihe Divifion zu einem Theil des norddeutſchen Bundes: 
heeres macht und auf Grund berjelben einige Tage jpäter auch ein Schuß 
und Trubbündniß glei den übrigen jüddeutichen Staaten. 

9. „ (Deutfhland — Nordd. Bund) Reichstag: Interpellation der ober⸗ 
heſſiſchen Abgeoröneten bez. Eintritt des ganzen Großherzogthums in ben 

nordd. Bund und Antwort Bismards. — Mit 145 gegen 122 Stimmen 
werden jährliche Budgets befchloffen und jährliche Nechnungsablagen. 

410. „ (Deutjhland. — Norbd. Bund). Berfafjungsdebatte bes Reichstags: 
Es wird beichlofien, den jübd. Staaten den Eintritt in den Bund auf einen 

Vorſchlag des Bundespräfidiums im Wege ber Gefeßgebung ausdrüdlich offen 
zu halten. Der Entwurf ift damit zu Ende berathen. 

12. „ (Deutfhland). Miſſion des bayrifchen Grafen von Taufffirhen nad) 
Berlin und Wien — erfolglofer Verſuch, ein engeres Verhältniß zwifchen 
Deutfhland und Defterreih anzubahnen. 

»„ » (Deutidland — Bayern). 119 Mitglieder der IL. Kammer richten 

während ber Vertagung burch den Kammerpräfidenten eine Erklärung an bie 

Negierung, in der fie in der Luxemburger Frage entjchieden für Preußen 

einzuftehen fich bereit erflären. 

(Zürfei. — Rumänien). Der Senat verwirft die von der Regierung, 
um die unzufriedene Moldau gu begütigen, vorgefchlagene Verlegung bes 
Gaffationshofes von Bufarefi nad Jaſſy. 

13, „ (England). Gladftone ftellt dem verclaujulirten Haushaltswahlredht den 
Antrag auf einen 5⸗Pfd.⸗Cenſus entgegen, unterliegt jedoch durch den Abfall 
eines Theil feiner eigenen Partei. 

15 „ (Deutjhland — Nordd. Bund). Berfafjungsdebatte bes Reichstags: 
Graf Bismard erklärt Namens der Regierungen, ba bier vier in Suiuumt 


wichtigften Ereignifie 
enropäilden Staatenfofieme 


Sahre 1867. 
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2. San. (Defterreih). Der Kaifer beruft einen fog. außerorbentlihen Reichs⸗ 
rath, um ben Ausgleich mit Ungarn zum Abſchluß zu beingen. _ 

„» (Spanien). Narpaez beutet feinen Staatsftreih vom 29. Dec. 1866 aus: 
Neue Verhaftungen in Madrid veranlaffen zahlreiche Anhänger ber liberalen 
Union nach Franfreich zu fliehen. . 

„ » (Sriehenlandb). Die Kammer genehmigt ein Regentichaftsgefeh, um 

dem König eine längere Reife am die europ. Höfe zu ermöglichen. 

» (Deutfhland. — Württemberg). Eine Landesverfammlung ber fog. 
Volkspartei erklärt fich für einen ſüddeutſchen Bund, für eine Revifion 'ber 
—— auf demokratiſcher Grundlage und für Einführung des Miliz⸗ 
yſtems. er - Ps 

7. » (Berein. Staaten). Das Repräfentantenhaus feßt eine Juftizcoifmif: 
fon nieber, um die Frage einer Anklage gegen den Präfidenten‘ Johnſon ge 
prüfen. — 7 — 

„(Oefſterreich). Eine ungariſche Deputation kommt nach Wien, um ſich 
mit der Regierung über den Ausgleich definitiv zu verſtändigen. 

„CGDeutſchland. — Bayern) Die Regierung legt dem Landtage bie 
Entwürfe für die gefammte fog. Socialgefeßgebung vor. 

„ Berein Staaten). Beide Häufer des Congrejjes haben den Beſchluß 
gefaßt, den Negern bes Diſtricts Columbia (Waſhington) das Stimmredht 
zu ertheilen. Der Präfident legt bagegen fein Veto ein. Dasfelbe wird 
jedoch durch Zweibrittelmajoritäten beider Häufer umgeftürzt. 

„ (Zürfei). Die Pforte befchliegt, Delegirte aus Candia nah Konftanti- 
nopel zu entbieten, um mit ihnen die Beichwerden ber Inſel zu prüfen. 

10. „ (Berein. Staaten). Beide Häufer haben ſich geeinigt, den Beginn bes 
neuen Congrefjes ftatt auf den 4. Dee. fhon auf den 4. März d. J. anzu⸗ 
fegen, um das Interregnum des Präfibenten zu verhindern. 

413, „ (Defterreid). Die deutſche Partei erflärt fih in einer Verfammlung 
zu Wien gegen ben auferorbegtlichen Reichsrath Belcredi's und verlangt bie 
Einberufung. bes ordentlichen. 

14. „ (Merico). Eine Notabelnverfammlung räth Kailer Mag mit 25 gegen 
10 Stimmen, nicht abzudanfen, fondern auszubarren. 

15. „ (Deutſchland. — Preußen). Das Herrenhaus fügt ſich in die Vor- 
lage der Regierung für Vermehrung des Abg.aHaufes ohne eine foldhe auch 
bes Herrenhaufes nur mit 54 gegen 49 Stimmen. i 

16. „ (Kalten). Das Minifterium Ricafoli Iegt ber IL. Kammer einen Finanz 
plan» und einen Gefebesentwurf über die Freiheit der Kirche und die Liqui⸗ 
batiog ber Kirchengüter mittelft eines Vertrags mit dem belgiichen je 
Langtand - Dumonceau vor. Die Regierung ſpricht demnach 600 Mill. Fr. 
von den Kirchengütern für ben Staat an, will dagegen ben Reft in Rente 
convertirt der Kirche, d. 5. ben Bilhöfen zur freien Veriügung bherlolien. 
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19. Jan. Frankreich). Der Kaifer. kündigt in einem Schreiben an ben Staats: 
minifter dem Lande bie Abichafjung ber Adreßdebatte und Dagegen ein freilich 
beichränttes SInterpellationsrecht ſowie die Vorkage von Gefekesentwürfen über 
das Preß- und Verfammlungsweien an und „bezeichnet dieſe Conceſſionen als 
die „Krönung des Gebäudes“. 

» , EGchweden). Der König eröffnet den erften Reichstag nah der neuen 
Berfafiung und Zufammenjegung besfelben und verlangt von bemfelben 
außerordentliche Gredite für das Vertheidigungsweſen zu Lande und zur See 
und zur Umwandlung ber Infanteriegewehre in Hinterlader. 

20. „ (Branfreih). Miniſterkriſis in Folge ber; Conceſſionen vom 19. d. M. 
Angebliche Ausfichten Olliviers. Schließlich bleibt Rouber und das Kabinet 

“ erleidet bloß einige Modificationen. Marſchall Niel übernimmt das Kriegs- 


minifterium. 
„rn (&Zürle. — RNumaͤnien). Die Großmädte anerkennen nah dem Bor: 
gange Rußlands den Prinzen Karl von Hohenzollern als Fürſten von 
umänien. 


„ »CMexico) Die Srangofen haben ben Norden bes Landes vollſtändig ges 
räumt und find theils in ber Stadt Merico concentrirt, theils zwiſchen ihr 
und Veracruz ſtaffelförmig aufgeſtellt. 

23. „ (Deutſchkand. — Bayern). II. Kammer: Die Linke trägt auf eine 
Adreffe bez. bes Verhältnifies zu Norddeutichland an. Erklärung bes Mini 

x ſters Fürſt Hohenlohe. Die Linte erklärt fih dadurch befriedigt und zieht 
“ Ihren Antrag zurüd. 

26. „ (Spanien). Ein fat. Decret Hctroyirt eine Heeresreform: Die Provin- 
zialmiliz wirb abgefchafft, dagegen das ſtehende Heer mit der Reſerve auf 
200 000 Mann gebracht. 

(Rußland). Conflict der Regierung mit dem Gouvernements⸗-Landtag 

von St. Petersburg, deſſen Beſchlüſſe für null und nichtig erklärt, deſſen 
Burean abgeſetzt und deſſen Mitglieder nach Hauſe geſchickt werden. 


27., (Türkei. — Serbien) nimmt eine ziemlich drohende Haltung an, um 
Ir von ber Pforte geforderte Räumung der ſerbiſchen Feitungen zu unter- 
üben. 


28. „ (Deutfhland. — Preußen). Der Fürft von Thurn und Taris cedirt 
fein PBoftregal in einer Reihe von beutfchen Staaten um 3 Mil. Thaler 
an Preußen. 


1. Febr. (Griehenland). Das neue Minifterium Komunburos verlangt eine 
anfehnlihe Verftärfung der Armee und die Bewilligung neuer Steuern, um 
Fr Koften zu decken. Die Kammer ‚genehmigt dag erftere fofort und ein 

immig 

— „ eherreich. Landtagswahlen in den deutſch-ſlaviſchen Ländern: Sn 
Böhmen, Mähren und Krain fiegt bie jlavifche Partei für, in ben rein beut- 
ſchen Provinzen die deutſche Partei gegen den augerordentlichen Reichsrath. 
Beuft dringt barauf, den außerordentlichen Reichsrath fallen zu laſſen. 
Belcredi gibt ſeine Entlaſſung. 

3., (Deutſchland. — Zollverein). Die Unterhandlungen zwiſchen dem 
Zollverein und Oeſterreich über einen Handelsvertrag werden fiftirt, um erft 
durch Unterhandlungen mit Franfreih den Eintritt Medtenburgs in ben 

Ä Zollverein zu ermöglichen. 

4, (Deutſchland. — Nordd. Bund.) Preußen fließt mit Sachſen⸗ 
Weimar eine Militärconvention ab, der nad und nah auch bie übrigen 
Kleinftaaten Thüringens beitreten. 

7 :» (Sefterreih). Die Entlaffung Belcredi’s iſt befchloffen. Der. Raifer läßt 
den außerordentlichen Reichsrath fallen. — Die 67er Commiſſion des ungar. 
Unterhauſes erledigt das Elaborat über die gemeinſamen Angelegenheiten nach 
dem in Wien vereinbarten Ausgleiche. 
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4. Febr. (Griechenland). Die Regierung verlangt von der Kammer nunmehr 
auch die Bewilligung von Crediten zu Anſchafſung von 6 neuen Kriegsſchiffen. 

5. „ (Deutſchland. — Südd. Staaten) bejhließen auf einer Conferenz 
in Stuttgart, ihr Militärweien ad) möglichſt übereinftimmenden Grundſätzen 
zu organifiren und zwar 'auf Grundlage der allg. Wehrpflicht. 

„ (Merico). Die Franzofen räumen bie Stadt Merico und beginnen ben 
Abmarſch nach Veracruz. 

„CGDeutſchland. — Nordd. Bund). Preußen ſchließt mit Sachſen eine 
Militärconvention ab. 

„CGDeſterreich). Belcredi wird entlaſſen und Beuſt zum Miniſterpräſ. ernannt. 

„C(GDänemark). Die Regierung legt dem Reichstage den Entwurf einer 
Reform des Heeres und der Marine Vor, ber fi durch kurze Präſenzzeit 
dem Milizſyſteme annäbert. 

» (Oefterreih). Der Ausgleih mit Ungarn wird in Wien mit Deaf befis 
nitiv abgeſchloſſen und auch die PVerfonalien des zu ernennenden ungarifchen 
Minifteriums werden georbnet. 

„ (Deutfhland, — Nordd. Bund), Die Bevollmächtigten ber Bundes: 
ftaaten haben fidy über ben dem Neichstage vorzulegenden Entwurf einer 
Berfafjung geeinigt und unterzeichnen das bießfällige Protofoll. 

» n (Berein. Staaten). . Beide Häufer des Congreſſes haben fich darüber: 
geeinigt, bie Territorien Nebrasfa und Colorado als Staaten in bie Union 

“aufzunehmen. Der Präfident legt gegen beide fein Veto ein. Das gegen 
Nabraska wird mit Zmeibrittelmajoritäten umgeftürzt, das gegen Colorado 
dagegen wiederum nicht. 

10. „ (Stalien). Sämmtlihe 9 Bureaur ber II. Kammer haben fi für Ver: 
werfung bes Ricaſoli'ſchen Plans bez. der Kirchengüter exffärt und die Com⸗ 
milfion trägt demgemäß auf Verwerfung besfelben an. 

„ (England). Das Minifterium Derby will dem Parlament Feine Reform: 
bill vorlegen, fondern bloß Refolutionen für eine folhe zur Erörterung bringen. 

,„ (Stalien). Das Minifterium Ricafoli unterliegt gelegentlich einer Inter: 
pellation über Verbote von VBolfeverfammlungen bez. ber Kirchenfrage und 
erhält von ber IL. Kammer mit 136 gegen 104 Stimmen ein Tadelsvotum. 
Dasfelbe bietet feine Demilfion an. 

„ » (Türkei). Mali und Fuad Paſcha treten wieber, jener als Großvezier, 
biefer als Minifter des Auswärtigen in's Faiferliche Cabinet. 

12. „ (Deutfhland. — Nordd. Bund). Allgemeine Wahlen zum erften Reiche: 
tage auf Grund des allgemeinen und birecten Wahlrechts in jämmtlichen 
Staaten bes Bundes. | 

„ (Merico). Kaifer Mar verläßt mit dem Kern feiner Truppen die Haupt: 
ftabt und wirft fih in das fefte Querdtaro. 

13. „ (Stalin). Der König nimmt die Entlaffung des Minifleriums Ricafoli 
nit an, löst die Kammer auf und verordnet Neuwahlen. . 

„» » (FTürkfei) Die Nationalverfammlung ber Sandioten ſetzt eine proviforifche 
Regierung im Namen bes Königs von Griechenland ein. 

14. „ (Franfreid). Eröffnung der Kammern. Der Kaiſer ſpricht fih in 
feiner Thronrede fehr einläßlich über die Lage bes Landes und bie neuen 
liberalen Conceffionen aus, bezeichnet diefelben aber doch nicht mehr als bie 
„Krönung des Gebäubes“. 

17. „ (Defterreih). Kaif. Referipte verfünden Ungarn den vollgogenen Aus- 

glei, die Ernennung eines eigenen ungarifhen Minifteriums und bie Eins 

verleibung Siebenbürgens. 

(Türkei. — Aegypten) Das erfte größere Schiff, ein Trieftinifches, 

gebt durch den Suezcanal aus bem mittelländiſchen in's rothe Meer. 

18. „ (Defterreih). Zufammentritt aller Landtage in ben deutſch⸗ſlaviſchen 
Kronländern. Ein Erlaß des Kaifers verlangt die Vornahme non Raten 
zu einem orbehtlichen Reichsrath. 
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20. u (Zuremburger Stage), Holland regt in Paris bie Luremburger 
age an. 

23. „ (Stalien). ‚Saribaldi beginnt eine lebhafte Agitation gegen Nom zu: 

24. „ (Deutſchland. — tordd. Bund), Eröffnung des erſten Reichstags. 


25. » (Defterreih). Der Landtag von Böhmen befchließt mit 156 gegen 


„ (Türkei) Eine Anzahl wirklicher oder angeblicher Delegirter ber Bes 

völferung geht von Candia nach Konftantinopel ab. 

26. „ (England). Die fog. Adullamiten treten wieder zur liberalen Oppofition, 
wodurch die Tory-Regierung neuerdings in die Minorität geräth und fich 
genöthigt flieht, die bloßen Refolutionen fallen zu laſſen und eine fürmliche 
Reformbill anzufündigen. 

27. 5 (Defterreid). Der Landtag von Mähren beſchließt mit 55 gegen 35 
Stimmen eine Adreſſe im Sinne des böhmischen Landtags und wird von 
der Regierung gleichfalls fofort aufgelöst. 

25 „ (Luremburger Trage). Frankreich geht auf bie Anregung Hollands ein 
und beauftragt feinen Gejandten im Haag, die Räumung ber Yeltung von 

Seite Preußens zu betreiben und die Abtretung bed Landes an Frankreich 
anzuregen. 

»„ (Defterreih). Der Landtag von Krain befchließt gleichfalls eine Adreſſe 

wie Böhmen und Mähren und wird gleichfalls aufgelöst. 

» (Merieo), Bereits haben fi) 16,000 Franzofen in Veracruz nah Frank⸗ 

reich eingefchifft. 


D 


März (England). In Folge der Schwenfung bes Minifteriums Derby 
in ber Reformfrage treten die firengeren Tories aus demjelben aus. 

„ » (Berein. Staaten). Beide Häujer haben fi über ein Geſetz geeinigt, 
bas die Südflaaten zunächſt einem Militärregiment unterwirft und die Re⸗ 
eonftruction derfelben auf Grundlage bes allgemeinen Stimmrecht auch ber 
Neger anbahnt und über ein Aemtergefeß, das den Präfibenten bez. Ent⸗ 
laſſung von Beamten, felbft feiner Minifter von der Zuflimmung des Senats 
abhängig macht. Der Präfident legt gegen beide Geſetze fein Veto ein. Dass 
felbe wird jeboch bez. beiderg Gefebe von beiden Häufern mit Zweidrittel: 
majoritäten umgeftoßen. 

" „Zirkel, — Serbien). Die Pforte befchließt, die ferbifchen Feſtungen zu 
räumen. . 

» (Rußland). Ein faif. Ufas dehnt die Aufhebung dev Leibeigenfchaft auch 
auf den Kaukaſus und Mingrelien aus. 

4. „ (Deutfhland. — Nordbd. Bund). Graf Bismard legt dem Reiche: 

tag ben Entwurf der Bunbesverfaffung vor und mahnt zur Beichleunigung. 

» »n (Berein. Staaten). Der nene (dOfle) Eongreß conftituirt fi. 32 De⸗ 
mofraten des Repräfentantenhaufes protefliren dagegen, weil bie 10 Süd⸗ 
flaaten und 6 andere noch nicht vertreten feien. 

» (Türkei. — Rumänien) Pie II. Kammer ertheilt dem Minifterium 
Shifa mit 59 gegen 56 Stimmen ein Tadelsvotum. Basjelbe gibt feine 
Entlaffung und wird nad frudtlofem Verſuch ein Fufionsminifterium zu 
bilden, durch ein rein vadicales Cabinet Golesco-Bratiano erjeht. 

6.—13. März. (Deutfäland. — Nordb. Bund), Reichstag; Generaldebatte 

über ben Entwurf ber Regierungen für eine Verfafjung des Bundes. 
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6. März. (England). Aufftändifhe Ausbrühe in Irland. Diefelben werben 

vom Militär unterbrüdt. 

„ n (Mexico). Die lebten Franzoſen fchiffen fih in Veracruz nach Franfreich 

ein. Das Kaiferreich ift feinem Schidfal überlaffen. 

7. „ (Zrantreih). Die Regierung legt dem geſetzgeb. Körper den Entwurf 

ber Armcereform vor. 

8 „ (Spanien) Aufhebung bes Belagerungszuftandes und Octroyirung eines 

neuen ftrengen Preßgeſetzes. 

10. „ (Stalien). Neuwahlen zur II. Kammer. Das Refultat derſelben ver- 
indert indeß das bisherige Verhältniß ber Parteien in berfelben nicht 
weſentlich. 

„(Tüuͤrkei. — Aegypten) verlangt von ber Pforte gleichfalls eine Er⸗ 
weiterung feiner Selbftändigfeit, wie fie Rumänien und Serbien neuerlich 
erlangt haben. 

11. „ (Spanien). Die Corteswahlen fallen, wie immer, zu Gunften ber Re⸗ 

gierung aus. 

12. „ (Deutfdland. — Preußen) Eine k. Verordnung regelt bie Ans 
ftellung der ehemals kgl. hannoverſchen Offiziere: von 626 treten 424 in den 
preuß. Heereöverbanb ein; eine Anzahl anderer erhält die Erlaubnig zum 
Eintritt in ſächſiſche Dienite. " 

» (Sranfreid) Der Senat genehmigt ein Gonfult, ber ihm die Be: 
fugniß einräumt, Geſetzesentwürfe an den geſetzgeb. Körper zu erneuerter 
Prüfung zurüdzumeifen. 

13. „ (Befterreih). Das neue ungarifche Minifterium leiftet in Ofen den Eid 
En die Hände bes Könige. Der Dualismus bes Reichs ift eine vollendete 

atjache. . 

„» (Kranfreih). Die Regierung ‚legt dem gefebgeb. Körper bie verheißenen 
Entwürfe eines Preß⸗ und eines Verſammlungsgeſetzes vor, 

14 „ (GEFrankreich). Thiers interpellirt die Regierung im gefeßgeb. Körper über 
die ausw. Angelegenheiten und meint: „Es barf auch nicht ein einziger 
Fehler mehr gemacht werden.” 

„ (Berein. Staaten), Der Süben wird nad bem Gongreßbeichluffe unter 
Militärgewalt gejtellt. Der Präfident ernennt die Befehlshaber ber 5 großen 

Militärdiſtricte. 

„ (Türkei) Faſt die ganze Inſel Candia mit Ausnahme ber drei Feſtungs⸗ 
ſtädte ift in dern Händen der Inſurgenten. 

„ (Deutfhland. — Norbd. Bund). Der Reichstag beginnt die Spezial: 
bebatte über den Entwurf einer Berfaffung. 

» (England), Disraeli legt dem Unterhaufe die NReformbill der Regierung 
vor — Haushaltsftimmredht (allg. Stimmrecht), aber mit gewiljen be= 
ſchränkenden Claujeln. 

„ (Schweiz) bringt die erite Hälfte des Zwölf-Millionen-Anlehens für 
Durhführung ber neuen Bewaffnung ber eidg. Armee im Inlande zu 
44 Proz. al pari unter, 

„ Deutfchland). Die bisher geheim gehaltenen Schub: und Trutbünbniffe 
zwiihen Preußen und den füdbeutichen Staaten vom Aug. 1866 werden 
gleichzeitig in Berlin und Münden veröffentlicht. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Verfaſſungsdebatte des Reichs⸗ 
tags: Die Aufnahme von Grundrediten wird mit 180 gegen 65 Stimmen 
abgelehnt. 

» (Portugal). Die Cortes genehmigen eine Steuerreform und die Ein: 
führung ziemlih drüdender Conſumtionsſteuern. Die Unzufriedenheit darüber 
führt in Oporto zu ernften Unruhen. 

20. „ (Zürlei). Der Sultan empfängt bie fog. candiotiſchen Delegirten. Ihre 

Berathungen entbehren jedoch des Rückhalts ber Benölferung vd taxum 
werden fie nach einiger Zeit in aller Stille wieder nad KHanle entlallen. 
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21, März. (Deutfhland. — Nordd. Bund). Verfaſſungsdebatte des Reichs: 
tags: auch die Einführung negativer Grundrechte wird mit 130 gegen 
123 Sttmmen abgelehnt, dagegen eine fehr mwefentliche Erweiterung der durch 
Art. IV und V beflimmten gemeinfamen Angelegenheiten befchlofjen. 

„ » (Ruremburger Frage). Frankreih und Holland haben fich geeinigt: 
Holland ift geneigt, Luremburg an Frankreich abzutreten. Tranfreich ver: 
langt bringend, daß die Unterhandlungen mit Preußen ihm allein über: 
laffen werben. 

22. „ (Spanien) Das Regiment Narvaez erläßt ein fog. Sicherheitsgefeß, 
das Spanien in eine Art permanenten Belagerungszuftandes verfebt. 

23. „ (Türkei). Die Aufgabe Muftapha Paſcha's, Candia ber Pforte wieber 
zu unterwerfen, muß als befinitiv gefcheitert betrachtet werben, er wird daher 
abberufen und durh Omer Paſcha erſetzt. 

» » (Rerein. Staaten). Beide Häufer haben ſich über einen Zuſatz zum Res 
conftructionsgefeg für ben Süden geeinigt. Der Präfident Tegt fein Veto 
a dagegen ein, basjelbe wird aber mit Zweibrittelsmajoritäten um: 
geftürzt. 

26. „ (Xuremburger Frage). Dem dringenden Verlangen Frankreichs zu: 
wider macht ber König von Holland doch dem preuß. Gefandten im Haag 
bie erſte Mittheilung von dem mit Frankreich getroffenen Arrangement. 

„ » (Deutfhland. — Nordd. Bund). BVerfaffungsdebatte bes Reichstags: 
Der Antrag auf Echaffung eines förmlichen Bundesminifteriumg mit ver- 
antwortlihen Bundesminijtern wird mit 177 gegen 86 Stimmen verworfen 
und ebenfo der Antrag Bennigfens auf Schaffung von YBundesminiftern 
neben dem Bunbesfanzler mit 127 gegen 126 Stimmen. 

„ » (Rußland), Ein Faif. Ukas kündigt die vollftändige Einverleibung Polens 
in Rußland an und verordnet zunächſt die Aufhebung bes bisherigen pol= 
niſchen YJinanzminifteriums, das im ruſſ. Jinanzminifterium aufgeht. 

v» » (Holland). Die zweite Kammer genehmigt das nene Militärbudget und 
die Neorganifation bes gefanımten Vertheidigungsiuftemes Hollands zu Lande 
mit 54 gegen 14 Stimmen. 

27. „ (Deutfhland — Nordd. Bund). Berfaffungsdebatte des Reichs: 
tags: Der Antrag Bennigfens wird nochmals geftellt und nochmals mit 140 
gegen 124 Stimmen verworfen, bagegen der Bundesfanzler wenigſtens aus⸗ 
drücklich für (moraliſch) verantwortlich erklärt. 

28. „ (Zuremburger Frage). Preußen hat von ben Großmächten für feinen 
Befipftand wenig Unterftüßung zu erwarten: Lord Stanley, ber engliiche 
Minifter des Ausw., erklärt dem franz. Geſandten unummwunben, baß er für 
feine Perſon den von Frankreich gemachten Erwerb Luremburgs für recht: 
mäßig erachte. 

29. „ (Deutfhland. — Nordd. Bund). Verfaſſungsdebatte des Reiches 
tags: Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlungen werden mit großer 
Mehrheit von jeder Verantwortlichkeit frei erklärt. 

» nn (Defterreid). Die Landtagswahlen in Böhmen und Mähren ergeben 
mit Hilfe des Großarundbefiges eine entſchieden deutſch-geſinnte Majorität; 
in Krain dagegen behalten die Slovenen das Uebergewicht. 

30. „ (Deutidland — Norbd. Bund). Berfaflungsbebatte bes Reichs⸗ 
tags: 136 gegen 130 Stimmen bejchließen die Gewährung von Diäten und 
Neifekoften an bie Abgeordneten. 

„» » (Defterreid). Der ungarifche Landtag erhebt das fog. 67er Elaborat 
über die gemeinfamen Angelegenheiten nad dem getroffenen Ausgleich mit 
257 gegen 117 Stimmen zum Gefeh. 

„ n» (England). Die Königin fanctionirt das von beiden Käufern bes Pars 
lamenis angenonmene Geſetz für Errichtung einer „Conföberation der britti⸗ 
ſchen Eolonien Nordamerikas.“ | | 

»„ (Verein. Staaten). Der Congreß vertagt fi bis zum December. Doc 
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fol am 3. Juli eine Situng flattfinden, um gegen alle Verfuche bes Prä- 
fidenten bereit zu fein. 


1. April. (Deutihland. — Nordd. Bund). Die fähfiihe Armee ift bereits 
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nad) der Militärconvention vom 7. Febr. d. J. bundesmäßig formirt. 

„ (Deutihland — Nordd. Bund) Reichstag: Bennigſen und 70 
Gen. interpelliren bie Regierungen bez. Luremburgs. Antwort Bismards. 

„ (Branfreih). Eröffnung der Weltinduftrieausitellung in Paris. 

„ (England). Disraeli läßt das für die Reformbill beabfichtigte Doppel: 
flimmrecht bereits fallen. 

„ (Stalien). XZonello kehrt von feiner Miffion nah Rom im Wefentlichen, 

die Beſetzung einer Anzahl bisher vacanter Biſchofsſtühle durch den Papft 
allein ausgenommen, unverrichteter Dinge zurüd. 

„ (Merico). Puebla wird von den Auariften wieder genoınmen. 

(Luremburger Frage). Preußen wendet ſich an die Unterzeichner ber 
Verträge von 1839. 

„» (Stalten). Ricafoli gibt unerwartet feine Entlaffung ein unb wird 
wiederum durch ein Gabinet Ratazzi eriekt. 

» (Deutihland — Nordd. Bund). Verfajlungsbebatte des Reichstags: 
Mit 137 gegen 127 Stimmen wird die Friedenspräfenzftärfe ber Bunbes- 
armee auf 1 Procent normirt, aber nicht auf 10 Jahre, fondern nur bis 
zum 31. Dec. 1871. 

„ (Holland). Der Minifter bes Auswärtigen van Zuylen theilt der IL. 
Kammer bie pofitive Erklärung der preuß. Regierung mit, baß biejelbe Lim: 
burg als aus jeder politiihen Verbindung mit Deutjchland gelöst betrachte. 

„ (Deutihland. — Nordd. Bund). PVerfafjungsdebatte des Reichstags: 
Mit 138 gegen 150 Stimmen wird ber Militärfoftenbetrag von 225 Thlr. 
pr. Kopf an ben König von Preußen bewilligt, doch ebenfalls nur bis zum 
31. Dec. 1871. 

„ (Deutfhland, — Heſſen) ichliest mit Preußen eine Militärconvention 
ab, der die ganze heifiihe Divifion zu einem Theil des norddeutſchen Bundes: 
heeres macht und auf Grund berfelben einige Tage ſpäter auch ein Schuß: 
und Trußbündniß gleich den übrigen ſüddeutſchen Staaten. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bund). Reichstag: Interpellation ber ober: 
beifiichen Abgeoröneten bez. Eintritt des ganzen Großherzogthums in den 
nordd. Bund und Antwort Bismardd. — Mit 145 gegen 122 Stimmen 


werden jährliche Budgets befchlofjen und jährlihe Rechnungsablagen. 


„ Deutfhland. — Nordd. Bund). Berfafjungsdebatte des Reichstags: 
Es wird befchlofien, den füdd. Staaten den Eintritt in den Bund auf einen 
Vorſchlag des Bundespräſidiums im Wege der Gejeßgebung ausbrüdlich offen 
zu balten. Der Entwurf ift damit zu Ende bevathen. 

„» (Deutfchland). Milfion des bayriihen Grafen von Taufffirhen nad 
Berlin und Wien — erfolgloler Verſuch, ein engeres Berhältnig zwijchen 
Deutichland und Defterreich anzubahnen. 

„ (Deutidhland. — Bayern) 119 Mitglieder der II. Kammer richten 
während ber Vertagung durch den Kammerpräfidenten eine Erklärung an bie 
Regierung, in der fie in ber Luxemburger Frage entjchieden für Preußen 
einzuftehen fich bereit erklären. 

„ Gürfei. — Rumänien). Der Senat verwirft die von ber Regierung, 
um die unzufriebene Moldau zu begütigen, vorgejchlagene Verlegung bes 
Gafjationshofes von Bukareſt nad Jaſſy. 

» (England). Gladftone ftelt dem verclaufulirten Haushaltswahlrecht ben 
Antrag auf einen 5⸗Pfd.⸗Cenſus entgegen, unterliegt jedoch durch den Abfall 
eines Theils feiner eigenen Partei. 

„ (Deutfhland — Nordd. Bunb). Verfaflungsdebatte des Reichstags: 
Graf Bismard erklärt Namens der Negierungen, daßz dire vie 
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angebrachten Aenderungen ſämmtlich annehmen, mit einziger Ausnahme ber 
Diäten und ber Sicherjtellung der Heereseinrichtungen. Dem erften Begehren 
wirb mit 178 gegen 90 Stimmen entiprochen. 

45. April. (Ruremburger Frage). Frankreich richtet eine Circulardepeſche an 
bie unbetheiligten Großmächte, in der es fich bereit erflärt, auf bie Ceſſion 
Me zu verzichten, wenn Preußen auf die Garnifon in ber Feſtung 
verzichte. 

16. „ (Deutfhland — Nordd. Bund). Verfaffungsdebatte des Neichstags: 
Mit 202 gegen 80 Stimmen wird ein von den Freiconfervativen unb 
Nationalliberalen vereinbarter Vorſchlag bez. Sicherftelung der Heereseinricht- 
ungen auch über 1871 Hinaus angenommen und ber ganze Berfafjungs: 

entwurf mit 230 gegen 53 Stimmen. 

17. „ (Luremburger Frage). Defterreich fucht zu vermitteln, indem es zwei 
verjchiedene Bafen einer Löſung vorſchlägt. England dringt in Preußen, es 
nit zu einem Kriege kommen zu laffen. Preußen fängt an, fi einem 
Arrangement gemeigter zu zeigen. | 

„nr (Deutihland, — Nordd. Bund). Reichstag: Graf Bismard erklärt bie 
Annahme der befchloffenen Berfaffung Seitens ber Regierungen. Schluß 
bes erften Reichstags und Thronrede des Königs von Preußen. 

» nn (Beutfhland. — Preußen). Die hannover’fchen Abgeordneten zum 
Reichstag verlangen für die befinitive Orbnung ihrer Provinzialangelegen- 
heiten ben Zuzug hannover'ſcher Vertrauensmänner. 

18. „ (Türkei. — Serbien). eierlihe Webergabe ber Feflungen an ben 
Fürften Michael; Abzug ber türkiſchen Beſatzungen. 

21. „ GGriechenland). Prinz Johann von Glücksburg, Oheim des Königs, 
Teiftet den Eid als Regent. Der König tritt am folgenden Tage feine Reife, 
zunächſt nach Paris an. Ä 

. » BDefterreid) fließt einen Handelsvertrag mit Stalien ab. 

”"_ » (Kuremburger Trage). Rußland macht den fürmlichen Vorſchlag einer 
Gonferenz in London. 

24. „ (Türkei). Erhebt neuerdings in Athen Beſchwerden gegen bie Ein- 
miſchung in Candia: „Der hellenifche Staat zwar bat uns nicht ben Krieg 
erklärt, aber jeder einzelne Grieche hat es gethan.“ 

„ (Schweden). Der Reichstag beräth über eine Reorganifation ber Armee, 
ohne indeß die Frage in dieſer Sejfion zu erledigen. 

25 „ ($talien). Die II. Kammer nimmt die Convention mit Frankreich bez. 
Uebernahme eines Theils der päpftl. Schuld für die ehemals päpftl. Provinzen an. 

"» » (Belgien). Der -Graf von Flandern, Bruder des Königs, vermählt fi 
mit einer preußifchen Prinzeffin. 

27. „ Deutidland — Württemberg). Modiftcation des Minifteriums: 
Zwei entſchieden preußenfeindliche Minifter werben entlafjen und durch ge= 
mäßigtere Männer erſetzt. 

29. „ (Deutfhland — Preußen). Eröffnung bes Landtags (behufs Anz 
nahme oder Verwerfung der neuen Bundesverfaffung). Thronrebe des Königs. 

30. „ (Kuremburger Frage). Die Grundlagen einer Löſung find ſowohl von 
Frankreich als von Preußen concedirt und England lädt baher den König 
von Holland ein, bie Einladung zu einer Gonferenz ber Großmädte in 
London zu erlaffen. oo. 

— , (Spanien). Conflict mit England. Diefes droht und Spanien gibt nad). 


3. Mai. (Deutihland. — Norbd. Bund). Die IL ſächſiſche Kammer er: 
theilt ber neuen Bunbesverfaffung mit 67 gegen 6 Stimmen ihre Zuftimmung. 

(Berein. Staaten). Ber Circuit Court von Birginien gibt die Voll: 
macht zum Prozeffe gegen ben ehemaligen Präfidenten bes Sündbundes 
Sefferfon Davis. Der Prozeß wird indeß von einem Termin zum andern 
verichoben. Niemand denkt mehr an eine wirkliche Beftrafung. 
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4. Mai. (Rußland). Eröffnung ber og. ethnographiſchen Ausftellung in Moskau, 
bie zu rufjophilen Demonftrationen ber öſterr. Slaven Veranlaffung gibt. 

„ (Fürkei). Omer Paſcha beginnt jeine Operationen auf Candia. 

»„ (England) Große Bolksverfammlung in Hyde Park. Die Regierung 
muß ihre aufänglihe Abficht, fie zu verbieten, fallen Laffen, Der Minifter 
bes Innern Walpole tritt in Folge bavon zurüd. — Das Unterhaus fegt 
in ber Reformbill bie Forderung ber zweijährigen Anfäffigfeit auf eine ein: 
jährige herunter. 

7. „ (England). Ein Antrag gegen bie anglicaniihe Staatsfirche in Irland 
wird vom Unterhaus mit bloß 195 gegen 183 Stimmen verworfen. 

„ (Zuremburger Frage). Zufammentritt ber Conferenz ber Großmächte in 
London. Auch Stalien nimmt (mit Belgien und Holland) daran Theil, da⸗ 
gegen wird Spanien nicht zugelajjen. 

8 „ (Deutfhland, — Preußen). Das Abg.-Haus verwirft einen Refolutions- 
antrag ber Fortichrittspartei gegen bie neue Bundesverfaſſung nach dreitägiger 
Debatte (gegen 77 Stimmen) und nimmt dieſe in erſter Leſung mit 226 
gegen 91 Stimmen an. ö 

„ (Deutfhland. — Preußen) notifizirt Dänemarf den Prager Frieden 
und leitet die Unterhandlungen wegen Nordichleswig ein. 

9 „ (GDeutſchland. — Preußen). Abg.: Haus: Snterpellation über ben 
Fall Dberg. Die Antwort des Juftizminifters ruft einen fofortigen Antrag 
von 145 Mitgliedern gegen das verfafjungswidrige Gebahren besfelben hervor. 

„ (England). Disraeli ermäßigt in der Neformbil die Beftimmungen 
bez. der fog. compound householders fehr weſentlich und feßt die Clauſel 
in diefer Form mit Hilfe eines Theil der liberalen Partei durch. 

10. „ (Türkei. — Rumänien) führt ben franzöfifhen Münzfuß ein. 

11. „ (Ruremburger Trage). Schluß ber Londoner Conferenz und Unterzeich 

nung eines Vertrags (j. Anhang). 

„» » (Franfreib). Der Prinz von Wales eröffnet die lange Reihe gefrönter 
et fürftlicher Perjonen, die den kaiſ. Hof und bie Weltausftellung 
efuchen. 

13. „ (England). Die Regierung ermäßigt in der Reformbill auch die Be⸗ 

flimmungen bez. ber Untermiether und ſetzt auch biefe Glaufel in biefer 
Form durd). 

14 „ (Deutfhland. — Heflen). Die II. Kammer erffärt fih mit 31 gegen 
12 Stimmen für eine erfledlihe Beſchränkung des Geſandtſchaftsweſens, 
jcheitert aber an dem Widerftande der I. Kammer. 

„ (Stalien). Das DMinifterium Rattazzi legt der IL. Kammer einen neuen 
Geſetzesentwurf für die Liquidation der Kirchengüter vor und fließt, ba 
Rotbichild und Fremy den von ihrem Bevollmächtigten unterzeichneten Ver⸗ 
trag nicht ratificirt haben, denjelben Vertrag mit dem Haufe Erlanger ab. 

„» Deutihland. — Nordd. Bund). Preußen fchließt auch mit ben 
Hanfeftädten Militärconventionen ab, zuerft mit Lübeck, fpäter mit Bremen 
und Hamburg. 

„ (Befterreih). Eine zahlreiche Deputation öfter. Slaven geht nad) Peters: 
burg und Moskau, angeblidh zur ethnographiſchen Ausftellung, in Wahrheit, 
um eine ſlaviſche Demonſtration gegen bie öſterr. Regierung und die eine 
getretene Wendung ber Dinge zu machen unb ruffiihe Sympathien an ben 
Zag zu legen und entgegen zu nehmen. 

. (Frankreich) Ihlägt den Großmädten eine allgemeine Abftimmung auf 
Candia über den Anſchluß an Griechenland vor. England und Defterreich 
gehen auf ben Vorſchlag nicht ein und Frankreich läßt ihn baber wieder fallen. 

„ (Türkei, — Aegypten). Der Sultan erweitert durch einen Ferman bie 
Selbftändigfeit bes Vicefönigs. 

„ (Merien). Querstaro fält durch Verrath. Kaiſer Mar und feine Gene: 
rale fallen in Gefangenfchaft. 
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angebrachten Aenberungen ſämmtlich annehmen, mit einziger Ausnahme ber 
Tiäten und der Sicheritellung der Heereseinrichtungen. Dem erften Begehren 
wird mit 178 gegen 90 Stimmen entiprocen. 

45. April. (Ruremburger Frage). Frankreich richtet eine Circulardepeſche an 
bie unbetheiligten Großmächte, in der es ſich bereit erflärt, auf die Ceſſion 
an de zu verzichten, wenn Preußen auf die Garnijon in der Feſtung 
verzichte. 

„ (Deutfhland — Norbd. Bund). Verfaffungsdebatte des Reichstags: 
Mit 202 gegen 80 Stimmen wird ein von ben reiconfervativen und 
Nationalliberalen vereinbarter Vorſchlag bez. Eicherftellung der Heereseinricht- 
ungen auch über 1871 hinaus angenommen und ber ganze Berfaffungs- 
entiwurf mit 230 gegen 53 Stimmen. 

17. „ Q&uremburger Frage). Defterreich fucht zu vermitteln, indem es zwei 
verjchiedene Baſen einer Löfung vorjchlägt. England dringt in Preußen, es 
nit zu einem Kriege fommen zu laffen. Preußen fängt an, fi einem 
Arrangement geneigter zu zeigen. 

„ (Deutfchland, — Mordd. Bund). Reichstag: Graf Bismarck erflärt bie 
Annahme der beichloffenen Verfaflung Seitens der Regierungen. Schluß 
des erften Reichstags und Thronrebe des Königs von Preußen. 

„ (Deutihland. — Preußen). Die bannover’ihen Abgeordneten zum 
Reichstag verlangen für bie definitive Orbnung ihrer Provinzialangelegen- 
heiten ben Zuzug bannover’icher DVertrauensmänner. 

18. „ (Türkei. — Serbien). eierliche Webergabe ber Feflungen an ben 

Fürften Michael; Abzug ber türkiſchen Befatungen. 

21. „ GGriechenland). Prinz Johann von Glüdsburg, Oheim des Königs, 
leiftet den Eid als Regent. Der König tritt am folgenden Tage feine Reife, 
zunächft nach Paris an, 

23. „ (Defterreid) ſchließt einen Handelsvertrag mit Stalien ab. 

„ (Kuremburger Trage). Rußland madt den fürmlihen Vorſchlag einer 

Gonferenz in London. 

24. „ (Türkei). Erhebt neuerdings in Athen Beſchwerden gegen bie Ein 
milhung in Candia: „Der helleniihe Staat zwar bat uns nicht den Krieg 
erklärt, aber jeder einzelne Grieche hat es gethan.“ 

„ » (Schweden). Der Reichstag beräth über eine Reorganifation ber Armee, 
ohne indeß bie Frage in diefer Seffion zu erledigen, 

25. „ (Stalien). Die II Kammer nimmt die Convention mit Frankreich bez. 
Uebernahme eines Theils der päpſtl. Schuld für die ehemals päpftl. Provinzen an. 

"» n (Belgien). Der Graf von Flandern, Bruder des Königs, vermählt fich 
mit einer preußifchen Prinzeffin. 

27. „ (Deutjhland — Württemberg). Mobiftcation des Minifteriums: 
Zwei entſchieden preußenfeinbliche Minifter werden entlaffen und durch ges 
mäßigtere Männer erſetzt. 

29. „ (Deutſchland. — Preußen) Eröffnung bes Landtags (behufs An: 

kme oder Verwerfung ber neuen Bundesverfaſſung). Thronrebe des Königs. 

80. „ urger Frage). Die Grundlagen einer Löſung find jowohl von 
.. eny als von Preußen concebirt und England lädt daher ben König 

laand ein, bie Einladung zu einer Gonferenz ber Großmädte in 
zu erlafien. 
vunten). Conflict mit England. Diefes droht und Spanien gibt nach. 


eutſchland. — Nordd. Bund) Die IL fähfiihe Kammer er: 
er neuen Bunbesverfaffung mit 67 gegen 6 Stimmen ihre Zuftimmung. 
ein. Staaten). Der Circuit Court von Birginien gibt bie Boll: 
um Prozeffe gegen ben ehemaligen Präfibenten bes Sündbundes 
15 He Der Prozeß wird inbeb bon einem Termin zum andern 
Niemand benft mehr an eine wirkliche Beftrafung. 
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4. Dei. (NRußland). Eröffnung der fog. ethnographiſchen Ausitelue: = Derter 
bie zu rufjophilen Demonftrationen ber öſterr. Slaven Tırızz m 


(Türkei). Omer Paſcha beginnt feine Operationen :=° ı 
(England). Große Vollsverfammlung in Hyde Ti 
muß ihre aufängliche Abficht, fie zu verbieten, fallen x”. 
bes Innern Walpole tritt in Folge davon zuräd. — Is mim: 7 
in der Reformbill die Forderung der zweijährigen Anliigtır = = = 

jährige herunter. 

7. „ (England). Ein Antrag gegen die anglicaniide Cuuassfirze = = -- 
wird vom Unterhaus mit bloß 195 gegen 183 Stimmen vertrzrm. 

„  » (Ruremburger Frage). Zulammentritt ber Conferenz der — 
London. Auch Ztalien nimmt (mit Belgien und Holland) daran I. :. 
gegen wird Spanien nicht zugelafjen. 

8 „ (Deutfäland, — Preußen). Das Abg.:Haus verwirt mm Rr..oome 

antrag der Fortfchrittspartei gegen die neue Bundesrerfaffung zz rriz: 

Debatte (gegen 77 Stimmen) und nimmt biefe in tr um == _ 

gegen 91 Stimmen an. 

(Deutfhland — Preußen) notifizirt Dinemar? mr _-2= 
und leitet die Unterhandlungen wegen Nordſchleswig zn. 

9, „ (Deutfhland. — Preußen) MAbg.- Haus: Kmucm -- - 

Fall Oberg. Die Antwort des Auftizminiflers rat sum 2m o —_ 

von 145 Mitgliedern gegen das verfaflungswitrige Arme : — 

(England). BDisraeli ermäßigt in dr Riraımi — — 
bez. der fog. compound householders fehr mer = Tr - __ 
in biefer Form mit Hilfe eines Theils der Ilm _=r 
10. „ (Türkei. — Rumänien) führt ben karzme Zum - 
11. „ (Kuremburger Trage). Schluß der Yımıum em - 
nung eines Vertrags (j. Anhang). 

(Frankreich). Der Prinz von Wales em x = -: 
und ſonſt fürftlicher PBerfonen, die ben =. m m : __ 
befuchen. - 
13. „ (England). Die Regierung mim x m 

fiimmungen bez. der Untermiether m = m » _ 
Form durch. 

14. „ (Deutfhland. — Heſſen). T« I Summe: ---- 

12 Stimmen für eine erflediide IGemauı: :- 
fcheitert aber an dem Widerflande de _ zumem: 

"»_ » (Stalten). Das Minifterium Renz: ır - .. 

Gefegesentwurf für die Ciquibarier = ken 

Rothiild und Fremy den von im ers. 

trag nicht ratificirt haben, built u. - . 

(Deutfhland — NorbL Er — 

Hanſeſtädten Militärconventinz 2 = - 

und Hamburg. 

„ (Befterreih). Eine zableme: Ten. 

burg und Mosfau, angeklid ar. enz:: ..- - 

um eine ſlaviſche Denonit mer: " 

getvetene ABenbung ber Dine =; mar 

Tag zu legen unb entgeger =: mer 

>» m (Srantreid) ſchlaͤgt ee einge: 

Ganbia Fa u Anidie: er 4:-_ 

geben auf ben Borfhlan ur. nı: - 

„ (Zurled. — e 0. 

Er:tnänvigfeit des Birciam: 

( ) Sueren:: L. 


” ’ . n 
iz: ‘len = Gejangenmn- 
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16. Mai. (Rußland) tritt ber Genfer Eonvention für die Verwundeten im Kriege 
bei, jo baß diejelbe nunmehr ſämmtliche europ. Staaten mit einziger Aus: 
nahme bes Kirchenſtaates umfaßt. 

17. „ (Spanien). Beide Kammern haben bem Regiment Narvaez bie Indem⸗ 
nität für feine bisherigen der Verfaſſung widerſprechenden Maßregeln ertheilt, 
bie II. Kammer mit 245 gegen bloß 4, der Senat mit 122 gegen 63 
Stimmen. 

„ (Defterreih). Das ungariſche Minifterium legt dem Landtage nad) ben 
Bedingungen bes gejchloffenen Ausgleichs eine Reihe von Gejegesentwürfen 
behufs Modification der 48er Gefeke vor. | 

18. „ (Defterreid). Der Landtag von Groatien beichließt eine gegen ben 
Ausgleih und die Unterordnung Croatiens unter Ungarn gerichtete Adreffe 
an den Kaifer. Der Kaiſer antwortet mit einer Auflöfung des Landtags. 

20. „ (Deutjhland. — Nordd. Bund) Die Preußen. beginnen Sachen, 

ben Königftein, Leipzig und Bauen ausgenommen, zu räumen. 
(Deutihland — Preußen. Entdedung einer Organifation in Hans 

nover behuis Bildung einer fog. welfiichen Legion. Zahlreiche Verhaftungen 
und zahlreiche Mebertritte ſolcher Legionäre wach Holland. 

» Rußland). Anfunft ber öfterr. Slavendeputation zur fog. etbnogra= 
phiſchen Ausftelung von Mosfau. Diejelbe wird in Petersburg im ſog. 
panjlaviftiichen Sinne gefeiert und fchlieglich felbft vom Kaiſer empfangen. 
21. „ (Türfei). Der Sultan nimmt bie Einladung bes franzöſ. Gelandten 
zu einem Beſuche in Paris gelegentlich der Meltausftelung ohne Zögern an, 

obgleich es allen Traditionen miderftreitet. 
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22. „ (Mußland). Ein faif. Ukas regelt die fünftigen Beziehungen der Tatholi- 
ſchen Bevölferung bes Reichs mit dem heil. Stuhle in vollftändiger Abhän— 
gigfeit von der ruffilhen Regierung. 

„ .» (Türkei — Numänien). Beginn ber Subenverfolgungen in der Moldau. 


Die Schuld wird dem Minifter Joan Bratiano beigemeffen. 

»  n. (Öefterreih). Eröffnung bes orbentlihen Reichsraths. Thronrede des 

Kaiſers. 

24. „ (Belgien) Die Kammern bewilligen der Regierung einen Credit von 
8 Mil. Fr. behuſs Bewaffnung der Armee mit Hinterladern. | 

26. „ (Türkei. — Rumänien) Die Weitmächte und Defterreich remonftriren 
in Bufareft fehr energifch gegen die Aubenverfolgungen in der Moldau. 

28 „ (Rußland). Anfunft der öfter. Slavendeputation in Mosfau. "Neue 
Feftlichkeiten und Demonftrationen in panflaviftiichem Sinne. 

29. „ (Rußland). Der Kuifer geht zur Weltinduftrieausftellung nad Paris 
und erläßt von Wirballen aus eine beijchränfte Amneftie für die an der Sn 
furrection von 1863 betheiligten Polen. 

„» (BDeutihland — Preußen) Das Abg.- Haus ertheilt bem Aufliz: 
minifter wegen bes Falls Oberg mit 171 gegen 71 Stimmen ein unzmwei- 
beutiges Tadelsvotum. 

31. „ (Deſterreich). Der ungarische Landtag bat die Mobdification der 48er Ge— 
fege genehmigt und e8 fteht nunmehr der Krönung des Kaijers als König 
von Ungarn nichts mehr im Wege. 

„ Deutihland. — Preußen). Das Abg.:Haus nimmt die neue Bundes: 

verfaffung auch in zweiter Lefung und befinitiv an, mit 227 gegen 93 

Stimmen. 

(England). Das Unterhaus bejchließt in der Neformbill allen Städten 
unter 10,000 Einwohnern, die bisher zwei Parlamentsmitglieder ftellten, 
eines davon zu entziehen. 

— ,„ (Deutfhland. — Baden). Eine von ber Mehrheit der Mitglieder ber 
II. Kammer unterzeichnete Erflärung fpricht fi) für ben Eintritt Badens in 
ben nordd. Bund au. 

— (Oeutſchland. — Heſſen). Der Miniſter Dalwigk fragt in Wien bez. 
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eines Eintritts Heſſens in den nordd. Bund an und wird als Antwort auf 
den Prager Frieden verwieſen. 


1. Juni. (Deuiſchland. — Preußen). Bas Herrenhaus nimmt die neue 
Bundesverfafjung einftimmig an. 

„ Berein. Staaten). Ber Zuflizausfhuß des Reprüfentantenhaufes ent: 
jcheidet mit 5 gegen 4 Stimmen gegen eine Anklage bes PBräjidenten. 

3. „ (England). Das Unterhaus verwirft den Antrag, allen Städten unter 
5000 Einwohnern ihre bisherige Vertretung im Parlament ganz zu entziehen. 

„ . Rürkei) erläßt ein Geſetz, das einen erſten Eingrifj in die DMojcheen: 
güter bedeutet. 

4. „ (Deutfäland. — Zollverein). Präliminarvertvag zu Berlin zwifchen 
Preußen und den ſüddeutſchen Staaten über die definitive Wiederberitellung 
des Zollvereins im Anjchluß an den Bundesratb und den Reichstag des 
nordd. Bundes. Württemberg, Baden und Heffen ratifiziven denjelben jofort, 
Bayern zögert. 

"u. Deutfhland. — Nordd. Bund). Ter Landtag von Medlenburg unter: 
zieht ich der Zwangslage und nimmt bie neue Bundesverfafjung mit 
106 gegen 16 Stimmen an. 

„ «- (Deutfäland. — Heſſen). Die II. Kammer erflärt fih mit 32 gegen 
15 Stimmen für, bie Regierung aber gegen einen Eintritt des ganzen Groß: 
herzogthums in den nordd. Bund. 

„ » (GSriedenland). Der kühne Blofadebreher Arcadion wird von einem 
türfifchen Kriegsjichiffe übermannt und zerftört. 

5 „ (Defterreih). Reichsrath: Beide Häufer befchließen Antwortsadreffen an 
ben Kaiſer, in denen fie auf die eingetretene Wendung in der Verfafjung 
bes Reichs eingehen. 

6. „ (Frankreich). Beſuch des Kaifers von Rußland und des Königs von 
Preußen in Paris. Gelegentlich einer großen Revue wird auf ben Kaijer 

von Rußland ein Attentat verfucht, das aber mißlingt. Der Thäter, der 

Mole Berezowsky, wird ergriffen. 

„ (Zürfei). Ausbruch einer Sufurrection in Bulgarien, bie jedoch von 
Midhat Paſcha blutig unterdbrüdt wird und bald auf bloßes Briganten: 
weſen herabſinkt. 

8 „ (Defterreih). Feierliche Krönung des Kaiſers als Königs von Ungarn. 
Derjelbe erläßt eine vollftändige, ausnahmslofe Amneftie und überweist bie 
Krönungsgeichenfe ben Honveds von 1848. Allgemeine Befriedigung. 

9. u (Mußland). Weiterer Schritt der inverleibung Polens: auch die bis: 
herige NRegierungscommilfion für das UnterrichtSwejen wird aufgehoben und 
dasſelbe dem ruff. Unterrichtsminifterium unterftellt. 

„ » (Zürkei). Omer Paſcha erringt den erften Sieg auf Candia, indem er 
das Plateau von Laſſithi beſetzt. 

11. „ (Stalien). Teer Vertrag Rattazzt’s mit Erlanger behufs Liquidation ber 
Kirchengüter findet in ber II. Kammer nicht mehr Anflang als der frühere 
Ricaſoli's mit Langrand-Dumonceau: ſämmtliche Büreaur erflären fich gegen 
benfelben. Die Regierung erklärt, der Kammer durchaus freie Hand lafjen 
zu wollen. 

„ » (Belgien). Die liberale Majorität erleidet bei ben Eineuerungswahlen 
ber Hälfte des Senats eine Niederlage, jo daß ihre bisherige Majorität in 
demielben von 12 auf 4 Stimmen herabfinft. 

13. „ Mußland). Der Kaifer befiehlt die endliche Ausführung des bisher un: 
ausgeführt gebliebenen Ufajes vom 3. Sanıar 1850, der für bie jämmt: 
lihen Kronbehörden in den beutfchen Dftjeeprovinzen die ruſſiſche Sprache 
als Amtsſprache befohlen Hatte. 

„ (England). Die Preſſe regt fehr energifch eine durchgreifende Neon 
bes Oberhaufes an. 
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13. Juni. (Merten). Kaifer Mar wird in Querdtaro vom Kriegsgerichte zum 
Tode verurtheilt. 

14, „ (Holland) weist bie in Arnheim gebildete fog. hannoverſche (welfiſche) 
Legion aus. Die flüchtigen Hannoveraner wenden fih nunmehr nad ber 
Schweiz. 

„ (Frankreih, Rußland, Preußen u. Italien) verlangen von ber 
Pforte eine allgemeine Enqudte auf Candia unter Mitwirfung von Bevolls 
mächtigten der Mächte. Defterreih unterftügt das Verlangen, England ift 
wenigitens nicht dagegen. 

„ (Türkei). Die Pforte dehnt das im vorigen Jahr verfuchte Vilayet⸗ 
Syitem auf das ganze Reich aus, jo daß 13 neue Vilayets organifirt 
werben ſollen. 

417. „ (Defterreih). Reichsrath: Die Negierung ſtellt fih entfchieben auf 
einen conftitutionellen Boden, indem fie gegenüber ber Oppoſition des Reichs- 
raths die Befeftigung Wiens fallen läßt und das octroyirte Heeresergänzungss 
gefeß vom 28. Dec. 1866 dem Reichsrath zu verfaflungsmäßiger Behand: 
lung vorlegt. 

18. „ (Deutfhland — Preußen) präcifirt der dänifchen Regierung ihre 

Borbedingungen für Abtretung eines Theild von Schleswig. 

» (BDeutihland. — Zollverein) Bayern wirft in Berlin aus, daß 
ihm für die definitive Wieberberftellung des Zollverein 6 ftatt 4 Stimmen 
int Zollbundesrathe zugeftanden werden und daß ber verſtärkte norbd. Reichs⸗ 
tag den Namen Zollparlament erhalten folle. 


19.: „ (Merien). Kaifer Mar wird in Querdtaro nah dem Spruche bes 
Kriegsgerichts erichofjen. 
20. „ (Merico). Die Hauptitadt ergibt fi den Juariſten auf Gnade und 
Ungnabe. | 
„ (Türkei) will dem Verlangen ber Mächte vom 15. d. M. erft ente 
iprechen, wenn bie fremden (griechijchen) Eindringlinge die Inſel Candia ge— 
räumt bätten. 

21. » (Frankreich). Der gelebgeb. Körper beichließt, zuerft das Budget zu 
erledigen, bie Heeresreform bagegen und bie Gefetesentwürfe für das Preß⸗ 
und Verfammlungsweien auf den Winter zu verfchieben. — Schreiben bes 
Marſchalls Niel an den Oberften der AntibessLegion in Rom. 

»„ (Stalien). Die II. Kammer lehnt den Antrag auf eine Couponfteuer 
von 8% mit großer Mehrheit ab. 

.„ (Zürkei), Der Sultan tritt eine Reife nad MWefteuropa in Begleitung 
feines Minifters des Ausw. Fuad Paſcha an. | 

„» (Berein Staaten). Der Präfibent fucht miıtelft eines Gutachtens bes 
Attorney:eneral bie vom Congreß beichloffene Reconftruction des Sübens 
zu nichte zu machen. 

23. „ (Stalten). Die Vorbereitungen zu einem Unternehmen gegen Nom unter 

ber Leitung Garibaldi’8 find ſowohl in Rom ale in Florenz getroffen. 

25 „ (BDeutfhland. — Preußen). Die Negierung beginnt, auf die fgl. Dicta- 
tur bie zum 4. Oct. d. J. geftüßt, eine Menge von Unificationsmaßregeln 
für bie neu annectirten Landestheile zu erlaffen, die in diefen vielfach keines⸗ 
wegs als Fortihritte anerfannt werben und große Unzufriedenheit felbft in 
Kurheflen und Naſſau erregen. 

„» » (Kranfreid). Die Regierung verlangt einen außerord. Credit von 

158 Mill. für bereits gemachte Militärauslagen. 

„ (Merten). Veracruz ergibt fi den Auariften. Ganz Merico ift wieber 
in den Händen der Republicaner. Der Kaifertraum ift zu Enbe. 

„ (Deutfhland — Helfen). Die I Kammer lehnt den Beitritt zu 
bem Beichluffe der II. Kanımer für Eintritt des ganzen Landes in ben nordd. 
Bund faft einftimmig ab. 
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27. Juni. (Defterreih). Reichsrath: Der Art. 13 ber Februarverfaſſung (ber 
jog. Octroyirungsartifel) wird in conftitutionellem Sinne modifizirt. 

„ . (Rußland). Der Kaifer fpricht die Behörden der Oftfeeprovingen bei ber 
feierlichen Aufwartung in Riga zum eriten Mal in ruſſiſcher Sprade an 
und erregt dadurch allgemeine Beftürzung. 

38 „ (England). Eine von ber liberalen Partei für bie Neformbill geforderte 
noch freiere Beſtimmung bezüglid) der fog. compound householders bringt 
im Unterhaufe nicht durch. 

9 „ (Stalien). Die Commiffion ber II. Kammer legt berfelben einen durch⸗ 
aus umgearbeiteten Entwurf für die Liquidation ber Kirchengüter vor. 


41. Juli. (Deutfhland. — Nordd. Bund). Die neue Verfaffung tritt mit 
biefem Tage in Kraft. 

» » (Franfreid). Glänzgender Schluß ber Welt: Induftrieausftelung in 

aris. 

2. „ (Dänemarf). Beide Thinge des Reichstags haben ſich über die Armee: 
reform geeinigt, die indeß vorerfi nur bis zu Ausgang des Finanzjahre 
1872—73 gültig fein fol. Die Marinereform bleibt dagegen noch unerledigt. 

3. „ (Deiterreid). Der Reihsratd und ber ungariſche Landtag haben ſich 
geeinigt, Deputationen von je 15 Mitgliedern in Wien zufammentreten zu 
laſſen, um über ben finanziellen Ausgleich zwijchen beiden Reichshälften zu 
berathen. 

. . (Berein Staaten) Der Congreg nimmt feine Sißungen in genügenber 
Anzahl auf und beichließt, ſich ausjchließlich mit der Neconftructionsfrage 
für den Süden zu beichäftigen. 

6. „ (Dänemark). Beide Thinge bes Reichstags richten eine Adreſſe an dem 
König bezüglich der gemeinfamen Hoffnungen auf den Wiebdererwerb Nords 
ſchleswigs. 

7., Rußland) Die Einführung der ruſſiſchen Sprache als Amtsſprache 
in den deutſchen Oſtſeeprovinzen wird damit begonnen, daß ſie zunächſt beim 
Militär wirklich durchgeführt werden ſoll. 

8 „ (Deutihland. — Zollvercin). Schluß der Zollconferenz in Berlin: Des 
finitive Wieberherfielung des Zollvereins unter Beleitigung bes bisherigen 
liberum veto und Herſtellung eines Zollparlamentes. 

v„ „ (Franfreid). Der geleßgeb. Körper bewilligt den außerord. Militärs 
credit von 158 Mill, mit 236 gegen bloß 12 Stimmen. 

„ « (Briegenland). König Georg verlobt fih in St. Petersburg mit ber 
Großfürſtin Olga. 

9. „ Grankreich). Thiers greift bie Negierung im geſetzgeb. Körper wegen 
Merico an. 

.„ » Rürte). Omer Paſcha unternimmt einen combinirten Angriff auf bie 
Sphakia, ben Hauptjik ber canbistifhen Empörung. 

10. „ Meſterreich). Der Reicherath genehmigt ein Geſetz, das bie Verant⸗ 
wortlichkeit der Minifter zur Wahrheit zu machen geeignet ift. 

11. „ (Defterreid). Der Kaifer bebt das Inſtitut der General-Adjutantur 
auf, wodurch der Kriegsminifter erſt zu einem wirklich verantwortlichen 
Miniſter gemacht wird. 

1%. „ GEFrankreich). Ollivier bezeichnet ben Staatsminiſter im geſetzgeb. 
Körper als „Vicekaiſer“. Der Kailer tröftet Rouher durch die Verleihung 
bes großen Sterns ber Ehrenlegion in Diamanten. 

14, „ (Deutfhland. — Nordb. Bund). Graf Bismard wird zum Bundes: 
Tanzler ernannt. 

» „ (Türkei. — Rumänien) Neue Yudenverfolgungen; barbarifhe Er⸗ 
träntung von Juden in Galacz. Die Eonjuln ber Stadt protefliren eners 
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Juli. (Deutihland — Nordd. Bund) Preußen ſchließt auch mit 
Oldenburg eine Militärconvention ab. 


„ (England). Das Unterhaus bringt die Berathung ber Neformbil zu 
Ende und diefe geht nunmehr an das Oberhaus,. 


„ (Berein. Staaten). Beide Häufer des Congrefies haben fich über einen 
neuen Zuſatz zum Reconftructionsgefeg für den Süden geeinigt, ber ben 
Präfidenten von jener fo ziemlich ganz ausfchließt und die legte Entſcheidung 
bem Gen. Grant überträgt. Der Rräfident legt fein Veto ein, das indeß 
von beiden Häufern mit Zweibrittelmajoritäten umgeftürzt wirb. 

„ (Rußland). Ein Fail. Ukas befichlt vom 1. Sept. an bie Einführung 
des öffentlihen und mündlichen Gerichtsverfahrens auch bei den Militär: 
bebörben. = 

„ (Deutfchland. — Preußen) ſchließt mit Walded einen fog. Acceſſions⸗ 
vertrag (d. 5. Aunerion auf vorerft 10 Jahre) ab. 

»„ (Stalien).. Die II. Kammer nimmt den erften, entfcheidenden Artikel des 

neuen Gejeßesentwurfs bez. der Liquidation der Kirchengüter mit 298 gegen 

bloß 30 Stimmen an. . 

(Rupland). Um die Ausfchreitungen ber Provinziallandtage zu ver= 

hüten, werben ben Präfidenten berjelben erweiterte Befugnifje ertheilt. 

(Türkei). Omer Paſcha ift auf Candia in die Sphafia eingedrungen. Die 
Snfurgenten ziehen fih in bie unwegſamen Gebirge zurüd, Die europ. 
Conſuln berichten von argen Erceflen und Graufamkeiten der Türken, worauf 
die Commanbanten ber ruffiihen und franzöſiſchen Schiffe Befehl erhalten, 
die webrlofe Bevölferung nach Griechenland überzuführen. 

(Deutfhland. — Heffen) tritt fein Poftweien an. Preußen ab. 

(Defterreih). Der Reichsrath beichlicht mit 134 gegen bloß 22 Stim- 
men, eine Commiſſion niederzujegen, um Geſetze über Herftelung des bürger: 
lichen Eherechts, Emancipation der Schule von ber Kirche und Regelung 
der interconfelfionellen Angelegenheiten auszuarbeiten, wodurch das Concorbat 
nicht als folches gänzlich beleitigt, aber in ben wichtigftien Puncten -that- 
fächlich durchbrochen werden fol. 

(Dänemark) trägt bei Preußen auf- mündliche und vertraulihe Er— 
Dun ber nordfchleswigichen Frage an. Preußen geht darauf ein. 

„ (Rußland). Weiterer Schritt zur Einverleibung Polens: auch die Com: 

“ mifjion des Innern wird aufgehoben und ihre Geſchäfte dem ruſſ. Minifterium 
bes Innern übermiefen. | 

„ (Stalten), Die Gefahr einer Unternehmung gegen Rom wird immer 
brobender. Zahlreiche Volfsverfammlungen erflären ſich laut für eine folche. 
Die Regierung trifft einige Maßregeln dagegen. 

„ (Deutjhland, — Breußen) Die Königin Marie von Hannover 
weicht endlih dem Drud Preußens und verläßt Hannover, um ſich zu ihrem 
Gemahl nah Hietzing zurüdzuziehen. 

„ (Defterreid). Der Reichsrath beichließt ein jehr freifinniges Vereins: 

und Verſammlungsgeſetz. 

(Frankreich) macht einen mißlungenen Verſuch, ſich in bie nordſchles⸗ 
wigiche Frage einzumiſchen und findet für gut, ſchnell wieder einzuziehen. 

»„ (Staflien). Differenzen mit Frankreich über den Brief bes Kriegs: 
minifters Niel bez. der Antibes-Legion und die Mifjion des General Dumont 

nach Rom bez. Defertionen in jener Legion. 

(Stalten). Tie II. Kammer beendigt die Berathung bes Gefebes bez. 
ber Liquidation ber Kirchengüter und nimmt e8 al8 Ganzes mit 204 gegen 
58 Stimmen an. 400 Mill. werden bavon bem Staate mit 296 gegen 41 
Stimmen zugejchieden. 

(Türkei). Die Pforte fucht die Ueberführung der wehrlofen Bevdlferung 
Candias auf europ. Schiffen nach Griechenland zu verhindern; ber franzöfiiche 
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Admiral erzwingt aber die Erlaubuiß, die nun auch bem ruffifchen nicht 
mehr verweigert werben kann. ’ 

28. Juli. (Holland). Ein Fol. Decret beftätigt 52 neugebildete Freiwilligenvereine 

für militärische Uebungen. 

(Rußland). Die neuen Erwerbungen in Mittelafien werden als Gouver: 

nement Turkeſtan conftituirt. 

29. „ (Deutfhland — Preußen). Zufammentritt hannoverſcher Vertrauens- 
männer in Berlin. 

„» » (England) Das Oberhaus beſchließt in ber Reformbill den Genfus ber 

‘ Untermietber und Erbpädhter zu erhöhen. 

30. „ (Deutihland — Preußen). Der König fifirt die Einziehung bes 
ſog. kurheſſiſchen Staatsichates. 

= « (England) Das Oberhaus beſchließt in der Reformbill eine Clauſel, 
a wenigftens für größere MWahlbezirfe ben Minoritäten eine Vertretung 
ihert. oo. 

31. „ (Defterreich) tritt duch einen Präliminarvertrag ber Münzconvention 
zwilchen Frankreich, Stalien, Belgien und der Schweiz bei. 

„» n (Deutihland) Schluß ber Verhandlungen der jog. Bundesliquidations⸗ 
Commiffion in Frankfurt und Vertheilung der Activen des ehemaligen Bundes. 

— , (Griechenland). Franzöfiihe und ruffiiche Kriegsichiffe beginnen candio= 

tiſche Weiber und Kinder in folher Menge nach Griechenland überzuführen, 
daß deren Zahl bis Ende des Jahrs auf 60,000 anfteigt. 


9. Aug. (Defterreid). Erfter öfterr. Lehrertag in Wien — großartige Des 

monftration gegen das Concorbat. 

(England). Das Oberhaus nimmt in ber Neformbill die von ihm be: 

ſchloſſene Erhöhung des Cenſus der Untermiether ſelbſt wieder zurüd. 

„ (Defterreih). Zuſammentritt der Deputationen beider Reichshälften 
behufs des finanziellen Ausgleichs. 

» „ (Türkei). Der Sultan trifft vol der gemachten Erfahrungen aus Weſt⸗ 
europa wieder in Konſtantinopel ein. 

8. „ (Defterreid) beruft feinen bisherigen Gefandten in Rom nad Wien, 
um ihn nicht wieder dahin zu ſchicken. 

„» . (England). Das Oberhaus verwirft die vom Unterhaufe befchloffene 
Abſchaffung der Kirchenjtenern mit 82 gegen 24 Stimmen. 

9. „ (England). Das Unterhaus ertbeilt von allen im Oberhauſe durch⸗ 
gegangenen Mobdificationen der NReformbill nur der Vertretung der Minori: 
täten mit 253 gegen 204 Stimmen feine Zuflimmung und weist dagegen 
alle andern ab. 

12. „ (Deutiäland — Nordd. Bund). Errichtung eines fog. Bundes⸗ 
eonzteramte® und Mebertragung des Präſidiums desjelben an ben Geb.:Rath 

elbrüd. 

» „ (Stalien). Der Senat nimmt auch feinerfeits das Kirchengütergefek an, 
mit 84 gegen 29 Stimmen. 

» „ (Dänemark; Eine Anzahl Parifer Kournaliften machen einen bemon= 
firativen Bejuch in Kopenhagen, wo fie vielfach gefeiert und felbft vom König 
empfangen werben. 

» „ (Berein, Staaten). Der Präfident fujpendirt ben Kriegsminifter Stantoıt, 
ber jeine Demilfion nicht eingeben will, und ernennt ben General Grant 
proviforiich an feine Stelle. Grant geht darauf ein und Stanton weicht ihm. 

13. „ (England). Das Oberhaus fügt fi) dem Unterhaus und genehmigt bie 
Reformbill nach den letzten Beſchlüſſen desfelben, fo daß ein Geſammtbeſchluß 
erzielt ift, der von ber Königin (am 15. Aug.) fanctionirt wird. 

15. „ (Deutfhland — Preußen). Beſuch des Königs in Frankfurt: x 
erflärt unumwunden, es jeien Mißverftändniffe und Irrungen vorgiislien, 
bie er von Berlin aus zu befeitigen hoffe. 
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— Aug. (Deutſchland. — Bayern). Den wiederholten Anforderungen der II. 
Kammer entiprechend, bat die Regierung ben Entwurf eines neuen Schul- 
gefetes ausgearbeitet unb legt ihn zunähft einer Commilfion von Fach⸗ 
männern vor. 


„_ » (Italien). Garibaldi if in der Nähe von Siena mit ben Vorbereitungen 
zu der Unternehmung gegen Rom beichäftigt. 


»  . (Spanien). Ausbruch eines Aufftandes auf vier verſchiedenen Runften. 
Eine Reihe von Provinzen werben in Belagerungszuftand erflärt. 

416. „ (Deutihland. — Rordb. Bund). Der Bundesrath conftituirt ſich 
nad) ber Bunbesverfafjung. 

„» „ BDeutjhland. — Preußen) Beſuch des Königs in Kaffel: er erflärt 
wieberholt, es jeien in leßter Zeit mandherlei Irrungen vorgeiallen, bie be⸗ 
feitigt werben könnten und befeitigt werden follten und macht namentlich bez. 
bes Staatsichabes beftimmte Fl 

18.—23. Aug. (Defterreih. — Frankreich). Zufammenfunft der beiden Kaifers 
familien in Salzburg. — Keine Allianz. 

20. Aug. (Spanien). General Pezuela unterdrüdt den Aufſtand in Barcelona. 
Das Militär bleibt der Regierung treu. General Prim bleibt fern und flellt 
ſich nicht an die Epite des Aufſtandes. 

„ » (Türkei) Million Fuad Paſcha's an ben ruffiichen Kailer in Livadia. 
Die Türkei gebt auf die ihr dort gemachten Propofitionen nicht ein. 

„ (Berein. Staaten). Der Präfident feßt den General Sheritan von 
feiner Stelle ale Militärcommandant im Süden ab. 

22. „ (Deutfhland. — Preußen) Der König octroyirt Hannover eine 
provingialftändiiche Verfaffung. 

24. „ (Defterreid). Eröffnung der Brennerbahn. 

26. „ (Deutidland. — Preußen) Zufammentritt Turbefjiicher Vertrauens: 
männer in Berlin. 

„—30. Aug. (Frankreich). Der Kaifer am Aubiläumsfefte der Vereinigung 
—ã mit Frankreich. Reden in Arras, Lille und Amiens: bie „ſchwarzen 

unfte.” 

»„ Aug. (Stalien). Die Eiſenbahn über ben Mont Genis nad dem Syſtem 
Zell ift vollendet und Hält die Probe aus. Der regelmäßige Betrieb wird 
indeß noch verſchoben. 


27., (Tranfreih, Rußland, Preußen und Jtalien) erneuern bie order: 
ung einer Enquête auf Candia unter Alfiftenz der Mächte. Die Pforte lehnt 
bas Begehren neuerdings ab und will nunmehr umiaflende Reformen aus 
eigener Initiative einführen. 

v»„ (Berein. Staaten). Der Präfibent fett ben General Sickles von feiner 
Stelle als Milttärcommandant im Süben ab. 

30. „ (Deutfhland. — Preußen). Lie Lirection des Marine: Minifteriums 
wird endlich wenigfiens proviforifch einem Fachmann, dem Bice= Admiral 
Jachmann, übertragen. 

"(3 Pre Garibaldi läßt fih bewegen, zum Friebenscongreß nach Genf 
zu geben. 

„ (Spanien). Der Auffiand kann als geſcheitert betrachtet werben. 

„ (Deutfhland. — Norbb. Bund). Preußen hat nunmehr mit allen 
Staaten bes Bundes beionbere Militärconventionen abgefchloffen, Medien: 
burg und Braunfhweig allein ausgenommen, welche die neue Organifation 
ihrer Streitkräfte in eigene Hand genommen haben. 

— ._(Rupland) Zahlreiche ruſſiſche Militärs und Beamte werden mit 
<tanttgütern in Polen bedacht. Die griechiſch-unirte Kirche in Polen wird 
allmälig wirber zur griechiichserthodoren umgewandelt und ihrer Tatholifchen 
Elemente entfleidbet. Die Behörden in ganz Polen find bereits faft voll: 
Ständig rujjifizirt. 
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— Sept. (Deutſchland. — Bayern) Agitation bes Fath. Elerus gegen ben 
neuen Schulgefeßentwurf der Regierung. 

2.—7. Sept. Zufammentritt eines internationalen Arbeitercongrefles zu Lauſanne. 

„ Sept. (Deutfhland. — Zollverein). Lübeck erflärt fih für den Ein- 

tritt in den Zollverein, während Hamburg und Bremen ihre bisherige Frei⸗ 

bafenftelung beibehalten wollen. 

„ (Dentfhland. — Baden). Eröffnung des Landtags. Die Thronrebe 
bes Großherzogs Ipricht fich unzweideutig für einen Eintritt Badens in den 
nordbd. Bund aus. Beide Kammern jprechen fich in ihren Antwortsadreflen 
in bemielben Sinne aus. 

6. „ (Deutihland. — Baden). Der Staat unterwirft die angehenden Tath. 
Geiftlihen einer Prüfung bez. ihrer wiflenfchaftlichen VBorbildung. Der Erz: 
bifchof proteftirt. 

7. „ (Deutfhland. — Nordd. Bund) Graf Bismard erläßt eine Cir⸗ 
culardepejche über die Politik Preußens und die Haltung bes nordd. Bundes 
gegenüber den ſüdd. Staaten, denen Teinerlei Zwang angethan werben fol. 

9. „ (Deutihland). Die Preußen haben die Zeitung Luremburg vollftändig 
geräumt. 

„—12. Sept. Zuſammentritt eines internationalen Triedenscongrefles in Genf. 
Ankunft Garibaldi's. Differenz zwijchen den Schweizern und den Ausländern 
namentlich Franzoſen. 

10. Sept. (Deutſchland. — Nordd. Bund). Eröffnung des Reichstags. 
Thronrede des Königs. 

.. „Gtalien). Garibaldi kehrt von Genf zurück und nimmt nunmehr feine 
Thätigfeit gegen Rom energifch in die Hand. 

411. „ (Stalien). General Nunziante erhält den Dberbefehl über die Truppen 
an der römischen Grenze (14,000 ftatt ber angeblichen 50,000 Dann). 

12. „ (Deutjdland. — Preußen). Eine k. Verordnung vetroyirt der Pro: 
pin; Hannover auch eine Amts: und Kreisverfaffung. — Zufammentritt von 
fchleawig-holftein’shen Vertrauensmännern in Berlin. 

13. „ (Italien). Garibaldi geht von Florenz an bie römiſche Grenze ab. 

16. „ (Deutfhland. — Breußen) Ein k. Erlaß überweilt den ehemaligen 
kurheſſiſchen Staatsihag dem communalftändiihen Verband des nunmehrigen 
Regierungsbezirts Kaſſel. 

„ (Holland). Tie Thronrebe des Königs bei Eröffnung ber Generalftaaten 
fielt eine Vorlage für Vermehrung des ftchenden Heeres in Kolge der Ver: 
weriung jener über die Organifation der Bürgerwehr in Ausficht. 

„ (Zürkei) erläßt eine Amneflie für bie candiotifchen Infurgenten, einbeis 
miſche und fremde, bie binnen 6 Mochen die Inſel verlaffen. 

19. „ (Frankreich). Krifis des Credit mobilier: Austritt ber Pereire. 

20. „ (Stalien). Tie Freiwilligen Garibaldi’8 beginnen die römiſche Grenze in 

Heinen Trupps zu überfchreiten. 

21. „ (Deutfhland. — Baden). Beſuch des Königs von Preußen in Karls⸗ 
tube. Der Großherzog führt dem König in demonftrativer Weife jo ziemlich 
fein ganzes Armeecorps vor. 

22. „ (Deutihland. — Preußen) fließt mit dem ehemaligen Herzog von 
Naſſau einen Abfindungsvertrag ab. 

24. „ (Deutfhland. — Nordd. Bund). Der Reichstag richtet an ben 
König von Preußen eine Antwortsadreffe, in ber die nationale Verbindung 
zwiſchen Nord- und Süddeutſchland beiont und jeder Verſuch fremder Ein- 
mifhung „in ruhigem Selbftvertrauen“ zurüdgewiefen wird. 

„ (Stalien). Die Regierung läßt Saribaldi in Afinalunga an ber römijchen 
Grenze verhaften und nach der Zeitung Aleffandria bringen. 

we (Berein. Staaten). Schluß der Wahlliften für die Wahlen von 
Staatsconventionen (Berfaffungsrätben) in den 10 Südſtaaten. 

25. „ (Deutihland. — Preußen) Der Provinziallandtag tan Hama 
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befchließt einftimmig, von ber Regierung die Ausſcheidung eines befonderen 
Nrovinzialfonds zu begehren. — Ein k. Erlaß anerfennt die 5 Mil. Kriegs, 
contribution Frankfurts von 1866 ald Schuld des preuß. Staats. 

26. Sept. (Deutfhland). Zweiter PFroteftantentag in Neuftadt a. d. H. — 

Theſen für die Union. 

»  » (DOefterreih). Die Teputation beider Meichshälften einigen fi über ben 
Vorſchlag eines finanziellen Ausgleichs, der nunmehr an ben Reichsrath und 
an ben ungarischen Landtag gebt. 

27. » (Stalien). Garibaldi wird von ber Regierung bedingungslos nad der 

Snfel Gaprera entlafjen, dagegen bort von Regierungsdampfern bewacht. 

28 „ (Deutihland — Bayern). Die Bifchöfe protefliren gegen ben neuen 
Schufgeleßentwurf, ben fie als Enthriftlihung der Schule bezeichnen. 

„ (Oefterreih). 25 Erzbifhöfe und Biſchöfe richten eine Adreffe an ben 
Kaiſer Für ungejchmälerte Aufrechthaltung des Concordats und bringen ba= 
duch den Sturm gegen basfelbe zum allgemeinen Ausbruch. 

„(Türkei) ſchickt den Großvezier Aali Paſcha felber nad) Sandia, um bie 
Inſel buch umfafjende Reformen zu pacificiren. 

„ (Deutfhland. — Preußen) ſchließt auch mit dem gew. König von Hans 
nover ein (überaus veichlich zugemeljenes) Abkommen ab. — Eine Fönigl. 
Verordnung octroyirt auch dem ehemaligen Herzogthum Naffau eine Kreis: 
und eine communalfländifche Verfaſſung. 

nn (Rom). Beginn des Einfalls der Freifchaaren. 
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— —OSct. (Berein Staaten) Die Wahlen in einer Reihe von Staaten 
fallen fehr weſentlich zum Nachtheil der bisher überwiegenden republikaniſchen 
Partei aus. 

1. Oct. (Deutſchland. — Nordd. Bund). Tie Formation des nordd. BYunbes- 


heeres ift vollendet. Die Bunbescontingente werben -für den König von 
Preußen vereidigt. Die preuß. Marine ftreicht ihre bisherige und zieht die 
Bundesflagge auf. 

„ . (BDeutfhland. — Preußen). Die Dictatur des Königs in ben neu er: 
a Sr Zandestheilen erliiht und bie prenß. Verfaſſung tritt aud) für fie 
in Kraft 

„ (Rußland). Mud die eſthländiſche Ritterfchaft macht wie bereits bie 
Nitterfchaften der zmei anderen deutſchen Dftfeepropinzen die Nittergüter 
Nichtadeligen zugänglih. Yon ben Eijenbahnbenmten in den Oftfeeprovinzen 
wird die, ruffiihe Sprache gefordert; eine Anzahl Deutſcher wird dadurch ge⸗ 
zwungen, den Dienſt ſofort zu quittiren. 

» (Berein Staaten). Wahlen zur Staatsconvention (Verfaſſungsrath) 
in Alabama und andern Südftaaten. 

„ (Stalien). Garibaldi will ven Caprera entweichen, wird aber mit Ge: 
walt dahin zurüdgebradit. 

„ (England). Beginn der Erpebition gegen Abyffinien. 

» (Rom). Die Päpftlihen haben die von den Freilchaaren überfallenen 
Grenzorte meift wieder genommen, Bagnorea mit Sturm. 

5. „ (Deutfhland. — Heffen). Das Militär leiftet dem König von Preußen 

als Bundesfeldherrn den Fahneneid. 

"  n Oefterreid). Der Reicherath beginnt die Berathung der ihm von 
Berfaffungsausfhuß vorgelegten Staatsgrundgeſetze. 

8. » (Deutfhland. — Bayern). II. Kammer: Fürſt Hohenlohe entwicelt 
fein Programm in ber beutihen Frage — Gründung eines Staatenbundes 
zwilchen ben ſüdd. Staaten und bem nordd. Bunde unter preuß. Präſidium. 

„» » (Stalien). In Florenz bildet ſich ganz offen ein Gentralcomite für das 
Unternehmen gegen Rom mit zahlreichen Werbebureaur im ganzen Lande. 

„ (Rom). Das römifche Nationalcomits reconftituirt fich wieder und bereitet 
eine Erhebung in der Stabt Rom jelbft vor. 
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. De. (Rom). Menstti Garibaldi defekt Monte Libretto, Nerola ꝛc. mit 


1200 Mann. 

„ (Stalien). Garibaldi entfommt glüdlih von Caprera. | 

„ (Oefterreih). Der Kailer lehnt als „conftitutioneller Regent” bie Zus 

muthung ber bifchöflichen Adreffe vom 28. v. M. ab. 

„GFrankreich) nimmt zum Schutze Roms gegen Stalien eine drohende 
Haltung an, ftellt biefem eine Art Ultimatum und notifizirt jenem ben uns 
fehlbaren Schuß Frankreichs. 

„ (Defterreich). Reichsrath: Das Abg.-Haus hat die vier neuen Staats⸗ 
grundgejeße und die revidirte Februarverfaflung mit großen Mebrheiten an⸗ 
genommen. 

„ (Rom). Der Bapft richtet in feiner Bebrängniß eine Encyelica an fämmts 
lihe Erzbiichöfe und Bifchöfe der Chriſtenheit, dagegen Fein directes Hilfs⸗ 
gejuch weder an Frankreich noch an die anderen kath. Mächte. 

(Rom). Angeblih 12,000 Römer richten eine Adreſſe an den Papft für bie 
fofortige Intervention der regulären ital. Armee. Die Freifchaaren unter: 
liegen inzwiichen meift ben päpftl. Truppen. 

„ (FBranfreih). Der Befehl zur Ginfchiffung der Truppen gebt nad 
Toulon ab. 

» (Stalien). Rattazzi gibt in Folge des franzöfifchen Ultimatums feine 
Entlafjung. Garibaldi landet glücklich in Livorno. 

(Stalien). Cialdini wird mit der Bildung eines neuen Minifteriums 

etraut. 

„ (Rom). Das päpftl. Gebiet ift augenblidlid von ben Freiſchaaren faft 
ganz geräumt. Die Thatlache wird nach Paris genieldet. ' 

„ (Franfreid). Auf die Nachrichten aus Rom und Florenz wird der 
Abgang ber Transportflotte von Toulon wieder fiftirt. 

„ (Stalien). Garibaldi ericheint in Florenz und ſpricht unbehelligt zum Wolf. 

2 rom). Das Nationaleonits rujt durch ein Proclam Rom zum Auf: 

and auf. 

„ (Nom). Mißlungener Aufftand in Rom ſelbſt. Kühnes Unternehmen 
einer Schaar römischer Emigranten unter Enrico Gaitoli. 

» (Stalien). Garibaldi geht mit einem Grtrazuge von Florenz an bie 
römiſche Grenze ab. 

» (Deutfhland. — Bayern). Bie II. Kammer genehmigt bie neuen 
Zollvereinsverträge mit 117 gegen 17 Stimmen. 

„ (Sefterreidh). Der Kaifer geht (ohne die Kaiferin) nad Paris und 
trifft auf dem Wege einen Augenblid mit dem König von Preußen zuſammen. 

„ (Deutfhland — Baden). Beide Kammern haben bie neuen Zoll 
vereineverträge einftimmig genehmigt. 

„ (Oefterreih). Reichsrath: Das Abg.-Haus genehmigt das nene Ehegeſetz, 
bas troß des Goncorbats das bürgerliche Eherecht wieder berftellt und das 
canonijche Befeitigt. 

„ (Stalien). Garibaldi vereinigt fih mit feinem Sohne Menotti und über: 
nimmt das Commando ber Freifchnaren. 

„ (Rom) Die Emigrantenfhagr unter Gairoli und dieler felbjt werden von 
den Päpftlichen niedergemacht. 

„ (Deutfhland. — Bayern). Tie Commilfion des Reichsraths bejchliept 
mit 9 gegen I Stimme auf Verwerfung der Zollvereinsncrträge anzutragen. 
Allgemeine Aufregung darüber. Der Reichsrath wird von allen Seiten mit 
Abdrefjen, Betitionen und Telegrammen gegen feinen Plan beftürmt. 

- (Rom). GSaribaldi macht einen vergeblichen Sturm auf Viterbo. Immer 
zahlreichere Echaaren bringen über bie Grenze. Die Lage der Stadt Rom 
wird bebenflich. 

„.(Deutihland. — Norbd. Bund). Der Reichstag berät ein Bunirt- 
jhuldengefeg und fügt der Vorlage cine Beftimmung bei, weldge tie Beranl- 
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EHE ber biepfälligen Beamten auch gegenüber dem Reichstag verwirk⸗ 

ichen ſoll. 

25. Oct. (Rom). Rom wird in Belagerungszuſtand erklärt. — Garibaldi ſteht 
bereits an der Sitze von circa 4000 Mann. 

- „GItalien). Cialdini verzichtet darauf, ein Miniſterium zu Stande zu 
bringen. Die Nachricht wird nach Paris gemeldet. 

„= » (Srankreid). Tie Flotte in Toulon erhält ben definitiven Befehl, nad 
Civitavecchia in See zu gehen. 

„ « (Belgien). Tie Regierung legt den Kammern ben Entwurf einer Re: 
organifation ber Armee vor. 

„» . (Türe), Omer Paſcha wird von Candia abberufen, Aali Paſcha, ber 
Großvezier, ift bemüht, feinen Meformbeftrebungen Boden zu ſchaffen. 

26. „ (Deutfhland. — Nordd. Bund). Der Reichstag genehmigt bie neuen 
Zollvereinsverträge gegenüber ben ſüdd. Staaten nur unter der Bedingung, 
daß diefelben die Schuß: und Trugbündniffe mit Preußen nicht in Frage 
fielen. Schluß des Reichstages. 

„ « (Beutfhland. — Bayern). Der Reiherath will als „Vermittlung“ bie 
neuen Zollvereinsverträge annehmen, wenn Bayern fein bisheriges liberum 
veto verbleibe. Der Führer der Reichsrathspartei und Fürſt Hohenlohe 
gehen mit biefem Begehren nach Berlin. 

„ „ (Oefterreih). Reichsrath: Das Nbg.: Haus nimmt das neue Schulgefek 
troß des Concordates an. 

„» „ (Rom). Garibaldi erftürnt Monte Rotondo, die Lage ber Stadt Nom 
wird verzmeiielt, fänmtlige Truppen in ber Campagna erhalten ben Befehl, 
fh nah Rom zurüdzuziehen. 

" « (Branfreid). Die Flotte gebt von Toulon in See. 

27. „ (Rom). Garibaldi ijt ganz nahe von Rom vorgerüdt. Faſt überall im 
Kirhenftaat erklärt ſich jekt die Bevölferung für Stalien, die päpftl. Sahne 
wird abgenommen, die Tricolore aufgeſteckt und an vielen Orten durch Pie: 
biscit ber Anſchluß an Stalien beſchloſſen. 

„» . (Stalten). Menabrea übernimmt das Minifterium. Der König erläßt 
ein Manifeſt, indem er ſich gegen das Unternehmen gegen Rom und gegen 
einen Bruch mit Frankreich erflärt. 

„ « (GSriedenland). Der König feiert in St. Petersburg feine Bermählung 
mit der ruffiihen Prinzeffin Olga. 

„» „ Deutfchland. — Zollverein). Der König von Preußen lehnt die Zumu⸗ 
thung des bayerifchen Reichsraths entichieden ab. u 

»_ „ (Rtantreih). Die franzöfiiche Flotte erfcheint vor Givitavechia. 

29. „ (Deutſchland. — Württemberg). Die II. Kammer beidlieht mit 53 
gegen 37 Stimmen, daß es zur Genehmigung bes Schutz⸗- und Trutzbünd⸗ 
nifjes Feiner Zweibrittelmajorität bebürfe und nimmt es dann mit 55 gegen 
32 Stimmen an. 

" n (Rom). Die päpftl. Armee ift in ber Stadt concentrirt. Dagegen werben 
die Franzofen vor Civitavechia durch fürmifches Wetter verhindert, ſich aus⸗ 
zujchiffen. Beflürzung in Rom. 

„ (Deutfäland. — Bayern). Die IL. Kammer beichließt, auf der be: 
bingungslofen Genehmigung ber Zollvereinsverträge zu beitehen, Frhr. 
v. Thüngen und Fürft Hohenlohe fehren unverrichteter Dinge von Berlin 
zurüd und ber Ausihuß des Reichsraths beichließt mit 8 gegen 1 Stimme, 
feine Oppofition fallen zu laſſen und auf einfache Genehmigung anzutragen. 
Neue Telegramme und Retitionen beſtürmen ben Reichsrath von allen Seiten, 
nachzugeben. u , 

„» . (Rom). Die Franzoſen fchiffen fih in Civitavechia aus und am Abend 
rüden bereits zwei Bataillone derfelben in Rom ein. 

„» „ (Stalien). Die itafienifche Armee rüdt auf vier Punkten in ben Kirchen« 
ſtaat ein. 
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30. Oct. (Rußland, Frankreich, Preußenund Stalien) richten eine „Erklä⸗ 
rung“ an bie Pforte, in ber fie fi) über die Nichtbeachtung ihrer guten Rathe 
beflagen unb „bie Pforte den Conſequenzen ihrer Thaten tiberlaffen wollen.“ 

31. „ (BDeutfchland. — Bayern). Der Neicherath fügt ſich der Zwangslage 
und fpriht mit 35 gegen 13 Stimmen die bebingungslofe Genehmigung ber 

ollvereinsverträge aus. — Die Regierung legt der II. Kammer ben neuen 
Ahufgefeßentwurf vor und lehnt den Proteft der Bifchöfe ab. 
„ « (BDentihland. — Württemberg). Die II. Kammer befchließt, daß für 
bie neuen Zollvereinsverträge eine Zweidrittelmajorität nothiwendig fei und 
genehmigt fie dann mit einer felhen (73 gegen 16 Stimmen). 
„ (Rom). Garibaldi zieht ſich auf Monte Rotondo zurüd‘, bag er verbarricabirt. 
„ (Stalien). Aufregung in den großen Städten. In Turin wirb das 
Standbild des Königs verfiümmelt. | | 


mi 


. Nov. (Italien). Die Hilfe- und Werbebureaur werden von ber Regierung, 
doch mit Schonung, geichlofjen. 

2. „ (Rom). Garibaldi eriheilt in Monte Rotondo feinen Treifchaaren ben 

Befehl, Über Mentana in ber Richtung von Tivoli abzuzichen. 

„ (Dänemarf) verkauft feine weſtindiſchen Inſeln S. Thomas und S. Yuan 
an bie Verein. Staaten von Nordamerifa. 

3 „ (Rom). Die Bäpftlichen und Franzofen ziehen von Rom gegen die abziehenben 
Garibaldianer aus und ftoßen bei Mentana auf diefelben. Hartnädiges und 
blutiges Gefecht. Die Päpſtlichen richten nichts aus und die Franzoſen müſſen 
eintreten. „Das Chafjepot thut Wunder“: Die Freifchaaren werben tbeils 
niedergemacht, theils nad) Mentana zurüdgebrängt. 

„ (Rom). Die Freiihaaren in Mentana ergeben ſich und werben gefangen 
nah Rom geführt. Ein Theil dagegen zieht jich über die ital. Grenze zurüd, 
— mit ihnen. Derſelbe wird verhaftet und nach dem Fort Varignano 
abgeführt. 

5., (Türkei) Aali Paſcha, ber Großvezier, verlangt von ber Bevölkerung 
Candias nach Ablauf des Amneſtietermins die Wahl von Vertrauensmännern. 
Reformplan der Pforte. 

» « (Stalien). Die italienifchen Truppen werben wieber aus dem Kirchenftaat 
jurüdgerufen. | 

6. „ ——8 — Zollverein). Die neuen Zollvereinsverträge werben 
allfeitig ratifizirt, von Preußen indeß ausdrücklich nur unter der Vorausſetzung 

ber Schutz⸗ und Trußbündniffe. Bayern proteftirt dagegen. Preußen ent: 
hält fich einer Antwort. 

„ (Deutihland. — Baden) Bie II Kammer befhränft fo viel wie 
möglid) das Geſandtſchaftsweſen. 

. „ (Btandreih) ladet jämmtliche größere und kleinere Regierungen Europas 
ji einer Couferenz über die römifche frage ein. Don den größeren Mächten 
agen nur Defterreih und Spanien fofort zu, Preußen, England und Rußs 
land zögern dagegen und machen Schwierigkeiten. 

„ (Schweiz). An ben Ernenerungswahlen bes Staatsraths von Genf er: 
ringt bie Partei der fog. Independenten neuerdings einen vollftändigen Sieg 
und unterliegt James Fazy und feine Partei. 

»„ (Deutfhland). Der Nationalverein beſchließt in einer Generalverfamm: 
lung zu SKaffel feine Auflöfung. 

„ (Deutihland — Preußen) Das Berliner Stadigericht verurtheilt 
Tweften nah bem Willen des Obertribunal8 wegen feiner Rebe im Abg.⸗ 
Haufe vom 20. Mai 1865 gegen bie Auftizverwaltung (des Grafen zur Lippe) 
zu zweijährigem Gefängniß; berfelbe wird bemgemäß in feinem Amte als 
Stabtgerichtsrath ſuſpendirt. 

12. „ (Defterreid). Der Reichsrath beginnt bie Beratkung Über var Ders 

gationsgejep und über ben finanziellen Ausgleich mit Unguen. 
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13. Nov. (Defterreih). Reichsrath: Beide Häufer haben ſich über die 4 Staates 
grundgejeße und über bie revidirte Februarverfaſſung geeinigt, die mit bem 
Tage ber Verkündigung auch fofort in Kraft treten follen. 

» « (Franfreid). Mobification bes Minifteriums: Rouher gibt das Finanz 
minifterium an Magne ab, Lavaletie wird im Innern durch Pinard erſetzt. 
„» . (Zürlei. — Rumänien). Die Regierung fchließt die kaum zufammen= 
getretene Kammer wegen ihrer Oppofition gegen fie und ordnet Neuwahlen an. 

35. „ (Deutihland. — Nordd. Bund). Sachſen lehnt die Ginlabung 
Tranfreihs zur Theilnahme an einer europ. Gonferenz über die römiſche 
Trage mit der Hinweilung auf feine Stellung als Glied des norbd. Bundes ab. 

v» (Zürfei. — Serbien). Der bisherige Miniiterpräjident Garaſchanin 
nimmt feine Entlafjung und wird durdy Riſtitſch erfekt. 

16. „ (Rußland). Tie Peamten in Polen bedienen ſich auf höhern Befehl 
fortan des alten Kalendere, das Publikum bleibt beim neuen. 

» (Spanien). Der im Auguft verhängte Belagerungszuftand wird erſt jetzt 
wieder aufgehoben. 

17. „ (Schweiz). In Zürich beginnt eine bemofratiihe Bewegung gegen das 
dort in der Regierung and im großen Rathe herrſchende „Syftem". Pam: 
pblete des Dr. Pocher gegen ben Obergerichtspräjidenten Ullmer. 

18. „ (Deutihland. — Bayern). Die II. Kammer nimmt dad neue Ges 
werbegefeß mit Gewerbefreibeit und zwar auch für die Preßgewerbe mit allen 
gegen 15 Stimmen an. 

20. „ (Deutihland. — Nordb. Bund). Die Regierung legt dem ſächfiſchen 
Zandtage endlich einen Entwurf zur Reiorm des Fängft veralteten Wahlgeſetzes 

für den Landtag vor. 

„GEFrankreich). Tie Regierung legt dem gejeßgeb. Körper einen modifizirten 
Entwurf für die Armeereform vor. 

„ (Rom). Die püpftlihe Regierung beginnt, die gejangenen Gtaribaldianer, 
diejenigen aus den jekigen und ben früher päpftlichen Provinzen jedoch aus 
genommen, an Italien anezuliefern. 

22. „ (Deutfchland. — Baden). Die II. Kammer nimmt das neue Wehrgeſetz, 

das ſich vollfländig an die Normen des nordd. Bundes anfchliegt, mit allen 
gegen 2 Stimmen an, bie I. Kamnıer einflimmig. 


„Mußland). Ter nach Petersturg zur VBerichterftattung berufene General: 
gouverneur ber beutfchen Oftfeeprovinzen kehrt nach Riga zurüd, ohne eine 
Beruhigung bez. der Spradenfrage mitzubringen. 

"» n (Zürken). Nali Paſcha und ber Grofvezier eröffnet die Delegirtenver- 
ſammlung der Ganbdioten. 

24. „ (Deutſchland. — Breufen). Eine Depeche Bitmards weist Hefjen 
(Dalwigk) wegen feiner baftigen Annahme bes franz. Conferenzvorſchlags 
mit Nahdrud in feine Schranken zurüd. 

»„ r (Griedenland). Der König trifft mit der nenen Königin in Athen ein. 

25. „ (Italien). Garibaldi wird wieder nad Caprera entlafjen. 

„» „ (Soland). Sie II. Kammer verwirft das Budget des Auswärtigen mit 
38 gegen 36 Stimmen. Das ganze Minifterium bietet in Folge davon dem 
König feine Entlaffung an. Inzwiſchen wird das Budget durch die Forder⸗ 
ung interimiftifcher Erebitbeiwilligungen erſetzt. 

26. „ (England). Das Unterhaus bewilligt die Koften bes abyſſiniſchen Feld⸗ 
zugs, wälzt aber einen Theil der Koften auf Indien. 

2. (MNMom). Eine Tivifion Franzoſen kehrt von Civitavecchia wieder nad 
Frankreich zurüd. 

„» - (Türkei). Die candiotifche Telegirtenverfammlung flelt an die Pforte 6 
Forderungen behufs Pacificirung der Inſel. 

30. „ (EFrankreich). Der Senat ertheilt ber Regierung bez. der römiſchen 

Trage ein Vertrauenspotum, _ 
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2. Dec. (Deutfhland. — Preußen). Das Abg.-Haus erklärt fih in Folge bes 


3. 


2" 


N 


= 


16. 


Falls Zweiten neuerdings nad) zweitägiger Debatte mit- 181 gegen 160 und 
in zweiter Lefung mit 188 gegen 174 Etimmen gegen die Regierung und 
ihre Auslegung des Art. 84 ber Verjaffung. Tie Stellung des Auitiz: 
minifters Graf zur Lippe ift nachgerade doch völlig unhaltbar geworben. 

.„ (Rom). Tie Franzoſen haben die Stadt Rom wicber vollftändig geräumt 
und fid in und um Civitavecchia concentritt. 

„ (Schweiz). Beide Räthe der Bundesverſammlung einigen jih über ein 
Geſetz zur Feſtſtellung des Verfahrens jür Kinleitung einer Revifion der 
Bundesverfafjung. 

» (Türkei. — Serbien. Der neue Minifterpräjident Riſtitſch tritt ſchon 
wieder zurüd und wirb durd Petroniewic erfegt. 

(Berein. Staaten) Zuſammentritt des Gongrefies. Faft drohende 
" Botichaft des Präſidenten. 

» (Deutfhland. — Preußen). Der Suftizminifter Graf zur Lippe wird 
endlich entlaffen und durch den ehemal. hannover'ſchen Minifter Leonhardt 
erjeßt, was fich aber vefentlic doch als bloß Perjonalveränderung heraus: 
ſtellt, 3 Aenderung in der Sache. 

„GEFrankreich). Debatte des geſetzgeb. Körpers über die römiſche Frage: 
Der Staateminijter Rouber fchneidet endlich durch eine unumwundene Er: 
Härung Italien jede Ausficht auf den Erwerb Roms von Seite Franfreiche 
ab. Tas Project einer europ. Gonferenz über die römijche Frage füllt da⸗ 
durch von ſelbſt zuſammen. 

„ (Stalien). Wiedereröffnung der Kammern. Darlegung Menabrea’s: er 
erflärt „Rom ſei für Stalien ebenjo nöthig als Paris für Frankreich.“ 


u (Italien). Debatte des Senats über die römifche Frage. Terjelbe befchließt 


eine Tagesordnung, in der einftimmig „Rom Hauptſtadt“ feitgchalten wird. 

» (Berein. Staaten). Die Auftizcommifjion trägt nunmehr mit 5 gegen 
4 Stimmen auf Auflage des Präfidenten an. Das Repräfentantenhaus lehnt 
ben Antrag jebody mit 108 gegen 57 Stimmen ab. — Tas Haus entzieht bem 
Zinanzminifter die bisherige Vollmacht zur Einziehung von Papiergeld mit 
127 gegen 2] Stimmen. 

„ (Berein. Staaten). Der ehemalige Nebellenftaat Alabama bat fid) eine 
neue Verfaſſung gegeben auf Grundlage vollftändiger Rechtsgleichheit aller 
Bürger, Weißen und Neger. Am 4. Febr. 1868 ſoll über dieſelbe durch 
allgemeines Stimmredt abgeftimmt werben. 

(Deutfhland. — Preußen) Tas Abg.: Haus regt bie Ernennung 
ber bisher preuß. Gejandten zu Geſandten bes nordd. Bundes an; Bismarck 
erklärt fi) damit einveritanden. Löwe bringt die Behandlung der beutfchen 
Oſtſeeprovinzen von Seite Rußlands zur Sprache. 

v„ (Berein. Staaten). Der Congreß ertheilt den Negern im Diſtrict 
Columbia auch den Zutritt zu allen Aemtern gleich den Weißen. 

„ (Deutfäland. Nordd. Bund). Der Bundesrath leitet bie all: 
mälige Erſetzung ber} preuß. Conjulate durch Bunbesconfulate ein. 

» (Schweiz). Die VBundesverfammlung befchließt eine durchgreifende Ver: 
einjachung des militärischen Bekleidungsweſens. 

„ (Fürfei). Die Pforte gefteht die Forderungen ber candiotiſchen Dele⸗ 
girtenverſammlung ſämmilich zu. 

„ (England). Feniſche Pulververſchwörung in London. Paniſcher Schreck 
in anz England. 

fechenland). Die Kammer ertheilt dem Miniſterium Komunduros 
ni 105 gegen 52 Stimmen ein Vertrauensvotum. 

„ Schweiz) Die demokratiſche Bewegung in Zürich gewinnt entichieden 
bie Oberhand. Bier große Volksverſammlungen ſprechen ih für das Refe— 
rendum an das Volk bez. aller Geſetze aus, 

„ (Deutfhland — Preußen). Das Abg.Haus erklärt ſich gelegemiihh ISSN 


30 Algemeine Chconik. 


Budgets für eine Reorganifation ber Prewingialverfaffungen im Sinne gtö« 
Berer Sclöftregierung. 

16. Dec. (Belgien) In Folge innerer Differenzen bietet das ganze Eabinet 
Rogier:Fröre dem König feine Entlaffung an. 

17. „ (Deutfhland — Nordb. Bund) Die Regierung Sachſens enticheibet 
ih endblih au für Einführung des Gefhworneninftituts. 

-» (BDeutfhland. — Bayern). Tie II. Kammer nimmt das neue Wehr: 
geſetz auf Grund ber allg. Wehrpflicht mit allen gegen 15 Stimmen an. 

„ (Stalien). Menabren erklärt in ber zweiten Kammer, bie September: 
convention jei nicht aufgelöst, aber ſuſpendirt; ebenfo fufpendirt fei aber auch 
bie von Stalien übernommene Zahlung ber ntereffen von einem Theil ber 
päpftl. Staatsichuld, jo lange bie Franzofen in Rom feien. Die Kammer 
beichließt, von diefer Erklärung Aft zu nehmen. 

» (Verein. Staaten) Bas Repräfentantenhaus verwirft ben Antrag 
Butlers, die Staatsgläubiger in entwerthetem Papier ftatt in Gold zu zahlen, 
mit 117 gegen 32 Stimmen. . 

„ (Rußland). Der Livländiihe Landtag befchließt eine Adreffe an den Kaifer 
gegen bie beabjichtigte Ruffifizirung und für Erhaltung ber beutichen Sprache 
unter Berufung auf die verbrieften Rechte ber deutſchen Oſtſeeprovinzen. 
Der Kaijer weigert fich, bie Adrefje entgegen zu nehmen. 

19. „ (Frankreich). Beginn der Debatte bes gefebgebenden Körpers über bie 

Heeresteform. 


00 


18. 


20. „ (Deſterreich). Reichsrath: Beide Häufer haben ben finanziellen Ausgleich 
mit Ungarı genehmigt. 

21. „ (Deutfhland. — Preußen) Tas Nbg.-Haus vertagt fih bis nad) 
Neujahr, ohne das Bubget für 1868 erledigt zu haben. Die Regierung ers 
klärt, für bie Ausgaben |. Z. Subemnität nachzuſuchen. 

22. „ (Defterreih). Ter Kaifer fanctionirt bie neuen Staatsgrumbgefege und 


bie revidirte Febrnarveriaffung, die fofort in Kraft treten. 

„ (Stalien). Die II. Kammer fließt die am 9 Dec. begonnene Debatte 
über die römiſche Frage und verwirft mit 201 gegen 199 Stinnmen die von 
Menabrea angenommene Tagesordnung. Das Minifterium Menabrea gibt 
feine Entlaſſung. Der König nimmt fie an, beauftragt aber wiederum 

a Menabrea wit der Neubildung bes Minifteriums und vertagt die Kammern 

bis zum 7. Januar 1868. 

„ 0" (Portugal). Die Neuerungen im Steuerwefen führen in Oporto neuer: 
dings zu ernften Unruben: 

„ (Deutfäland. — Württemberg). II. Kammer: Die Regierung legt 
ben Entwuri eines neuen Geſetzes über bie Wahlen zur II. Kammer und 
bie Zuſammenſetzung biejer vor. 

24. „ (GDeſterreich). Der Kaifer ernennt Beuft, Becke und John zu Reichsminiſtern. 

27. „ (Deutfhland — Rordd. Bund). Die Preußen räumen Sachſen voll: 

ftändig, mit Ausnahme ber Feite Königſtein. 

„ . (Brankreih). Der geſetzgeb. Körper gefteht ber Regierung bez. ber Armees 
reform bie Yjährige Tienftpflicht mit 177 gegen 81 Stimmen zu, wobdurd 
bie Armee nach dem Verlangen ber Regierung auf 800,000 Mann gebracht 
wird, ohne bie mobile Nationalgarbe, über bie noch nicht entichieden iſt. 

„ » (Spanien) Die Königin bezeichnet e8 in ihrer Thronrebe als bie Aufs 
gabe des Negiments Narvaez „Itufenweile bie Politik bes entſchiedenen Wider⸗ 
ftandes gegen die Nevolution zu entiwideln und zu befeftigen.“ 

» . (Holand). Nachdem bie Kammern die interimiftiihen Creditforderungen 
bewilligt haben, nimmt ber König das Demiffionsbegehren bes Minifteriums 
van Zuylen nicht an unb appellirt neuerdings durch Auflöfung ber II. Kammer 
an das Land. 

28 „ (Deiterreiß). Der ungarifhe Landtag bat ben finanziellen Ausgleich 

genehmigt. 


R 
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28. Dec. (Schweiz). Der Gr. Rath von Zürich leitet das Begehren von 26,000 
ſtimmfähigen Bürgern für eine Verfaſſungsreviſion durch einen Verfaſſungs⸗ 
rath an die allgemeine Abſtimmung des Volkes. 

29. „ (BDefterreih). Endlich kann dem Kaiſer bie vereinbarte Lifte eines aus 
den hervorragendſten Führern des Reichsraths gebildeten Minifteriums für 
die cisleithaniſchen Provinzen vorgelegt werden. 

„»  » (Griechenland). Auf den deutlich zu Tage gelegten Wunſch des Königs 
nimmt das Miniſterium Komunduros troß des VBertrauensootums der Kammer 
feine Entlafjung und wird Bulgaris wieder mit ber Bildung eines neuen betraut. 

30. „ (Belgien) Ter König nimmt die Entlaffung des Gabinets an: Der 
Minifterpräfident Rogier fcheidet aus und ber Finanzminifter Frere : Orban 
erhält den Auftrag, ein neues Cabinet zu bilden. 

— „ (Türkei. — Montenegro) fchidt eine eigene Deputation nad Kon⸗ 
ftantinopel, um von ber Pforte die Abtretung eines Hafens am abdriatifchen 
Meere zu verlangen. 


Londoner Vertrag bezüglich Luxemburg 
vom 11. Mai 1867. 


Sm Ramen der allerbeiligften und untheilbaren Dreifaltigkeit: 


Se. Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von Luremburg, 
bat mit Rüdfichtnahme auf die Veränderung, welde in ber Lage bes Großberzogs 
thums veranlaßt wurbe, in Folge der Auflöſung der Bande, weldye basjelbe mit dem 
früheren beutihen Bunde verknüpften, Ihre Majeftäten den Kaifer der Franzofen, 
ben Kaiſer von Defterreih, die Königin von England, den König ber Belgier, ben 
König von Preußen und den Kaijer von Rußland eingeladen, ihre Vertreter in einer 
Conferenz zu London zu verfammeln, um fich mit den Bevollmädtigten Sr. Majeftät 
des Königs-Großherzogs zu verftändigen über neue Arrangenıents, die im allgemeinen 
Sntereffe des Friedens zu treffen wären. Und Ihre genannten Mafeftäten baben, 
nachdem fie diefe Einladung angenommen, in gemeinſamer Webereinftimmung bes 
ſchloſſen, dem Wunſche zu entiprechen, welchen Se. Majeftät der König von Stalien 
fund gegeben bat, an einer Berathung Theil zu nehmen, bie beflimmt ift, ein neues 
Pfand der Sicherheit für die Aufrechthaltung der allgemeinen Ruhe zu bieten. In 
Folge deſſen haben Ihre Majeftäten in Uebereinfiimmung mit bem Könige von 
Italien, indem fie zu diefem Awede einen Vertrag jchließen wollten, zu ihren Bes 
vollmächtigten ernannt (folgen bie Namen ber weiter unten bezeichneten Miniſter 
mit ihren Titeln), welche, nachdem fie ihre in vollgültiger Form befundenen Voll⸗ 
machten ausgetauscht, über tolgenbe Artikel übereingefommen find: 

Art. 1. Se. Majeftät der König der Niederlande, Großherzog von Luxem⸗ 
burg, hält bie Bande aufrecht, weiche bas genannte Großherzogtfum mit dem Haufe 
von Naffau : Dranien verbinden, Fraft ber Verträge, welche diefen Staat unter bie 
Souveränetät Sr. Majeftät bes Königs-Großherzogs, feiner Nachkommen und Nach⸗ 
folger geftellt haben. Die Rechte, welde die Agnaten bes Hauſes von Naffau auf 
die Erbfolge bes Großherzogthums Fraft derfelben Verträge befiken, find aufrecht 
erhalten. Die hohen contrahirenden Theile acceptiren diefe gegenwärtige Erflärung 
und nehmen bavon Alt. Art. 2. Das Großherzogtbum, in den Grenzen, wie fie 
durch ben, ben Verträgen vom 19. April 1839 angefügten Aft unter der Garantie 
ber Höfe von Defterreich, Frankreich, Großbrittannien, Preußen und Rußland feit: 
geftellt find, wirb Fünftig einen für immer neutralen Staat bilden. Es wird ge: 
halten fein, biejelbe Neutralität den anderen Staaten gegenüber zu Grakagıen, 
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Tie Hohen contrahirenden Theile verpflichten ſich, den durch den gegenwärtigen Art. 
ftipulirten Grundſatz ber Neutralität zu beobachten. Diefer Grundjak ift und bleibt 
geftellt unter die collective Garantie ber Mächte, welche den gegenmärtigen Vertrag 
unterzeichnet haben, mit Ausnahme Belgiens, das jelbit ein neutraler Staat fft. 
Art. 3. Ta das Großherzogtum Luremburg nad den Beltimmungen des vorher: 
gehenden Artikels neutralifirt it, jo wird die Anirechthaltung oder die Errichtung 
von beieltigten Plätzen auf feinem Gebiete ohne Mugen und ohne Gegenftand. In 
olge defjen ijt man gemeinjam übereingefonmen, dab die Stadt Luxemburg, welche 
ın ber Bergangenheit in militäriiher Beziehung als eine Bundesieitung angefehen 
wurbe, anihören joll, eine beieftigte Etadı zu fein. Se. Majeſtät bev König:Groß- 
berzog behält jih ver, in dieſer Stadt die nöthige Zahl von Truppen zu unterhalten, 
um daſelbſt über die Aufrechthaltung der Ordnung zu wachen Art. 4. Gemäß 
ben in ben Art. 2 und 3 enthaltenen Stipulationen erflärt Se. Majeſtät der König 
von Preußen, daß jeine Truppen, welche gegenwärtig die Bejaßung von Luremburg 
bilden, ben Beiehl erhalten werden, mit dev Räumung diefes Places unmittelbar 
nah beim Austauiche der Natificationen des gegenwärtigen Vertrages vorzugehen. 
Man wird gleichzeitig damit beginnen, die Artillerie, die Munitionen und alle 
Gegenitände zurückzuziehen, welche die Ausrüftung der genannten Feſtung ausmaden. 
Frährend dieſer Iperation wird nur die Truppenzahl dort bleiben, welche nöthig ift, 
um bie Sicherheit des Kriegsmaterials zu überwachen und um bie Grpedition bes= 
felben zu bewerfitelligen, die in einer möglihit "Furzen Friſt vollendet fein wird. 
Art. 5. Se. Wajejtät der Könige Großherzog kraft ber Eouveränetätsrechte, welche 
er über die Etadt und die Feſtung Luxembürg ausübt, verpflichtet ſich feinerfeite, 
die nöthigen Maßregeln zu treffen, um die genannte Feſtung in eine offene Stadt 
zu verwandeln vermittelit einer Schleijung (Demolition), welde Se. Majeftät für 
genügend erachten wird, um die Intentionen der hoben contrabirenden Theile zu 
erfüllen, die in dem gegenwärtigen Vertrage ausgedrüdt find. Die dazu nöthigen 
Arbeiten werden iunmittelbar nach dem Abzuge der Sarnifon beginnen. Eie follen 
mit aller derjenigen Echonung bewerkſtelligt werden, welche die Intereſſen der Stadt⸗ 
Bewohner erfordern. Ce. Majeftät der König. Großherzog veripricht außerdem, daß 
die Befeiligungen der Stadt Yuremburg Fünftighin nicht wieder bergejtellt, und daß 
fein anderes militärijches Ctablifjement dafelbft aufrechterhalten nody gegründet wer: 
ben fol. Art. 6. Tie Mächte, welche ben gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet haben, 
eonftatiren, daß, da die Auflöjung des deutſchen Bundes gleihmäßig die Auflöfung 
ber Bande herbeigeiührt bat, welche das Herzogthum Limburg in collectiver 
Weife mit bein Großherzogthum Luremburg an den genannten Bund gefnüpft haben, 
baraus folgt, daß bie Beziehungen, deren Erwähnung gefchieht in den Artikeln 
3, 4 und 5 bes Vertrages vom 19. April 1839, zwiſchen dem Großherzogthum und 
gewiſſen Territorien, bie zu dem SHerzogthun Limburg gebören, zu beitehen auf: 
gehört Haben, indem dieſe Territorien fortfahren, einen integrirenden Theil bes 
Königreiches ber Niederlande zu bilden. Art. 7. Ter gegenwärtige Vertrag fol 
ratificirt und bie Ratificationen besfelben in London ausgetaujcht werben im Zeit: 
raume von vier Wochen oder früher, wenn es ſich thun läßt. 
In Beglaubigung befjen haben die rejpectiven Bevollmächtigten ihn unter: 

eichnet und mit ihren Siegeln verfehen. Gegeben zu London, den 11. Mai 1867. 

tanley, Apponyi, Latour d'Auvergne, D’Azeglio, Bentind, Ban de Meyer, Tornaco, 
Servais, Bernſtorff, Brunnow. 

Erklärung. Es ift wohlveriianden, daß der Art. 3 dem Rechte anderer 

neutraler Staaten feinen Eintrag thut, ihre feiten Plätze auf ihre Territorien zu 
erhalten und nöthigenfalis zu verbefjern. (Folgen biefelben Unterfchriften.) 


II. 


Dentſchland. 
Preußen und Oeſterreich. 


— — — 


R 
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I. 
Rord⸗ und Süddentſchland. 
1. Preußen und der norddeutfhe Bund. 


1. San. (Preußen). In der neuen Rang: und Quartierlifte für bie 


2, 


preußifche Armee figuriren nur noch der Kaifer von Defterreih und 
der Kaifer von Merico als Chefs preuß. Regimenter, während bie 
übrigen Mitglieder bes dfterr. Kaiferhaufes in Folge bes befannten 
Borgangs (ſ. 1866 Oeſterreich Anf. Sept.) geftrichen find. 


„ Breußen: Schleswig-Holſtein). Herzog Friedrich erläßt aus 
Baden-Baden eine letzte Proclamation an feine Schleswig-Holfteiner, 
in der er fie ber gegen ihn übernommenen Verpflichtungen entbinbet, 
zugleich aber feine und bes Landes Rechte gegenüber der Annexion 
Preußens namentlih aud mit Bezug auf Nordichleswig verwahrt: 
a me Während einer eınften und wechjelvollen Zeit 
haben wir in feiter Gemeinfchaft ein großes Ziel erſtrebt. Es galt eine na- 
tionale Pflicht zu erfüllen, bie Herzogthümer von der Fremdherrſchaft zu be⸗ 
freien und bie von unjeren Vorfahren gefeßten Grenzen Deutſchlands zu 
retten. Wir preifen Gott, daß er unfere Beitrebungen ſegnete. Mochten 
wir auch verhindert werben, zum zweiten Male mit den Waffen für unfere 
Freiheit einzutreten, jo wat e8 doch unfer erſter ruhmreicher Befreiungsfampf, 
Euer feſter Widerfland in langen und trüben Jahren, es war mein 
Recht, welhe den Waffen Defterreihs und Preußens bie 
Bahn braden und unfrer alten Rofung: Frei von Dänemark! ben end⸗ 
lihen Sieg errangen. Wir konnten unfere nationale Pflicht dadurch erfüllen, 
dab wir für das Recht das Landes auf Selbftänbigfeit eintraten. Ihr wißt 
es, daß nicht perfänliher Chrgeiz, fondern nur das Bewußtſein meiner 
Pflicht mein Handeln beftimmt hat. Die freiheitliche Entwidlung des Landes 
war gefichert durch eine Verfaffung, an bie fich fiir uns theuere Erinnerungen 
nüpften. Ihr waret einig mit mir darin, daß SchleswigsHolftein allen 
Anforderungen genügen müſſe, welche die Bunbesftaatlihe Einigung 
Deutſchlands an uns flellen mochte. Ja felbft, als es fich darum handelte, 
Schleswig⸗Holſtein in ein einfeitiges Verhältniß zu Preußen, als der 
Vormacht im Norddeutſchland, zu bringen, babe ich, Eurer Zuftimmuny Ve 
,% 
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wiß, bem Könige von Preußen ſchon im erfien Monate des 


Krieges gegen Dänemark aus freien Stüden Anerbieiuggen 
aemadt, welde bamals zu einer vollfommenen Berfländi- 
gung zwiſchen dem Könige und mir führten. Ein blutiger Kampf 
bat die Berfafjung Teutichlands geiprengt und, obgleih wir nicht in Waflen 
flanden, obgleih bie innere Selbſtändigkeit Schleswig-Holjteins mit den 
neuen Formen, bie man für Norddeutſchland zu fchaffen jucht, verträglich ift, 
unjer Landesrecht niedergeworfen. Ich werbe daher mein und bes 
Landes Recht verwahren. Und wenn Nordſchleswig der dem Aus: 
Iande verhießene Kaufpreis if, uman ung ein Unredt be= 
geben zu bürjen, fo will ich wenigfiens das Recht der Nord— 
jhleswiger, bei Schleswig-Holflein zu bleiben, unb bes 
Recht Teutihlands auf Nordjhleswig aufrecht erhalten. Aber 
ih bin außer Stande, das Landesrecht gegenwärtig mit Wirkſamkeit zu ver: 
theidigen ober Euch gegen die Gefahren, mit welden die Gewalt jedes that⸗ 
fählihe Eintreten für bdasfelbe bedroht, zu ſchützen. Ich barf daher bie 
Gewiffen nicht befhweren und gebe Euch hiemit alle Berpflidtun: 
gen zurüd, welde Ihr einzeln oder in Gemeinihaft durch Eide, Gelöbniffe 
oder Huldigungen gegen meine Perfon übernommen habt. Ich fann Eud 
baber auch nicht zu einem bejlimmten Handeln auffordern, und es bebarf 
befjen nit. Sn langen Kämpfen habt Ihr ftets bie Ehre des Landes auf: 
recht erhalten. Die Pflichten gegen Deutihland und Schleswig-Holflein 
werben auch in Zufunft ber Leitftern Eures Handelns bleiben. Schleswig: 
Holfteiner! Was aud bie Zukunft bringen möge, wir dürfen auf die Ber 
gangenheit mit bem Bewußtfein zurüdbliden, einen guten Kampf gefämpft 
zu haben. Trotz aller Berlodungen habt Ihr den alten Ruhm der Holften- 
treue rein erhalten. Guere Treue und Liebe machten mir die Prüfungen 
biefer Jahre leicht. Die Zeit und die Wanblungen berjelben werben bas 
Band ber Liebe und bes Vertrauens, welches zwiſchen uns befteht, nicht 
Iodern. Für alle Zeiten werbe ih mit bem Glüde und Unglüde Schleswig: 
Holfleins mit allen Fafern meines Herzens verwachſen bleiben. Gott bebüte 
Euch! Gott ſegne unfer theures Vaterland!“ 


4. Jan. Morddeutſcher Bund). Die Bevollmächtigten der Staaten 


7. 


8. 


12. 


des norddeutſchen Bundes treten unter dem Borfite des Grafen 

Bismard behufs Feitftellung des Entwurfs einer YBundesverfaffung 

als Vorlage an den Reichstag neuerdings in Berlin zuſammen. 

„ MRorddeutfher Bund). Die Wahlen zum erflen confli- 

tuirenden Reichstage bes norbdeutfhen Bundes werden auf ben 

12, Febr. angeordnet. 

„ Morddeutfher Bund). Die Kreuzztg. verlangt für ben 

nordd. Bund ein Staatenhaus und ſpricht fi für die Umwandlung 

der Meinen Bundesfürften in Pärs bes nordd. Bunbesftantes und 

gegen einen Bundesrath als hemmend und unnüb aus, 

„» (Breußen: Naffau). Die frühern reactionären Beamten des 

Herzogs, Werren, Schepp u. |. mw., die bisher von Preußen nur 

fuspenbirt waren, werben befinitiv in Ruheſtand verfekt. 

„ (Breußen). Abg.-Haus: Zweite Lefung des am 21. Dec. 1866 

in erfter Lefung angenommenen Oefebesentwurfs bez. Abänderung 

des Art. 69 der Verfaſſung und Vermehrung des Haufes um 
) Mitgl. aus den annectirten Provinzen. Rebe Gerlachs gegen 
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den Entwurf ohne gleichzeitige geſetzliche Erweiterung auch des 
Herrenhauſes. Das Haus nimmt den Entwurf ſchließlich mit allen 
gegen 5 Stimmen an, 


—15. San. (Preußen). Herrenhaus: Debatte über das Gefeb betr. 
Abänderung des Art. 69 der BVerfaflung und Vermehrung ber Mit: 
glieder des Abg.Hauſes. 

Die Commiſſion trägt mit 3 gegen 4 Stimmen auf Ablehnung an. 
v. Kröcher und Gen. beantragen: „Das Herrenhaus wolle beichließen: 
a) den Artikel 1 in folgender Yafjung anzunehmen: Sobald die preußifche 
Berfaffung in ben neuerworbenen Landestheilen Geltung erlangt, wird das 
Herrenhaus durch Tönigliche Anordnung in Gemäßheit des Art. 1 des Ge: 
feges vom 7. Mai 1853, fowie ber Verordnung vom 19. November 1865 
durch Mitglieder aus jenen Landestheilen ergänzt, desgleichen treten zu ber 
bisherigen Anzahl der Mitglieder des Haufes ber Abgeorbnneten 80 Abge⸗ 
ordnete aus jenen Landestheilen hinzu. b) Den Titel des Geſetzentwurfs wie 
folgt zu fallen: Entwurf eines Gefetes, betreffend die Ergänzung des Herrens 
hauſes und des Abgeordnetenhanſes aus den neuerworbenen Landestheilen.” 

Straf Brühl: Ohne die Annahme des Amendements Kröcher Fünne bie 
Vertretung einer wichtigen Klaſſe von Bewohnern ber neuen Lanbestheile, 
biejenige des alten und gefeftigten Grundbeſitzes nicht ermöglicht werben. 
v. Kröcher: Das Herrenhaus befteht aus erblichen, aus durch allerh. Ver: 
trauen berufenen Mitgliedern, aus Vertretern bes alten und gefeftigten Grund: 
befißes und aus Vertretern ber Städte. Er babe im Intereſſe letzterer beiden 
Kategorien ben Antrag geftellt und hoffe, daß durch Aufnahme ber hannover'⸗ 
[hen Ritter in das Herrenhaus die Abneigung derfelden gegen Preußen bes 
feitigt werde. Dean wolle nicht von der Gnade bes Abg.-Haufes abhängen. 
Werbe fein Antrag abgelehnt, jo gebe man über fich felbft zur Tagesordnung 
über und unterzeichne fein eigenes Todesurtheil. v. Walbow-Stein- 
hövel: Die Regierung trete immer mit ber Piftole in der Hand in bas 
Herrenhaus: „nun fagt ja’; die Negierung habe aber nicht auf ewig mit 
ihren alten Gegnern Frieden geſchloſſen. v. Kleiſt-Retzow: Das Herren- 
haus fünne nicht von feinem Recht und feinem Princip ablaffen. Mit dem⸗ 
felben Recht könnte nachher ein zweites und ein brittes Gefet in berfelben 
Weife vorgelegt und feine Zuſtimmung gefordert werben. Was bie Regierung 
in dieſem Geſetze ausgefprocdhen, fei nicht der Weg des Compromifjes, fondern 
bes entichtedenen Entgegentretens. Er ſei mit Hrn. dv. Kröcher vollflommen 
einverftanden, baß mit ber Annahme dieſes Geſetzes das Todesurtheil des 
Haufes vollzogen fei. v. Senfft-Pilſach: Nähme er das Geſetz ohne das 
Amendement Kröder an, fo würde er fi für meineidig erflären. Graf 
Bismard habe zu feinem Bedauern feine bisherigen Parteigenofien, bie ihm 
treulich zur Seite geftanden, plößlich verlaffen und fich jelbit den Männern 
zugewandt, die Oppofition maden. Graf Bismard: Wenn der Vorrebnier 
nur furze Zeit an der Spite ber Regierung geflanden hätte, jo würde er 
fih jagen, baß man in diefer Lage nicht die Möglichkeit bat, Partei: Anfichten 
zu folgen. Ein großer Staat regiert fi nicht nad ParteisAnfichten, man 
muß die Gefammtheit ber Parteien, die im Lande vorhanden find, in Abs 
wägung bringen und aus bem Reſultate dieſer fich eine Linie ziehen, ber 
eine Regierung als ſolche folgen Tann. „Die Herren, weldhe den Geſetzes⸗ 
vorfchlag, wie er aus bem anderen Haufe gekommen, ablehnen, haben meiner 
Weberzeugung nad zwei Zwede babei. Sie wollen erſtens bie organifche 
Entwidlung biefes Haufes ficher ftellen, und fie mollen zweitens der Re⸗ 
gierung einen größeren Spielraum bei Einführung der Verfafjung in bie 
neuen Lande bewilligen, jet e8 der Zeit nad, ſei e8 bem Inhalte nad. 
Sehen wir unter bem Gefihtspunfte beider Fragen, ab {er vielen ur 
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erreihen! Se. Maj. ber König bat bem Haufe durch bie Bererbuung vom 
October 1865 — eine Verordnung, bie nicht leicht nach ber ganzen Lage ber 
Tinge Binzuflellen war — ein Unterpfand gegeben, daß Ee. Majeflät feft 
entſchlofſen if, bas Herrenhaus als einen organiſchen Factor unſerer Ber: 
zu erhalten, zu ehren unb zu fordern. Die königliche Regierung — 

Eie Tonnen davon überzeugt fein — iſt banfbar für bie Unterflübung, bie 
bas in fchwierigen Fragen ihr flets gegeben Bat, nicht nur, 
fondern fie wird aus conflitutioneller Ueberzeugumg ben Beflanb bes Herren: 
Baufes und feine organiiche Fortbildung gegen jebe Anfechtung vertreten ; fie 
Bält Diejenigen conflitutionellen Staatsmänner für ſehr furzfichtig, welche 
glauben, fie Tännten einen Factor der Verfaſſung anfechten und für ungeſetz⸗ 
lich erflären, ohne babei das ganze Syſtem unjerer Berfafjung in Frage zu 
flelten. Eine Regierungsgewalt, welde fi bazu herbeiliehe, ben einen 
Factor ber Geſetzgebung willfürlih zu befeitigen ober zu ignoriren, würde 
wenigfiens buch Verjaſſungsbedenken jchiwerlich bewogen werben, vor bem 
anderen Halt zu machen. Dieſes Bekenntniß ber Aufiafjung der Regierung 
von ber Bedeutung bes Herrenhaufes, von feiner Nothwendigfeit, von feiner 
Verfafjungsmäßigkeit und Unantafibarkeit, von dem Schutze ber königlichen 
Aufage, unter der es flieht, wie jebe andere Berfafjungseinrichtung, biefee 
Bekenntniß Tann Ihnen aus meinem Munde nicht neu und unerwartet fein. 
Wenn Sie bies aber für wahr annehmen, jo haben Sie auch die Gewißheit, 
daß Sr. Majeflät alle Kategorieen, aus benen das Herrenhaus feine Mit: 
fieder zieht, in ben neuen Ländern nach ber bisherigen Gefebgebung ofien 
ehen. Aber Sie werben auch mir zugeben, baß es nicht nützlich if, fo lange 
bie DVerhältnifje nicht abgeſchloſſen find, bie Regierung zu nöthigen, Mit: 
glieder zu berufen, beren Berbalten vielleiht das Herrenhaus wiederum zu 
uerlichen Beſchlüſſen nöthigt. Wir können nicht wünfchen, meine Herren, 
daß Untertfanen Sr. Maj. bes Königs von Preußen wieder ihre Stellung 
in diefem Haufe benugen, um ſich zu Organen preußenfeindlicher Herricher 
aufzuwerfen, wir können nicht wünjchen, daß Mitglieder dieſes Haufee, bie 
mit ber auswärtigen Politik Str. Mai. bes Königs unzufrieden find, ihm 
ben Hulbdigungseid anffündigen. Alles diefes würbe der Befefligung unferer 
organiſchen Einrichtungen nicht förderlich ſein. Eine andere Frage iſt: Treten 
Ste dem Zwecke näher, ber Regierung Spielraum zu gewähren, wenn Sie 
das AZuflandefommen bes Geſetzes hindern, wenn Sie es, wie es aus bem 
anderen Haufe gefommen ift, verwerfen? Entweder bie Regierung ifl von 
ber Nothwendigkeit, die Berfafjung bis zum 1. Det. d. 3. einzuführen, 
fiberzeugt, und fie findet Mittel, bie ihr entgegengefiellten Hinderniſſe zu 
überwinden, dann ift Ihr Beichluß mindeftens überflüffig, und Sie erihweren 
ber Regierung ihre an fich fchwierige Aufgabe, ober aber bie Regierung ſtutzt 
vor dieſem Hinderniſſe, hält es für unüberwinblih, und es ift Ihnen ge: 
ungen, gewilfer Maßen einen Stod in das Räberwerf ber Staats⸗Maſchine 
zu Hoen und diefelbe zum Stillftande zu bringen. Sie ſchaffen dann einen neuen 
Eonflict zwifchen ben beiden parlamentarifchen Gewalten, ben zu enticheiden 
entweder bie Regierung verpflichtet ift, ober ben bie Greignifje löſen müſſen. 
Die Regierung, wenn fie auch auf Ihren Wunſch eingeht, Fönnte "zwar das 
Abgeorbnetenhaus, wenn es bie Aenderungen bes Herrenhauſes ablehnt, auf: 
Iöfen, e8 wäre dadurch von Neuem bie Möglichfeit gegeben, daß fich wieder 
ein bauernder Conflict entipinnt und wir in eine Lage Tommen, in ber wir 
nicht wünſchen können, von den Ereigniffen überrafht zu werben. Aeußere 
Greignifie haben dazu beigetragen, ben früheren Conflict zu fließen und 
würden vieleicht auch ben neuen entfcheiben, ich halte es aber in kritiſchen 
Zeitverhältnifien für Feine ber parlamentarifchen Körperichaften für gerathen, 
tiefgehenbe "Berfaffungsfragen zu öffnen und flüffig werben zu laſſen; 
Niemand kann vorherſehen, nad welcher Richtung hin unvorbergejehene 
Ereigniffe fich entfcheiden. Es ift nüßlicher für beide Inftitutionen, das feite 
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Gefüge bes Schildes ber Verfafjung nicht Ioder werben, Feine Lücke entftehen 
zu laflen. Die zweite Frage iſt die: Erweiſen ſie wirklich der Regierung 
wider Ihren Willen einen Dienſt, indem ſie ihr einen geräumigeren Zeitraum 
verſchaffen und die Einführung ber Verfaſſung zum 1. October hindern? 
Ich gebe zu, der Zeitraum ift ein furzer und an der Berfaffung wird gewiß 
Jeder in feinem Sinne eine Verbeſſerung wünſchen. Daß fie beren bebürftig 
ift, Hat Niemand mehr anerfannt, als ihr Begründer, ber hochſelige König 
Friedrich Wilhelm IV. Aber meine Herren, wir haben Teine andere Ver: 
fafjung wie biefe. Verfallen wir nit in ben Fehler unferer Gegner, daß 
wir bie biftorifhe Entwidlung, vermöge deren wir bis zu bem heutigen 
Tage gelangt find, ignoriren, daß wir nicht mach den gegebenen Unter: 
lagen, jondern nah den wünſchenswerthen handeln. Im gegenwärtigen 
Moment der Krijis der beutichen, ber möglidyen Krifis entopäifiher Verhält: 
niffe, in dem Moment vorzugsieife die Yenderung und Reform ber Verfafjung 
ins Auge zu faffen — über diefem Beſtreben bie Verhältniffe im Lande 
weifelhaft und unficher werben zu Laffen, halte ich nicht für mwohlgethan. Es 
* ſich vielleicht ſpäter dafür der Augenblid. Eine Nation, bie ſich 
definitiv conſtituirt hat, die fertig iſt mit ihren auowärtigen Aufgaben, 
kann Verfaffungsfämpfe ohne Scheu herantreten laſſen. Wir haben aber den 
Kampf, ber uns vier bis fünf Jahre befchäftigt hat, erft in dieſem Sabre 
zum Beichluß gebracht und e8 wäre nicht wohlgetban, in bdiefem Augenblid 
ben &onflict wieder heraufzubeſchwoͤren, nicht wohlgethban, die Ungemwißheit 
ber Zuftände ber neuen Länder über das Nothwendigſte hinaus zu verlängern. 
Der Zeitraum ift kurz bis zum 1. October, hoffentlich aber ausreichend. 
Ein noch Ffürzerer wäre mir lieber. Die prenßifche Verfaffung ift, fo gut 
ober fchlecht fie ift, das wirffamfte Bindemittel, welches wir dem vergrößerten 
Staate bieten können. Nichts ift geeigneter, die Verſchmelzung der wibers 
ftrebenden Elemente zu fördern, als gemeinfame Arbeit an ber gemeinfamen 
Aufgabe. Die Herren werben mande Vorurtheile fallen laſſen, wenn fie erft 
mit und gemeinfam an ber nationalen Aufgabe thätig find. Diefen fo zu 
fagen ben Dedel des Kaftens fehr lange offen flehen zu laffen in jetziger 
Zeit, halte ih nicht für nühlih. Se früher wir den Abſchluß nach biefer 
©eite bin und nad) der Seite des nordbeutfchen Bundes erreichen, deſto ges 
fiherter, defto zugelnöpfter gehen wir bem etwaigen Ichlechten Wetter der Zus 
Tunft entgegen. Aus diefem Grunde auch betreibt bie Regierung, fo viel fie 
kann, ben Aufammentritt des norbbeutfchen Parlaments. Es ift eine ſchwere 
Aufgabe für die Regierung, unmittelbar aus einer parlamentariichen, Cam: 
pagne in bie andere überzugeben. Nichts befto weniger bat fie fich dazu 
entichloffen, weil fie überzeugt ift, daß der Verzug ſchadet. Ebenſo fieht fie 
Gefahr im Aufſchube der Gonftituirung eines verfalfungsmäßigen Gemein 
wefens, an bem bie neuen Länder in vollem Maße Theil nehmen, und deß⸗ 
halb ftellt fie fich felbft die Aufgabe, in ben acht Monaten, bie wir nod 
haben, mit ber Organifation, die ber Anwendbarkeit ber Verfaffung in den 
neuen Ländern vorangehen muß, fertig zu fein. Sollte wiber Erwarten bies 
mißlingen, fo würbe fie e8 vorziehen, vor jener Friſt die Häufer des Lands 
tages noch einmal zufammen zu berufen, um einen Auffchub ber Verfaſſungs⸗ 
Einführung zu beantragen. Sie hofft aber, nicht in dieſe Lage zu Fommen.” 
v. Meding und v. Brüned meinen, wenn biefe Aeußerungen bes Minifter: 
präjidenten in der Commiffion abgegeben worden wären, man fidh bie uners 
quicklichen Gründe erfpart hätte. v. Kleiſt-Retzo w dagegen findet, bie 
Debatten feien fo Tebenbig, erfrifchend und erquidlich geweſen, daß er nur 
wünſchen möchte, fie wiederholten fi) wenigftens jede Woche einmal, Es 
werde ſchon die Zeit fommen, wo bie Regierung bas Herrenhaus wieder 
werde und dann würden auch dieſe Debatten jegensreiche Folgen 
aben. 

Dei der Abftimmung wird das Amendement Kröcher mit 54 gen 
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ptenſen und ber norddentſae Bin. 


49 Stimmen abgelehnt und G 1 mit 54 gegen 48, das ganze 
GSefe aber mit 64 gegen 28 Stimmen angenommen. 


15. Yan. (Breußen: Hannover). Ablauf der Frift für bie Entſcheidung 


. 


17. 


18. 


der Offiziere der ehemals kgl. hannöv. Armee: 525 Offiziere haben 
fi zum Eintritt in bie preuß. Armee gemeldet, 72 ihre Penſi⸗ 
onirung verlangt, 90 gar Feine Erklärung abgegeben. 


„ Rorddbeutfher Bund). Die meiften Regierungen ber Klein: 
ftaaten bes Bundes geftehen ben zukünftigen Abgeorbneten zum erften 
Reichstage Diäten (von 4 Thlrn.) zu. 


v„ (Hamburg). Lebhafte Agitation für und ‚gegen einen Eintritt 
Hamburgs in ben Zollverein. 


„ DRorddeutfher Bund). Die offiz. Prov.-Corr. äußert ſich 
über die Geſtaltung des nordd. Bundes bahin: 

„Die Eonferenzen der Bevollmächtigten ber nordd. Staaten laſſen mehr 
und mehr ein alfeitig erfreuliches Ergebniß in Ausfiht nehmen. Die Bes 
vollmächtigten haben immer beflimmter erfannt, baß bie preußifche Regierung 
ben Einzelftanten Teine andern Opfer zumuthet als diejenigen, welche bie Zu⸗ 
fammenfafjung aller Kräfte behufs Sicherung eines mächtigen nationalen 
Yortichritts auf dem wirtbfchaftlichen und politifchen Gebiet unabweislich ers 
erfordert, unb daß über diefe Gebiete gemeinfamen Schaffens hinaus ber 
norbbeutfhe Bund ben einzelnen Staaten vor allem eine Anlehnung zur 
freien und wirkſamen Entwidlung ihrer eigenen Kräfte barbieten joll.* 
Namentlich wird der fächfifchen Regierung nachgerühmt, baß fie erfannt habe, 
wie bie Keime gemeinfamer Wohlfahrt und Kraft in aufrichtigem Zufammens 
geben zu pflegen feien. Aber auch den Fleinern Regierungen wird Berftänds 
niß und redlicher Wille zuerfannt. „Allerdings habe ber große Abftand ber 
geringen Leiftungen, welde bie Bevölferungen ber Fleinen Staaten bisher 
für die nationale Vertheibigung zu gewähren hatten, von denjenigen An⸗ 
forderungen, die im norbbeutfhen Bunde bei gleihmäßiger und gerechter 
Dertheilung der nationalen Pflichten an fie zu ftellen find, ben betreffenden 
Negierungen fürs erfle manche jchwere und peinlihe Erwägung in Betreff 
ber Aufbringung der neuen Laſten auferlegt. Uber die preußilche Regierung 
werde auch in dieſer Beziehung jede mögliche Rückſichtnahme auf ben bis⸗ 
berigen Entwidlungsgang und auf bie thatlächlichen Verhältniſſe in den 
kleinern Staaten obwalten Iaflen, und namentlih bie Sand bazı bieten, 
baß ben Fleinern Staaten ber Uebergang zur vollen Erfüllung ihrer neuen 
Pflichten fih durch eine baldige wirtbichaftlihe Umgeftaltung und Vereins 
fachung ihrer innern Einrichtungen erleichtere.” 


v» (Preußen). Das Abg.-Haus genehmigt den von Paur und Gen. 
eingebrachten Gefebesentwurf für Parlamentsbiäten mit 178 gegen 
106 Stimmen. Die Regierung erflärt fih dagegen als vor ben 
Reichstag gehörig. 


„» MRordbeutfger Bund). Die Conferenz der Bevollmächtigten 
ber nordd. Bunbesitaaten beſchließt einftimmig: 

„In Erwägung, baß bie wünſchenswerthe Förderung bes Verfaffungss 
werfes eine einheitliche Vertretung der hohen verbündeten Regierungen gegen: 
über ber gemeinfchaftlich einzuberufenden VBolksvertretung erheifcht, ber Krone 
Preußen ad hoc bie in ben Artifeln 14 und 25 bes von der Krone Preußen 
vorgelegten Berfaffungs-Entwurfes — Art. 14. „Dem Präfibium ſteht e8 
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zu, ben Bundesrath und ben Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen 
und zu fchließen.” Art. 25. „Die Legislatur:Prriode des Reichstages 
bauert brei Jahre. Zur Auflöfung des Keichstages während berfelben ift 
ein Beichluß des Bundesrathes unter Zuftimmung bes Präfibiums erforbers 
lich.“ — bezeichneten, dem Präfidium fowohl wie dem Bunbesrathe einges 
räumten %Befugniffe, fo weit fich dieſelben auf den Neichstag beziehen, zu 


übertragen und bie Krone Preußen zu ermächtigen, bem Reichstage ben 


Verfaflungsentwurf, über ben bie verbünbeten Megierungen fich geeinigt haben 
werben, vorzulegen und für deſſen Vertretung bem Neichstage gegenüber bie 
nöthige Vorſorge zu treffen.” 


D. Jan. (Preußen: Hannover). Eine k. Cabinetsorbre ftellt ben han⸗ 


2. 


noverſchen Finanzetat für 1867 feit. Derfelbe fließt in Einnahmen 
und Ausgaben mit 22,589,700 Thlen. Die Einnahmen aus ben 
früher ausgefchiebenen Domänen find darin in ihrem vollen Betrage 
wieberum der Staatsfaffe zugewiejen (und zwar mit einem Netto: 
betrage von 633,400 Thlen., während ber Ausfcheidungsvertrag 
vom 1. Suli 1858 benfelben im Sntereffe der Kronkaſſe nur zu 
445,000 Thlrn. berechnet, das Land alſo zur kgl. Civilliſte von 
600,000 Thlr. no jährlihd 155,000 Thlr. Hatte zulegen müffen). 
Der Militäretat ift von 2,744,330 Thlr. nad dem lebten han: 
noverſchen Budget auf 4,233,240 Thlr., alfo um 1,488,900 Tplr. 
erhöht worben. 


» GBreußen). Eine k. DVerorbnung befiehlt die Vereibigung ber 


Deamten in ben neu annectirten Landestheilen. 


_» Breußen). Das Abg.-Haus befchließt über die Frankfurter 


Petitionen betreffend die Wiebererflattung ber Kriegslaften motivirte 
Tagesordnung, indem es die Billigfeit ber Staatsregierung voraus⸗ 
feßt. Der Reg-Commiffär erklärt, daß für Rückzahlung ber Con⸗ 
tribution oder für ausfchließliche Verwendung berfelben zu Gunften 
Frankfurts Teinerlei Ausficht vorhanden fei. 


„ Breußen: Schleswig-Holftein). Feierliche Verkündigung bes Pa= _ 


tentes, durch welches ber König vom Lande Beſitz ergreift und einer 
Proclamation an die Schleswig-Holfteiner, beide vom 12. Januar. 
Anſprache des Oberpräſ. v. Sceel:Bleffen an die in Kiel ver: 
jammelten Beamten und Ritterfchaftsmitglieber. 

Proclamation: „Durch das Patent, welches Ach heute vollzogen babe, 
vereinige Ich euch, Einwohner ber Herzogthümer Holitein und Schleswig, mit 
Meinen Unterthanen, euren Nachbarn und deutſchen Brüdern. Durch bie Ents 
ſcheidung bes Kriegs, durch völferrechtliche Verträge und durch Neugeftaltungen 
bes gemeinfamen beutjchen Baterlands nunmehr aus Verbindungen gelöst, bie 
ihr Ion lange nur ‚mit Wiberfireben getragen, tretet ihr jegt in ben Ver⸗ 
band eines großen Staats, deſſen Bevölkerung euch durch Stammesgemeinichaft 
und Sitte verwandt und durch Semeinfamfeit der Intereſſen befreundet ift. Wenn 
an unter euch fich nicht ohne Zögern von andern Beziehungen 
Iosgejagt haben, jo ehre Ich auch bierin bie bewährte Feſtigkeit eures 
Stammes, und würbige biefelbe als eine Bürgichaft, daß ihr und eure 
Kinder auch Mir und Meinem Haus mit Treue angehören werbet. Ihr 
werbet bie Notbwenbdigfeit bes Gefchehenen erkennen. Dem \olen tr Kue 
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bes fchweren Kampfes und ber blutigen Siege für Deutichland nicht verloren 
fein, fo gebietet e8 ebenfo bie Pflicht der Selbfterhaltung als die 
Sorge für bie Förberung ber nationalen Intereffen, bie 
Herzogthlimer mit Preußen feit und bauermb zu vereinigen. Und — wie 
ſchon Mein in Gott ruhenber Hr. Bater es ausgeſprochen — nur Deutſch⸗ 
Iand bat gewonnen, was Preußen erworben. Dieß werbet ihr mit Ernſt 
erwägen, und jo vertraue Ich eurem beutichen und reblihen Sinn, daß ihr 
Mir eure Treue ebenfo aufridhtig geloben werbet, wie Ich zu Meinem Bolt 
euch aufnehme” ... 


24. Jan. (Preußen: Hannower). Eine k. Cabinetsorbre betreffend bie 


[2 


28. 


30, 


„Aufrehterhbaltung ber Intereſſen des öffentlichen 
Dienftes in dem ehemaligen Königreih Hannover“ verorb: 
net im Anfchluß an die k. Ordre vom 3. Dezember v. J.: 

in $ 1. „Beamte, deren Verhalten in oder auper bem Amte eine Ver: 
letung ber Uns fjchuldigen Treue enthält und fomit ber Vorausfegung 
zumiberläuft, von welcher bereits in Unſerem Befignahmepatente vom 3, Ok⸗ 
tober v. %. ihre Belaflung im Genuß der Dienfteinfünfte abhängig gemacht 
worden ift, find buch Beihluß bes Staatsminifteriums, nad Yefinden unter 
gänzlichem oder theilweiſem Verluft ihrer Dienfteinfünfte (Gehalt, Wartegelb 
oder PBenfion u. f. w.) aus ihren Nemtern zu entfernen.” 
„ Preußen: Kurbeffen, Homburg, Schleswig-Holftein). Der „Staats: 
anz.“ publizirt "die Budgets für biefe neu annectirten Randestheile 
und zwar für die Zeit vom 1. Oct. 1866 bis zum 31. Dec. 1867, 
vorbehaltlich der Genehmigung bes Landtags für bie Zeit vom 
1. Oct. 1867 an. Diefelben fließen in Einnahme und Ausgabe 
gleichlautend ab, Im Budget für Kurheſſen find bie bisherigen 
300,000 Thlr. im orbentlihen und 4760 Thlr. im außerorbent: 
lihen Etat „für den Eurfürftlichen Hof” und ebenfo die 56,900 Thlr. 
an „Apanagen für die Prinzen des Hauſes Kurheffen” geblieben. 
» (Preußen). Der Fürft v. Thurn und Taris cebirt fein bie- 
heriges Poftregal in einer Reihe von deutſchen Staaten um ben 
Preis von 3 Mil. Thlrn. durch Vertrag an Preußen. 


„ (Sadfen). I. Kammer: Graf Hohenthal verlangt aud für ben 
ſächſ. Landtag das Recht der Genehmigung oder Verwerfung ber zu 
vereinbarenden Berfaffung bes norbbeutfchen Bundes. Der Staats: 
minifter v. Noſtitz-Wollwitz fagt e8 zu. 


» (Breußen). Der frühere Gouverneur von Schleswig, Gen. 
v. Mantenffel wird abberufen und auf ein Jahr beurlaubt. 


„ Mordbeutfher Bund). Preußen legt ber Conferenz ber 
Bevollmächtigten ber Bundesſtaaten feine Antwort auf bie Defiderien 
ber Einzelſtaaten vor, worauf eine Einigung nicht bloß über bie 
wefentlihen Orundlagen der DBerfaflung, fondern auch über ben 
größten Theil ber Cinzelbeftimmungen „unter vielfadher Berüd- 
fihtigung der befonderen Wünſche und Vorſchläge der Verbündeten“ 
erfolgt. 

»„ (Preußen). Das Abg.Haus genehmigt: den Gejehesentwurf be: 


prenſen um) der norddeniſche Bund:. 48 


treffend die Bewilligung einer: Eifenbahn-Anleihe von 24 Mil. 
Thlrn., doch nur mit dem Zuſatze dus Abg. v. Binde (Hagen) 


‚„Jede Verfügung ber Staatsregierung über eine ber durch dieſes Geſetz 
berührten Eifenbahnen durch Veräußerung oder Verpachtung bebarf zu ihrer 
Rechtsgültigkeit ber Zuflimmung beider Häufer bes Landtags”, 


ber gegen ben heftigen Widerſtand der Minifter mit 175 gegen 
114 Stimmen angenommen wird, 


1. Fehr. (Preußen). Das Herrenhaus lehnt das vom Abg.-Haus beſchloſſene 
Parlamentsdiätengefeß mit 78 gegen 7 Stimmen feinerfeitS ab. 
Das Abg.-Haus genehmigt die Vorlage der Regierung bezüglich 
Aufhebung bes bisherigen Salzmonopols gegen Einführung einer 
Salziteuer. 
(Preußen: Hannover). Die Regierung verjebt eine Reihe von 
Beamteten aus ben älteren preuß. Provinzen ins hannoverſche, na⸗ 
mentlih an Stelle folcher, die wegen Unterzeihnung ber ritters 
Ichaftlichen Adrefje fuspendirt worden maren. ' 
2. „ (Preußen) Das Abg.-Haus genehmigt einjtimmig das von ber 
Regierung mit dem Fürften von Thurn und Taris abgefchloffene 
Abkommen bezüglich Abtretung feines Poftregals. 


„ nn (Breußen: Frankfurt). Der Finanzminifter v. d. Heydt Tehnt 
bie Begehren einer Eingabe bez. Erftattung ber 6 Mill. Kriegs- 
contribution und anderer Leiftungen während bed Krieges ab: 

„Den Herren Unterzeihnern ber an das k. Staatsminifterium gerichteten 
Borftelung vom 20. v. M., melde zur weitern Veranlaffung an mich abs 
gegeben worben ift, erwiebere ich, baß bie von ber Stabt Frankfurt a. M. 
baar eingezablte Kriegs-Contribution von. 5,747,008% fl. ihre definitive Vers 
wendung nad) Maßgabe bed Geſetzes vom 28. Sept. v. %. bereits gefunden 
bat und eine Zurückzahlung berfelben ebenfowenig wie die außerdem bean: 
tragte Schadlofigkeit in Ausficht geftellt werben kann. Nach ber von bem 
Hrn. Minifterpräfidenten und Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten 
Grafen v. Bismard bei deffen Anweſenheit in Brünn dem Senator Dr. Müller 
gemachten Eröffnung, würde es lediglich von ber Entichließung ber Stadt 
Frankfurt abgebangen haben, durch ihren freiwilligen Anſchluß an 
Preußen nit nur jede Kriegsauflage von fich abzuwenden, ſondern fich 
auch im Wege bes Vertrags eine Ausnahmeftellung unter ben Städten 
ber Monarchie mit wichtigen Privilegien gefichert zu jehen. Nachdem bie Stadt 
Frankfurt Hierauf nicht eingegangen tft, hat diefelbe die eingetretenen Verluſte 
ale unvermeidliche Kriegsfolge lediglich ihrer frei gewählten Haltung 
zuzufchreiben. Dem Antrag: bie baar bezahlten Kriegscontributionen ber 
Stadt oder für deren Rechnung ber Frankfurter Bank zurüdzuerftatten und 
bie Stadt für bie fonftigen Naturallieferungen und Leiftungen in dem Maß 
zu entfchäbigen, baß Frankfurt Teine höheren Sriegsleiftungen angerechnet 
werden als im Verhältniß bie andern preußiichen Städte zu tragen hatten, 
fann unter biefen Umſtänden, ganz abgefehben davon, daß die Herren Unter: 
zeichner ber Vorftellung vom 20. v. M., Anliegen der Stabt Frankfurt zu 
vertreten, nicht Tegitimirt find, Teine entjprechenbde Folge gegeben werden.“ 


4. u (Breußen). Herrenhaus: Debatte Über das Eifenbahnanlehen 
von 24. Mil. Die Commiſſion trägt mit 8 gegen 2 Simmern 
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I. 
Hord- und Süddeutſchlaud. 
1. Preußen und der norddeutf—he Bund. 


1. San. (Preußen). In der neuen Rang: und Quartierlifte für bie 


2. 


preußifche Armee figuriren nur noch der Kaifer von Defterreih und 
der Kaifer von Mexico als Chefs preuß. Negimenter, während bie 
übrigen Mitglieder bes diterr. Kaiferhaufes in Folge des befannten 
Borgangs (j. 1866 Oeſterreich Anf. Sept.) geftrichen find. 
v„ (Preußen: Schleswig-Holflein). Herzog Friedrich erläßt aus 
Baden-Baden eine legte Proclamation an feine Schleswig-Holfteiner, 
in ber er fie der gegen ihn übernommenen Verpflichtungen entbinhet, 
zugleich aber feine und des Landes Rechte gegenüber der Annerion 
Preußens namentlih aud mit Bezug auf Nordichleswig verwahrt: 
a bene Während einer ernſten und wechjelvollen Zeit 
haben wir in felter Gemeinſchaft ein großes Ziel erſtrebt. Es galt eine na⸗ 
tionale Pfliht zu erfüllen, die Herzogtblimer von der Fremdherrſchaft zu be⸗ 
freien und bie von unferen Vorfahren gejeßten Grenzen Deutſchlands zu 
retten. Wir preifen Gott, baß er unfere Beitrebungen ſegnete. Mochten 
wir auch verhindert werden, zum zweiten Male mit den Waffen für unfere 
greiheit einzutreten, Jo war e8 doch unjer erfter ruhmreicher Befreiungskampf, 
Euer feſter Widerfland in langen und trüben Jahren, es war mein 
Recht, weldhe ben Waffen Defterreihs und Preußens die 
Bahn brachen und unfrer alten Loſung: Frei von Dänemarf! ben end» 
lien Sieg errangen. Wir fonnten unfere nationale Pflicht dadurch erfüllen, 
daB wir für das Recht das Landes auf Selbftändigfeit eintraten. Ihr wißt 
es, daß nicht perfönlicher Ehrgeiz, fondern nur das Bewußtfein meiner 
Pflicht mein Handeln beflimmt hat. Die freiheitliche Entwidlung bes Landes 
war gefihert durch eine Verfaffung, an die fich fiir uns theuere Erinnerungen 
nüpften. Ihr waret einig mit mir darin, daß Schleswig-Holftein allen 
Anforderungen genügen müffe, welche bie bunbesftaatlihe Einigung 
Deutfhlands an uns flellen mochte. Ja felbft, als e8 ſich Darum handelte, 
Schleswig⸗Holſtein in ein einfeitiges Verhältniß zu Preußen, als ber 
Vormacht in Norbdeutichland, zu bringen, babe ich, Eurer Zuftimmung ges 
7% 
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Preußen und der norddentſche Bund. : 
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wiß, bem Könige von Preußen ſchon im erfien Monate bes 
Krieges gegen Dänemark aus freien Stüden Anerbietgggen 
gemacht, welde bamals zu einer volllommenen Verſtundi— 
gun wilden bem Könige und mir führten. in blutiger Kampf 
bat die Verfaſſung Deutſchlands geſprengt und, obgleich wir nicht in Waflen 
ftanden, obgleih bie innere Gelbftändigfeit Schleswig-Holſteins mit den 
neuen Formen, die man für Norbdeutichland zu Ichafien fucht, verträglich ift, 
unjer Landesrecht niedergeworfen. ch werbe baher mein und des 
Landes Recht verwahren. Und wenn Nordfchleswig ber bem Aus: 
lande verhießene Kaufpreis ift, um an ung ein Unredt be— 

eben zu bürfen, fo willih wenigftens das Recht ber Norb- 
—— bei Schleswig-Holſtein zu bleiben, und das 
Recht Deutſchlands auf Nord chleswig aufrecht erhalten. Aber 
ih bin außer Stande, das Landesrecht gegenwärtig mit Wirkſamkeit zu vers 
theibigen oder Euch gegen bie Gefahren, mit welhen bie Gewalt jedes that 
ſächliche Eintreten für dasſelbe bebroht, zu ſchützen. Ich barf daher bie 
Gewiſſen nicht beichweren und gebe Eud hiemit alle Verpflihtune 
gen zurüd, welde Ihr einzeln oder in Gemeinjchaft durch Eide, Gelöbnifje 
oder Hufbigungen gegen meine Perſon übernommen habt. Ich kann Euch 
baber auch nicht zu einem bejlimmten Handeln auffordern, und es bebarf 
befien nit. In langen Kämpfen habt Ihr ſtets bie Ehre des Landes aufs 
recht erhalten. Die Pflichten gegen Deutihland und Scleswig-Holftein 
werden auch in Zukunft ber Leitftern Eures Handelns bleiben. Schleswig: 
Holfleiner! Was auch bie Zukunft bringen möge, wir bürfen auf bie Vers 
gangenheit mit dem Bewußtfein zurüdbliden, einen guten Kampf gefämpft 
zu haben. Trotz aller Berlodungen Habt Ihr ben alten Ruhm der Holften- 
treue rein erhalten. Euere Treue und Liebe machten mir die Prüfungen 
biefer Jahre Teiht. Die Zeit und die Wanblungen berjelben werden das 
Band der Liebe und des Vertrauens, welches zwiſchen uns befteht, nicht 
lockern. Für alle Zeiten werde ich mit dem Glüde und Unglüde Schleswig: 
Holfteins mit allen Faſern meines Herzens verwachſen bleiben. Gott behüte 
Euch! Gott fegne unjer theures Baterlanb !* 


San. Morddeutſcher Bund). Die Bevollmãchtigten der Staaten 


des norddeutſchen Bundes treten unter dem Vorſitze des Grafen 
Bismarck behufs Feſtſtellung des Entwurfs einer Bundesverfaſſung 
als Vorlage an den Reichstag neuerdings in Berlin zuſammen. 

„ Rorddeutfher Bund). Die Wahlen zum erſten conſti⸗ 
tuirenden Reichstage des norddeutſchen Bundes werden auf den 
12. Febr. angeordnet. 

„Morddeutſcher Bund). Die Kreuzztg. verlangt für den 
norbd. Bund ein Staatenhaus und fpricht fich für die Umwandlung 
ber Fleinen Bunbesfürften in Pärs des nordd. Bunbesftantes und 
gegen einen Bunbesrath al8 hemmenb und unnüß aus, 

» BPreußen: Naffau). Die frühern reactionären Beamten des 
Herzogs, Werren, Schepp u. f. w., die bisher von Preußen nur 
fuspenbirt waren, werden befinitiv in Ruheſtand verjekt. 

» (Breußen). Abg.-Haus: Zweite Leſung bes am 21. Dec. 1866 
in erfter Lefung angenommenen Gefeßesentwurfs bez. Abänderung 
des Art. 69 der Berfaffung und Vermehrung des Haufes um 
80 Mitgl. aus den annectirten Provinzen. Rebe Gerlachs gegen 


“ 
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den Entwurf ohne gleichzeitige geſetzliche Erweiterung auch des 
Herrenhauſes. Das Haus nimmt den⸗ Entwurf ſchließlich mit allen 
gegen 5 Stimmen an. 


I—15. Jan. (Preußen). Herrenhaus: Debatte über das Geſetz betr. 
Abänderung bes Art. 69 der Verfaffung und Vermehrung der Mit: 
glieder des Abg.Hauſes. 

Die Commiffion trägt mit 8 gegen 4 Stimmen auf Ablehnung an. 
v. Kröcher und Gen. beantragen: „Das Herrenhaus wolle befchließen: 
a) den Artikel 1 in folgender Faſſung anzunehmen: Sobald bie preußifche 
Berfaffung in ben neuerworbenen Landestheilen Geltung erlangt, wirb das 
Herrenhaus durch Tönigliche Anordnung in Gemäßheit des Art. 1 bes Ge: 
feßes vom 7. Mai 1853, fowie der Verordnung vom 19. November 1865 
durch Mitglieder aus jenen Landestheilen ergänzt, besgleichen treten zu ber 
bisherigen Anzahl ber Mitglieder des Haufes ber Abgeorbnneten 80 Abge⸗ 
ordnete aus jenen Landestheilen hinzu. b) Den Titel des Gefetentwurfs wie 
folgt zu faffen: Entwurf eines Gejetes, betreffend die Ergänzung bes Herren 
hauſes und des Abgeorbnetenhaufes aus den neuerworbenen Lanbestheilen.” 

Graf Brühl: Ohne die Annahme des Amendements Kröcer könne die 
Vertretung einer wichtigen Klaffe von Bewohnern ber neuen Lanbestheile, 
biejenige des alten unb gefeftigten Grundbeſitzes nicht ermöglicht werben. 
v. Kröder: Das Herrenhaus befteht aus erblichen, aus durch allerh. Ver⸗ 
trauen berufenen Mitgliedern, aus Vertretern bes alten und gefeftigten Grund 
befites unb aus Vertretern ber Stäbte. Er habe im Intereſſe leßterer beiden 
Kategorien ben Antrag geftellt und hoffe, daß burdy Aufnahme ber hannover’: 
ſchen Ritter in das Herrenhaus die Abneigung berielben gegen Preußen bes 
feitigt werbe. Man wolle nicht von ber Gnade des Abg.-Hauſes abhängen. 
Werde fein Antrag abgelehnt, fo gebe man über fich felbft zur Tagesordnung 
über und unterzeichne jein eigenes Toodesurtheil. v. Waldow-Stein- 
bövel: Die Regierung trete immer mit ber Piftole in der Hand in das 
Herrenhaus: „nun fagt ja’; bie Regierung habe aber nicht auf ewig mit 
ihren alten Gegnern Frieden geichloffen. v. Kleiſt-Retzow: Das Herren 
haus fünne nicht von feinem Recht und feinem Brincip ablaffen. Mit bem- 
felben Recht könnte nachher ein zweites und ein drittes Gefet in berfelben 
Weile vorgelegt und feine Zuflimmung gefordert werden. Was bie Regierung 
in biefem Geſetze ausgefprochen, fei nicht ber Weg bes Compromiſſes, jondern 
bes entichiebenen Entgegentretens. Er jei mit Hrn. dv. Kröcher vollfommen 
einverftanden, daß mit ber Annahme dieſes Geſetzes das Todeeurtheil bes 
Haufes vollzogen fei. v. Senfft-Pilfah: Nähme er das Gefeb ohne das 
Amendement Kröder an, fo würde er fi für meineidig erflären. Graf 
Bismard habe zu feinem Bebauern feine bisherigen Parteigenofjen, bie ihm 
treulih zur Seite geftanden, plöglich verlaffen und fich felbit den Männern 
zugewandt, die DOppofition maden. Graf Bismard: Wenn ber Vorrebner 
nur Turze Zeit an der Spite ber Regierung geitanden hätte, fo würde er 
fi jagen, baß man in biefer Lage nicht bie Möglichkeit hat, ParteisAnfichten 
zu folgen. Ein großer Staat regiert fih nit nah ParteisAnfichten, man 
muß die Gefammtheit ber Parteien, die im Lande vorhanden find, in Ab: 
wägung bringen und aus dem Nefultate biefer ſich eine Linie ziehen, ber 
eine Regierung als ſolche folgen Tann. „Die Herren, welche ben Geſetzes⸗ 
vorichlag, wie er aus bem anderen Haufe gefommen, ablehnen, haben meiner 
Weberzeugung nach zwei Zwecke babei. Sie wollen erftens die organilche 
Entwidlung biefes Hauſes ficher ftellen, und fie wollen zweitens ber Re⸗ 
gierung einen größeren Spielraum bei Einführung ber Verfaffung in bie 
neuen Lande bewilligen, ſei es ber Zeit nach, fei e8 bem Inhalte nad. 
Sehen wir unter dem Gefihtspunfte beider Fragen, ob fe bien Am 
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erreichen! Se. Mai. ber König bat dem Haufe burch die Verorbuung vom 
October 1865 — eine Verordnung, bie nicht leicht nach der ganzen Lage der 
Dinge binzuftellen war — ein Unterpfand gegeben, daß Se. Majeftät feft 
entichloffen ift, das Herrenhaus als einen organifchen Factor unferer Vers 
faffung zu erhalten, zu ehren und zu fördern. Die Fönigliche Regierung — 
Sie koͤnnen davon Üiberzeugt fein — ift dankbar für bie Unterftügung, bie 
bas Herrenhaus in fehwierigen Fragen ihr flets gegeben Hat, nicht nur, 
fondern fie wirb aus conftitutioneller Weberzeugumg ben Beſtand bes Herren: 
hauſes und feine organiſche Fortbildung gegen jebe Anfechtung vertreten ; fie 
hält diefenigen conflitutionellen Staatsmänner für ſehr Furzfichtig, welche 
glauben, fie könnten einen Factor ber Verfaſſung anfechten und für ungeſetz⸗ 
lich erflären, ohne babei bas ganze Syſtem unferer Verfaffung in Frage zu 
fielen. Eine NRegierungsgewalt, welche fih dazu herbeiließe, ben einen 
Factor ber Geſetzgebung willfürlich zu befeitigen ober zu ignoriren, würde 
wenigftens durch Verfaſſungsbedenken jchwerlich bewogen werben, vor bem 
anderen Halt zu machen. Diejes Bekenntniß ber Auffafjung ber Regierung 
von ber Bebeutung bes Herrenhaufes, von feiner Nothwendigfeit, von feiner 
Berfaffungsmäßigfeit und Unantaftbarkeit, von dem Schutze ber Töniglichen 
Zufage, unter ber es fteht, wie jebe andere Berfaffungseinrichtung, biefes 
Bekenntniß kann Ahnen aus meinem Munde nicht neu und unerwartet fein. 
Wenn Sie dies aber für wahr annehmen, fo haben Sie auch die Gewißheit, 
daß Sr. Majeftät alle Kategorien, aus denen das Herrenhaus feine Mit: 
glieder zieht, in ben neuen Ländern nad) ber bisherigen Gefeßgebung offen 
fiehen. Aber Sie werben auch mir zugeben, daß es nicht nützlich ift, fo lange 
bie Verhältniffe nicht abgelhloffen find, die Regierung zu nöthigen, Mit⸗ 
glieder zu berufen, deren Verhalten vielleiht das Herrenhaus wiederum zu 
bebauerlichen Beſchlüſſen nöthigt. Wir können’ nicht wünſchen, meine Herren, 
daß Unterthanen Sr. Maj. des Königs von Preußen wieber ihre Stellung 
in biefem Haufe benußen, um fi zu Drganen preußenfeindlicher Herricher 
aufzuwerfen, wir Tönnen nicht wünſchen, daß Mitglieder diefes Haufes, bie 
mit ber auswärtigen Politik Sr. Maj. bes Königs unzufrieden find, ihm 
ben Hulbigungseib anffündigen. Alles biejes würde ber Befeſtigung unferer 
organischen Einrichtungen nicht förderlich fein. Eine andere Frage ift: Treten 
Sie dem Zwecke näher, ber Regierung Spielraum zu gewähren, wenn Gie 
das AZuftandefommen bes Geſetzes hindern, wenn Sie es, wie e8 aus bem 
anderen Haufe gefommen ift, vermwerfen? Entweder die Regierung ift von 
ber Nothwenbigfeit, die Berfafjung bis zum 1. Oct. d. J. einzuführen, 
überzeugt, und fie findet Mittel, die ihr entgegengeftellten Hinderniffe zu 
überwinden, bann ift Ihr Beſchluß mindeftens überfläffig, und Sie erfchweren 
ber Regierung ihre an fich ſchwierige Aufgabe, oder aber die Regierung ftubt 
vor biefem Hinberniffe, hält es für unüberwindlich, und es ift Ihnen ge= 
lungen, gewiſſer Maßen einen Stod in das Räderwerk ber Staats-Mafchine 
zu ftoßen und biefelbe zum Stillftande zu bringen. Sie fchaffen dann einen neuen 
Conflict zwiſchen den beiden parlamentariſchen Gewalten, den zu entſcheiden 
entweder bie Regierung verpflichtet iſt, ober ben bie Ereigniſſe löſen müſſen. 
Die Regierung, wenn fie auch auf Ihren Wunſch eingeht, könnte "zwar das 
Abgeordnetenhaus, wenn e8 bie Aenberungen bes Herrenhaufes ablehnt, aufs 
Idjen, e8 wäre baburch von Neuem bie Möglichkeit gegeben, daß fich wieder 
ein bauernber Conflict entjpinnt und wir in eine Lage kommen, in ber wir 
nicht wünfcher fünnen, von ben Greigniffen überrafcht zu werben. Aeußere 
Ereignifje baben bazu beigetragen, ben früberen Conflict zu fchließen und 
würden vielleicht auch den neuen entſcheiden, ich Halte e8 aber in Fritifchen 
Zeitverbältniffen für Feine der parlamentarifhen Körperſchaften für gerathen, 
tiefgehenbe 'Verfaffungsfragen zu öffnen und flüfjig werben zu laffen; 
Niemand kann vorherjehen, nach welcher Richtung bin unvorbergejebene 
Ereigniffe ſich entfcheiden. Es ift nüßlicher für beide Inftitutionen, das feite 
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Gefüge bes Schildes ber Verfaſſung nicht locker werben, Feine Lüde entfliehen 
zu lafien. Die zweite Frage ift bie: Erweiſen fie wirklich ber Regierung 
wider Ihren Willen einen Dienft, indem fie ihr einen geräumtigeren Zeitraum 
verſchaffen und bie Einführung ber Verfaffung zum 1. October hindern? 
Ich gebe zu, ber Zeitraum: ift ein furzer und an ber Berfaffung wird gewiß 
Jeder in jeinem Sinne eine Verbefferung wünſchen. Daß fie deren bebürftig 
ift, Hat Niemand mehr anerkannt, als ihr Begründer, ber bochfelige König 
Friedrich Wilhelm IV, Aber meine Herren, wir haben Teine andere Ver⸗ 
fafjung wie dieſe. Verfallen wir nicht in ben Fehler unferer Gegner, baß 
wir bie biftoriiche Enitwidlung, vermöge beren wir bis zu bem heutigen 
Tage gelangt find, ignoriren, baß mir nicht nach ben gegebenen Unter: 
lagen, fondern nah ben wünſchenswerthen handeln. Im gegenwärtigen 
Moment der Krijis ber deutjchen, ber möglichen Krifis entopälfiger Berbält: 
niffe, in bem Moment vorzugsieife bie Aenberung und Reform ber Verfafjung 
ind Auge zu fallen — über bdiefem Beftreben bie Verhältniffe im Lande 
zweifelhaft und unficher werben zu Laffen, halte ich nicht für mohlgethan. Es 
findet ſich vieleicht fTpäter dafür der Augenblid. Cine Nation, bie fich 
definitiv conftituirt Bat, bie fertig ift mit ihren auswärtigen Aufgaben, 
kann Berfaffungsfämpfe ohne Scheu herantreten laſſen. Wir haben aber ben 
Kampf, ber uns vier bis fünf Jahre beſchäftigt bat, erft in dieſem Jahre 
zum Beſchluß gebracht und es wäre nicht wohlgetban, in biefem Augenblid 
ben Conflict wieder heraufzubeſchwören, nicht wohlgethan, die Ungewißheit 
ber Zuftände ber neuen Länder über das Nothwendigſte hinaus zu verlängern. 
Ter Zeitraum iſt kurz bis zum 1. October, hoffentlich aber ausreichend. 
Ein noch Fürzerer wäre mir lieber, Die preußiſche Verfaffung ift, fo gut 
oder ſchlecht fie it, das wirffamfte Bindemittel, welches wir dem vergrößerten 
Staate bieten Finnen. Nichts ift geeigneter, bie Verſchmelzung ber wibers 
firebenden Elemente zu fördern, als gemeinfame Arbeit an ber gemeinfamen 
Aufgabe. Die Herren werben mande Vorurtbeile fallen laſſen, wenn fie erft 
mit uns gemeinfam an ber nationalen Aufgabe thätig find. Dielen fo zu 
fagen ben Dedel bes Kaftens ſehr Tange offen fiehen zu laſſen in jetziger 
Zeit, balte ich nicht für nützlich. Se früher wir ben Abſchluß nach biejer 
Seite bin und nad) ber Seite bes norbbeutichen Bundes erreichen, befto ges 
fiherter, befto zugefnöpfter gehen wir bem etwaigen fchlechten Wetter ber Zus 
Funft entgegen. Aus biefem Grunde auch betreibt bie Megierung, fo viel fie 
fann, den Zufammentritt des norbbeutichen Parlaments. Es ift eine ſchwere 
Aufgabe für die Regierung, unmittelbar aus einer parlamentarifchen. Cam⸗ 
pagne in bie andere überzugeben. Nichts deſto weniger bat fie fih dazu 
entichloffen, weil jie überzeugt ift, daß ber Verzug ſchadet. Cbenſo fieht fie 
Gefahr im Aufichube der Gonftituirung eines verfaffungsmäßigen Gemein: 
wefens, an dem bie neuen Länder in vollem Maße Theil nehmen, und deß⸗ 
halb jtellt fie fich felbft die Aufgabe, in den acht Monaten, bie wir nod 
haben, mit der Organifation, die ber Anwendbarkeit ber Verfaffung in ben 
neuen Ländern vorangehen muß, fertig zu fein. Sollte wiber Erwarten bies 
mißlingen, fo würbe fie e8 vorziehen, vor jener Frift die Häufer des Lands 
tages noch einmal zufammen zu berufen, um einen Aufichub ber Verfaſſungs⸗ 
Einführung zu beantragen. Sie hofft aber, nicht in diefe Rage zu kommen.“ 
vd. Meding und v. Brüned meinen, wenn biefe Aeußerungen bes Minifter: 
präfibenten in ber Commiffion abgegeben worben wären, man fidh die uners 
quidlihen Gründe erfpart hätte. v. Kleiſt-Retzo w dagegen findet, bie 
Debatten ſeien fo lebendig, erfriſchend und erquidlich gewejen, daß er nur 
wünfchen möchte, fie wiederholten fich wenigftens jede Woche einmal. Cs 
werde ſchon bie Zeit Fommen, wo bie Regierung bas Herrenhaus wieder 
brauchen werbe und dann würden auch bieje Debatten ſegensreiche Folgen 


haben. 
Bei der Abftimmung wird das Amenbement Kröcher mit 54 gegen 
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49 Stimmen abgelehnt und F 1 mit 54 gegen 48, das ganze 
Geſetz aber mit 64 gegen 23 Stimmen angenommen. 


15. Yan. (Preußen: Hannover). Ablauf der Frift für bie Entſcheidung 


17. 


18. 


ber Offiziere ber ehemals kgl. hanndv. Armee: 525 Offiziere haben 
ſich zum Eintritt in bie preuß. Armee gemeldet, 72 ihre Penft: 
onirung verlangt, 90 gar Feine Erklärung abgegeben. 


v„ Norddeutfher Bund). Die meiften Regierungen ber Klein: 
ſtaaten des Bundes geftehen den zukünftigen Abgeorbneten zum erften 
Reichstage Diäten (von 4 Thlrn.) zu. 


v»„ (Hamburg). Lebhafte Agitation für und ‚gegen einen Eintritt 
Hamburgs in ben Zollverein. 


„ Rordbdeutfher Bund). Die offiz. Prov.Corr. äußert fid 
über bie Geftaltung des nordd. Bundes dahin: 

„Die Konferenzen ber Bevollmächtigten ber nordd. Staaten Tafjen mehr 
und mehr ein alljeitig erfreuliches Ergebniß in Ausficht nehmen. Die Bes 
vollmächtigten haben immer beftimmter erfannt, daß die preußifche Negierung 
ben Einzelftanten keine andern Opfer zumuthet als biejeriigen, welche die Zus 
fammenfaffung aller Kräfte behufs Sicherung eines mächtigen nationalen 
Fortſchritts auf dem wirtbfchaftlichen und politifhen Gebiet unabweislich ers 
erfordert, und daß über biefe Gebiete gemeinfamen Schaffens hinaus ber 
norbbeutfhe Bund ben einzelnen Staaten vor allem eine Anlehnung zur 
freien und wirffamen Entwidlung ihrer eigenen Kräfte barbieten foll.” 
Namentlich wird ber ſächſiſchen Regierung nachgerühmt, daß fie erfannt habe, 
wie bie Keime gemeinfamer Wohlfahrt und Kraft in aufrichtigem Zufammens 
gehen zu pflegen feien. Aber auch ben Fleinern Regierungen wirb Berftänbs 
niß und rebliher Wille zuerfannt. „Allerdings babe ber große Abftand ber 
engen Leiftungen, welche bie Benölferungen ber Teinen Staaten bisher 

r die nationale DVertheidigung zu gewähren hatten, von denjenigen An⸗ 
forderungen, die im norddeutſchen Bunde bei gleihmäßiger und gerechter 
Vertheilung ber nationalen Pflichten an fie zu ftellen find, den betreffenden 
Negierungen fürs erſte manche fchwere und peinlihe Erwägung in Betreff 
ber Aufbringung ber neuen Laſten auferlegt. Über die preußifche Regierung 
werbe auch in biejer Beziehung jede mögliche Rückſichtnahme auf ben bis- 
berigen Entwidlungsgang und auf bie thatfäcdhlihen Verhältniſſe in den 
Heinern Staaten obwalten laflen, und namentlich die Hand bazu bieten, 
daß ben Fleinern Staaten ber Uebergang zur vollen Erfüllung ihrer neuen 
Pflichten fih durch eine baldige wirtbfchaftliche Umgeftaltung und Verein⸗ 
fahung ihrer innern Einrichtungen erleichtere.” 


v» (Breußen). Das Abg.Haus genehmigt den von Paur und Gen. 
eingebrachten Gefetesentwurf für Parlamentsbiäten mit 178 gegen 


106 Stimmen. Die Regierung erflärt ſich bagegen als vor ben 
Reichstag gehörig. 


„Morddeutſcher Bund). Die Eonferenz der Bevollmächtigten 
ber nordd. Bunbesitaaten befchließt einftimmig: 

„In Erwägung, baß bie wünfchenswerthe Förderung bes Verfaſſungs⸗ 
werkes eine einheitliche Vertretung der hoben verbünbeten Regierungen gegen 
über ber gemeinfchaftlich einzuberufenden Volksvertretung erheifcht, ber Krone 
Preußen ad hoc bie in ben Artikeln 14 und 25 bes von ber Krone Preußen 
vorgelegten Verfaſſungs⸗ Entwurfes — Art. 14. „Dem Präfidium fteht es 
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zu, ben Bunbesrath und ben Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen 
und zu ſchließen“ Art, 25. „Die Legislatur:Prriode bes Reichstages 
bauert brei Jahre. Zur Auflöfung des Reichstages während berfelben ift 
ein Beſchluß des Bundesrathes unter Zuſtimmung bes Präfidiums erforbers 
li." — bezeichneten, dem Präfidtium fowohl wie bem Bundesrathe einges 
räumten %Befugniffe, fo weit fich biefelben auf ben Reichstag beziehen, zu 
übertragen und bie Krone Preußen zu ermächtigen, dem Meichstage ben 
Berfaflungsentwurf, über ben bie verbünbeten Regierungen fich geeinigt haben 
werben, vorzulegen und für befjen Vertretung bem Reichstage gegenüber bie 
nöthige Vorſorge zu treffen.” 


20. Jan. (Breußen: Hannover). Eine k. Cabinetsordre ftellt ben han⸗ 


a2. 


24. 


noverſchen Finanzetat für 1867 feit. Derjelbe ſchließt in Einnahmen 
und Ausgaben mit 22,589,700 Thlen. Die Einnahmen aus ben 
früher ausgefchiebenen Domänen find darin in ihrem vollen Betrage 
wieberum der Staatskaſſe zugewieſen (und zwar mit einem Netto: 
betrage von 633,400 Thlen., während ber Ausiheibungsvertrag 
vom 1. Juli 1858 benfelben im ntereffe der Kronkaſſe nur zu 
445,000 Thlrn. berechnet, das Land aljo zur kgl. Civilliſte von 
600,000 Thlr. no jährlich 155,000 Thlr. Hatte zulegen müflen). 
Der Militäretat ift von 2,744,330 Thlr. nad dem lebten han 
noverſchen Budget auf 4,233,240 Thlr., aljo um 1,488,900 Thlr. 
erhöht worben. 


„ (Preußen). Eine k. Verordnung beficehlt die Vereibigung ber 
Beamten in den neu annectirten Landestheilen. 


„ Breußen) Das Abg.-Haus beſchließt über die Frankfurter 


Petitionen betreffend die Wiebererflattung ber Kriegslaften motivirte 
Tagesordnung, indem es die Billigkeit der Staatsregierung boraus- 
fett. Der Reg.Commiſſär erflärt, daß für Nüdzahlung der Con⸗ 
tribution oder für ausfchließliche Verwendung berfelben zu Gunſten 
Frankfurts Teinerlei Ausfiht vorhanden fei. 


» (Preußen: Scäleswig-Holftein). Feierliche Verfünbigung bes Pa- 


tentes, durch welches ber König vom Lande Befit ergreift und einer 
Proclamation an bie Schleswig-Holfteiner, beide vom 12. Januar. 
Anfprahe des Oberpräf. v. Scheel-Pleſſen an die in Kiel ver: 
fammelten Beamten und Ritterfehaftsmitglieber. 

PBroclamation: „Durch das Patent, welches Ich heute vollzogen babe, 
vereinige Ich euch, Einwohner der Herzogthümer Holftein und Schleswig, mit 
Meinen Untertbanen, euren Nachbarn und deutſchen Brüdern. Durch bie Ents 
ſcheidung bes Kriegs, burch wölferrechtliche Verträge unb durch Neugeftaltungen 
bes gemeinfamen beutfchen Vaterlands nunmehr aus Verbindungen gelöst, die 
ihr on lange nur mit Wiberfireben getragen, tretet ihr jet in den Vers 
band eines großen Staats, deſſen Bevölkerung euch durch Stammesgemeinfchaft 
und Sitte verwandt und burch Gemeinſamkeit der Anterefjen befreundet ift. Wenn 
manche unter euch fich nicht ohne Zögern von anbern Beziehungen 
Iosgefagt haben, jo ehre Ih auch bierin die bewährte Feſtigkeit eures 
Stammes, und würbige dieſelbe als eine Bürgſchaft, daß ihr und eure 
Kinder auh Mir und Meinem Haus mit Treue angehören werbet. hr 
werdet bie Nothwendigkeit bes Gefchehenen erkennen. Der Inn tier KÄE 
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bes fchweren Kampfes unb ber blutigen Siege für Deutichland nicht verloren 
fein, fo gebietet es ebenfo bie Pflicht der Selbfterhaltung als die 
Sorge für bie Förderung der nationalen Antereffen, bie 


Herzogthümer mit Preußen feft und dauernd zu vereinigen. Unb — wie 


ſchon Mein in Gott ruhender Kr. Vater es ausgefprohen — nur Deutfch- 


- Tand bat gewonnen, was Preußen erworben. Dieß werbet ihr mit Ernft 


erwägen, und fo ‚vertraue Ich eurem beutfchen und reblihen Sinn, baß ihr 
Mir eure Treue ebenfo aufrichtig geloben werbet, wie Ich zu Meinem Bolt 
euch aufnehme“ ... 


24. San. (Preußen: Hannover). Eine k. Cabinetsordre betreffend bie 


n 


„Aufrehterhaltung ber Intereſſen des öffentlichen 
Dienjtes in dem ehemaligen Königreih Hannover” verord⸗ 
net im Anſchluß an bie k. Orbre vom 3. Dezember v. %.: 

.  m$ 1. „Beamte, deren Verhalten in oder auper bem Amte eine Ver: 
legung der Uns fchuldigen Treue enthält und fomit ber Vorausfeßung 
zumiberläuft, von welcher bereits in Unſerem Beſitzuahmepatente vom 3, Ofs 
tober v. J. ihre Belafjung im Genuß ber Dienfteinfünfte abhängig gemacht 
worden ift, find durch Beſchluß des Etaatsminifteriums, nach Befinden unter 
gänzlichem oder theilweiſem Verluft ihrer Dienfteinfünfte (Gehalt, Wartegelb 
oder PBenfion u. ſ. mw.) aus ihren Nemtern zu entfernen.” 
» Breußen: Kurheffen, Homburg, Schleswig-Holftein). Der „Staats: 
anz.” publizirt "die Budgets für dieſe neu annectirten Ranbestheile 
und zwar für bie Zeit vom 1. Det. 1866 bis zum 31. Dec. 1867, 
vorbehaltlich der Genehmigung des Landtags für die Zeit vom 
1. Dct. 1867 an. Diefelben fließen in Einnahme und Ausgabe 
gleihlautend ab. Im Budget für Kurheſſen find die bisherigen 
300,000 Thlr. im orbentlihen und 4760 Thlr. im außerorbent: 


lichen Etat „für den Aurfürftlichen Hof“ und ebenfo die 56,900 Thlr. 


28, 


22. 


30. 


an „Apanagen für die Prinzen des Haufes Kurheſſen“ geblieben. 


» (Preußen). Der Fürft v. Thurn und Taris cebirt fein bis- 
heriges Poftregal in einer Reihe von beutfhen Staaten um ben 
Preis von 3 Mil. Thlen. durch Vertrag an Preußen. 


-„ (Sadfen). I. Kammer: Graf Hohenthal verlangt auch für ben 
ſächſ. Landtag das Recht der Genehmigung oder Verwerfung ber zu 


vereinbarenden Verfaffung des norbbeutihen Bundes. Der Staats: 
minifter v. Noſtitz-Wollwitz fagt e8 zu. 

» (Breußen). Der frühere Gouverneur von Schleswig, en. 
v. Meantenffel wird abberufen und auf ein Jahr beurlaubt. 


„ MRorddeutfher Bund). Preußen Tegt der Conferenz ber 
Bevollmächtigten ber Bundesftaaten feine Antwort auf die Defiderien 
der Einzelftanten vor, worauf eine Einigung nicht bloß über bie 
wefentlihen Grundlagen ber Verfaſſung, fondern auch über ben 
größten Theil der Kinzelbeflimmungen „unter vielfaher Berüd: 
fihtigung der befonderen Wünſche und Vorſchläge der Verbündeten“ 
erfolgt. 

„ (Breußen). Das Abg.Haus genehmigt ben Geſetzesentwurf be: 
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treffend bie Bewilligung einer: Eifenbahn:Anleihe von 24 Mil. 
Thlrn., doch nur mit dem Zuſatze dus Abg. v. Vinde (Hagen) 
‚„Jede Verfügung ber Staatsregierung über eine ber durch dieſes Geſetz 


berührten Eifenbahnen durch Veräußerung: oder Verpachtung bebarf zu ihrer 
Rechtsgültigkeit ber Zuftimmung beider Häufer bes Landtags“, 


ber gegen ben heftigen Widerſtand ber Minifter mit 175 gegen 
114 Stimmen angenommen Wird, 


41. Febr. (Preußen). Das Herrenhaus Tehnt das vom Abg.Haus beſchloſſene 


2. 


4, 


Parlamentsbiätengefeb mit 78 gegen 7 Stimmen feinerfeits ab. 

Das Abg.-Haus genehmigt die Vorlage der Regierung bezüglich 
Aufhebung bes bisherigen Salzmonopols gegen Cinführung einer 
Salzſteuer. 

(Preußen: Hannover). Die Regierung verſetzt eine Reihe von 
Beamteten aus den älteren preuß. Provinzen ins hannoverſche, na: 
mentlih an Stelle folder, die wegen Unterzeihnung ber ritters 
Ihaftlichen Adrefje juspendirt worden waren. ' 


n 


rn Breußen) Das Abg.-Haus genehmigt einftimmig das von ber 


Regierung mit dem Fürften von Thurn und Zaris abgefchloffene 
Abkommen bezüglich Abtretung feines Poftregals. 


» Preußen: Frankfurt). Der Finanzminifter v. d. Heydt Tehnt 
die Begehren einer Eingabe bez. Erftattung ber 6 Mil. Kriegs: 
contribution und anderer Leiflungen während des Krieges ab: 

„Den Herren Unterzeihnern ber an das k. Staatsminifterium gerichteten 
Borftelung vom 20. v. M., welche zur weitern Veranlaffung an mich ab: 
gegeben worben ift, erwiebere ich, daß die von ber Stadt Frankfurt a. M. 
baar eingezahlte Kriegs:-Contribution von. 5,747,0084 fl. ihre definitive Ders 
wendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 28. Sept. v. %. bereits gefunden 
bat und eine Zurückzahlung berfelben ebenfowenig wie die außerbem bean: 
tragte Schadlofigfeit in Ausficht geftellt werben Tann. Nach der von dem 
Hrn. Minifterpräfidenten und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
Grafen v. Bismard bei deffen Anwefenheit in Brünn dem Senator Dr. Müller 
gemachten Eröffnung, würbe e8 lediglich von ber Entichließung ber Stadt 
Frankfurt abgehangen haben, durch ihren freiwilligen Anſchluß an 
Preußen nicht nur jede Kricgsauflage von fich abzuwenden, jondern ſich 
auch im Mege bes Vertrags eine Ausnahmeftellung unter ben Städten 
ber Monarchie mit wichtigen Privilegien gefichert zu jehen. Nachdem bie Stadt 
Srankfurt Hierauf nicht eingegangen ift, hat biefelbe die eingetretenen Verluſte 
ale unvermeidliche Kriegsfolge lediglich ihrer frei gewählten Haltung 
zuzufchreiben. Dem Antrag: bie baar bezahlten Kriegscontributionen ber 
Stadt oder für deren Rechnung ber Frankfurter Bank zurücdzuerftatten und 
bie Stadt für bie fonftigen Naturallieferungen und Leiftungen in dem Maß 
zu entſchädigen, daß Frankfurt Feine höheren Kriegsleiftungen angerechnet 
werden als im PVerhältniß die andern preußiſchen Städte zu tragen hatten, 
fann unter biefen Umſtänden, ganz abgefehen davon, daß bie Herren Unters 
zeichner ber Vorftelung vom 20. v. M., Anliegen ber Stabt Frankfurt zu 
vertreten, nicht Tegitimirt find, Teine entjprechende Folge gegeben werben.” 


v» (Breußen) Herrenhaus: Debatte Über das Eifenbahnanlehen 
von 24. Mil. Die Commiffion trägt mit 8 gegen I Summen 


Preußen m der norddenifge Sun: 
darauf 


an, d 
dahin zug 4 — Abg.Hauſe am 30. Jan. beſchloſſenen Zufat 
»Jede en: d 
ferũn, ie “a fügung ber Staatsregierung über die Verbindungsbahn zu 
ach Saar enbahn von Dittersbach nah Altwaſſer und von Saarbrücken 
gemünd 
tung duch Veräußerung bebarf der Zuſtimmung der Landes» 
vaf B; 
gincip, inte, Marc erffärt fi gegen das vom Abg.-Hauſe aufgeftellte 
Pye Ohne am er fih nur für beflimmt bezeichnete Bahnen, aber nicht für 
“Hung gar nahme bas Verbot der Veräußerung und bas Verbot der Vers 
® Ten, wenn ot gefallen laſſen will: „Cs könnte biefes Syfem zu weit 
foh m, Man es einreißen ließe. Es wäre baſirt auf der Fiction, daß 
materiefe Wohl — 
a ierun bes Landes dem Sanbtage weniger am Herzen liege, als 
Dee der 9, und daß man nun auf die Fürforge ber Regierung für bas 
od. kaum andes die Speculation baſiren Fünnte, ihr bie Crlaubniß zur 
Bewi gung nützlicher Ausgaben nur dann zu ertheilen, wenn ſie dieſe oder 
jene Principielle Conceſſion in der Verfaffungs-Interpretation made. Dem 
‚bie egierung entgegentreten, fo gering in dieſem Falle auch ber 
materielle Inhalt ber Frage fein mag. Die kgl. Staats-Regierurg hofft, gar 
nicht im bie Lage zu fommen, daß fie Eifenbahn:Veräußerungen zu bes 
antragen bätte, nachdem für die nächften etwa möglichen außerorbentlichen 
Bebürfniffe durch Anleihen, durch Füllung des Staatsfchaßes vorgefehen ift. 
Sie würde außerdem nur in bem äußerften Notbfalle eine ſolche Maßregel 
auf fih nehmen; fie will auch gar nicht daran erinnern, von welchem 
Nuten für die Bolitif des Auswärtigen es geweſen ift, daß nad ber 
Meinung ber Regierung bie Frage des Köln:Mindener Eijenbahn-Vertrages 
nicht von den im anderen Haufe geltend gemachten Bedenken berührt wurbe. 
Wenn wir dieſe Finanzquelle nicht gehabt hätten, fo konnten wir die Politik 
bes vorigen Jahres und bie bes vorvorigen, in welchem biefe Politik vor⸗ 
bereitet wurde, nicht durchführen ohne finanzielle Wagniſſe, von denen ich 
nicht weiß, ob wir fie übernommen haben würben. In ber Lage, wo uns 
jeder Beifland des Landtages verfagt wurde zur Durdführung dieſer aus⸗ 
wärtigen Rolitit, wo uns die Mittel für ben bänifchen, für den öſterreichiſchen 
Krieg abgeihlagen wurden, in dem Augenblid haben wir uns zu bem 
Schritt mit ber Köln:Mindener Bahn entichloffen. Wir hoffen, daß ähnliche 
Eituationen nicht fo bald wieder vorfommen werben.” 


Das Haus tritt der Anficht bei und nimmt das Geſetz nad) ber 
Faflung ber Commiſſion an. — Debatte über das Geſetz betr. den 
Schub wahrheitsgetreuer durch die Prefle erftatteter Berichte über bie 
parlamentarifhen Verhandlungen des Reichstags bes norbbeutfchen 
Bundes: 


Die Commiffion trägt auf Annahme bes Geſetzes nah ber Faſſung 
bes Abg.⸗Hauſes an. Graf Bismard dagegen: „Die Stants-Regierung 
glaubt in der Bewilligung ber Redefreiheit bem beutichen Reichstage gegen: 
über fo weit gegangen zu fein, wie es von irgend einer Seite verlangt 
werden Tann. Etwas Anderes aber ift bie Medefreiheit, etwas Anderes die 
Freiheit, zu bruden, was geiprohen wird. Ich will nicht darauf hinmeifen, 
daß man zu einem fehr viel größeren und doch in vielen Fällen weniger 
urtbeilsfähigen Publikum durch die öffentlichen Blätter ſpricht, als von ber 
Tribune herab, fondern nur auf ben Uebelftand, daß jede Meinung, bie in 
einer parlamentariihen Verſammlung gejprochen wird, ihr Eorrectiv finden 
fann in der Miderlegung, die ihr von ber Tribune zu Theil wird. Dieſes 
Eorrectiv findet fie bagegen gerade bort, wo e8 am nothwendigſten ift, nicht; 
«in ben weiten Kreifen, in benjenigen Klaſſen, denen bie zablreichiten 

ngelefer angehören, wirb man felten zwei Zeitungen balten, um ſich 


s 
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völlig unparteiifch zu unterrichten. Man hält nur eine; biefe eine pflegt nur 
bie ertremfien Reden und Xeußerungen ihrer Partei wiederzugeben. Ders 
jenige, der das lieſt, ift nicht in der Lage feines an und für fich vielleicht 
urtheilsfähigeren Vertreters im Parlamente, biefe Aeußerungen und Parteis 
Auffaffungen nah dem Maße ber Wiberlegung, bie fie erfahren, abzumwägen 
und fih das Richtige aus dem Wiberftreite der verfchiebenen Meinungen 
berauszuzieben, fonbern er hört nur dieſen einen Redner, ber gerabe ber 
Freund der Zeitung ift, die er lieſt. Ich führe dies an, um nachzuweiſen, 
nicht, daß die Staats-Regierung bie Discuffion derjenigen Fragen, bie uns 
beijchäftigen werden, und bie ja das Wohl der ganzen Nation berühren, 
in dem weiteften Kreiſe fcheut, ſondern daß fie nur gleihe Vertheilung 
von Sonne und Wind bei bdiefer Gelegenheit wünſcht. In derjenigen 
Arena, bie nur dem ZBeitungslefer zugänglih if, und außerhalb ber 
parlamentariihen Kämpfe ift dies aber bei voller Freiheit unerreichbar, 
und da ift die Correctur des Strafgefeßes, meines Erachtens, unentbehrs 
lich, weil bie Erceffe, die Weberfchreitungen diejenige Wiberlegung und 
Würdigung, die fie im Parlamente finden, im Publikum und gegenüber 
bem einzelnen Leſer nicht finden. Außerdem ift doch noch fehr fraglich, ob 
e8 überhaupt ber öffentlichen Ruhe und Entwidlung der beutjchen Verfafjung 
fürberlih ift, wenn biejes Mittel der Aufregung, was bie Prefje bei dem 
Parlamente für einige an ber Preſſe betheiligte Abgeordnete bietet, in einem 
ganz unbegrängten und vom Strafrechte durchaus erempten Maße bewilligt 
wird. Das Parteiweſen ift bei uns noch nicht durch eine lange conftitutionelle 
Gewohnheit fo weit abgemilbert, daB auch nur jebem Wählerfreile das 
Baterland höher ſteht, als die Partei. Wir haben in biefer Beziehung noch 
in ben jüngften Wochen traurige Erfahrungen darüber gemacht, daB die pers 
fönliche Leidenſchaft, die Partei-Leidenſchaft, die Eitelfeit doch ſchließlich höher 
ftebt, als das Intereſſe fiir irgend eine nützliche und nationale Einrichtung. 
Hoffen wir, baß nicht gerabe die fchlimmften Vertreter nach biefer Richtung 
bin gewählt werben; aber möglich it es doch immerhin, daß Leute, die jeden 
ftaatlihen Zweck negiren nach ihrem ganzen Verhalten und die fich vollfoms 
men beredtigt balten, bie unbeichränfte Preßfreibeit dietando von ber 
Zribune ber rückſichtslos auszubeuten, — es ift Doch möglich, daß ſolche 
Leute gewählt werben. Nehmen Sie den Fall an, daß Leute, die fih vom 
Baterlande vollitändig losgefagt haben, ich kann fagen, ſchamlos losgeſagt 
haben, Leute, bie offenkundig im Solde des Auslandes gegen ihr Vaterland 
bienen und fchreiben — und es find bin und wieber derartige Ganbdibaturen 
vorgefchlagen — gewählt werben, jo fürchte ich, daß von ber ehernen Stirn, 
bie einigen dieſer Leute beiwohnt, mit bem Nechte, beliebige Zeitungs:Artikel 
firaffrei zu bictiven, ein Mißbrauch getrieben werben würbe, ber auch dem 
Vebhafteften Anhänger ber bier vorgefchlagenen Preßfreiheit zu viel werben 
würde. Menn ber Vorredner als Grund für die Annahme bes Geſetz⸗ 
entwurfes anführt, daß eine Ähnliche Einrichtung in unferer Bundesverfaſſung 
beftebt, fo ift die Thatſache allerdings richtig, Wenn es ſich für unfere 
Landesvertretung de lege ferenda Hanbelte, fo wäre e8 vielleicht nicht minder 
richtig, dagegen zu Tämpfen, al8 gegen die Erweiterung biefer Beitimmung 
auf ben norddeutſchen Reichstag. Es handelt fih aber dort um ein bes 
ftehendes Geſetz.“ v. Kleiſt-Retzow entjhuldigt den Antrag ber Com⸗ 
miffion, fie habe bie Auffaffung ber Regierung ja nicht gefannt. Berichts 
erftatter Heffter vertheidigt dagegen dringend den Antrag ber Kommilfion. 
Bei der Abftimmung wird das Geſetz gegen bloß 10 Stimmen 
verworfen; bie Minifter flimmen mit der Mehrheit. 
4. Sehr. (Sahfjen- Weimar) Abſchluß einer Militär:Convention 
mit Preußen. 
Art, 1 derſelben enthält die Beſtimmung, baß ben Staaten, wir Üir 
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ehemalige Reſerve⸗Infanteriediviſion gebildet, geftattet fein folle, im erften 
Jahr nur 162 Thlr., und in ber Steigerung jährlih 9 Thaler mehr für 
ben Kopf zu zahlen, jo baß mit bem Sat 1874 erft bie volle Summe von 
225 Thlen. für den Kopf zu leiften wäre. Die Koften ber erften Einrichtung 
werden nach Art. 2 von diefer Konvention nicht berührt. Art. 3 bält den 
andern Staaten ber NRefervesinfanteriebivifion den Zutritt zur Convention 
offen, ohne von ihrem Zutritt die Ausführung ber Beltimmungen für Weimar 
abhängig zu machen. Die Conceſſionen, welche für dieſe Vergünftigung 
feitens der großb. Regierung nemacht werben, „um Preußen bie Reorgani- 
fation bes Contingents zu ermöglichen, insbefonbere bie Yormation ber Cadres 
zu geftatten und bie im Art. 68 der Berfaflung bes nordbeutichen Bunbes 
vorgefchriebene Einheit in der Qualification ber Offiziere herftellen zu können,“ 
find in einem Protokoll niedergelegt. Die einzelnen Beitimmungen besfelben 
lauten wie folgt: 1) Preußen übernimmt bei ber Reorganifation derjenigen 
Gontingente, welche jeither bie Bunbesrejerve-Infanterie-Divijion gebildet 
haben, auch die Drganijation der Landwehr und bie Aushebungsgeichäfte. 
2) Bis zum Jahr 1874 werben alle Offiziere der vorgedachten Contingente 
als zur preußiichen Armee gehörig betrachtet. Dem entiprechend werben alle 
Anjtelungen, Beförderungen und Verſetzungen fowohl innerhalb ber Con= 
tingente als auch aus benjelben heraus in die ganze Bundesarmee, und um⸗ 
gekehrt, jowie alle Verabjchiebungen von bem Bundesfeldherrn birect verfügt. 
Bor dem Erlaß biefer Verfügungen follen biefelben zur Kenntniß bes be⸗ 
treffenden Gontingentsherrn gebraht und höchſtdeſſen Wünſche thunlichft 
berüdfichtigt werben. 3) Alle Offiziere leiften Sr. Maj. bem König von 
Preußen den Fahneneid; diejenigen, welche in bie Contingente der vormaligen 
Bunbesrejerve-Infanterie-Divifion eintreten, werden mittelft Handgelößnifies 
oder auszuftellenden Reverſes ähnlich verpflichtet. A) Zur Grleichterung der 
für nöthig erachteten Verfegungen follen die Grundfarben, der Schnitt und 
bie Grababzeichen ber preußiſchen Uniformen für bie Bekleidung aller Truppen 
maßgebend fein; auch tragen bie Offiziere preußifche Teldzeihen und 
preußilhe Schärpen. Den betreffenden Gontingentsberren bleibt es überlafjen, 
bie äußeren Abzeihen nad ihrem Ermeſſen zu beitimmen. 5) Den Eon: 
tingentsherren fteht Die Disciplinar-Strafgewalt eines commanbirenden Generals 
zu. Das Begnadigungsrecht übt S. M. ber König von Preußen aus; 
etwaige Wünſche ber Gontingentsherren in biefer Beziehung werben möglichite 
Berüdfichtigung finden. 6) In ben Etat ber betreffenden Contingente wird 
eine Adjutantur der Contingentsherren aufgenommen. 


ebr. (Preußen). Abg.Haus: Neue Debatte über das Eifenbahn: 
anlehensgefet. Die Commiſſion macht einen Vermittlungsvorſchlag, 
indem fie das Verbot der Verpachtung ganz fallen läßt und das bes 
Derfaufs dahin befchränft: 


„Jede Verfügung ber Staatsregierung über bie in $ 1 sub Nr. 1—8 
bezeichneten Eifenbabnen, reſp. Eifenbahntbeile, burch Veräußerung bebarf zu 


ihrer Nechtsgültigfeit der Zuflimmung beider Häufer des Landtags.“ 


6. 


Die Regierung erklärt fi damit einverflanden und das Geſetz 
wird in biefer Faſſung gegen den Widerſpruch nur weniger Mit- 
glieder angenommen. | 

Das Haus verwirft einen Gefebesentwurf bez. Verſetzung von 
Auftizbeamteten aus den neuen Lanbestheilen in bie älteren Pro: 
vinzen (Demonftration gegen ben Juftizminifter und für Reorgani: 
fation des Obertribunals). 

(Preußen). Herrenhaus: Debatte über das Genoſſenſchafts⸗ 
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geſetz. Die Commiſſion beantragt einen Zuſatß zu ber Faſſung bes 
Abg.Hauſes, um die Genoſſenſchaften von der Regierung abhängig 
zu machen. Die Regierung erklärt fich gegen biejen Zuſatz, derjelbe 
wird fchließlich verworfen und das Geſetz mit geringen Mobificationen 
angenommen, welchen leßteren auch das Abg.-Haus zuftimmt. 

7. Fehr. (Sachen). Abſchluß eines Militärvertrags mit Preußen bez. 
die Tünftige Stellung des ſächſ. Militärwefens zu Preußen und 
innerhalb der norddeutſchen Bundesarmee: 

4) Die k. ſächſiſchen Truppen formiren ein in fich gefchloffenes Armee: 
corps, das nach den Verhältniffen eines preußifchen Armeecorps zuſammen⸗ 
geſetzt und gebildet ift, und welches ebenjo wie diefes im Falle ber Mobils 
machung ober Kriegsbereitſchaft die entſprechende Anzahl von Erjabe und 
Befatungstruppen bildet. Die neue Organifation fol am 1. Oftober voll 
endet fein. Alsbann bilden bie k. jächlifchen Truppen das 12. Armeecorps 
bes norddeutſchen Bunbesheeres und führen babei ihre eigenen Fahnen und 
Feldzeichen. Die Divifionen, Brigaden, Regimenter und jelbfländigen Bataillone 
erhalten bie laufende Nummer im Anfchluß an bie anderen 11 Bundes⸗ 
armeecorps, abgejehen von ber Numerirung im k. ſächſiſchen Verbande. 
Unbeſchadet der bem Könige von Preußen zuftehenden Berechtigung, über bie 
einzelnen Truppen anberweit zu bisponiren, fol ber Verband und bie 
Gliederung bes k. ſächſiſchen Armeecorps möglichſt erhalten werben. 2) Die 
k. fächfifche Regierung wirb die preußifchen Ererzir- und fonftigen Reglements 
für die Ausbildung und Verwendung ber Truppen bei den k. fächfifchen 
Truppen ungefäumt zur Anwendung bringen. Zu biefen Zwede wird der 
Bunbesfeldherr die zur Zeit giltigen, fowie alle noch ſpäter zu erlaffenden 
Beftimmungen, Geſetze, Reglements u. |. w. bem Könige von Sachſen uns 
mittelbar zugehen laſſen. In gleicher Weife wird ber König von Sachſen 
bis zum 1. Oftober, fowie Fünftig gleichzeitig mit dem Erlaß an die Truppen 
ein Eremplar aller an bie k. fächliihen Truppen ergebenden organifatorifchen 
Beflimmungen an ben Bundesfeldherrn mittheilen. Zur Vermittelung ber 
laufenden dienftlichen Beziehungen dagegen bient fpäter ber Militärausfchuß, 

. in welchem die k. fächfiiche Negierung jeberzeit vertreten fein wird. 3) Mies 
wohl der König von Preußen nicht in die innere Verwaltung bes k. jächfifchen 
Armeecorps - eingreifen will, fo bleibt doch die k. fächfiiche Negierung ver: 
pflichtet, ihrerfeits ben von ber etatmäßigen Unterhaltung bes Armeecorps 
nicht abforbirten Theil der auf Sachſen fallenden Geldleiftung an bie Bundes⸗ 
Kriegskaſſe abzuführen. Die k. fächliihe Armee tritt mit bem 1. Januar 
1868 in ben Etat und bie Abrechnung bes Bunbdesheeres. Dem entiprechend 
participirt aber auch das k. ſächſiſche Armeecorps an ben Einrichtungen bes 
Geſammtheeres, ber CentralsMilitärverwaltung ber höheren Milttär-Bildbungss 

anſtalten, den Eraminations-Commiffionen, ben militärwiflenichaftliden und 
techniſchen Anftituten, fowie bem Generalftab, in welchem bas jächfifche Armee- 
corps verhältnigmäßig vertreten fein wird; die für die ſächſiſchen Truppen 
nothwenbigen Waffen ift die preußifche Regierung zu liefern erbötig. 4) Zur 
Belörberung der Sleihmäßigkfeit in ber Ausbildung und dem innern Dienft 
ber Truppen werben nach gegenfeitiger Berabrebung einige ſächſiſche Offiziere 
auf 1—2 Jahre in die preußiihe und preußifche Offiziere in die fächfifche 
Armee zur Dienftleiftung commandirt. Der Bunbesfeldherr wirb bie ſächſiſchen 
Truppen alljährlich minbeflens ein Mal entweber ſelbſt ober durch zu ers 
nennende Inſpekteure, deren Perſonen vorber bem Könige von Sachſen 
bezeichnet werben follen, in den Sarnifonen oder bei ben Uebungen infpiziren 
laſſen. Die in Folge folder Inipizirungen bemerkten fachlichen und perſön⸗ 
lichen Mißſtände wird ber Bundesfeldherr dem Könige von Sachſen mit: 
theilen, welcher ſeinerſeits dieſelben abzuſtellen ſich werkflichtet und vun cm 
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Geſchehenen daun bem Bundesfeldherrn Anzeige machen läßt. 5) Obwohl 
dem Könige von Preußen als Bundesfeldherrn das Recht zuſteht, bie Disö⸗ 
focation aller Theile des Bundesheeres und bie Beſatzungs⸗ und Etärke 
verhältnifje besjelben in ben einzelnen Bunbesftanten im Kriege wie im 
i enzuorbuen, jo will derſelbe doch für bie Dauer friedlicher Ver⸗ 
niffe von bicjer Berechtigung nur Gebrauch machen, wenn er fi im 
ntereife bes Bundesdienſtes zu einer ſolchen Maßregel bewogen findet. Ber 
König von Preußen wird in ſolchen Fällen fi) vorher mit bem Könige von 
Sadien in Vernehmen fegen. — Für bie nächſte Zeit behält ſich der König 
von Treußen, im Einverhändbnig mit bem Könige von Sachſen und in 
Gemäßpeit des gegenwärtiger Gonvention beigefügten Separatprotofolls, bie 
Beiebung ber in letzterem benannten Pläte im Königreihe Sadjen vor. 
6) Tie Berpflihtung der k. ſächſiſchen Truppen, den Befehlen des Bundes⸗ 
feldherrn unbedingt Folge zu leiſten, wird in den bisherigen Fahneneid aufs 
emommen. 7) Tie Ernennung der Commandos führenden Generale ber 
. fähfiihen Truppen, mit Ausnahme bes Höchftcommandirenden bes Armee⸗ 
corps, wird ber König von Sadjen in der Weile volljichen, dab jede einzelne 
Gruennung von dem Ginverfländniß des Bundesfeldherrn abhängig gemacht 
wird. Die Ernennung bes Höditcommanbirenden bes Armeecorps ſelbſt er: 
folgt auf Grund ber VBorjcläge des Könige von Sachſen durch den König 
von Preußen. Dem Art. 61 bes Bundesverfaflungs-Entwurfes entfprechend, 
wirb ber König von Preußen die Commandanten ber im Königreich belegenen 
jeften Pläpe ernennen. Die commandirenden Generale und die Feſtungs⸗ 
Commanbanten müfjen dem König von Preußen duch fchriftlichen Revers 
Treue geloben. Bezüglid der Erhaltung, Zerflörung und Neuanlage von 
Zeitungen und Verſchanzungen wird bemerkt, daß für die im Königreich 
Sadjen vorhandenen Werfe, jowie deren Armirung, Teinerlei Entſchädigung 
bezahlt wird, und daß biefelben gleich allen anderen im Gebiete des nord⸗ 
hen Bundes belegenen Feſtungen in ben Beſitz bes letzteren übergehen. 
Tie territorialen Souveränetätsrechte jollen durch diefe Beſtimmung ebenfo 
wenig wie bie ferner geltenden Privatbefiß-VBerhältnifie eine Aenderun 
erleiden. Ein Rayongefeg wird ber Bundesgefeßgebung vorbehalten. Bis 
dahin follen bie für die Feſtung Mainz gegebenen Beflimmungen in An⸗ 
wendung kommen. 9) Verſtärkungen ber ſächſiſchen Truppen buch Einziehung 
ber Beurlaubten, jowie bie Kriegsformationen berjelben und endlich deren 
Mobilmahung hängen von ben Anorbnungen bes Bundesfeldherrn ab. 
Solden Anorbnungen iſt allezeit und in ganzem Umfange Folge zu leiften. 
Tie hiedurch erwachſenden Koften trägt die Bundeskaſſe, jedoch find bie 
königlich ſächſiſchen Kaſſen verpflichtet, die nothwendigen Gelber, injoweit ihre 
vorhandenen Fonds ausreichen, vorzufießen. — Gin Ergänzungs: 
Protokoll befiimmt: 4) Wenn bis zum 1. Juli d. 38. die Verfaſſung 
des norbbeutfchen Bundes angenommen unb publizirt, und die Reorganijation 
bes kgl. fächfiihen Armeecorps als joweit vorgeichritten anerkannt jein wird, 
um beren Durchführung mit Zuverfiht entgegenfehen zu können, will ber 
König von Preußen bis zu dem genannten Zage bie preußifhen Truppen 
aus dem Königreih Sachſen zurüdziehen, jedoch bis auf Weiteres Königflein, 
Leipzig und Baugen befeßt halten. Wenn ber König von Sachſen es wünſchen 
follte, jo wird viegegen eine gleiche Anzahl ſächſiſcher Truppen in Preußen, 
in ber fächfiihen Grenze nahe gelegenen Garnijonen bislozirt werben. 2) Alle 
nad) dem 1. Zuli durch außerordentliche Dislofation entjtehenben beſonderen 
Ausgaben werben aus ber Bunbesfaffe reflituirt. Nachweisbar nothwendige 
höhere Koften follen ebenfalls von der Bundeskaſſe getragen werben. 3) Die 
L. jächhfifche Regierung übernimmt bie Koſten ber noch ausftehenden Erpro- 
priation für bie bei Dresben angelegten Befeftigungen unb wird letztere, fo 
lange ber König von Preußen Solches für erforderlich halten follte, auf eigene 
Koften in dem bermaligen Zuftand erhalten unb verwalten. 4) Im Hinblid 
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auf bie Iofalen Verhältnifie und materiellen Intereſſen ber Stabt will ber 
König von Preußen bie Rejidenzftadt Dresden als einen jeften Plab ober 
eine Bunbdesfeftung zur Zeit nicht anfehen, bereits vorhandenen Befeftigungen 
für bie Dauer frieblicher Verhältniffe eine größere Ausbehnung als bie bis- 
Gerige wicht geben und auf folhe Zeit die Bejehung von Dresden aus 
befonderer Rückſichtnahme für den König von Sachſen ben: 12. Armeecorps, 
vom 1. Juli ab, überlaffen. 5) Mit dem 4. April d. J. treten die ſächſiſchen 
Truppen unter ben birecten Oberbefehl des Bunbesfelbherrn. 


8. Febr. (Preußen). Abg.Haus: Schlußfigung. Anſprache bes Präf. 
v. Yordenbed: 

... „Die Beurtbeilung dieſer Arbeiten gebührt dem Wolfe, der Zufunft, 
ber Gefchichte, und ich glaube, wir können biefes Urtheil ruhig abwarten. 
Pur Eines darf ich feititellen: die Uebereinitimmung, welche in allen wichtigen 
ragen ber jett dem Schlufje nahenden Selfion zwifchen allen drei Factoren 
ber gefeßgebenden Gewalt erreicht worden ift — fie conftatirt, fie verbürgt 
für die Zukunft ben feſten Willen des preußiſchen Volkes, in allen feinen 
(Sliedern einig mit ber Krone, im feften Gefüge der Verfaffung, muthig und 
unverzagt einzutreten in bie neue Lage, welche die Erfolge des glorreichen 
Krieges des Jahres 1866 unferem Staate geſchaffen haben.“ 


9 „ Morddeutfder Bund). Schluß der Conferenz der Bevoll- 
mädhtigten ber Bunbesftaaten. Diejelben unterzeichnen ſämmtlich ben 
vereinbarten Entwurf ber dem Reichstage vorzulegenden Bundes: 
verfaflung. 


„» nn Preußen) Schluß des Landtags. Thronrede des Königs: 

„Erlauchte, eble x. Am Schluffe einer inhaltreihen Situngs- Periode 
fprehe ih Ihnen meinen Dank aus, daß Sie meiner Regierung geholfen 
haben, die Hoffnungen zur Erfüllung zu bringen, welche ich an dieſe Seifion 
knüpfte. Dur Ertheilung der Indemnität für die ohne Staatshaushalte: 
gejeß geführte Zinanzverwaltung der Icgten Jahre haben Sie bie Hand zur 
Ausgleihung bes Prinzipienftreites geboten, welcher feit Jahren das Au: 
fammenwirfen meiner Regierung mit der Landesvertretung gehemmt hatte, 
Ich bege bie Zuverficht, baB bie gewonnenen Erfahrungen und ein alljeitiges 
richtiges Verſtaͤndniß der Srundbedingungen unferes Verfafjungsichens dazu 
helfen werden, bie Erneuerung ähnlicher Zuftände in ber Zufunft zu ver: 
hüten. Durch die Gewährung ber außerorbentlihen Mittel für die Bes 
dürfnifje des Heeres und der Flotte haben Sie in Anerkennung Deffen, was 
bie Politif meiner Regierung, geſtützt auf die erprobte Schlagfertigfeit und 
Tapferkeit meines Heeres, bisher geleiftet hat, den Entſchluß fundgegeben, 
das Errungene zu wahren. In der Feſtſtellung bes Staatshaushalts- Etats 
vor dem Gintritte bes gegenwärtigen Gtatsjahres ift eine weitere Bürgſchaft 
für bie fefte Geftaltung der verfafjungsmäßigen Zuftände gewonnen. Meine 
Regierung hat durch ben zeitweiligen Verzicht auf einzelne Ausgabe-PBofitionen, 
welde bei Fortführung der Verwaltung fchwer entbehrt werben, einen neuen 
Beweis dafür gegeben, welden Werth jie auf bie VBerftändigung mit der 
Landesvertretung legt. Sie darf um fo zuverfichtlicher hoffen, daß den in 
Rede ftehenden Bedürfniffen Anerkennung und Befriedigung Fünftig nicht 
verfagt werden wird. Mit bejonders lebhaften Danfe erfenne ich Die Bereit- 
willigfeit an, mit welcher die Landes-Vertretung meiner Regierung die Mittel 
gewährt Hat, bie Lage ber im Kampfe für das Buterland erwerbsunfähig 
gewordenen Krieger, fowie ber Wittwen und Kinder der Gefallenen zu er— 
leihtern. Nachdem die Landesvertretung bei der Ausführung der Ders 
änderungen, welche bie erheblihe Crweiterung des preußiihen Staats: 
gebietes nothwendig macht, ihre eingehende Mitwirtung gewihtt und DR 
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Ueberleitung ber bisherigen Zuſtände ber neu erworbenen Lanbestheile in 
die volle Gemeinfchaft mit ben äfteren Provinzen vertrauensvoll in meine 
Hände gelegt hat, darf ich mit Zuverſicht erwarten, daß die Bewohner aller 
jet mit Preußen vereinigten Länder fih mehr und mehr in beim großen 
Gemeinwejen ihrer Randsleute und bisherigen Nachbarn beimilch fühlen und 
an den Aufgaben besjelben mit wachlender Hingebung betheiligen werben. 
Die bereits vorbereitete Heranziehung von Vertretern berielben zu ben beiben 
Häufern des Landtages wird bazu beitragen, das Bewußtfein der Zuſammen⸗ 
gehörigfeis mit ben älteren Zheilen der Monarchie zu befeiligen und zu be— 
leben. Vornehmlich aber wird bie forgliche und gewiſſenhafte Pflege aller 
Keime öffentlicher Wohlfahrt, wie fie das preußifche Volk von feiner Re⸗ 
gierung zu erfahren gewohnt ijt, und wie fie durch das Zuſammenwirken 
bes Landtages mit meiner Regierung in ber foeben zu Ende gehenden 
Seffion wejentlih gefördert worden ift, auch bie Bevölferung der neuen 
Provinzen mehr und mehr bie Segnungen ber neuen Gemeinihaft empfinden 
laffen. Auf allen Gebieten bes öffentlichen Lebens Tonnte meine Regierung, 
geftütt auf das Einverſtändniß mit ber Landesvertretung, weſentliche Er⸗ 
leichterungen und Verbeſſerungen in’s Leben rufen. Die Anbahnung der 
Aufhebung des Salzmonopols und bes Gerichtsfoftenzufchlages, bie Negelung 
der VBerhältniffe der Erwerbs: und Wirthichaftsgenoffenichaften, die Aufhebung 
ber Beichränfungen des Zinsfußes, die Poſt- und Handels-Verträge, die Um: 
wanbelung ber pommerjchen Leben, die Befeitigung ber Rheinſchifffahrts⸗ 
Abgaben, die Verbefferung ber Beloldungen ber niederen Beamten und ber 
Lehrer, fo wie die Bewilligung der Mittel zur Ausführung und Bervoll: 
ftändigung wichtiger Eifenbahnen werben in weiten Kreifen als banfenswerthe 
Früchte diefer Seffion begrüßt werden. Während bie fpezielle Entwickelung 
des preußifhen Staatsweſens durch das einheitlihe Zuſammenwirken ber 
Landes-Bertretung mit meiner Regierung eine erfreuliche Förderung erfahren 
bat, berechtigt mich bie Thatjache, daß ber Entwurf ber Verfaſſung bes 
nordbeutfchen Bundes von allen mit Preußen verbündeten Negierungen ans 
genommen worden ift, zu ber Zuverficht, daß auf ber Grundlage einer ein- 
heitlichen Organifation, wie Deutihland fie in Zahrhunderten des Kampfes 
bisher vergeblich eritrebt hatte, dem beutichen Volke bie Segnungen werben 
zu Theil werden, zu welden es buch bie Fülle ber Macht und Gefittung, 
die ihm beimohnt, von ber Vorfehung berufen ift, fobald es feinen Frieden 
im Innern und nad Außen zu wahren verſteht. Ich werde e8 als ben 
höchſten Ruhm meiner Krone anjehen, wenn Gott mich berufen bat, bie 
Kraft meines durch Treue, Tapferfeit und Bildung ftarfen Volkes zur Her: 
ftelung dauernder Einigkeit ber beutichen Stämme und ihrer Fürften zu 
verwerthen. Auf Gott, ber uns fo gnäbig geführt hat, vertraue ich, daß 
Er uns diejes Ziel wird erreichen laſſen!“ Die Säte der Thronrebe, welche 
von beutfcher Politit handeln, werben mit befonbers gehobener Stimme ver: 
Iefen, und e8 folgt darauf von Seiten der Berfammelten ein lebhaftes Bravo, 


12, Sehr. (Norddeutſcher Bund) Allgemeine Wahlen zum erften 


Neichstage im ganzen Umfange des nordd. Bundes, zum erften Mal 
auf Grund des allgemeinen und bireeten Stimmrechtes. ' 

MWahlrefultate: in Pofen werden 6 deutſche und 9 polnifche 
Abgg. gewählt ftatt nach der Bevölkerungszahl 7 deutſche und 8 pol: 
niſche; in Weftpreußen 10 deutſche und 3 polniſche, zufammen alſo 
16 Deutfhe und 12 Polen. — An Hannover werben in Dftfries: 
land 2 Separatiften und im übrigen 9 Particulariften und 8 Na- 
tionalliberale gewählt. — In Schleswig-Holftein fliegt in den 7 füb- 
lichen Kreifen die deutfche, in den 2 nördlichen Kreifen die däniſche 


Prenpen uud der uorddentſche Bund. 51 


Partei. Im Oanzen ergeben fi: entichieden preußiſch (für Scheel: 
Plefjen 2c.) 14,915, verföhnlih gegenüber Preußen (Thomfen: 
Oldensworth 2.) 12,813, däniſch Gefinnte 27,493, ſchleswig⸗ 
holſteinſche Particulariften 70,750. Stimmen. 


13. Febr. (Norddeutfher Bund). Der König von Preußen beruft 
ben Reichstag auf den 24. d. M. nad Berlin zufammen. 


17. „ (Preußen). Die Staatsanmwaltichaft legt gegen das freifprechende 
Urtheil des Appellationsgerichts im Prozefje gegen den Abg. Frentzel 
(Redefreiheit des Abg.Hauſes) beim Obertribunal die Nichtigfeits- 
beſchwerde ein. 

19. „ OBreußen: Frankfurt). Der König empfängt eine Deputation 
des 5ier Collegg in Sachen der 6 Dill. Kriegscontribution und 
verheißt ihr eine erneuerte Prüfung der Trage. 

19.—20. Fehr. (Preußen). Der König und ber Kronprinz erwiebern 
ben Beſuch des Königs und des Kronprinzen von Sachſen in Dresden. 


20. Febr. Holland, regt zuerft in Paris die Luremburgifhe Trage an 
(ſ. Holland). 

22. „ (Preußen: Hannover). Eine k. Verorbnung über die Anftellung 
der Juſtizbeamten in den neuen Landestheilen befeitigt für Han- 
nover das bisherige Präfentationsrecht der Provinziallandfchaften für 
die Hälfte des höchſten Gerichts in Celle. 

23. „ (Preußen). Das Obertribunal erfennt in dem Prozeß gegen 
ben App.-Ger.-Bicepräf. v. Kirhmann wegen feiner in einer Arbeiter: 
verfammlung gehaltenen Rebe (wegen angeblich unfittlicher been) 
auf Dienftentlafjung. 


24. „ Morddeutfher Bund). Glänzende Eröffnung des Reiche: 
tags in Berlin. Thronrede des Königs von Preußen: 

„Srlauchte, eble und geehrte Herren vom Reichstage bes nordbeutichen 
Bundes! Es iſt ein erhebender Augenblid, in welchem Sch in Ihre Mitte 
trete; mächtige Greignifje Haben ihn herbeigeführt, große Hoffnungen knüpfen 
ſich an benfelben. Daß es Mir vergönnt ift, in Gemeinſchaft mit einer Ver⸗ 
fammlung, wie fie ſeit Jahrhunderten feinen deutfchen Fürften umgeben bat, 
biefen Hoffnungen Ausdrud zu geben, dafür danfe Ich der göttlichen Vor: 
jehung, welche Deutichland dem von feinem Volke erfehnten Ziele auf Wegen 
zuführt, die wir nicht wählen oder vorausjehen. Im Vertrauen auf biele 
Führung, werben wir jenes Ziel um jo früher erreichen, je klarer wir bie 
Urfachen, welche Uns und Unjere Vorfahren von demfelben entfernt haben, 
im Rüdblide auf bie Geſchichte Deutjchlands erfennen. Einft mächtig, groß 
und geehrt, weil einig und von flarfen Händen geleitet, Tank das deutjche 
Reich nicht ohne Mitihuld von Haupt und Gliedern in Zerriffenheit und 
Ohnmacht. Des Gewichtes im Rathe Europa’s, des Einfluffes auf die eigenen 
Geſchicke beraubt, warb Deutfchland zur Wahlftatt der Kämpfe fremder 
Mächte, für welche es das Blut feiner Kinder, die Schlachtfelder und bie 
Kampfpreile bergab. Niemals aber hat bie Sehnſucht des beutfchen Volkes 
nad) feinen verlorenen Gütern aufgehört, und bie Geſchichte unſerer Zeit ift 
erfüllt von den Beſtrebungen, Deutichland und dem deutſchen Volke bie 
Größe feiner Vergangenheit wieder zu erringen. Wenn diele Betrtehungen 
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bisher nicht zum Ziele gerührt, wenn fie bie Zerriffenheit, anftatt fie zu 
beilen, nur gefteigert Haben, weil man fih durch Hoffnungen oder Er⸗ 
innerungen über ben Werth ber Gegenwart, durch Ideale über bie Bedeutung 
ber Thatfachen täuſchen lich, fo erfennen wir daraus die Nothwendigfeit, die 
Einigung des deutfchen Volkes an ber Hand der Thatfahen zu fuchen und 
nicht wieder das Erreihbare dem Wünſchenswerthen zu opfern. Sn diefen 
Sinne haben die verbündeten Regierungen, im Anfchluffe an gemohnte frühere 
Berbäftniffe, fih über eine Anzahl beitimmter und begränzter, aber praftifch 
bedeutfamer Einrichtungen verftändigt, welche eben jo im Bereiche ber un: 
mittelbaren Möglichkeit als des zweifellofen Bebürfnifjes liegen. Der Ihnen 
vorzulegende Verfaſſungs-Entwurf mutbet ber Selbftändigfeit ber Einzel- 
ftaaten zu Gunften ber Geſammtheit nur diejenigen Opfer zu, welde unent⸗ 
bebrlich find, um den Frieden zu jchüßen, die Sicherheit des Bundesgebietes 
und bie Entwidlung der Wohlfahrt feiner Bewohner zu gewährleiften. 
Meinen hoben Verbündeten habe Ich für die Bereitwilligkeit zu danfen, mit 
welcher fie den Bebürfniffen bes gemeinfamen Baterlandes entgegengefommen 
find. Sch fpreche diefen Dank in dem Bewußtſein aus, daß Ich zu berfelben 
Hingebung für das Gefammtwohl Deutichlands auch dann bereit gewefen fein 
würde, wenn die Vorfehung Mich nicht an die Spite bes mächtigſten und 
aus biefem Grunde zur Leitung des Gemeinweſens berufenen Bundesflaates 
geitellt hätte. Als Erbe der preußiichen Krone aber fühle IH Mich ſtark in 
dem Bemußtfein, baß alle Erfolge Preußens zugleich Stufen zur Wiederher: 
ftelung und Erhöhung der deutſchen Macht und Ehre geivorden find. Un— 
geachtet des allgemeinen Entgegenfommens und obſchon bie gewaltigen Er⸗ 
eignifje des letzten Jahres die Unentbehrlichfeit einer Neubilbung ber deutichen 
Berfaffung zu alljeitiger Ueberzeugung gebracht und bie Gemüther für die 
Annahme berjelben empfänglicher gemacht hatten, als fie früher waren und 
jpäter vielleicht wiederum fein würden, haben Wir doch in den Verhandlungen 
von Neuem bie Schwere ber Aufgabe empfunden, eine volle Uebereinitimmung 
zwifchen jo vielen unabhängigen Regierungen zu erzielen, welche bei ihren 
AZugeftändniffen obenein die Stimmungen ihrer Landſtände zu beachten 
haben. Je mehr Sie, Meine Herren, fi) diefe Schwierigkeiten vergegen- 
wärtigen, um jo vorfichtiger werden Eie, bavon bin ich überzeugt, bei 
Prüfung des Verfaffungs-Entwurfes die ſchwer wiegende Verantwortung für 
bie Gefahren im Auge behalten, welche für bie friedliche und geſetzmäßige 
Durchführung des begonnenen Werkes entftehen könnten, wenn bas für bie 
jebige Vorlage bergejtellte Einverftändniß der Regierungen über bie vom 
Reichstage begehrten Aenderungen nicht wieder gewonnen würde Heute 
fonımt e8 vor Allem darauf an, den günftigen Moment zur Errichtung bes 
Gebäudes nicht zu verfäumen. Der vollenbetere Ausbau desjelben kann als— 
dann getroft dem ferneren vereinten Wirken ber beutichen Fürſten und Volks— 
ftämme überlajien bleiben. Die Ordnung ber nationalen Beziehungen des 
norbdeutfchen Bundes zu unſeren Landsleuten im Süden des Mains ift 
durch die Friedensfchlüffe des vergangenen Jahres dem freien Webereinfommen 
beider Theile anbeimgeftelt.e Zur Herbeilührung dieſes Ginverftändniljes 
wird Unfere Hand ben ſüddeutſchen Ländern offen und entgegenfoinmend dar: 
gereicht werben, fobald der norddeutſche Bund in Feſtſtellung jeiner Ver— 
faffung weit genug vorgejchritten fein wird, um zur Abfchliekung von Ver: 
trägen befähigt zu fein. Die Erhaltung bes Zollvereind, bie gemeinſame 
Pflege der Volfswirthichaft, die gemeinfane Verbürgung für die Sicherheit 
des deutſchen Gebietes werden Grundbedingungen ber Verftändigung bilden, 
welche vorausfichtlich von beiden Theilen angeftrebt werden. Wie bie Richtung 
bes beutjchen Geiftes im Allgemeinen dem Frieden und feinen Arbeiten zus 
gewandt iit, fo wird die Bundesgenoffenfchaft der deutichen Staaten wejentlich 
einen defenfiven Charakter tragen. Keine feindliche Tendenz gegen 
Unfere Nachbarn, Fein Streben nad Eroberung Bat bie dbeutjche Bewegung 
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der letzten Jahrzehende getragen, ſondern lediglich das Bedürfniß, den weiten 
Gebieten von den Alpen bis zum Meere die Grundbedingungen des ſtaat⸗ 
lichen Gedeihens zu gewähren, welche ihnen der Entwickelungsgang früherer 
Jahrhunderte verkümmert hat. Nur zur Abwehr, nicht zum Angriff 
einigen ſich die deutſchen Stämme, und daß ihre Verbrüberung auch von 
ihren Nachbarvölkern in dieſem Sinne aufgefaßt wird, beweiſt die wohl⸗ 
wollende Haltung der mächtigſten europäiſchen Staaten, welche ohne Beſorgniß 
und ohne Mißgunſt Deutſchland von denſelben Vortheilen eines großen 
ſtaatlichen Gemeinweſens Beſitz ergreifen ſehen, deren ſie ſich ihrerſeits ſeit 
Jahrhunderten erfreuen. Nur von uns, von unſerer Einigkeit, von unſerer 
Vaterlandsliebe hängt es daher in dieſem Augenblicke ab, dem geſammten 
Deutſchland die Bürgſchaften einer Zukunft zu ſichern, in welcher es, frei 
von Gefahr, wieder in Zerriſſenheit und Ohnmacht zu verfallen, nach eigener 
Selbſtbeſtimmung ſeine verfaſſungsmäßige Wiederherſtellung und ſeine Wohl⸗ 
fahrt pflegen und in dem Rathe ber Völker ſeinen friedliebenden Beruf zu 
erfüllen vermag. Ich bege das Vertrauen zu Gott, daß bie Nachwelt im 
Rückblick auf die gemeinjamen Arbeiten nicht jagen werde, die Erfahrungen 
ber früheren mißlungenen Verfuche feien ohne Nutzen für das beutiche Volt 
geblieben, daß vielmehr unjere Kinder mit Dank auf diefen Reichstag ale 
den Begründer ber beutjchen Einheit, Freiheit und Macht zurüdbliden 
werben. Meine Herren! Ganz Teutfchland, auch über die Gränze unferes 
Bundes hinaus, harrt der Enticheidungen, bie bier getroffen werden follen. 
Möge durch unjer gemeinfames Werk der Traum von Sahrhunderten, das 
Sehnen und Ringen ber jüngften Gefchlechter ber Erfüllung entgegengeführt 
werden. Im Namen aller verbündeten Regierungen, im Namen Deutſch⸗ 
lands fordere Jh Sie vertrauensvoll auf: Helfen Sie Uns, bie große, na= 
tionale Arbeit raſch und ficher durchführen. Der Segen, Gottes aber, an 
welchen Alles gelegen ift, begleite und fürbere das vaterländijche Werk!” 


25. Febr. Morddeutſcher Bund). Der Reichstag befchließt proviforifch 
als Geſchäftsordnung diejenige bes preuß. Abgeordnetenhauſes zu 
aboptiren. 

„» » (Preußen: Schleswig-Holftein). Scheel-Plefjen wird definitiv zum 
Dberpräfidenten, Zeblig zum Präfidenten der fchleswigichen Landes: 
regierung ernannt, 

Eine norbfchleswigihe Deputation gegen bie Eidesleiſtung und 
für Abftimmung nad) Maßgabe des Prager Friedens wird weder vom 
König noch von Bismard empfangen und muß ihre Eingabe fchrift- 
lich machen. 

26. „ (Preußen: Hannover). Petition von 700 Geiſtlichen für Er⸗ 
haltung einer veinzlutherifchen, dem unirten Oberfirchenrathe nicht 
untergeorbneten Kirchenbehörde für Hannover. 

28. „ Tranfreich greift die Anregung Hollands v. 20. Febr. auf, um 
feinen Vertreter im Haag zu beauftragen, in erfter Linie mit Holland 
bie Räumung der Feſtung Ruremburgs zu erwirken, in zweiter aber 
gerabezu die Abtretung des Landes an Frankreich zu betreiben (ſ. 
Frankreich). 

— „ (Breußen) Der Militärconvention mit Sachſen-Weimar treten 
auch die übrigen thüringiſchen Kleinſtaaten ſowie Anhalt, hehe Type 
und Walde bei, 
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— März, (Preußen). Die Staatsanwaltihaft erhebt audy gegen das 


2. 


4, 


freiſprechende Urtheil ber Appellationsinftang in dem Prozefje gegen 
ben Abg. Tweſten (Nebefreiheit des Abg.Hauſes) die Nichtigkeits⸗ 
befchwerbe beim Obertribunal. 


„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Wahl des Büreau. Bon 
240 Abftimmenden wird Simfon (altliberal) mit 127 Stimmen 
zum BPräfidenten, ber Herzog von Ujeſt (freiconjervativ) mit 
119 Stimmen zum erjten und dv. Bennigfen (nationalliberal) mit 
114 Stimmen zum zweiten DVicepräfidenten gewählt. 


„ Rorddeutfher Bund.) Reihstag: Graf Bismard legt dem- 
felben den von ben verbündeten Regierungen vereinbarten Entwurf 
einer Bundesverfaffung vor nebſt den Protocollen über die Eon: 
ferengen, in welchen derſelbe vereinbart worden ift und mahnt 
dringend an Beſchleunigung der Berathung und Beſchlußfaſſung, 
indem die Bünbnifverträge vom 18. Aug. 1866 nur auf ein Jahr 
feftgeftellt worden jeien, da8 Werk alfo bis zum 18. Aug. db. J. 
vollendet fein und zudem ja bis dahin auch noch den Landtagen ber 
einzelnen Bundesſtaaten zur Zuſtimmung unterbreitet fein müſſe. 

Graf Bismard: Motive find nicht vorgelegt. Wir find der Meinung, 
daß die Motive bes VBerfaffungs:Entwurfs in der gelammten Lage Deutid: 
lands, in feiner Geſchichte des letzten Jahrzehends ſowie in der des lebten 
Sahres zu finden find. Wir werden fie bei ben einzelnen Abichnitten des 
Entwurfs in der Berathung jelbit näher entwideln können. Die Protocolle 
ber Verhandlungen mit den verbündeten Regierungen find ebenfalls kurz, fie 
haben nur das Ergebniß recapitulirt, und ich glaube nicht, daß Jemand aus 
ihnen etwas Anderes entnimmt, al8 aus ber Vorlage bed Berfaffungs: 
Entwurfs. Höchſtens wird das Schlußprotocoll, wo einige der Regierungen 
bie Bedenken, welche fie gern erledigt geliehen hätten, die fie aber im Sntereffe 
bes fchleunigen Zuſtandekommens geopfert, näher fpecialifirt haben, einiges 
Licht, nicht auf die Sefammtlage der Sache, wohl aber auf die Schwierig: 
feiten, bie zu überwinden waren, werfen Fünnen. 

Entwurf der Berfaffung des nordbeutihen Bundes:*) 

Se. Majeftät der König von Preußen, Se. Majeftät der König von 
Sadjfen, Se. Königlihe Hoheit ber Großherzog von Medlenburg- Schwerin, 
Ge. Königlihe Hoheit ber Großherzog von Sacien-Weimar-Gilenad, Ge. 
Königlihe Hoheit der Großherzog von Medlenburg-Strelig, Se. Königliche 
Hoheit der Großherzog von Dldenburg, Se. Hoheit der Herzog von Braun: 
jhweig und Lüneburg, Se. Hoheit ber Herzog von Sadlen-Meiningen und 
Hildburghaufen, Se. Hoheit ber Herzog zu SadjfensAltenburg, Se. Hoheit 
ber Herzog zu Sacsfen-Coburg und Gotha, Se. Hoheit der Herzog von 
Anbalt, Se. Durchlaucht der Fürft zu Schwarzburg-Rubdolftadt, Se. Durch⸗ 


*) Um ber Vollſtändigkeit willen wurbe an biefer Stelle ber Entwurf 
zur norddeutſchen YBundesverfaffung aufgenommen, wie er ans ben 
Berathungen der Bevollmächtigten unter dem vorherrjchenden Einfluffe 
Preußens hervorgegangen war; die vom Reichstag baran angebrachten 
Aenderungen finden fih im Folgenden forgfältig zufanmengeftellt ; 
bie jchließlich allfeitig angenommene Bundesverfajjung findet ſich ihrem 
Wortlaute nah als Anhang ſchon im vorigen Jahrgang des Geſch.⸗ 
Kal., fo daß das Material für biefelbe volftändig dem Lejer vorliegt, 
fo weit es überhaupt Zwed und Umfang des Geſch.⸗Kal. geftattet. 
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laucht ber Fürft zu Schwarzburg-Sonbershaufen, Se. Durchlaucht ber Fürſt 
zu Walded und Pyrmont, Ihre Durchlaucht die Fürſtin Neuß älterer Linie, 
Se. Durdlaucht ber Fürft Neuß jüngerer Linie, Se. Durchlaucht der Fürſt 
von Schaumburgsfippe, Se. Durchlaucht ber Fürft zur Lippe, ber Senat ber 
freien und Hanfeftabt Lübed, der Senat ber freien Hanſeſtadt Bremen, ber 
Senat ber freien und Hanſeſtadt Hamburg, jeber für den gefammten Umfang 
ihres Staatsgebietes, unb Se. Königlidhe Hoheit ber Großherzog von Hefjen 
und bei Rhein, für die nörblih vom Main belegenen Theile bes Groß: 
berzogthums Heflen, fchließen einen ewigen Bund zum Schutze bes Bunbes- 
gebietes und bes innerhalb besjelben gültigen Rechtes, jo wie zur Pflege ber 
Mohlfahrt des deutichen Volkes. Dieſer Bunb wird ben Namen bes Nord: 
deutichen führen und wird nachftehende Verfaſſung haben: 

I, Bundesgebiet. Art. 1. Das Bundesgebiet befteht aus den Staaten 
Preußen mit Lauenburg, Sahjen, Medienburg: Schwerin, Sachſen-Weimar, 
Medlendburg:Strelig, Oldenburg, Braunfhweig, Sachſen-Meiningen, Sachſen⸗ 
Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg:Rudolftadt, Schwarz: 
burg:Sondershaufen, Waldeck, Reuß älterer Linie, Reuß jüngerer Linie, 
Schaumburg-kippe, Lippe, Fübed, Bremen, Hamburg und aus ben nördlich 
vom Main belegenen Theilen bes Großherzogthums Heflen. 

II. Bundesgefeggebung. Art. 2. Annerhalb vieles Bundesgebiets 
übt der Bund das Recht der Geſetzgebung nad Maßgabe bes Inhalts diefer 
Berfafjung und mit der Wirfung aus, baß bie Bundesgefeße den Landes: 
geſetzen vorgehen. Die Bundesgeſetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch 
ihre Verkündigung von Bundes wegen, welche vermittels eines Bundesgeſetz⸗ 
blattes geſchieht. So fern nicht in dem publicirten Geſetze ein anderer 
Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft beftimmt ift, beginnt die letztere mit 
bem vierzehnten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, an weldhem das 
betreffende Stüd des Bunbesgefekblattes in Berlin ausgegeben worden ift. 
Art. 3. Für den ganzen Umfang des Bundesgebiets befteht ein gemeinfames 
Indigenat mit ber Wirfung, daß ber Angehörige (Untertban, Staatsbürger) 
eines jeden Bunbesftaates in jedem anderen Bunbesftaate als Inländer zu 
behandeln und bemgemäß zum feften Wohnfig, zum Gewerbebetrieb, zu 
öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung von Grundftüden, zur Erlangung des 
Staatsbürgerrehts und zum Genufje aller fonftigen bürgerlichen Rechte unter 
benjelben Vorausjeßungen wie ber Einheimifche zuzulaffen, auch in Betreff 
ber Rechtsverfolgung und bes Rechtsſchutzes dbemfelben gleich zu behandeln ift. 
Sn ber Ausübung biefer Befugniß darf ber Bundesangehörige weber durch 
die Obrigkeit feiner Heimath, noch durch bie Obrigkeit eines anderen Bundes: 
finates befchränft werben. Diejenigen Beflimmungen, weldye bie Armen: 
verforgung und bie Aufnahme in den localen Gemeindeverband betreffen, 
werben durch den im erften Abfat ausgefprochenen Grundſatz nicht berührt. 
Eben fo bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwifchen ben 
einzelnen Bunbesftaaten in Beziehung auf die Mebernahine von Auszu⸗ 
weilenden, bie Verpflegung erfranfter und die Beerdigung verftorbener Staats- 
angebörigen beftehen. Hinfichtlih der Erfüllung der Milttärpflicht im Ver⸗ 
hältniß zu dem Heimathslande wird im Wege ber Gefeßgebung das Nöthige 
geordnet werden. Dem Auslande gegenüber haben alle Bunbesangehörigen 
gleihmäßig Anfpruh auf den Bundesſchutz. Art. 4. Der Beauffichtigung 
Seitens bes Bundes und ber Gefebgebung besfelben unterliegen bie nach⸗ 
ftehenden Angelegenheiten: 1) bie Beftimmungen über Sreizügigfeit, Heimaths⸗ 
und Nieberlaffungs:Vergältniffe und über ben Gewerbebetrieb, einjchlieglich 
des Verſicherungsweſens, jo weit biefe Gegenflände nicht ſchon durch den 
Artikel 3 diefer Verfaſſung erledigt find, besgleichen über die Colonifation 
und die Auswanderung nad außerbeutihen Ländern; 2) bie Zoll und 

andelsgefeßgebung und bie für Bundeszwecke zu verwendenben inbirecten 
teuern; 3) bie Drbnung bes Maß⸗, Münz: ua Gewiiraigtrus, RT 


Seesen und der werdöcuiiir Dumd. 


Jeßßelung ber Grunbfäge über bie Emiifion ven funbiriem unk umianbirem 

$ariergelde; 4) Die aAgemeinen Sellinmungen über das Banfmrien; 5) bie 

Erfi ; 6) ber Schuß des geiſtigen Gigentbums; +) Utzani- 
ichen im Auölanbe 


die wehielfeitige Bollfiredung ven Erfennimijien unb Gricbigung ven Re 
quifitioenen überhaupt, 12) fo wie über bie Bezlaufigung ven Zitentlicen 
Urfunden; 13) bie gemeiniame Giril-Frezeferbnung und das gemeinſame 
Gcncursverfahren, Ziehiel:- und Handelsrecht. Art. 5. Tie Yunbesgeieg: 
gung wird nusgeüti burh ben Zunbesrarb und ben Reichetag. Tie 
ebereinfimmung ber Mehrheits⸗Beſchlüſſe Leider Perlammlungen if zu 
einem Bundesgeſetze ericrkerlih und ausreichend. 

II. Bunbesrath. Art. 6. Ter Bundesrath befteht aus den Vertretern 
ber Mitglieder bes Bundes, unter welden bie Etimmfübrung ſich nah Map: 
gabe der Vorihriiten für das Plenum bes ehemaligen deutſchen Bundes ver: 
theilt, fo daß Preußen mit ben ehemaligen Stimmen von Hannever, Kurheſſen, 
Holftein, Naſſau und FZrankiurt 17 Stimmen führt, 


2... 1 
... Eumma 43 
Art. 7. Jedes Vlitglieb des Bundes kann fo viel Bevollmächtigte zum 
Bunbesrathe ernennen, wie es Ztimmen bat, doch kann bie Gefammtheit 
ber zuftändigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werben. Nicht vertretene 
ober nicht inſtruirte Stimmen werden nicht gezählt. Jedes Bundesglied iſt 
befugt, Vorſchläge zu machen und in Vortrag zu bringen, und das Präfidium 
ift verpflichtet, biejelben ber Berathung zu übergeben. Die Befchlußfafiung 
erfolgt mit einfacher Mehrheit, mit Ausnahme von Befchlüffen über Ver: 
foffungs: Veränderungen, welde zwei Drittel ber Stimmen erfordern. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Präfidiafftimme ben Ausſchlag. Art. 8. Ter 
Yunbdesrath bildet aus feiner Mitte bauernbe Ausihüffe 1. für das Rande 
heer und bie Zeitungen, 2. für das Seeweſen, 3. für Zoll: und Steuer: 
weien, 4. für Handel und Verkehr, 5. für Eifenbahnen, Poft und Telegraphen, 
6 für Juſtizweſen, 7. für Rechnungsweſen. An jedem dieſer Ausſchüſſe 
werben außer dem Präfibium minbeftens zwei Bunbesflaaten vertreten fein, 
und führt innerhalb berjelben jeder Staat nur eine Stimme Die Mit: 
nlleder der Nusfchüffe zu 4. und 2. werben von dem Bundesfeldherrn er: 
nannt, bie ber übrigen von dem Bundesrathe gewählt. Die Zujammen: 
fegung dieſer Ausſchüſſe ift für jede Seffion des Bundesrathes reſp. mit 
jedem Jahre zu erneuern, wobei bie ausfceidenden Mitglieder wieder wähl: 
bar find. Den Ausfchüffen werden bie zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten 
ar Serffigung geftellt. Art. 9. Jedes Mitglied des Bundesrathes hat das 

ht, im Reichstage zu erjhheinen, und muß daſelbſt auf Verlangen jeber 
‚ ; gehört werben, um bie Anfihten feiner Regierung zu vertreten, auch 
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dann, wenn biejelben von ber Maforität des Bundesrathes nicht adoptirt 
worden find. Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Bundesrathes und bes 
Neichstages fein, Art. 10. Dem Bundes-Präfibium liegt es ob, ben Mit: 
gliedern bes Bundesrathes ben üblichen biplomatifchen Schuß zu gewähren. 

IV. Bundes: PBräfidbinm Ar. 11. Das Präſidium des Bunbes 
fiebt der Krone Preußen zu, welche in Ausübung besjelben den Bund 
völferrechtlich zu vertreten, im Namen bes Bundes Krieg zu erklären und 
Frieden zu ſchließen, Bündniffe und andere Verträge mit fremden Staaten 
einzugeben, Gefandte zu beglaubigen und zu empfangen berechtigt ift. In fo 
weit bie Verträge mit fremden Staaten fi auf ſolche Gegenftänbe beziehen, 
welche nah Art. A in ben Bereich der Bundesgefekgehung gehören, ift zu 
ihrem Abſchluß die Zuftimmung des Bunbesrathes eriorderlid. Art. 12. 
Das Präſidium ernennt den Bundesfanzler, welcher im Bundesrathe den 
Vorſitz führt und die Gejchäfte leiter. Art. 43. Dem Bräfidium ſteht es 
zu, ben Bundesrath und den Reichstag zu beruien, zu eröffnen, zu vertagen 
und zu jchliegen. Art. 14. Die Berufung bes Bunbesrathes und des Reichs⸗ 
tages findet aljährli Statt, und kann der Bundesrath zur Vorbereitung 
ber Arbeiten ohne den Reichstag, Tehterer aber nicht ohne den Bunbesrath 
berufen werben. Art. 15. Die Berufung bes YBundesrathes muß erfolgen, 
jobald fie von einem Drittel dev Stimmenzahl verlangt wird. Art. 16. Ter 
Bunbesfanzler kann fih in Leitung der Gefchäfte durch jebes andere Mits 
glied des Bundesrathes vermöge jchriftliher Subftitution vertreten Taffen. 
Art. 17. Das Präfidium bat die erforberlihen Vorlagen nad) Maßgabe der 
Beichlüffe des Bundesrathes an ben Reichstag zu bringen, wo fie durch 
Mitglieder des Bundesrathes oder durch befondere von leßterem zu ernennende 
Eonmifjarien vertreten werben. Art. 48. Dem PRräfidium fteht bie Aus: 
fertigung und Verkündigung ber Bundesgefege und die Ueberwachung der 
Ausführung bderjelben zu. Die biernadh von dem Präfidium ausgehenden 
Anorbrnungen werden im Namen bes Bundes erlaffen und von bem Bundes⸗ 
kanzler mitunterzeihnet. Mrt. 19. Das Präſidium ernennt bie Bundes⸗ 
beamten, bat diefelben für den Bund zu vereidigen und erforderlichen alles 
ihre Entlaffung zu verfügen. Art. 20. Wenn Bunbesglieber ihre verfaffungs: 
mäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, fo fünnen fie dazu im Wege ber 
Grecution angehalten werben. Tiefe Erecution ift a) im Betreff militärijcher 
Leiftungen, wenn Gefahr im Verzuge, von dem Bundesfeldherrn anzuordnen 
und zu vollziehen, b) in allen anderen Fällen aber von dem Bundesrathe 
zu beichließen und von dem Bundesfeldherrn zu vollfireden. Die Erecution 
Tann bis zur Sequeftration bes betrefjendeu Landes und feiner Regierungs⸗ 
gewalt ausgedehnt werben. In den unter a. bezeichneten Fällen ift dem 
Bundesrathe von Anordnung ber Grecution, unter Darlegung ber Bewegs 
gründe, ungefäumt Kenntniß zu geben. 

V. Reihstag. Art. 21. Der Reichstag geht aus allgemeinen und 
birecten Wahlen hervor, welche bis zum Erlaffe eines Reichswahlgeſetzes nach 
Maßgabe des Geſetzes zu erfolgen haben, auf Grund deſſen ber erfle Reichs: 
tay des norbbeutihen Bundes gewählt worden ill. Beamte im Dienfte 
eines ber Bunbesitaaten find nit wählbar. Art. 22. Tie Verhandlungen 
bes Reichstages find öffentlih. Art. 23. Der Reichstag hut das Recht, Ges 
jege innerhalb der Gompetenz bes Bundes vorzufchlagen. Art. 24. Die 
Legislatur: Periode des Reichstages dauert drei Jahre. Zur Auflöfung bes 
Neichötages während berfelben ift ein Beſchluß bes Bundesrathes unter Zus 
flimmung des Präfidbiums erforderlih. Art. 25. Ter Reichstag prüft bie 
Legitimation feiner Mitglieder und entjcheidbet barüber. Er regelt feinen 
Geſchäftsgang und feine Disciplin durch eine Gefhäftsorbnung und erwählt 
feinen Präfidenten, feine VBice-Präfidenten und Schriftführer. Art. 26. Uet 
Reichstag befchließt nach abfoluter Stimmenmehrheit. We GW& bet 
Beſchlußſaſſung ift die Anmefenheit der Mehrheit ber Miätglieher eriotueriin. 


58 


Yreußen und der nerdärnifäe aund. 


Art. 27. Die Mitglieber des Reichstages find Vertreter des gefammten Nolfes 
und an Aufträge und Inftructionen nicht gebunden. Art. 28. Kein Mit: 
glied bes Neichstages darf zu irgenb einer Zeit wegen feiner Abitimmung 
oder wegen der in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen gericht 
lid) ober bisciplinarifch verfolgt oder fonft außerhalb der Verſammlung zur 
Verantwortung gezogen werben. Art. 29. Die Mitglieder bes Reichstages 
bürfen als folche Teine Bejoldung ober Entichäbigung beziehen. 

VL Zo0lls und Hanbelswejen. Art. 30. Ber Bund bildet ein Zolls 
und SHanbelsgebiet, umgeben von gemeinſchaftlicher Zollgränze. Ausgeichlofien 
bleiben die wegen ihrer Lage zur Einſchließung in bie Zollgränze nicht ges 
eigneten einzelnen Gebietstheile. Alle Gegenflände, welche im freien Berfehre 
eines Bundesftaates befindli find, Fönnen in jeden anderen Bunbdesflaat eins 
geführt und dürfen in legterem einer Abgabe nur in fo weit unterworfen 
werben, als daſelbſt gleichartige inländifhe Erzeugniffe einer inneren Steuer 
unterliegen. Art. 31. Die Hanfeftädte Lübel, Bremen und Hamburg mit 
einem dem Zwecke entiprechenben Bezirfe ihres oder des umliegenden Gebietes 
bleiben als Freihäfen außerhalb der gemeinichaftlihen Zollgränze, bis fie 
ihren Einfluß in diefelbe beantragen. Art. 32. Der Bund ausichlieblich 
bat die Geſetzgebung über das gefammte Zollweien, über die Beſteuerung bes 
Verbrauches von einheimifhem Zucker, Branntwein, Salz, Bier und Tabaf, 
jo wie über die Maßregeln, welche in den Zollausſchlüſſen zur Eicherung 
ber gemeinjchaftlihen Zollgränze eriorderlid find. Art. 33. Die Erhebung 
und Verwaltung der Zölle und Berbrauchsfteuern (Art. 32) bleibt jedem 
Bundesftante, jo weit berfelbe fie bisher ausgeübt Hat, innerhalb feines Ges 
bietes überlaffen. Tas Bundes-Präſidium überwacht die Einhaltung des 
geſetzlichen Verfahrens durch Bunbesbeamte, welche es den Zoll: ober Steuer⸗ 
Aemtern und ben Directivbehörben der einzelnen Staaten, nad) Vernehmung 
bes Ausſchuſſes des Bunbesrathes für Zolle und Steuerwejen, beiorbnet. 
Art, 34. Der Bundesrath beichließt 1. über die dem Reichstage vorzulegenden 
oder von bemjelben angenemmenen, unter die Beltimmung des Art. 32 
fallenden gejetlihen Anordnungen, einichließlih der Handels: und Schiff⸗ 
fahrtöverträge; 2. über bie zur Ausführung der gemeinfchaftlihen Gefeßgebung 
(Art. 32) dienenden Verwaltungs-Vorſchriften und Einrichtungen; 3. über 
Mängel, welche bei ber Ausführung der gemeinihaftlihen Geſetzgebung 
(Art. 32) bervortreten; 4. über bie von feiner Nechnungsbehörbe ihm vor⸗ 
gelegte fchließliche eititelung ber in die Bunbdescafje fließenden Abgaben 
(Art. 36). Seber über die Gegenflände zu 1 bis 3 von einem Bunbesitaate 
ober über die Gegenjlände zu 3 von einem controlirenden Beamten bei dem 
Bundesrathe geftellte Antrag unterliegt ber gemeinſchaftlichen Beſchlußnahme. 
Im Falle der Meinungsverjchiedenheit gibt die Stimme des Präfibiums bei 
ben zu 1 und 2 bezeichneten alsdann den Ausſchlag, wenn fie fih für Auf: 
rechthaltung ber beſiehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausipricht, in allen 
übrigen Fällen enticheibet die Mehrheit der Stimmen nad) dem in Art. 6 
diejer Berfaffung tejtgeftellten Stimmwverhältnig. Art. 35. Der Ertrag ber 
Zölle nnd der in Art. 32 bezeichneten Verbrauchs-Abgaben fließt in bie 
Bundescafje. Dieſer Ertrag beftebt aus ber gefammten von den Zöllen und 
Berbrauchs:Abgaben aufgefommenen Einnahme nah Abzug 1. ber auf Ge⸗ 
feßen oder allgemeinen Verwaltungs-Borfchriften beruhenden Steuer-Ver⸗ 
gütungen und Grmäßigungen; 2. der Erhebungs⸗ und Verwaltungstoften, 
und zwar: a) bei ben Zöllen und ber Steuer von inländiſchem Zuder, jo 
weit dieſe Koften nach ben Verabrebungen unter ben Mitgliedern bes beutjchen 
Zoll- und Handels⸗Vereins ber Gemeinſchaft aufgerechnet werden Tonnten, 
b) bei den übrigen Steuern mit 15 p&t. ber Geſammt-Einnahme. Die 
außerhalb der gemeinſchaftlichen Zollgränze liegenden Gebiete tragen zu ben 
Bundes:Ausgaben durch Zahlung eines Averfums bei. Art. 36. Die von 
den Erhebungsbehörben der Bundesſtaaten nach Ablauf eines jeden Biertels 
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jahres aufzuftelenden Quartal⸗Extracte und bie nah dem Jahree⸗ unb 
Bücherſchluſſe anfzuftellenden FinalsAbfchlüffe über die im Laufe bes Viertels 
jahres, beziehungsweife während bes Rechnungsjahres fällig geworbenen Eins 
nahmen an Zöllen und Berbrauhs- Abgaben werben von ben Directiv⸗ 
Behörden der Bunbesftaaten, nach vporangegangener Prüfung, in Haupt⸗ 
überfihten zufammengeftellt und diefe an ben Ausihuß bes Bundesrathes 
für das Rechnungsweſen eingefandt. Der letztere ftellt auf Grund biefer 
Ueberfichten von drei zu drei Monaten ben von ber Caſſe jedes Bundesftaates 
ber Bunbdescaffe ſchuldigen Betrag vorläufig feſt und fett von biefer Felt: 
ftelung ben Bundesratb und bie Yunbesftaaten in Kenntniß, legt auch 
alljährlich die ſchließliche Feitftelung jener Beträge mit feinen Bemerfungen 
dem Bunbesrathe zur Beichlußnahme vor. Art. 37. Die Belimmungen in 
dem Zoll-Bereinigungsvertrage vom 16. Mai 1865, in bem VBertrage über 
bie gleiche Befteuerung innerer Erzeugniffe vom 28. Juni 1864, in dem 
Bertrage über den Verfehr mit Tabak und Wein von demielben Tage und 
im Art. 2 des Zoll: und Anfchlußvertrages vom 11. Zuli 1864, besgleichen 
in den Thüringiichen Vereinsverträgen bleiben zwiſchen ben bei bielen Ver⸗ 
trägen betheiligten Bundesſtaaten in Kraft, fo weit fie nicht durch bie Vor: 
fhriften der gegenwärtigen Verfaffung abgeändert find und fo lange fie nicht 
auf dem im Art. 34 vorgezeichneten Wege abgeändert werben. Mit biejen 
Beſchränkungen finden bie Beſtimmungen des Zoll-Vereinigungsvertrages vom 
16. Maui 1865 auch auf diejenigen Bunbesjtaaten und Gebietstheile An: 
wendung, welche dem deutſchen Zoll: und Handels-Vereine zur Zeit nicht 
angehören. 

VII. Eiſenbahnweſen. Art. 38. Eiſenbahnen, welche im Sntereffe 
ber Bertbeidigung des Bunbesgebietes ober im Intereſſe bes gemeinſamen 
Verkehrs für nothwendig erachtet werden, können fraft eines Bundesgeſetzes 
auch gegen den Widerfpruch der Bundesglieder, beren Gebiet bie Eifenbahnen 
durchſchneiden, unbeſchadet ber Tandeshoheitsrechte, für Rechnung des Bundes 
angelegt oder an Privat-Unternehmer zur Ausführung conceffionirt werben. 
Jede beftebende Eifenbahn:Verwaltung ift verpflichtet, fih ben Anſchluß neu 
angelegter Eifenbahnen auf Koften ber letzteren gefallen zu laſſen. Art. 39. 
Die Bunbesregierungen verpflichten fi, die im Bunbesgebiete belegenen 
Eijenbahnen im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Netz 
verwalten und zu dieſem Behufe auch bie neu berzuftellenden Bahnen nad) 
einheitlichen Normen anlegen und ausrüften zu lajfen. Art. 40. Es follen 
bemgemäß mit thunlichſter Beichleunigung gleiche Betriebseinrichtungen ges 
troffen, insbejondere gleiche Bahn Polizei: und Betriebs-Reglements für 
Perſonen⸗ und Gütertransport eingeführt werben. Der Bund bat bafür 
Sorge zu tragen, daß bie Eifenbahn-Verwaltungen die Bahnen jederzeit in 
einem bie nöthige Sicherheit gewährenden baulichen AZuftande erhalten und 
biefelben mit Betriebsmaterial fo ausrüften, wie das Verkehrsbedürfniß es 
erheilcht. Art. 41. Die Eifenbahn-Verwaltungen find verpflichtet, bie nöthigen 
Perfonene und Güterzüge mit entfprechender Fahrgefchwindigfeit einzuführen, 
auch directe Erpeditionen im Perſonen und Güterverfehr, unter Geftattung 
bes Weberganges der Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen 
bie üblihe Vergütung einzurichten. Art. 42. Dem Bunbe jteht bie Gontrole 
ber Tarife zu. Er wird diefelbe ausüben zu dem Zwecke, die Gleihmäßig- 
feit und möglichſte Herabfegung berfelben zu erreichen, insbefondere für ben 
Zransport von Kohlen, Coaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Robeifen, 
Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenftänden einen dem Bebüriniffe der 
Landwirtbihaft und der Anduftrie entiprechenden ermäßigten Tarif für 
größere Entfernungen und fchließlich ben Ein-Pfennig-Tarif für Gentner und 
Meile im ganzen Bunbesgebiete einzuführen. Art. 43. Bet eintietenhen 
Nothſtänden, insbefondere bei ungewöhnlicher Theuerung der Aehensuiic, 
find bie Eijenbapn-Berwaltungen verpflichtet, für hen Traneport warn 
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von Getreibe, Mehl, Hülfenirühten und Kartefjeln zeitweile einen bem Bes 
bürfnifje entfprechenben, von dem Bunbes:Präfibium auf Vorſchlag des 
beirefienden YBundesrath3-Ausichuffes seftzuftellenden niedrigen Special:Tarif 
einzuführen. Art. 44. Ten Anforberungen ber Bundesbehörden in Betreff 
ber Benugung der Eilenbahnen zum Zwecke ber Bertheidigung des Bundes: 
gebietes haben jämmtliche CifenbahnsBerwaltungen unweigerlich Folge zu 
leiten. Insbeſondere ift das Militär und alles Kriegsmaterial zu gleichen, 
ermäßigten Säben zu beiörbern. 

Va. Poſt- und Telegrapbenmefen Mr. 45. Tas Poſtweſen 
und das Telegraphenmweien werben für das gefammte Gebiet tes norbbeutichen 
Bundes als einheitlihe Staats:Verfehrsanftalten eingerichtet unb verwaltet. 
Die im Art. 4 vorgefehene Gejekgebung des Bunbes in Poft: und Telegraphen⸗ 
Angelegenheiten erfiredt jich nicht auf diejenigen Gegenftände, deren Regelung, 
sach den gegenwärtig in ber preußiſchen Poſt- und Telegraphen-Termaltung 
maßgebenben Grunbiägen, ber reglementariichen Feſtſetzung oder abminiftrativen 
Anordnung überlaflen if. Art. 46. Die Einnahmen des TFefl: und 
Zelegraphenwejens find für ben ganzen Bund gemeinſchaftlich. Tie Ausgaben 
werben aus den ygemeinjchaftlihen Einnahmen beitritten. Tie Ueberſchüſſe 
fließen in bie Bundescafje (Abſchnitt XID. Art. 47. Ten Bundes: 
Präfidium gehört die obere Leitung ber Poſt- und Telegraphen-Terwaltung 
an. Dasfelbe bat die Pflicht und das Recht, dafür zu forgen, daß Einheit 
in der Organifation der Verwaltung und im Betriebe des Dienſtes. fo wie 
in der Qualification ber Beamten hergeftellt und erhalten wird. Das 
Präfidium bat für den Erlaß der reglementariihen Feſtſetzungen und all- 
gemeinen abminijtrativen Anordnungen fo wie für die ausjchließlihe Wahr: 
nehmung ber Beziehungen zu anderen bdeutfchen ober außerbeutichen Poſt⸗ 
und Telegraphen-VBerwaltungen Sorge zu tragen. Sämmtlihe Beamte der 
Poll: und ZTelegraphen-Berwaltung find verpflichtet, den Anordnungen Des 
Bunbes-Präfidiums Folge zu leiten. Diefe Verpflitung iit in den Dieniteid 
aufzunehmen. Die Anftellung ber bei den Verwaltungsbehörden der Poſt 
und Zelegraphie in ben verfchtebenen Bezirken erforderlichen oberen Beamten 
(3. 3. der Lirectoren, Räthe, Ober-Inſpectoren), ferner die Anitellung ber 
zur Wahrnehmung des Auffichts: u. |. w. Dienftes in den einzelnen Bezirfen 
als Organe ber erwähnten Behörden fungirenden Poſt- und Telegraphen⸗ 
Beamten (3. 3. Snipectoren, Gontroleure) geht für das ganze Gebiet bes 
norbbeutihen Bundes von bem Präjidium aus, welchem dieſe Beamten den 
Dienfteid leiften. Ten einzelnen Pandesregierungen wird von den in Rebe 
ſtehenden Ernennungen, foweit biefelben ihre Gebiete betreffen, Behufs ber 
Iandesgerrlihen Beftätigung und Publication rechtzeitig Mittheilung gemacht 
werben. Die anderen bei ben Verwaltungsbehörben der Poſt und Telegraphie 
erforderlihen Beamten fo wie alle für ben Iocalen und techniichen Betrieb 
befliimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebsftellen fungitenden Beamten 
u. f. w. werben von ben betreffenden Fandesregierungen angeftelt. Wo eine 
ſelbſtaͤndige Landes⸗Poſt⸗, veip. Telegraphen-VBerwaltung nicht beiteht. enticheiden 
bie Beftimmungen ber bejonderen Verträge. Art. 48. Zur Beleitigung ber 
Zerfiplitterung des Poft: und Telegraphenivefens in den Hanfeftäbten wird 
die Verwaltung und der Betrieb der verfchiedenen bort befindlichen ftaatlichen 
Poſt⸗ und Telegrapben-Anftalten nach näherer Anordnung bed Bundes: 
Präſidiums, welches den Senaten Gelegenheit zur Aeußerung ihrer hierauf 
bezüglichen Wünſche geben wird, vereinigt. Hinfichtlic” der dort befindlichen 
beutichen Anftalten it diefe Vereinigung fofort auszuführen. Mit den auber: 
deutſchen Megierungen, welche in ben Hanſeſtädten noch Poftrechte beſitzen 
ober ausüben, werden bie zu bem vorftehenden Zmede nöthigen Verein: 
barungen getroffen werden. Art. 49. Bei Nleberrbeilung bes Ueberſchuſſes 
der Poitverwaltung für allgemeine Bundeszwecke (Art. 46) ſoll, in Betracht 
der bisherigen Berjchiedenheit der von den LandessPoftverwaltungen ber ein⸗ 
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zelnen Gebiete erzielten Rein-Einnahmen, zum Zwecke einer entiprechenben 
Ausgleihung während ber unten feftgefegten Webergangszeit folgenbes Ver⸗ 
fahren beobachtet werden. Aus den Poſt⸗Ueberſchüſſen, welche in den einzelnen 
Mofibezirten während ber fünf Jahre 1861 bis 1865 aufgefommen find, 
wirb ein burchfchnittlicher Jahres⸗UNeberſchuß berechnet und der Antheil, 
welchen jeder einzelne Poftbezirt an bem für das gelanımte Gebiet bes 
norddeutihen Bundes. fid) danach herausftellenden Rojt-Ueberihufje gehabt 
hat, nach Procenten feftgeitellt. Nach Maßgabe des auf diefe Weiſe feſt⸗ 
geitellten BVerbältniffes werben aus ben im Bunde auffommenden oft: 
Ueberſchüſſen während ber nächlten acht Jahre den einzelnen Staaten bie fich 
für diefelben ergebenden Quoten auf ihre jonftigen Beiträge zu Bundeszweden 
zu Gute gerechnet. Nach Ablauf der acht Sabre Hört jene Unterjcheidung 
auf, und fließen bie Poſt-Ueberſchüſſe in ungetheilter Aufrechnung nach dem 
in Art. 46 enthaltenen Grundlage der Bunbescafje zu. Born ber während 
der vorgedadhten acht Jahre für die Hanſeſtädte ſich herausſtellenden Quote 
des Poſt⸗Ueberſchuſſes wird aljührlich vorweg die Hälfte bem Bundes-Präſidium 
zur Tispofition geftellt zu dem Zwecke, daraus zunächſt die Koſten fiir bie 
Herjtellung normaler Rofteinrihtungen in ben Hanjeftädten zu beftreiten. 

IX. Marine und Schifjfahrt. Art. 50. Die Kriegs: Marine der 
Nords und Oſtſee ift eine einheitlihe unter preußiſchem Oberbefehl. Die 
Drganijation und Zufammenjeßung berielben liegt Sr. Maj. dem Könige 
von Preußen ob, welcher die Dffiziere und Beamten der Marine ernennt 
und jür welchen diejelben nebſt den Mannfchaften eidlih in Mflicht zu 
nehmen find. Der fieler Hafen und ber Jadehafen find Bundes-Kriegshäfen. 
Als Maßſtab der Beiträge zur Gründung und Erhaltung ber Kriegsflotte 
und der damit zufammenhängenben Anftalten dient bie Bevölferung. Ein 
Etat für die Bundes-Marine wird nach diefem Grundſatze mit dem Reichstage 
vereinbart. Die gelanımte jeemünnifche Bevölferung bes Bundes, einfchlichlich 
des Maſchinen-Perſonals und der SciffesHandwerfer, ift vom Dienite im 
Landheere beireit, dagegen zum Dienfte in der Bundes: Marine verpflichtet. 
Die Dertheilung bes Erſatzbedarfs findet nah Maßgabe ber vorhandenen 
jeemännifchen Bevölkerung Statt, und die hiernach von jedem Stuate geftellte 
Quote fommt auf bie Geftellung zum Landheere in Abrechnung. Art. 51. 
Die Kaufjahrteiihiffe aler Bundesſtaaten bilden eine einheitliche Handels: 
Marine. Die Kauffahrteilchiife ſämmtlicher Bundesſtaaten fiihren diefelbe 
Flagge, Ichwarzsweiß-roth. Der Bund bat das Verfahren zur Ermittlung ber 
vadungsfähigkeit der Seeſchiffe zu beftimmen, die Ausflellung der Meßbriefe 
jo wie der Sciffje:Certificate zu regeln und die Bedingungen feitzuftellen, 
von welden die Erlaubniß zur Führung eines Seejchiffes abhängig if. In 
den Seehäfen und auf allen natürlichen und Fünftlihen Wafjerftraßen ber 
einzelnen Bunbdesftaaten werden bie Kauffahrteiſchiffe ſämmtlicher Bundes—⸗ 
itaaten gleihmäßig zugelaflen und behandelt. Die Abgaben, welche in den 
Seehäfen von den Seeſchiffen oder beren Ladungen für die Benußung ber 
Schififahrts-Anftalten erhoben werden, bürfen die zur Unterhaltung und 
gewöhnlichen Herftelung dieſer Anitalten erforderlichen Koften nicht üiberfteigen. 
Auf allen natürlichen Waſſerſtraßen dürfen Abgaben nur für die Benukung 
bejonderer Anitalten, die zur Grleichterung des Verkehrs beitinmt find, 
erhoben werden. Dieſe Abgaben, jo wie die Abgaben für die Befahrung 
foicher künſtlichen Waſſerſtraßen, welche Staatseigenthum jind, dürfen die zur 
Unterhaltung und gewöhnlichen Herftelung der Anitalten und Anlagen 
erforderlichen Kojten nicht überjteigen. Auf die Flößerei finden dieſe Be— 
flimmungen in jo weit Anwendung, als biejelbe auf ſchiffbaren Wafjerftraßen 
betrieben wird. Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere 
Abgaben zu legen, als von den Schiffen ber Bundesſtaaten oder beren 
Ladungen zu entrichten find, steht keinem inzelftaate, jondern nur dem 
Bunde zu. 
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X, Eonfulatwefen. Art. 52. Das gefammte norbbeutiche Conſulat⸗ 
weien ſteht unter ber Aufficht des Bundes⸗Präſidiums, welches die Conſuln, 
nah Vernehmung bes Ausſchuſſes bes Bundesraths Für Handel und Verkehr, 
anftelt. In dem Amtsbezirk ber Bundesconſuln bürfen neue Landesconfulate 
nicht errichtet werden. Die Bunbesconjuln üben für bie in ihrem Bezirk 
nicht vertretenen Bundesflaaten bie Functionen eines Landesconſuls aus. Die 
jämmtlichen beftebenden Landesconiulate werben aufgehoben, fobalb bie 
Drganifation der Bundesconjulate bergeftalt vollendet ift, daB die Vertretung 
ber Ginzelintereffen aller Bundesftaaten als durch die Bundesconfulate ges 
fihert von dem Bundesrathe anerkannt wird. 

XI Bundesfriegswejen. Art. 53. Jeder Norbdeutiche ift wehr: 
pfichtig und kann jih in Ausübung dieſer Pflicht nicht vertreten laſſen. 
Art. 54. Die Koften und Laſten bes geſammten Kriegsweſens des Bunbes 
find von allen Bundesftaaten und ihren Angehörigen gleihmäßig zu tragen, 
fo daß weder Bevorzugungen, noch Prägravationen einzelner Staaten oder 
Claſſen grundjäglich zuläffig find. Wo die gleiche Vertheilung der Laiten 
fi in natura nicht herſtellen läßt, ohne bie öffentliche Wohlfahrt zu ſchädigen, 
ift die Ausgleihung nah ben Grundfägen der Gerechtigfeit im Wege ber 
Geſetzgebung feitzuftellen. Art. 55. Leder webrjähige Norbbdeutiche gehört 
fieben Jahre lang, in ber Regel vom vollendeten 20. bis zum beginnenden 
28. Lebensjahre, dem ftehbenden Heere und die folgenden fünf Lebensjahre 
hindurch der Landwehr an. In denjenigen Bunbesftaaten, in benen bisher 
eine längere als zwölfjährige Geſammtdienſtzeit gejeglich war, findet die all: 
mähliche Herabfegung der Verflichtung nur in dem Maße Statt, als dies 
bie Rüdficht auf die Kriegsbereitihait ded Bunbesheeres zuläßt. Art. 56. 
Die Jriedens:Präfenzftärke des Bundesheeres wirb auf ein Procent der Be- 
völferung von 1867 normirt und pro rata derfelben von ben einzelnen 
Bunbesftaaten geflellt; bei wachiender Bevölferung wird nad je zehn Jahren 
ein anberweitiger Procentjag feitgejegt werben. Art. 57. Nah Publication 
biefer Verfaffung ift in bem ganzen Bunbesgebiete die gefammte preußifche 
Militär:Gejeggebung ungeſäumt einzuführen, fowohl bie Geſetze felbft, als 
die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung erlafjenen Reglements, 
Inſtructionen und Referipte, namentlich aljo das Militär-Strafgefeßbuch vom 
3. April 1845, die Militär-Strafgerichtsorbnung vom 3. April 1845, bie 
Verordnung über die Chrengerichte vom 20. Juli 1843, die Beflimmungen 
über Aushebung, Dienftzeit, Servis: und Verpflegungs⸗Weſen, Einquartierung, 
Erſatz von Flurbejchädigungen, Mobilmahung u. f. w. für Krieg und 
Frieden. Die Militär-Kirchenordnung ift jedoch ausgejchloffen. Art. 58. 
Zur Beftreitung bes Aufwandes für das geſammte Bundesheer und die zu 
demjelben gehörigen Einrichtungen find bem Bundesfeldheren jährlich jo viel⸗ 
mal 225 Thaler, in Worten zweihunbert fünf und zwanzig Thaler, als bie 
Kopizahl der Friedensftärfe des Heeres nad) Art. 56 beträgt, zur Verfügung 
zu fielen. Vergl. Abſchnitt XII. Die Zahlung diejer Beiträge beginnt mit 
ben erften des Monats nach Pırblication der Bundesverfaſſung. Art. 59. 
Die gefammte Landmacht des Bundes wird ein einheitliches Heer bilden, 
welches in Krieg und Frieden unter bem Befehle Seiner Majeftät des 
Königs von Preußen als Bundesfeldherrn jteht. Die Negimenter 2c. führen 
fortlaufende Nummern durd die ganze Bundesarmee. Für bie Bekleidung 
find die Grundfarben und ber Echnitt der Füniglidy preußiſchen Armee maß⸗ 
gebend. Dem betreffenden Contingentsherrn bleibt e8 überlaffen, die üußeren 
Abzeichen (Cocarden 2c.) zu beſtimmen. Der Bundesfeldherr bat die Pflicht 
und das Recht, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb des YBundesheeres 
alle Truppentheile vollzählig und Friegstüchtig vorhanden find, und daß Eins 
beit in ber Organifation und Formation, in Bewaffnung und Commanbo, 
in ber Ausbildung ber Wannichaiten, jo wie in ber Qualification ber 
Offiziere bergeftellt und erhalten wird. Zu diefem Behufe ift der Bundes: 


Preußen nnd der norddeniſche Bund. 63 


feldbherr berechtigt, fich jeberzeit durch Inſpectionen von ber Verfaflung ber 
einzelnen Gontingente zu überzeugen und bie Wbftellung der babei vorge⸗ 
jundenen Mängel anzuordnen. Der YBundesfeldherr beflimmt den Präfenz: 
jtand, die Gliederung und intheilung der Gontingente der Bundesarmee, 
fowie die Organifation der Landwehr, und bat das Recht, innerhalb bes 
Bundesgebietes die Garniſonen zu beitimmen, ſowie die friegsbereite Aufs 
tellung eines jeden Theiles der Bundesarmee anzuordnen. Behufs Erhaltung 
ber unentbebrlihen Einheit in der Adminiftration, Verpflegung, Bewafinung 
und Ausrüftung aller Truppentbeile des Bundeaheeres find die beziiglichen 
fünftig ergebenden Anorönungen für die preußiiche Armee den Commandeuren 
der übrigen Bundes:Contingente, durch ben Art. 8 Nr. 1 bezeichneten Aus: 
ſchuß für das Yandheer und bie Feilungen, zur Nachachtung in geeigneter 
Weiſe mitzutheilen. Art. 60. Alle Bundestruppen find verpflichtet, den Bes 
iehlen des Bundesfeldherrn unbedingte Folge zu leiften. Diefe Verpflichtung 
ift in ben Fahneneid aufzunehmen. Der Höhftcommandirende eines Con⸗ 
tingents, forwie alle Offiziere, welde Truppen mehr als eines Gontingents 
bejehligen, und alle Feitungs:Sommandanten werden von bem Bundesfeldherrn 
ernannt, Die von demſelben ernannten Difiziere leiten ihm den Fahneneid. 
Bei Generalen und den General-Stellungen verfehenden Oifizieren innerhalb 
bes Bunbes:Contingents ift die Ernennung von ber jedesmaligen Zuftimmung 
des Bundesfeldheren abhängig zu madhen. Der Bunbesfeldberr iſt berechtigt, 
Behufs Verſetzung mit oder ohne Beförderung für die von ihm im Bunbes- 
bienite, fei e8 im preußifchen Heere oder in anderen Contingenten, zu be= 
jependen Stellen aus ben Dffizieren aller Contingente des Bundesheeres zu 
wählen. Art. 61. Das Recht, Feltungen innerhalb bes Bundesgebietes an: 
zulegen, ſteht bem Bundesfeldherrn zu, welcher bie Bewilligung ber dazu 
erforderlichen Mittel, joweit das Ordinarium fie nicht gewährt, nach Ab: 
ſchnitt XII beantragt. Art. 62. Wo nicht befondere Eonventionen ein 
Anderes beftimmen, ernennen die Bunbesfürften, beziehentlich die Senate, bie 
Difiziere ihrer Contingente, mit ber Einihränfung des Art. 60. Sie find 
Eheis aller ihren Gebieten angebörenden Truppentbeile und genießen die 
damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlich das Recht der Inſpicirung 
zu jeder Zeit und erhalten, außer den regelmäßigen Rapporten und Del: 
dungen über vorfommende Veränderungen, Behufs ber nöthigen landesherr⸗ 
lichen Publication, rechtzeitige Mittheilung von ben die betreffenden Truppen: 
theile berührenden Avancements und Ernennungen. Auch fleht ihnen das 
Recht zu, zu polizeilichen Sweden nicht bloß ihre eigenen Truppen zu ver: 
wenden, fondern auch alle anderen Truppentheile der Bundesarmee, welche in 
ihren Ländergebieten bdisloeirt find, zu requiriren. Art. 63. Erjparniffe an 
dem Militärs&tat fallen unter feinen Umſtänden einer einzelnen Regierung, 
fondern jederzeit der Bundescafje zu. Art. 64. Der Bundesfeldherr kann, 
wenn bie öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete bedroht iſt, einen jeben 
Theil desjelden in Kriegszuftand erflären. Bis zum Grlafje eines bie 
Berausiegungen, bie Form der PVerfündigung und bie Wirfungen einer 
ſolchen Erflärung regelnden Bundesgejeßes gelten bafür bie Vorfchriften bes 
—3 Geſetzes vom 10. Mai 1849. (Geſ.Samml. 1849, ©. 165 
bis 171. 

XI. Bundes: Finanzen. Art. 65. Abgeſehen von bem burd) 
Art. 58 beftimmten Aufwande für das Bundesheer und bie zu demſelben 
gehörigen Einrichtungen, fowie von dem Aufwande für die Diarine (Art. 50) 
werden die gemeinjchaftlichen Ausgaben im Wege der Bunbesgejeßgebung 
und, jofern fie nicht eine nur einmalige Aufwendung betreffen, für bie Dauer 
der Legislatur: Periode feitgeftellt. Art. 66. Zur Beitreitung aller gemein= 
ichaftlichen Ausgaben dienen zunächſt die aus den Zöllen, den gemeinjamen 
Steuern und dem Bolt: und Telegraphenweien fließenden gemeinichaftlichen 
Einnahmen. Inſoweit biefelben durch diefe Einnahmen nicht gebedt werken, 
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find fie Durch Beiträge ber einzelnen YBunbesitaaten nad Maßgabe ihrer Be- 
völferung aufzubringen, welche von bem Präjidium nad dem Bedarfe aus: 
geichrieben werden. Art. 67. Ueber bie Verwendung ber gemeinjcdaitlichen 
Einnahmen und ber Beiträge ber Einzeljtaaten int von dem Präſidium bem 
YZunbesrathe und dem Reichstage Rechnung zu legen. 

ZIU. Schlichtung von Gtreitigfeiten unb Strafbeſtim— 
mungen. Art. 68. Jedes Unternehmen gegen die Grijienz, die Integrität, 
die Sicherheit oder die Veriafjung des norddeutſchen Bunbed, die Erregung 
von Haß oder Verachtung gegen die Einrichtungen des Bundes cber die An 
orönungen ber Bundesbehörten durch öfjentlihe Behauptung oder Verbreitung 
erdichteier oder entſtellier Thatſachen oder durch öffentliche Schmähungen 
oder Berböhnungen, endlich die Beleidigung des Bundesrathes, bed Reichs⸗ 
tages, eines Mitgliedes des Bundesrathes oder bed Reichſtages, einer Behörde 
oder eines öffentlichen Neamten des Bundes, während biejelben in der Aus 
übung ihres Beruied begrifjen find oder in Beziehung auf ihren Beruf, 
duch Wort, Schrift, Trud, Zeichen, bildlihe ober andere Daritellung, 
werden in den einzelnen Bundesjtaaten beurtheilt und beitrait nad) Maßgabe 
der in ben letteren beftehenden oder künftig in Wirkjamfeit tretenden Gejege, 
nad welchen eine gleiche gegen den einzelnen Bunbesjtaat, jeine Verfaſſung, 
Einrichtungen und Anordnungen, feine Kammern ober Stände, jeine Kammer: 
oder StändesViitglieder, jeine Behörden und Beamten begangene Hanblung 
zu richten wäre. Art. 69. Für diejenigen in Art. 68 bezeichneten Unter: 
nchmungen gegen den norbbeutihen Bund, welde, wenn gegen einen ber 
einzelnen Bundesſtaaten gerichtet, als Hochverrath oder Landesverrath zu 
qualificiren wären, ijt das gemeinichajtlihe Cher-Appellationsgericht ber brei 
freien und Hanfeftäbte in Lübeck die zuftändige Spruchbehörbe in erjter und 
legter Inſtanz. Art. 70. Etreitigfeiten zwiſchen verichiebenen Bundes⸗ 
jtaaten, jojern biefelben nicht privatrechtlicher Natur und daher von ben com= 
petenten Gerichtsbehörden zu euticheiden jind, werden auf Anrufen bes einen 
xheild von dem Qundesrathe erledigt. Berfajjungsitreitigfeiten in ſolchen 
Yunbesjtaaten, in beren Verfaſſung nicht eine Behörde zur Entſcheidung 
ſolcher Streitigkeiten beſtimmt ift, bat auf Anrufen eines Theiles ber 
Bundesrath gütlih auszugleichen oder, wenn das nicht gelingt, im Wege ber 
Bundesgejeßgebung zur Erledigung zu bringen. 

XIV. Berhältniß zu ben fübdbeutihen Staaten Art. 71. 
Die Beziehungen des Bundes zu ben fübdeutihen Staaten werden ſofort 
nach Feititellung ber Verfaſſung bes norbbeutichen Bundes, durch befondere 
dem Keichdtage zur Genehmigung vorzulegende Verträge, geregelt werben. 


Schlußprotofoll der Conjerenz vom 7. Febr.: Wührenb ber 
Derhandlungen über die Feitftellung der Verfafjung bes norödeutichen Bundes, 
deren Rejultat in dem vom heutigen Tage batirten dritten Protokolle con= 
ftatirt ifl, waren von mehreren ber Herren Bevollmächtigten Erklärungen 
abgegeben worden, welche, ber getroffenen Berabredung gemäß, in dieſem 
Schlußprotokoll niedergelegt jind. 

Der königlich ſächſiſche Bevollmäcdtigte erklärte zu Artikel 57, daß 
er ben Ausbrud „Bevölkerung“ nur von den Staatsangehörigen, nicht aber 
von ber rein jactifhen Bevölkerung verfiehen könne, wie fie für die Zwecke 
bes Zollverein fejtgejtellt wird. 

Ser großberzoglich hejfifche Bevollmächtigte gab I. Hinjichtlich der 
am 28. v. Mis. vorläufig feftgeftellten Abfchnitte bes Verfaſſungs-Entwurfs 
bie nachſtehende definitive Erflärung ab: Die großherzoglich heſſiſche Regierung 
jei zwar nicht mit allen Beflimmungen ber fraglichen Abjchnitte des Ent: 
wurjs einverflanden; ſie wolle aber, um ihrerjeits zur Förberung des Ber: 
fafjungsmertes möglichft beizutragen, nichts bagegen einmwenden, daß ber 
Entwurf in der jet feftgeftellten Faſſung dem Reichstage vorgelegt werde. 
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Die großherzogliche Regierung könne jedoch, beſonders mit Rückſicht auf bie 
eigenthümliche Lage des Großherzogthums, gegenüber dem norbdeutichen 
Bunde, biefe ihre Zuftimmung nur unter folgenden Vorausjeßungen er: 
tbeilen: 1) Zu den nördlich des Mains gelegenen Gebietsthellen des Groß: 
herzogthums Hefjen gehören außer ber Provinz Oberheſſen bie Gemeinden 
Kaftel und Koftheim, welche einen integrivenden Beftandtheil der nicht im 
norbbeutihen Bunde begriffenen Provinz Rheinheſſen bilden, Eine unbe: 
dingte Anwendung ber im norddeutſchen Bunde geltenden Einrichtungen 
auf die genannten beiben Gemeinden würde baber zu großen Mipftänden 
für die Verwaltung und Gefeßgebung in ber Provinz Rheinheſſen führen. 
Die großherzoglich heſſiſche Regierung gebt deßhalb von der Vorausfegung 
aus, daß auf dieſe Verhältnifje bei Einführung der gemeinfamen Anords 
nungen des norddeutſchen Bundes geeignete Nücjicht genommen und daß 
für die Gemeinden Kaftel und Koftheim, fo weit zu dieſem Behufe erforder: 
lich, eine Eremption von ber Bundesgefeßgebung werbe zugejtanden werben. 
2) Mit den in dem Abjchnitt VI. (Zoll- und Handelsweſen) enthaltenen 
Beitimmungen Tann die großherzoglich heſſiſche Regierung fih nur in ber 
Borausjegung einverfianden erklären, daß bie zwiſchen den Staaten bes 
norbbeutichen Bundes und ben ſüddeutſchen Staaten, namentlich auch ben 
füdlich des Mains gelegenen großberzoglich beifiichen Gebietstheilen, dermalen 
beftehende Zollverband aufrecht erhalten bleibe und daß bezüglich ber in 
Art. 33 des Verfaſſungs-Entwurfs bezeichneten gemeinfamen Verbrauchs⸗ 
fteuern eine Verabredung zu Stande fomme, woburd das Fortbeftehen bes 
freien Verkehrs zwijchen ben verichiedenen Theilen des Großherzogthums er: 
möglicht werde. 3) Zu Art. 68 des Entwurfs geht die großherzogliche Re⸗ 
gierung von der Anjicht aus, daß bei ſolchen Streitigkeiten unter Bundes⸗ 
gliedern, welche zwar nicht zur Competenz ber ordentlichen Gerichte gehören, 
bei welchen e8 aber gleichwohl auf bie Entjcheidung ftreitiger Rechtsfragen 
oder bie Beweisführung über beftrittene Thatfahen ankomme, diefe Ent: 
ſcheidung nicht duch den Bundesrath ſelbſt, jondern durch eine zu dieſem 
Zwecke anzuorbnende Auſträgal-Inſtanz erfolgen werde, und daß dieſe Art 
ber Erledigung von Streitigfeiten unter Bundesgliedern durch die vorliegende 
afjung des Art. 68 nicht ausgejchloffen fjei. Was fobann II, diejenigen 
heile bes Entwurfs betrifft, zu welchen unterm Heutigen Amendements 
Seitens ber königlich preußifchen Regierung vorgelegt worden find, jo erflärte 
ber großberzoglich heſſiſche Bevollmächtigte, daß er noch nicht in ber Lage 
fei, auch hierüber eine befinitive Erflärung Namens feiner Regierung abzu= 
geben. Er glaube jedody auch bier im Sinne feines hohen Gouvernements 
zu handeln, wenn er fi) mit der Vorlage der betreffenden Theile bes Ent: 
wurfs an bem demnächſt zufammentretenden Neichstag unter der Voraus: 
ſetzung einverfianben erklärt, daß 1) bei Aufrechnung ber Pofterträgniffe auf 
bie Beiträge zu ben YBunbeslaften in einer Weife wird verfahren werden, 
weldhe die materiellen Intereſſen derjenigen Bunbdesftaaten, in benen bas 
Taris'ſche Poſtweſen beftand, nicht beeinträchtigt und 2) über die Art, wie 
das großherzoglich heſſiſche Contingent zum norddentihen Bund zu ftellen 
ift, eine bejondere Vereinbarung zwiſchen ber großberzogl. heſſiſchen und ber 
Fönigl. preuß. Regierung zu Stande fomme. In dieſem Sinne erklärte fi 
ber großherzoglich heſſiſche Berollmächtigte, unter Vorbehalt der Genehmigung 
feiner Regierung, zur Unterzeichnung des dritten Protokolls bereit. 

Der großherzoglih mecklenburg-ſchwerin'ſche Bevollmächtigte 
machte, indem er ſich auf den Inhalt des zweiten Protofolls vom 28. v. M. 
zurüdbezog, bie definitive Annahme bes Bundesverfafjungs-Entwurfs von 
drei Vorausſetzungen abhängig, nämlich, daß vor ber Publication ber 
Bundesverfaffung 1) ber großberzoglichen Negierung eine Entſchädigung 
efichert werde für ben Verzicht auf die Nechte, welche ihr aus der Elbſchiff⸗ 
abrtssActe vom 23. Juni 1821 und aus ber Webereintunit vnr en 
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Elbufer⸗Staaten, eine neue Regulirung ber Elbzölle betreffend, vom 9. April 
1863 rückſichtlich ber Orpedung einer Abgabe vom Elbverkehr zuftehen, fo 
wie auch eine Entſchädigung für das durch den Anſchlußz Medlenburgs an 
den Zollverein nothwendig werbende Wegfallen bed Tranſitzolls, befien 
fucceffiv fi) abmindernde Forterbebung auf eine Reihe von Jahren ihr 
durch den über die weitere Entwidlung ber Eifenbahnverbindungen zwijchen 
ben Königreih Preußen und dem Großherzogthum Mecklenburg⸗Schwerin 
am 20. Mai 1365 zu Berlin gejchloffenen Staatsvertrag, Artikel 14, zuges 
fihert ift; nicht minder 2) das Hinberniß, welches in Folge bes zwischen 
Frankreich und Medlenburg unter dem 9. uni 1865 zu Paris geſchloſſenen 
Handels: und Schifffahrts:Vertrages dem Anfchluffe Medienburgs an ben 
Zollverein entgegenfteht, in befriedigenber Weife bejeitigt werbe, und ferner 
3) daß die Frage, in weldher Art und Weife der den Befehlen bes Bundess 
feldberen von Seiten ber Bunbes:Contingente zu leiftende Gehorfam ficher 
zu ftellen jei, jo geregelt werde, daß nicht die Möglichkeit eines Conflicts 
eiblih übernommener Verpflichtungen die Gewiſſen ber Truppen bejchwere. 
Gleichwohl war ber Bevollmächtigte inftruirt, unter den gegenwärtigen Ums 
ftänden im Vertrauen, daß eine günftige Entwidlung bes norbdeutichen 
Bundes unter Preußens Führung mande Bedenken, deren Unterbrüdung für 
jebt durch die Hauptzwede geboten ift, für die Zukunft entfernen wird, das 
Einverftändniß ber großhberzoglichen Regierung damit, daß ber Verfaffungs- 
Entwurf, wie er nunmehr amenbirt ifl, dem Neichdtage zur Berathung vors 
gelegt werde, hiedurch auszufprechen. 

Die Erflärung des medlenburgsfirelig’fhen Bevollmächtigten 
lautet: Indem ber Bevollmädtigte fi, was den Tünftigen Beitritt bes 
Großherzogtfums zum Zoll⸗ und Handelsſyſtem des norddeutichen Bundes 
angeht, auf bie im zweiten Protofoll der Conferenz niedergelegte Erklärung 
zurüdbezieht und dabei rüdfichtlich der im Ausficht genommenen Ablöfung 
bes mecklenburgiſch⸗ſchwerin'ſchen Elbzolles alle Rechte aus bem am 8. März 
1701 zwifchen beiden großberzoglichen Linien abgefchloffenen Hamburger Ber: 
gleich (demgemäß aus jenem Zoll Strelit 9000 Thlr. oder jett 13,800 Thlr. 
preuß. Courant zufommen) fchon bier verwahrt, Bat er fih mit Beziehung 
auf dieſe Verhandlung fo wie auf bie übrigens Hinfichtlich jenes Beitritts in 
Betracht kommenden Rechtsverhältniffe der vom großberzoglich medlenburgs 
ſchwerin'ſchen Herrn Bevollmächtigten heute abgegebenen Erflärung anzu⸗ 
ſchließen, zugleich auch fi bie von dem Herrn Bevollmächtigten zu Prototoll 
gegebene Erflärung, betreffend die Fünftige Stellung bes Contingents zu 
feinem Kriegsherrn, jo wie betreffend bie vertrauensvollen Vorausfegungen 
bei Annahme des Verfaffungs-Entwurfs, vollſtändig anzueignen. 

Der großherzoglich oldenburgiſche Bevollmächtigte erklärte, zur 
Bollziehung des Protokolls ermächtigt zu fein, wenngleich verjchiedene von 
ber großherzoglihen Regierung bei ben Berathungen wiederholt geltend ges 
machte Bedenken in Betreff wefentlicher Punkte, namentlich jofern fie fi 
auf bie Ergänzung ber Vertretung ber Nation durch ein aus geeigneten 
Elementen zu bildendes Oberhaus unter entjprechender Beſchränkung ber 
Competenz des Bundesrathes und Einſetzung eines YBunbes:Minifteriums, 
auf die Errichtung eines YBunbesgerichtes, auf bie Vereinbarung eines Etats 
für bie Militär-Ausgaben an Stelle der im Entwurfe geforderten Paufch- 
fumme und auf eine in näherem Anſchluſſe an die Principien bes Art. 26 
ber Wiener Schlußacte veränderte Faſſung des Art. 65 beziehen, zu feinem 
Bebauern bei der fchlüffigen Nebaction bes Entwurfs Teine Berüdfihtigung 
gefunden haben. Er hält fich verpflichtet, auf die in biefer Beziehung und 
in Betreff anderer, wenn auch nicht in gleihem Maße erheblicher Puntte 
ber von ihm übergebenen motivirten Anträge an biefer Stelle nochmals 
Bezug zu nehmen, glaubt aber, da die Verbältniffe zum Abjchluffe drängen 
und bie großherzogliche Regierung einer alljeitigen Verſtändigung über bie 
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jhwebenden Fragen Teinerlei Hinderniffe bereiten möchte, aus biefen Mei- 
nungsabweihhungen feinen Grund ableiten zu bürfen, mit ber Zuſtimmung 
zur Vorlegung des Entwurfs an den Reichstag zurüdzubalten. 

Der herzoglich braunſchweigiſche Bevollmächtigte erklärte: Ob: 
wohl bie berzogliche Regierung mit verjchiedenen wichtigen Beflimmungen bes 
Bundesverfafjungs-Entwurfs, wie derfelbe fih nad ben abgegebenen Tönig: 
lich preußifchen Erklärungen geftalten wird, nicht einverflanden ift, jo babe 
ich gleihwohl, um das AZuftandefommen bes Verfaſſungswerkes nicht zu 
flören, mid für berechtigt gehalten, die im Hauptprotocolle vom heutigen 
Tage ausgefprochene zuflimmende Erklärung zu dem Bunbesverfafjungs- 
Entwurfe, wie derfelbe in Folge der königlich preußiſchen Erklärungen nun⸗ 
mehr lauten wird, abzugeben. Sch habe bei biefer zuftimmenden Erklärung 
jedoch zweierlei zu befürworten: 1) daß von der bem Bundesfeldberen im 
Berfaffungs-Entwurfe beigelegten Befugniß, innerhalb bes Bundesgebietes 
bie Garnifonen zu beflimmen, nur ausnahmsweile, 3. B. in Veranlafjung 
größerer Webungen, ober wenn aus höheren militäriihen Nüdfichten zur 
Erhaltung ber vollen Seriegstüchtigfeit det betreffenden Truppentheile ein 
Wechſel der Garnijon nothwendig wird, werde Gebrauch gemacht werben, 
fo wie 2) daß es nicht ausgefchloffen fei, auf diejenigen, das Verfaſſungs⸗ 
wert ſelbſt nicht berührenden Punkte zurüdzufonmen, welche von mir Na⸗ 
mens meiner Regierung in einer an Se. Ercelenz ben Töniglihen Minifter- 
Präfidenten und Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten, Herin Grafen 
von Bismard, gerichteten Note vom 9. v. Mts. erörtert find und auf welche 
ich bis jegt mit bochgefälliger Rückäußerung nicht verjehen bin. 

Der herzoglich ſachſen-meiningen'ſche Bevollmächtigte erklärte: 
Die herzogliche Regierung zollt dem Entwurfe der Verfaſſung bes nord⸗ 
deutſchen Bundes, in ſo weit derſelbe die Machterweiterung Deutſchlands 
durch Centraliſirung der Kräfte unter der Leitung ber Krone Preußen be- 
zwedt, ihren vollen Beifall. Die Abwendung einer die Fleinen beutjchen 
Staaten erbrüdenden Steuerlaft, welche ber Entwurf zur Dedung ber 
Militär: und Marine-Ausgaben befürchten Täßt, wird, wie bie berzogliche 
Regierung hofft, von ben verbündeten Regierungen als eine gemeinſchaftlich 
zu löfende Aufgabe betrachtet werden. Da zur Zeit von Seiten Preußens 
weitere Aenderungen des Entwurfs als in den angenommenen Amenbements 
bereits Statt gefunden haben, entichieden abgelehnt worden find, jo fieht der 
Bevollmächtigte ber berzoglichen Regierung den BerfaflungssEntwurf nun: 
mehr als feftgeftellt Behufs Vorlage an ben Reichstag an. 

Der berzoglih ſachſen-gothaiſche Bevollmächtigte gab folgende 
Erflärung ab: Die berzogliche Regierung begrüßt mit lebhafter Freude die 
feftere Einigung und die dadurch bedingte Machtverftärfung, welche bie jebt 
durchberathene DVerfafjung, wenn auch zunähft nur den nördlichen Staaten 
Deutichlands, gewährt; fie erkennt in ber ausjchließlichen Webertragung ber 
Präfidvial-Befugniffe an die große deutſche Macht eine Garantie für die ger 
beihlihe Entwidlung der neuen Bundesverhältniffe, und würde ihrerjeits 
einer noch weiteren Ausdehnung diefer Befugniffe bis zur Schaffung einer 
einheitlichen Gentralgewalt gern ihre Zuſtimmung ertheilt und ein genügenbes 
Aequivalent für die größeren Opfer von Souverainetätsrechten darin gefunben 
haben, wenn einem mit den wejentlichften conftitutionellen Rechten ausge⸗ 
ftatteten Neichstage ein gleichberechtigtes Fürftenhaus an die Seite geftellt 
worden wäre. Gegen die Beitimmungen des VBerfafjungs-Entwurfs im Ein- 
zelnen gehen ihr allerdings mehrfache Bedenken bei, die erheblichiten gegen 
die Höhe ber für militärische Zwecke geftellten Anforderungen, denen für bie 
Dauer buch erhöhte Beſteuerung Genüge zu leiften die Mehrzahl ber 
Heineren Staaten und unter bdiefen aud bie SHerzogthümer Coburg und 
Gotha, außer Stande fein werden. Nachdem jedoch Seitens ber Füniglich 
preußifchen Regierung bie beftimmte Erflärung abgegeben worhen, Var rt 
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an ben principiellen Beſtimmungen bes vorgelegten Entwurfs und namentlich 
auh an dem, was berjelbe in militärifcher Beziehung fordere, feithalten 
müffe, glaubt die berzogliche Regierung von weiterem Wiberfpruche Abftand 
nehmen zu müſſen; jie erffärt baher ihre Zuftimmung dazu, baß der vor: 
gelegte Verfafjungs-Entwurf in der amendirten Faffung zur Vorlage an ben 
Reichstag gebracht werde. Mit Beziehung auf die von ben Bevollmächtigten 
für Sadhjen-Meiningen und für Sachſen⸗Coburg-Gotha abgegebenen Cr: 
klärungen bob auch der Bevollmächtigte für Schwarzburg-Rudolſtadt und 
Neuß jüngerer Linie die Gewichtigfeit der Bedenken hervor, welche bie Höhe 
ber im Entwurfe vorgefehenen Meilitärlaften, namentlich für die Tleineren 
Staaten, babe erregen müſſen. 

Der Bevollmächtigte für Neuß älterer Linie tritt ber vorhergehenden 
Erflärung bei, mit dem Bemerken, daß er Behufs der Förderung des Ver⸗ 
faffungswerkes, jener Bebenfen ungeachtet, mit ber Borlegung des Derfafs 
fungs:Entwurfs an ben Reichstag nad) Maßgabe ber darüber nun ger 
ſchloſſenen Berathung fi einverftanden erflärt. 

Der Bevollmädtigte für Lippe kann zwar auch jebt das Bedenken nicht 
unterdrüden, daß die durdy die Militärkoften feinem Lande erwachfende Laft 
von diefem ohne deſſen finanziellen Ruin nicht getragen werben könne; ba jedoch 
eine Abänderung bes in biefer Beziehung in ben Verfafjungs:Entwurf auf: 
genommenen Grundſatzes nah der beflimmten GErflärung ber königlich 
preußiihen Regierung nicht in Ausfit genommen werben kann, fo erflärt 
ber Bevollmächtigte ſich troß jenes Bedenfens dennoch um fo mehr mit ber 
Teftftellung des Verfaffungs:Entwurfs Behufs Vorlage an den Reichstag ein- 
verftanden; als er zu ber Hoffnung berechtigt ift, daß bei der Ausführung 
der Organifation auf bie Leiftungsfähigfeit ber Tleineren Staaten billige 
Nücficht werde genommen werben. 

Der hamburgiſche Bevollmädtigte ift in ber Lage, zur Herbeiführung 
eines übereinſtimmenden Beichlufjes über ben dem Parlamente vorzulegenden 
Verfaflungs:Entwurf bie Bedenken, welche nach feiner Anficht noch gegen 
verjchiedene Artikel des Entwurfs beftehen, fallen zu laſſen, dabei jedoch bin 
fichtlich einzelner Punkte die folgenden Vorausſetzungen im Protocolle nieders 
legen zu müſſen. 1) Zu Art. 36. Die im Schhlußfabe bes Artikels aus: 
gefprochene Verpflichtung wird Hamburg nicht übernehmen Tönnen, ohne den 
Umfang berfelben zu fennen; bie Zufimmung wird bier aljo an bie 
Borausfekung zu Tnüpfen fein, daß das zu zahlende Averfum ein billiges, 
ben Verhältniffen angemeljenes Maß nicht überichreite. 2) Zu Art. 50 ift 
die Vorausſetzung auszufprechen, daß, wenn bie hamburgiſche Poſt⸗ und 
Telegraphen-Anftalt, wie alle übrigen in Hamburg beftehenden Poften und 
Telegraphen, auf den Bund übergehen, biefer damit zugleich die Verpflichtung 
übernehmen werbe, bie erforderlichen Kocalpoften und Local-Telegraphen her: 
zuftellen und zu unterhalten. 3) Zu Art. 52. Wenn von Seiten Hamburgs 
u. f. w. — in Betreff ber Flagge 2c., wie bereits übergeben (unb biejem 
Protocolle annectirt). 4) Zu Art. 53. Hinfichtlih bes hiermit eng zus 
fammenhangenden Bundes⸗Conſulatweſens u. f. mw. (bereit3 übergeben). 
5) Zu Art. 57. Der Ausdrud: „1 pCt. ber Bevölkerung von 1867”, 
Tönnte ber Auslegung Raum geben, baß dabei alle zu einer beftimmten Zeit 
in Hamburg anwejenden PRerfonen wmitzuzählen feien. Dies würbe für den 
wefentlih nur aus einer großen Stabt beftehenden hamburgiſchen Staat, in 
welhem eben deßwegen das Verhältniß ber Fremden zur einheimiſchen Be⸗ 
völferung ein ungewöhnlich großes zu fein pflegt, eine unbillige Belaftung 
mit fi führen. Die zablreihen Fremben werden bei Normirung ber 
Präfenzftärke des hamburgifchen Contingents um fo weniger mitgerechnet 
werben können, ale ein großer Theil derfelben anderen deutſchen Staaten 
gegenüber militärpflihtig ift, die Nichtdeutihen aber überall nicht zum 
Mifitärdienfte herangezogen werben können. — Uebrigens muß fon jekt 
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ausbrüdlih baranf bingewiefen werben, daß — wie e8 wieberum in ber 
Natur ber wefentlich ſtädtiſchen Benölferung des bamburgiihen Staates 
liegt — aud bei Normirung bes Contingent:&tats ohne Einrechnung ber 
Fremden aller Wahrjcheinlichkeit nach unter den jährlich in das bienftpflichtige 
Alter tretenden Einheimifchen eine genügende Anzahl Dienfttüchtiger zur 
Eompletirung des Aprocent. Etats nicht vorhanden fein bürfte 6) Au 
Art. 58. Dem fofortigen Inkrafttreten der gefammten preußifchen Deilitär- 
geleßgebung wird unter ber als ſelbſtverſtändlich angeſehenen Vorausſetzung 
beigeflimmt, daß ben Beftimmungen über Aushebung, Dienftverpflichtung, 
Präfenzzeit, Ausichluß der Stellvertretung ꝛc. Feine rückwirkende Kraft in 
Bezug auf biejenigen Pflichtigen beigelegt werbe, welche Jahrgängen anges 
hören, bie bei Eintritt der neuen Verfaſſung auf Grund ber bisherigen Ver⸗ 
fafjung bereit8 zur Aushebung gefommen waren. — Auch werben, wenn 
die Intereſſen des deutihen Handels und Gewerbefleißes in Verkehr mit den 
überfeeifchen Staaten nicht geichädigt werben follen, die erforderlichen Modi⸗ 
ficationen der betreffenden Beftimmungen eintreten müffen, um jungen Leuten 
die Ueberfiedelung nad jenen Ländern und die Begründung von Hanbels- 
Etabliſſements dafelbft zu ermögliden. 7) Zu Art. 68 darf vorausgefekt 
werden, daß, wenn Streitigkeiten zwiſchen Bundesſtaaten an den Bundes⸗ 
rath gelangen, dieſer diefelben, falls eine Ausgleihung nicht gelingen follte, 
an ein Aufträgalgericht verweilen werde, und daß bie ftreitenden Theile bei 
ben, besjaltfigen Beichlüffen bes Bundesrathes auf ihre Stinnmen verzichten 
werben. 

Die Bevollmädtigten für Lübedl und Bremen jhloffen fich ben vor: 
ftehenden, von dem hamburgifchen Bevollmächtigten zu Art. 36, 57 und 58 
abgegebenen Erflärungen an. 

Sodann nahm der Föniglih ſächſiſche Bevollmächtigte noch einmal 
bas Wort, um zu erflären, daß zwar auch er gegen verfchiedene Beſtim⸗ 
mungen bed heute angenommenen BerfafjungssEntwurfs manche Bedenken 
hege, diefelben auch während der Discuffion wiederholt zur Sprache gebracht 
babe, aber, in ber Hofinung einer gebeihlichen Entwicklung bes norddeutſchen 
Bundes, von einer Wiederholung jener Bedenken und einer Wahrung bes 
fonderer Wünfche und Intereſſen bier abftehen wolle. 

Endlich gab der Föniglich preußiſche Bevollmädtigte folgende Er: 
Märung ab: Zu Art. 33 und 36. Die Föniglich preußifche Regierung ift 
bamit einverftanden, daß bis zur Einführung eines gleihmäßigen Satzes für 
bie Braumalzfteuer in ſämmtlichen Bundesſtaaten ber Ertrag biefer Steuer, 
in jo weit berielbe aus einem höheren Steuerfate als bem gegenwärtig in 
Preußen beftehenden hervorgeht, den Staatskaſſen der Einzelftaaten verbleibt. 
Doch darf der freie Verkehr dadurch nicht geftört, namentlich eine Weber: 
gangs⸗Abgabe beim Verkehr mit Bier nicht erhoben werben. Zu Art. 47. 
Die gemeinfame Organifation bes Poftweiens innerhalb des norddeutſchen 
Bundes wird vom 1. Januar 1868 an ins Leben treten. Zu Art, 49. 
Unter dem Ausdrude „Verwaltungs-Behörben‘ find nur die in ben einzelnen 
Staaten beftehenden oder noch zu errichtenden oberen verwaltenden Behörden 
(3. 3. die Ober-Poft-Direction in Leipzig 20.) im Gegenfab zu ben eigents 
lihen technifchen Betriebsftelen zu verftehen. Zu Art. 52. Es iſt ſelbſt⸗ 
verftändlih, daß den einzelnen Staaten ihre bisherigen Flaggen fo lange 
belaffen werden, bis nicht nur bie völferrechtliche Anerfennung ber neuen 
Bunbesflagge, jondern auch die Webertragung aller Rechte, welche bisher in 
außerdeutſchen und außereuropätfchen Ländern ben einzelnen Flaggen zuge: 
fanden waren, auf bie neue Flagge fichergeftellt fein wird. Zu Art. 53. 
Es wird den einzelnen Regierungen unverwehrt fein, den Bundes:Confuln 
Aufträge zu ertheilen und Berichte von ihnen einzuziehen. Ueber bie 
Errihtung von Confulaten an aufßereuropäifchen Pläken, über die Belekung, 
berjelben und über bie Befugniß berfelben zur Exchehung von Guten 
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werben die Hanfeftäbte eine Stimme haben. Zu Art, 59. Der preußifche 
Bevollmächtigte, ben von verfchiedenen Seiten geäußerten Wünfchen gegen- 
über und zur Befeitigung erhobener Zweifel über die in ber Contingentirung 
von 225 Thle. begrifienen Generaltoften, ſieht ſich in ber Lage, Folgendes 
zu ertlären: „Die Koften für die Abjutantur ber Contingentsherren im nord⸗ 
beutfhen Bunde werben nad näherer Beflimmung auf den allgemeinen 
Militär⸗Etat übernommen, und finb in ben 225 Thlr. alle finanziellen 
Beiträge begeifien, welche für die gefammten Milttär-Ausgaben in Friedens⸗ 
eiten erforderlich find’. Zu Art. 60. Das dem Bundes-Feldherrn vers 
— eingeräumte Recht der Dislocationen wird nur im Intereſſe 
des Bundesdienſtes und aus Höheren militäriſchen Rückſichten ausgeübt 
werden. Endlich hielt der preußiſche Bevollmächtigte ſich für verpflichtet, 
darauf hinzuweiſen, daß die in dem heutigen Schluß-Protokolle nieder⸗ 
gelegten verſchiedenen Erklärungen und Vorausſetzungen Seitens einer An⸗ 
zahl von Bevollmächtigten der mit Preußen verbündeten hohen Regierungen 
nicht dazu angethan ſein können und noch weniger dazu beſtimmt waren, 
dasjenige Einverſtändniß abzuſchwächen, welches von ſämmtlichen Herren 
Bevollmächtigten ausdrücklich dahin erklärt worden iſt, daß der in amendirter 
Form definitiv feſtgeſtellte Verfaffungs-Entwurf Namens der Geſammtheit 
ber in der Conferenz vertretenen Regierungen durch die Krone Preußen dem 
Neichstage vorgelegt werde. Er erflärte dabei, daß die Tönigliche Regierung 
in ber Vorausſetzung gegenfeitiger gleichartiger Verpflichtung unter ſämmt⸗ 
lichen Staaten des norbdeutihen Bundes in Beziehung auf ben feitgeftellten 
Derfafjungs-Entwurf letzteren dem Neichstage vorlegen wird. Gegenwärtiges 
Protokoll ift in der Eonferenz am 9. Februar vorgelefen, von ben betreffenden 
Herren Bevollmächtigten als eine richtige und wörtliche Aufzeihnung der von 


ihnen abgegebenen Erflärungen anerkannt und zum Beweiſe deſſen von ihnen, 
ſo wie von dem Protofollführer unterzeichnet worden. (Unterſchriften.) 


Anlage zudem Schluß-Protokoll. pr. Berlin, 15. Sanuar 1867. 
Für das Schluß-Protofol. Wenn von Seiten Hamburgs in bie von ben 
hohen verbündeten Regierungen gewünſchte Erfegung ber Flaggen ber ein- 
zelnen Seeftaaten durch eine neue dem nordbeutjhen Bunde gemeinfchaftliche 
Tlagge, welche dur bie Grundzüge vom 10. Juni nicht in Ausficht ge: 
nommen war, jebt eingewilligt wird, jo Tann dies nur unter ber Vorauss 
feßung geſchehen, daß den von einem folhen Wechſel zu befürchtenden ma= 
teriellen Nachtheilen thunlichft vorgebeugt, daß alfo namentlich den einzelnen 
Staaten ihre bisherigen Flaggen fo lange belaffen werben, bis nicht nur die 
völferrechtliche Anerkennung ber neuen Bunbesflagge, ſondern auch bie Ueber: 
tragung aller vertragsmäßigen und fonftigen Rechte, welche bisher in außer: 
beutichen und außereuropäifchen Ländern ben einzelnen Flaggen zugeftanden 


. waren, auf die neue Flagge völlig fichergeftellt fein wird; es werben alſo 


vorher bie erforderlichen Notificationen zu erlaffen, die beftehenden Schiffs 
fahrtsverträge zu revidiren und die nöthigen gefeglichen Beftimmungen über 
das Recht zur Führung ber Bunbesflagge zu treffen fein. Hinfichtlich bes 
biermit eng zufammenhangenden Bundes:Conjulatweiens find zwar burdy ben 
Art. 53 des Verfafjungs:Entwurfs bie erforderlichen Uebergangs-Beftimmungen 


- angeordnet; bamit aber die Tünftigen Bunbes:Conjulate den Cinzelftaaten 


ihre bisherigen Conſulate thunlichft erfeßen, wirb ben einzelnen Regierungen 
das Recht vorbehalten bleiben müfjen, ben Bundes⸗Conſuln direct Weijungen 
und Aufträge zu ertbeilen und birecte Berichte von ihnen einzuziehen. Wie 
auf die Beibehaltung dieſes Rechtes, jo wird hamburgiſcherſeits auch darauf 
großer Werth gelegt, baß ben vorzugsweife ben transatlantiichen Handel 
Deutichlande vermittelnden Hanfeftäbte bei ber Frage über bie Errichtung 
von Gonfulaten an aufereuropäifhen Plätzen, über bie Belebung berfelben 
und über die Befugung berjelben zur Erhebung von Gebühren, eine maß: 
gebende Stimme eingeräumt werbe. Kirchenpauer. 
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5. März. (Preußen). Auch gegen den Abg. Jacoby wirb eine Un⸗ 


6. 


terfuchung eingeleitet wegen der Berliner Refolutionen v. 12. April 1866. 


„Morddeutſcher Bund). Der Reihstag nimmt befinitiv bie 
Geſchäftsordnung des preuß. Abgeorbnetenhaufes an und befchlieht, 
ben BVerfafjungsentwurf nit an eine Commiffign zu verweilen, 
fondern im Plenum vorzuberathen. 

„ (Preußen: Schleswig). Der Reg.Präſ. v. Zedlitz erklärt ben 
Unterzeihnern der nordſchleswigſchen Eingabe an ben König, daß 
©. Maj. es nicht angemefjen gefunden Habe, fie auf ihr Geſuch zu 
beſcheiden. 

„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Beginn der General: 
debatte über den DVerfaffungsentwurf. Neben von Tweften, Waldeck 


und Miquel, 
Rede Tweftens (für ben Entwurf, aber nur unter Wahrung bes 
vollen Budgetrechts auch bez. des Militäretats): ... „Es Scheint mir für 


bie Eonjolidation der DVerhältniffe in Deutjchland, für die GStärfung ber 


Megierung fowohl, als für die Gewinnung bes Volkes in Deutichland von 
fo überwiegendem Nuten, eine Bundes-Verfaflung, felbft eine folche, die ben 
Idealen und Wünfchen der Vergangenheit nicht entjpricht, überhaupt für fo 
nothwendig, daß ich jeden anderen Ausweg einem folchen, wie ich ihn eben 
anbeutete, vorziehen würde, und ich meine, der einzige Ausweg, ber mit 
Recht getroffen werben Tann, tft, baß die Bundes-Verfaſſung minbeftens bie= 
felben Beitimmungen über die Gejeßgebung und über das Bubgetrecht auch 
in Bezug auf das Militärwefen enthält, wie fie bie preußiiche Verfaffung 
enthält, daB alſo die jährliche Feſtſtellung des Budgets in der Verfaffung 
ausgeſprochen und ein⸗ wie allemal erfolgen müßte. Nun ift bier allerdings 
aber ber Umſtand ins Auge zu fafjen, daß bie Bildung der norbbeutfchen 
Armee doch noch nicht vollendet ift, fondern fi noch im Fluſſe befindet, daß 
die Bildung der Armee auf ber bisherigen preußiichen Grundlage erſt er⸗ 
folgen fol, daß deßhalb in den nächſten Jahren bie Feſtſtellung eines ber 
Sachlage entiprechenden betaillirten Budgets mit vielleicht unüberwindlichen 
Schwierigkeiten verknüpft fein Eönnt.. Es kommt nod hinzu, daB wir es 
uns nicht verhehlen Fünnen: Die politiihen Verhältniffe Europa’s find außer: 
orbentlih geipannte. Mehr als je wird in allen Ländern Europa’8 ber 
Staat in ein Heerlager verwandelt, bie Rüſtungen vervollfommnet und er⸗ 
weiter. Und dem gegenüber, meine Herren, biefem AusnahmesZuftande 
egenüber, würde ich geneigt jein, für bie Zeiten möglicher Gefahr, d. 5. 
ür bie nächften Sabre, der preußifchen Regierung ein größeres Gebiet bes 
freien Gebahrens zu überlaffen, als ih mich dazu unter anderen Umftänden 
für berechtigt erachten würde, Deßhalb würde ich allerdings neben ber vers 
fafjungsmäßigen Feſtſtellung eines jährlich feftzuftellenden Budgets für be: 
techtigt Halten, ein Pauſchquantum und einen Verzicht anf gelegliche Feſt⸗ 
ftelung ber Militär:Drganifation für bie nächften Jahre zu bewilligen, wenn 
die königliche Staats⸗Regierung berartige Vorfchläge machte, derartige Be⸗ 
flimmungen neben der anderen, unbedingt feltzubaltenden Beflimmung ver: 
langte. Und, meine Herren, wenn bie liberalen Parteien geneigt find, von 
ihren bisherigen Anforderungen eines parlamentariihen Regimes erheblich 
nachzulaſſen, wenn fie bereit find, fich der Gefahr auszufeben, baß bie preu⸗ 
Bifhe Verfaſſung tief erfchüttert werbe, ohne daß durch die Bundes-Ver⸗ 
fafjung eine genügend ausreichende Gompenjation gewährt wird; wenn fie 
fi) darein ergeben, den Einfluß bes Volfes und der WVolfsvertretung auf 
ben Staat ſchmälern zu laſſen durch das Nebeneinanderftellen zweier Ber- 
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fajjungen: fo meine ich, bat die preußifche Regierung allen Anlaß, aud 
ihrerſelis dem derechtigten Verlangen ber liberalen Parteien entgegen zu 
kommen und nicht auf Dingen zu befteben, welde ein= für allemal einem 
großen Thelle der Bevölkerung, jo weit fie politifch in Betracht fommt, un- 
annehmbar erfcheinen. Sollte Hier im Reichstage eine Majorität ſich finden, 
welche dem Eniwurfe, wie er vorliegt, unbedingt zuftimmen möchte, fo kann 
bie preußiſche Regierung fich der Erwägung nicht verfchließen, daß bie 
Außerſte Gefahr entftehen würde, daß im preußifchen Abgeorbnetenhaufe ein 
folder Entwurf abgelehnt würbe, und das würbe ich Angefichts ber drohenden 
polltifchen Verhältnifje für ein großes Unglüd halten. Es würde das bei 
bein Beginne der politifhen Conſolidation Deutſchlands fofort einen Stein 
bes Anjtoßes und ber Zerrüttung Hineinwerfen, welcher bie zu erboffende 
Verbindung des deutſchen Südens mit uns aufs Außerfte gefährben und bie 
Teinde Preußens offenbar ermuthigen würde, gegen die weitere Conjolibation 
Treußens und Deutfchlands einzutreten in einer Weile, wie ſie es jchwerlich 
wagen würden, wenn bie preußiiche Regierung ſich nicht nur auf bie Ueber: 
einftimmung mit einer unter ben Eindrüden der gewaltigen Erfolge Preußens 
zufammenberufenen Berfammlung, fondern auch mit den Vertretern ber 
liberalen und nationalen Richtung in ganz Deutſchland berufen und fügen 
könnte. Sch glaube daher, bie Regierung muß in einem folchen Punkte 
nachgeben, wo die Nachgiebigfeit ihr bie freudige Mitwirkung des preußijchen 
und beutjhen Volkes fihern Tann. Und das, meine Herren, ift für mid 
ber wefentlihe Grund, warum ich, troß aller Bedenken, nicht bloß gegen 
einzelne Punkte und Beitimmungen, fonbern gegen die ganze Form dieſer 
Bundes-Berfaflung berfelben zuftimmen würde, wenn es die Sicherung ber 
verfaffungsmäßigen echte in ben wefentliäften Punkten erlaubt, und id 
glaube, daß dieſe Rüdfiht auf die Zuſtimmung der Kiberalen in Deutſch⸗ 
land auch die Staats-Regierung veranlaffen muß, nicht auf Forderungen zu 
beftehen, welche bie Verfafjung bes norddeutſchen Bunbes denjenigen, welche die 
preußifche Berfafjung ehrlich vertreten wollen, unannehmbar maden würbe. ..“ 

Rede Waldecks (gegen den Entwurf und für volles Budgetrecht wie 
für ein verantwortliches Minifterium): . . . „Ich babe ſchon gefagt, es ſei 
fehr zu wünſchen und aud ich wünſche e8, daß Etwas zu Stande fommt, 
aber mag fich die Regierung bie Trage zweimal überlegen, ob nicht, da fie 
auf den Widerſtand ber fleinen Staaten wirklih nicht zu vechnen haben 
wird, ber correctere Weg zu wählen jei? Ich weiß nicht, wie dieſer Preußen 
allein würbige Weg durch Amendements erreicht werden kann. Maden Sie 
alfo durch Unterhandlung mit den Regierungen einen Bund, eine Central: 
Gewalt mit verantwortlidem Minifterium und Sie haben ben fübbeutichen 
Staaten die Thore geöffnet. Ich will nur no, ba ich gegen ben Entwurf 


‘ eingetragen bin, mid) bagegen verwahren, als wäre ich derartigen Ginwänden 


geneigt, daß man dieſes Deutichland zurüdweifen müffe, weil man das ganze 
nicht erreichen könne. Es ift unzweifelhaft, daß, wenn man ‘Preußen, das 
fhon fo viel Kleinftaaten abforbirt hat, jo vergrößert und zugleich feinen 
Machtkreis erweitert, man für bie deutfche Einheit ſelbſt arbeitet. Ich gebe 
auch die Hoffnung auf das ganze Deutichland nicht auf; es wird auch früher 
oder jpäter mit bem nothwendigen Zerfall Defterreihs dazu Tommen. In 
bem vielen Blute, das in Böhmen und Mähren erft jüngft wieder gefloffen, 
liegt bie berechtigte Forderung, daß auch biefe Länder eben jo Xheile 
Deutihlands find, wie Schlefien. Die Idee des ganzen Deutſchlands kann 
ih nicht aufgeben, aber um bie Träume ber Zufunft wollen wir bie Gegen 
wart nicht überfehen. Es ift jeßt ber Boden ber Macht, ber bie Einigung 
bes großen Staatslebens herbeigeführt hat, aber wir wollen ihm bie Weihe 
geben dadurch, daß wir die Verfaffung zu einer wahrhaft conftitutionellen 
madhen und wenn biefes nicht beabfihtigt wird, fo Tann ich für meine 
Perjon wenigftens die Verfaſſung in diefer Art nicht annehmen.” 
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Rede Miquels (für ben Entwurf, aber auch nur unter Wahrung bes 
Bubdgetrechtes und mit voller Rüdfiht auf Sübbeutihland): . . . . „Sehen 
wir auf den Bund jelber, auf feine räumliche Ausdehnung ein, fo müſſen 
wir uns fragen, ob wir es rechtfertigen Tönnen, einen Bund zu fchaffen nur 
für Norddeutſchland, und Süddeutſchland auszufchließen. Uns, meine Herren, 
wenigftens Vielen von uns, war bie Mainlinie immer ein fchredliches Ge⸗ 
fpenft, wir fürchteten ben Dualismus in Deutichland viel mehr als die Viel⸗ 
heit, wir wollten lieber den Föderalismus, weih er bie Einheit möglich machte 
für die AZufunft, als ben Dualismus, weil wir fürchteten, er werbe bie 
wahre Einheit Deutichlands unmöglich machen. Die Mainlinie hat aber aufs 
gebört, Gefpenft zu fein, fie ift eine praftifch politifche, ja, fie ift eine heilſame 
Nothwendigkeit. Die heutige Mainlinie ift feine Scheidung zwifchen zwei 
Machtgebieten, zwiſchen Preußen und Oeſterreich, fie ift gewilfer Maßen eine 
Halteftelle für uns, wo wir Waſſer und Kohlen einnehmen, 
Atbem fhöpfen, um nächſtens weiter zu geben. (Beifall, Zifchen 
Yinfe.) Aber wir dürfen den Entwurf nicht für bie Zufunft, er muß praf- 
tifch für die Gegenwart, für Norbdeutichland gefchaffen werden. Der Bund, 
ben wir ſchaffen, muß ein befinitiver für jeßt fein; noch können wir Zeit 
und Umftände nicht überichen, in denen Süddeutſchland ihm beitreten wird. 
„Locken“, wie der Herr Vorredner fi) ausgebrüdt hat, wollen wir die Süd⸗ 
beutichen nicht. Wenn ihre eigenen nationalen Lebensbedingungen, wenn 
Sicherheit und Garantie einer friedlihen Eultur-Entwidlung, wenn das Ges 
fühl der Einheit in Spradye und Sitte, in Denfungsart und Gefchichte die 
Süddeutſchen nicht an uns heranzieht, dann werben wir fie nicht locken da⸗ 
buch, daß wir eine oder die andere Freiheitsbeſtimmung in den Entwurf 
aufnehmen. Nur eine Feſte, die auch bie Außenbürger beſchützt, kann uns 
Süddeutfhland erobern. Dennoch, meine Herren, würbe ich mich nicht bes 
gnügen mit dem, was ber Entwurf bietet bezüglich Süddeutſchlands. Der 
Nifolsburger Friedensvertrag garantirt zwar nur ein internationales Der: 
Hältniß zwilchen Nord und Südbeutichland, gleichwie es in anderer Form 
ber Friebe von Villafranca that. Aber eben jo, wie das italienifche Volt 
über den letteren zur Tagesordnung übergegangen ift, fo werben auch wir 
es thun, bie wir aus eigener Kraft bie Einheit begründen, unbefümmert um 
ben Willen des Auslandes. Keine Macht des Auslandes fol uns baran 
hindern. Wir vertrauen zwar, daß man das Recht jeder Nation, fich felbft 
zu conftituiren, und ba, wo eine nationale Einheit vorhanden ifl, ein Ein- 
heitsgebäude zu errichten anerkennen und achten wird, wir vertrauen zwar, 
baß ber Kaifer der Franzofen und bie befonnene Partei in Frankreich ftarf 
genug fein werben, Leibenfchaften zu überwinden, aber wir vertrauen auch, 
wenn es fein muß, auf unjere Wehr und Waffen, um unfere Rechte und 
unferen Willen zur Geltung zu bringen. Ich will damit nicht ben fofortigen 
Eintritt Süddeutſchlands fordern, e8 hängt bas von uns nit ab. Wir 
müffen nur deutlich zu erfennen geben, daß wir bereit find, diefe Verfaffung 
nach Bebürfniß dann zu ändern, wenn Süddeutſchland mit benjelben Opfern, 
wie wir, in den Bund eintreten will.“ ... 


9. März. (Preußen: Kurheſſen und Naffau). Hr. v. Dieft wirb zum 


11. 


Reg. Präf. in Wiesbaden, v. Möller in Kaffel ernannt, letzterer zu: 
gleich zum Oberpräfidenten für beide Regierungsbezirke. 
„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Fortfegung der General: 
debatte über den Verfaffungsentwurf. Rede Bismardd. Rede Münd- 
haufens gegen das Vorgehen Preußens gegen und in Hannover und 
Antwort Bismards darauf. 


Nede Bismards (über das Zuftandefommen ber Berfafjung überhaupt): 
„Es hat nicht unfere Adficht fein können, ein theoretiſches Ahenl einer Bunte 
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Verfaſſung berzuftellen, in welchem bie Einheit Deutfchlands einerfeits auf 
ewig verbürgt werbe und auf ber anderen Seite jeder particulariftifchen 
Richtung bie freie Bewegung gefichert bliebe. Einen foldhen Stein ber Weilen, 
wenn er zu finden wäre, zu entbeden, müſſen wir der Zufunft überlaffen, 
eine ſolche Quadratur des Zirfels ber Löſung um einige Decimalftelen näher 
zu Bringen, ift nicht bie Aufgabe ber Regierung. Wir haben in Erinnerung 
und richtigen Schägung diejenigen wiberfirebenden Kräfte, welche bie früheren 
Verſuche in Frankfurt «und Erfurt fo wenig wie möglich fördern wollten; 
wir haben es für unfere Aufgabe gehalten, ein Minimum derjenigen Gons 
cejfionen zu finden, welche bie Sondereriftenzen auf bem deutſchen Gebiet ber 
Allgemeinheit machen müfjen, wenn diefe Iebensfähig werben fol. Wir mögen 
das Elaborat, das zu Stande gefommen ift, mit dem Namen einer Ver: 
fafjung bezeichnen, ober nicht; das thut zur Sache nichts. Wir glauben aber, 
daß, wenn e8 angenommen wird, für Deutjchland die Bahn freigemacht ift, 
und daß wir das Vertrauen zu dem Genius bes beutichen Volfes haben 
fünnen, baß e8 auf diefer Bahn den Weg zu finden wifjen wird, ber zum 
Ziele führt. Wenn zu biefem Zwede nad) unferer Anficht wenigftens bas 
Gegebene Hinreicht, fo begreife ich vollitändig, daß viele Wünſche unbefriedigt 
bleiben, ich begreife aber nicht, wie man, weil biefe Wünjche unerfüllt ges 
blieben find, das Gebotene ablehnen will, und dabei boch behauptet, man 
wolle überhaupt eine Verfaflung, die Deutichland zur Einheit führen könnte. 
Es find Einwendungen bisher laut geworden und Wünjche geltenb gemacht 
nad zwei Seiten, id möchte fagen von unitariſcher unb particulariftifcher 
Seite. Von der unitariihen bahin gehend, daß man aud von dieſem Vers 
fafjungs = Entwurf wie von früheren die Herftellung eines conftitutionellen 
verantwortlichen Minifteriums erwartet habe. Weine Herren, wer jollte denn 
biefes Minifterium ernennen? Einem Confortiun von 22 Regierungen 
wäre die Aufgabe nicht zuzumuthen; e8 würde fie nicht erfüllen können. 
Ausichliegen Tönnen Sie aber 21 von 22 Theilnehmern von der Erfüllung 
ber Erecutive eben jo wenig, Es wäre dieſer Anforderung nur dadurch zu 
genügen, daß eine einheitliche Spitze mit monarchiſchem Charakter gefchaffen 
würde. Dann aber, meine Herren, haben Sie fein Bunbesverhältnig mehr, 


dann haben Sie die Mediatifirung derer, denen Sie dieſe monarchiſche Ge⸗ 


walt nicht übertragen. Diefe aber ift von unfern Bunbesgenoffen weder bes 
willigt, no) von uns erftrebt worden. Es ift hier angebeutet worden, man 
könne fie mit Gewalt erzwingen; von anderer Seite, fie werde fi) zum Theil 
von felber ergeben, und lebteres von einer mir naheftehenden Seite. ch 
erwarte biefes nicht in bem Maße und glaube nicht, daß bie deutjchen Fürſten 
in größerer Anzahl bereit fein werben, ihre jeßige Stellung mit der eines 
englifchen Peers zu vertaufchen. Wir haben ihnen biefe Zumuthung niemals 
gemacht und beabſichtigen fie nicht zu machen. Nocd weniger aber Tann ich 
als unfere Aufgabe betrachten, etwa im Sinne des Vorrebners auf die Ge⸗ 
walt, auf bie Uebermacht Preußens in biefem Bunde fidh zu berufen, um 
eine Conceſſion zu erzwingen, die nicht freiwillig entgegengetragen wird. 
Eine ſolche Gewalt könnten wir am allerwenigften gegen Bunbesgenoffen er: 
heben, die im Augenblick der Gefahr treu zu uns geflanden haben, eben jo 
wenig gegen Bundesgenoffen, mit denen wir foeben erft einen ewigen Frieden 
errichtet und befiegelt haben. Durch Gewalt find weder bie Fürſten Deutjchs 
lands noch das Bolt Deutjchlands zu gewinnen. Ich meine, meine Herren, 
bie Bafis diefes neu zu ſchaffenden Verhältnifjes joll das Vertrauen zu ber 
Bertragstreue Preußens fein und dieſes Vertrauen, meine Herren, darf nicht 
erfchüttert werden, jo lange gegen uns bieje Vertragstreue gehalten wird. 
Es iſt von einem Vorrebner angefpielt worben auf bie Erklärungen, die im 
Sinne einer einheitlichen Reichsgewalt von einigen Verbündeten im Schluß: 
Protokoll niedergelegt feien. Ich kann nur bedauern, daß biefe Erklärungen 
erſt am Schluß bes Protokolls zu Tage getreten find. Wären fie in ber 
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Discuffion vor Redaction des Schluß =: Protokolls gemacht, fo Hätte man 
wenigftens darüber urtheilen können, welche Aufnahme dieſe Anfichten bei 
ber Mehrzahl ber. Negierungen gefunden haben würden. Da fie erſt nad 
bem Schluß ber Berabredungen zu Tage traten, jo kann ih fie nur auffaflen 
als ein todtes Glaubensbekenntniß ohne Werth. Schwerer als bie Einwend⸗ 
ungen vom unitarifchen Standpunkte und ernftlicher gemeint find meines 
Erachtens diejenigen vom particulariftifhen Standbpunfte. Unter Particulas 
rismus denkt man fi) fonft eine widerſtrebende Dynaftie, eine wiberftrebenbe 
Keafte in irgend einem Staate, die fih der Herfiellung gemeinfamer Angeles 
beiten aus Sonderrückfichten entgegenftelt. Wir haben es hier mit einer 
neuen Species von Particularismus zu thun, mit bem parlamentarifchen 
Particularismus. Früher hieß e8 vom dynaſtiſchen Standpunkte: Hie Waib⸗ 
lingen, bie Welf! Set heißt es: Hie Landtag, hie Reichstag! Das Recht, 
bas ber preußifche Landtag hat, zu unferen Vereinbarungen bier Nein zu 
fagen, das bat — ich glaube, das wird Niemand beftreiten und fi bem 
gegenüber auf bie Macht berufen — das Recht hat jeder Landtag. Und wir 
wollen nicht, meine Herren, in einer gewalttbätigen, jonbern in einer recht: 
lihen Gemeinfchaft leben. Bisher aber find bie MWibderjpruchsrechte ber 
übrigen Staaten auf diefer Tribüne nicht in der Weife angemeldet, wie bie 
bes preußifchen Landtages. Der eine, von bem es mich überrafcht bat, ber 
Bertreter einer norddeutſchen Nepublif, begeiftert fi plötzlich für bie Vers 
fafjung des Königreichs Preußen. Ein Tatholifcher Geiftlicher ftellt dieſelbe 
Berfaffung im Leitfaden eines Bibelſpruchs auf eine Höhe mit dem Heil 
feiner Seele und fprad, es aus in Ton und Wort, die tieffte Erſchütterung 
verratben, daß nach feiner Weberzeugung an diefer Verfaffung auch nicht ein 
Artikel geändert werben könne auf gefegmäßigem Wege. Ach zweifle an ber 
Aufrichtigfeit biefer Weberzeugung keinen Augenblid. Ueberraſcht hat es mid 
aber, .und wenn ber Redner die Wirfung feiner Worte durch einen fcherzs 
haften Seitenbieb auf meine Perfon abſchwächte, indem er ausfpradh, ich 
würde mir auch zu helfen willen, wenn bier gar nichts zu Stande käme: 
jo erwibere ih, meine Herren: ob ih mir zu helfen wüßte in bem Falle, 
bas will ich Hier umerörtert laſſen. Sch würbe mir aber nicht belfen. 
Ich glaube meinen Könige und Lande niemals den Dienft verfagt zu haben; 
in einem folchen Falle aber mwürbe ich ihn verfagen und würde benjenigen, 
bie das Chaos herbeiführen, auch überlafien den Weg aus bem Labyrinth 
wieber binauszufinden. Wenn von anderer Seite von Mitgliedern, mit denen 
ih mir mancher gemeinjchaftlichen Anficht bewußt bin, von folchen, will ich 
beroorheben, von benen ich glaube, baß fie wirflih das Zuſtandekommen 
fördern wollten, dennoch der Sat aufgeftellt worben ift, daß einftweilen bie 
preußifche Verfafjung über ber NReicheverfaffung ftände, daß basjenige, was 
bier vereinbart worben ift, zwilchen der Geſammtheit der Bundesregierungen, 
nachdem mit Mühe eine Vereinigung erreicht worden ift, und zwiſchen ben 
freigewählten Vertretern von 30 Millionen, daß das fchon jebt vor ben 
Alfifen bes preußifchen Landtages fcheitern wird, da hat mich, meine Herren, 
ein wehmüthiges Gefühl beichlichen, daß dieſe Mitglieder fo ſchnell als Illu⸗ 
fion die Erwartung ſchwinden ließen, daß der Menih wirklich mit feinen 
größeren Zwecken wählt, und baß der weitere Gefichtspunft, den ein größerer 
Staat haben muß, fih auch allen feinen Mitgliedern mittbeilt. Die Herren, 
bie fo kurzweg bier das Wort ausfpredhen, daß ber preußifche Landtag das 
Product unferer Arbeiten in ben und ben Fällen verwerfen ober befeitigen 
werbe — ihre Legitimation dazu ift fchon geftern angezweifelt worden. Aber 
ih möchte Sie darauf aufmerffam machen, was würden Sie fagen, wenn 
heute etwa eine ber verbündeten Regierungen fchon von Haufe aus erflären 
wollte, wenn bie8 und das nicht in der Verfaſſung fteht, jo nehme ich fie 
unter allen Umftänden nicht an; wenn ein Stand, ober eine Kafte dieſelbe 
Erklärung abgäbe, wenn ein Mitglied ber merlenburgtiägen Trip 
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ne ne aaic SE Reis ebenſo ſchwer wie ber preußifche 
"ae nern and sagtr wenn unfere Rechte nicht gefchügt werben, 
er NE drinnere Sie baran, meine Herren, wie bie 
8 rat mißlangen, ber zu Grfurt nicht fo wie 
wen Ne ss Netreben ber betbeiligten Negierungen, fie 

nn wand daran, daß Hannover und Sachſen einfach auf 

u Um Ne Diner Olmüß fland, mehr Vertrauen hatten, 
mitten Kundniß. Sch babe mich aber gewundert, baß bei 
onen Xenu:geu, welche basjelbe Recht für ben preußifchen 
lead geneiminen haben, im ganzen Haufe fein Ausruf bes 
sie ware. Der einzige, ber laut wurde, war ber, ben id) 
te. ih glaube, meine Herren, biejenigen, bie dieſes Wort 

: wer swsanhigent denn doch den Ernft ber Situation, in der wir 
ala tube Sie nicht, meine Herren! baß bie großartigen Bes 
rend vorigen Jahr bie Völfer vom Belt Bis an bie Deere 
“id, es Rhein bi an bie Karpathen zu dem eifernen Würfelfpiel 
dr, oh erhbem um Königs und Kailerfrone gefpielt worden, daß bie 
Ye don Abeitauſend der Gebliebenen und ber Seuche Unterlegenen, die 
den ode die nationale Entſcheidung befiegelt haben, mit einer Landtags: 
tie al aota gelegt werben Fünnen. Meine Herren, wenn Sie das 
dann daun Sehen Sie nicht auf der Höhe der Situation. Es liegt mir 
in, aueud eine Drohung auszufprechen; ich möchte bie Rechte unferes Lands 
zans zXuſo, Wie ich fie gern von Haufe aus geachtet hätte, wenn fie nach 
uni Ueberzeugung mit ber Sicherheit des Staates verträglich gewefen 
wiisa. Aber ich bin ber Ueberzeugung, Fein beutfcher Landtag wird folche 
“inblane Injjen, wenn wir uns bier einigen. Ich möchte wohl fehen, was 
bir Deren, die ſich biefe Möglichkeit denfen, was bie einem Invaliden von 
Röningniäh antworten wilden, wenn er nach ben Ergebniffen biejer gewaltigen 
Anſlreugungen fragt. Sie würden ihm etwa fagen: “a freilich, mit der 
deutſihen Einheit ijt e8 wiederum nichts geworden. Die wird fi) wohl bei 
Welegenheit finden, aber wir haben das Bubgetrecht des Abgeordnetenhauſes, 
des preußiſchen Landtages gerettet, das Recht, jedes Jahr die Eriftenz ber 
preußiſchen Armee in Frage zu fielen, ein Recht, von dem wir felber zwar 
ulemals Gebrauch machen würden, jollte je eine VBerfammlung fo weit auf 
vibwege geratben, bie es wirklich wollte, jo würben wir fie als Bundes⸗ 
verräther für unwürdig dieſes Rechtes erflären; aber es ift boch fehr ſchön, 
biefes Recht zu haben, darum haben wir vor deu Mauern von Preßburg mit 
beim Sailer von Defterreih gerungen. Du tröfte di damit, Krieger, und 
eben fo mag bie Wittwe jich tröjten, bie ihren Diann begraben bat. Meine 
Herren, es ift wirklich eine vollſtändige Unmöglichkeit, diefe Situation, bie 
fie bier und da hin malen. Sch wende mich gern von biefen phantaftiichen 
Unmöglichfeiten bem Realen zu, zu ber Wiberlegung einiger Cinwendungen, 
bie bier gegen ben Inhalt ber Verfafjung gemacht worden find. Es ift in 
ber Thronrede, ich erinnere mich nicht genau, ber Ausdrud ftehen geblieben, 
bag wir das Werf für verbefjerungsiähig bielten. Ach barf es wohl bier 
bezeugen, baß wir für biejenigen Vorjchläge, die wirflih für das Erleichtern 
zu Stande fommenber und verbefiernder Werfe ernftlich gemeint find, nicht 
unempfänglich find. Sie müffen boch bie Regierung nicht in Verdacht haben, 
baß fie fih von ber hiſtoriſchen conftitutionellen Entwidlung Deutihlande 
Iosfagen wolle, daß fie diejes Parlament nur benugen wolle, um den Bar: 
lamentarismus im SKampfe ber Parlamente gegen einander aufzureiben. 
Was hätten wir benn bavon, uns, eine Regierung, auf die Dauer denkbar, 
bie fih zur Aufgabe geftellt hat, eine Einheit im Teuer ober aus kaltem 
Metall, wenn das Teuer erfaltet fein wird, zu fchmieden, bie nicht überall 
in Europa mit Wohlwollen gejehen wird —, daß eine ſolche Regierung es 
Ih gewiller Maßen zur ſyſtematiſchen Aufgabe ftellt, die Rechte ber Bevöl⸗ 
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ferung und die Theilnahme an ihren eigenen Gefchiden zu verfennen, zu 
nnterdrüden, abzuſchaffen, ein wildes Reactionsweſen walten zu laffen, fich 
im Kampfe mit ber eigenen Bevölferung aufzuhalten? Meine Herren! das 
können Sie von ber Dynaftie, bie über Preußen regiert, das können Sie von 
feiner Dynaftie, bie augenblidlih in Deutichland regiert, erwarten, baß fie 
an ein nationales Werft mit ber Heuchelei — ich Tann es nicht anbers nennen 
— berangebe. Wir wollen den Grad von Freiheiten, von freiheitlicher Ent⸗ 
widlung, ber nur irgendwie mit ber Sicherheit des Ganzen verträglidy ift. 
Es kann fih nur barum handeln, bie Grenze zu finden, was mit biejer 
Sicherheit auf bie Dauer, was jetzt bamit verträglich jei. Es kann nicht in 
unferer Abfiht liegen, das Militär: Budget aud) nad) dem Zeitraume, wo es 
von Ihnen ſelbſt als eifernes behandelt werben follte, was unferes Erachtens 
für eine Zeit bes Uebergangsftabiums unentbehrlich ift, Ihrer Kenntniß zu 
entziehen. Es ift bier gejprochen worden, als wenn das von uns mit einer 
gewifien Heimlichfeit gejchehen follte. Wenn ih mir überhaupt biefen Ge⸗ 
danken ſchon Mar gedacht, fo fchwebte er mir in ber Art vor, daß wir daß 
Budget nichts befto weniger vorlegen würben. Ich will gern zugeben, daß 
es unwahrſcheinlich ift, daß fih in diefem Reichstage eine Majorität finden 
würde, die dasjenige nicht bewillige, was unſerer Meinung nach zur Ver: 
theibigung bes Landes unentbehrlich ift; ich fürchte in diefer Beziehung am 
allerwenigiten von der particulariftiihen Seite. Ich fürchte viel mehr von 
ber Bermifchung der Grenze zwilchen parlamentarifcher und fürftlicher Gewalt 
mit ber nationalen Frage, und baß man das Bebürfniß bat, den parlamen: 
tarifhen Einfluß vorzugsweife an der Armee zu üben, während doch andere 
Telder, ihn zu über, genug übrig bleiben. Es ift doch, meiner Anficht nad, 
gewiß ein Mittel, fi) den Einfluß auf die Regierung zu fichern, wenn Gie 
beilpielsweije die Zollverträge und das Eiſenbahnweſen in bie Richtung Ihrer 
Gefeßgebung ziehen. — Was bdanıı noch die wichtige Machtfrage betrifit, fo 
halte ih die Bereinigung von Norbbeutichland und Sübdeutichland allen 
Tragen gegenüber, wo es fi um ben Angriff bes norddeutichen Bundes 
handelt, in allen Punkten gefichert. Sie ift gefihert buch das Bedürfniß 
bes Sübens und durch die Pflicht bes Nordens, ihm beizuftehen. Ich weiß 
nit, meine Herren, ob ich während ber allgemeinen Discuffion noch einmal 
Gelegenheit haben werbe, bas Wort zu nehmen, oder einer meiner Herren 
Gollegen; für den Augenblid füge ich bem, was ich gejagt, nur die noch⸗ 
malige Aufforderung binzu: arbeiten wir raſch, ſetzen wir Deutſch— 
land, jo zu fagen, inden Sattel, reiten wird es ſchon fönnen.” 
Rede Bismards (gegen Münchhauſen wegen Hannover) . . . . „Hans 
nover fteht augenblidlih unter dem Regiment bes Abfolutismus, und diefes 
Negiment wird fein Ende finden am 1. October b. J.; bann wirb es fi 
aller ber verfafjungsmäßigen Garantien erfreuen, welche die übrigen Provinzen 
bes preußifchen Staates bereits in biefem Augenblid ſchützen. Bis bahin 
aber wird fich ber Herr Vorredner damit beicheiden müffen, daß bie Provinz 
nad ben perjönlichen Ueberzeugungen Sr. Maj. bes Königs über die Mafs 
regeln, bie zur Sicherftelung ber preußiſchen Herrichaft in bein Lande noth⸗ 
wendig find, regiert wird. Wir werden ben Widerftandb nicht tragen, 
wir werben ibn brechen. Daß die Sache fo gefommen ift, kann Nies 
mans mehr wie ich bedauern. Ich babe ſchon vorhin angedeutet, daß Jahr⸗ 
bunberte lange Erinnerungen und Traditionen die hannover'ſche Armee mit 
der preußifchen verfnüpften, die hannover'ſche Politit mit ber preußifchen. 
Es war die Gruppirung des fiebenjährigen Krieges eine vollfommen natür⸗ 
fihe, bie in unfer aller Erinnerung lebt. Seit einigen Jahren bat fi 
Hannover von biefer natürlichen Verbindung Tosgerifjen; ich habe feine 
Miniſter — der Graf Platen wird mir dies bezeugen — mit ben Worten 
ewarnt: wenn Sie Preußens Ehrgeiz fürchten, Tönen Sie ihn nicht wirk—⸗ 
—* entwaffnen als dadurch, daß Ste feine treuen Bundrsgranien Inh, 
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au Bundvsgenoffen much dem fiegreichiten Kriege, ift Fein Fürſt bes Haufes 
Soyeuzollern im Stande, ein Haar zu krümmen. Wenn Sie fid) aber mit 
unjeren Keinden liiren, obſchon Sie biefelben Intereſſen mit uns haben, 
wenn Die zwiſchen Hamburg, Minden und Köln einen Staat fchaffen, von 
dem wir befürchten müffen, daß er jebe Verlegenheit Preußens nach außen 
deuutzt, jede front, bie wir nad dem Süden machen, um uns, ich will nicht 
ſagen, den Doich oder bie Waffe in den Rüden zu rennen, ein folder Staat 
kann mit unferem Willen nicht beftehen, feine Forteriftenz wäre unverträglich 
mit der Preußens; und berjenige preußifche Miniſter, ber bie erfte Gelegen- 
beit, die jich zur Beleitigung eines foldyen Hannovers darbietet, verfäumt 
bitte, verräth fein Laub, verräth Deutfhland! (Stürmifches, anbaltenbes 
Bravo). Sie hätten uns diefe Gelegenheit nicht geben, biele Verpflichtung 
nicht auferlegen müſſen. Wir baben lange unterhanbelt, vieleicht zu lange 
über ein Bündniß mit Hannover, wir haben noch bei Langenfalza unterbanbelt. 
Moran fcheiterten diefe Unterhandlungen mit Hannover? An der Abneigung 
St. Maj. des Königs Georg, Garantien dafür zu geben, baß bie hannover’ 
Ihe Armee fih auf nur ein Jahr lang ber Feindjeligfeiten gegen uns ent: 
balten möge. Wir haben das Bündniß angeboten von bem Augenblide an, 
wo wir bie Möglichkeit eines Krieges vorausfahen. Wir find bingehalten 
worben mit Tergiverfationen. Man bat uns in amtlich mitgeteilten Noten 
einen Neutralitäts=Bertrag verfprochen, während beijen aber fortgefahren, 
beimlich zu waffnen; man lieg Munition, Waffen nad) Stade fchleppen, um 
dort eine fefte Rofition zu nehmen, um bort mit bem Gablenz'ſchen Corps, 
mit denjenigen Streitkräften, bie da8 Haus Auguftenburg in Holjtein würbe 
mobil machen Tönnen und beren Waffen wir dann in Hamburg gefunben 
haben, eine Tiverjion gegen ung im Rüden gemeinſchaftlich mit Defterreich 
zu maden. Dieſer Gefahr kann ſich Preußen nicht zum zweiten Male aus: 
ſetzen. Wir baben die Verhandlungen binausgezogen in ber Hoffnung, 
Hannover würde ſich beſinnen. Es bat uns widerſtrebt, gegen dieſen be- 
freundeten und benachbarten Stamm, der mit un benjelben Dialect ſpricht, 
in deſſen Adern unjer Blut fliegt, ben Degen zu zieben. Um das zu ver: 
meiden, haben wir rechtzeitig — wenn ih nicht irre, war es am 9. oder 11. 
ober kurz darauf — in Hannover amtlich Folgendes Fundgegeben: „Stimmt 
Hamover für ben Öfterreihiihen Antrag, der am 14. Juni in Frankfurt 
potirt werben jol, jo werden wir dies als eine Kriegserflärung betrachten und 
darnach verfahren" Man war vollftändig gewarnt, hatte aber Vertrauen 
auf 800,000 Mann öfterreihifcher Truppen, jo war nämlich die Ziffer durch 
den Brinzen Solms angegeben, ber feinem hohen Verwandten damit einen 
ſchlechten Dienft erwiefen, als er ſchwankte zwilchen Preußen und Defterreich, 
ihn in das andere Lager binüberzuziehen. Meine Herren! Im folden An: 
legenheiten Tann diefe Art von gemüthlicher Auffaſſung, an die man 
fih in Deutihland in fünfzigjährigem Frieden gewöhnt bat, nicht Flat greifen. 
Es wurde mir von mehreren Seiten nach dem Kriege von manchen deutſchen 
Staaten in einer Weiſe entgegengelonmmen, die etwa jagen wollte: Nun ift 
Alles wieder beim Alten, wir haben in Hannover nur mit ſcharfen Batronen 
Manöver gemacht, wir wollen uns auf bie alten Stühle fegen, und hr 
werdet nicht böfe ſein. Mar bat ji über den Ernft ber Sache getäuſcht; 
ob in demjenigen Dünkel, mit dem Gott öfter bie Fürften ſchlägt, ob in ber= 
jenigen Untenntniß der Diplomaten und Minifter, in der viele fich über bie 
Realitäten dieſes Lebens befinden, laſſe ich dahingeſtellt. Man bat Krieg 
gemollt mit offenen Augen, man war entihlojjen, preußifche Brovinzen zu 
nehmen, wenn man gejiegt bütte: darnach bat mar fein Recht ſich nachher 
zu wundern, daß ber Krieg die erniten Folgen Batte, die er nun gehabt hat, 
und num ung gegenüber einen Ton der lage über bieje Folgen anzujchlagen. 
Meine Herren! Wenn das Ylut, went die Freiheit von Treußen aufs 
Spiel gejtellt wird, wenn das ganze Königreich, wie e8 war, mit feiner 
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glorreichen Krone als Einſatz ſtand, wenn die Croaten unſer Land mit ihren 
Plünderungen bedrohten, wenn die Fremdherrſchaft, ich weiß nicht, auf wie 
lange, uns bevorſtand, wenn man uns in der Gefahr einen Stich in die 
Seite gibt, dann ſoll man ſich hernach nicht auf den Standpunkt der Sen⸗ 
timentalität ſtellen und über ſchlechte Behandlung klagen. Glaubt man 
das zu können, ſo iſt es eine Unkenntniß der Dinge, an der jeder Staat 
und jede Krone zu Grunde gehen muß, welche mit dieſer Unkenntniß ge⸗ 
ſchlagen iſt.“ 


11. März. Preußen: Frankfurt). Der König beſcheidet das Geſuch ber 


12. 


13. 


ftändigen Bürger-Nepräfentation wegen Nachlaß ber 6 Millionen 
Eontribution dahin 

„baß, wenngleich bie Nuferlegung der Contribution gegenüber der Stadt 
Stanffurt a. M. nad ben Grunbjäten des Kriegs- und Völkerrechts voll: 
fommen gerechtfertigt war, ba Frankfurt fih an bem bie Kricgserflärung 
enthaltenden Beichluffe vom 14. Juni vorigen Jahres betheiligt und noch am 
15. Zuli ben Entihluß befindet bat, im Bünbdniffe mit Preußens Gegnern 
zu verharren: es doch nicht in Meinen landesväterlichen Intentionen liegen 
Ionn, ben Wohlftand einer beutfhen und nunmehr auch preußiſchen Stadt 
zu gefährden“, — zu welchem Zwecke eine Ausſcheidung bes Staats- und 
Stadtvermögens Frankfurts vorgenommen werden fol. 


„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Fortſetzung der General: 
bebatte über den Verfaſſungsentwurf. Reben von Schultze-Delitzſch, 
Schleiden und Bennigjen. 

»„ Breußen: Hannover). ine kgl. Verordnung regelt die An: 
ftellung der ehemaligen k. hannov. Offiziere; viele werben einrangirt, 


. die meiften aber bloß aggregirt (von 626 ehemals hannov. Offizieren 


treten bamit 424 in den preuß. Heeresverband). 


„ Rorddeutfher Bund) Reichstag: Schluß der General: 
bebatte über ben Berfaflungsentwurf. 

Graf Bismard bemerkt, daß er fich bei Abgabe feiner erflen Erklärung 
geirrt, daß Oldenburg feine Wünfche erft in der Schlußfitung zur Eprade 
gebracht habe. Es ſei dies ſchon in eimer frühern Sitzung geſchehen, ber er 
nicht beigewohnt, allein bie Sache fei ohne jeben Einfluß auf die weitere 
Discuffion geblieben. Nach Erfurt fei er mit denjenigen politifchen Anſchau⸗ 
ungen gegangen, bie er aus feinem Vaterhaus mitgebracht, unb bie geihärft 
worden ſeien durch Angriffe der Bewegung des Jahrs 1848 auf Zuftände, 
bie ihm werth waren. Im Jahr 1851 fei er in die praftifchen Gefchäfte 
eingetreten, und babe feitben Erfahrungen in der praftifchen Politik gemacht, 
in ben Stellungen, wo er ber großen Politik, namentlich der beutfchen, nahe 
geitanden. Da erſt babe er ſich überzeugt, daß aus dem Zufhauerraum die 
Welt anders ausjehe als wenn man fie vom Standpunft hinter ben Cou⸗ 
lifjen betrachte. Da erft Habe er wahrgenommen, daß man bie Politif anders 
beurtheile, wenn man als Dilettant in ben Stunden ber Muße an ihr mit: 
wirkt, als wenn man fich ber Verantwortlichkeit eines folgenfchweren Schritte 
bewußt ift; er habe erfannt, daß viele Größen, mit denen er in Erfurt ges 
rechnet, nicht erifliven; baß das Zufammengehen mit Defterreich, wie es uns 
burch die Erinnerungen an bie heilige Allianz überfommen, unmöglid war. 
Er gehöre nicht zu dem Leuten, die mit den Jahren und Erfahrungen nichts 
lernten. Was die Budgetfrage anlange, fo zweifle er fehr daran, ob die 
preußiche Armee im vorigen Jahr in derſelben Verfafjung gewefen wäre, 
wenn im Herbft 1862 Niemand dageweſen, ber die Regierung hätte über: 
nehmen wollen, ohne ben Beichlüffen bes Abgeorbnetenhaufes Folge zu hen. 
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18. März (Norpdeutfher Bund). Reichstag: Beginn der Special: 
bebatte über den VBerfaffungsentwurf. Bismard meist die von den 
Polen und Norbfchleswigern eingebrachten Protefte zurüd und erklärt 
bezüglich Nordſchleswigs: nur Defterreich jei berechtigt, die Vertrags: 
mäßige Abſtimmung Nordfchleswigs zu verlangen; bie ©renzlinie 
werde nur nad den Sntereffen Preußens gezogen werben und ber 
abzutretende Theil jedenfalls Kleiner ausfallen, als man in Kopen- 
hagen benfe. In Betreff Luremburgs bemerkt Bismard, Preußen . 
verlange feinen Eintritt Luremburgs in den norbbeutfhen Bund; 
bie fonftigen Zeitungsmittheilungen hierüber feien grundlofe Erfind- 
ungen. Auf eine Bemerkung des Abg. v. Carlowit über eventuelle 
Verbindung Süddeutſchlands und Frankreichs erklärt er beftimmt, 
die Beziehung Nord: und Süddeutſchlands ſei jeit dem Friedensſchluſſe 
„vertragsmäßig“ verbürgt. Bei der Abftimmung wird Art. 1 an⸗ 
genommen und ein Amendement Carlowig betr., Beſchränkung bes 
Ceſſionsrechtes und des Geſandtſchaftsrechtes der Bunbdesfürften ver- 
worfen. . 

19. „ MNorddeutfher Bund) Reichstag: Verfaſſungsdebatte. 
Ein Antrag Zachariä's zu Art. 2 auf ſchärfere Ausſcheidung ber 
Competenz fowohl der Bundesgewalt als ber Einzelitaaten im In— 
tereffe der letzteren wird mit großer Mehrheit abgelehnt. Ein Antrag 
Schraders und vier anderer Schleswig-Holfteiner auf Gemwährleiftung 
wenigftensg einer Anzahl von Grundrechten wie in der preuß. Ver: 
fafjung, der perfönlichen Freiheit, der Unverleglichleit der Wohnung, 
ber Stellung vor den ordentlihen Richter, der Gewiſſens- und Re: 
ligionsfreibeit, der Preßfreiheit, des Verfammlungsredhtes und des 
Briefgeheimnifjes wird in namentliher Abftimmung mit 180 gegen 
65 Stimmen abgelehnt. 

»  o (Preußen) Der „Staatsanzeiger" verdffentliht bie bisher 
geheimen, im Auguft 1866 zugleich mit den Friedensfchlüffen zwilchen 
Preußen und Bayern, Württemberg, Baden abgefchloffenen Schub: 
und Trutzbündniſſe. 

20. „ Morddeutfher Bund) Reichstag: Verfaſſungsdebatte. 
Es werden mehrere Zufäße zu ben in Art. 4 aufgeführten gemein- 
famen Angelegenheiten angenommen, wie Staatsbürgerrecht, Paßweſen 
und Frembenpolizei, namentlich aber die Möglichkeit der Einführung 
directer Bundesfteuern neben den Matricularumlagen mit 125 gegen 
122 Stimmen, andere dagegen verworfen. 

21. „ Rorddeutfher Bund) Reichstag: Berfaffungsdebatte, 
Art 4 (gemeinfame Angelegenheiten). Auf Antrag Laskers wird 
benfelben auch beigefügt: Obligationenrecht, Strafrecht, Handels: und 
Mechfelrecht und das gerichtliche Verfahren. Ein Antrag von Braun 
und Gen., dem Art. 4 als Nr. 14 hinzuzufügen „bie Feſtſtellung 
ber Befugniffe, welche Fein Bunbesftaat in Bezug auf Preßs, Vereins: 
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und Verſammlungsrecht ſowie in Bezug auf bie fonftigen perfänlichen 
und flaatsbürgerlihen Rechte feinen Angehörigen vorenthalten darf“ 
(negative Grundrechte, hauptſächlich gegen Medlenburg gerichtet) 
wird mit 130 (darunter die Katholiken und die beiden Laſſalleaner) 
gegen 128 Stimmen abgelehnt. Dagegen wird ein Antrag Tiveftens 
die Bundesauffiht über das Militär: und Marineweſen betr., nebit 
einer Zufasbejtimmung, wornadh bei Meinungsverfchiebenheiten über 
Militäreinrihtungen im Schooße des Bundesraths das Präfidium 
den Ausichlag gibt, wenn berjelbe für die Erhaltung beftehender 
Einrichtungen Tautet, mit großer Mehrheit angenommen. 

21. März. (Preußen). Ein Handjchreiben des Königs an den Eultus: 
minifter zeigt ihm die Abfiht Sr. Maj. an, die von Triebrid 
Wilhelm III. gefaßte, von Friedrich Wilhelm IV. aufgenommene 
aber nicht ausgeführte dee der Erbauung eines neuen würdigen 
Domes in Berlin an Stelle bes jetigen durchzuführen, und beauf- 
tragt ihn, dafür nähere Vorſchläge zu machen. 

„»  n» Holland und Franfreih haben fi über die Abtretung Luxem⸗ 
burgs an das letztere principiell geeinigt. Frankreich verlangt, daß 
Holland es ihm allein überlaffe, Preußen davon in Kenntniß zu 
fegen und Unterhandlungen zu eröffnen (ſ. Frankreich). 


22. „ (Breußen). Geburtstagsfeier des Könige. Sämmtliche Fürften 
des norbdeutjhen Bundes, mit Ausnahme bes Königs von Sachſen 
und bes erkrankten Fürften von Walde, finden fich zu berfelben in 
Berlin ein. 


23. „ Morddeutſcher Bund). Reichstag: Verfaſſungsdebatte. Die 
Derfammlung fteht nunmehr an einer der entjcheidenden Fragen, 
ber über die DVerantwortlichkeit der Organe der Bundeserecutive. 
Allg. Debatte über das gefammte gegenfeitige VBerhältniß von Bundes: 
rath, Bundespräfidium und Reichstag. | 


25. „ (Preußen: Frankfurt), Die Regierung erläßt eine neue Ver: 
faflung mit Magiftrat und Stabtverorbneten für Frankfurt flatt ber 
bisherigen mit Senat, 5Ler Colleg und geſetzgeb. Verfammlung. 


26. „ Morddeutſcher Bund) Reichstag: Verfaflungsdebatte. Beginn 
der Specialbebatte über bie Titel IIT—V Bunbesrath, Bundes⸗ 
präfidium, Reichstag. 

Bei Art. 11 wird das Amendement Ausfeld und Gen. 

„1) Das Bunbdespräfidbium fteht der Krone Preußen zu. Dasfelbe übt 
die vollziehende Gewalt in Bundesangelegenheiten nah Maßgabe biefer Ver: 
faffung duch verantwortlihe Minifter aus. 4) Alle Regierungsacte bes 
Bundespräfidbiums bebürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung minbeftens 
eines Minifters, welcher dadurch die Verantwortung für den betreffenden 
Act dem Bundesrathe und bem Reichstage gegenüber übernimmt” — durch 
Namensaufruf mit 177 gegen 86 Stimmen abgelehnt. 

Bei Art. 12 („das Präfidium ernennt den Bundeskanzler, welcher 


im Bunbesrathe ben Vorfig führt und die Geläfte Teitet!)) henmitant 
" N 
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Bennigien den Zuſatz: „ferner die Vorſtände ber einzelnen Ber: 
waltungszweige, weldhe nah dem Inhalte biefer DVerfafiung zur 
Eompetenz des Präfibiums gehören.“ Es wirb zuerft über die 
Annahme des Zuſatzes, eventuell für den Fall der Annahme des 
Art. 12 felber, abgeftimmt und vom Bureau einftimmig die An: 
nahme des Zufaßes conftatir. Hierauf wird über Art. 12 mit dem 
Zuſatze abgeſtimmt und durch Zählung werben 125 für und 125 
Stimmen gegen Annahme gefunden, in namentliher Abftimmung 
aber Artikel und Zuſatz mit 127 gegen 126 Stimmen verworfen. 
Große Aufregung. Der Bräfident erflärt eine Abflimmung über 
den Art. 12 ohne den Zufab für nicht mehr zuläffig. Graf De: 
thufy-Huc erflärt, die Regierungsvorlage ſchon am folgenden Tage 
auf dem Wege des Amendements wieder einbringen zu wollen. 


26. März. Der König von Holland macht dem preuß. Geſandten im Haag 


a7. 


gegen den ausbrüdlihen Wunſch Frankreichs feinerjeits die erfte 
Mittheilung von dem mit Frankreich getroffenen Arrangement be- 
züglich Luxemburg. 

„Morddeutſcher Bund) Reichstag: Verfaſſungsdebatte 
Einläßliche Discuſſion über die Stellung des Bundeskanzlers und 
die Verantwortlichkeitsfrage. Graf Bethuſy⸗Huc bringt dem am 
vorhergehenden Tage abgelehnten Art. 12 der Regierungsporlage bei 
Art. 16 wörtli wieder ein, v. Bennigſen ebenjo feinen Zufab. 
Graf Bismard ergreift dreimal das Wort, um fich über die Trage 
auszuſprechen. 

Graf Bismard: Anträge, bie Sie ſtellen im Intereſſe der Erweiterung 
einer unitarifchen Herrſchaft, der Erweiterung bes präfidialen Einflufjes ber 
preußifhen Monarchie, können doch nur zwei Vorausfeßungen zum Grunde 
haben. Entweder find Sie ber Meinung, baß wir — ich fpreche bier von 
ber preußiichen Regierung — nicht in der Rage ober nicht fähig geweſen find, 
das richtige Maß deſſen, was wir erftreben können, erftreben dürfen, erreichen 
fönnen, zu beurtbeilen, und baß Sie bejjer in ber Lage find, dies zu beur- 
theilen, und boffen, uns barüber zu belehren. Ich kann dieſe Auffaffung 
mit bem Vertrauen, was von fo vielen verfchiebenen Seiten auf bie richtige 
Leitung ber preußifhen auswärtigen Angelegenheiten bisher ausgeiprochen 
worden ift, nit in Einklang bringen. Wir haben in fehr ernften Zeiten, 
unter fehr ſchwierigen Verhäftniffen, unter gefabroollen Kämpfen biefe Sache 
jo weit geführt, bis zu einem Punkte, bem Sie Ihre volle Anerkennung 
gezollt Haben. Nun fpricht aus biefen Amendements aber doch die Weber: 
zeugung, wir hätten das entweder nicht erftrebt oder erreicht, was wir zur 
befjeren Confolidirung hätten erftreben ober erreichen können, oder es ift 
etwas Anderes. Meine Herren! Gie halten uns für fhüchterne, verlegene 
Leute (Heiterkeit), die ermuthigt werben müfjen, denen man eine douce 
violence anthun müſſe, damit fie fich entichließen, das zu fordern, was fie 
im Grunde ihres Herzens eigentlich ſelbſt wünſchen. Ich Tann Ihnen auf 
das bejtimmtefte erflären, daß bem nicht fo if. Wir haben uns bie Grenze 
unferer Anſprüche an bie Opfer, die von ben übrigen Negierungen zu bringen 
wären, dahin geftellt, wie ich fie fchon öfter bezeichnet habe, in bas, was uns 
unentbehrlih jchien zur Führung eines nationalen Gemeinwejens. Dies 
glauben wir erreicht zu haben, wir glauben, daß bie Mittel dazu ausreichen. 
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Der Herr Vorrebner bat uns num gelagt, baß fein Amendement bie Befug⸗ 
niffe der Preußen verbünbeten Regierungen nicht beeinträdtige und nicht 
beeinträchtigen Tünne. Zuerſt muß ich zu erwägen geben, baß darüber dieje 
Regierungen ſelbſt bie beiten Richter find; zweitens, daß man ihnen, wenn 
fie eine Beeinträchtigung darin finden, nicht überzeugend widerſprechen Tann. 
Sie ſchaffen eine den Minifterien und höchſten Regierungen ber einzelnen 
Bundesländer vorgefekte Spite und Behörde außerhalb des Bundesrathes. 
Innerhalb bes Bundesrathes findet die Souverainetät einer jeden Regierung 
ihren unbeftrittenen Ausdrud. Dort bat jede ihren Antheil an ber Ernen⸗ 
nung bes gewifler Maßen gemeinichaftlichen Miniftertums, welches, neben 
andern Functionen, auch ber Bundesrath bildet. Diefes Gefühl der unver: 
legten Souverainetät, welches bort feine Anerkennung findet, Tann nicht mehr 
beftehen neben einer contrafignivenden Bundesbehörde, die außerhalb des 
Bunbesrathes aus preußifchen oder anderen Beamten ernannt wird, unb e8 
ift und bleibt eine capitis deminutio für die höchſten Behörden der übrigen 
Regierungen, wenn fie fi) als Drgane, gehorfamleiftende Organe einer vom 
Präfidium außerhalb des Bundesrathes ernannten höchſten Behörde in Zu⸗ 
funft anjehen follten. Glauben Sie nicht, daß wir die Frage nicht erwogen 
baben, ob bie übrigen Regierungen biefen Anflug von einer Verminderung 
ihrer Souverainetät auf fih nehmen wollen! Wir haben über bie Frage, 
ob die Meinifterien der Einzelftaaten, namentlid bie Kriegs» und Finanz: 
Minifterien u. f. w. bleiben würden, Wochen Iang verhandelt. Unfere Arbeit 
ift feine leichte gewejen und Sie können leicht ermeffen, mit welchem Ein- 
druck wir nach unſeren ſchweren und erfchöpfenden Arbeiten bier Amendements 
hören, die von allem, was wir gethan unb geleiftet haben, abftrahiren, von 
dem in ber Geſchichte unerbörten Fall, daß bie Regierungen von 30 Mill. 
Deutfchen ſich nicht bloß dem Wortlaute nad), wie bei ben alten Bundes: 
acten, jondern auch dem Geifte nach über einen foldhen Entwurf geeinigt 
haben, feine Notiz nehmen. Ich möchte Sie doch bitten, den Einfluß ber 
Regierungen, die Nothwendigteit ihrer Mitwirkung bei dem Zuftanbefommen 
des Werkes, nicht zu unterihägen. Wir fommen ſonſt auf benjelben eg, 
ben wir in den Jahren 1848—1850 gewandelt find. Damals waren bie 
Regierungen minder ſtark und hatten geringeres Selbſtgefühl als heute. 
Trogdem ift e8 damals nicht gelungen, den wohlmollenditen unb vielleicht 
theoretiich richtigften Gedanfen für die nationale Einigung Anerkennung zu 
verichaffen, weil das Einverftändniß ber Regierungen fehlte. ... Ich Tann 
in Bezug auf bas vorliegende Amendement, deſſen Tendenz uns vollftändig 
ar ift, und welches ich von Neuem feit geftern Gelegenheit gehabt babe, 
mit den anmwefenden Bundes-Commiſſarien zu beiprechen, die Verjiherung im 
Namen \dmmtlicher Regierungen wiederholen, daß dieſes Amenbement für 
fie vollſtändig unannehmbar ift und es das ernitefte Hinderniß für das Zus 
ftandefommen ber Verfaffung bilden würde, wenn das Amendement anges 
nommen würde und bliebe. — Graf Bismard: Ich bin mit der Anficht 
einverftanden, daß die Verantwortlichkeit ber preußiichen Meinifterien genau 
biefelbe bleibt, wie vorber. Ich glaube auch mich geftern in meiner lebten 
ober vorleten Aeußerung eben dahin ausgeiprochen zu haben, indem ich fagte, 
ih müßte als preußiiher Minifter der auswärtigen Angelegenheiten darauf 
beftehen, daß ich entweder felbit ber Bundesfanzler bin, oder daß die In⸗ 
firuction bes Bundeskanzlers ausjchließlih von mir abhängt. Wenn ih nun 
dieſe ausfchließliche Berechtigung in dem Sinne mißbrauden wollte, daß 
meine gleich mir verantwortlichen und auf bie Verfafjung vereidigten preu: 
Bifchen Collegen mir fagten: „Da können wir nicht folgen“, dann würde ich, 
dba es unmöglich ift, daß ich demſelben Könige und Herrn, dev mich als 
preußiſchen Minifter ernannt, in meiner Eigenſchaft als Inſtructor des 
Bunbesfanzlers oder als Bundesfanzler den Gehorfam auffünbigte, ih würde 
mich entweber ber Majorität meiner Collegen im preußilchen Winitrttum W 
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fügen haben bei meinen Snftructionen au ben Bunbesfanzler, ober ich würde 
nach anberen Gollegen ſuchen müfjen, welde bie Berantwortlichleit für bas 
Berhalten des Yundesfanzlere mit übernehmen. Daß in wichtigen Angele- 
genbeiten, 3. B. bei neuen Gefegen, bie preugiihe Stimme im Bundesrathe 
abgegeben würde, ohne die übrigen in Preußen verantwortlichen Refjortcheis 
zu fragen, ift nit denkbar; ja, die leßteren würben, wenn nicht direct, doch 
jedenfalls durch ihre Untergebenen, wie ich das geftern ſchon angebeutet, durch 
höhere Beamte ihres Refjorts im Bunbdesrathe vertreten fein unb würben auf 
bie Formulirung des preußiſchen Botums durch bieje ihre Organe ihren 
Einfluß üben können. Nur könnte ich mir als ausmwärtiger Minifter nicht 
gefallen laſſen, daß nun diefe mit bem Bunbesfanzler zufammenfigenben 
Vertreter ber übrigen Reifortheis ober — auf dieſen Unterſchied fommt es 
mir nicht an — außerhalb bes Bundesrathes ſich befindendben Bertreter ber 
Reſſortchefs auch mit dem Rechte einer verantwortlichen Contrafignatur aus- 
geftattet würden und bem Bunbesfanzler fagen Tönnten: biefem Votum 
flimmen wir nicht bei, denn es ift mit unjerer perſönlichen Berantwortlichfeit 
nicht verträglih. Die Austragung biefes Streites über foldye Fragen muß 
innerhalb bes preußiichen Minifteriums, wie es jebt da ift, und muß außer: 
halb der Enceinte des Bundesrathes Statt finden. Daß baraus folge, daß 
in Preußen oder in jedem anderen Bundesſtaate bie geſetzliche Gültigkeit ber 
Bunbesgejeße noch einer befonderen Zuftimmung bebürfe, das Tann ich nicht 
zugeben, fie würben nach ber Art, wie fie im Bunbesrathe zu Stande kommen, 
getragen jein von ber Verantwortung, die das preußiihe Minifterium bem 
preußifchen Lande gegenüber hat, denn es ijt, wie gejagt, undenkbar, daß das 
Berhalten des Bunbesfanzlerd dauernd und in wichtigen Fragen bes Einver- 
ftändnifjes des preußiihen Minifteriums entbehren könnte. Diefes wäre nur 
benfbar in bem Falle, bag Preußen in ber Minorität geblieben wäre, baß 
Preußen, in biefer Minorität des Bundesrathes fich befindend, auch vor bem 
Reichstage feine Anficht vergebens vertheibigt Hätte und auch im Neichstage 
in ber Minorität geblieben wäre; dann tritt allerdings möglicher Weiſe ein 
Bundesgeſetz in Kraft, für welches das preußiſche Minifterium nicht geneigt 
gewejen ift, die Verantwortung zu übernehnten, gegen weldes es deßhalb 
votirt bat; es würde aber dann von biejer Verantwortung gewilfer Maßen 
losgeſprochen fein durch biefe preußifchen Reichstags-Abgeordneten, bie ihrer= 
feits bie Majorität für das Geſetz bergeftellt hätten, troß des Wiberfpruches 
der preußiſchen Regierung; jedenfalls aber bliebe dann bem preußifhen Mi⸗ 
nifterium übrig, wenn es fi nicht fügen will, buch bas Präfidium eine 
Auflöfung bes Reichstages zu ertrahiren. Ich glaube, das ift ein ganz 
regelmäßiges Spiel conftitutioneller Einrichtungen, und bie Verantwortlichkeit 
für irgend etwas, was innerhalb bes Bundes zu geichehen hat, wird gegen 
das, was jett davon vorhanden ift, in feiner Weile vermindert. Dasjelbe 
Raifonnement läßt fih auf die Minifterien ber übrigen Bundesftaaten ans 
wenden, nur mit dem Unterfchiede, daß fie nicht diejelbe erhebliche Stimmen= 
zahl, diefelbe Majorität von engeren Landsleuten in bem NReichstage haben, 
bie ihnen die Chancen gibt, gerade ihre Meinung durchzubringen. Dadurch 
aber haben die verbündeten Regierungen meines Erachtens fchon diejenigen 
Opfer gebracht, weldhe man rechtmäßiger Weile von ihnen fordern barf, weil 
ein größeres für den zu erreichenben Zweck nicht nothwendig ift. Ich glaube, 
ih) babe das Bebenfen jchon widerlegt, daß feine Verwaltung bes Bundes⸗ 
Präfidiums Statt finden würde. Deine Bebenfen liegen nicht in der Rich⸗ 
tung, fie richten ſich dagegen, daß ih es nicht — doch ift das eins ber 
untergeordneten Bedenken — acceptiren kann, bie Zahl berjenigen Eollegen 
— benn folche würben es für mid) werben —, mit denen ich bie Verant⸗ 
wortung zu theilen hätte, zu vermehren und dadurch bie Arbeit zu vermehren, 
die in ber That nicht Hein ift, wenn es fich Handelt, zwiichen acht Miniftern, 
bie ebrlih an ihrer Meberzeugung bangen, eine Webereinftimmung berzuftellen. 
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Sollte ih noch mit anderen zur Contrafignatur berechtigten Beamten eines 
anderen Minifteriums bie Verantwortung theilen, jo würde mir das zu viel. 
Der Herr VBorrebner bat ferner mir zwar ſchmeichelhaftes Vertrauen für bie 
auswärtige Politik, aber gemäßigtes Mißtrauen in Bezug auf meine Vorliebe 
für die Entwidelung ber Volfsfreiheit ausgeſprochen. Er thut mir, glaube 
ih, in Teßter Beziehung Unrecht. Ich habe niemals in meinem Leben gejagt, 
baß ich der Volfsfreiheit mich feindlich entgegenftelle, ſondern nur gefagt und 
natürlich unter ber Vorausſetzung „rebus sie stantibus“, meine Sintereffen 
an den auswärtigen Angelegenbeiten find nicht nur flärfere, fondern zur Zeit 
allein maßgebende und fortreißende, fo daß ich, fo viel ich Tann, jedes Hin⸗ 
berniß durchbreche, welches mir im Wege fteht, um zu dem Ziele zu gelangen, 
welches, wie ich glaube, zum Wohle bes Vaterlandes erreicht werden muß. 
Das jchließt nicht aus, daß auch ich die Meberzeugung des Herrn Vorredners 
tbeile, daß den höchſten Grad von Freiheit des Volkes, bes Individuums, 
ber mit ber Sicherheit und gemeinfamen Mohlfahrt des Staates verträglich 
Hy jeberzeit zu erftreben die Pflicht jeder ehrlichen Regierung if. — Graf 

ismard: Ich babe nur conftatirt, was auf der Hand lag, daß an ben 
vorhandenen Errungenschaften an Minifter-VBerantwortlichfeit, deren fich die 
Bundesftaaten erfreuen, nicht8 geändert werde, in fo weit als jebe Regierung 
verantwortlich bleibt für die Art, wie ihre Stimme im Yunbesrathe abge: 
geben wird. Liegt darin etwas Neucs, fo beweist es, daß wir gegenfeitig 
im Dunfeln tappen. Ich habe babei ben einzigen Ausnahmefall hervor: 
gehoben, den ich als factiſch unmwahrfcheinlich bezeichnete, daß Preußen gegen 
jeinen Willen überftimmt würbe und in der Minorität bliebe. Da babe ich 
bas verfafjungsmäßige Mittel angegeben, was in ber Hanb bes Präfibiums 
liegt, ben Ausspruch des Reichstages. Ich frage, Tann bas für Jemand 
etwas Neues geweſen fein? Es fpringt Jedem in die Augen, ber ich bie 
Mühe gibt, mit Aufmerkfamfeit zu leſen. Sie wollen barüber hinaus eine 
neue Verantwortlichkeit fchaffen. Sie wollen, daß eine DVerantwortlichkeit 
nicht bloß vom Bundeskanzler allein getragen, fondern Sie wollen baneben 
noch eine Anzahl anderer Bundesorgane fchaffen, die verantwortlich fein follen. 
Und dem wiberjprehe ich im Namen ber preußiſchen und fämmtlicher ver: 
bünbeten Regierungen auf das Beftimmtefle. Was ber Herr Vorredner vers. 
langte, ift nicht eine Ausbildung diefer von uns gemachten und vereinbarten 
Borlage, fondern es widerſpricht den principiellen Grundſätzen biefer Bundes⸗ 
verfafjung. Ich Tann es nicht ändern. Er ift in feinem Rechte und in 
feinem Willen liegt es, wenn er dagegen flimmt. Wir haben den größten 
Theil des Werfes gethan und haben den Blod Hingerollt bis nahe an bie 
Spige. Mit großem Schmerze werde ich ihn in ben Abgrund zurüdrollen 
ſehen. Sceitert das Wert, fo Haben nicht wir es gethan, fondern Gie. 
Ihre Namen find es, deren fich die Nation erinnern, die die Gejchichte auf> 
bewahren wirb! 


Bei der Abftimmung wird zuerft eventuell für den Fall ber 
Annahme des Zuſatzes Bennigfen über den Antrag Bethuſy-Huc 
abgeftimmt und derjelbe angenommen, dann über den Zuſatz Ben: 
nigjen felbft, der in namentlicher Abftimmung mit 140 gegen 124 
Stimmen verworfen wird. Schließlich wird über den Antrag Be: 
thufy-Huc allein noch einmal abgeftimmt und berfelbe nochmals 
angenommen, 

Zu Art. 18 werden von Bennigfen und anderen verjchiedene 
Amendements geftellt und ohne weitere Debatte theil8 angenommen, 
theils abgelehnt, jo daß der Artikel nunmehr lautet: 

‚Dem Präfidium fteht die Ausfertigung und Bertündigung ver Bunte 
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geiebe und bie Ueberwachung ber Ausführung berfelben zu. Die Anordnungen 
und Perfügungen bes YBundes-Präfidiums werben im Namen bes Bunbes 
erlaffen und bedürfen zu ihrer Gültigfeit ber Gegenzeihnung des Bundes: 
kanzlers, weldger dadurch bie Berantwortlichkeit übernimmt”. 

27. März, (Preußen) ſetzt England vertraulih von dem holländiſch⸗ 
franzöfifchen Arrangement bez. Ruremburg in Kenntniß. Lord Stanley 
erflärt, daß er für feine Perfon eine ſolche Erwerbung Luremburgs 
durch Frankreich für eine redhtmäßige eradhte. 

28 „ Morddeutſcher Bund). Reichstag: Verfaſſungsdebatte. Art. 21. 
Frage der geheimen Abftimmung, des Ausſchluſſes der Beamten und 
der Schaffung eines Oberhauſes. 

Antrag Zahariä auf Schaffung eines Oberhauſes und Erfuchen an bie 
verbündeten Negierungen, eine bießfällige Vorlage zu machen. Antrag 
Fries, Hinter die Worte „directe Wahlen” einzufchalten „mit geheimer 
Abflimmung”. Antrag des Grafen Hentel von Donnersmard, 
zu bejchließen: „Beamte bebürfen feines Urlaubs zum Gintritt in ben 
Reichstag”. 

Graf Bismard will die Stellung der verbündeten Regierungen zu 
biefem Artifel präcifiren: „Das allgemeine Wahlrecht ift uns gewiſſer 
Maßen als ein Erbtheil ber Entwidelung ber beutfchen Einheitsbeitrebungen 
überfommen; wir haben es in ber Reichsverfaflung gehabt, wie fie zu Franf- 
furt entworfen wurde, wir haben es im Sabre 1863 ben damaligen Be— 
firebungen Oeſterreichs in Frankfurt entgegen geſetzt, und ich kann nur 
einfach fagen, ich kenne wenigſtens Fein beſſeres Wahlgeſetz. Cs bat gewiß 
eine große Anzahl von Mängeln, die machen, daß auch biefes Wahlgeſetz 
bie wirkliche befonnene öffentliche und berechtigte Meinung eines Volkes nicht 
volftändig photographirt und en miniature wiedergibt, und bie verbünbeten 
Negierungen in ihrer Allgemeinheit bangen an biefem Wahlgefebe nicht in 
dem Maße, daß fie nicht jedes andere acceptiren follten, beflen Vorzüge vor 
biefem ihnen nachgewielen worben. Bisher ift biefem fein einziges gegen= 
über geftellt worden; ich Babe nicht einmal curforiich im Laufe ber Neben 
ein anderes biefem gegenüber rühmen hören. Ich will damit nur miotiviren, 
baß verbündete Regierungen, die ſchon gewiſſer Maßen eine republifanijche 
Spiße, bie in bem Worte „verbündete Negierungen“ Tiegt, haben, Teines- 
wegs ein tief angelegtes Complot gegen bie Treiheit, gegen bie freie Bour⸗ 
geoifie in Verbindung mit den Maſſen unb unter Errichtung eines cäfarijchen 
Regiments beabfichtigt Haben können. Wir haben einfach genommen, was 
vorlag unb wovon wir glaubten, daß e8 am leichteften fein würbe, und 
haben weitere Hintergedanken nicht babei gehabt. Was wollen benn bie 
Herren, bie das anfechten, und zwar mit der Beichleunigung, beren wir be⸗ 
bürfen, Anderes an deren Stelle fehen? Etwa das preußilche Dreikluffen: 
Syſtem? Sa, meine Herren, wer beffen Wirkung und die Eonjtellation, bie 
es im Lande fchaflt, etwas in der Nähe betrachtet bat, muß fagen, ein 
widerfinnigeres, elenberes Wahlgeſetz ift noch nicht in irgenb einem Staate 
ausgedacht worden. Ein Wahlgelet, das alles AZufammengebörige aus: 
einanberreißt und Leute zufammenmwürfelt, die nichts miteinander zu thun 
haben, das in jeder Commune mit anderem Maße mißt: Leute, bie in 
irgend einer Gemeinde weit über die erfte Klaffe hinausreichen, bie fie allein 
ausfüllen würden, zu einer benachbarten Commune in bie dritte Klaſſe 
wirft — in Gemeinden von brei Befitern, die jeber ungefähr 200 Thlr. 
Steuern bezahlen, zwei in die erfte Klafje wirft, und ber britte, ber 7 Silber: 
groichen weniger bezahlt, als ber vorhergehende, in bie zweite fommt, wo ber 
nädfte mit 5 Thlr. Steuern anfängt, und von bäuerlichen Befigern mit 
5 Thlr. Steuern wieber eine gewiffe Anzahl zu Hans mit 4 Thlr. 5 Sgr. 
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und zu Kunz mit 4 Thlr. 6 Sgr. kommt! So reißt bie Reihe ab und bie 
Anderen werden mit dem Proletariat zufammengemworfen. Wenn ber Erfinder 
diefes Wahlgeſetzes fich die praftiihe Geftaltung vergegenwärtigt hätte, hätte 
er es nit gemadt. Eine Willkürlichkeit und zugleich eine Härte Tiegt in 
jedem Genfus, eine Härte, die ba am furchtbarften wird, wo dieſer Genfus 
abreißt, die auefchließend anfängt, und wir können es bem Ausgefchloffenen 
gegenüber doch wirklich ſchwer motiviren, daß er deßhalb, weil er nicht 
diefelbe Steuerquote wie fein Nachbar bezahlt — er würde fie gern zahlen, 
fie bebingt aber ein größeres Vermögen, und das bat er nidt —, nun 
plöglich politifch tobt in dieſem Staatswefen jein fol. Diefe Argumentation 
findet aber überall an der Stelle Anwendung, wo eben die Reihe derer, bie 
politifh berechtigt Bleiben follen, abgebrochen wird. Auf ftändifche Wahl: 
rechte zurüdzugreifen, hat noch Niemand vorgefchlagen, und möchte ich dabei 
nur bie Nichtigfeit der vorher hier ausgeiprohenen Meinung beftätigen, daß 
im Ganzen jedes Wahlgefet unter denſelben äußeren Ginflüffen und Um— 
fänden ziemlich gleiche Refultate gibt. Ich glaube, wenn wir heute auf ber 
Baſis bes vereinigten Landtages mit zehnjährigem Grundbefig wählten, 
würden wir ungefähr biefelbe Vertretung bier haben. Der Gejammtbeftand 
ber Vertretung in Deutfchland hat in meiner parlamentarifchen Laufbahn feit 
1847 ſehr wejentlih nicht gewechſelt. Ach Habe mir bie alten zum Theil 
lieben, zum Theil Fampfbereiten Gefichter gegenüberftehen. (Große Heiterkeit.) 
Ich geitehe alſo offen: weiß mir Jemand überzeugend barzuthun, daß ein 
anderes Wahlgeſetz befjer ift, freier von Mängeln als das vorliegende und 
im Befige befonderer Vorzüge, bie diefes nicht hat, fo ift die Frage biscutabel; 
aber wenn mir uns in dieſe Discuflion vertiefen würden, würde man bie 
ganzen Bibliothefen, die über biefe Frage im Laufe ber legten 30 Jahre gejchrieben 
worden find, bier burchdiscutiren und uns doch Schwerlich einigen. Ein Vor: 
wurf iſt dem Wahlgefeß aus bem Grunde gemacht, weil dasjelbe birecte 
Bahlen und nicht indirecte haben will. Meiner Ueberzeugung nach bilden 
aber bie inbirecten Wahlen an fich eine Fälſchung der Wahlen und dadurch 
ber Meinung ber Nation. Es läßt fih das ſchon aus einem einfachen Rechen⸗ 
erempel, welches ich ſchon vor 20 Jahren einmal aufgeftelt und feitdem öfter 
aufgeftellt gefunden babe und welches ich hier wiederhole, barlegen: wenn 
man annimmt, daß bie Majorität in jeber Stufe der Wahlen nur Eins über 
bie Hälfte zu fein braucht, fo repräfentirt der Wahlmann fon nur einen 
Urwähler mehr als bie Hälfte; der Abgeorbnete repräfentirt nur einen Mann 
über die Hälfte ber Wahlmänner, deren Gefammtheit ſchon etwas über bie 
Hälfte der Urwähler repräfentirt. Der Abgeordnete, wenn nicht jchr große 
Majoritäten thätig gewefen find — ich nehme den ſchlimmſten Fall an mit 
jehr Kleiner Majorität — repräfentirt dann mit marhematifcher Sicherheit 
bei den indirecten Wahlen nur etwas über ein Viertel der Wähler und bie 
Majorität der Abgeordneten darum mit Nothmwenbigfeit wiederum nur etwas 
über ein Achtel des Ganzen. Bon biefen Halbirungsftufen feheiben wir bie 
eine gänzlih aus und dann babe ich ſtets im Gefammtgefühl des Volkes 
noch mehr Intelligenz als in dem Nachdenken bes Wahlmannes bei dem 
Ausfuchen bes zu Erwählenben gefunden und ich appellive an bie ziemlich 
allgemeine Erſcheinung — ich weiß nicht, ob die Herren meine Wahrnehmung 
alle theilen — aber ich habe ben Eindrud, daß wir bei dem birecten Wahl: 
rechte bedeutendere Gapacitäten in das Haus bringen werben, als bei bem 
indirecten Wahlrechte. Um gewählt zu werben bei bem birecten Wahlrechte, 
muß man befanntlid ein bebdeutenderes Gewicht haben, weil die Rolle der 
Sevatrerihaft u. ſ. w. bei bem Wählen nicht fo zu dem Ausdrud kommt, 
wie in dieſen ausgedehnten Kreifen, und ich hoffe, das hohe Haus wird für 
biefe indirecte Schmeichelei, bie ich hiermit ausfpreche, empfänglich fein. (Große 
Heiterkeit.) Was nun den Antrag auf Erridtung eines Oberhauſes 
betrifft, jo kann derſelbe an und für fih im Princip ja nur jedem Canler- 
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vativen willlommen fein. Es ift das ein Hemmſchuh, ber an ber Staats⸗ 
maſchine angebracht wird, um auf abſchüſſigen Stellen ein zu raſches Ab- 
gleiten zu bindern; es ift eine noch flärkere Betheiligung derjenigen, bie 
etwas zu verlieren haben an bem Staatsweſen, aljo derjenigen, bie nicht ge= 
neigt find auf Koften bed Staates zu hoch zu fpielen, weil ihr Einſatz zu 
ftart fein würbe. Es iſt die Uebertragung eines ber weſentlichſten Norzüge 
ber engliſchen Ginrichtungen auf unſere Zuftänbe, eines Borzuges, ben ich darin 
fuche, daß es in England eine große Anzahl annähernd königlicher Eriftenzen 
gibt. Ich will Hier näher erläutern, was ich darunter verfiehe: Gänzlich 
besintereljirte Griitenzen, die auf biefer Welt eigentlih nichts Erhebliches zu 
wünſchen haben, was fie verleiten könnte, anders als nach ihrer wohlbedachten 
ruhigen Ueberzeugung vom Beften das Staatswohl zu beurtheilen. Das halte 
ih für einen auperordentlichen Borzug der engliichen Verfaſſung. Man er: 
perimentirt dort nicht ſehr leicht, weil diejenigen, bie dort erperimentiren 
würben, zufammen einen gewaltig hoben Sinfab von Bermögen und Wohl- 
fein repräfentiren. Aber nichts deſto weniger haben wir nicht geglaubt, bie 
ihon jo complicirte Maſchinerie der Verfaſſung durch bas Eiufchieben eines 
britten, oder wenn Sie wollen, vierten Gliedes noch fchiwerfälliger zu machen. 
Es if mir an und für fi nicht leicht, mir ein beutiches Oberhaus zu 
benfen, bas man einfchteben könnte zwiſchen ben Bunbesrath, der, ich wieber- 
hole es, vollfommen unentbehrlich ift als diejenige Stelle, wo die Souverainetät 
ber einzelnen Staaten fortfährt, ihren Ausdrud zu finden, — aljo zwiſchen 
ben Bundesrath und ben Reichstag ein Mittelglied einzufchieben, weldyes dem 
Neichstage in feiner Bebentung auf der Stufenleiter ber Ariftofratie einiger 
Maßen überlegen wäre und dem Bunbesrathe und deſſen Vollmachtgebern 
binreihend nachſtände, um bie Claffification zu rechtiertigen. Mir würden 
in bem erfteren nicht fouveraine Perfonen, aber Mitglieder haben, bie ihrer: 
ſeits geneigt find, zu rivalifiren mit ben minder mächtigen Souverainen in 
ihrer focialen Stellung. Es ift wichtig, fi biefe Einfhiebung Mar zu 
machen: der Bundesrath repräfentirt bi8 zu einem gemifjen Grade ein Ober: 
haus, in weldhem Se. Majeflät von Preußen primus inter pares ift, in 
welchem der Ueberreſt bes hohen beutjchen Adels, ber bie Landeshoheit ge- 
wahrt bat, feinen Pla findet. Diefes Oberhaus nun dadurch zu vervoll- 
fländigen, baß ihm nichtjouveraine Mitglieder beigefügt werben, bas halte 
ih praftiih für zu fohmwierig, um bie Ausführung zu verſuchen. Dieſes 
Oberhaus aber in feinen Beftanbtbeilen außerhalb bes Präſidiums jo weit 
herunter zu brüden, daß e8 einer Pairskammer gleihfommt, bie von unten 
vervolftändigt werben könnte, bas halte ich für vollftändig unmöglich und 
würbe das niemals einem Herrn, wie dem König von Sachſen gegenüber, 
auch nur andeuten. Der hauptſächlichſte Grund, warum wir feine Theilung 
bes Neichstages vorgeſchlagen haben, Liegt inbeffen in ber zu flarfen Com⸗ 
plicirung ber Mafchine. Die Gelebgebung bes Bundes Tann fon durch 
einen anhaltenden Widerſpruch zwifchen dem Bundesrathe und dem Reichs- 
tage zum Stillſtand gebracht werben, wie das in jedem Zweikammer-Syſtem 
ber Tal ift: aber bei einem gewiffer Maßen Dreifammer-Spftem zu 
nennenben, wenn ich einmal augenblidli ben Bunbesrathb als Kammer be: 
handeln darf, würbe bie Möglichkeit, die Wahrfcheinlichfeit diefes Stillftandes 
noch viel näher liegen; wir würden zu fhwerfällig werden. — Da id ein- 
mal das Wort habe, fo bemerfe ich noch Einiges über ben Schlußpafjus des 
Artikels, nämlich über den Ausfhlufß der Beamten. Diefe Beftimmung 
hat ihren rund in den mannigfachen Uebelftänden, bie mit ber Betheiligung 
ber Beamten an öffentlichen Verhandlungen hier zweifellos verbunden und 
bie bier von ber Tribune aus auch fchon berührt worden find. ALS einen 
berjelben, der bier noch befonders maßgebend hat fein fünnen, bezeichne ich 
. bie Beſorgniß, daß Beamte zu fehr geneigt fein Fünnen, particulariftifchen 
. Regungen berjenigen Bunbes-Regierung Ausbrud zu geben in ber Verſamm⸗ 
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Tung, ber fie gerabe dienen. Die anberen Gründe bagegen find mehr alls 
gemeiner Natur, und für mid iſt der Hauptgrund die Zoderung ber Die- 
äiplin in bem Beamtenftande. Je mächtiger bie parlamentariſchen Einflüſſe 
auf bas Gtaatsleben zurüdwirfen, befto nothiwenbiger ift meines Erachtens 
eine ftraffe Disciplin in dem Beamtenftande. Wir haben in Preußen, wenn 
ich bier darauf Bezug nehmen barf, gewiſſer Maßen zwei Verfafjungen augens 
blidlich, bie neben einander laufen, wir haben die alte Eonftitution des Abs 
folutismus, die ihre Schutzwehr gegen Willfür in ber Unabfegbarkeit ber 
Beamten fand, und wir haben bie moberne conftitutionelle Verfaffung, bie 
in faft allen Landern mit Unabfepbarfeit ber Beamten unverträglic gedacht 
wirb, Wir — wenn ich fage wir, fo meine ich im biefem Augenblid bie 
preußische Regierung — bie Regierung, bie handeln, bie fi bewegen foll, 
fühlt fi gehemmt von allen Seiten, fie fann nicht einmal einen Beamten, 
der zwar formell ihren Anorbnungen gehorcht, ber aber in feinem Geifte nicht 
barauf eingeht, fie kann ihm nicht abfegen. Es Hat das auch feine großen 
Vorzüge. Ich möchte bie Integrität des preußiſchen Beamten, fein Anfehen, 
fein Gefühl der Würde, was ihn bei’unbebeutenber, oft unzulänglicer Ber 
foldung über viele Verſuchungen hinweghebt, um feinen Preis verloren 
geben und möchte lieber bie Uebelftände einer gehemmten und genirten Re— 
jierung länger tragen, al unbefonnen in dieſe Schwierigkeiten Bineins 
fpneiden. Aber gerabe weil wir fie nicht beliebig befeitigen können, fo ber 
dürfen wir aller Mittel, bie geeignet find, eine ſtrenge Disciplin feftzuhalten, 
und ſcheuen uns vor allem, was geeignet ift, fie zu lodern. kann nicht 
behaupten, baß e8 im Lande einen günftigen Eindruck macht, ich kann faum 
daran zweifeln, daß es das umbehaglice, das gerechte Gefühl, daß etmas 
Trank fein müffe im Staate, Bervorruft, wenn man erlebt, baß in ber 
DOeffentlichfeit ein Beamter feinem höchſten Chef gegenüber tritt und ihm 
gegenüber in Bezug auf ihn eine Sprade führt, bie berfelbe Beamte un- 
gweifelhaft zu wohl erzogen ift, um fie zu Haufe feinem Kanzleibiener gegen 
über zu führen. Das Tann id nicht als eine nüdlige Einrichtung anſehen 
Ich gebe gern zu, daß biefes Bebenken ſich heben wilrde, wenn bie Glaufel 
des Zwangsurlaubs nicht in ber Verfaflung fände, daß eine Regierung durch 
bie Verfafjung gezwungen ift, jenem Beamten, von bem fie vorausfegt, er 
wird fie mit Heftigfeit angreifen, hierzu ausbrüdlid den Urlaub zu bewilligen. 
34 bin als Minifter fehr bereit, mir bie ſtärkſten Vorftellungen- von einem 
Beamten, ber von feinem Pflihtgefühle geleitet wirb, in einem Schriftſtüce 
gefallen zu Kaffen, aber ich mürbe e& wer ertragen, Minifter zu bleiben, 
wenn ich gemöfhigt wäre, in meinem NReffort einen Beamten fortbauernd zu 
beiehäftigen, ber mir Öffentlich biejenige Achtung verfagt, auf bie ich in meiner 
Stellung Anfprud). mache. Wenn fi für biefe Uebelflände eime Mbhlfe 
nicht volltändig fchaffen läßt, fo würden bie verbünbeten Regierungen für 
jede partielle Mbhülfe, bie hier burc Parlamenisbeſchtuh gewährt würbe, 
immer noch bankbar jein. Im biefer Richtung würde 3. ®. das Amenbement, 
das zulegt eingebracht wurde, welches auf die geiftlichen und richterlichen 
Beamten bem Ausfehluf bef—hränkt, wie ich glaube, fämmtlic;en verbünbeten 
Regierungen annehmbar erfheinen. Wie mir vorihmebt, eriflirt ber Aus: 
ſchluß ber richterlichen Beamten in mehreren: fremben Verfaſſungen. Daß 
bie Betheiligung an den Parteifämpfen auf bie Richter einiger Maßen mehr 
zurüdwirft, als mit ber unparteilien Stellung ber Richter verträglich ift 
(oh! oh! zur Linken), meine Herren, davon habe ich ſelbſt vielfache Beifpiele 
gehabt; ih will Ihnen nur eines citiven. Ich bin nämlich in ben erften 
ae meiner Amtsführung einige Male in der Lage gewefen, baf mir 
fenntniffe, bie ohne mein Wiſſen umb meine Anregung abgefaßt waren, 
wegen Beleibigung bes preußiihen Minifter-Präfidenten zugefchidt wurben, 
mit ber Frage, ob ich fie veröffentlichen laſſen wolle. Ich babe mande 
dieſer Erkenntniffe gelefen, anbere nicht. m. Ducälögnitt Tomb \i, ded 
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On Areligmegäi ded we ein chrbarer Handwerksmeiſter fie gegen 
Sa ae ee re Quert Strafe, wwenm er fie öffentlich ausipricht 
SIR Rah NN 2 oder eine höhere Geldſtrafe nach fich ziehen 
XX Na ruqhen Mniſter⸗Präüſidenten gegenüber angewandt, durch⸗ 
"Birth U hater doteten. Für 10 Thaler hatte Jeder bie Freiheit, mir 
NW in Juiuxien Offentlich an jagen oder bruden zu laſſen, bie er 
Karls (rlaien Mideripruch.) Daß die Urtbeile mit einem Maßſtabe gemefjen 
Nas, Wellen von politiſcher Beeinfluffung ganz frei geweien wäre, ben 
Gindrud habe ich nicht gehabt. Es wurde aber nocd dadurch verftärft, ba 
up in einzoluen dieſer Erkenntniſſe die vichterliche Wotivirung las: „es lägen 
nah mildernde Umſtände vor, denn biejes Miniſterinm tauge wirklich nichts“. 
(Große, andauernde Heiterkeit.) Nun frage ich, kann mit folhen Raifon- 
nenienta Bei einem erlennenden Richter der Eindbrud von Würde, von Ans 
ſehen, von Unparteilichkeit auf die Dauer aufrecht erhalten werben, deſſen bie 
richterliche Stellung bedbari? Die Herren werben ans meiner Darlegung ent- 
noanmen baben, daß die Aufrechterbaftung des Artikels, wie er dafteht, für 
wich gerade nicht, wenn ich fo fagen fol, eine Cabinetsfrage ift; daß ich 
wich aber freuen würde, wenn ber NReichötag eine ober die andere ber An⸗ 
ichten, die Ich bier aus eigener Erfahrung ausgelprochen habe, durch feinen 
eſchluß beftätigte, Indem entweder die geiftlichen und richterlichen Beamten 
auegeſchloſſen würden, oder, was mir noch lieber wäre, dasjenige Amendement, 
welches den Zwangsurlaub auch bier einführen will, abgelehnt würde.“ 

Det der Abftimmung wird ber Antrag Zachariä (Oberhaus) mit 
großer Mehrheit abgelehnt, dagegen der Antrag Fries (geheime Ab⸗ 
ſtimmung) mit großer Mehrheit (darunter auch Mitglieder ber 
Rechten wie die Generale Moltke und Falkenſtein und die meiften 
Meitglieder der freien confervativen Bereinigung) angenommen und 
ebenfo der Antrag des Grafen Henkel von Donnersmard (gegen 
Beamtenausfchluß). 

238. März. (Neuß & 2%) Ende der Regentſchaft der Fürftin Caroline, 
ihr Sohn Fürft Heinrih XXII. übernimmt nunmehr felbft die Re: 
glerung und ertheilt feinem Ländchen eine DVerfaflung. 

28, „ Morbdeutfher Bund). Reichstag: Verfafjungsbebatte. Art. 22 
(Verhandlungen des Reichstags). Discuffion über die Frage wahr: 
heitögetreuer Berichte. 

Antrag Laster: „Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen in 
ven Sienttigen Sitzungen bes Reichstags bleiben von jeder Berantwortlich- 

eit frei“. 

Rede Bismards: „Die verbünbeten Regierungen befürchten von ber 
Freiheit der Veröffentlichung der Parlamentsreben Feine Gefahr. Wir haben 
gefehen, daß Reden aus dem preußiichen Abgeorbnietenhaufe, wie fie wohl 
ftärfer in feiner Verfammlung biefer Art gehalten waren, veröffentlicht 
wurden ohne jegliche Gefahr. Die Grünbe, die uns veranlaßt haben unb 
mich bei einer andern Gelegenheit perſönlich —, einer ſolchen gefeglichen Be⸗ 
flimmung, wie fie bier von jener Seite (links) befürwortet wird, zu wiber: 
Iprechen, find andere; ih kann fie wohl bezeichnen als Gründe der Sittlich⸗ 
feit. Es gibt viele Dinge, bie ein Staat dulden kann — er fann fie 
ignoriren; aber etwas Anderes ift es, fie gefeglich zu fanctioniren. Dazu 
rechne ih auch das Recht, einen andern Mitbürger zu beleidigen, ohne daß 
biefer irgend eine Genugthuung dafür finden könnte. Ich will von Ner- 
breden, die man mit Worten begeben Tann, nicht reden; ich rechne gar nicht 
darauf, daß fie an ber Stelle begangen werben würben. Sch will nur reden 
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vom Schutze ber Ehre eines jeben Bürgers, welchen Schuß das Geſetz ihm 
ſchuldig ift. Dielen Schug ihm zu entziehen, das Halte id — ich wieberhole 
es — gegen bie Sittlichkeit, gegen die Menſchenrechte. Unter Menfchens 
rechten laſſe ih mir ausbrüdlich diejenigen gefallen, welche in Frankreich im 
Sabre 1791 aboptirt wurben und in die Verfaſſung der Republik über- 
gegangen find. Es heißt darin ausdrüdlich, und zwar in Bezug auf bie 
Treiheit der opinions, bie Jeder ausſprechen könne, daß dieſe Freiheit darin 
beftehe, Alles zu thun, was Anderen nicht ſchadet. Diefe Reftriction legt 
felbt ein fo weitgehendes Actenftüd auf, wie jenes, Die Gefeßgebung 
anderer Staaten, auch bie ber allerfreieften, ſchützen wenigftens die Privat⸗ 
ehre. Ich berufe mich barüber 3. B. auf die amerifanifche, deren Be⸗ 
flimmungen ih mir habe ausziehen lafjen aus Kent, Commentaries on 
American law Vol. I. p. 244, „Obgleih ein Mitglied bes Congrefies 
außerhalb des Congrefies nicht verantwortlih ift für Worte, welche es in 
bemfelben gefprochen, auch wenn biefelben Beleidigend für Individuen find, 
fo kann es doch, wenn es feine Nebe veröffentlichen läßt, wegen Libells bes 
Eraft werben, by action (in einer Givilflage auf Schabenerfaß) und by in- 
‘ dietment, das heißt criminel. So ift es in England Rechtens und fo ift 
es gerecht.” Aus England ſelbſt wird Ihnen ein ſehr bekannter Fall in 
Erinnerung fein, nämlich der Fall Stoddale wider Hanfarb, wo bie Ber: 
öffentlihung nicht einer Rede, ſondern eines „parliamentary paper“ oder 
reports — es find bies technifche Ausbrüde für amtliche Actenftüde, Die 
auf Befehl des Parlaments gedrudt werden — etwas Beleibigendes für 
einen Gefängnikwärter enthielt, welcher darüber Flagbar wurde. Die eng⸗ 
lifhen Gerichte waren barüber ganz zweifellos, daß fie den Druder wegen 
Beleidigung zu verurtheilen hätten, unb thaten es. Das Parlament griff 
ein wegen Privilegienbruhs und bedrohte die Ausführung biefes gerichtlichen 
Urtheils mit parlamentarifhen Strafen. Aber das Parlament hat auch bei 
biefen Gelegenheiten, wo e8 in ben Rechtsgang eingriff, niemals bie Anficht 
ausgeſprochen, Neben und Motivirungen einzelner Abgeorbneten irgendwie 
zu fchügen bei ber Publication, fondern nur reports and papers, und jo 
ift e8 meines Wiffens noch heutzutage in England Rechtens, fo daß dort 
wenigftens, in England, in Amerifa und in allen übrigen civilifirten Ländern 
bie Privatehre fich des vollkommen geſetzlichen Schuges erfreut. Diefe Motive, 
biejes Bebürfniß, Jedem fein Menſchenrecht auf Schuß gegen Beleidigungen 
zu erhalten, Teitet mich, wenn ich nach wie vor bie gefegliche Sanction ber 
Veröffentlihung folcher Neben, welche injuriös für Privatleute find, befämpfe. 
Daß bie Freiheit dadurch nicht beſchränkt wird, liegt auf der Hand. Sch habe 
fofort, wie diefes Parlament zufammentrat, an fämmtliche Behörden, die 
unter ber Autorität ber Föniglihen Regierung ftehen, burch bie betreffenden 
Herren Reſſort-Chefs die Aufforderung richten laſſen, in feinem Falle gegen 
die Veröffentlihung einer Parlamentsrebe einzujchreiten, es fei denn, baß fie 
zuvor an bie Regierung berichtet hätten und der Fall fo ftarf wäre, baß bie 
Autorifation von ber Staats-Negierung ertheilt werben müffe. Die Regierung 
wird nicht in Verlegenheit kommen, von biefer refervirten Befugniß Gebraud) 
zu machen, am allerwenigftien wird fie bavon Gebrauch machen in Bezug 
auf die Angriffe, welche die Regierung felbit treffen, fie wird nur zum Schuß 
der Privatrechte gegen perfönliche Beleidigung jemals bavon Gebraud machen. 
Wenn behauptet wird, daß unter biefer Einrichtung bie Freiheit litte, fo halte 
ih das für eine ber übertriebenen Declamationen, denen ich lediglich einen 
ornamentalen Charafter in ben Neben ber Vertheidiger des Antrages beilege.“ 

Bei der Abftimmung wird ber Antrag Lasfer mit großer Mehr: 
heit angenommen (dagegen nur bie Mehrheit ber Confervativen und 
einzelne Mitglieder des Centruns). 


Art. 23 (Initiative bes Reichstags bei ber Gelraakbuny). 
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‚ Antrag Yaumflard: dem Reichetag aud das Recht einzuräumen, an 
ihn gerichtete Petitionen dem Yuubesrathe refp. Bundeskanzler zu übermweiien. 
— Antrag Laster: dem Reichetag auch das Recht einzuräumen, Adreſſen 
an das Yunbesprifibiuue zu richten, Interpellationen zu flellen, Beſchwerden, 

Yit: und andere Sceilten entgegen zu mehmen und fie an ben Bunbes- 

kanzler zu übermeifen, Thatſachen durch Vernehmung von Zeugen, Sadı- 

verſtandiger und anderer Auskunftöperfomen zu erheben und in gleicher Weife 

Kommiffionen mit ber Erhebung von Thatſachen zu beauftragen. — An— 

trag Braun: das Recht, bie Anweſenheit bes Bundeskanzlers oder eines 

Stellvertreters desielben zu verlangen. 

Ber der Abſtimmung wird nur der Antrag Baumſtarck mit großer 
Mehrheit angenemmen, dagegen der Antrag Laster mit 134 gegen 
126, der Antrag Braun in namentlicher Abſtimmung mit 135 gegen 
124 Stimmen verworfen. 

Art. 24 (Legislaturperiode): 

Antrag YBaumjtard auf eine fünfjährige Legislaturperiode, — Antrag 
rar Yajfewig auf eine ſechejährige Legislaturperiode, — Antrag v. Un= 
ruh auf die Bellimmung, dag im Falle einer Auflöfung die Wähler binnen 
WO und der Reichdtag jelbit binnen 90 Tagen verfammelt werden müflen 
und daß cine Vertagung 30 Tage nicht Überfchreiten und während berjelben 
Sion nicht wiederdelt werden bilrfe. 

Bei der Abſtimmung wird ber Antrag Baſſewitz mit ftarfer 
Vehrbeit, der Antrag Baumſtarck mit 137 gegen 128 Stimmen 
abgelehnt, dagegen der Antrag v. Unruh mit geringer Mehrheit 
angenonunen. 

30. Wär (Norddeutſcher Bund). Reichstag: Verfaſſungsdebatte. Die 
Art. 25 28 werben unverändert ober mit geringen Modificationen 
angenommen Art. 29 (Aueſchluß von Diäten). 

Annan dvd. Weber und Thünen (nationalslib. Yraction) auf Ge: 


währung von Diäten und Reiſekoſten. 

ErtArung Biemarcks: „Ich babe im Auftrag der hohen verbündeten 
Meglerunngen zu erklären, daß ſich dieſelben auf Bewilligung von Diäten 
isn feinen Umſtänden einlaffen werben, vielmehr die Entſcheidung dieſer 
Finne dem Mene der Geſetzgebung demnächſt zu überlaffen fei, nachdem be- 
cabigente Erfabrungen über bie Wirkſamkeit bes noch wenig erproßten 
Wahlgeſekea werden gemacht worben fein’. Der k. ſächſ. Gommifjär 
vu. 98 erklärt, bafı ſeine Regierung hierüber mit ber preußiſchen voll⸗ 


frame einverſtanden ſei. 
Mel ber Abſtimmung wird der Antrag Weber und Thünen trotz⸗ 


ben unter Mamensaufruf mit 136 gegen 130 Stimmen ange: 


kennen. 

„€ nen: Naſſau). Eine k. Verorbnung hebt das vom gem. 
I - Naffau wieber reftaurirte Jagdrecht, eine ber haupt: 
rben ber Vevölkerung gegen bie früheren Zuſtände, 

H und regelt bie Entſchädigungopflicht. 
er. m. (ine 8. Verorbnung befiehlt bie Aufnahme einer 
en e von 40 Mill. Thlr. in Gemäßheit des Geſetzes 
ar, ‚ Imu6 behufe Wiederbeſchaffung ber im Kriege von 

anition ac. 
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1. März. Der franzdf. Gefandte in Berlin Benebetti febt bie franzöſ. 
Regierung von ber gewaltigen Aufregung in ganz Deutſchland wegen 
Zuremburgs in Kenntniß und von ber bevorjtehenden Interpellation 
Bismards im Reichstage, mit dem Beifügen, daß unter diefen Um⸗ 
ftänden Borfiht und ein Aufihub im Abjchluffe Frankreichs mit 
Holland nothmwendig fein möchte. j 


1. April. Morddeutſcher Bund). Reichstag: Interpellation Ben: 
nigfen und 70 Gen. bez. Luxemburg. Antwort Bismards. 
Snterpellation: „1) Hat bie Töniglich preußiſche Regierung officielfe 
oder anberweitige Kenntniß davon erhalten, ob bie in täglich verftärftem 
Maße auftretenden Gerüchte über Verhandlungen zwijchen den Negierungen 
von Frankreich und den Niederlanden wegen Abtretung bes Großherzogtkums 
Zuremburg begründet find? 2) If die Töniglich preußiiche Negierung in 
ber Lage, bem Reichstage, in weldhem alle Parteien einig zufammenftehen 
werben, in ber Fräftigiten Unterftüßung ber Abwehr eines jeben Verſuchs, 
ein altes beutfches Land von dem Gejammt-Baterlande loszureißen, Mittheil: 
ungen barüber zu machen, daß fie im Verein mit ihren beutfchen Bundes⸗ 
genoffen entichloffen ift, die Verbindung bes Großherzogthums Luremburg 
mit dem übrigen Deutichland, insbejonbere das preußiiche Beſatzungsrecht in 
ber Feftung Luremburg auf jede Gefahr bin dauernd ficher zu ftellen ?“ 
Rede Bennigfen’s: „Seit einigen Tagen mehren ſich von allen Seiten 
bie Gerüchte über Verhandlungen zwijchen der niederländifchen Regierung und 
Frankreich wegen ber Abtretung von Luremburg. Es tritt in immer größerer 
Stärfe die Behauptung auf, daß ein folcher Abtretungsvertrag bereits abgefchloffen 
ſei. Danady würde alſo ein Fürft aus deutſchem Gefchlechte, uneingedenk ber 
ftolzen Erinnerungen feines Haufes, aus welchen einft ein Mitglied felbft bie 
deutiche Kaijerfrone getragen bat, einen Handel eingegangen fein über ein 
Land, welches feine Provinz von Holland bildet, fondern zu allen: Zeiten ein 
deutſches Land gemwejen, welches nur bei Gründung bes beutichen Bundes 
bem regierenden Haufe der Niederlande zu Theil geworden ift als Austauſch 
für Rechte an andern Ländern, welche diejes Haus in Deutjchland beſeſſen Hat. 
Meine Herren! Es tft eine dringende Aufforderung für ben Reichstag in 
biejer Lage, ſich Har darüber zu werden, was bie verbünbeten beutichen Re⸗ 
gierungen und die Vertreter beutjcher Nation einer ſolchen Gefahr gegenüber 
zu thun gewillt find. Die nterpellation, bie wir an ben Borfißenden ber 
Bundes-Commiſſare gerichtet haben, ift ausgegangen von ber liberalen Seite 
bes Reichstages; fie ift abfichtlidh von uns gerade ausgegangen, weil wir vor 
Allen ein Bebürfniß gefühlt haben, kund zu geben, daß in: foldhen Fällen ber 
auswärtigen Politik, wo e8 gilt, deutſchen Boden zu vertheidigen gegen uns 
gerechte Gelüfte des Auslandes, Feine Parteien im Haufe eriftiren bürfen 
(Beifall), daß die Schwierigkeiten, welche fih in ben legten Wochen bei eins 
zelnen Fragen bes Ausbaues ber inmeren Berfaffung gezeigt haben, bie 
Differenzen, die bis heute noch nicht vollſtändig gelöst find zwiſchen ben 
liberalen Parteien des Reichſstages und ber Vertretung ber Regierung, daß 
fie nicht den geringften Einfluß äußern werben auf die Haltung des ganzen 
Reichsſstages, wo es gilt, muthig und entichlojlen dem Auslanbe gegenüber 
zu ftehen (lebhafter Beifall) und die Fräftige Politif, welche die preußifche 
Regierung und welche ber Minifter-Präfident bislang geführt Haben, auf das 
entichiebenfte zu unterflügen. (Stürmijcher Beifall.) Meine Herren! Gie 
haben aus bem Schreiben, welches ich Ihnen eben mittheilte, und aus ans 
deren Notizen, bie uns bier brieflich zugegangen und bie in ber Prefje ents 
halten find, vernommen, mit welcher Sorge man gerabe in Zuremburg bem 
Ausgange bes Handels entgegenfieht. Ich finde es auch Keareiiiiig , Van in 
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Yuremburg dae Gefühl der Peforguiß Much nicht im offenen Kundgebungen 
NN en lan Deun jo lange man in Zupemburg ſich verlaſſen fühlt und bie 

eioranis Daten fürn, daß in dem Momente der Reubilbung von Deutſch⸗ 
land wieleiät ſelhe Gelüfe nit mit der nothwendigen Gmergie zurück⸗ 
gewieſen werden, iR es erfläciih — wenn man es auch nicht vollftändig 
vetiertigen fan —, daß tin je Meines Land wicht wagt, mit ber Entſchie⸗ 
deudeit Ferartigen Franzäiiihen Gelüfen gegenüber zu treten, wie wir es 
Merdinge wahl unter anderen Umfänten ven allen deutſchen Vollsſtämmen 
erwarten Runen. Um jo mebr if die Nicht an uns berangetreten, an ben 
Reichetag. die Vertretung der Nation, und an bie Bundes⸗Commiſſare, in 
VDeutſjchland und im Auslande und namentlih aud in Luremburg feinen 
Qweilel darüber zu laſſen, daß fie dieſe Polition, diefen Theil Deutichlande 
wertpeidigen wollen. Weine Herren! Es iſt eine nicht geringe Berjuchung 
iür das Ausland vorhanden, bie Auflöfung des beutfchen Bundes zu benutzen, 
die Zeit zu deuntzen, wo eine neue deutſche Staatenbildbung noch nicht fertig 
worden if, wo Kämpfe der inneren Politik ausgebrochen find in Deutfch- 
and, die eigene Machtitellung gegenüber Deutichland zu verflärten. Wenn 
wir nicht dem eriten Verſuche der Urt entgegentreten, dann werben die Ber: 
ſuche ſich ſtets wiederholen, und bie jetzige Neubildung wird in Deutſchland 
nicht zur Begründung eines Harten Bundesſtaates, fondern nur zur Fort: 
dauer der alten Zerriſſendeit und Schwäche führen. (Sehr richtig! von allen 
Briten.) Wenn wir Vertrauen baben zu ber Fräftigen Leitung ber aus: 
wärtigen Politik, wie fie fih gezeigt hat im vorigen Sabre und in ben 
Jahren vorher bei der preußiſchen Regierung, jo wird bieles Vertrauen 
allerdinge eine nene Berührung verlangen in der jchwierigen Lage, wo wir 
den Frieden erhalten fünnen, wenn wir ſtark und entſchloſſen gegenüberſtehen 
dein Nuslande, wo wir aber auch zeigen müſſen, daß wir ben Krieg nicht 
ſcheuen, wo eso ſich um eine gerechte Vertheidigung gegen ungerechte Angriffe 
bandelt. (Enthuſiaſtiſcher Beital.) Wir willen ja Alle, daß in Frankreich 
in Erinnerung an die alte ſchwache Stellung Deutſchlands, an die Weber: 
wacht Frankreichs gegen Deutfchland auch jetzt wieder die Nefte alter Parteien 
und deren altgewordene Führer bie Leibenfchaften in ber Armee und bie 
vLeidenſchaften im Volke aufzureizen ſuchen, — aufzureizen, vielleicht nicht 
bloß in dem Motive, Eroberungen zu machen für Frankreich, vielleicht auch 
in dem Motive, ber jebigen franzöfiihen Regierung Schwierigkeiten zu be= 
reiten. (Sehr richtig! von allen Seiten.) Geben wir raſch und entichloffen 
die richtige Antwort auf alle folche Tendenzen, und wir werben fie im Keime 
erſticken köͤnnen! (Sehr gut! Lebhafter Beifall.) Meine Herren! Weld 
einen Eindrud müßte e8 in Deutjchland machen, wenn in einem Augenblide, 
wo ber Reichstag verfammelt ift, um eine Verfaffung für Deutichland zu 
gründen, wenn in bem Augenkblide, wo bie Vertreter ber Regierungen und 
die Vertreter des Volkes der preußiichen Krone und der preußiſchen Staats⸗ 
Negierung bie Leitung der auswärtigen Politik bes norbbeutfchen Bundes 
übertragen wollen, wenn in bemjelben Augenblide, wie leiber ſchon früher 
in fchweren Zeiten Deutſchlandgs manchmal, Grenzprovinzen von Deutjchland 
losgerifjen werden! Würde es nicht ein led fein, fehr ſchwer abzuwaſchen 
von ber beutichen Ehre, würde es nicht den Stempel undeutſcher Schwäche 
ber Leitung ber auswärtigen Politik aufdrüden, wenn in dem eriten Augen= 
blide, wo wir wieder eine beutfche, nicht bloß eine preußiſche Politik haben 
wollen, nicht das Aeußerſte aufgeboten würbe, um eine ſolche Schwädung, 
bie Abreifung einer deutſchen Provinz zu verhindern. Meine Herren! 
Sie erinnern Sich des patriotifhen Ausſpruches, den vor mehreren Jahren 
. Se. Majeftät der König von Preußen gethan bat: Kein Dorf folle von 
- beutihem Boden mit feiner Zuſtimmung abgeriffen werden. Diefe Worte 
Baben einen lebhaften Wiederhall gefunden in Deutichland, fie find in banks 
barer Erinnerung von ber deutſchen Nation aufbewahrt worden. Jetzt, wo 
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bie Vertreter des norbbeutihen Bundes um Se. Majeftät ben König Wil: 
beim bier in Berlin verfammelt find, dba mag er das beutiche Bolf aufrufen, 
er wirb in bemfelben feine Parteien finden, wo e8 gilt, fich gegen das Aus: 
land zu vertheidigen, er wird noch eine einige und entjchlofjene Nation finden. 
(Stürmiſcher Beifall.) Wenn wir Schwierigkeiten gehabt haben, in wenig 
Wochen ein Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen, jo wirb gerade bie Ges 
fahr, dag wir jekt an unferen Grenzen Stüde von Deutichland verlieren 
follen, wenn wir uns nicht ſchnell verftändigen, das Bebürfniß ber Verftäns 
digung bei ben Regierungen und bei ben Vertretern der Nation nur fteigern. 
Wir können in dieſem Falle jehr raſch zu ber Annäherung kommen, bie wir 
ja ohnehin in einigen Wochen erreicht haben würden, wir können zu biefer 
Annäherung fehr raſch Tommen, und das Verf, das nad unferer Borausficht 
vielleicht erft zu Oftern beendigt fein würde, Tönnte in eben fo wenigen 
Tagen, wie es fonft Wochen erfordert haben würde, raſch abgefchloffen werben. 
(Lebhafter Beifall.) Meine Herren, wir wiſſen fehr wohl, was auf bem 
Spiele fteht, wenn es nicht gelingt, nody im Anfange ber franzöftichen Nation 
bie Ueberzeugung beizubringen, baß fie es jet nicht mehr mit einem ſchwachen, 
zerrifjenen, uneinigen Deutſchland zu thun hat, fondern baß fie ein Volf vor 
ih hat in einem kräftigen Auffchwunge begriffen, um fi eine Verfafjung 
und eine angefehene Stellung in Europa zu erringen. Meine Herren, dann 
werden wir allerdings ſehr jchweren Ereigniſſen entgegengeben. Wir juchen 
ben Krieg nicht. Bricht der Krieg aus, fo wird Frankreich die Verantwortung 
treffen. Wir willen, welche fchweren Folgen diejer Krieg haben wird, gleich: 
gültig, wer als Sieger aus bemfelben hervorgehen wird. Die franzöfiiche 
und bie beutfche Nation, fo reich ausgejtattet von ber Natur, wohnen auf 
Gebieten, groß genug, um ber Entfaltung ihrer Kräfte vollen Spielraum 
einzuräumen. Dieſe Völker, fie Fönnen in Frieden und Freundſchaft neben 
einander leben, in gegenfeitiger Achtung, in Förderung der gemeinfamen 
Ssntereflen, in Förderung ber Gefittung und Eultur in Europa. jeder Krieg, 
der zwiſchen dieſen beiden großen Nationen geführt werben würde, wird bem 
Fortichritte des Wohlftandes und der Gultur in Europa ſchwere Wunden 
ichlagen. (Sehr richtig!) Davon ijt Niemand mehr durddrungen, als wir, 
die Vertreter der deutſchen Nation, bie wir zunächſt zu friedlichen Aufgaben, 
zu ber Aufgabe, eine Verfaflung, die eine Grundlage des Rechtes und des 
Sriebens bilden fol, für Deutichland zu gründen, zufammengetreten find. 
Aber wenn das Ausland uns flören will in unferem Werfe, wenn e$ bie 
sch nicht abgejchloffene Vollendung des Werfes benuben will, zu eigenem 
ungerechten Beginnen, dann wird es bier auf eine Nation ftoßen und, wie 
wir nicht bezweifeln, auch auf Regierungen, bie allen derartigen Verſuchen 
mit der Außeriten Entjchloffenheit entgegentreten. Meine Herren! Lafien 
Sie uns aljo deßhalb darüber Feinen Zweifel laſſen, daß wie unter uns alle 
Parteien, jo auch das deutſche Volk einig fein wird, jede Fräftige Politik ber 
Regierungen auf jede Gefahr bin zu unterflügen biefem und allen etwaigen 
fpäteren Verfuchen bes Auslandes gegenüber.” (Xebhafter Beifall von allen 
Seiten des Hauſes.) 

Antwort Bismards: „Die hohe Berfammlung wirb es natürlich 
finden, wenn ih) mich in einer frage von ber Tragweite, welche bie vor: 
liegende gewonnen hat, in diefem Augenblide darauf beichränfe, bie Inter⸗ 
pellation mit einer Darlegung des thatſächlichen Sachverhältniſſes, foweit es 
ber Füniglihen Staats- Regierung und ihren Bundesgenofjen befannt iſt, zu 
beantworten. Ich muß babei zurüdgreifen auf bie Urjachen, bie e8 veranlaßt 
haben, daß das Großherzogthum Luremburg nicht Mitglied des norddeutſchen 
Bundes if. Bei Auflöfung und durch die Auflöfung bes früheren beutfchen 
Bundes gewann jeder der am bemjelben betheiligten Staaten feine volle 
Souverainetät wieder, fo wie er fie vor Stiftung bes Bundes befeffen und 
durch bie Verpflichtung, bie er im Bundesvertrag freiwillig, Kinargpmurn st, 
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belchi üult halte Wach Aullöfung des Bunbes genoß das Großherzogthum 
vugemburg und der Großherzog berielben Souverainetät europäiſchen Cha: 
vallsıd, wie der König und das Königreich ber Niederlande. Eine große 
Mehnahl der früheren Bunbesgenoffen benußten gleih Preußen ihre rei: 
bei, um ſoſort auf nationalem Boden einen neuen Bund behufs gegenjeitiger 
Imeritäpung, behufs Pflege nationaler Intereffen zu ſchließen. Das Groß: 
eeonthum Lureinburg fand es feinen Intereſſen nicht entſprechend, denſelben 
NN elnzufchlagen. Dur bie Organe, welche uns innerhalb bes Groß: 
beraonihuumd und feinen Grenzen zu Gebote ſtehen, waren wir bavon in 
Kenninlß gehalten, daß eine entichiebene Abneigung, bem norbbeutichen Bunde 
belzutreien, dort in allen Schichten ber Bevölkerung heimifh war; in ben 
höheren und namentlich in ben höchſten war fie getragen von einer beutlich 
ausgeſprochenen Mißſtimmung gegen Preußen und beifen Erfolge, in ben 
unteren getragen von einer Abneigung gegen die Uebernahme derjenigen Laften, 
bie eine ernftliche Lanbesvertheidigung mit fi führt. Die Stimmung ber 
Luxemburger Regierung fand Ausdrud in einer Depeche, die im October an 
uns gerichtet wurde und in welcher fie uns nachzuweiſen juchte, baß wir fein 
Hecht mehr hätten, in Luremburg Beſatzung zu halten. (Hört!) Die königl. 
Staats: Regierung und ihre Bundesgenofjen mußten fich bie Frage ftellen, 
ob es angemeljen jei, unter dieſen Umfländen eine Ginwirfung ober gar 
einen Drud dahin zu üben, daß das Großherzogthum Luremburg, welches 
ben Zollvereine angehört, dennoch dem Norbbunde beitrete. Sie hatte ſich 
nach gründlicher Erwägung biefe Frage verneint: fie mußte es einmal als 
einen zweifelhaften Vortheil betrachten, in einem Bunde von biefer Intimität 
in dem Großherzog von Luremburg ein Mitglied zu haben, welches in feiner 
Eigenſchaft als König der Niederlande feinen Schwerpunft außerhalb des 
Bundes und feine Intereſſen möglicher Weife vielfach im Widerjpruche mit 
ben Bunde haben könnte. Die Erfahrungen, die wir in biefer Beziehung 
in früheren Jahren gemacht haben, waren lehrreich genug, um uns abzus 
halten, eine ähnliche Einrichtung in vollem Maße auf die neuen Snftitutionen 
zu übertragen. Die Tüniglide Staats« Regierung bat ſich ferner gefagt, daß 
vermöge der geographiichen Lage und ber eigenthümlichen Verbältniffe gerade 
bes Großherzogthums Luremburg die Behandlung insbefondere biefer Trage 
einen böheren Grad von Vorſicht erforder. Man erweist ber preußifchen 
Politik nur Gerechtigkeit, wenn an einer hervorragenden Stelle ausgeiprochen 
ift, die preußiiche Politik ſuche die Empfindlicyfeit der franzöfiihen Nation, 
natürlich foweit e8 mit der eigenen Ehre verträglich ift, zu fhonen. Die 
preußifhe Regierung findet und fand zu einer foldhen Politif Anlaß in ber 
gerechten Würdigung, welche die friedlichen und freundlichen Beziehungen zu 
einem mächtigen und ebenbürtigen Nachbarvolke auf die Entwidlung der 
deutihen Frage ausüben fünnten. Aus derſelben Rüdficht, die ich hiermit 
harafterifirt habe, will ich mich enthalten, auf den zweiten Theil ber Inter⸗ 
pelation mit Ja ober Nein zu antworten. Der Wortlaut biefes zweiten 
Theile ift ein folder, wie er einer Volfsvertretung, die auf nationalem Boben 
ftebt, ehr wohl anftehen mag; er gehört aber nicht ber Sprache ber Diplo⸗ 
matie an, wie fie bei Behandlung internationaler Beziehungen, fo lange bies 
jelben im friedlichem Wege erhalten werben können, geführt zu werben pflegt. 
— Mas ben eriten Theil der Interpellation betrifft, fo will ich das Sach⸗ 
verhältniß, jo weit es zur Kenntniß der Staats- Regierung gefommen if, 
offen darlegen. Die Staats-Regierung hat feinen Anlaß anzunehmen, daß 
ein Abſchluß Über das künftige Schidjal des Großherzogthums bereits erfolgt 
fei (Senfation), fie fann das Gegentheil natürlih nicht mit Beſtimmtheit 
verfichern, kann auch nicht mit Beftimmtheit willen, ob, wenn er noch nicht 
erfolgt wäre, er vielleicht unmittelbar bevorfteht. Die einzigen Vorgänge, 
burch weldhe bie Staats⸗Regierung veranlaßt gewefen ift, geſchäftlich Kenntniß 
von biefer Frage zu nehmen, find folgende: Bor wenig Tagen hat Se. Mai. 
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ber König ber Niederlande den im Haag accrebitirten preußifchen Gefandten 
mündlich in bie Lage gejett, fich darüber zu äußern, wie bie preußifche Re⸗ 
gierung es auffafjen würde, wenn Se, Majeftät ber König ber Niederlande 
ſich der Souverainetät über das Großherzogthum Luremburg entäußerte. 
(Heiterkeit) Graf Perponder, ber preußifhe Gejandte, war angewiefen 
worben, barauf zu antworten, daß die Staats-Regierung unb ihre Bundes⸗ 
genoffen augenblidlih überhaupt Feinen Beruf Hätten, ſich gegenüber biefer 
Trage zu äußern, daß fie Sr. Majeftät bie Verantwortlichfeit für die eigenen 
Hanblungen felbit überlaflen, und baß bie Staats⸗Regierung, bevor fie ſich 
über bie Frage äußern würde, wenn fie genöthigt werde, e8 zu thun, jebens 
falls vorher ſich verfihern würbe, wie bie Frage von ihren beutichen Bunbess 
genofjen, wie von ben Mitunterzeichnern der Verträge von 1839, wie von 
ber öffentlihen Meinung in Deutichland, welche gerade im gegenwärtigen 
Augenblid in Geſtalt diefer hoben Verſammlung ein angemefjenes Organ 
befigt, aufgefaßt werben würde, (Bravo.) Die zweite VBeranlaffung war bie- 
jenige, daß bie königl. nieberländifche Regierung buch ben hiefigen Gefanbten 
uns ihre guten Dienfte Behufs der von ihr vorausgefeßten Verhandlungen 
Preußens wit Frankreich über das Großherzogthum Luremburg anbot. 
(Heiterkeit.) Wir haben darauf zu antworten bejchloffen, daß wir nicht in 
der Lage feien, von biefen guten Dienften Gebrauch zu machen (Bravo! 
Heiterkeit), weil Verhandlungen biefer Art richt beftünden. In biefer Lage, 
meine Herren, befindet fich, fo viel der königlichen Staats-Regierung befannt 
ift, die Sache noch in dieſer Stunde, ich betone, jo viel mir befannt tft, und 
beziehe mich auf das, was ich Furz vorher über bie Möglichfeit eines Abſchluſſes 
gejagt habe. Sie werden von mir nicht verlangen, baß ich in biefem Augen- 
blide, ähnlich wie e8 einem Volksvertreter oder einer Bolfsvertretung anfteht, 
Erklärungen über bie Abfichten und Entſchlüſſe ber königlichen Staats: 
Regierung und ihrer Bundesgenofjen in biefem ober in jedem alle in bie 
Seffenilicfeit gebe. (Sehr richtig!) Die verbündeten Regierungen glauben, 
daß feine fremde Macht zweifellofe Rechte beutjcher Staaten und deutſcher 
Bevölkerungen beeinträchtigen werde; fie hoffen, im Stande zu fein, folde 
Rechte zu wahren und zu [hüten auf bem Wege friedlicher Verhandlungen 
und ohne Gefährdung der freundichaftlichen Beziehungen, in denen fich Deut 
land bisher zur Genugthuung ber verbünbeten Regierungen mit feinen 
Nachbarn befindet. Sie werben Sich biefer Hoffnung um fo ficherer hin⸗ 
geben können, jemehr das eintrifft, was Interpellant vorher zu meiner Freude 
andeutete, daß wir durch unfere Berathungen das unerjchütterliche Vertrauen 
auf den unzerreißbaren Zuſammenhang des deutſchen Volfes mit und unter 
feinen Regierungen bethätigen werben.” (Lebhafter Beifall.) — Präfident 
Simjon: Ein Antrag auf Beiprehung ber Snterpellation ift nicht geftellt. 
Ich ſpreche aber zuverfichtlich die Empfindungen ber Verfammlung aus, 
wenn ich fage: „Die Weije, in welcher ber Reichstag die Anterpellation und 
ihre Beantwortung acceptirte, fpricht deutlicher, unzweibeutiger als irgenb ein 
formeller Antrag es könnte.“ 


Mebergang zur Tagesordnung: Verfaſſungsdebatte. Tit. VI (Zoll 
und Hanbelswefen), Art. 30—37 und Tit. VIL (Eifenbahnwefen), 
Art. 33—4A4 werben mit geringen Mopdificationen angenommen. 


— April. (Preußen: Schleswig-Holftein). In Norbichleswig haben mehr 
als 1500 Landwehrleute den Eid verweigert und follen deßhalb 
fämmtlih zum activen Dienft eingezogen werben. in Theil wirb 
dadurch mürbe gemadt, ein anderer wird nach dem Süden gebradit, 
um bort eingeftellt zu werben, viele gehen über bie bänifche Grenze. 
um fich der Verpflichtung zu entziehen, 
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3) Der Kronprinz Tann mit ber Meldung nad 
ii, Tau N die ſächſiſche Armee mit dieſem Tage bundesmäßig 
Rn naniß ber Convention vom 7. Tebr.). 
w..’nutiher Bund). Reichstag: DVerfaflungsbebatte — 
u Neid Boft: und Telegrapheniweien), IX (Marine und Schiff: 
ad X (Gonfulatswefen). Art. 45—51 werben ohne be: 
x Modificationen angenommen, außer daß beſchloſſen wird, 
ap Slagge nicht bloß ber Handels-, ſondern auch ber Kriege: 
ae ſchwarz⸗weiß⸗roth fein ſolle. 
of eußen) wendet fi wegen Luremburg an England und bie 
Iuderen Unterzeichner bes Vertrags von 1839. 
.Morddeutſcher Bund). Reichstag: Verfaflungsbebatte — 
Weneraldiscuſſion über Titel XI Bundeskriegsweſen. Die Generale 
Molike und Vogel v. Falkenſtein erklären bie dreijährige Präfenzzeit 
für unerläßlich zur Herftellung einer Eriegstüchtigen Armee. Gegen 
den Entwurf erklären fi Walde, Nee, v. Bockum-Dolffs, Dunder, 
Eichholz. Den Antrag Krüger’s, die Aushebung in Norbichleswig 
bis zur dortigen Bollsabjtimmung zu julpendiren, erflärt Graf 
Bismard für unerfüllbar: die Elbherzogthümer feien augenblicklich 
ein integrirender Theil Preußens. 
„ (Breußen: Hannover). ine Fgl. Verordnung hebt die Zunft: 
rechte und Gewerbsbeſchränkungen auf und führt mit einem Schlage 
bie Gewerbsfreiheit auch in Hannover ein. 
„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Verfaſſungsdebatte — 
Bundeskriegsweſen: Art. 55 (Dienftzeit),. Die Nationalliberalen 
erflären fi für die Grundlagen der preuß. Armeereorganifation, 
die Fortjchrittspartei Hält dagegen ihren bisherigen Standpunkt feft. 
Bei der Abftimmung wird der Art. nah dem Entwurf (7 Jahre 
im ftehenden Heere und 5 Jahre in der Landiwehr) mit entjchiedener 
Mehrheit angenommen und bas Amendement Fordenbed (7 Jahre 
im ſtehenden Heere, wovon bei der Fahne höchftens 3, in der Re: 
ferve 4 Jahre) ohne Zählung verworfen. 

Art. 56 (Sontingentirung: 1 Procent auf 10 Sabre): 

Amendement Dunder (Kortihrittspartei): Jährliche Contingentirung, 
ein Organijationd= und Recrutirungsgefeß. — Amendement rat: Provis 
foriiche Bewilligung ber Friedbenspräfenzftärfe bis zum 31. Dec. 1869. — 
Amendement Moltke: Annahme des Regierungsantrags nicht auf 10 Jahre, 
fondern „bis zur Publication bes neu zu Stande zu bringenden Bundes: 
gefeßes.” — Amendement Fordenbed: „Tie Tjriedenspräfenzftärfe wirb 
bis zum 31. Dec. 1871 auf 1 Procent normirt. Für bie fpätere Zeit wird 
biefelbe im Wege der Bundesgeſetzgebung feitgeftellt.“ 

Bei der Abftinnmung werben die Anträge Dunder und Krab ohne 
Zählung, der Antrag Moltke unter Namenaufruf mit 136 gegen 
123 Stimmen verworfen, dagegen ber Antrag Yordenbed beim 

nensaufruf mit 137 gegen 127 Stimmen angenommen. 
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6. April. (Morddeutſcher Bund). Reichstag: Verfaſſungsdebatte — 


8. 


9. 


Bundeskriegsweſen. Art. 57 (Ausdehnung der gejammten preuß. 
Militärgejebgebung auf den ganzen Bund) wirb angenommen, jedoch 
mit einem Zuſatze Yordenbedd („Nah gleihmäßiger Durchführung 
der Bunbestriegsorganifation wird das Bunbespräfibium ein um- 
faffendes Militärgefeg dem Reichstage und dem Bundesrathe zur 
verfafjungsmäßigen Befchlußfaffung vorlegen") mit 134 gegen 128 
Stimmen. 


Art. 58 (Kriegskoftenbeiträge: 225 Thlr. für den Kopf). 

Amenbement Fürſt Solms: auf 7 Jahre. — Amenbement Forden: 
bed: bis zum 31. Dec. 1871. — Amendement Moltke: Yorterhebung des 
Beitrags und Beibehaltung bes Procentjages bis zum Crlaß eines ab⸗ 
ändernden Gejebes. 

Kriegsminifter v. Roon: „Wenn bie Summe von 225 Thlrn. 
nicht ausreicht, und die Regierung mit vermehrten Anſprüchen vor ben 
Reichstag tritt, fo erwarte ich Feine verbitterte Aufnahme, wenn bie ges 
bobene Stimmung von heute dann noch befteht. Solange unfere Verwaltung 
fih mit Recht bes Ruf der Sparſamkeit erfreut, werden Sie mir den guten 
Ruf nicht fchmälern wollen. Ich fche die 225 Thaler nicht als ein Pauſch⸗ 
quantum, ſondern als eine Minimalforderung an, welde bie Eriftenz 
bes wichtigften Inſtituts des neuen Bundes ficher ftellen fol, Wir fireben 
babin, daß feftgefeßt wird in Paragraphen was Rechtens if. Menn es ber 
Regierung anfteht, wird fie von weiterer Freigebigfeit Gebrauch machen. 
Wenn ein Zeitraum von zehn Jahren auch nur obenhin gegriffen ift, fo 
find vier Jahre doch zu wenig, um bie Organifation zum Abfchluß zu 
bringen. Dazu bedürfen wir fieben Sabre, fhon tn Nüdficht auf das mit 
den Regierungen ber ehemaligen Reſerve-Infanteriediviſion geſchloſſene Ab⸗ 
fommen, das für uns feine Prärogative bringt. Deßhalb bin ich mit bem 
Amendement ded Fürften Solms einverftanden. Auch das Amendement 
Moltke befeitigt die Gefahr ins Freie zu fallen. Ich bin fehr zu Compro= 
mifjen geneigt, nur will ich dabei nicht bie Intereſſen bes Vaterlands com: 
promittiren. Defjen mögen Sie fich bei ber Abftimmung freundlich erinnern.” 

Bei der Abjtimmung wird der Antrag bes Fürften Solms ohne 
Zählung, der bes General v. Moltke unter Namensaufruf mit 138 


gegen 130 Stimmen abgelehnt, dagegen der Antrag Forckenbecks 
angenommen. 


„Morddeutſcher Bund.) Reichstag: Berfaffungspebatte — 


Bundeskriegsweſen. Der Titel wird bis zu Ende ohne bedeutende 
Modificationen erledigt; Generalbebatte über Titel ZIEL (Bundes: 
finanzen). 


„ Rorddeutfher Bund). Reichstag: Interpellation des Grafen 


zum Solms-Laubach und ber oberheſſiſchen Abgg. bez. Eintritt des 
ganzen Großherzogthums Heffen in den nordd. Bund. Antwort 
Bismarcks. 

Interpellation: „Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen 
erließ nach wiederhergeſtelltem Frieden unterm 17. September v. J. von 
Worms aus eine Proclamation, überſchrieben: „An mein treues Volk“, 
welche in Beziehung auf bie öffentlichen Verhältniſſe Deutſchlands und 
deſſen nationale Geflaltung das Folgende bejagt: „Wir haben nicht bloß bie 
Wunden zu heilen, welche der Krieg unjerem Heilen gellanın dat, — WC 
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proben und Der narddenifge Gund. 


duden na mul here Renyelullung unſeres gemeinfamen beutfchen &mfinrirei 
ce, dir gechlunt Meinuien Anſpi uiche befriedigenden Weite ar Im 
ginnen. Den all Khlsbenn, u dem wir bitten fortbauen Enter, :E 
zupmnmengebuodpun allen unn Die Servolfommnung RE uch 
Die Mehl dia ERIIKEU IE sehlaflenun nuenen Aechlszuſtandes zum Gexrrim 
umtrarı WDoage nude Muse eiſtine Wunſch war, ben Bund. mehr 
Dermlen dan nz Falles mu, auj Das ganze große Be 
RTTE AG DUTY TATEN madſihlen, braun Keſelligung nicht in meiner Finde 
Lagen, handen ua Jet Pt Mel meines Wunſches entgegen. — She 
cr han nase Meinungen Aaninııt neben dem Wohle meine 
hefſiſchen Yandya, ud ET Nun des gemeinſamen beutjchen Raser 
Landes, u di pipihpiht 189 Buspibe umpblingenbden Bandes angeüreke 
habe, Tre BETTER LIU) Eu "ati dicled Siel nicht aus ben Augen 
delieren deh wehne Bulni nl hust rittauen Und Die Unterfügung 
med ln nd benllpilen Frl” zu Kolye bed Friedens-Abichlufies 
zwiſchen Preuſin nan yellow 4 Sapaeber dv... trat — wie befamnt, 
— Der Wangen went galt ml ua span Vberheſſen bem norbbeutichen 
Munde Bi, neun De Bit nina reden des Landes außerbalb 
derſes Kerhaliniſſed Blan  E Melpnhet der Discuſſion, reſp. Annahme 
den preuniſih-Yefiſchen Fulele DELL IDE ET ET TEE BT Try Iweiten Kammer zu Tara: 
Huck, — im Funugi I R wurd von zwei Abgeordneten beantragt: 
gleichztilig hir elle empty atsziipenhen Die großberzoglihe Etaate- 
tegierung werne mel len Wellen bahin eben, auch mit den von dem 
nereorntfihben Pu Bio lb url) aneyeichlepenen Gebietstheilen mõglichſt 
balb in denſriben venzutteien Vie Mannes beſchloß, Berathung und Bes 
blumafſung ijber LITHTE SU LILART IN rat maungelnder genügender Information 
bis nach erſolgier Depots Goal Dis norddeutfchen Bundes auszus 
ſeben. Fire befiniliue —RRöu ſehl barch Rublication der Verfaſſung 
im Der nächſlen rad mal Subst erientlen. NE dann das ganze Groß⸗ 
herzoglhum ehe bent narbi iſihen Unnbe nicht beigetreten, — oder iſt 
wicht wenigſtens ſein Aeilrilein flihere Ausſicht geſtellt, — fo wird das Land 
im zwei Theile zerriſſen. Paruug werben ſichibere Schädigungen der na⸗ 
tionalen. — der byngjiiſchen und ber deſonderen Jutereſſen des Groß⸗ 
herzogthums entjleben,. Relche Minor auch uber beſtanden haben mögen, 
den Veitriit von ganz HPeſſen zum norbdeulſchen Bunde zu beanſtanden, jo 
ſcheint uns doch jebt Die Seil ekommen in ſein, wo Deutſchland genügend 
gekräftigt iſt, um ſeine innrren Annelegenhelen ohne fremden Kath feinen 
eigenen Intereſſen entſprechend ezu vrdnen, und dabei einzig und allein 
ſein eigenes Wobl zum Ausgangopuntiſeiner Entſchließungen zu nehmen. 
Huf Grund vorſtehender Andeutungen erlauben ſich die unterzeichneten ober: 
heſſiſchen Abgeordneten an den Perrn Vorſtihenden dev Bundess&ommiffarien 
die ergebenjte Anfrage: I) ob, und eventnell welche Hinderniſſe dem uns 
getrennten Kintritt des ganzen Großherzonglhume Hefſfen in den norddeutſchen 
Bund zur Zeit entgegen leben? 2) evenluell, vb dieſe Hinderniſſe dauernde, 
oder vorübergehender Natur ind?" 

Begründung der Jnterpellation durch den Abg. Grafen zu 
Solms-Laubach: „Mir baben die Ihnen befanmte Juterpellation geftellt, 
meine Herren, um zu conilatiren, vb die Hinderniſſe, Welche feither dem Ein: 
tritte des ganzen Sroßherzogtbums Heſſen in den norddeutichen Bund ent: 
gegenitanden, noch bejtehen oder nicht. Im lepteren Falle dürfen wir hoffen, 
day Bald der Eintritt de ganzen Großherzogthums Selen in den nord: 
beutihen Bund erfolgen wird. Tie Erklärungen des Großberzogo von Heſſen, 
die Sie aus der Änterpellation erjehen haben werden, jo wie die Worte, Die 
wir bei der Eröffnung des Reichstages aus königlichen Munde vernommen 

en, laſſen uns hoffen, dag ber abnorme Aujtaud, in welden das Groß: 

zogthum Heſſen durch den Friedensvertrag dom 3. September gelommen 
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iſt, wird beſeitigt werden. Daß dieſer Zuſtand ein abnormer iſt, will ich 
mit wenigen Worten nachzuweiſen verſuchen. Durch bie Artikel bes Ber: 
faffungs-Entwurfs, welde bie Gefeßgebungs-Befugniffe bes Bundes be⸗ 
flimmen, namentli durch die Artikel 2 und 32 bes Entwurfs werben für 
einen unter einer Verfaſſung vereinigten Staat, wie das Großherzogthum 

effen, zwei verichiebene Factoren der Geſetzgebung begründet, was mit ber 

taats-Einheit doch ganz unverträglich iſt. Sollte der Zollverein in feinem 
gegenwärtigen Umfange nicht erhalten werben, vielmehr nad Art. 30 bes 
BerfafjungssEntwurfs für das Gebiet bes norbdeutichen Bundes ein für fi 
beftehendes Zolliyftem eingeführt werden, fo würde ber abnorme Fall ein- 
treten, daß ein Theil bes Großherzogthums, ein Theil eines und besjelben 
Staates gegen den anderen als Ausland behandelt werben müßte. Auch die 
Beltunmungen des Bundes-Kriegsweiens find ber Art, daß fie ben Staat in 
zwei Hälften theilen würden. Es ift zwar zu erwarten, baß durch die in 
Verhandlung ſtehende Militär-Convention diefer Mißſtand werbe befeitigt 
werben. Wie ſoll es aber mit ben Matriculars-Beiträgen werden? Sollen 
bie nicht zum norddeutſchen Bunde gehörigen Landestheile des Großherzog⸗ 
thums Helfen zu diefen Matricular-Beiträgen contribuiren ober ſoll bas nicht 
geihehen, jo müßte dann für die nörblid bes Mains gelegenen Theile bes 
Großherzogthums Heffen eine befondere Befteuerung eingeführt werden, um 
biefe in Ausficht ftehenden Meatricular:Beiträge beizubringen. Schließlich 
made ich noch auf den Art. 70 des Berfafjungs-Entwurfs aufmerffam. Die 
Beſtimmungen besfelben find nur anwendbar auf ein eine Staats-Einheit 
bilbendes Land, paſſen aber nicht für eine von ben anderen eigenen Landes⸗ 
theilen durch eine andere Gejeßgebung abgetrennte Provinz. Aus allen biefen 
Gründen müffen wir wünfchen, daß dieſe Unzuträglichfeiten durch die Auf: 
nahme bes ganzen Großherzogthums in ben norbdeutfhen Bund fobald als 
möglich befeitigt werden. Erfolgt biefe Aufnahme nicht, jo würbe nichts 
übrig bleiben, als die Ginführung einer beſonderen Verfaſſung und Vers 
waltung für bie nördlich des Mains belegenen Theile des Großherzogthums. 
Daß wir das nidht wünſchen können, werden Sie einjehen, meine Herren, 
ba das, was feit lange mit einander verwachlen ift, nicht ohne Nachtheil und 
Schmerzen getrennt werden fann. Wir haben mit ben übrigen Provinzen 
bes Großherzogthbums Heſſen Jahre hindurch Freud und Leid getragen und 
wünjchen auch mit benfelben mie feither vereinigt zu bleiben. Wir glauben 
auch, daß die Mehrzahl ber Bewohner bes Großherzogthums Heffen in ben 
Theilen, die nicht zum norddeutichen Bunde gehören, ben Wunfch haben, mit 
ben übrigen Theilen bes Landes vereinigt zu bleiben und felbft die dadurch 
allerdings ihnen erwachlenden größeren Laften gern tragen werden, wenn 
biefer Zweck erreicht wird, in ber Hoffnung, daß ber Beitritt bes ganzen 
Großherzogthums Heffen zum nordbeutichen Bunde bie Brüde bilden werbe, 
die uns mit unferen Stammesbrübern in Bayern, Würtemberg und Baben 
wieder unter eine PVerfaffung vereinigen werde. Ich kann bei biefer Ver: 
anlafjung die Bemerkung nicht unterdbrüden, daß die Sehnfucht, daß Deutſch⸗ 
land wieder unter eine Verfafjung vereinigt werden möge, natürlih in ben 
jübdeutichen Staaten flärfer ift, als bei Xhnen, meine Herren, die Sie dem 
preußifchen Staate angehören. Der preußiiche Staat ift durch die glänzenden 
Erfolge bes vorigen Jahres, dur bie Tapferkeit feines Hecres, durch bie 
energifche und intelligente Führung feiner Generale, zu welden Se. Majeſtät 
ber König ja felbft zu rechnen ift, auf eine Stufe der Macht und des An 
ſehens gediehen, daß er auch ohne Vereinigung mit den ſüddeutſchen Staaten 
eine achtunggebietende Stellung in bem europäiſchen Staatenſyſtem ein= 
nehmen wird. Die fübdeutfchen Staaten können aber ihren beutichen Beruf 
ohne eine Annäherung an ben norbdeutihen Bund unmöglich erfüllen. Wir 
fprechen baher die Hoffnung aus, daß dieſe Vereinigung in möglihft baldiger 
Zukunft Statt finden möge.“ 


Yeeaßen unb Ver uecdeuife Band. 


Antwort Bismards: „Ich würbe mich zu einer erſchöpfenden Beant⸗ 
wortung ber von bem Herrn Snterpellanten angeregten Frage in Bertretung 
ber hohen verbünbeten Regierungen nur bann bereit erflären Tönnen, wenn 
die Frage von ber großherzoglich heſſiſchen Regierung geftelt würbe. Der 
Herr Interpellant if von ber Vorausjeßung ausgegangen, daß ber Wunſch 
ber großherzoglihen Regierung, das ganze Großherzogthum jetzt in ben 
norbdeutihen Bund aufgenommen zu ſehen, amtlich feflflände. Ih Tann 
dies nicht beflätigen. Die großherzoglich heſſiſche Regierung bat uns aller: 
bings in einer Note vom 14. Augufi vorigen Jahres ben Wunſch ausge: 
ſprochen, mit dem ganzen Großherzogtbume in ben Bund aufgenommen zu 
werben. Es geſchah dies aber in einer anderen Lage ber Dinge, als es bie 
Heutige iſt. Die preußifche Regierung hatte Damals in ben Friebensverhanb- 
lungen bie Forderung geftellt, das gefammte Oberheſſen mit Homburg und 
Meifenheim ber preußiihen Monarchie einzuverleiben gegen Entſchädigung 
bes Sroßherzogthums Helfen auf Koften Bayerns. Um biefen Gebietsaus- 
taufch abzuwehren, bot bie großherzogliche Regierung, wie aus dem Inhalt 
der Note vom 14. Auguft zu erjehen fein würbe, den Eintritt des gefammten 
Großherzogthums in ben norbbeutichen Bund an. Nachdem jener Territorial- 
Austaufh aus anderen Rüdfichten aufgegeben war, bat die großherzogliche 
Regierung benfelben Wunſch nicht erneuert. Die verbünbeten Regierungen 
find weit entfernt, die Webelftände zu verkennen, welche aus ber Theilung 
bes Großherzogthums in einen ber Gefehgebung bes norbbeutichen Bundes 
unterworfenen und einen bavon freien Theil hervorgehen. Es ift fogar vor- 
auszufehen, baß biefe Uebelſtände fich noch beträchtlich fleigern würden, wenn 
es nicht gelingen follte, dem Zollverein eine weitere Ausdehnung, als das 
Gebiet des norbbeutihen Bundes e8 bedingt, zu erhalten. Wir finden daher 
bie Mebelftände, welche ber Herr Sinterpellant hervorgehoben bat, nicht nur 
unzweifelhaft vorhanden, ſondern auch bie Gefahr, daß fie in Zukunft wachfen 
fönnten. Es Tommt bazu, baß das gefammte Großberzogthum fchon in 
wefentlihen Theilen feiner Organifation in die Nechtsfphäre des norddeutſchen 
Bundes bineingezogen wird, namentlich in Betreff der Verwaltung ber Poft 
und ber Telegraphie, und, wie demnächſt durch ben Abichluß einer Militärs 
Eonvention zu erwarten fteht, auch in Bezug auf die militärischen Angelegen- 
heiten. Als Aequivalent dafür blieben dem Großherzogthum zu reclamiren 
bie Nechte, bie den vorher angebeuteten Leiftungen entfprächen, nämlich bie 
Rechte einer ſtärkeren Vertretung im Bunbesratbe wie im Neichötage, und 
bie Bürgfchaften einer vollen territorialen Garantie, bie fich bisher, juriftilch 
wenigſtens, auf Rheinheſſen und auf Stardenburg nicht erftredten. Der 
—* ob nach dem Inhalte des Prager Friedens der Aufnahme des ge⸗ 
ammten Großherzogthums, welches, von ber territorialen Seite auigefaßt, 
zur Hälfte ein norbbeuticher, zur Hälfte ein ſüddeutſcher Staat ift, Hinder⸗ 
niffe entgegenftehen, würben wir näher treten, fobalb uns von ber groß- 
herzoglichen Megierung in amtlicher Form der Wunſch bazu ausgelprocen 
würde, Wir würden dann, da wir mit Defterreih auf ber Bafis bes 
Prager Friedens und in Betreff ber Auslegung besfelben, im Einverftänbniffe 
u leben beabfichtigen, zunächft mit ber Taiferlich öſterreichiſchen Negierung 
n freundfchaftlihe Verhandlungen barüber treten, wie fie ihrerfeits die 
Trage auffaffe, und nach ber bisherigen Haltung ber Faiferlichen Negierung 
glauben wir kaum, baß ber Gebanfe auf einen beftimmten Wibderftand ftoßen 
würde, fobald die Münfche der großherzoglich heſſiſchen Regierung fid uns 
zweibeutig manifeftirt hätten. Wir würden demnächſt, nachdem ich mich ber 
Ueberzeugung bingeben darf, daß innerhalb bes engeren Bundes ein Wider: 
ſpruch nicht erhoben werben würde, e8 doch für nützlich und den gegenfeitigen 
Beziehungen entfprechend halten, mit unſeren ſüddeutſchen Bundesgenoſſen, 
und namentlih mit Bayern, auch über biefe Frage ins Bernehmen zu treten, 
um zu ermefjen, ob die dortige Politik durch biefes Vorgehen gefreuzt oder 
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unterftüßt werben würbe. Por Allem aber wäre erforderlich, baß die groß: 
berzogliche Megierung ihre Willensmeinung beftimmt formulirte, und nad 
ber Bereitwilligfeit, welche biejelbe gezeigt hat, am bem nationalen Werke, 
an welhem fie bisher nur für Oberheſſen vollſtändig betheiligt ift, mitzu: 
wirken, bürfen wir mit Vertrauen die Entſchließung, bie Entſcheidung über 
bie Frage ber großherzoglichen Regierung überlaffen, bie am beiten wiſſen 
muß, was ihrem Sntereffe frommt, und ber ich aus bunbesfreunblichen 
Rüdfihten hier duch eine Erklärung nicht glaube vorgreifen zu bürfen.“ 


Vortfeßung der Verfafjungsbebatte. — Art. 65 (Etatsbewilligung). 

Amenbement Dunder (Fortichrittspartei): Alle Ausgaben bes Bundes, 
einjchlieglich derjenigen für das Marines und Kriegswefen, fo wie alle Ein: 
nahmen bes Bundes werden jährlih im Voraus veranſchlagt und auf den 
Bundeshaushaltsetat gebracht. Letterer wirb jährlih durch ein Bundesgefeg 
feftgeftellt. — Amendement Miguel (National= Liberale): a) Alle Eins 
nahmen und Ausgaben bes Bundes müfjen für jebes Jahr veranichlagt und 
auf ben Bunbeshaushaltsetat gebracht werden. Lebterer wirb vor Beginn 
bes Etatsjahrs nach folgenden Grundfäten feſtgeſtellt, b) die gemeinschaft: 
lihen Ausgaben werben in ber Regel für ein Jahr bewilligt, koͤnnen jedoch 
in befonderen Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt werden. Wäh— 
rend ber im Art. 58 normirten Vebergangszeit ift der nach Titeln georbnete 
Etat über bie Ausgaben für das Bunbesheer dem Bundesrathe und bem 
Neihstage nur zur Kenntnißnahme und zur Erinnerung vorzulegen. — 
Amendement Bethuſy-Huc (Kreiconfervative): Die im Art. 58 ver: 
fafjungsmäßig feftgeftellten Beträge werben auch nach dem Zeitpunft, bis zu 
weldyem fie bewilligt find, fo lange nad) Maßgabe bes Art. 67 forterhoben, 
bis fie durch ein nad Art. 5 zu Stande gefommenes Bundesgeſetz abgeändert 
worben find. — Amendement Mündhbaufen: Dreijährige Finanz: 
perioden. 

Bei der Abſtimmung wird nur das Amendement Miquel (a) 
mit 145 gegen 122 Stimmen angenommen, dagegen bie Amenbe- 
ments Miquel (b), Duncker, Bethufy-Huc und Mündhaufen ohne 
Zählung abgelehnt. 


Debatte über Art. 66 (Einnahmen): 

Amendbement Miguel (National=Liberale): Zur BBeftreitung aller 
gemeinfchaftliden Ausgaben bienen zunähft die etwaigen Weberjchüfje der 
Borjahre, fo wie bie aus ben Zöllen, ben gemeinfchaftlichen Verbrauchsfteuern, 
aus bem Poft: und Telegraphenivejen fließenden gemeinfchaftlihen Einnahmen. 
Inſoweit biefelben durch diefe Einnahmen nicht gedeckt werben, find fie, jo 
lange Bundesfteuern nicht eingeführt find, dur) Beiträge ber einzelnen 
Bundesflaaten nah Maßgabe ihrer Bevölferung aufzıldringen, welche im 
Wege ber Bundesgefeggebung feitgeflelt und demnach durch das Präfidium 
ausgejchrieben werben, 
wird mit Mehrheit ohne Zählung angenommen. 


Art. 67 (Rechnungsablegung): 

Amendement Dunder (Fortichrittspartei): Steuern und Abgaben 
für den Bund dürfen nur fo weit fie in dem Bundeshaushalts » Etatsgefeke 
angeordnet find, erhoben werben. — Die Aufnahme von Anleihen für ben 
Bund findet nur auf Grund eines Bundesgejeges ftatt; basfelbe gilt von 
ber Webernahme von Garantien zu Laften des Bundes. — Zu Etatsüber: 
fhreitungen iſt bie nachträgliche Genehmigung bes Reichtags erforberlih. — 
Die Jahresrechnung über den Bundeshaushalts:Ctat wird nach ftattgefundener 
Prüfung durd einen Bunbesrechnungshof dem Reichstage zur Entlaftung 
des Bundespräfibiums vorgelegt. — Ein Geſetz über die Bildung bes Bundes⸗ 
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rechnungshofes wirb dem nächſten Neichstage vorgelegt. So lange basjelbe 
nicht ergangen ift, verfieht die preuß. Oberrechnungskammer bie Junctionen 
des Rechnungshofes. — Das Bunbespräfidbium ernennt ben Bunbesfinanz- 
miniſter, welcher bie Bunbesfinanzen verwaltet unb bafür beim NReichstage 
verantwortlich iſt; derſelbe kann mit bem preuß. Finanzminifter identijch fein. 
— Umendbement Miquel (NationalsLXiberale): Ueber bie Verwendung 
aller Einnahmen bes Bundes ift vom Präfidtium dem YBunbesrathe und 
bem MReichstage zur Entlaftung jährlih Rehnung zu legen. — In Fällen 
eines außerordentlichen Bedürfnifjes Fünnen im Wege ber Bundesgeſetzgebung 
bie Aufnahme einer Anleihe, fowie die Uebernahme einer Garantie zu Laften 
bes Bundes erfolgen. 

Bei der Abftimmung wird das Amendement Miquel ohne Zäh— 


lung angenommen, dasjenige Dunders ebenfo verivorfen. 


Tit. XIII Art. 68—70 (Schlichtung von Gtreitigfeiten und 
Strafbeitimmungen) wirb mit einigen Mobificationen angenommen 
und zwar mit bem von Wiggers (Medlenburg) vorgeichlagenen Zufage: 

Wenn in einem Bunbdesftante ber Fall einer Zuftizverweigerung eintritt, 
und auf gejeglihen Wegen ausreichende Hülfe nicht erlangt werben Tann, fo 
liegt dem Bundesrathe ob, erwielene und nad) ber Berfaffung unb ben be⸗ 
ſtehenden Geſetzen des betreffenden Bundesſtaates zu beurtheilende Beſchwerden 
über verweigerte oder gebemmte Rechtspflege anzunehmen und barauf bie 
gerichtliche Hülfe bei ber Bundesregierung, bie zu ber Beichwerbe Anlaß ges 
geben bat, zu bewirken, 
ber mit 138 gegen 113 Stimmen angenommen wirb. 


410. April. Morddeutſcher Bund). Reichstag: Schluß der Verfaffungs: 


bebatte. Der großh. befl. Bundescommiflär, Reg.-Rath Hofmann, 
gibt die nachträgliche Erklärung ab: 

„Ich war geftern verhindert, der Snterpellation wegen bes Eintritts bes 
Großherzogthums Heffen beizumohnen. Ich habe die Verhandlungen in ben 
ſtenographiſchen Berichten eingefehen und will bie erfte Gelegenheit benugen, 
bem Herrn Minifter - Präfidenten von Preußen meinen Dank auszudrücden 
für die bundesfreundlihe und rüdfichtsvolle Weife, in welcher er ber groß: 
herzoglichen Regierung ihre Stellung zu wahren gewußt bat. Ich bin nicht 
ermächtigt, hier auszuiprechen, ob in ber jeßigen Lage bie Frage des Eintritts 
bereits zur Erklärung reif if; aber ich glaube meine Befugniffe nicht zu 
überfchreiten, wenn ich fage, baß bie großherzogliche Regierung bie Erflärung 
nur mit hoher Befriedigung aufgenommen hat. (Bravo!) Es kann ihr nyr 
willfommen fein, baß die preußifche Regierung ihre Zuftimmung zu geben 
fih bereit gezeigt hat und fie nur abhängig macht von dem loyalen Streben, 
ben Bedingungen bed Prager Friedens in Beziehung auf Defterreid Rechnung 
zu tragen und ebenfo bie ſüddeutſchen Staaten darüber zuzuziehen. Es laſſen 
ſich die Schwierigkeiten nicht verfennen, welche bie jetige Lage bem Groß- 
herzogthume bereitet. Sie laſſen fih durch einzelne Verträge vermindern; 
aber das einfachfte Mittel wirb ber Eintritt des gefammten Gebietes in ben 
Bund bleiben. (Bravo!) Durch diefes Mittel wird dem Großherzogthume 
auch eine größere Anzahl von Vertretern gefichert werden. Auf der anderen 
Seite läßt ſich nicht verfennen, daß dem Großherzogthume durch den Gefammt: 
eintritt größere Laften auferlegt werden. Dies ift der Grund, weßhalb bie 
großh. Negierung, ehe fie einen Antrag auf Eintritt fiellt, ſich das volle 
Einverfländniß mit der Landesvertretung fihern muß. ch bin aber übers 
zeugt, baß biejes Feinem Zweifel unterliegt, unb bie Landesvertretung fich 
von dem Geifte befeelt zeigen wirb, welcher in ber PBroclamation Str. königl. 
Hoheit des Großherzogs Ausdruck gefunden bat. Sch glaube baber, baß in 
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nicht allzu langer Zeit die ragen bes Herrn Snterpellanten in feinem Sinne 
erledigt werden dürften.” 


Titel XIV (Berhältniß zu den fübbeutihen Staaten): 
. Amendement Dunder (Fortfchrittspartei): Den ehemaligen beutichen 
Bunbesländern, fo weit fie die Bedingungen biefer Verfaflung zu erfüllen 
im Stande gewillt find, fteht der Eintritt in ben norddeutſchen Bund jeber- 
zeit frei. — Amendbement Laster: Miguel (National Liberale): Der 
Eintritt ber fübdeutihen Staaten oder eines berfelben in den Bund erfolgt 
auf den Vorſchlag bed Bundespräfidtiums im Wege ber Bundesgeſetzgebung. 


Rede Bismards. „Um ber Aufforderung bes Herrn Vorredners 
(Vincke) zu genügen, will ich mich mit wenigen Worten über die Stellung 
ber verbünbeten Regierungen zu bem Amendement Lasfer-Miquel ausfprechen. 
Ich kann nicht behaupten, daß die Tendenz biefes Amendements unjeren 
Wünfhen und Beftrebungen wiberfpriht. Cine andere Frage ift aber die, 
ob jolhe Mitglieder biefer VBerfammlung, welche zugleih Vertreter der Re⸗ 
gierungen find, fi augenblidlich in ber Lage befinden, für das Amendement 
zu flimmen. ch habe gefagt, daß es unſeren Wünſchen nicht wiberfpricht. 
Aber eine Regierung ift verpflichtet, ſich bei der Ausiprache ihrer Wünjche 
nach ber Dede ihrer Rechte zu fireden. Ich will damit auch nicht behaupten, 
baß bie Annahme dieſes Amendements im Widerſpruche mit dem Artikel 4 
bes Prager Friedens ftände; ih will nur aus Ähnlichen Gründen, wie id) 
fie geftern bei ber heſſiſchen Interpellation hervorhob, nicht ganz den Ver: 
bandlungen, bie zu einer einheitlichen Auslegung ber Contrahenten bes 
Prager Friedens‘ erforderlich find, vorgreifen, auch nicht die Entfhließung 
der ſüddeutſchen Regierungen in einer Weife präjudiciren, zu welder bisher 
ber Srad ihres amtlichen Entgegenfoinmens uns nicht auffordert. Daß 
im Artikel 4 bes Prager Friedens nicht bloß ein internationales Schuß: 
und Trutzbündniß, wie einer der Herren Vorredner bemerkte, ins Auge ges 
faßt ift, geht, glaube ich, aus feinem Wortlaut für jeden aufmerkfamen Lefer 
hervor. Es ift im Art. 4 nicht von einer neuen Geftaltung Norbbeutfch- 
lands bloß bie Rede, fondern von einer neuen Geſtaltung Deutſchlands. 
Der Begriff wirb dadurch erläutert, daB ber Nachſatz folgt: „Deutichland 
ohne Betheiligung bes öfterreichifchen Kaiſerſtaates“. Alfo es ift zugeſtimmt 
zu einer Umgeftaltung derjenigen Beftandtheile des früheren deutfchen Bundes, 
welche nah dem Ausicheiden ber äfterreichifchen Theile des Bundesterritoriums 
übrig waren. Es ift ferner im der britten Zeile vor dem Schluß des Ars 
tifel8 von ber „nationalen“ Verbindung Süddeutſchlands mit dem norbbeuts 
ſchen Bunde geſprochen, alfo nicht von einer internationalen, welches Wort 
ausdrüdfih in bemfelben Artikel auf bie Beziehungen Deutihlands zum 
Auslande feine Anwendung gefunden hat. Wenn ich nichtsbeftoweniger bie 
Trage, ob der Eintritt der fübdeutfchen Staaten mit biefem Artifel verträglich 
ift, einfeitig nicht bejahen, fondern ihre Beantwortung im Einverftändniß 
mit der Faijerlich Bfterreichifhen Regierung finden möchte, fo bewegt mid 
dazu ber Umftand, baß eine ber Prämiffen, welche Artikel 4 aufftellt, in ber 
Kette fehlt: Das ift nämlich das Zuftandefommen bes füdbeutihen Bundes. 
Wäre diefer zu Stande gefommen, oder hätte er Ausficht dazu, fo ift meine 
Ueberzeugung immer gewelen, daß, wenn im Norden ein Parlament tagt 
auf einer nationalen Baſis, im Süden ein anderes, diefe beiden Parlamente 
nicht länger auseinander zu halten fein würden, als etwa bie Gewäfler des 
rothen Meeres, nachdem der Durchmarſch erfolgt war. Diefe Prämiſſe fehlte 
bisher, und wir möchten bei ber Ueberzeugung, daß bie nationale Zuſammen⸗ 
gehörigfeit ihre Sanction durch bie Geſchichte ganz zweifellos dennoch em⸗ 
pfangen wird, über bie frage, ob bieß ſofort und in welcher Form gejcheben 
kann, nicht in Meinungsverjchtebenheit mit ber kaiſerlich öfterreichiichen Re⸗ 
gierung über bie Auslegung bes neueften triebensvertrages zmilen WM 


106 


Srenfen und der norddenifäe Bund. 


gerathen und biefer Auslegung nicht einfeltig vorgreifen. Im Uebrigen bin 
ih auch ber Meinung, baß ber Unterichieb zwifchen bem Amendement Miquel⸗ 
Laster und bem Xerte bes Art. 71 jo ſehr erheblich in der Praris nicht ift. 
Das Amenbement behält dem Präfidium, oder, wie ich zugebe, daß man 
ri'htiger jagen würde, dem YBunbesrath, die Smitiative vor, und im Bunbdes- 
rathe würde vorausſichtlich das Präfidium die Snitiative haben. Das Bunbess 
präfibium würde unzweifelhaft mit biefer Smitiative doch jo lange warten, 
bis es diejenigen Verbanblungen geführt Bat, die in dem Art. 71 vorgejehen 
find, und es fi dur ben Verlauf der Verhandlungen überzeugt bat, daß 
ber Moment eingetreten fei, mo in biefem Sinne vorgegangen werben fünne, 
obne daß die Verfrühung eines Moments, der fpäter doch eintritt, mit un: 
verbältnißmäßigen Gefahren ober Zerwürfniffen mit den Contrabenten bes 
Prager Friedens verbunden fei. Aus biefen Gründen werbe id) mich ent⸗ 
halten, für bas Amendement Miquel zu flimmen. Wirb es angenommen 
werben, fo wird an bie verbünbeten Regierungen ja bie Trage berantreten, 
ob fie fich zu diefem neuen Tert bes Verfafjungs:Entwurfes bei ber definitiven 
Beihlußfaflung werben befennen können. Sch glaube nicht, diefe Frage von 
Haufe aus verneinen zu jollen, um befwillen, weil das Amenbement Miquel 
eden bie Eigenſchaft hat, bem Präfibium und dem Bundesrath die Entſchlie⸗ 
Bung über den Zeitpunkt dennoch vollftänbig frei zu laffen, und in feiner 
Weiſe verpflichten würde, ber Frage früher mäher zu treten, als wir mit allen 
Elementen, denen wir das Recht einzureben zuerfennen, darüber einig find.“ 

Der Antrag LTasfer-Miquel wird ohne Zählung als Zuſatz zu 


Art. 71 des Entwurfs mit Mehrheit angenommen. 


15. April. Morddeutſcher Bund). Bismard erklärt, daß bie Ver: 


treter ber verbünbeten Regierungen bereit feien, ſich ſämmtliche vom 
Reichsſtage im Verfaſſungs-Entwurfe angebrachten Veränderungen 
anzueignen mit Ausnahme von zwei Punkten, der Bewilligung von 
Diäten und der Sicherſtellung der Heereseinrichtungen. Carlowitz 
und Bockum-Dolffs beantragen dagegen: 

„Den Entwurf der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes, wie derſelbe 
aus ben bisherigen Beſchlußfaſſungen des Reichstags hervorgegangen, feinem 
ganzen Inhalte nad) ohne weitere Zufäge und Abänderungen anzunehmen.” 

Da jedoch gegen den Antrag Widerfpruch erhoben wird, tritt ber 
Reichstag als Schlußberathung nad kurzer Generaldebatte: in bie 
Specialbiscuffion ein und genehmigt ſämmtliche Artikel bis Art. 31 
in der bisherigen Fallung, Art. 32 (Diäten) dagegen in nament: 
liher Abftimmung mit 178 gegen 90 Stimmen auf den Antrag 
bon Arnim-Heinrihsborf in der Faſſung: 

„Die Mitglieder des Reichstags dürfen als foldhe Feine Beſoldung oder 
Entihäbigung beziehen“, 
und weiter bie Art. 33—57 ohne Veränderung. Debatte über Art. 58: 

Reichenſperger: Weitere Conceffionen feien unzuläffig, man müfje 
unfer Volk fehen. — Graf Bismard: Ich will mid mit dem Vorrebner 
nicht in einen redneriſchen Streit einlaffen. Sollte er im Rechte bleiben, fo 
würbe ih meinen Pla als Präfibent der Bundes-Commiffarien und als 
Minifter, welcher Poſten mit biefem Entwurfe in innigfter Verbindung fteht, 
aufgeben und dem Vorrebner überlafjen, ob er eben jo gt zu regieren, wie 
zu reden verfteht. (Beifall rechts, — Abg. Waldeck: Einzelne liberale 
Gonceffionen bedeuten nit Wahrung ber Volksrechte; der Entwurf enthält 
alle Schwächen und Scattenfeiten des alten Bunbes, deßhalb bin ich gegen 
Sen Entwurf; wir wollen ben QBunbesftant, jedoch ohne Schäbigung bes 
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preußiichen Einheitsftaates. Ohne verantwortliches Minifterium Feine Gentrals 
gewalt. Ohne biefe ift bie Verfaffung unannehmbar. (Beifall links.) 


15. April. (Preußen) erflärt fih der englifchen Regierung gegenüber 


16. 


zu einer Conceffion in ber luxemburgiſchen Frage vorerft noch ganz 
und gar nicht geneigt. 

„ MRorbdeutfher Bund), Reichstag: Schluß ber Debatte über 
ben Berfaflungs-Entwurf — Militärfrage: 

Amendements werben geflellt: vom Strafen zu Stolberg (conjervative 
Bartei) zu Art. 56 (teip. 60) den Zufag: „Für bie fpätere Zeit wirb bie 
Sriedenspräfenzftärfe bes Heeres durch ein Bundesgeſetz feſtgeſtellt, bis zu deſſen 
Erlaß bie vorftehenden Beflimmungen von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben.“ 
Und im Art. 58 (reip. 62) ftatt „bis zum 31. Dec. 1871" zu ſetzen „bis 
aum Erlaß eines Bunbesgefepes." — Amenbement bes Herzogs von 
Ujeſt und v. Bennigſens nebft 180 Gen. (nad) getroffener Vereinbarung 
zwifhen ben Freiconferpativen und ben National= Kiberalen) zu bdemielben 
Art. 58 (refp. 62): „Nach dem 31. Dec. 1871 müffen dieſe Beträge von ben 
einzelnen Staaten bes Bundes zur Bundeskaſſe fortbezablt werben. Zur 
Berechnung derjelben wird bie im Art. 60 interimiftifch feftgeftellte Friedens⸗ 
präfenzftärfe fo lange feftgehalten, bis fie durch ein Bundesgeſetz abgeänbert ift. 
Die Berausgabung biefer Summe für das gefammte Bundesheer und befien 
Einrichtungen wird durch das Etatsgeſetz feftgeftellt. Bei der Feftftellung bes 
Militär:Ausgabe-Etats wird die auf Grundlage dieſer Verfafjung feftfiehende 
DOrganifation bes Bunbesheeres zu Grunde gelegt.“ 

Abg. v. Binde [Hagen] (Altliberal) empfiehlt dringend bie Annahme 
bes Amenbements Stolberg, unter Verweifung auf bie geflern vom Grafen 
Bismard abgegebene Erklärung: daß die Frage wegen bev Präfenzftärfe ein 
noli me tangere bis zu geſetzlich bewirkter Abänderung fei, ſowie auf die 
bei der Vorberathung namentlih vom Abg. Gneift für bie Fortbauer ber 
Präſenzſtärke geltend gemachten Gründe. In Eonjequenz biefes Standpunfts 
befämpft Redner das zwifchen der freien confervativen Vereinigung unb der 
Sraction der National-Liberalen vereinbarte Amendement und erflärt es für 
ebenjo werthlos wie das Papier, auf dem es gebrudt ftehe. (Oho links unb 
im Centrum.) Mit diefem Amendement bezwede man nur alle bie Anträge, 
welche Graf Stolberg und Genofjen geftellt, und womit bie Bunbesregiers 
ungen fi einverftanden erklärt haben, zu befeitigen. Mit ber Annahme 
biejes Antrags ftellen Sie die Armee in bie Luft. (Schallenbes Gelächter im 
Haufe.) Redner wieberholt in lobender Weife biefen Ausdrud (Lärm, Bravos 
ruf. Präfibent bittet um Ruhe) und fehließt unter fehr ſchwachem Bravo ber 
Rechten. — Abg. Laster (National:Fiberal): Alles was ber Abgeorbnete 
v. Binde in Bezug auf das Zujtanbefommen des Amendements und feine 
Zendenz gejagt bat, beruht auf bloßer Vermuthung. Denn wir haben auf 
jeine Zuziehung und auf ein Compromiß mit ihm, in denjenigen Fragen, 
bei denen es fich um bie verfafjungsmäßigen Rechte des Volkes handelt, vers 
zichtet. Wir find in diefes Haus mit ber Abficht und beftimmten Erklärung 
eingetreten, bie Nechte bes Abgeorbnetenhaufes nicht zu Schanden geben zu 
lafien. Für den Abgeordneten v. Winde mag es befriedigend fein gegen bie 
verfaffungsmäßigen Rechte bes Volkes zu flimmen; wahrſcheinlich wirb er 
aber damit nicht einmal innerhalb feiner Heinen Partei Anklang finden. 
Wir find bis an bie Außerfie Grenze bes Möglichen gegangen. Wenn man 
uns aber jeßt zumuthet, baß wir auch bie verfaffungsmäßigen Nechte bes 
Bolfes aufgeben follen, bann meinen wir, baß es mit dieſem norbbeutichen 
Bunbe nicht ernft gemeint ift, denn von allen Seiten gehen bie Nachrichten 
ein, daß in ben weiteſten Schichten bes Volkes bie Weberzeugung ſich aus⸗ 
brüdt, baß bad Werk, wenn es ben Rechten bes Volkes Teanr Tehnumg TUR, 
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nur ein vorübergehendes, Tein Iebensfähiges ſei. (Gravo.) — Abgeorbneter 
v. SIandenburg (Conſervativ): Wir find doch ganz gewiß nicht hieher 
gelommen, uns gegenfeitig Sand in die Augen zu fireuen. Das Amender 
ment bed Herzogs v. Ujeſt ift völlig unannehmbar. Das bat ſchon bie Rede 
bes Abg. Gneift in ber Borberathung Kar gelegt. Auch ich will bas Budget: 
recht feineswegs preisgeben ; aber ich will auch nicht, daß ber Landtag Fünftig 
mit einem Bubgetftrich die Kopfzahl in Frage ftellen Tann. — Graf Bis: 
mard: Ich Habe mir geftern vorbehalten im Laufe ber Discuffion bei ben 
betreffenden Artifeln diejenigen Amendements zu bezeichnen, welche ben Be⸗ 
dingungen ber von den verbünbeten Regierungen gefaßten Beſchlüſſe ent⸗ 
ſprechen. In biefem Sinn würde das Amenbement Stolberg mit den von 
ben verbünbeten Regierungen gefaßten Befchlüffen übereinftimmen, und bie 
Vertreter ber verbündeten Regierungen verpflichtet fein an demſelben feſtzu⸗ 
halten. Das Amendement bes Herzogs von Ljeft läßt allerdings bie Mög: 
lichfeit zu, daß auf dem Wege, ben ber Abgeordnete fir Hagen angedeutet 
bat, im Sahr 1872 ein Budget⸗, ein Militärconflict fi erneuern Tann, 
beffen Folgen fih in dieſem Augenblid noch nicht überjehen laſſen. Wer 
daher entjchlofjen ift biefen Conflict zu verbüten, muß in dieſer Frage mit 
uns für das Amenbement Stolberg flimmen. — Abg. Graf Bethuſy-Huc 
(reiconfervativ) würde für bas Amendement Stolberg flimmen, wenn Graf 
Bismard pofitiv erflärt hätte, baß bavon das Auftandefommen des Ver⸗ 
fafjungswerfes abhänge. So aber werbe er feft auf feinem Standpunfte 
verharren, zumal ihn bie Caſuiſtik bes Herrn v. Binde nicht habe belehren 
Tonnen. — Dem Grafen Bismard ift es unverftändlich, wie ber Vorrebner 
feine Weberzeugung von dem, was gut und was befjer fei, ben Fategorifchen 
Erflärungen ber Regierungen unterorbnen könne. „Wir befinden uns jebt 
nicht in dem Stadium, in welchem ich eine beftimmte Erklärung im Namen 
ber verbündeten Regierungen über das Amendement des Herzogs v. Ujeſt 
abgeben kann. Weber das Amendement Stolberg haben wir uns verftändigt. 
Mit deffen Annahme wirb bie Annahme ber Berfafjung in fichere Ausficht 
geftelt. Wird es verworfen, jo werde ich ben verbündeten Regierungen und 
St. Maj. dem König zu berichten und beren Entſcheidungen zu gewärtigen 
haben. Aber biefen Entſcheidungen kann ich nicht vorgreifen.” 


Bei der Abflimmung wird das Amendement Ctolberg unter 
Nanıensaufruf mit 167 gegen 110 Stimmen abgelehnt. Für den 
Antrag flimmen nur die Confervativen und NAltliberalen. Zwei 
Mitglieder haben fi) der Abftimmung enthalten. Zu Art. 58 Tiegt 
außer dem Amendement des Herzogs Ujeſt das Amendement des 
Grafen Stolberg vor: flatt ber Worte „bis zum 31. Dec. 1871 
zu feben „bis zum Erlaß eines Bundesgeſetzes“ und vom Grafen 
Otto Etolberg ein Unteramendement zu dem Antrag Ujeft, welches 
ben eben verworfenen Antrag bier wieder einjchieben will. 

Abg. Schulze (Berlin) erklärt fih mit aller Entfchiebenheit gegen beide 
Amenbements. „Seldft mit ber Annahme bes Amendements Ljeft befommen 
wir eine Regierung halb abſolutiſtiſch, halb conftitutionell. Cine befjere 
Saat für Conflicte können Sie gar nicht ausftreuen. Sie ſchaffen Feine 
Bolkövertretung, fondern nur eine Scheinvertretung, feine Garantie ber 
Volksrechte, fondern eine Garantie bes Abfolutismus, weil Sie biefem das 
Siegel des Volfswillens aufdrüden. Die Möglichfeit eines Conflicts Liegt 
eben im Princip bes conftitutionellen Syftens. Die Mähler haben uns nicht 
hieher gefchidt, daß wir ihnen von ihren mäßigen Rechten nody mehr ab= 
ſchneiden.“ Zum Schlufle wenbet ſich Redner gegen bie geſtrigen Ausführ- 
ungen des preußifchen Minifters des Innern und die innere preußiſche Politik. 
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— Graf Bismard bittet von Neuem dringend: wenigſtens in dieſem Fall 
das Amenbement Stolberg, ſowie ben Zufakantrag bes Grafen Otto Stols 
berg zu dem Amendement bes Herzogs Ujelt anzunehmen. Geſchehe das 
nicht, To laufe man Gefahr, daß das Werk noch im lebten Augenblick ſchei⸗ 
tern werde. 

Das Amendement Stolberg wird troßbden mit 157 gegen 119 
Stimmen, der Zujabantrag des Grafen Otto Stolberg mit 156 
gegen 120 Stimmen in namentliher Abftimmung abgelehnt (neun 
Mitglieder haben fich ber Abſtimmung enthalten), und ſchließlich das 
Amendement des Herzogs v. Ujeſt mit 202 gegen 80 Stimmen, 
gleichfalls in namentliher Abftimmung, angenommen. (Dagegen 
flimmen: wenige Confervative, die Polen, bie Linfe und die Mehr: 
zahl der conftitutionell-bundesftaatlihen Fraction. Allgemeine Heiter- 
feit erregt das zuftimmenbe Votum des Abg. v. Binde Hagen, der 
fih fo entichieben gegen ein fo „werthloſes“ Amendement erflärt 
hatte.) Die folgenden Artikel bis zum Schluß werben ohne Die: 
cuffion theils unverändert, theils mit geringen Mobdificationen an- 
genommen. Schließlich wird der Verfaſſungs-Entwurf als Ganzes 
mit 230 gegen 53 Stimmen angenommen. 

Präſident Simfon: Meine Herren! Es ift mir fehr ſchwer ber tiefen 
Bewegung, bie bei biejen Ergebniß ficherlich jedes Mitglieb der hohen Vers 
fammlung empfindet, feinen Ausbrud zu geben. ch verfage ed mir nur 
in dem Gefühl, daß es mir nicht anfteht der Würbigung, die unfere Haltung 
morgen an einer andern Stelle erfahren wird, mit dem Ausbrud meiner 
Auffaffung oder auch nur meiner Wünfche vorzugreifen. Ich hoffe, das 

aus wird diefes Motiv der Convenienz als ein gerechtfertigtes anerkennen. 
Bravo.) — Ag. Kantaf erhebt gegen die jett befchloffene Einverleibung 
ehemals polnischer Landestheile in den norbdeutichen Bund als einen Gewalts 
aft Proteft und erklärt, daß er und feine Landsleute hiermit nad Erichöpfung 
ihrer Aufgabe ihr Mandat niederlegen. — Präfident Simſon: Durch bie 
Niederlegung Ihres Mandats entziehen Sie fi ben Orbnungsruf, ber Sie 
unzweifelhaft für das Unternehmen getroffen hätte, den Beſchluß diejes Haufes 
als einen Gewaltaft branbmarfen zu wollen. Ob Ihnen das gelungen ift, 
darüber will ich nicht ſprechen; mich dünft, über diefen Proteſt wird bie 
Geſchichte ebenfo zur Tagesordnung übergehen wie über alle bisherigen. 
(Stürmiſcher Beifall.) 
41.6. April. (Preußen: Hannover), Eine k. Cabinetsorbre geftattet 52 
bisher k. hannov. Offizieren den Eintritt in bie E. ſächſiſche Armee. 


47. „ Morddeutſcher Bund) Reichstag: Graf Bismard eröffnet, 
daß die verbündeten Regierungen befchloffen hätten, der VBerfaflung 
des Bundes, wie fie aus den Berathungen des Reichstags chließlich 
hervorgegangen fei, beizuftimmen und erflärt demgemäß biefe Ver: 
faffung als durch den Reichstag und die Negierungen angenommen. 
Eine kgl. Botſchaft verfündet den Schluß des Keichstags durch den 
König auf Mittag im weißen Saale des kgl. Schloſſes. 

Schluß des Reichstags: Thronrede des Königs von Preußen: 

„Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Neichstage bes norbbeutfchen 
Bundes!) Mit dem Gefühle aufrichtiger Genugthuung ſehe Ih Sie am 
Schluffe Ihrer wichtigen Thätigleit wiederum um Mi uerlomuii, Be 
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Hoffnungen, die Ich jüngſt von dieſer Stelle zugleich im Ramen ber ver: 
bünbeten Regierungen ausgeſprochen babe, find ſeitdem buch Sie zur Er⸗ 
füllung gebracht. Wit patriotiihem Ernſte haben Sie die Größe Ihrer Auf: 
gabe erfaßt, mit freier Selbibeherrihung die gemeinfamen Ziele im Auge 
behalten. Darum ift e8 Uns gelungen auf fiherm Grunde ein Berfaffungs- 
werf aufzurichten, beflen weitere Entwidlung wir mit Zuverfidht der Zufunft 
überlafjen fönnen. Die Bunbeögewalt ift mit ben Befugniffen ausgeftattet, 
welche für bie Mohlfahrt und die Macht des Bundes unentbehrlich, aber auch 
ausreichend find; ben Einzelnftaaten ift, unter Berbürgung ihrer Zufunft 
durch bie Gefammtheit bes Bundes, bie freie Bewegung auf allen den Ge: 
bieten verblieben, auf welchen bie Mannichjaltigkeit und Selbſiſtändigkeit ber 
Entwidlung zuläfjig und eriprießlid ifl. Der Volksvertretung ift diejenige 
Mitwirkung an ber Verwirklihung der großen nationalen Aufgaben gefichert, 
welche bem Geifle ber beftehenben Landesverfaſſungen und dem Bebürfniß 
ber Regierungen entſpricht, ihre Zhätigfeit von dem Cinverftändniffe des 
beutfchen Bolfes getragen zu jeben. Wir Alle, die wir zum Zuſtandekommen 
des nationalen Werkes mitgewirkt, bie verbündeten Regierungen ebenfo wie 
die Volksvertretung, haben bereitwillig Opfer unferer Anfichten, unferer 
Wünſche gebracht; wir burften es in ber Ueberzeugung thun, daß biefe für 
Deutichland gebracht find, und daß unfere Einigung berfelben werth war. 
In dieſem allfeitigen Entgegenkommen, in ber Ausgleihung und Ueber: 
windung ber Gegenjäge ift zugleich bie Bürgſchaft für bie weitere frucht⸗ 
bringende Entwidlung bes Bundes gewonnen, mit beffen Abſchluß auch bie 
Hoffnungen, welde uns mit unfern Brüdern in Süddeutſchland gemeinfam 
find, ihrer Erfüllung näher gerücdt worden. Die Zeit ift herbeigefommen, 
wo unfer beutiches Vaterland durch feine Geſammtkraft feinen Frieben, fein 
Recht und feine Würde zu vertreten im Stande if. Das nationale Selbft: 
bewußtfein, weldes im Reichstag zu erhebendem Ausdrud gelangt ift, hat 
in allen Gauen des beutihen Waterlands Fräftigen Wiberhall gefunden. 
Nicht minder aber ift ganz Deutichland in feinen Regierungen und in feinem 
Bolfe darüber einig, daß bie wiebergewonnene nationale Macht vor Allem 
ihre Bedeutung in ber Sicherſtellung der Segnungen bes Friedens zu be 
währen bat. Geehrte Herren! Tas große Werk, an welchem mitzuwirken 
wir von ber Vorſehung gemwürbigt find, geht feiner Nollendung entgegen. 
Die Volkövertretungen ber einzelnen Staaten werben dem, was Sie in Ge: 
meinfhaft mit den Regierungen geichaffen haben, ihre verfaffungsmäßige 
Anerkennung nicht verfagen. Derſelbe Geift, welcher bie Aufgabe hier ges 
lingen ließ, wird auch bort die Berathungen leiten. So barf benn ber erfte 
Reichstag des norbbeutichen Bundes aus feiner Thätigfeit mit dem erhebenden 
Bewußtfein ſcheiden, daß der Dank des Vaterlands ihn begleitet, und daß 
das Werk, welches er aufgerichtet Hat, unter Gottes Beiftand fegenbringend 
fih entwideln wirb für und und für fünftige Geſchlechter. Gott aber wolle 
uns Alle unb unfer tbeures Vaterland fegnen |” 


47. April. (Preußen: Naffau). Der gew. Herzog von Naſſau entbindet 


bie evangel. Geiftlichfeit ihres Eides. 


17,—22. April. Miffion bes bayrifhen Grafen Tauffkirchen nad Berlin 
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und von ba nad Wien. Verſuch ber Anbahnung eines engeren 
Berhältniffes zwiſchen Deutihland und Defterreich, der aber vorerft 
erfolglos bleibt (j. Oeſterreich). 

„ @reußen: Hannover). Sämmtliche hannover'ſche Keichstags- 
Abgeordnete (mit einziger Ausnahme des Hrn. v. Bothmer) richten 
an die Negierung bie Bitte „vor Erlaffung der auf die Verhält: 
niffe der Provinz Hannover und beren Ueberleitung in ben preuß. 
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Staatsverband bezüglichen Anordnungen das Gutachten einer größeren 
Anzahl von Vertrauensmännern aus ber Provinz Hannover zu hören“: 
„Behuis der Ueberleitung Hannovers in ben preuß. Staatsverband werden 
wichtige und eingreifende Aenderungen ber bortigen Gelebgebung und Vers 
waltung erforderlih fein. Damit bdiefe Aenderungen in der bem Intereſſe 
des preußifchen Staates im Ganzen und ber Provinz Hannover im Befonderen 
entiprechendften Art erfolgen, halten die ebrerbietigft Unterzeichneten es für 
dringend wünjchenswerth, daß darüber auch jolde Männer gehört werden, 
welche die hannover’ichen Verhältniffe aus eigener Erfahrung kennen und bie 
von bem Vertrauen ihrer Mitbürger getragen werden. Darin würbe nad) 
Anfiht der gehorfamft Unterzeichneten zugleich das wirkſamſte Mittel liegen, 
um ben von ihnen tief beflagten, bin und wieder noch vorkommenden irrigen 
Auffaffungen der jebigen Sachlage und auf Beleitigung der beftehenden Zus 
ftänbe gerichteten Agitationen zu begegnen, weldye nur geeignet find, den 
Trieben bes Landes zu flören und eine zwedmäßige Weberleitung Hannovers 
in ben preußifchen Staatsverband zu erfchweren. Die Unterzeichneten find 
fih zwar wohl bewußt, daß fie in Beziehung auf biefe Angelegenheit formell 
nicht beiugt find, als Bertreter Hannovers zu handeln; aber, geftüßt auf 
das Vertrauen, welches ihre Mitbürger ihnen durch die Wahl in den Reiche: 
tag bewieſen haben, glauben fie der hoben Föniglichen Regierung die ehr= 
erbietige Bitte vortragen zu bürfen.” 
47. April. England dringt in Berlin ſehr nachdrücklich auf Eoncejfionen in 
der Iuremburgifchen Frage, indem es unumwunden auf die Schwäche 
Preußens und des norbdeutfhen Bundes zur See gegenüber Frank—⸗ 


. reich hinweist. 


»  » (Preußen). Luremburgifhe Frage: Das dfterr. Kabinet 
ſucht in London zu vermitteln, indem es zwei Bafen vorjchlägt, auf 
denen einen Ausgleich ftatt finden könne; die erfte würbe den König 
von Holland im Befite Luremburgs Tafjen, aber das Land neutra- 
lifiren, bie zweite würbe es Belgien übergeben, welches als Erſatz 
einen gewiſſen Theil feines Gebietes an Frankreich abzutreten hätte; 
in jedem biefer beiben Fälle würde Preußen die Feſtung räumen 
müfjen. Graf Bismard ſei einem derartigen Arrangement nicht 
abgeneigt und würde ber zweiten Combination den Vorzug geben, 
während in Paris die erfte für die befjere gehalten werde, da ber 
Kaifer feinen Wunſch nad) Oebietövergrößerung hege. An demfelben 
Tage richtet bie englifche Regierung ein Dep. an Preußen, in ber 
fie letzteres namentlich auf feine maritime Schwäche gegenüber Frank⸗ 
reih aufmerkſam macht: 

„... Preußen bat eine lange Seeküſte und Häfen zu vertheidigen, während 
die Jahreszeit Flotten-DOperationen günftig iſt; es befißt nicht die Mittel, 
einem Drude der franzöfilhen Flotte an den eigenen Küften Widerſtand zu 
leiften, und bie Berwüftungen, welche die Uebermacht Frankreichs zur See 
auf dem Gebiete des deutichen Handels nicht allein in Europa, fondern auch 
auf anderen Gebieten feiner Thätigkeit anzurichten vermöchte, bürfte eine fehr 
ernfte finanzielle Krife in Deutichland hervorbringen. Es wäre baber 
wünjchenswerth, daß Preußen biefe Punkte in Berüdfihtigung ziche . .* 

18. „ (Breußen: Scleswig-Holflein). Eine fgl. Verordnung ſetzt den 
Zollvereinstarif für bie Herzogthümer fofort in Kroait, in u ir 
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Zollftellen fogleih nach Empfang der Verordnung nad Inhalt ber: 
jelben zu verfahren haben. 

Eine Minifterialverfügung befiehlt, alle nordſchleswigſchen Wehr: 
pflichtigen, bie fih in die bänifhen Stammrollen haben aufnehmen 
laffen, aber nach dem Herzogthum Schleswig zurückgekehrt find, um 
ihren bleibenden Aufenthalt bafelbit zu nehmen, ohne Ausnahme 
auszumweifen, ſelbſt diejenigen, welche ihr Unterthanenverhältniß zu 
Dänemark wieder löſen und fi der Einftelung in bie preuß. 
Armee nachträglich unterwerfen wollen. 


23. April. (Preußen). Luremburgifche Frage: Rußland macht ven birecten 


" 


25. 


28. 


29. 


Vorſchlag zu einer Conferenz in London auf Grundlage einer garan⸗ 
tirten Neutralität Luremburgs und einer Räumung der Feltung 
durch die Preußen. 

„» (Sadfen). Um die neue Normalftärfe der Armee baldmöglichft 
berzuftellen, werben bie bießjährigen Rekruten ftatt im Auguft und 
November ſchon jebt und im Auguſt einberufen. 

„ (Breußen). Vermählung des Grafen von Flandern mit der 
Prinzeffin Marie von Hohenzollern-Sigmaringen. Die öffentliche 


- Meinung fieht darin aud eine Annäherung Belgiens an Preußen. 


» (Preußen). Luremburgifhe Frage: Preußen nimmt die Con⸗ 
ferenz auf Grundlage der Neutralifation Luremburgs unter ber 
Eollectivgarantie der Mächte an. 


„» (Preußen) Durch F. Verfügung wird die preuß. Geſetzgebung 
bez. ber birecten Steuern in ben neuen Lanbestheilen eingeführt. 


„ Breußen). Eröffnung bes Landtags. Thronrede des Königs: 

„Aus den Berathungen bes Reichétages, zu welchem das preußifche Volk 
auf Grund bes von Ahnen genehmigten Geſetzes feine Vertreter entjandt bat, 
ift eine Berfaflungsurfunde des norddeutichen Bundes hervorgegangen, durch 
welche die einheitlihe und lebensfräftige Entwidlung ber Nation gefichert 
ericheint. Ich babe Sie um Meinen Thron verfammelt, um dieſe Verfafjung 
Shrer Beſchlußnahme zu unterbreiten. Das Werft nationaler Cinigung, 
welches die Staatsregierung unter Ihrer Mitwirkung begonnen bat, fol jetzt 
durch Ihre Zuftimmung feinen Abjchluß finden. Auf dieſer Grunblage wird 
der Schuß des Bunbesgebiets, bie Pflege bes gemeinfamen Rechtes und ber 
Wohlfahrt des Volkes fortan von der gefammten Bevölferung Norbbeutjche 
lands und von deren Regierungen in feiter Gemeinihaft wahrgenommen 
werden. Durch die Einführung der Bundesverfaſſung werben bie Befugnifje 
ber Vertretungen ber Einzelftaaten auf allen benjenigen Gebieten, weldye hin⸗ 
fort der gemeinſamen Entwidlung unterliegen follen, eine unvermeidliche Eins 
Ihränfung erfahren. Das Bolt jelbft aber wirb auf feines feiner bisherigen 
Nechte zu verzichten haben, es überträgt die Wahrnehmung berjelben nur 
feinen Vertretern in bem erweiterten Gemeinwefen; bie Zuflimmung ber frei 
gewählten Vertreter bes gefammten Volfes wird auch im norbdeutichen Bunbe 
zu jedem Geſetze erforderlich fein. Durch die Bundesverfaffung ift in allen 
Beziehungen bafür gelorgt, daß diejenigen Rechte, auf deren Ausübung bie 
einzelnen Lanbesvertretungen zu Gunften der neuen Staatsgemeinihaft zu 
verzichten haben, in demſelben Umfange ber Neichövertretung übertragen 
werden. Die fihere Begründung nationaler Selbftänbigfeit, Macht und Wohl: 
fahrt fol mit der Entwidlung deutſchen Rechtes und verfaffungsmäßiger In⸗ 
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ſtitutionen Hand in Hand geben. Meine Regierung gibt fich ber Auverficht 
bin, daß bie beiben Häufer des Landtages, in richtiger Würdigung bes brin= 
genden nationalen Bedürfniſſes, zur ſchleunigen Erledigung ber vorliegenden 
Aufgabe bereitwillig die Hand bieten werben. Meine Herren! Der neu 
errichtete Bund umfaßt zunähft nur bie Staaten Norddeutſchlands; aber eine 
innige nationale Gemeinjchajt wird biefelben flets mit ben fübbeutichen 
Staaten vereinigen. Die feften Beziehungen, weldhe Meine Regierung bereits 
im Herbfte vorigen. Jahres zu Schug und Trutz mit biefen Staaten ges 
hlofjen Hat, werden durch befondere Verträge auf die erweiterte norbdeutiche 

. Gemeinfhaft zu übertragen fein. Das lebendige Bewußtfein der ſüddeutſchen 
Regierungen und Bevölferungen von ben Gefahren beutfcher Zerriffenheit, 
bas Bebürfniß einer feten nationalen Vereinigung, welches in ganz Deutſch⸗ 
land immer entfchiebener Ausbrud findet, wird die Löfung jener bedeutfamen 
Aufgabe beichleunigen helfen. Die geeinte Kraft ber Nation wirb berufen 
und befähigt fein, Deutfchland bie Segnungen bes Friedens und eines wirk⸗ 
jamen Schußes feiner Rechte und feiner Intereſſen zu verbürgen. In dieſem 
Vertrauen wird Meine Regierung fi angelegen fein laſſen, jeder Störung 
des europäischen Friedens durch alle Mittel vorzubeugen, welche mit ber 
Ehre und den Antereffen des VBaterlandes verträglich find. Das beutjche Bolt 
aber, ſtark durch feine Einigkeit, wird getroft den Wechſelfällen der Zukunft 
entgegenſehen können, wenn Sie, meine Herren, mit bem Patriotismus, ber 
fih in Preußen in ernſten Stunden flets bewährt bat, das große Werk ber 
nationalen Einigung vollenden helfen.“ 


30. April. (Preußen). Luremburgiihe Trage: England fordert ben 
König-Öroßherzog auf, die Einladungen zur Conferenz nad London 
auf den 7. Mai zu erlaffen. 


„» nv Breußen) Abg.Haus: Beftelung des Büreau. v. Forcken⸗ 
bed wird mit 162 St. (Waldeck 60 St., v. Arnim-Heinrichsdorf 
13 ©t.) zum Präftdenten, v. Stavenhagen mit 132 St. (v. Hover: 
bet 79 St.) zum eriten, Graf Eulenburg im britten Scrutinium 
mit 116 St. (v. Carlowig 107 St.) zum zweiten Vicepräfidenten 
gewählt. Die Yortfchrittspartei hat fi dabei vollftändig von ben 
Nationalliberalen getrennt. 


„ (Sadjen). Wieberzufammentritt des Landtags. Die II. Kammer 
befchließt, fofort ohne vorherige Berichterftattung und bloß nad 
einer allgemeinen Debatte über bie Verfaflung bes norbd. Bundes 
über unveränderte Annahme oder völlige Ablehnung derſelben Be- 


ſchluß zu faflen. 


1. Mai. (Preußen). Abg.-Haus: Die Regierung legt die neue Ver: 
faffung des norbdeutfhen Bundes zur Zuftimmung vor. Das Haus 
beichließt, jofort die Schlußberathung über biejelbe eintreten zu Taffen 
und lehnt den Antrag der Fortfchrittspartei (Hoverbed und Walde) 
auf Niederfebung einer Commilfion ab. Abg. Tweſten wird als 
Referent bezeichnet. 

Das Haus bejchließt auch über den von ber nationalliberalen Fraction 
eingebrachten ©efeßesentwurf betr. die Aufhebung des gefehlichen 
Binsfußes auch für Darlehen auf unbewegliches Eienitum Wr 

ð 
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iuudecouaa: Graf Bethuſh⸗Huc wirb zum Referenten darüber 
Nosidnine 

2 Mai. (Kreußen). Das Herrenhaus ändert feine Geſchäftsordnung 
sur ießt auch ſeinerſeits die Verfaſſung bes norddeutſchen 
Sara ohne Commiſſion ſofort der Schlußberathung zu unterziehen. 
Mxvent: Heffter. 

& 5 Wadſen). Die IL Kammer ertheilt ber Verfaſſung bes 
wur, Yunbes unverändert und en bloc mit 67 gegen 6 Stimmen 
me verfaſſungsmäßige Zujtimmung. 

. „ 1WSadhfen). Die I Kammer ertheilt der Berfafjung bes 
nord, Bunbes ohne Verhandlungen einftimmig (36 Mitglieder) ihre 
verfaffungsmäßige Zuflimmung. 

VB, Mai. (Preußen) Abg.Haus: Dreitägige Debatte über An- 
nahme ober DVerwerfung ber norddeutſchen Bundesverfaflung. 

Antrag bes Referenten Tweſten: Derjelben die verfajfungsmäßige 
Buftimmung zu ertheilen. 

Gegenantrag der Fortſchrittspartei (MWalbed, Virchow und 
Hoverbed): „In Erwägung, baß der zur Führung Deutſchlands berufene 
preußiſche Staat Ion vor dem Beſtehen ber Verfafjung von 1850 eine ein= 
beitlihe Gejeßgebung und Verwaltung durch georbnete Staats-Minifterien 
befaß, baß ſeit dem Beſtehen ber Berfaffung dem preußifchen Wolfe bie 
(Tit. II. der preußiſchen Verfaſſung aufgezählten) preußifchen Grundrechte 
bie verfafjungsmäßige Betheiligung jeiner Vertreter an ber Geſetzgebung, ins⸗ 
befondere das Recht zur entjcheidenden Beſchlußfaſſung über den Staatshauss 
balts-Etat und bie Bewilligung von Steuern, fomit eine Einwirkung auf 
bie gefammte Staatsverwaltung, eine einheitliche Crecutive durch ein verants 
wortlihes Minifterium gejihert und alle diefe Rechte als unantaftbar unter 
ben Schuß bes von preußiſchen Königen, Beamten und Volfsvertretern zu 
leiftenden Verfaſſungseides geftellt find; — baß die neu erworbenen Pro: 
vinzen fih zwar noch nicht in dem Beſitze diefer Verfaffung befinden, aber 
ein durch bie Gelee vom 20. Sept. und 24. Dec. 1866 verbrieftes Recht 
auf bie ungeſchmälerte Einführung berjelben am 1. Oct. 1867 befiten; — In 
Erwägung, baß biefe Güter und Rechte eines Staates und Volfes von 25 Mil: 
lionen nicht bejeitigt oder gefährdet werben bürfen durch ein Bündniß dieſes 
Staates mit 21 Fleineren deutſchen Staaten von einer Gefammtbevölferung 
von 5 Millionen, welche ohnehin in das Machtgebiet bes preußiſchen Staates 
fallen; — daß vielmehr die Erhaltung und Fortbildung ber beftehenden ‘reis 
beiten und Rechte eine der Bedingungen bes Berufes Preußens zur Central⸗ 
gewalt in Deutfchland bildet; — daß, wenn zum Zwede der deutſchen Eins 
beit wegen ber Eriftenz jener kleineren Staaten einzelne Zweige bes preu⸗ 
Bifhen Staatslebens ausſcheiden und in eine anbere DVerfafjung und Ad⸗ 
miniftration übergeben follen, biejes nur auf dem Wege bes Bundesſtaates 
geſchehen darf, deſſen conftitutionellesg Oberhaupt bie Krone Preußen mit 
einem verantwortlichen Minifterium iſt; — daß dem Parlamente biejes 
Bunbesftaates minbeftens die Rechte der preußifchen Volksvertretung zuftehen 
müffen, wie biejes das gegenwärtige Abgeorbnnetenhaus in einer Abreffe an 
Se. Majeftät den König ausdrüdlich gefordert hat und wie es in ber jüngiten 
Throntede im Principe anerfannt worden if; — In Erwägung, daß der 
aus den Berathungen bes Neichstages bervorgegangene Entwurf bes nord 
ie Bundes biefen Anforderungen in folgenden Hauptpunften nicht 
entipricht: 

4) Der Entwurf ſtellt die Krone Preußen nicht als einheitliches Bundes⸗ 
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Oberhaupt für die in Art. 4 Nr. 1—15 der Competenz des Bundes über- 
tragenen Angelegenheiten an bie Spite, fonbern als Vorfigenden eines für 
Preußen im Zahlenverhältniß nachtheiligen Bundesrathes. Ein verantworts 
liches Minifterium ift durch ben Verfaſſungs-Entwurf ausgefchloffen und bie 
im Art. 17 ausgefprocdene Verantwortlichkeit bes Bunbesfanzlers befieht nur 
dem Namen, nicht ber Sache nad. 

2) Die Executive in ben Militär-Angelegenheiten ift dem Könige zwar 
obne wefentliche Concurrenz des Bundesrathes übertragen, jeboch als Buns 
besfeldheren, und bei bem Mangel eines verantwortliden Minifteriums, ja, 
eines Minifteriums überhaupt, in unbejchränkter Art und unter Ausbehnung 
auf bie Befugniß zur Proclamirung bes Kriegszuftandes, welche nach Art. 111 
ber preußifchen Verfaſſung und bem Gejete vom 4. Juni 1851 nur von 
bem conftitutionellen verantwortlichen Staats-Minifterium gejchehen barf. 

3) Der Entwurf enthält im Abichnitt XII zwar Beftimmungen über bie 
Etatsfeitfegungen ähnlich der preußiſchen Verfaffung, macht biefelben aber in 
Anfehung des Wichtigften, bes Militär-Etats, durch die Artikel 60 und 62 
bes Abjchnitts IX völlig illuſoriſch und bie Aufftellung des MilitärsEtats 
zu einer bloßen, ber materiellen Prüfung bes Parlaments entzogenen Cal⸗ 
culatur- Arbeit. 

4) Die Feſtſtellung einer Friedens: Präfenzftärfe des Bundesheeres zu 
einem beftimmten Procentſatze der Bevölkerung eignet fi) überhaupt nicht zur 
Aufnahme in eine Verfaſſung. Sie entzieht in Verbindung mit ber auf- 
gelegten Zahlung von 225 Thlr. pro Kopf an bie Bundeskaſſe bem Pars 
lamente bie bem preußifchen Abgeorbnetenhbaufe zuftehenden Rechte ber Mit- 
wirfung bei Feſtſetzung des Militär⸗Etats. Diefe Zahlung wäre ſelbſt in 
ber urjprünglich angenommenen Beſchränkung auf vier Sabre (bis Ende 
1871) nicht gerechtfertigt geweſen, fie ift aber durch ben bei ber Schluß⸗ 
berathung auf Andrängen der Bundesregierungen zu Art. 62 Al. 3—5 ge⸗ 
machten Zuſatz, der Bunbesverwaltung materiell für immer ſicher geftellt, und 
nur in der Form ift ein fcheinbarer, in ber That wirfungslofer Einklang 
mit bem verfafjungsmäßigen Budgetrecht erzielt. 

5) Während die definitive Feftitellung ber Bundesheeres:Drganifation und 
ber Bundesheeres:Gefekgebung nicht in die Verfaſſung, fondern zur Beſchluß⸗ 
faſſung des erflen Reichstages bes Bundes gehört haben würde, ift bennod 
ohne gehörige Prüfung ber feitherigen Streitpunfte bie Dienftzeit im ſtehenden 
Heere auf fieben Jahre verlängert worben und dadurch eine Verpflichtung 
von höchſter Wichtigkeit für bie ganze Bevölferung im Widerſpruche mit dem 
geltenden Gefete, welches nur fünfjährige Dienftzeit im ftehenden Heere 
kennt, jogar zu einer verfaffungsmäßigen erhoben. 

6) Wenngleih das allgemeine directe Wahlrecht dem preußiichen Dreis 
klaſſen-Wahlſyſteme vorzuziehen ift, jo führt doch bie lediglih auf Andringen 
ber Bundesregierungen befchloffene Streihung ber Diäten inbirect einen 
Cenſus der Wählbarkeit herbei, welcher der preußijchen Verfaffung unbekannt 
ift und die Zufammenfegung wie bie Wirkſamkeit bes Reichstages in einem 
hoben Grabe beeinträchtigen wirb. 

7) Die Bunbesverfaffung verleiht den Angehörigen der Bundesſtaaten 
feine Grundrechte mit Ausnahme bes jehr beſchränkten „Indigenats‘, (Art. 3). 
Sie läßt die Grundrechte der preußiſchen Verfaſſung beftehen, gefährbet fie 
aber im Einzelnen (Art. 7, 92 der preußifchen Verfaſſung) und im Allge: 
meinen durch bie Art und Weile, wie Berfaffungsftreitigfeiten burch ben 
Bunbesrath und Reichstag gefchlichtet und entjchieben werben follen (Art. 76, 
77 der Bundesverfaffung). Sie feßt dadurch auch andere verfafjungsmäßige 
Nechte des preußifchen Volkes in Gefahr. 

8) Die Yundesverfaffung kennt weder ben DVerfafjungseid bes Königs, 
noch ben der Beamten und Volksvertreter, und entbehrt Dadurch eines win 
lihen in ber preußifchen Verfaſſung beftehenden Schyukrs. 

Q* 
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An Erwägung, baß eine fo mangelhafte, die Volksrechte beſchränkende 
und gefährbende Bundesverfaffung für eine weitere Ausbildung im Sinne 
freiheitlicher Entwidelung feine Ausjicht gewährt; daß vielmehr das Neben 
einanberbefteben zweier Verfaflungen und Volfsvertretungen: das verfaſſungs⸗ 
mäßige Leben in Preußen zu beeinträchtigen und ben bejonders im Gemeinde- 
weien fo nothwendigen Ausbau der preußiihen Berfaffung in weite Ferne 
zurüdzudrängen droht, daß alle dieſe Opfer an Volksrechten die Einigung 
Deutihlands eher hindern als fördern; daß bie einheitliche militärifche Macht 
nad außen bin durch die abgeichloffenen Militär-Conventionen und Bündniſſe 
für die nächſte Zukunft gefihert ift; baß Fein Hinderniß entgegenfteht, um 
ben jest mißlungenen Verſuch der Gründung eines Bunbesflantes von Neuem 
aufzunehmen; 

aus biefen Gründen erflärt das Haus ber Abgeordneten, daß 
e8 dem vorgelegten Entwurfe der Verfafjung des norbbeutichen Bundes feine 
Zuftimmung nicht geben Tann, und fordert die Föniglihe Staats-Regierung 
auf, die anderweitige Regelung ber deutſchen Berfafiungs-Angelegenheit im 
Sinne ber oben aufgeftellten Grundſätze alsbald in Angriff zu nehmen.“ 

Zufakantrag v. Bodum:Dolffs: in die PVerfündigungsiormel 
nad) ber Erwähnung bes Jahdegebiets einzujchieben „und auch einjchließlich bes 
Herzogthums Lauenburg”. 

Bei der Abftimmung wird der Zufabantrag v. Bodum-Dolffs 
ohne Zählung, ber Refolutionsantrag der TYortichrittspartei gegen 
77 Stimmen abgelehnt und dagegen bie norbbeutfche Bundesver- 
faffung in erfter Lefung mit 226 gegen 91 Stimmen angenommen. 


7. Mai. (Preußen). Luremburgifhe Frage: Zufammentritt ber Lon⸗ 


„ 


doner Conferenz der Großmächte, zu denen auf feinen Wunſch aud 
Italien beigezogen wirb. 


(Zollverein). Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Ba: 

den, Heffen, die Staaten des thüringifhen Zoll- und Handels: 
vereins, Braunichweig und Oldenburg jchließen eine Uebereintunft 
ab behufs Aufhebung des Salzmonopols und Erſetzung deflelben 
buch eine Abgabe, bie mit dem 1. Januar 1868 eintreten fol. 
In dem bießfälligen Schlußprotofoll wird ausbrüdlich ausgeſprochen, 
daß der Vollzug der Uebereinfunft an bie beftimmte Vorausſetzung 
gefnüpft fei, daß zupor der Fortbeſtand des Zollvereing auf bauernder 
Grundlage fiher geftellt werde. 
„ (Breußen). Der preuß. Gefandte in Kopenhagen notifizirt 
dem bdänifchen Cabinet den Abſchluß des Prager Friedens und bie 
darin enthaltene Bejtimmung über Nordſchleswig, wodurd die Unter: 
handlungen über Ausführung berjelben eingeleitet werben. 


„ Preußen). Abg.Haus: Interpellatien des Abg. Apmann an 
die Staatsregierung über bie Verfeßung bes hannoverſchen Ober: 
gerichts-Vice-Directors Oberg als Vicepräfident an das App.-Gericht 
zu Ratibor, obgleich biejelbe dem Sinn wie bem Wortlaut des 
Gefeßes widerſpricht und die Ermächtigung zu ſolchen DVerfeßungen 
vom Haufe am 5. Febr. dem Auftizminifter ausdrücklich verweigert 

hen war. Antwort des Juſtizminiſters Grafen zur Lippe. Der 
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Abg. Simfon bezeichnet biefe Antwort nicht nur als überraſchend, 
fonbern geradezu als unerhört, 

Suftizminifter: Es war nöthig geworben, nachbem bie Herren auf 
dieſer Seite (zur Linken) die bargebotene Hand zurüdgewielen haben. Nach⸗ 
bem von Preußen aus Juſtizbeamte nad Hannover verjeßt worden, ba lag 
es in ber allergemöhnlichiten Billigfeit, auch ben Herren in Hannover, bie 
vielleicht darunter zu leiden hatten, eine Compenfation bafür zu gewähren, 
um nicht die Unzufriedenheit in Hannover zu vermehren, die dadurch erregt 
werben mußte, daB ber deßhalb eingebrachte Gefeßesentwurf verworfen worden 
war. .. Sch beflage e8 nochmals, daß das Geſetz nicht zu Stande gefommen 
ift und ich kann e8 ben Herren nur zur Erwägung geben, daß, wenn bie 
legislativen Factoren bie Regierung bei Erlaß von Gefeken biefer Art, bie 
nothwendig und bringlih find, im Stiche Taffen, die vollziehende Gewalt 
dann bie Rüden ausfüllen muß. bg. Simfon. Wenn unfere Verfaffung 
ſagt: „Zu einem Geſetze gehört die Zuſtimmung ber drei Zactoren”, jo kann 
man doch nicht fagen: Die Zuftimmung ber drei Factoren ober bie Webers 
zeugung des einen, daß bie beiden andern fi irren!? Heiterkeit.) Hier 
wird die von ung auf einem einzelnen bejchränften Gebiete glüdlich be⸗ 
grabene Liidentheorie mit einer Ausdehnung und Vollſtändigkeit zu Markte 
gebracht, bie, wenn fie die Anerfennung bes Landes finden follte, uns über 
Budget:, Finanz, Militär: und alle anderen ragen mit einem einzigen 
Schritte binwegheben würde, Das ift ein Loch, durch welches mit Bequem: 
lichkeit bie ganze Verfaſſung Bineingeftoßen werden Tann. 


In Folge der Antwort des Suftizminifters bringt Amann mit 
Unterftüßung von 144 Gen. fofort den Antrag ein, zu erflären 
„daß die Mafregel des Auftizminifters das Gefeb und die Ber: 
faffung verlegt habe”. — Das Haus nimmt darauf fat einjtimmig 
und unter Zuftimmung ber Regierung den Antrag Laskers auf 
Aufhebung des Zinsfußes auch bei Hypothefar-Darlehen an (dagegen 
nur ein Theil der äußerten Rechten). 


9, Mai. (Coburg-Gotha). Der gemeinihaftliche Landtag genehmigt 


10. 


11. 


13. 


einftimmig die Verfafjung des norbbeutfhen Bundes, Ein vom Co: 
burger Abg. Schmidt und Gen. geftellter Antrag auf Vereinigung 
beider Herzogthümer wird, nachdem die DVerfaflungscommiffion den 
Antrag auf Tagesordnung beichloffen, von ihm mit dem Bemerken 
zurüdgezogen, daß im Schooße diefer Commiffion weitergehende, 
das Aufgehen in Preußen bezwedende Vorlagen verlangt worden feien. 


» Preußen) fhidt als Militärbevollmäcdhtigte nad Bayern den 
Oenerallieut. v. Hartmann, nad; Württemberg den Gen. v. Oberniß, 
nad) Baden den Gen. v. Beyer. 


» (Preußen). Luremburgifge Frage: Londoner Conferenz — 
Definitive Regelung der Frage: die Preußen räumen bie Feſtung 
und das Land wird für neutral erklärt unter der Collectivgarantie 
ſämmtlicher Großmächte. (Die Ratificationen des Vertrags werben 
am 31. Mai in London ausgewechjelt.) 


„ (Preußen: Hannover). Am oftfriefiihen Probinziallanbtage er- 
Hören fih bie 1. und 2. Curie (Bürger und Bauen) Kr Kur 
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Huldigungsabrefie an ben König von Preußen, bie 1. Curie (Abel) 
gegen eine jolche. 

13. Mai. (Preußen: Kurkefin). Eine Tgl. Verorbnung octroyirt dem 
Lande ein, von ihm ſchon Yängft gewünfchtes und wiederholt vom 
Kurfürften verlangtes, von dieſem aber niemals zugeflandenes Ber: 
koppelungsgeſetz. 

„ (BPreußen: Lauenburg). Der Landtag nimmt die norddeutſche 
Bundesverſaſſung mit 11 gegen 5 Stimmen an. Eine im Lande 
cireulirende Petition für Aufhebung der Perſonalunion und Einver: 
Veibung bes Landes in Preußen wird von den Feudalen zur Sprache 
gebracht und als „landesverrätheriſch“ und „lächerlich“ bezeichnet. 


14, „ (Weimar). Der Landtag genehmigt die finanziellen Vorlagen ber 
Regierung (Erhöhung der Sporteln x.) und beſchließt mit großer 
Mehrheit: „die Regierung wolle für ben nächſten Yinanzetat in 
forgfältige Erwägung ziehen, welche Eriparniffe in ben Gtaate- 
ausgaben zu machen find und dabei auch eine Vereinfachung ber 
beftehenden Organifation des Staatsdienftes ins Auge fallen.“ 
Achnlihe Wünſche machen fih um diefelbe Zeit mit Rüdfiht auf 
bie neuen ſchweren Laften bes norddeutſchen Bundes faft in allen 
Kleinftaaten desfelben dringend laut. 


— „(Preußen und Kübel). Abſchluß einer Militär: Convention. 


16. „ (Preußen: Frankfurt). Der Senat ſowohl als das 51er Colleg 


lehnen die Vorſchläge ber Regierung bez. Ausſcheidung von Staats⸗ 
und Stadtgut ab. 


» nn (Hamburg). Die Bürgerfhaft beſchließt mit großer Mehrheit, 

. ber Senat möge bei Eintritt Medlenburgs und der Elbherzogthümer 

in den Zollverein fchleunigs dafür Sorge tragen, baf das Gebiet 

bes Freihafens fo eng wie möglich begrenzt werde, bamit ed ben 

mit jenen Ländern in Verbindung ftehenden Induſtriellen möglich 

fei, ihr Geſchäft durch Verlegung ihrer Lager, Fabriken ꝛc. inner: 
halb der Zollgrenze auf Hamburger Gebiet fortzuführen. 

20. „ Preußen: Hannover). Zahlreiche Verhaftungen in Folge ber 
Abfaffung eines Curiers aus Hiebing ES zeigt fi, daß die ganze 
Provinz in Diftricte eingetheilt war, um bie Anwerbungen für eine 
welfiihe Legion bezirksweife unter ehemaligen hannover'ſchen Offi⸗ 
zieren vornehmen zu innen. ine Anzahl diefer Werber und Anz: 
geworbenen flüchtet nad Holland. 

„  n (Preußen: Schleswig⸗Holſtein). In Folge allerh. Ordre v. 4. 
db. M. werben 26 Baftoren in Norbichleswig, welche theils ſich ges 
weigert haben, die Fürbitte für ben Landesherrn in das allgemeine 
Kirchengebet aufzunehmen, theils ben vorgefchriebenen Dienfteid ab: 
zuleiiten, von der kgl. Regierung für Schleswig ihrer Aemter ohne 
Anſpruch auf Penſion entlaffen. 
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20. Mai. (Sachſen). Die Preußen beginnen Sachſen, ausgenommen 


21. 


ben Königstein, Leipzig und Bauten, zu räumen. 
„ (Beimar). Der Landtag nimmt bie Verfaffung bes norbs 
beutihen Bundes einftimmig an. 


„ CBreußen und Eoburg- Gotha). Preußen ſchließt mit Coburg: 
Gotha einen Vertrag behufs Uebernahme des bisher vom Fürften 
v. Thurn und Taris verwalteten Poſtweſens: 


„Art. 1. Die gefammte Verwaltung bes Poftwefens und Ausübung bes 
Poftregals in den Herzogthümern Coburg und Gotha nebft allen ben Roften 
bes Landes in ihrer Eigenfchaft als Staatspoften zufommenben Rechten gebt, 
unbejchabet der Hoheitsrechte Sr. Hoheit des Herzogs, mit bem 1. Juli 1867 
nad Maßgabe ber in ben folgenden Artikeln feſtgeſetzten Beftimmungen für 
alle Zeiten auf Preußen über. Art. 2 ff. Die Verwaltung und ber Betrieb 
bes Poſtweſens werden nad den in Preußen über das Poſtweſen jeweilig 
geltenden gejeglihen Beſtimmungen, veglementarifchen Feſtſetzungen, admini⸗ 
ftrativen Anordnungen und von Preußen abgeichloffenen internationalen Ver: 
trägen ſelbſtſtändig eingerichtet und geführt. Die gedachten Normen werden, 
foweit babei die Verhältniffe des Publifums in Betracht fommen, behufs 
ihrer Publikation, beziehungsweife zur verfaffjungsmäßigen Erledigung, ber 
berzoglihen Regierung mitgetbeilt. Der Verkehr zwifchen den Poftanftalten 
in ben Herzogthümern und allen übrigen unter preußifdher Verwaltung 
ftebenden Poftanftalten wird als interner preußiſcher Poſtverkehr behandelt. 
Die nad ben preußiichen Roftverwaltungsgrundfägen ftattfindenden Verkehrs: 
erleichterungen follen dem Poſtweſen in den Herzogthümern in bemielben 
Umfange zugewendet werben, wie jolches innerhalb des Königreichs Preußen 
geſchieht. Die Poftanftalten in den Herzogthümern werden ausſchließlich mit 
ben Inſignien und Emblemen des preußifchen Poſtweſens verfehen; bie Bes 
amten tragen bie preußiſche Dienftfleibung, jedoch, ſoweit fie herzogliche 
Unterthanen find, mit ber berzoglichen Cocarbe; an ben Poftanftalten wird 
ber preußifche Adler, ihm zur Rechten das fürftlihe Wappen, letteres jedoch 
ohne Beilhrift, angeheftet. Die Beamten ꝛc. werben durch bie preußiiche 
Verwaltung ernannt unb beftellt, und Teiften ber Töniglidy preußifchen Re⸗ 
gierung den Dienfteid. Vorzugsweiſe Berüdfichtigung ber Lanbesangehörigen 
bei der Wahl ber Beanıten, fjoweit e8 mit dem Intereſſe des Po bienfies 
vereinbar; thunlichite Berückſichtigung etwaiger Wünſche der berzoglichen Re⸗ 
gierung bei Beſetzung ber Vorfteherftellen der Poftämter. Den Landesange⸗ 
börigen fteht die bienftliche Laufbahn bei bem gefammten preußiſchen Poſt⸗ 
weien offen; bei Anftelung im preußifchen Staategebiet ift jedoch zuvorige 
Entlafjung aus bem herzoglichen Unterthanenverband erforderlich. Auf alle 
biefe Beamten find die für bie königlichen Poftbeamten 2c. geltenden Geſetze 
und Vorſchriften binfichtlich der Cautionen, der Penſionirung und ber Theil« 
nahme an ber preußifchen Wittwenkfaffe anmwenbbar; ebenfo bie im Täniglichen 
Noftdienft beftehenden Vorfchriften über die Disciplin und bie Disciplinar: 
gerichtsbarfeit. Die Portofreibeiten wie im Preußen; jeboch findet eine Be⸗ 
freiung vom Porto in Parteifachen nicht ſtatt. Als Entſchädigung für ben 
von Thurn und Taris gezahlten Canon zahlt Preußen bie dem Betrag jenes 
Canons gleihfommenden Summen, und zwar wegen bes Herzogtbums Co⸗ 
burg 1200 Gulden und wegen bes Herzogthums Gotha 2775 Thlr. Das 
Averfum für die vollftändige Chauffeegeldfreiheit im Herzogthum Gotha bes 
trägt bie Summe von 400 Thalern, vierteljährlich postnumerando zu zahlen. 
Mit weiteren Laften ober Abgaben kann bie Ausübung bes Poftregals nicht 
beihwert werden. Art. 9 und 14 betreffen bie poftaliihe Benutzung ber 
Eijenbahnen. Für die Ueberweifung ber bie Benugung ber in ven rin 
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tbümern Coburg und Gotha beitehenben Eifenbahnen für Voftzwede betreffen« 
ben Rechte zahlt Preußen für alle Zeiten vom 1. Zuli ab in Quartalraten 
postnumerando 6250 Thlr. an die berzogl. Staatsfaffen in Gotha." Art. 
45 lautet: „Es bleibt vorbehalten, bie Beflimmungen bes gegenwärtigen 
Vertrags ben Verhältniſſen entiprechenb zu änbern, welche ſich in Folge ber 
durch die Verfaffung ober die Gefete bed norbbeutfchen Bundes zu treffenden 
Feſtſetzungen über bie Verwendung ber Poſteinnahmen ergeben werben.” 
Ein biefelbe Kraft und Gültigkeit wie der Vertrag befitendes Schlußprotofoll 
enthält noch mehrere Vereinbarungen, welche die localen Verfehrsinterefien 
und bie bisherigen Verkehrsverhältniffe thunlichſt berüdfichtigen: fo in Betreff 
ber Dienftbezüge ber dermaligen Poftbeamten zc. 


Aehnliche Verträge fchließt Preußen nad und nach auch mit den 
übrigen Kleinftaaten, in denen Thurn und Taris bisher das Poft- 
weien befaß, ab. Diefelben find in allen mwefentlihen Beftimmungen 
gleichlautend. 


22. Mai, (Weimar). Der Landtag lehnt den Antrag auf „eine ber gegen- 


wärtigen Finanzlage des Großherzogthums entfprechende” Ermäßi: 
gung ber Domänenrente des Großherzogs mit 18 gegen 11 Stimmen 
ab, nachdem ber Staatsminifter v. Wabborf erflärt Hatte, er müßte 
unbedingt dem Großherzog abrathen, auf den Antrag einzugehen. 


„ (Preußen). Eine I. Verordnung beftimmt das Kammergericht 
zum Staatsgerichtshof für bie neuen Lanbestheile. 


„ (Didenburg). Der Landtag nimmt die Berfaflung des norb- 
beutfchen Bundes mit 45 gegen 3 Stimmen an. 


„ (Zollverein). Breußen Tabet bie ſüddeutſchen Staaten zu 
Verhandlungen über die Reorganiſation des Zollvereing ein. 


v» (Breußen). Abg.Haus: Der am 9. Mai vom Abg. Amann 
und 144 Gen, in Folge des Falls Oberg geftellte Antrag wird 
nad lebhafter Debatte auf den Antrag der Referenten v. Karborff 
(Freiconfervativ) und Schulte (Fortiärittspartei) mit 171 gegen 
75 Stimmen angenommen, nachdem ein DVermittlungsantrag von 
Hautſcheck mit 172 gegen 96 Stimmen verworfen worden war. 


„ (Preußen: Scleswig-Holftein). Eine Verordnung der Regierung 
regelt die Maßnahmen gegen die nach Dänemark übergetretenen 
Militärpflictigen: 

Demnach Tönnen in Mebereinftiimmung mit allen übrigen Einwohnern 
auch Militärpflichtige fich für die Weberfiedelung nach Dänemark enticheiben, 
jedoch nur bis zu dem Augenblide, in welchem fie in Dienft geftellt werben, 
b. h. die preußifche Uniform anlegen müfjen. Sobald bie Betreffenden eine 
beffallfige Erflärung abgegeben haben, werben fie jedoch unverzüglich aus: 
gewiejen. Diejenigen Wehrpflichtigen, welche fich nicht bei ber Erſatz⸗ Com: 
miffion gemeldet haben, und diejenigen Nefervemannjchaften und Landwehr: 
männer, welche fih unter militärifcher Controle befinden, können noch nady= 
trägli) ihren Mebertritt nad Dänemark anmelden, allein fie find alsdann 
ohne Auffhub über die Grenze zu transportiren. Nach der Einftellung zum 
Dienfte oder bei eintretender Mobilifirung ift eine entjprechende Erflärung 
nicht länger ftatthaft. Alle Wehrpflichtigen, welche bereitd früher ihr Aus: 
ſcheiden aus dem bießfeitigen Staatsverband angezeigt haben, müfjen zu einem 
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verlängerten Aufenthalt bie Erlaubniß nachſuchen. Ale Berfonen unter ihnen 
hingegen, welche durch ihr Benehmen im Lande, b. h. duch Aufreizungen 
und Agitationen, zu Klagen und Beichwerben Anlaß gegeben haben, können 
feine Erlaubniß zu einem verlängerten Aufenthalt erwirfen., Der Art. XIX 
bes Prager TFriedensvertrages, welcher das Recht zur Weberfiedelung nach 
Dänemark „mit Familie” behanbelt, ſoll ftricte interpretirt und in Auss 
führung gebracht werden. Die Erflärungen binfichtli bes Ausſcheidens aus 
bem Staatsverbande müffen daher zugleih im Namen ber Familien ab 
gegeben werben. Endlich ift die Wiederaufnahme von Uebergetretenen, welche 
in Dänemark bilfsbebürftig geworden und verarmt find, auf das Beſtimmteſte 
zu verweigern. — Das Formular, welches für die polizeilihen Ausweilungss 
befeble an die Familien ber entflohenen nordſchleswig'ſchen Wehrpflichtigen 
maßgebend ift, lautet folgender Maßen: „N. N. ift laut abgegebener Er: 
Härung nad Dänemark ausgewandert, Die Gattin des N. N. in.... 
ift heute ausgewiefen und ihr eröffnet worden, baß fie transportirt werben 
wird, wenn fie nicht binnen acht Tagen fortgezogen ift.“ 

0.— 31. Mai. (Preußen). Ankunft bes Kaifers von Rußland in 
Potsdam auf dem Wege zur Weltausitellung in Paris. 


1. Mai. (Preußen). Abg.-Haus: Zweite Lefung ber norbbeutjchen 
Bundesverfaſſung. Der Refolutionsantrag ber Fortfchrittspartei gegen 
biefelbe wird wiederum geftelt und wiederum verworfen und bie 
Vorlage mit 227 gegen 93 Stimmen endgültig angenommen. 


— u (Preußen). Eine kgl. Cabinetsorbre über die Entlaffung ber 
Rejerven bejtimmt, daß „von den Truppen fo viel Mannſchaften 
auf Königsurlaub nad zweijähriger und theilmweife fogar nach noch 
fürzerer Dienftzeit entlaffen werben follen, als zur Einjtellung ber 
regelmäßigen Rekrutenzahl nothwendig erjcheint.“ 


1. Juni. (Medlenburg). Yeierlihe Eröffnung des außerorbentlichen 
Landtags dur den Großherzog in Perſon. Thronrede besjelben: 
„Dank ernfter Arbeit und allfeitiger Mäßigung ift das vorgeftedte Ziel 
erreicht worden, und fol bie von ben Regierungen mit dem Reichstag feit 
geftellte Verfafjung nunmehr dur die Mitwirkung der Einzelstandtage zum 
Abſchluß gebracht werden. Zu dieſem Zweck habe ich Sie, bem von Ahnen 
gemachten Vorbehalt entiprechend, heute bier wiederum verfammelt, und ver: 
traue dem ftet8 bewährten Patriotismus Meiner getreuen Stände, baß bies 
jelben bereit fein werben auch ihrerfeit8 zum ungefäumten Inslebentreten 
bes nationalen Werks entfchloffen mitzuwirken. Sch ermächtige nunmehr 
Meine Landtags= Commifjarien, Meine Propofition zu Ihrer Kenntniß zu 
bringen.” 

Die landesherrlihen Propofitionen empfehlen ebenfalls dringend 
die Annahme; die ftändifhen Wünſche hätten allerdings nicht in 
allen Punkten Berüdfihtigung gefunden, aber die Verfaſſung im 
Sanzen fei annehmbar; fie biete namentlih Schuß gegen Außen 
und gegen beftructive Tendenzen im Innern. In ber Schwerin’jchen 
Propofition heißt es in dieſer Beziehung: 

„Mit voller Beftimmtheit wollen übrigens Se. kgl. Hoheit ben verfam: 
melten Ständen bie Verficherung ertheilt wiſſen, daß zur Erreihung aller 
derjenigen ftändifchen Defiderien, deren Verwirklichung Allerhöchtdiefelben im 
Intereſſe des großen gemeinjamen wie bes engeren Vaterlandes Ac weiinkigunds 
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werib anerkennen zu müflen geglaubt haben, Ihrerſeits Alles geicheben ift, 
was möglih war, und baß, wenn Sie gleihwohl in manden Punkten nad: 
geben mußten, Sie nichtöbefloweniger in ber Verfaſſung bes norddeutſchen 
Bundes, wie fie vorliegt, ein Werk erbliden, welches bie im öffentlichen 
Nechte Deutichlands durch bie Auflöfung des früheren deutſchen Bundes ent- 
ftandene Lüde ausfüllend, die Hoffnung ber Nation begrünbet, baß bie neue 
Nechtsorbnung von ber ſtarken Hand St. Maj. bes Könige von Preußen 
weife gehandhabt, zu einem Fräftigen Schuß zunächſt nah Außen, zugleich 
aber auch gegen bie inneren Gefahren, womit bie beftructiven Zeitfirömungen 
alle wahre Freiheit bedrohen, fi) entwideln, unb mit bauerndem Grfolge 
auch ben materiellen Intereſſen ber einzelnen Staaten zur Pflege und För⸗ 
berung gereichen wird.“ 

Mit 78 gegen 61 Stimmen wird befchloffen, die Vorlagen nicht 


an eine Commijfion zu verweilen, fondern im Plenum zu beratben. 


1. Juni. (Preußen). Das Herrenhaus ertheilt der neuen Verfaſſung 


bes norbbeutihen Bundes einftimmig feine verfaflungsmäßige Zu: 
ftimmung. 

„ (Breußen). Ein hannover'ſcher Amtsgerichtsaſſeſſor wird vom 
Suftizminifter Graf zur Rippe mit ber „Verwaltung“ einer Kreis: 
richterſtelle in Preußen beauftragt. 

» (Preußen: Schleswig-Holſtein). Der Senat von Altona erklärt 
fich gegen eine Freihafenftellung der Stadt und für ben Eintritt der: 
felben in den Zollverein. 


2.—4. Juni. (Medlenburg). Debatten über Annahme oder Ableh⸗ 


nung ber Berfaffung bes norbdeutfchen Bundes. Diefelbe wird 
ihlieglih mit 106 gegen 16 Stimmen angenommen. in Antrag 
auf Einleitung ber nöthigen Schritte, damit auch Medlenburg eine 
ben übrigen Staaten des norbdeutihen Bundes analoge conititutio- 
nelle Verfaſſung erhalte, wird „auf fi beruhen” gelaflen, d. h. 
abgelehnt, worauf ber Antragfteller bemerkt, es fei ihm das gleich: 
gültig, ba er ber zuverfichtlihen Hoffnung lebe, daß, wie es bem 
deutſchen Bunbestage bereits gejchehen, jo auch über den medlen- 
burgiſchen Landtag die Geſchichte demnächſt troß der Lanbtagsmehr- 
heit zur Tagesorbnung übergehen werde. 


3. Juni. (Preußen: Frankfurt). Die Regierung octroyirt der Stadt 


die preuß. Schlacht: und Mahlſteuer. 


3.—4. Juni. (Zollverein). Minifterconferenz in Berlin. Abſchluß 


eines Präliminarvertrags behufs Erneuerung bes Zollvereind im An⸗ 
ſchluß an den norbbeutfgen Bund. Die ſüddeutſchen Staaten rati- 
ficiren benfelben, zuletzt nach einigem Zögern Bayern (ſ. Süddeutſchl.). 


4. Juni. (Sachſen.) Der bisherige Obercommanbant ber preußijchen 


5 


Truppen in Sachſen, General v. Bonin, verläßt Dresden. 

» (Breußen: Hannover). Im Folge der Eingabe ber hannov. 
Reichstagsmitglieder ftellt die offlcidfe Prov.⸗Correſp. die Zuziehung 
bannover’fcher DVertrauensmänner für weitere Octropirungen in 
Ausficht, 
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3. — 14. Juni. (Preußen) Der König bejudt in Begleitung bes 
Grafen Bismard ben Raifer Napoleon und die Barifer Weltausftellung. 


B. Juni. (Preußen). Der erfte Eivil-Senat bes Obertribunals als 
Disciplinargerichtshof hebt, auf Berufung des Ober: Staatsanwalts, 
ben auf Grund des Art. 84 ber Verfaffung freifprehenden Beſchluß 
bes Disciplinargerichtes erſter Inftanz wegen einer vom Abgeorbneten 
Stabtgerihhtsrathb Tweſten im Abg.Hauſe gemachten Aeußerung auf, 
verweist die Sache zur nähern thatjächlihen Prüfung an das Die: 
ciplinargericht erfter Inſtanz zurüd und ftelt dabei als Rechts: 
grundfaß auf: „Ein Landtagsmitglied kann wegen ber im betreffenden 
Haufe geäußerten Berläumdung nicht bloß ſtrafrechtlich, jondern auch 
bisciplinarifch verfolgt werben.“ | 


le „u (GWaldeck). Landtag: Die Regierung legt bemjelben bie Ber: 
faffung des norddeutſchen Bundes und in geheimer Situng auch ben 
Entwurf eines mit Preußen abzufchließenden „Aeceffionsvertrags” vor. 


. u Preußen). Die nationalsliberale Partei erläßt ein von den 
hervorragendſten Mitgliedern berfelben aus ben neuen wie aus ben 
alten Provinzen unterzeichnetes Programm: 


no. . Uns befeelt und vereinigt ber Gedanke, baß bie nationale Einheit 
nicht ohne die volle Befriedigung ber liberalen Anfprüche des Volkes erreicht 
und dauernd erhalten, und baß ohne die thatfräftige und treibende Macht 
ber nationalen Einheit der Freiheitsfinn bes Volfes nicht befriedigt werben 
fann. Deßhalb ift unfer Wahlſpruch: Der beutfhe Staat und bie deutſche 
Freiheit müflen gleichzeitig und mit benjelben Mitteln errungen werben. 
Die Einigung bes ganzen Deutfchlands unter einer und berfelben Verfaffung 
ift uns die böchfte Aufgabe der Gegenwart. Einen monarchiſchen Bunbes: 
flaat mit den Bedingungen des conftitutionellen Rechtes in Einflang zu 
bringen, ift eine ſchwere Aufgabe; bie Verfafjung des norbdeutfchen Bundes 
bat fie weber volftändig im Umfange, noch in endgültig befriedigender Weife 
gelöst. Aber wir betrachten das neue Merk als den erjten unentbehrlichen 
Schritt auf ber Bahn zu beim in Freiheit und Macht gefeftigten beutfchen 
Staate. Der Beitritt Süddentſchlands, welchen die Verfaffung offen Hält, 
muß mit allen Kräften und bringlich befördert werben, aber unter feinen 
Umftänden darf er die einheitliche Gentralgewalt in Frage ftellen oder ſchwächen. 
Wie unfere Bartei im Entftehen zu befjern bemüht war, jo wird fie ununters 
brochen und jchon im nächſten Reichstage darauf binarbeiten, die Verfaffung 
in fih auszubauen. Im Barlament erbliden wir die Bereinigung ber lebendig 
wirkenden Kräfte ber Nation, Das allgemeine, gleiche, birecte und geheime 
Wahlrecht iſt unter unjerer Mitwirfung zur Grundlage bes öffentlichen 
Lebens gemacht. Wir verhehlen uns nicht die Gefahren, welche e8 mit fich 
bringt, jo lange Preßfreibeit, Verfammlungs: und Vereinsrecht polizeilich 
verfümmert find, bie Volksſchule unter lähmenden Regulativen fteht, bie 
Wahlen bureaukratiſchen Einwirkungen unterworfen find, zumal ba bie Vers 
fagung der Diäten die Wählbarfeit befchränft. Aber da die Garantien nicht 
zu erreihen waren, haben die Gefahren uns nicht abgeſchreckt. Mir find 
entfchloffen, bie Bundescompetenz zu befeftigen unb über alle gemeinfamen 
Angelegenheiten auszubehnen. Als Ziel ſchwebt uns vor, baß die parlamen= 
tariſchen Funktionen bes Staates möglihft vollſtändig in den Reichstag ver: 
legt werben. Nach dem Beifpiele ber preußiſchen Berfaffung haben bie 
entiprechenben Unvolllommenbheiten in bie Reichsverfafſung Einapay ÄUNLEN. 
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Auf beiden Gebieten find nunmehr gleichzeitig unb regelmäßig bie weſent⸗ 
lichen Forderungen gu erftreben, welche bie allein fihere Grundlage bes 
Sffentlichen Rechtes gewähren. Namentlih und vor Allem ift das Budget⸗ 
zecht zu vervollfiändigen, damit ber Nolfsvertretung ber volle Einfluß auf 
bie Staatsgeichäfte zufalle. Nicht minder dringend find Geſetze, welche eine 
wirffame Verantwortlichkeit für die Minifter und alle Beamten herbeiführen, 
anf der jurifilichen Grundlage, daß Jedermann für feine Handlungen eins 
zufteben babe. Im Bunde ift überdieß für eine volftänbigere Repräfentation 
ber verantwortliden Träger ber Regierungsgewalt zu forgen, und ihr Ber: 
hältniß zu den Regierungen der Einzelftaaten zu klären. Wir [dulden ben 
neuen Provinzen, welde in Zuftiz und Verwaltung mander Vorzüge fi 
erfreuen, den Schuß biefer Inftitutionen, bie unmöglich burch mangelhafte 
altpreußifche Einrichtungen erfegt werben bürfen. Die Gleihmäßigfeit ift 
vielmehr zu bewirfen, indem wir ihnen folgen, wo fie uns voran find. 
Dem ganzen Deutichland fchuldet Preußen das gute Beifpiel in Geſetz und 
Verwaltung, joweit beide ben Einzelnftaaten vorbehalten find, benn bie Zu— 
Tunft des gefammten Baterlandes hängt von dieſem Beifpiele ab. Nach wie 
vor verlangen wir bie Ausführung ber in ber Verfaſſung verheißenen Gefete 
und bie Reform des Herrenhaufes als Vorbebingung aller Reformen. Für 
bie Ehre und Machtftellung des Vaterlandes werben wir ferner in gleihem 
Sinne handeln, doch fpornen die Kaften der chroniſchen Kriegsbereitichaft uns 
an, die neuen Zuſtände in Deutſchland ſchnell zu befeftigen, um bald, jeden 
falls nicht fpäter als mit dem Ende des Proviioriums, zu ber fo nothe 
wendigen Sparfamfeit eines wirflihen Militär » Friedensetats zu gelangen. 
Inzwiſchen muß die in ber Reichsverfaſſung zugeficherte Verfürzung ber 
Kriegsdienftpfliht bis zum vollendeten 32. Xebensjahre fehnell verwirklicht 
und auf jede mögliche andere Entlaftung bingewirft werden.“ 


15. Suni. (Preußen). Die Mitglieder der Reichswahlbezirke bei ben 


18, 


lebten Reichstagsmwahlen in Berlin und bie Mitglieder bes Vorſtandes 
ber Fortſchrittspartei beſchließen einen „Wahlverein der deutſchen 
Tortfhrittspartei” zu gründen und verftändigen fi) vorläufig über 
Statuten, nad) denen 

„die deutſche Fortfchrittspartei bei den Grundſätzen und in ber Verfolgung 
ber Aufgaben, welche ihr Programm vom 9. Juni 1861 aufgeftellt bat, be⸗ 
harrt und in Bezug auf bie Reform ber Verfaffung des norddeutſchen Bundes 
die Aufgaben ber Partei in dem bei der Verhandlung über dieſe Verfaſſung 
and og.» Daufe geftelten Anträge Walded = Hoverbed - Birhom vorgezeichnet 
nbet. 

Eine von den National- Liberalen vorgeſchlagene Verſtändigung 

beider Parteien bezüglih ber Wahlen wird von ber Yortichritte- 
partei abgelehnt. 
„ (Preußen) verlangt durch eine Note feines Gefandten in Kopen⸗ 
hagen von ber däniſchen Regierung beftimmte Erklärungen über bie 
für den Fall einer Abtretung Nordſchleswigs von Dänemark dem 
beutfhen Element in bemjelben zu gewährende Garantie und macht 
bavon den Umfang ber beabfichtigten Abftimmung refp. Abtretung 
abhängig: 

„Der Unterzeichnete bat den Wunfch feiner Regierung auszubrüden ges 
habt, ſich mit bem königl. bänifchen Gouvernement in freundfchaftlicher Weife 
über gewiſſe Vorfragen zu verfländigen, welche die nothwendige Voraus: 
jegung ber Abtretung eines Theile bes Herzogthums Schleswigs bildeten, 
und er bat als dieſe Vorfragen bie nöthigen Garantien für den Schuß ber 
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in jenem Territorium wohnenden Deutſchen unb bie Uebernabme eines vers 
hältnißmäßigen Antheil8 an ber Schuldenlaft ber Herzogthümer bezeichnet. 
Der Herr Conjeil-Präfident Hat and, die Bereitwilligkeit ausgeſprochen, über 
biefe Punkte in Verhandlungen zu treten, und die Regierung Sr. Meajeftät 
bes Königs, bes allergnäbigften Herrn bes Unterzeichneten, durfte fich der 
Erwartung bingeben, baß ber fünigl. dänische Geſandte in Berlin in ben 
Stand gejegt werben würde, bie Abfichten feiner Negierung in beiden Bes 
ziehungen fund zu geben. Zu ihrem Iebhafteften Bedauern hat fie in ber 
neueften Eröffnung bes Leßteren, in einer vertraulich mitgetheilten Depefche 
bes Herrn Minilters v. Frijs an Herm von Quaade vom 1. d. M. anftatt‘ 
ber gehofften beſtimmteren Erflärungen nur ben Hinweis auf die beftehenden 
Geſetze und Verträge gefunden, welche ber Herr Minifter für fo vollfommen 
ausreichend hält, daß jede weitere Garantie überflüffig und fogar bedenklich 
fein würde. Die Regierung bes ganz ergebenft Unterzeichneten glaubt in biefer 
vorläufigen Aeußerung nicht bie definitive Auffafjung ber Fönigl. däniſchen 
Regierung erkennen zu ſollen. Die lebtere wird fich bei näherer Erwägung 
bie eigenthümliche Natur der Verhältnijfe nicht verhehlen können, welche es 
für die preußifche Regierung unmöglich machen, unter den befonderen Um⸗ 
fänden in jenen Landftrichen fih mit dem Hinweis auf bie Geſetze und bie 
allgemeinen Zufiherungen eines nicht bezweifelten Wohlwollens ber königl. 
bänifchen Regierung gegen alle ihre eventuellen Untertbanen zu begnügen. 
Sie wird e8 natürlich finden, daß, wenn Se. Majeftät der König fich bereit 
erflärte, etwaige auf eine WWiedervereinigung mit Dänemark gerichtete Wünfche 
norbfchleswig’scher Untertbanen in Erfüllung geben zu Iafjen, die Wünſche 
und bie Bebürfniffe feiner deutfchen Untertbanen in jenen Territorien für 
Ihn feine geringere Bedeutung Haben. Deutfche Gemeinden wider ihren 
Willen und mit dem DVerlufte jedes Rechtes auf ihre nationalen Eigenthüm— 
lichkeiten an ein fremdes Land abzutreten und fie Gefahren preiszugeben, 
beren Befürchtung in Erinnerung an bie Vergangenheit unter ihnen felbft 
Inut genug hervortritt, bat ber Prager Friedensvertrag Preußen nicht ver: 
pflihtet. Die königl. Regierung bat eben durch jenen Artikel bes Friedens: 
vertrages gezeigt, daß fie auf bie Wünſche und auf die Nationalität der 
Bevölferung nah Möglichkeit Rückſicht nehmen will; fie ift aber babei ver: 
pflichtet, diefe Rückſicht vor Allem den eigenen Landsleuten gegenüber nicht 
außer Augen zu feßen, und fie darf nicht vergeffen, daß die Urfachen ber 
Störung des in früheren Zeiten beftandenen guten Cinvernehmens haupt: 
fählih in bem Umftande lagen, baß die Regierung Sr. Maj. des Königs 
von Dänemark nach ber Umgeftaltung der älteren Verfaffung ber Monarchie 
nit mehr im Stanbe war, ben beutichen Untertbanen ber bänifchen Krone 
benjelben Schuß ihrer Nationalität und Sprache zu gewähren, deſſen die⸗ 
felben fich ehemals erfreut hatten. Die Regierung Sr. Maj. bes Könige, 
bes a. H. des Unterzeichneten, würde unter der Nachwirkung ber Greigniffe 
und Kämpfe ber lebten Jahre mehr als früher befürchten müffen, daß bie 
Klagen beutiher Einwohner Schleswigs, weldhe in Deutichland ihren natür= 
lichen Widerhall fanden, berechtigten Anlaß zu ihrer Wiederholung fünden, 
wenn beutjche Gemeinden im Norden Schleswigs ohne Berfaffungs - Bürg: 
Tchaften der Botmäßigfeit einer Regierung unterftellt würden, welche bei dem 
beiten Willen, ihren deutſchen Unterthanen gerecht zu werben, doch vor Allem 
bem verfaffungsmäßigen Ausdrud der Stimmung einer national = bänifchen 
VBoltsvertretung Rechnung zu tragen bat. Die Regierung Sr. Maj. des 
Königs von Dänemark wird ohne Zweifel die Weberzeugung des Unterzeich- 
neten theilen, daß es zur Sicherſtellung ber von beiden Eeiten erftrebten 
freundichaftlichen Beziehungen zwiſchen Deutjchland und Dänemark rathſam 
ift, nit von Neuem bie Keime ähnlicher Zerwürfnifje zu legen, wie e8 die= 
jenigen waren, welche früher ben Frieden beider Länder und dadurch ben 
Europas gefährbeten. Der Unterzeichnete iſt daher von feiner Kerauuun, 


126 


Prenßen und der norddentſche Bund. 


beauftragt worden, an den Herrn GonjeilsPBräfidenten amtlich bie Anfrage zu 
richten, ob die Tönigl. dänische Regierung fih im Stande glaube, Einricht 
ungen zu treffen und Maßregeln in Ausficht zu ftellen, welche für ben Schuß 
und die Sicherung ber nationalen Eigenthümlichfeit der in ben etwa ab» 
getretenen Gebietstheilen einzeln cber in Gemeinden wohnenden Deutſchen 
beftimmte Bürgichaften geben, und welcher Art, in inbivibueller, Iocaler und 
communaler Beziehung, bdiefe Garantien fein würben? — ober ob fie eine 
ſolche Berüdfihtigung und Erhaltung der nationalen Eigenthümlichkeit Tünfs 
tiger beutfcher Unterihanen für unmöglich erachtet, ober wenigftens darüber 
im Boraus beflimmter fih zu erflären definitiv ablehnt? Es bedarf nicht 
exit ber Bemerfung, daß von ber Beantwortung bieler fragen ber Umfang 
ber beabfichtigten Abftimmung reſp. Abtretung abhängig ift; und je mehr bie 
fönigl. Regierung wünſcht, buch den Abſchluß dieſer Angelegenheit jowohl 
der Stimmung ber Bevölkerung Rechnung zu tragen, als auch ber königl. 
bänifhen Regierung einen Beweis ihrer freundfchaftlihen Gefinnungen zu 
geben, um fo mehr muß fie auch erwarten, daß die letztere durch ein ent- 
jprechendbes Entgegenfommen ihr die Beichleunigung möglich machen werde, 
Zugleich mit diefem Gegenftande darf der ganz ergebenjt Unterzeichnete fich 
auch über den zweiten, bereit8 in den vertraulichen Unterrebungen ven ihm 
berührten Punkt, nämlich die Bereitwilligfeit zur Uebernahme eines propor⸗ 
tionirten Theiles ber Schuld ber Herzogthümer, eine beflimmte Aeußerung 
erbitten.” 


48. Juni. (Preußen). Angebliche Depeſche des preuß. Gefandten in 


Wien, Hrn. dv. Werther, an ben Grafen Bismard aus Anlaß ber 
ungarifhen Krönungsfefte in Peſth: 

„Während meines Turzen Aufenthaltes in Peſth wollte ich nicht nur bie 
Anfichten verfchiedener Landtags s Mitglieder von dem von ber Verfländigung 
zu erwartenden Erfolge und die Denfungsweife ber Bevölkerung felbft kennen 
lernen, jondern bejonders auch erforjhen, ob und in weldem Grabe bie 
Ungarn vom Dante Preußen gegenüber erfüllt find, deſſen Einfluffe fie ge⸗ 
wiljer Maßen ihre jeßige politiihe Stellung verdbanfen. Was ben erften 
Punkt betrifft, fcheint mir die Meinung des gegenwärtigen Leiters der unga⸗ 
riſchen Politif bie allgemeine Anficht wibderzufpiegeln. Graf Andraſſy bat 
gegen eine vertraute Perfon bie Neberzeugung geäußert, daß es ihm gelingen 
werbe, die biesfeitige Deputation und bie Delegirten in Einflang zu bringen, 
wenn bie Gemüther durch die Größe und die Anregung ber rönungstefte 
dazu vorbereitet fein werben. Nach feiner Anficht wird eine allgemeine Ver: 
fländigung über die verfchiebenen Punkte des Elaborats ber Siebenundfechziger: 
Commiſſion um jo leichter fein, als ber gegenwärtige Landtag ben Plänen 
ber kaiſerlichen Regierung günftig geflimmt ift; die vom Reichsrathe zu 
machenden AZugefländniffe, um den jegigen tiefen Meinungszwiefpalt zu ver: 
wifchen, werden daher beträchtlich verringert werden. 

„Der Einfluß ber Deal» Partei, das beißt der minifteriellen Partei, auf 
den Gang ber Greigniffe, jchien vor und unmittelbar nad ber Krönung 
einiger Maßen geſchwächt zu fein. Dean bat einen Nugenblid gefürchtet, 
daß mehrere Mitglieder, getäuſcht in ihrer perfönlichen Ehrbegierdbe, deren 
Befriedigung fie ihr Votum untergeorbnet hatten, eine Schwenfung zur Linten 
maden würden; allein die Spende der 100,000 Ducaten, weldhe ber König 
am Krönungstage den überlebenden Armen ber revolutionären Armee von 
1848 madte, und die vollftändige Amneftie haben im ganzen Lande einen 
fo tiefen Eindrud gemacht, daß, wie man mir verfichert, fogar die Mitglieder 
ber äußerften Linfen geftehen mußten, baß ihr Tag noch nicht gekommen fei, 
und daß fie die Verwirkligung ihrer Hoffnungen einer ſpäteren Zeit über: 
laſſen, oder ber Gunſt noch nicht erfennbarer Eventualitäten unterorbnen 
möüffen. Die vom Grafen Andraſſy vorgejchlagenen Maßregeln wurben vom 
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Könige ohne ben minbeften Einwurf angenommen, ja vielleicht obne baß er 
ihre volle Tragweite ahnte. Sie haben bie Defertion in diejer minifteriellen 
Partei aufgehalten, und den Eindrud bes Koſſuth'ſchen Rundſchreibens verz 
wilcht, von dem ih Sie in anderen Berichten unterhielt. 

‚Man kann überhaupt nicht in Abrebe ftellen, daß in ber Bewegung ber 
innern Bolitif in Ungarn feine außerordentlich liberale Strömung obwaltet, 
welche die Krone in ihrer Abhängigkeit erhalten könnte. Die Kraft, welche 
das öfterreichifche Kaiſerhaus bei dielem Auftanbe ber Dinge in diefem Augens 
blide jchöpft, ift den wechlelnden Verhältniſſen ber Zufunft und ber jeweiligen 
Meinung ber Nation unterworfen, jo daß man in beftimmter Weife nur von 
ber Gegenwart jprechen kann; es ift jedoch wahrjcheinlih, daß die weitere 
Entwidlung bes Dualismus eher eine Abſchwächung der öfterreichifchedeutfchen 
Strebungen zur Folge haben werde. 

„Der Empfang, ber mir und den Mitgliebern ber Gejandtichaft in Verb 
zu Theil wurde, war jehr zuvorfommend und flicht von demjenigen ab, ber 
uns bier in ber fogenannten Gejellihaft widerfährt. Die Mittheilungen, 
welche ich über die Meinung im Innern Ungarns erhielt, haben mich über- 
zeugt, daß man in allen Schichten der Sejellihaft viel Sympathie und Dank⸗ 
barkeit für Preußen begt. Die Reichsraths⸗-Deputation wurbe zwar mit vielen 
äußeren Kunbgebungen empfangen, aber ber beutjche Defterreicher wird von 
ben Ungarn nicht geliebt, die für die Zukunft in uns Preußen ihre mittel: 
baren Beſchützer gegen die Wiener berrichlüchtigen Tendenzen erbliden.“ 


Die zuerft von ber Gaz. de France mit dem Bemerfen, fie fei 
vom Grafen Bismard ſämmtlichen preuß. Legationen mitgetheilt 
worden, veröffentlichte Depejche erregt in Dejterreich großes Aufſehen 
und vielfache Erbitterung. Der preuß. Staatsanz. erflärt (12. Juli) 
officiell, daß die Depeiche „nit eriftire”. Die dffentlihe Meinung 
in Defterreich hält fie jedoch troßdem für echt und bie öſterreichiſchen 
Blätter behaupten, daß bie öſterreichiſche Regierung bie Beweiſe 
dafür in Händen habe. 


B. Juni. (Preußen: Frankfurt), Senat und fländige Bürger-Reprä- 
fentation verwerfen beide einftimmig definitiv ven Borfchlag der Regierung 
bezüglich Vermögens: Ausjcheibung zwiſchen Staats- und Gtabtgut. 


B.—21. Juni. (Walde). Der Landtag lehnt in wiederholter Ahftimmung, 
zuerft einjtimmig, bann gegen 1 Stimme, die unbebingte Zuftimmung 
zur DVerfaffung des norddeutſchen Bundes ab und befchließt: 


„In Erwägung, daß die Finanzlage der Fürſtenthümer Walded und 
Pyrmont, welde on bisher e8 kaum geitattete, die dringendften Staates 
bedüriniffe zu beden, es als eine reine Unmöglichkeit erfcheinen läßt, ben 
durch bie Verfaſſung des norbbeutichen Bundes erwachſenden Mehraufwand 
durch neue Steuern aufzubringen, unb daß befhalb bie Hoffnung unferer 
Landesangehörigen lediglich auf ben preußifchen Staat gerichtet iſt, — bie 
Zufimmung nur unter ber Bedingung zu erklären: daß binnen Jahresfrift 
zwijchen der Krone Preußen und Sr. Durdl. dem Fürften von Walded und 
Pyrmont, unter Zuſtimmung ber beiderjeitigen Stänbeverfammlungen, ein 
Vertrag zum Abjchluffe gelange, welcher entweder eine vollitändige Ver⸗ 
ſchmelzung ber Fürftentbümer Walded und Pyrmont mit dem preußiichen 
Staate bewirfe, oder, wenn bies nicht thunlich fein ſollte, anderweite, zur 
Abwendung ber Ueberbürbung biesfeitiger Staatsangehörigen dienende Eins 


richtungen ſchaffe.“ 
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Anm, Die Motive find rein finanzieller Natur. Der Ausgabe⸗Etat bes 
vänbchens betrug nämlich bisher ca. 270,000 Thlr. jährlich, darunter nad 
ber Gonvention mit Preußen 45,000 Thlr. Militärausgaben ; nach Annahme 
ber Bundesverfaffung würden leßtere aber bei 59,143 Einwohnern 132,975 
Apr betragen, alſo ein Deficit von 87,975 Thlr. auszugleichen bleiben. 
Dies nun IM unmöglid, ba bie Steuern ſchon übermäßig hoch, 3. B. bei 
den Tänblichen Grundbefigern einfchließlich Gemeinde= und Kreisfteuern ca. 
30 pGt. des Einkommens betrügen. 

Die Verfaſſung des norbbeutfhen Bundes wird vom Fürften 


trobdem verkündet und in Kraft erflärt. 


21, uni. (Preußen). Der Magiftrat von Berlin lehnt e8 ab, dem 


22. 


24, 


Grafen Bismard das Ehrenbürgerreht der Stabt zu verleihen. 


» (Preußen: Hannover). Den landesflüchtigen Hannoveranern, 
bie vom Hietzinger Hofe als eine Art Hannover’jcher Legion für 
möglihe Eventualitäten in Holland, namentlich in Arnheim, unter: 
halten werden, wird auf Befehl bes holländiſchen Juſtizminiſters 
polizeilich angezeigt, daß fie binnen drei Wochen das Gebiet ber 
Niederlande zu verlaffen haben. Diejelben wenden fih nunmehr 
nad ber Schweiz. 
„ (Lippe:-Büdeburg). Die nad 18jähriger Ruhe zu Verein: 
barung einer Verfaflung einberufene Landesverfammlung genehmigt 
den Beitritt des Ländchens zum norbbeutihen Bunde und die Ber: 
fafjung besfelben. Der ihr vorgelegte Berfaffungs-Entwurf enthält 
vorſorglich einen Artikel, wonach 

„Wir die aus Unſerem altväterlihen Hausgute dem Lande zugeficherten 
Zuwendungen nur fo lange zu leiften gehalten fein wollen, als bie Regierung 
Unferes Fürftentbums Unjerem fürftlihen Haufe zufteht.” 
„ (Preußen). Das Herrenhaus gibt der neuen Verfaflung bes 
norbdeutihen Bundes auch in zweiter Leſung mit 119 Stimmen 
einftimmig feine verfafjungsmäßige Zuftimmung und jchließt bie 
Seſſion, ohne e8 in der Debatte über Aufhebung bes gefeglichen 
Zinsfußes bei Verpfändung von unbeweglihem Eigenthum zu einem 
Reſultat zu bringen. (Die Commijfion, Berihterftatter Profeſſor 
v. Daniels, hatte mit 8 gegen 2 Stimmen den Antrag beiähloffen, 


dem Beichluffe des Abg.-Haufes nicht beizutreten.) 

Schluß des Landtages. Schlußrede des Finanzminifters im Auf: 
trage bes Königs: 

„.... Die Regierung Sr. Majeftät erfennt es mit lebhaftem Dante 
an, baß das Herrenhaus mit Einftimmigfeit, das Abgeordnetenhaus mit weit 
überwiegenber Mehrheit die Zuftimmung zu ber Berfaffung bes norbdeutichen 
Bundes ertheilt haben. In ber Bereitwilligfeit, mit ber bie beiden Häuſer 
babei unter Ueberwindung entgegenftehender Bedenken auf einen Theil ihrer 
bisherigen Rechte verzichtet haben, ehrt bie Regierung Sr. Majeftät eine 
neue Bewährung bes beutfchen Sinnes und ber patriotifchen Hingebung, 
welche das Erbtheil bes preußischen Volfes find, und auf weldhen Preußens 
Beruf für Deutichland begründet ifl. Durch die Zuftimmung ber preußifchen 
Landesvertretung zur Errihtung des norbdeutichen Bundes find nunmehr alle 
Vorbedingungen für bie Geltung ber Verfaſſung besfelden in Preußen erfüllt. 
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. Die Verkündigung der Bundesverfafjung wird unvermeilt und gleichzeitig in 


allen verbünbeten Staaten erfolgen. Somit wird ber nationalen Entwidelung 
Deutichlands der neue Boden bereitet fein, ben fruchtbringenb zu machen fich 
alle patriotiihen Kräfte vereinigen werben. Das preußiiche Volk aber wirb 
auf die Neugeftaltung Deutihland um jo mehr mit Genugtbuung bliden . 
Tonnen, als diefelbe ben Keimen entiproffen ift, welche in Preußen in Ge: 
meinfhaft zwiſchen Fürſt und Bolt fort und fort gepflegt worden find. 
Mährend Norbdeutfchland nunmehr einen eng verfchmolzenen Staatenverein 
bilden wird, fol die nationale Gemeinſchaft, welche zum Schutze beutfchen 
Gebietes bereits gefichert war, auch auf das wirthichaftliche Leben des deutichen 
Bolfes ausgedehnt, und ber Zollverein, deffen Gründung einft den Beginn 
ber einbeitlihen Entwickelung Deutſchlands bezeichnete, mit den Lebens 
bedingungen bes norddeutſchen Bundes in Einklang gefeßt werben. Dank 
ber Mäßigung und Friedensliebe aller Mächte ift e8 gelungen, bie friedliche 
Entwidelung ber europäifhen Verhältnifje vor Störungen zu bewahren; 
die freundfchaftlihen und vertrauensvollen Beziehungen zwiſchen Sr. Majeftät 
dem Könige und den Monarchen mächtiger Nachbarſtaaten gewähren ber all: 
feitigen Zuverfiht auf die Dauer eines jegenbriugenben Friedens ein gewich- 
tiges Unterpfand. Der Wunſch unb das Streben ber Regierung St. Maj. 
wird fort und fort darauf gerichtet fein, die Bebeutung und die Macht des 
neu gefräftigten Staatswefens vornehmlich in ber Sicherung der Segnungen 
bes Friedens zu bewähren.” 


25. Juni. (Preußen). Eine kgl. Berorbnung befiehlt die Einführung 


26. 


a7. 


28. 


30. 


bes preuß. Strafrechts und bes preuß. Strafverfahrens in ben neu 
erworbenen Lanbestheilen. 


„ (Zollverein). Zufammentritt ber Zollconferenz von Bevoll⸗ 
mädhtigten ſämmtlicher Staaten des Zollvereins in Berlin, um auf 
Grundlage des Präliminarvertrages vom 4. Juni den Zollverein 
definitiv wieber berzuftellen. 


„ Preußen). Der erfte Criminal:Senat des Obertribunals 
erkennt in Folge Berufung der Oberftaatsanwaltichaft gegen bie 
freifprechenden Urtheile ber beiden erjten Inſtanzen in den Prozefjen 
gegen die Abg. Frentzel (Kammerrede gegen ben Polizei⸗Präſidenten 


.d. Maurach) und Zweiten (Kammerrede gegen ben Obertribunals: 


Beihluß vom 29. Januar 1866) auf Vernichtung beider Erkennt: 
niffe und Zurüdweifung an bie Gerichte erfter Inftanz zu noch— 
maliger Verhandlung. 


„ (Breußen). Eine k. Verordnung ſetzt für die neu erworbenen 
Landestheile in Berlin ein Oberappellationsgericht ein, deſſen ſpätere 
Vereinigung mit dem Obertribunal einem bejonberen Geſetze vor: 
behalten wird. Das bisherige hannover'ſche Oberappellationsgericht 
zu Gele wird dadurch zum Appellationsgericht herabgefeßt. 
„ (Shwarzburg:Rubolftadt). Fürft Friedrich Günther }. 
Sein Bruber Albert (geb. 1798) folgt ihm. 
» Breußen: Scäleswig-Holftein). Die harten Mapregeln vom 
29. Mai gegen die Familien der nad) Dänemark geflüchteten Militär: 
pflichtigen in Nordſchleswig werden fijtirt. 

r) 
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_ Yunt. Breußen und Weimar). Für bie Ausführung ber mit 
best 4. Od. in Kraft tretenden Militärconvention zwiſchen beiden 
Staaten wird in Berlin eine Reihe von Vereinbarungen getroffen, 
denen aud bie anderen ſächſiſchen Herzogthlimer jo wie bie Fürjten- 
rh mer Schwarzburg-Rudolſtadt und Reuß j. u. ält. Linie beitreten. 

Danach werben unter einftweiligem Verzicht auf Bildung der entfpredhenden 
rhũ ringiſchen Cavallerieregimenter die bisherigen Contingente dieſer Staaten 
in drei „thüringifche Snfanterieregimenter” umgebildet und zwar fo, daß 

eimar ein, Coburg-Gotha und Meiningen ein, Altenburg und bie Fürftens 
ihinmer zujammen ein Regiment bilben, welche die fortlaufende Nummer ber 
norbbeutihen Bundedarmee erhalten. Tas Dislocationsrecht ſteht dem Bundes⸗ 
feloheren zu, ber daſſelbe jedoh nur im Fall zwingender Umftände ausüben 
will. Die zur Cavallerie ausgehobenen Wehrpflichtigen dienen einftweilen, 
wenn ber Bebarf es fordert, in nächſtgelegenen preußiſchen Truppentheilen, 
ebenſo dauernd die für die Jäger, Artillerie, Pioniere und Train Ausgehobenen. 
reußen bildet die Landwehre und Aushebungsbezirke und beſorgt das 
Aushebungsgeſchäft in Verbindung mit den Landesbehörden. Die ausge 
hobenen Wehrpflichtigen, auch wenn fie in preuß. Negimentern dienen, leiften 
ihrem Landesheren den Eid und verpflichten fi zum Gehorfam gegen ben 
Bundesfeldherrn. Die Uniform und bie Ausrüftung find die preußiſche. Die 
Stellung ber Landesfürften zu ben in ihrem Gebiet dislocirten Truppen ift 
die eines commandirenden Generals; bem König von Preußen ſteht bas Be⸗ 
gnadigungsrecht zu. Die preußiſcher Geits geeignet befundenen Offiziere 
treten, wenn fie es wünſchen, in bie preußiiche Armee unter Belaffung ihrer 
Gharge, und damit in ben preuß. Untertbanenverband. Sie leiſten dem 
König ben Fahneneid und verpflichten ſich mittelſt Handgelöbnijjes das Wohl 
und Beſte des betreffenden Landesherrn zu fördern, Schaden und Nachtheil 
aber von bemfelben und dem Land abzuwenden. Die Ernennung und Ver: 
fegung ber Dffiziere fieht dem König von Preußen zu. Jeder Thüringer 
kann in jedem beliebigen preuß. Truppentbeil und ebenjo jeder Preuße in 
den thüringijchen Contingenten jeine Militärpflicht erfüllen, wie auch bei ben 
Offizieren beliebige Verfegungen ſtatt finden. 

—  .„ (Eoburg: Gotha). Zwei Flugiäriften: „Was foll aus bem 
Herzogtum Coburg werben? Ein Beitrag zur Beleuchtung Flein- 
ſtaatlicher Verhältniffe”, und das Gegenftüd dazu: „Was fol aus 
Gotha werben? Auch ein Beitrag zur Beleuchtung kleinſtaatlicher 
Verhältniſſe“ gelangen beide, wenn aud auf theilweis abweichenden 
Wegen ber Entwidlung, zu dem Schluß: beiden Ländern fei bei 
ben neuerdings ihrer harrenden, ſchier unerſchwinglichen Kriegslaften 
nur durch einen raſchen Anjhluß an Preußen zu helfen. Die 
Coburger Schrift proteftirt außerdem noch Tebhaft gegen ben Ges 
banken einer vollftändigen ftaatlihen und abminijtrativen Bereinigung 
Coburgs mit Gotha, welche doch nur eine überflüffige, kurze Durch— 
gangsftufe zur inverleibung in das Königreih Preußen, bie un: 
ausbleiblic, bilden würde. 


4. Juli. Morddeutſcher Bund). Mit Ausnahme einiger weniger 

| der Kleinftaaten, in benen die landſtändiſche Zuftimmung noch aus: 

fteht, tritt die Bunbesverfaflung im ganzen Umfange des Bundes in 
Kraft. ' | | 


preußen und::der norddeutfche Aund. 131 


4, Juli. (Breußen: Schleswig-Holftein).. Die Regierung orbnet eine neue 
Umgrenzung der Wahlkreije für die Reichstagswahlen in. Nord: 
ſchleswig an, wodurch dem däniſchen Element, das bei den erſten 
Wahlen zwei Vertreter durchſetzte, einer derſelben entriſſen werben foll., 
v» Breußen). Für ven Kaiſer Mar von Merico wird wie ſ. Z. 
für den Kaiſer Nikolaus von Rußland eine vierwöchige Hoftrauer 
angeorbnet fait der fonft üblichen breimöchigen. 
„ » (Hamburg) kauft von Lübed feinen Antheil an ben og. Vier: 
., fanden um 400, 000 M. 8. (160,000 Thlr.). 


3. , (Preußen). Feierliche Fahnen- und Standarten-Weihe in Pots- 
dam für die drei neugebildeten Armeecorpe nad bemjelben Cere- 
moniell wie am 18. Januar 1861 bei Gelegenheit ber neuen 
Armeeorganifation. 

"in (Breußen) Der Disciplinargerihtshof des Berliner Kammer: 
gerichtS verurtheilt die Abgg. Tweſten und Lasker zu 100 Thlrn. 
Strafe und zu einem ernten Verweis, weil ein Bffentliches oppd- 
fitionelles Auftreten von Richtern gegen Perjonen und gegen bie 
Politik des Minifteriums die Treue gegen den König und bie 
Pflichten eines Beamten verlee, erfennt dagegen fait einftimmig 
neuerdings an, daß Art. 84 der. Verfaflung den Abgeordneten wegen 
feiner Thätigkeit als folder vor Verfolgungen ſchütze. | 


„ u (Breußen und Bremen). Abſchluß einer Militärconvention. 


A.—5. Juli. (Preußen) Eine Reihe von k. Verordnungen, durch 
welche die Stempeljteuer von Spielfarten, von Wechfeln, von Zeitungen 
. und Kalendern in ben neuen Lanbestheilen eingeführt und bie bisher 
beftandenen Lotterien in Hannover, Osnabrück und Frankfurt auf: 
gehoben, endlih bie Verwaltung der in den neuen Lanbestheilen 
vorhandenen Staatscapitalien ohne Ausnahme ber Generaljtaatsfaffe 
in Berlin übertragen werben, erregen in den neuen Landestheilen, 
namentlih aber in Kurbeflen, eine tiefe und allgemeine Mikftimmung. 

Die letztere Verordnung lautet: 


F 1. Sie Verwaltung der in ben neu erworbenen Landestheilen vorhan⸗ 
denen, zum Staatseigenthun gehörigen Activcapitalienfonds, ſoweit fie nicht 
für fpezielle Berwaltungszwede beſtimmt find, geht an bie Generalftaatsfaffe 
in Berlin über. $ 2. Für bie Verwaltung und Berwendung ber Beftände 
und ber Auffünfte diefer Fonds gelten fortan lediglich biejenigen allgemeinen 
Beilimmungen und Grundſätze, welde überhaupt für Die Verwaltung und 
Verwendung von Staatsgeldern maßgebend find. $ 3. Die in Gefeten und 
Verordnungen der neu erworbenen Landestheile vorhandenen Beitimmungen, 
welche biefer Verordnung zumiberlaufen, werden biemit aufgehoben. $ 4. 
Der Finanzminifter iſt mit ber Ausführung biefer Verordnung beauftragt, 


und betrifft Hauptfählih: in Hannover den Domanial:, Ablöfungs- 
und Beräußerungsfonds, in Kurheflen den Staatsfhab und ben 
Laudemialfonds, in Schleswig-Holjtein Capitalbeftände, welche aus 
Berwaltungsüberfhüffen ber lebten Jahre angefammelt wurden, in 
Naſſau Capitalbeflände bei der Domänenverwaltung. 


5» 
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6. Juli, Lübech) ſchließt mit Preußen ein ähnliche Milttärconvention 
ab wie Bremen. 


8 „ (Zollverein). Schluß ber Zollconferenzen in Berlin. Unter: 
zeihnung ber neuen Zollvereinsverträge (|. Süddeutſchland). 


9, u (Preußen: Hannover). Die Regierung beruft 24 Vertrauens⸗ 
männer, von denen 10 ber früheren erften und 14 ber früheren 
zweiten Kammer angehörten, und die Ende Juli unter dem Vorſitze 
bes Minifters des Innern in Berlin zufammentreten follen. Unter 
ben Berufenen befinden fih bie Koryphäen der nationalliberalen 
und ber Adelspartei; dagegen find bie ftrengen PBarticulariften völlig 
übergangen. 


11. „ (Preußen) beruft feinen Vertreter in Mexico ab. 
„: on Reuß ji L.) Fürft Heinrich LVIL 7. Sein Sohn Heinrich XIV. 
faoſlgt ihm. 
12, „ Preußen) Der Erzbifhof von Poſen Ledochowski verbietet 
. feinem Clerus neuerdings alles Politifiren. 


14. „ Morddeutſcher Bund). Graf Bismard wird zum Bundes: 
fanzler ernannt. 


15. „ (Preußen) Der offizielle „Staatsanz.” vertheibigt die Maß⸗ 
regeln vom 4.—5. Auli, belonneg® die Einziehung bes bisherigen 
Staatsvermögens ber neu erworbinen Lanbestheile, indem er fi 
enti&hieden gegen die Ueberlafjung von Provinzialfonds an bieje 
neuen Provinzen ausſpricht: 

„ ... Aus ben neuen Provinzen waren bie und da Wünſche laut ges 
worden, daß biejer ober jener Fonds den betreffenden Landestheilen ald Pros 
vinzialfonde belaffen werden möge. Der Erlaß ber Verordnung zeigt, daß 
überwiegende Gründe es der Staatsregierung nicht haben ftatthaft erjcheinen 
laffen, diefen Wünfhen zu entſprechen. Es mag dieß von benen bedauert 
werben, welche derartige Wünſche Funbgegeben haben. Aber fie werben der 
Mapregel Gerechtigkeit wiberfahren laſſen, wenn fie in Betracht ziehen, welche 
Stellung die Staatsregierung im Hinblid auf das Staatsganze in biejer 
Trage nothwendig einnehmen muß. Der Staatsregierung ift durch die Ers 
eigniffe bes vergangenen Jahrs die Aufgabe geworben, die altpreußifchen 
Landestheile und die neu erworbenen Gebiete zu einem einheitlichen Staats: 
wejen zu verfchmelzen. Den neuen Provinzen ift Schonung berechtigter 
Eigentbümlichfeiten zugefagt worben, und e8 wird folche ficherlich gewährt 
werden. Aber die Grenze für den Bereich, in welchem bie Fortdauer be⸗ 
ftehenber Bejonderheiten möglich ift, ergibt fi durch das unerläßliche Ers 
forderniß der Staateeinheit. Das kirchliche, das communale Leben, das 
Privatrecht, die Organifation der Verwaltung in den Localinftanzen zeigt 
aud in den alten Provinzen nach Land und Leuten eine reichhaltige Mannich⸗ 
faltigfeit. Ben neuen Landestheilen werden ihre Befonberheiten auf biejen 
Gebieten thunlichft gewahrt bleiben. Aber es gibt ein Gebiet, auf welchem 
jede DBejonderheit zu einer Bevorzugung oder Benachtheiligung gegen bie 
"übrigen Stoatsangehörigen wird; bas ift bas Gebiet, auf welchem es ſich 
um die Betheiligung an den Staatslaften und um bie Nubung bes Staats: 
vermögens banbelt. Hier muß Gemeinfchaftlichfeit und Gleichheit durch alle 
Theile des Stantsgebiets walten. Dieſes Princip bat dazu beflinnmt, bie 
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neuen Landestheile in Bezug auf bie Befteuerung mit ben alten Provinzen 
auf gleihen Fuß zu ſetzen. Bon bemjelben Grundfaß aus iſt in Ausſicht 
genommen, bie Staatsſchulben ber neu erworbenen Gebiete mit ber preußijchen 
Staatsſchuld der Art zu verfchmelzen, daß es fortan nur eine preußiiche 
Staatsfhuld gibt, von welcher alle Staatsangehörigen in gleicher Weile be- 
laftet werben. Es ift nur bie andere Seite besjelben allgemeinen Principe, 
daß auch das in ben neuen Lanbestheilen vorhandene Staatsvermögen mit 
bem übrigen preußifchen Staatsvermögen unterfchiebslos verſchmolzen und 
zugleich mit bdiefem Fünftig für allgemeine Staatszwede in einer allen 
Staatsangebörigen in gleihem Maße zu gute fommenden Weife genugt unb 
verwendet wird. Es würde gerabezu gegen bie Gerechtigkeit veritoßen, wenn 
das in ben neuen Provinzen vorhandene Staatsvermögen ober Theile des⸗ 
felben diejen Provinzen als Sondervermögen ausgejebt werben follten, während 
an dem in dem älteren Staatsgebiet vorhandenen Vermögen fortan, wie alle 
Staatsangehörigen, fo auch diejenigen in ben neuen Provinzen Theil haben 
werben. Oder wollte man etiva ben Anfpruch zulaffen, baß auch Beſtand⸗ 
theile des bisherigen preußiſchen Staatsvermögens, etwa ber Staatsjchak, 
unter Ausſchließung ber neuen Lanbestheile, als ein gemeinfchaftlicher Pro⸗ 
vinzialfonds für die acht alten Provinzen bes Landes ausgeſetzt werden ? 
Für die neuen Provinzen werben fortan, wo es bie Aufwendung öffentlicher 
Mittel zur Förderung ber Wohlfahrt gilt, die Gefammtmittel des Staates 
eintreten, und dieſe geftatten wirffamere Verwendungen, als fie aus Pro⸗ 
vinzialfonds von immerhin beſchränktem Umfang gegenüber größeren Auf- 
gaben möglih find. Wir glauben, die neuen Provinzen werben fo fi 
beſſer geftellt finden, und fie werben nunmehr, wenn fie Bebürfniffe zur 
Sprache bringen, nicht zu erwarten haben, fih auf ein aus dem Staatsgut 
für fie ausgefchiedenes Sondervermögen verwiejen zu jehen.” 

5. Juli. (Preußen). Der Vorſtand des Wahlvereins ber Fort: 
ſchrittspartei erläßt ein Circulär, in dem er fi über die Stellung 
ber Partei zur Verfaffung bes norddeutſchen Bundes dahin ausſpricht: 

„Nachdem die Verfaffung Geſetz geworben ift, ſtellt ſich die Fortſchritts⸗ 
Partei auf den Boden biefer Verfaffung, jo mangelhaft und fo bejchränft er 
auch fein möge. Eben fo eifrig, wie ihre Vertreter im Reichstage und im 
Abgeordnetenhaufe die Mängel der Verfaſſung befämpft haben, fo lange fie 
nicht Geſetz war, eben jo eifrig werden fie auch jebt bafür forgen müffen, 
daß biefe Mängel nur auf dem verfafjungsmäßigen Wege ber Reform ver: 
befiert werben. Die Aufgabe, bie der Partei dabei geftellt wird, ift eine ſehr 
ſchwere, aber die Dinge werben dadurch nicht beffer gemacht, daß man vor 
ben Schwierigkeiten zurüdtritt.” 

— „ (Breußen). Ein Rundſchreiben des Biſchofs von Kulm, 
v. d. Marwis, an feinen Clerus fpricht fi) wie der Erzbifchof von 
Pojen gegen das Politifiren defjelben aus. 


5.» (Breußen u. Oldenburg). Abſchluß einer Militärconvention. 
-— „u (Preußen u. Hamburg) Abſchluß einer Militärconvention. 


8 „ (Breußen u. Walde). Preußen fchließt mit Walde einen 
fog. Acceffions: (Anneriong:) Vertrag auf die Dauer von 10 Jahren 
ab, durch welchen jenes bie gefammte Regierung und Verwaltung 
des Ländchens übernimmt, der Fürft v. Waldeck dagegen die ge: 
fammten Domänen als Privatvermögen behält ober erhält: 

„Se. Majeſtät der König von Preußen und Se. Durklauit ver IR 
von Walde und Pyrmont, von dem Wunſche geleitet, hen Wrbergnmn Det 
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FZürkentbümer Waldeck und Pyrmont in ben norbbeutihen Bund erleichtert 
zu jeben, haben beſchloſſen, zu dieſem Bebufe einen Nertrag abzujchliegen 
unb bemgemäß berollmädtigt: Se. Majeſtät der König von Preußen Aller: 
hochſt Ihren Geheimen Legaticndratb Bernhard König, Se. Burdlaudt ber 
Fürſt von Waldeck und Pyrmont Höchſt Ihren Geheimen Rath Karl Wilhelm 
v. Stodhaufen und Höchſt Ihren Geheimen Regierimgsrath Lubwig Klapp, 
welche nad Austaufch ihrer gut und richtig beiunbenen Vollmachten ſich über 
nachftehende Artifel geeinigt haben. 

Art. 1. Preußen übernimmt bie innere Verwaltung ter Fürftentbümer 
Walded und Pyrmont. Ausgefchloffen und fomit Er. Durchlaucht bem 
Türften vorbehalten bleibt nur diejenige Verwaltung, welche dem Fürfllichen 
Eonfiftorium in feiner Eigenſchaft als Ober: Kirhenbehörbe zufteht, fo wie 
bie Verwaltung des Stiftes Schaafen. Art. 2. Tie Berwaltung wird Namens 
Sr. Durchlaucht des Fürjten in Uebereinfiimmung mit ber Verfajjung unb 
ben Gefeßen der Fürftenthümer geführt. Art. 3. Preußen bezieht die ge: 
fammten Landes-Einnahmen der Fürftenthümer und bejtreitet die ſämmtlichen 
Landes: Ausgaben mit Ausfchluß der Ausgaben jür das Conſiſtorium in feiner 
Eigenfchaft als Ober-Kirchenbehörde. Art. 4. Se. Majeität der König von 
Treußen übt bezüglih ber inneren Verwaltung ber Fürſtenthümer bie volle 
Staatsgewalt, wie fie St. Durchlaucht bem Fürften verfafjungsmäßig zufteht. 
Letzterem bleibt jedoch das Begnadigungsrecht in ben verfaflungsmäßigen 
und gefeßinäßigen Grenzen, fo wie das Recht der Zuflimmung zu Ver— 
faſſungs-Aenderungen und Geſetzen, in fo weit fie nit die Organiſation ber 
Juſtiz- und Verwaltungs-Behörden (Art. 6) betreffen, vorbehalten. Art. 5. 
An die Spite der Verwaltung ber Fürftenthümer tritt ein von Sr. Majeltät 
bem Könige zu ernennender Landes-Tirector, welcher die verfafjungsmäßig 
ber Lanbes-Regierung obliegende Verantwortlichkeit übernimmt. Art. 6. 
Preußen ift berechtigt, die Juſtiz- und Verwaltungs-Behörden nach eigenem 
Ermefjen anderweitig zu organifiren. Die Befugniffe der Behörden höherer 
Snftanzen Türmen preußifchen Behörden übertragen werben. Art, 7. Die 
ſämmtlichen Staatsdiener werden von Preußen ernannt, fie find preußijche 
Unterthanen und leiften Sr. Majeftüt dem Könige den Dienfteid. Dieſelben, 
einſchließlich des Landes-Directors, haben bie Verfaſſung der Fürſtenthümer 
gewifjenhaft zu beobachten und beren genaue Einhaltung ausdrüdlich zu ges 
loben. In den Dienfleid bes Landes-Directors wird das Gelöbniß aufge: 
nommen, in Bezug auf die Sr. Durchlaucht bein Fürften in ben Art, 4 
und 9 dieſes Vertrages vorbehaltenen Rechte KHöchfidemfelben treu und ge⸗ 
borfam zu fein, Art. 8. Die gegenwärtig in Function ſtehenden fürftlichen 
Staatsbiener werden, jo weit ihre Dienſte in den Fürftenthümern in %olge 
ber neuen Organifation entbehrlidy werden, oder jo weit fie nicht. bei ber 
fürftlichen Domanial:Berwaltung (Art. 10). Anftelung finden, unter Bei⸗ 
behaltung ihres Ranges und Einfommens und unter Berüdfihtigung ihres 
Dienftalters in Preußen angeſtellt. Diejenigen, welche ſich nicht in biejer 
Weiſe verwenden laſſen wollen ober folchergeftalt nicht verwendet werden 
fünnen, werden in Gemäßheit des Waldeck'ſchen Staatsdienſt-Geſetzes pen- 
flonitt, beziehungsweife auf Wartegeld gefett. Bei Anftelung und Pen: 
fionirung ꝛc. biefer Staatsbiener wird Preußen auf bie bejtehenden Ver⸗ 
hältniffe möglihft NRüdficht nehmen. Art. 9. Se. Durchlaucht der Fürft 
übt die Ihm verbleibende Vertretung des Staates nach außen durch .dben 
Landes⸗Director und unter beffen Berantwortlichfeit. Die entftehenden Koften 
werben, wie bisher, aus ber Landeskaſſe beftritten. Art. 10. Die Verwaltung 
bes in bem Receſſe vom 16. Zuli 1853 2c. bezeichneten Domanial-Vermögens 
wirb durch den gegenwärtigen Vertrag nicht berührt und verbleibt Sr. Durch⸗ 
laucht dem Fürſten. Es findet eben fo wenig einerfetts ein &eldbeitrag des 
Domaniums zu ben Landes-Ausgaben, wie andererfeit eine Mitbenugung 
ber Landesbienfl:Stellen durch die Domanial-Verwaltung Statt. Art. 11. 
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Gegenwärtige Webereinfunft tritt vom 1. Januar 1868 ab auf bie Dauer 
von zehn Jahren in Kraft und wird nah Ablauf diefer Frift auf anderweite 
zehn Sabre verlängert angefehen, wenn nidyt mindeftens Ein Jahr vorher 
von bem einen oder bem anberen Theile eine Kündigung erfolgt. Art. 12. 
Gegenmwärtige Uebereinfunft ſoll ratificirt und ber Austaujch der Ratifications- 
Urkunden innerhalb vier Wochen in Berlin bewirkt werden, vorbehaltlich ber 
Zuftimmung der beiberfeitigen Lanbesvertretungen. 

Ein Shluß:Protofoll von bemfelben Tage enthält unter Anderem 
noch folgende Bemerkungen, Erflärungen und Verabredbungen: 

2. Se. Durchlaucht der Fürft wird von dem Ihm im Art. 4 bes Haupts 
vertrages vorbehaltenen Zuftimmungsrechte zu den Geſetzen Teinen ber preu= 
Bifhen Verwaltung binderlihen Gebrauh machen. Die Perfon bes anzu: 
ftellenden Landes-Directors wirb vor beifen Berufung St. Durchlaucht dem 
Fürften nambaft gemacht werden. Wird die Anftellung beanftandet, jo werden 
zwei andere Individuen namentlich bezeichnet werben, zwijchen denen Ge. 
Durchlaucht ber Fürft binnen Monatsfrift eine Wahl treffen wird. 

6. In Bezug auf die Militir-Convention und Militär-Verbältnifie 
bleiben weitere Berabredungen vorbehalten. 

7. Die Landes-Verwaliung wird dem fürftlihen Confiftorium Behufs 
u alübrung feiner Anordnungen, wie bisher, ben erforberlichen Beiſtand 
eiſten. 


19. Juli. (Preußen und Heſſen). Nach langwierigen Unterhandlun⸗ 


20. 


gen (ſeit dem März) kommt endlich ein Poſtvertrag zu Stande, 
durch welchen Heſſen ſein Poſtweſen an Preußen abtritt, faſt in allen 
Punkten gleichlautend mit den übrigen Verträgen, welche Preußen 
mit ben Staaten des ehemaligen Tarisſchen Poſtgebietes abgeſchloſſen 
hat, jo daß er alle erforderlichen Elemente zur Uniflcation bes Pojt- 
wejens innerhalb des norddeutſchen Bundes barbietet. 


„ Preußen: Kurheffen). Der „Wolfenbruh” von Unifications» 
‚maßregeln, namentlich feit Anfang dieſes Monats, Hat in den neu 
erworbenen Lanbestheilen nicht nur einen großen und allgemeinen 
Widerwillen hervorgerufen, ſondern namentlich in Kurheflen einen 
völligen Umſchwung der Stimmung, die bisher ber Annerion an 
Preußen durchaus günftig war, hervorgerufen. Die Helfifhe „Morg.: 
Ztg.“, das Organ ber feit lange preußiſch gefinnten Partei erklärt 
geradezu: 

„Die Worte „Ihonende Hand,” „Milbe,” „berechtigte Eigenthümlichkeit“ ꝛc. 

find allmählih zum Geſpött geworben, und man begegnet häufig genug ber 
Frage: wie man denn härter gegen uns hätte verfahren können, wenn wirf- 
lich gegen das Volf Krieg geführt worden wäre, oder wenn nicht ber beutjche 
Bruberftaat, jondern eine nichtbeutihe Macht und erobert und mit fich ver: 
einigt hätte!” 
„» @Breußen). Der Gtaatsanz. veröffentlicht eine kgl. Verord⸗ 
nung, betreffend bie rechtlihe Natur, die Verwaltung und bie Ver: 
außerlichkeit der Domänen und NRegalien in den neu erworbenen 
Zanbesiheilen, welche im $ 1 bie in Preußen geltenden Beftimmungen 
auf bie neuen Provinzen ausbehnt. Der nichtamtlihe Theil bes 
Staatsanz. bringt dazu einen Commentar, welcher u. A. bemerkt: 

„In mehreren der neu erworbenen Gebietstheile find bie dießfälligen 
Berhältniffe die Urfache aufregender Eonflicte zwijhen dem RRegentenhaufe 
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und bem Lande gewefen, welche, ohne überall im befriebigender Weife zum 
Austrage gebracht worben zu fein, mit ber Einverleibung jener Länder in ben 
preußifhen Staat fich erledigt haben. Zur Durdführung eines einheitlichen 
Staatsrechts, fowie um bem bringenben praftifchen Beburfniffe einer gleich- 
mäßigen und geficherten Verwaltung zu genügen, hat die Berorbnung bie 
gegenwärtig erlangten Domänen und Regalien den für die Monardie all 
emein giltigen Grunbfägen und Beflimmungen unterworfen. Wenn es 
Biecnach — * — iſt, Domänen zu verkaufen, fo bat ſich bie Frage, in welchen 
Fällen mit einem ſolchen Berfaufe vorzugehen fei, wie in den älteren Pro: 
vinzen nach ben maßgebenben flaatswirthichaftlihen Prinzipien zu richten.“ 


20. Juli. (Preußen). Die Staatsanwaltſchaft appellirt gegen das 


22. 


23. 


25. 


26. 


27. 


30. 


Erkenntniß des Kammergerichts als Disciplinarhofes gegen die Abgg. 
Tweſten und Lasker v. 3. d. M., weil es nicht die Amtsentſetzung 
derſelben ausgeſprochen hat. 


„ Medlenburg) Um den Anforderungen des norddeutſchen 
Bundes gerecht zu werben, erläßt der Großherzog aus eigener Macht⸗ 
vollkomnenheit ein neues Rekrutirungsgeſetz. 


n Breußen: Schleswig-Holftein). Das Stabteollegium von Altona 
entjcheibet fi mit einer Stimme Mehrheit für die Freihafenftellung 
ber Stadt. 

„ (Preußen: Hannover). Die Königin Marie verläßt endlich, dem 
Drude Preußens weichend, die Marienburg, wo fie bisher den Mittel: 
punft aller Umtriebe gegen bie neue Drbnung der Dinge bildete, 
und geht zu ihrem Gemahl nad Hieking. 

» (Preußen). In Abwefenheit des Botſchafters Tiest der franz. 
Geſchäftsträger dem preuß. Minifter eine Depefhe Mouſtiers bez. 
Nordſchleswig vor. Preußen reclamirt lebhaft gegen die Einmiſchung. 
Frankreich entſchuldigt fi, daß es eine bloße Anftruction für feinen 
Vertreter zu feiner Darnachachtung, aber Feine zu birecter Mit: 
theilung beſtimmte Depeſche gewefen fei. 

„Morddeutſcher Bund). Durch Bublicandum aus Ems über: 
nimmt ber König von Preußen „die Uns durch die Verfaſſung des 
norbd. Bundes übertragenen Rechte, Befugniffe und Pflichten für 
Uns und Unfere Nachfolger in der Krone Preußen“. 


» Preußen: Hannwer). Eine Verfammlung von Delegirten in 
Hannover erklärt ſich ſehr emergifch gegen die Einführung bes In— 
ftitut8 der preuß. Landräthe. 
„» (Preußen: Kurheſſen). Den 7 noch lebenden verfaffungstreuen 
Offizieren von 1850—51 werben vom König Penfionen bewilligt. 
„ Breußen: Hannover). Zufammentritt der hannov. Vertrauens: 
männer unter dem Vorſitz bes Minijters des Innern zu Berlin. 
(Breußen: Kurbeffen). Der König empfängt in Ems die Mit: 
glieder des früheren Ständeausſchuſſes, der ſchon früher eine m: 
mebiateingabe an ben König zu Gunſten ber Erhaltung des Stants- 
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Ihabes für das Land gemacht Hatte und jebt die Zuſicherung bes 
Königs erhält, die Maßregel v. 5. d. M. ſei fiftirt und eine neue 
Unterſuchung angeorbnet, in welcher die Anſprüche des Landes bie 
vollfte Würdigung finden würden. 
Die Immediateingabe bezwedite, ven König um Erhaltung ber berechtigten 
Gigenthümlichfeiten bes Landes, wie biefelbe ſowohl bei der Belebung bes 
legtern als jpäter verſprochen worden, insbeſondere I. um Herftellung einer 
Provinzial-Sondervertretung nach Analogie ber bisherigen Ständeverſamm⸗ 
lung zu bitten. Für diefe wurde ein Schema ber Gegenftände, auf welche 
ihre AZuftändigeit fich zu erfireden babe, in jieben Punkten aufgeftellt, von 
welchen ber fiebente die „Mitwirkung bei der Verwaltung des Haus: und 
Staatsſchatzes nah Mafgabe der beftehenden Gefete und Vereinbarungen 
aus bem Jahre 1831* betraf. An'dieſen Punkt anfnüpfend hieß es dann 
in ber Smmebiateingabe bes bleibenden Ausjchuffes weiter: „Diefer legte Punkt 
ift um fo wichtiger, als TI. die Ausscheidung eines Sondervermögens uners 
läßlich erjcheint, wenn eine gedeihliche provinzielle Selbftändigfeit und Selbſt⸗ 
verwaltung ftattfinden, und zugleich das kurheſſiſche Volk hinſichtlich des bie- 
berigen Staatsvermögens mit Gerechtigkeit und Billigfeit behandelt werden 
fol. Es iſt Fürzlich angeordnet worden, daß die Furbeifiichen Lande ganz 
nach preußijcher Weiſe befteuert werben; es find danach Fünftig zufolge einer 
vorläufigen, gewiß aber viel zu geringen Annahme über 90,000 Thaler jähr- 
lih an birecten Steuern mehr aufzubringen, als bisher. Wir finden bieß 
begreiflih. Auch ift ſehr natürlich, daß die bedeutenden Walbungen, bie zahl: 
reihen Domänengüter und fonftigen Domanialien, jedoch mit Ausnahme der 
aufgefpeicherten, in Preußen zu laufenden Ausgaben verwendeten Ablöſungs⸗ 
Tapitalien (fogenannte Laudemialfonds) ohne Weiteres dem altpreußiichen 
Staatsvermögen zugerechnet werden. Anders verhält es fich aber mit dem 
Staatsſchatze. Wir dürfen wohl daran erinnern, daß ber fogenannte Haus 
und Staatsſchatz von den Geldern berrührt, welche nad) Ueberlaffung von 
Soldaten an bie britifche Regierung im vorigen Jahrhundert gelöst wurben. 
Diefes fogenannte Blutgeld bildete lange Zeit einen Streitgegenftand zwiſchen 
ber Lanbesherrichaft und ben Landftänden. Endlid, im Jahre 1831, fam 
ein Vergleich dahin zu Stande, daß eine gefonderte ſpeziell controlirte Ber: 
waltung eingefegt, und eine Theilung ber Kapitalien und bes Auffommens 
zur Hälfte für den Staat, zur Hälfte für das furfürftliche Haus verabredet 
wurde. Eine Verwendung ber Kapitalien, wie ſolche nad volkswirthſchaft⸗ 
lihen Grundſätzen wohl geboten gewejen wäre, fand nicht ftatt, weil ber 
Lanbesherr feine Einwilligung verfagte, wohl aber blieben bie nothiwendigften 
Aufgaben umerledigt: jo 3. B. hat das Land troß breißigjährigen Mahnungen 
zur Stunde noch feine Srrenheilanftalt; eben fo wurde die Austattung ber 
Boltsichulen, die Anlegung von Krankenbäufern vielfach vernachläffigt. Wollte 
man nun zu ben langjährigen Erduldungen und Entbehrungen und zu ben 
Steuererhöhungen auch nod die Entziehung bes Etaatefchhates hinzufügen, 
der doch nach ben ermähnten Vereinbarungen und nad) bem Geſetze vom 
27. Februar 1831, die Bildung und Verwaltung des Staatsſchatzes betreffend, 
für immer das unbezweifelte und ausfchließliche Eigenthum des Landes fein 
fo, fo wäre das fiher nit nur unbillig, fondern auch unpolitiich, unjer 
Land würde dann, troß allen Zuſicherungen und troßbem, daß bie Preußen 
nirgends freundfchaftlicher aufgenommen worben find, al8 in Hefien, härter 
betroffen werben, als irgend ein anderes, was doch ſicher ben gerechten und 
bochherzigen Sntentionen Ew. Majeſtät nicht entjpräche.” Der Eingabe war 
eine Fertſqhrift über Geſchichte, rechtliche Verhältniſſe ꝛc. des Staatsſchatzes 
eigelegt. 
31. Juli. Schluß der Verhandlungen der Bunbes:Liquidations-Lommillen 


in Frankfurt: Verteilung der Activen des ehemaligen veutigen Bunted. 
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3, Aug. (Breußen: Hannover). Schluß der Berfammlung hannover: 


12, . 


44. 


15. 


ſcher Vertrauensmänner in Berlin. 

Da bie Verhandlungen nicht öffentlich waren, jo gibt einer der Vertrauens: 
männer, ber Stabtiyndicus Albrecht, den ftädtifchen Collegien von Hannover 
in Öffentlicher Sigung Bericht über ihre Thätigfeit mit dem Beifügen, nad 
den Aeußerungen des Miniſters Eulenburg glaube er hoffen zu bürfen, baß 

Preußen keinen ber Wünſche und Vorfchläge der Vertrauiensmänner unbe⸗ 
achtet laſſen würde. Auf die Ausiheidung eines Provinzialfonds für Hans 
nover gebe er indeſſen ſehr wenig Ausficht. Die Vertretung bes Landes auf 
ben Provinziale und Communallanbtagen fowie auf ben Kreistagen folle 


durchweg aus vitterfähaftlichen, ftädtijchen und Ländlichen Abgeordneten bes 


ftehen, jedoch unter Befeitigung des Adelserforderniffes bei den erfteren, und 
in gleicher Anzahl für jeden der brei Stände. Daß diefes Syſtem den Ver: 
trauensmännern allen erwünfcht"jei, wolle er Feineswegs behaupten; aber e8 
jet nicht zu befeitigen, jo lange bie Reform in Preußen feldft nicht durchs 
geführt jet. | 

„ @reußen). Die öfterr. Kaiferfamilie bedankt fih in Berlin 
für bie fo thätige Verwendung des preuß. Gefandten in Mexico, 
Hrn. dv. Magnus, zu Gunften des unglüdlichen Kaifers Mar. 

„ Morddeutfher Bund). Beginn der Verhandlungen mit Ham— 
burg, Bremen und Lübeck und den beiden Medlenburg über ihren 
Eintritt in den Zollverein ober die Feſtſtellung eines Averfums als 
Entfhädigung der Bundeskaſſe. 


- » Breußen: Naffau). Der ehemalige Herzog proteftirt umfonft 


bei allen Landesoberfchultheißereien gegen die Uebertragung ber Do: 
mänen auf den preußifchen Fiscus. 

„ DRorddeutfher Bund). Durch Präfidialerlaß des Königs 
von Preußen wird ein Bundesfanzleramt errichtet „für die bem 


Bundeskanzler obliegende Verwaltung und Beauffihtigung der durch 
die Verfaſſung des nordd. Bundes zu Gegenftänden der Bundes: 


verwaltung gewordenen, beziehungsmweife unter die Aufficht des Bundes: 
präjidiums geftellten Angelegenheiten, fo wie für die dem Bundes: 
Fanzler zuftehende Bearbeitung ber übrigen Bundesangelegenheiten“ 


“und das Präfidium diefer neuen Behörde dem Geh.-Rath Delbrüd 


übertragen. 

» Preußen: Naffau). Der König verläßt Ems, um wieder nad) 
Berlin zurüdzufehren, nachdem er dur Hffentlihen Erlaß fi über 
feine Aufnahme in Nafjau ſehr befriedigt ausgefprocdhen hat. 

„ MRorddeutfher Bund). Eröffnung bes Bundesraths. Der 
Bundeskanzler macht demfelben Vorlagen bez. der neuen Zollvereing- 
verträge mit Süddeutſchland und bez. eines zu erlaſſenden Boft- 
gefehes, Heimathsgeſetzes und Conſulatsgeſetzes. 


„: (Preußen: Frankfurt). Beſuch des Königs in Frankfurt. Beim 


Empfang der Senatsdeputation erflärt er unummunden, es ſeien 
Mißverftändnifje und Irrthümer in Beziehung auf Frankfurt vor: 
gefallen; er hoffe dieſelben von Berlin aus zu befeitigen. 
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15. — 17. Aug. (Preußen: Kurdeffen). Beſuch des Königs in Kaffel. 
| Slänzender Empfang. Der König erflärt ſchon in feiner Antivort 
auf bie erfle Begrüßung „es müſſe zugegeben werben, es jeien in 
letzter Zeit mancherlei Irrungen vorgefommen, bie bejeitigt werben 
— konnten und bejeitigt werben follten; er babe bieß ſchon in Ems 
geſagt und habe gerade deßhalb jet nad Kaffel fommen wollen und 
lage e8 heute noch einmal." Vor feiner Abreife erklärt der König 
neun Mitgliedern ber ehemal. kurheſſ. Stänbeverfammlung „er könne 
nur wieberholen, was er ſchon in Ems und bei jeiner Ankunft in 
Kaſſel gejagt habe; namentlich der Staatsſchatz werde jedenfalls ben 
bejonderen Intereſſen Heflens bienftbar bleiben. Er ſpreche noch—⸗ 
mals feine Freude und feinen Danf für den ihm gewordenen wirt: 
ih überrafhenden Empfang aus; namentlih nad) bem was in 
letter Zeit vorgefommen, fei ein jo berzlicher Empfang eine wahre 

und ſchöne Ueberrafhung für ihn geweſen.“ 


16. Aug. (Norddeutſcher Bund). Der Bundesrath nimmt vorläufig 
bie ihm vom Bundeskanzler vorgelegte Geſchäftsordnung an, wählt 
den preuß. Legationsrath. Lothar Bucher zu feinem Brotofollführer 
und befchließt, die allgemeinen Reichstagswahlen auf den 31. Auguft 
anzulegen. — Der Bundesrath wählt feine Ausſchüſſe, der König 
von Preußen ernennt die Mitglieder der von ihn zu bejtellenden. 


20. „ (Breußen). Antwort auf die dänische Depeſche vom 20. Juli 
bez. der norbichleswigfchen Frage. 


Graf Bismarck fpricht fich darin, gegenüber dem dänifchen Vorſchlag einer 
vertraulichen und birecten Verhandlung, zuſtimmend aus, und nimmt aud) 
mit Genugthuung davon Act, daß die däniſche Negierung fich bereit erkläre, 
den auf den abzutretenden Theil Schleswigs treffenden Antheil an ber 
Staatsihuld der Herzogthlimer zu übernehmen. Was aber die Garantiefrage 
anbelangt, fo erflärt er, daß ihm die dänische Gefebgebung nicht bie aus⸗ 
reichende Bürgſchaft jür den Schuß der Nationalität ber ihr. zu unterftellenden 
Deutſchen zu gewähren jcheine. Hinjichtlich der Auslegung des Art. 5 bes 
Prager Triedens hält Graf Bismard jeine in ber Depeſche vom 18. Zuni 
niebergelegte Anſchauung aufrecht und ift der Anficht, daß die Abſtimmung 
erſt zu erfolgen Habe, nachdem eine Verftänbigung über die Demarcations: 

linie erzielt fei. 

22. „ (Breußen: Hannover). Der König oeteoyirt der Provinz kraft 
der ihm vom Landtage bis zum 1. Det. ertheilten Machtvollkommen⸗ 
heit eine provinzialſtändiſche Verfaſſung. . 

Brovinzialftändifhe VBerfaffung Hannovers: $ 4. Das 
Gebiet des vormaligen Kgr. Hannover bildet einen provinzialftändifchen Ver: 
band. Der Verband hat die Rechte einer Corporation. Terfelbe wird durch 
Provinzialflände vertreten, welche fih auf dem Provinzial-Landtage verfam: 
meln, $ 2. Dem Provinzial:Landtage fleht unter ber Mitwirkung und Auf: 
fiht der Staatsregierung die Beihlußrnahme über die Communal:Angelegen: 
heiten der Provinz, die Verwaltung und Vertretung ber provinzialftändifchen 
Anftitute und Vermögensrechte zu. Er ift befugt, im Intereſſe ber Provinz 
Ausgaben und Leiftungen zu übernehmen und die Art und Weile ber Auf: 
bringung berjelben zu beſchließen. Er hat außerdem die RXke un IRRE 
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ber in ben Älteren Lanbestheilen bes preuß. Staates beſtehenden Provinzial: 
fände. F 3. Der Provinzial= Landtag befteht aus 6 Virilftimmen und 25 
gewählten Abgeordneten aus dem Stunde der größeren Grunbbefiter, 25 
Abgeordneten aus bem Stande ber Städte und 25 aus bem Stande ber 
Landgemeinden. $ 5. Die Abgeorbnneten der größeren Grundbefiter werben 
Bis auf Weiteres gewählt von ben Ritterfchaften ber einzelnen Bezirke und 
find aus benjelben zu wählen. Tas bisher beftandene Erforderniß des ade: 
ligen Standes für die Aufnahme in einige Ritterfchaften wird biemit auf: 
gehoben. $ 6. Die Abgeordneten der Städte werden von ben Meagiftraten 
und Bürgervorfiehern aus deren Mitte gewählt. 57. Im Stande ber Lands 
gemeinden erfolgt die Wahl durch die zeitigen Mitglieder der dritten Curie 
ber betreffenden Landſchaft. Zu Abgeordneten können nur Grundbefiter bes 
Bezirks gewählt werden, beren Grundbefig mit einem Wohnhauſe verfehen 
zu mindeftens 150-300 Thlr. Reinertrag nad ber Grundfteuerfhäßung 
veranichlagt und entweder ererbt oder mwenigftens ein Jahr vor der Wahl 
erworben ift, F 8. Die Wahlen geſchehen auf 6 Sabre bergejtalt, daß alle 
3 Jahre bie Hälfte der Abgeordneten jedes Standes ausjcheidet. Für jeden 
Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt, $ 10. Der Land: 
tags-⸗Marſchall wird vom König ernannt. F 11. Zum kgl. Commiſſär beim 
Landtage wird der Ober-Präfident beftimmt. $ 13. Der Provinzial:tandtag 
wird, fo oft e8 das Bedürfniß erfordert, vom Könige berufen. $ 14. Zur 
Beſchlußfaſſung ift die Anwefenheit von mehr als ber Hälfte der Mitglieder 
erforderlih. Die Beichlüffe werden durch einfache Stimmenmehrheit der An: 
weienden gefaßt, doch find für gewiſſe Beſchlüſſe zwei Drittheile und unter 
Umftänden felbft die Abflimmung nah Ständen erfsrberlid. $ 17. Die 
Beihlüffe unterliegen theil der Genehmigung des Königs, theils derjenigen 
ber Reſſort-Miniſter. F 20. Die Geſchäftsordnung ift vom Landtage unter 
Beftätigung des Ober» Präfidenten aufzuftellen. $ 21. Die gewählten Mit- 
glieder des Provinzial-Landtags erhalten Diäten und Reifefoften. Der Betrag 
berjelben fowie die Art und Weiſe der Aufbringung ift durch Beſchluß des 
Provinzial-Landtags mit Genehmigung des Ober-Präfidenten zu beſtimmen. 


24. Aug. (Breußen) Eine k. Verordnung regelt .das Münzwejen in 


26. 


ben neu erworbenen Lanbestheilen. 


»„ Breußen: Kurheſſen). Kurheſſiſche Vertrauensmänner treten 
unter dem Vorſitze des Minifters Eulenburg in Berlin zufammen. 


26.—29. Aug. Berfammlung des volfswirthichaftlichen Gongrefles in 


v 


Hamburg. Lebhafte Debatten über die Wünſchbarkeit und Roth: 
wenbigfeit einer Vereinfachung des Zolltarifs und über bie Frage, 
welcher Erja für den daraus entjtehenden Ausfall in ben Staats: 
einnahmen zu ſchaffen fei. Neben der beiden Referenten Michaelis 
(Berlin) und Wolff (Stettin) für die indirecten Steuern. und bie 
regierungsjeitige Erhöhung einzelner Confumtionsfteuern und dagegen 
ber Herren Böhmert (Züri) und Emminghaus (Karlsruhe) für 
die directe Beſteuerung, namentlich Vermögens: und Einkommens: 
jteuer als die rationellfte und am wenigften brüdende. Schließlich 
werben folgende Refolutionen als Ausdruck der Anfhauungen bes 
Congreſſes beſchloſſen: | 

1) Aufgabe der Tarifreform im Zollverein ift gegenwärtig a) bie con= 
fequente Beſeitigung des Schutzſyſtems, b) die Zurücdführung bes Tarifs auf 
wenige nach finanziellen Rückſichten ausgewählte Pofitionen, c) die durch⸗ 
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greifenbe ‚Revifion ber Zollgeſetzgebung und Verwaltung, in Uebereinflimmung 
mit ben berechtigten Anforderungen des bejchleunigten unb gefteigerten Verkehrs. 
2) Tie Dedung des dadurch entftehenden Einnahme - Ausfalles ift auf die 
Dauer zu erwarten theils von ber durch bie bezeichnete ZTarifreform im 
Allgemeinen zu bewirfenden Steigerung der Production und des Verbrauchs, 
theils von einer rationelleren Anordnung und Ermäßigung der Zoll= reſp. 
Steuerfäße für - Zuder, durch welche biejer in allen Formen im Maffen: 
verbraud zugänglich gemacht wird. 3) Zur Dedung des vorübergehenden 
Ausfalls find zeitweife mäßige Zufchläge zu einzelnen Conſumtionsſteuern 
zuläflig, unter Ausſchluß derjenigen Abgaben, welche nothwendige Lebens: 
bebürfnifje treffen. 4) Soweit etwa aus biefer Rüdficht ein Aufchlag zur 
Zabafsbefteuerung in Frage fommen follte, ift auch bei biefer daran feftzu= 
Ana daß a) das im Zollverein hergebrachte Princip einer mäßigen Bes 
euerung des Verbrauchs gewahrt, b) der bisherige Beſteuerungsmodus im 
Weientlihen beibehalten, jedoch die Uebergangsfteuer für den nad Nord: 
beutichland gehenden ſüddeutſchen Tabaf bejeitigt und dafür die in Preußen 
beftehende innere Verbrauchsſteuer auf die ſüddeutſchen Staaten ausgedehnt 
werbe, und c) jede veratorifche Controle der Production und des Vertriebs 
ausgeſchloſſen bleibe. 


30. Aug. (Breußen). General Rieben, der bisherige Director im 


31. 


Marine Minifterium, erhält die nachgefuchte Entlafjung und wird 
nunmehr wenigitens proviforiih durch einen wirklichen Fachmann, 
ben PVice-Admiral Lachmann, erſetzt. 


„Morddeutſcher Bund). Allgemeine Reichstagswahlen. 


Nefultate: Hannover 12 National- Liberale gegen 7 Particulariften 
(bei ber früheren Wahl 9 gegen 10); Kurbeflen 6 National-Fiberale, 1 Alt⸗ 
liberaler unb 1 Clerifaler (der Candidat ber demofratifchen Partei unterliegt 
in 3 Wahlbezirfen, wo er als Gegencandibat des nationalsliberalen Candidaten 
aufgeftellt wurde); in Poſen fiegt dießmal ber deutfche Candidat in ber 
Stabt Poſen über den polnifchen, bob nur mit 40 Stimmen; Sadjien 7 
Conjervative, 6 Demokraten, 5 National-Liberale, in 5 Wahlbezirken ift eine 
zweite Wahl nothwendig; Mecklenburg-Schwerin 5 National=kiberale (160,000 
liberale gegen 32,000 feudale Stimmen); Strelig 1 Liberaler (6000 gegen 
2000), 1 Conjervativer; Schleswig : Holftein: für Schleswig 3 Deutſche, 1 
Düne (früher 2 Deutſche, 2 Dänen, indem in Folge der veränderten Ein 
theilung der beiden Wahlkreiſe in Norbichleswig in Flensburg bie Deutſchen 
mit 8375 Stimmen fiegen gegen 7618.) Merfwürdiger Weile gaben im 
ganzen Herzogtum Echleswig in allen 4 Wahlfreifen bie Dänen 25,598, 
die Deutihen nur 24,663 Stimmen ab, was bei dem unzweijelhaften Ver: 
hältnig der Nationalitäten in der Gefammtbevälferung freilich nur daher 
rühren kann, daß bie Dänen fi) an den Wahlen zahlreicher betheiligten als 
bie Deutjchen. 


„Morddeutſcher Bund). Don Preußen find big jegt Militär- 
Eonventionen mit folgenden norbbeutihen Staaten abgeſchloſſen 
worden: Weimar, Meiningen, Coburg, Altenburg, Schwarzburg: 
Rudolſtadt, beide Reuß, Oldenburg, Anhalt; Schwarzburg-Sonbers- 
haufen, beide Kippe, Kübel, Bremen und Hamburg Mit Walde 
ſteht der Abſchluß einer Convention noch bevor. Es bleiben dem⸗ 
zufolge nur noch Braunfchweig und die beiben Mecklenburg, welche 
lebteren die neue Organifation ihrer Streitkräfte definitiv in bie 
eigene Hand genommen haben. Enblih ift aud nad, Kir u 
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anderer Grundlage als mit ben angeführten Staaten, eine Militär: 
Convention mit Darmftabt abgeſchloſſen worden. 


Die Conventionen zerfallen in ſolche, bei welchen bie betreffenden Staaten 
von ber Stellung eines eigenen Eontingents ganz abſehen und ihre militärijche 
Leiftung einfah an Breußen übertragen, und in folche, bei welchen die be= 
treffenden Staaten die eigene Gontingentsftellung als Beſtandtheil des nord: 


. beutfchen Bundesheeres aufrecht erhalten. Zu diejen letteren Staaten gehören 


die ſieben thüringiſchen: Sahfen-Meimar, Meiningen, Coburg - Gotha und 
Altenburg, Schwarzburg-Rubolftadt und die beiden Neuß, welche zufammen 
3 Snfanterie-Regimenter aufbringen, wie Anhalt, beffen Militär-Contingent 
auf 1 Inſanterie-Regiment bemefjen if. Jene anderen Staaten dagegen find: 
Dldenburg, Lippe-Detmold, Schaumburg=fippe, Schwarzburg-Sondershaufen, 
Bremen, Lübel und Hamburg, wozu Waldeck mit Abſchluß feiner Conven⸗ 
tion binzutreten wird. Von ben Truppen diefer Contingente treten das 
Infanterie- und das Dragoner:Regiment Oldenburg nebft den beiden olden⸗ 
burgifchen Batterien in die preußiiche Armee über, und die vier Bataillone 
und zwei Escadrons der Hanjeftäbte find aufgelöst worden, um durch neue 
preußifche Truppenbildungen erjeßt zu werden. Die beiden ehemals hambur⸗ 
gijchen Escadrons werden zu dieſem Behuf mit dem nur brei Escadrons 
ftarfen olbenburgiihen Dragoner -Regiment vereinigt werden, die Infanterie 
der Hanfeftädte bildet dagegen ein neues, nunmehr preußifches Infanterie⸗ 


- Megimept. Ebenſo werben die Contingente ber vorgenannten Tleinen Staaten 


zulammen ein neues Infanterie Regiment formiren. Die drei refp. vier 
Regimenter treten in allen Einzelnheiten auf preußifchen Fuß, die Infanterie 
‚per Regiment & 3 Bataillone zu je 4 Compagnien, das Cavallerie-Regiment 
à 5 Escadrons. Dasjelbe gilt auch von ben 3 thüringiihen Negimentern 
und dem anhaltiſchen Regiment. Die Uniform bei allen diefen Truppen ift 
genau ber preußijchen nachgebildet, dagegen verbleiben ihnen die bisher ge⸗ 


“ führten Fahnen, wofern bie einzelnen Contingente nicht als folche in ber 
‚. neuen Organifation überhaupt zu eriftiren aufhören. Als fonftige Unter: 


Iheidungszeichen führen das 1. thüringifhe Infantexie-Regiment (Weimar) 
und das anhaltiiche Regiment, wie die ehemals olbenburgifchen Truppentheile, 
ben Anfangsbuchflaben ihres Landesherrn auf den Adhlelflappen und bas 
Wappen ihres Randes ale Helmzierbe. Die Offiziere tragen am Helme neben 
der Landes die preußiſche Cocarde, ebenjo leiften fie bem Könige von Preußen 
ben Fahneneid. Die filbeıne Schärpe und das filberne Portepee enthalten 
bie norhbeutichen, hatt ber preußijchen Farben (die erfte Anwendung der 

tben Auf das preußiſch-norddeutſche Militärwefen). Den 
Angehörigen aller diefer Staaten flieht es frei, bei ihren reſp. Contingenten 
ober auch bei preußifchen Truppen ihrer Dienftpflicht zu genügen. Die 
Gonventionen gelten zugleich in allen dabei in Betracht Tommenden Punkten 
für bie Reſerven und Landmwehren diefer Contingente. Die Aushebung wird 
überall von Preußen übernommen, und bie zum Dienft bei ben Special- 
waffen tauglich befundenen Mannſchaften werben vorläufig bei preußiichen 


Truppentheilen eingeftellt. Für fpäter bleibt bie Errichtung von zwei thü- 
ringiſchen und einem im Anbaltiichen garnijonirenden Gavallerie = Regiment 


vorbehalten, wie wahrſcheinlich auch die von befonderen Specialwaffen. Vor⸗ 
läufig find alle biefe Eonventionen, mit Ausnahme derer mit den Hanjes 
ſtädten, welche Feine genaue Zeitbeſtimmung enthalten, auf fieben Jahre ab— 
geichloffen. Vertragsmäßig müſſen nach Hamburg zwei preußische Bataillone, 
nah Büdeburg ein Jäger: Bataillon und nah Detmold, Sonbershaujen, 


. Bremen und Lübed je ein Infanterie-Bataillon in Garnijon gelegt werben. 


Die Verlegung der Contingents:Truppen nad) ‚beliebigen Garniſonen, in wie 
außer ben Grenzen bes Gebietes ihres Landesherrn, bleibt übrigens allein 
ber Entichliegung des oberften Kriegsherrn, bes Königs von Preußen, vor⸗ 


Preußen und dee norddentfche Bund. 443 


behalten: Späteftens bis zum 1. October d. J. müſſen alle biefe Neu: 
formationen und Neuorganifationen zu Ende geführt werden. Die Sontingents 
ftelung für die beiden Medlenburg und Braunjchweig ift officiell noch nicht 
befannt, fol jedoch nach Zeitungsangaben fiir die erften beiden Staaten 2 
Sinfanterie-Regimenter & 3 Bataillone, 2 Dragoner-Regimenter & 5 Escadrons 
und 4 Batterien, für Braunfchweig 1 Snfariteries, 1 Hufaren:Regiment umb 
2 Batterien betragen. Dieſe Truppen mit den 7 Infanterie: Megimentern, 
1 Dragoner:Regiment und 2 Batterien der Contingents-Truppen zufammens 


- gefaßt wird fih demnad die Gefammttruppen=Aufftelung ber norddeutſchen 


— A 


Kleinitaaten auf 30 YBataillone, 20 Eskadrons und 8 Batterien, ftatt bisher 
33 Bataillone, 13 Eskadrons und 6% Batterien berechnen, wozu dann an 
außerpreußifchen Truppen in ber Armee des norddeutjchen Bundes noch die 
von Sachſen und Hefien-Darmftadt hinzutreten. 

Wie das Militärweien fo ift auch das Poſtweſen durch Verträge 
Preußens mit den verſchiedenen Etaaten in Folge des Vertrages mit 
dem Haufe Taris im Wefentlichen geregelt: 

An Geldentihädigung für die Ausübung des Poſtrechts erhalten jährlich: 
Hefjen-Tarmftadt 40,000 fl., Sachſen-Weimar 10,277 Thlr. 23 Sur. 6 Pf., 
Sachſen-Meiningen 9275 fl., Sachſen-Coburg-Gotha 6250 Thlr., Reuß j. 8. 
3000 Thlr., Lippe- Detmold 2000 Thlr. und Schwarzburg: Sondershaufen 
1505 Thlr. 16 Sgr. 8 Pi, GSelbftftändige Poftverwaltung Behalten Braun: 
Ihweig, bie beiden Medlenburg und das Königreih Sachſen. 


ug. (Medlenburg). Um ben Anforderungen der Zeit doch all: 


mälig zu entjprecdhen, befiehlt der. Großherzog die Anlegung Kleiner 
Häuslereien auf den großen zwei Fünftel der Landesfläche umfafjen: 
ben Staatsbomänen möglichjt zu begünftigen. 


— Gept. (Preußen: Hannover). Preußen ftellt dem ehemal: König von 


Hannover eine Art Ultimatum bez. eines Abfommens über feine 
Bermögensverhältniffe, indem es ihm erflärt, daß die Machtvoll⸗ 
fommenheit des Königs bez. Hannover mit dem 1. Det. zu Ende 
gehe und die Angelegenheit nachher nur im Einverftändniß mit dem 
preuß. Landtag geregelt werben könnte, woburd die Ausfichten bes 
Königs Georg kaum günftigere würden. 


» Breußen: Kurheſſen). Schluß der Verhandlungen der in 
Berlin verfammelten Furbejjifhen Bertrauensmänner. Diefelben 
übergeben dem Minifter des Innern ſämmtlich mit Ausnahme der 
vier ritterfchaftlichen Mitglieder folgende Erfärung: 

„Wir haben uns bei unferen Anträgen auf folche allgemeine Landes: 
anliegen beſchränkt, Hinfichtlich deren nach Tage ber Dinge eine anberweite 
Entſcheidung nody möglich und erforderlich erfchien, es dagegen nicht für unfere 
Aufgabe gehalten, Wünſche zu verfolgen, die, wie berechtigt fie auch find, 
entweder mehr auf einem örtlichen Intereſſe beruhen oder aber vollenbeten 
Thatfachen gegenüberftehen. Aus ber Einberufung von Bertrauensmännern 
und aus dem Umftande, daß benfelben weitere Vorlagen nicht gemacht wurden, 
[höpfen wir übrigens die Hoffnung, daß bis zum 1. October, wo bie preus 
ßiſche Verfaffung auch bei ung eintritt, weitere, in das Gebiet der Geſetz⸗ 
ebung einfchlagende Anordnungen nicht ohne Beirat) von Vertretern bes 
Bandes getroffen werden, und erlauben uns, dies als Wunſch auszuſprechen.“ 


„ (übel). Die Bürgerfhaft bevollmäctigt mit U wen D 
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Stimmen den Senat zu Unterhandlungen mit Preußen behufs Ein⸗ 
tritt in den Zollverein. 


4. Sept. (Hamburg). Der Senat weigert ſich entſchieden, auf das von 


ber demokratiſchen Linken ber Bürgerſchaft betriebene Begehren einer 
Revifion der Verfaflung, um biefelbe in Folge des norbbeutichen 
Bundes auf eine einfache Stabtverfaffung herabzuſetzen, einzugehen. 
„Morddeutſcher Bund). Eirculardepefche des Grafen Bis: 
marck über die Politik Preußens und die Haltung des norddeutſchen 
Bundes gegenüber Süddeutſchland: 

„Euer 2c. babe ich bereits die Aeuferungen mitgetheilt, welche uns fowohl 
von kaiſerlich öfterreichifcher, wie von Faiferlich franzöfifcher Seite über bie 
Bebentung und den Charakter ber Salzburger Zuſammenkunft zugefommen 
find, und welde wir nur mit Befriebigung haben entgegennehmen können. 
Es war voraus zu jehen, daß es ſehr ſchwer fein würde, die öffentliche 
Meinung zu überzeugen, daß eine Thatfache, wie die Zufammenfunft ber 
beiden mächtigen Monarchen Angejichts ber gegenwärtigen Lage der euro= 
päiſchen Politif, nicht eine tiefer Tiegenbe Bedeutung und weiter gehende 
Folgen babe, und bie Anfangs mit einer gewiffen Befliffenbeit und bem 
Anjcheine ber Authenticität verbreiteten Nachrichten über beabfichtigte oder 
gefaßte Entjchließungen auf dem politifchen Gebiete waren nicht geeignet, bie 
Zweifel über ben Zwed der Zuſammenkunft zu heben. Es gereicht uns um 
fo mehr zur Genugthuung, aus den Öfterreihifchen und franzöſiſchen Erflär: 
ungen bie Verfiherung zu entnehmen, baß ber Beſuch des Kaifers Napoleons 
lediglich aus einem Gefühle hervorgegangen ift, welches wir ehren und mit 
bem wir fympatbifiren, und daß ber Zuſammenkunft beider Herrfcher der 
Charakter diefes Motivs gewahrt geblieben if. Danach find innere Angelegen= 
heiten Deutſchlands nicht in ber Weile, wie die erften Nachrichten es Vorauss 
fegen ließen, Gegenſtand ber Beiprehungen in Salzburg gewelen. Cs ift 
dies um jo erfreulicher, da die Aufnahme, welche jene Nachrichten und Vor⸗ 
ausfegungen in ganz Teutfehland fanden, von Neuem gezeigt hat, wie wenig 
das deutſche Nationalgefühl den Gebanfen erträgt, die Entwicklung ber Ans 
gelegenheiten der deutſchen Nation unter die Bormundfchaft fremder Einmifchung 
geftellt, ober nach anderen Rüdfichten geleitet zu ſehen, als nad) den durch 
die nationalen Intereſſen Deutjchlands gebotenen. Wir haben es uns von 
Anfang an zur Aufgabe gemacht, den Strom ber nationalen Entwidlung 
Deutihlands in ein Bett zu leiten, in welchem er nicht zerftörend,, fonbern 
befruchtend wirke. Wir haben Alles vermieden, ivas die nationale Bewegung 
überftürzen fönnte, und haben nicht aufzuregen, fondern zu beruhigen gejucht. 
Dieſes Beftreben wird uns, wie wir hoffen dürfen, gelingen, wenn auch von 
auswärtigen Mächten mit gleicher Sorgfalt Alles vermieben wird, was bei 
dem beutjchen Wolfe eine Beunruhigung binfichtli fremder Plane, beren 
Gegenftand es jein könnte, und in Folge befjen eine gerechte Erregung bed 
Gefühle nationaler Würde und Unabhängigfeit hervorrufen könnte. Wir 
begrüßen daher bie beſtimmte Verneinung jeder auf eine Einmiſchung in 
innere Angelegenheiten Deutſchlands gerichteten Abſicht im Intereſſe der 
ruhigen Entwidlung unferer eigenen Angelegenheiten mit lebhafter Genug: 
thuung. Die fübbeutjchen Regierungen ſelbſt werben uns bezeugen, daß wir 
uns jedes Verſuches enthalten haben, einen moralifchen Drud auf ihre Ent: 
fhließungen zu üben, und daß wir vielmehr auf die Handhabe, welche ſich 
uns zu dieſem Zwecke in ber Lage des Zollvereins bieten Fonnte, durch ben 
Bertrag vom 8. Juli dieſes Jahres rückhaltlos verzichtet Haben. Wir werben 
biefer Haltung auch ferner treu bleiben. Ber norbdeutiche Bunb wird jedent 
Bebürfniffe der fübbeutihen Regierungen nad Erweiterung und Befefligung 
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ber nationalen Beziehungen zwiſchen dem Süden und bem Norden Deutfche- 
lands auch in Zufunft bereitwillig entgegenfommen, aber wir werben bie 
Beflimmung des Mafßes, welches bie gegenfeitige Annäherung inne zu 
balten Hat, jeder Zeit der freien Entſchließung unferer ſüddeutſchen Ver: 
bündeten überlafjen. Diefen Standpunkt glauben wir um fo ruhiger feſt⸗ 
halten zu dürfen, als wir in den gegenwärtig beftehenben vertragsmäßigen 
Beziehungen zwifchen dem Norden und dem Süden Deutichlands, wie fie in 
den abgejchloffenen Bündniffen und in der Vervollfländigung des Zollvereines 
fi darftellen, eine vehtlih und thatfählih gefiherte Grundlage für 
bie felbitfländige Entwidlung ber nationalen Intereſſen bes beutichen Volkes 
erbliden, Euer ꝛc. erfuche ih, Sich in biefem Sinne gegen bie bortige Regierung 
auszufprechen, und ermächtige Sie aud) zur Borlefung dieſes Erlaſſes.“ 


9. Sept. (Waldeck). Wiederzuſammentritt des Landtags. Eröffnungs: 


10. 


rede des Minifterg: 


„Nachdem von den Herren Ständen bie Zuflimmung zur Annahme ber 
Berfafjung bes norddeutſchen Bundes in der Sitzung vom 22. Juni d. J. 
unter ber Bedingung erflärt war, daß zwilchen ber Füniglich preußiſchen und 
ber biefigen Staats-Regierung ein Vertrag zu Stande komme, wodurch die dies⸗ 
jeitigen Staatsangehörigen vor Meberbürdung bewahrt würden, und nachdem 
ber ſtändiſche Beſchluß, in das Sitzungs-Protokoll eine Bemerkung aufzus 
nehmen, durdy weldhe die geftellte Bedingung als eine fuspenfive bezeichnet 
werde, in folge der regierungsfeitig abgegebenen Erklärung, daß die Publi- 
cation ber Bundesverfafjung bei den vorliegenden Umſtänden alsbald bewirkt 
werben müfje, durch weiteren fländijchen Beſchluß zurüdgenommen war, 
haben Se. Durdlaudt der Fürft, in ber begründeten Ueberzeugung, daß ein 
ber ftändifchen Intention entiprechender Vertrag ohne allen Zweifel zu Stande 
fommen werbe, die Verfaffung des norddeutichen Bundes publiciren laſſen. 
... Hiernächſt iſt ſodann wegen Uebertragung der Verwaltung ber Fürjten- 
tbümer Walde und Pyrmont an die Krone Preußen zwiſchen den von 
St. Majeftät dem Könige von Preußen und Sr. Durdlaudt dem Fürften 
bazu ernannten Commiffarien auch ein Vertrag, der die von ben Herren 
Ständen geftellte Bedingung erfüllt, abgejchloffen und von ben gedachten 
Souverainen ratificirt worden.” 


„» (Luremburg). Die Räumung ber Feltung ift vollzogen, bie 


lebten Preußen ziehen ab. 


„» Rorddeutfger Bund) Eröffnung des Reichstags, Thron: 
rede des Königs von Preußen: 


„Bei dem Schlufje bes erſten Reichstages des norddeutſchen Bundes konnte 
Ich die Zuverfiht ausjprehen, daß die Volfsvertretungen ber einzelnen 
Bundesftaaten dem, was ber Reichstag in Gemeinfchaft mit den Regierungen 
geſchaffen Hatte, ihre verfafjungsmäßige Anerkennung nicht verfagen würden. 
Es gereicht Mir zu großer Genugthuung, Mid in diefer Zuverficht nicht 
getäufcht zu haben. In allen Bundesftaaten ift die Verfafjung des nord— 
deutihen Bundes auf verfaflungsmäßigem' Wege Gefeg geworden. Der 
Bundesrath hat feine Thätigfeit begonnen und fomit Tann Sch heute in 
Meinem und Meiner hoben Verbündeten Namen mit freubiger Zuperficht 
ben erften, auf Grund der Bundesverfaffung verfammelten Reichstag will- 
fommen beißen. Für die Ordnung der nationalen Beziehungen bes Bundes 
zu ben füddeutfchen Staaten ift unmittelbar nach Verfündung der Bundes: 
verfaffung ein wichtiger Echritt gefhehen. Die deutſche Gefinnung ber ver⸗ 
bünbdeten Regierungen bat für ben Zollverein eine neue, den veränderten 
Berbältniffen entiprehende Grundlage geichaffen und bejjen Fortdauer gefichert. 
Der deßhalb abgefchloffene, von dem Bundesrathe genehmigte Vertrag WW 
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Ihnen vorgelegt werben. Der Haushalts-Etat bes Bundes wirb einen ber 
vorragendben Gegenftand Ihrer Berathungen bilden. Die forgfältige Bes 
fhräntung ber Ausgaben auf ben nothwenbigen Bebarf wird es geitatten, 
beinahe drei Viertheile berfelben burch bie eigenen Einnahmen bes Bundes 
zu beftteiten, und bie vorfichtige Veranſchlagung biefer Einnahmen Ieiftet 
dafür Gewähr, daß bie im Etat vorgejehenen Beiträge ber einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten zur Dedung ber Gejammt-Ausgabe vollftändig genügen werden. Dem 
Bundesrathe find Gefeh:Entwürfe vorgelegt und verheißen, welche ben Zweck 
haben, auf den verjchiebenen Gebieten ber Bunbesgefeßgebung das zu ordnen, 
defien Ordnung ber Augenblid erforbert und bie Zeit geftattet. Ein Geſetz 
über bie Freizügigkeit fol die weitere Entwidelung bes durch bie Verfaffung 
begründeten gemeinfamen Indigenats anbahnen. Ein Gefeb über die Ber: 
pflihtung zum Kriegsdienfte ſoll diefes gemeinfame Indigenat für das Heer 
zur Geltung bringen und zugleich die Beitimmungen überfichtlich zufammen- 
faffen, welche in der Verfaſſung theils ſelbſtſtändig, theils durch Hinweifung 
auf bie Gefebgebung Preußens über bie Tienftpflicht getroffen find. Ein 
Gefeß über das Paßweſen ift bazu beflimmt, veraltete Bejchränfungen bes 
Berfehrs aus bem Wege zu räumen unb bie Grundlage zu einer, dem na= 
tionalen Intereſſe entiprechenden Vereinbarung zwiſchen bem Bunde und ben 
fübbeutichen Staaten zu bilden. Eine Maß: und Gewichts-Ordnung hat die 
Aufgabe, das Maß- und Gewichtsweſen des Bundes übereinflimmend und in 
einer für ben internationalen Verkehr förberlihen Weiſe zu regeln. Die 
Eigenſchaft der Poft, ald eines Bundes⸗-Inſtituts, macht geſetzliche Anord⸗ 
nungen über das Poftwefen und den Porto:Tarif nothwendig. Die Er: 
richtung von Bunbdes:Confulaten erfordert bie gefegliche Feſtſtellung ber mit 
Ausübung biefes Amtes verbundenen Rechte und Pflichten. Die Einheit ber 
Handelsmarine bedarf einer Grundlage durch ein Geſetz über die Nationalität 
der Kauffahrteiſchiffe. Ich Hoffe, daß diefe Geſetze, welche einen erften aber 
entjchiedenen Schritt zum Ausbau der Bundesverfaflung bezeichnen, Ihre 
und bes Bunbesrathes Zuflimmung finden werben. Die Ueberzeugung, daß 
die große Aufgabe des Bundes nur zu Iöfen ifl, wenn durch allfeitiges Ent⸗ 
gegenfommen bie bejonderen mit dem allgemeinen unb nationalen Intereſſe 
vermittelt werben, bat bie Beratbungen geleitet, aus welchen bie Bundes: 
verfaffung hervorgegangen if. Sie hat in den Verhandlungen bes Bunbes- 
rathes von Neuem ihren Ausbrud gefunden, und fie wird, wie Ich zuver⸗ 
fichtlih erwarte, auch die Grundlage Shrer Berathungen bilden. In biefem 
Sinne, geehrte Herren, legen Sie Hand an ben Ausbau bes durch bie 
Bunbesverfaffung begründeten Werkes. Es ift eine Arbeit bes Friedens, zu 
welder Sie berufen find, und Ich vertraue, baß, unter Gottes Segen, bas 
Vaterland fi ber Früchte Ihrer Arbeit in Frieden erfreuen werde.” 


11. Sept, (Hamburg). Differenzen zwifchen Senat und Bürgerfchaft 


12, 


über die Neuwahl eines Senators und die Reviſion ber Verfaflung. 


» (Breußen: Hannover). Eine kgl. Verordnung oelroyirt ber Pro: 
vinz eine Amts⸗ und Kreisverfaflung: 

L Aemter. F 1. Die Eintheilung ber Provinz Hannover in Amts⸗ 
bezirke bleibt befichen. $ 2. An ber Spite bed Amtsbezirks fteht ein 
von Uns ernannter Amtshauptmann. F 3. Dem Amtshauptmanne 
tönnen durch den Minifter des Innern Hülfsbeamte beigeorbnet werben. 

II. Amtsvertretung. $ 4. Die burd das Gejeh vom 28. April 1859 
angeordneten Amtsvertretungen bleiben bejtehen, 

III. Kreiſe. $ 5. Für weitere Verwaltungszwede werben duch Zus 
fanmenlegung von Amtsbezirken und felbftändigen Städten Kreife gebildet. 
Es follen in der Provinz Hannover bie in ber Anlage A, verzeichneten 37 
Kreiſe beftehen, Wir behalten Uns vor, nach Umfländen Aenderungen in 
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der Abgrenzung biefer Kreiſe zu treffen. Bor Anorbnung einer ſolchen 
Aenberung jollen bie betreffenden SKreistage unb nach Befinden ber Pro: 
vinzial⸗Landtag gutachtlich gehört werben. 5 6. Bis dabin, ba das Bes 
dürfniß bervortritt, an bie Spike eines Kreifes einen beſonderen Beamten 
zu ftellen, beffen Ernennung in ſolchem Falle Wir Uns vorbehalten, bat ber 
Minifter des Innern mit Unferer Genehmigung einen Amtshauptmann bes 
Kreifes mit ber Wahrnehmung der ben ganzen Kreis umfaſſenden Gefchäfte 
zu beauftragen. Während ber Dauer bes Auftrages führt biefer Beamte ben 
Titel Kreishauptmann. 7. Ueberall, wo in ben in ber Provinz 
Sannover publicirten, die Militär- und die Steuerverfaffung betreffenden 

efegen, Verordnungen und Inſtructionen ber Landrath genannt wird, tritt 
ber Kreishauptmann an beffen Stelle. Im Uebrigen, und jo weit fünftige 
Gefege und Verordnungen nicht ausbrüdlich etwas Anderes beftimmen, übt 
im Bereiche ber Provinz Hannover ber Amtshauptmann die Functionen bes 
Landrathes aus. 

IV. Kreisvertretung. G 8. Seber Kreis bildet einen Freisftändifchen 
Berband. Diefer Verband hat bie Rechte einer Corporation, beren Organ 
bie Kreisftände find. $ 9. Die Kreisftände verfammeln fi) auf Kreistagen. 
Ihre Verfaſſung wirb durch die gegenwärtige Verordnung beſtimmt. $ 10. 
Es kann für jeden Kreis durch Beſchluß ber Kreisftände und nad) Anhörung 
bes Provinzial-fandtages unter Unjerer Genehmigung ein Kreisftatut er: 
richtet werben. Dasjelbe bat ben Zweck, biejenigen, die Kreisverfaffung be⸗ 
treffenden Gegenftände näher zu orbnen, in Bezug auf deren Regelung in 
diefer Verordnung ausbrüdlih auf das Kreisftatut verwiefen ift. Außerdem 
können darin Anorbnungen über befondere, in ben eigenthümlichen Verbält- 
niffen bes Kreiſes begründete Einrichtungen getroffen werden. Derartige An- 
orbnungen bürfen jedoch in feinem Falle ausbrüdlichen Beſtimmungen der 
Gejete zumiberlaufen. $ 11. Die Kreisftände find berufen: 1) die Kreis- 
Corporation zu vertreten und die FKreis:Communal:Angelegenheiten unter 
Leitung bes Kreishauptmannes zu verwalten; 2) die Verwaltung bes Kreis- 
hauptmannes in denjenigen Fällen zu unterflügen, in welchen bie Geſetze 
ihnen eine Theilnahme ober Mitwirkung dabei zumeifen; 3) über diejenigen 
Gegenftände zu beratben ober Beichluß zu fallen, welche ihnen fonft noch zu 
biefem Behufe burch Gefege oder Verordnungen oder durch übereinftimmende 
Beichlüffe der Amtsverfammlungen und ber Vertretungen ber jelbftändigen 
Stände bes Kreifes ausbrüdlich überwiefen werden. G 12. Innerhalb der 
im F 11 beftimmten Grenzen fteht ihnen — unter ber Mitwirfung und 
Auffiht der Staatsbehörden — namentlich zu: 1) die Verwaltung ber dem 
Kereife zugehörigen Fonds mit ber Befugniß, Ausgaben baraus zu befchließen; 
2) bie Verwaltung der dem Kreife zugehörigen Anftalten; 3) das Recht, zu 
gemeinnüßigen Zweden, bei welchen ein Intereſſe bes Kreiſes obwaltet, ober 
zur Abwehr eines Nothftandes, die Kreiseingeſeſſenen mit Beiträgen zu be- 
laften; 4) die Wahl und Beſtellung ber für die Verwaltung der Kreis- 
EommunalsAngelegenheiten etwa erforderlichen bejondberen Beamten. $ 13. 
In Beziehung auf bie Mitwirfung an ber Kreisverwaltung haben fie na= 
mentlich Staatspräftationen, welche Freisweile aufzubringen jind und deren 
Aufbringung durch Gefeß nicht bereit8 näher beftimmt ift, zu repartiren und 
bie zur Theilnahme an ber Verwaltung gejeßlich erforderlichen Commiſſionen 
zu wählen. Snsbejondere find fie befugt, die Aufbringung der durch bie 
Militär-Verfaffung bedingten Laften des Kreifes burch Geldbeiträge oder Ans 
leihen zu befchließen und die Kreiseingefefjenen zu biefem Zwecke mit Ab: 
gaben zu belaften. $ 14. Die Kreisverfammlung wird gebildet: 1) aus 
ben in den Amtsverfammlungen des Kreiles zu Birilftimmen berechtigten 
Grundbefitern (Gefeß vom 28. April 1859); 2) aus Abgeorbneten der 
Städte; 3) aus Abgeordneten ber Landgemeinden. F 15. Befinden Gh in 
ben Felbmarken ber im Kreiſe belegenen, jeboch in ben Amtsaeriammlünggn 
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nicht vertretenen Städte größere Güter, welche nach ben Grunbfähen bes 
Geſetzes über bie Amtövertretung Virilſtimmen führen würden, jo find bie 
Eigenthümer in gleihem Maße auf ben Kreistagen ſtimmberechtigt. Das⸗ 
felbe gilt von denjenigen Gütern und Höfen in ben bremen’fhen Marſchen, 
welhe zu mindeftens 120 Thlen. jährlider Grundfteuer, nad) Abzug ber 
Wafferbausfloftenvergütung, beſchrieben find. F 21. Die ftäbtiihen Ab: 
eordneten find von dem Magiftrate und fämmtlihen Bürgers-Vorftehern 
(Gemeinbe-Lorflanb und Gemeinde:Ausjhuß) ‚aus der Zahl der Mitglieder 
biefer Collegien zu erwäßlen. $ 22. Die Abgeorbnieten ber Landgemeinden 
werden von ben Vertretern berjelben in den Amtsverfammlungen aus ihrer 
Mitte gewählt. Für jeden Amtsbezirk find in ber Negel vier Abgeorbnete 
zu wählen. F 23. Die Wahlen der Abgeordneten für bie Stäbte und für 
bie Landgemeinden geſchehen auf ſechs Jahre. F 27. Der Kreishauptmann 
beruft ben Kreistag, führt auf bemjelben ben Vorfiß, leitet die Verhandlungen 
und bat bie Ordnung in ben Berathungen zu erhalten. Er ift befugt, mit 
Zuflimmung des Kreistages orbnungsitörende Mitglieder nad fruchtlofer 
Erinnerung für die Dauer ber Sitzung von der Verſammlung auszufchließen. 
F 29. Die Beichlüffe des Kreistages werben nach einfacher Stimmenmehr: 
beit gefaßt. Zu einem Bejchlufje, durch welchen eine nene Belaftung des 
Kreifes mit Ausgaben ober Leiftungen ohne bereits beftehende Verpflichtung 
bewirft werden ſoll (insbejondere N 12, Nr. 3), ift jedoch eine Stimmen- 
mehrheit von mindeftens zwei Dritteln ber Abflimmenden erforberlih. In 
foldem Kalle muß außerdem, fobalb zwei Drittel ber anweſenden Mitglieder 
eines Standes es verlangen, eine Abftimmung nad) Ständen eintreten, und 
e8 gilt die Bewilligung als abgelehnt, wenn zwei Stände fich dagegen er: 
klären. $ 30. Findet ein ganzer Stanb ſich durch einen Kreistagsbeſchluß 
in feinen Intereſſen verlegt, jo fteht ihm frei, mittel8 Einreihung eines Se⸗ 
paratvotums bie Provinzial:Behörde und in den Fällen des F 33 Nr. 1 bie 
Minifter des Innern und der Finanzen anzurufen. Dieje Anrufung muß 
noch vor dem Schlufje des Kreistages beim FKreishauptmann angemeldet 
und das Separatvotum binnen einer von diefem zu beftimmenden Friſt ein- 
gereicht werden. Bis zur ergangenen Entſcheidung bleibt die Ausführung 
des Kreistagsbeſchluſſes ausgeſetzt. F 32. Die Genehmigung der Staats: 
Regierung ift erforderlich zu folchen Beichlüffen des Kreistages, durch welche 
1) Ausgaben und Leiſtungen für den Kreig ohne beftehenbe Verpflichtung 
neu übernommen werden; 2) ber Beitragsfuß für Aufbringung der Kreis- 
laften aufgeftellt ober ber beſtehende abgeänbert wird; 3) VBeräußerungen 
vom Grund oder vom Gapitalbeftande des Kreisvermögens, fo weit letzterer 
nit etwa nur aus erfparten Einfünften der legten fünf Sabre herrührt, 
vorgenommen werben. $ 37. Weber bie Gewährung von Diäten und Reife 
foften an die Vertreter ber Gemeinden auf dem Kreistage zu beflimmen, 
nleibt Porn Kreisverfammlung mit Genehmigung der Provinzial-Behörde 
überlafjen. 


12.—19. Sept. (Preußen: Schleswig-Holftein). Berathungen der Tchles- 


wig-holfteinfhen Vertrauensmänner unter dem Vorſitze bes Minifters 
bes Innern. 


14, Sept. (Preußen: Hannover), Graf Otto v. Stolberg:Wernigerode 


15. 


wird zum Oberpräfidenten ber Provinz ernannt und ber Pro: 
vinziallandtag auf den 21. Sept. einberufen. Zum Lanbtags- 
marſchall wird Graf Münfter, zum Vicemarſchall (eine neu creirte 
Würde) Hr. v. Bennigjen ernannt, 

„ (Preußen: Schleswig-Holſtein). Das Zollgefeb, bie Zollordnung 
und das Zollftrafgefeg des Zollvereins treten mit dieſem Tage in 
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Kraft; der Eintritt ber Provinz in ben Zollverein ſelbſt bleibt indeß 
noch ausgeſetzt. 


16. Sept. (Preußen: Kurheſſen). Ein Egl. Erlaß überweist den ehemals 


17. 


18. 


20. 


„ 


kurheſſiſchen Staatsſchatz an den communalftändifhen Verband bes 
nunmehrigen Regierungsbezirts Kaſſel. 

„Mit Bezug auf die Verordnung vom 5. Juli d. J. betreffend bie in 
ben neu erworbenen Lanbestheilen vorhandenen, zum Staatd:Eigenthum ge⸗ 
hörigen Activcapitalien-Fonds, beſtimme ich, bag bie bisher bei dem Turs 
beifiihen Staatsjchage verwalteten Capitalien zur Verwendung für folgenbe 
Zwede: 1) Unterflüßung bes Chauffee- und Lanbwegebaues, 2) Unterhaltung 
der Land-⸗Krankenanſtalten und Landeshofpitäler, Anlegung und Unterhaltung 
einer Srrenbeilanftalt, 3) Anlegung und Unterhaltung einer Arbeitsanftalt 
zur Verbüßung der von ben Polizeibehörden verfügten Haft von Lands 
ftreidern, Bettlern und Arbeitsicheuen, 4) Beitreitung ber Koften der Land⸗ 
Armenpflege, einjchlieglih ber Anlegung und Unterhaltung eines Lanb- 
Armenbanfes, 5) Unterhaltung und Ergänzung ber Lanbesbibliothefen, fo 
wie für ähnliche im Wege der Gefeßgebung feftzuftellende Zwecke dem com: 
munalftändifchen Verbande des Negierungsbezirts Kaffel als ein demſelben 
gehöriges und von ihm zu verwaltendes Vermögen überwiejen werben fol.“ 


„ (Lübel). Senat und Bürgerfchaft erflären ſich für den Ein: 


tritt in den Zollverein. 


„Morddeutſcher Bund) Reichstag: Beitellung bes Büreau. 


Simfon wirb wieber zum Präfidenten gewählt mit 132 gegen 55 Stim- 


men, ber Herzog von Ujeft mit 158 gegen 31 (Löwe 27), v. Bennigfen 
mit 99 gegen 79 (Xöwe 29, v. ArnimsHeinrihsborf 44) Stimmen 
zu Bicepräfidenten. Wahl der Schriftführer: 3 Frei-Conſervative, 


1 Confervativer, 2 Nationalliberale, 1 Linke, 1 Barticularift. 


v» (Preußen) Der König geht nah Frankfurt und Süddeutſch⸗ 


land ab. 


„ (Preußen: Lauenburg). Der Landtag lehnt mit 10 gegen 7 


Stimmen einen Antrag auf Nealunion mit Preußen ab. 


„ (Walded). Der Landtag fucht einem Beichluffe über den Ac⸗ 


ceffionsantrag mit Preußen auszumweichen und vertagt fih. “Der 
Fürft geht, ohne einen Entſcheid abzuwarten, mit feiner Familie nad) 
Stalien. 


„ Rorddeutfher Bund). Reichstag: Miquel und 56 Na: 


tionalliberale bringen den Entwurf einer Antwortsabrefje an das 
Bundespräſidium ein. Der Präftdent bezeichnet als Referenten da⸗ 
für den Abg. Pland, als Correferenten ben Gr. v. Stolberg: 
Mernigerobe. 


„ (Preußen). Der König empfängt in Frankfurt den Beſuch bes 


Großherzogs von Heflen und geht mit ihm zum Diner nad Darmitadt. 
(Norddeutfher Bund). Reichstag: Der Referent über die 
Adreßfrage trägt auf Annahme des beantragten Adreßentwurfes ber 
Nationalliberalen an, ber Correferent dagegen bringt einen Gegen: 
entwurf ein, ber bon der conſervativen Fraction Punkt für Woxv. 
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durchberathen ‘und beſchloſſen worden, im Mefentlihen aber doch 
nur eine Paraphrafe des nationalliberalen Entwurfes ift. Die Frei: 
conjervativen ſuchen zu vermitteln und alle drei Yractionen unter: 
handeln durch Aborbnungen über einen gemeinfamen Abreßentwurf, 
ber bis zum 23. Sept. zu Stande kommt. 


21. Sept. (Preußen) Beſuch des Königs in Karlsruhe. Der Groß: 


"n 


a2. 


" 


berzog von Baden führt dem Könige bei biefer Gelegenheit in de: 
monftrativer Weife fo ziemlich fein ganzes Armeecorps vor. 


» (Breußen: Hannover). Feierlihe Eröffnung des Provinzialland- 


tags. Der Landmarſchall Graf Münfter fpricht den Dank für bie 
fol. Huld aus, wird aber vom Ob.App.⸗Ger.Rath a. D. v. Lenthe 
unterbrochen, der Landmarſchall fer dazu nicht befugt. Diefer ruft 
ihn zur Ordnung und fordert die Verfammlung auf, ihre Billigung 
bes Orbnungsrufs auszufprechen, was einflimmig gejchieht. 

» (Preußen) Ein fol. Decret ſpricht mit Rüdfiht auf den 
bevorjtehenden Kintritt von Abgeordneten auch der neuen Lanbes- 
theile in ben Landtag die Auflöfung des Abg.-Haufes aus und orbnet 
Neuwahlen an. 


n (Breußen) fließt mit dem ehemaligen Herzog von Naſſau 


einen Abfindungsvertrag, Der Herzog erhält durch benjelben Feine 
Domänen, dagegen außer mehreren Schlöfjern eine Abfindungsfumme 
von ca. 15 Mil. Gulden, wodurch ihm eine Revenüe gefichert 
bleibt, die feine früheren Einkünfte als Landesherr entſchieden über: 


fteigt. 


23.—24. Sept. (Breußen). Kgl. Verordnungen befehlen die Errichtung 


von Confiftorien für Naffau und Schleswig-Holſtein mit der Be: 
flimmung, baß biefelben, jo wie die ſchon bejtehenden Confiftorien 
für Hannover und Kurheflen dem evangelifchen Ober-Kirchenrath der 


übrigen Monarchie nicht unterftellt fein follen. 


24. Sept. (Norddeutſcher Bund). Reichstag: Der vereinbarte Adrep- 


entwurf wird eingebradit: 

„Ew. k. Maj. und Allerhöchſtdero erhabenen Bundesgenoffen bezeugt ber 
erſte Reichstag des nunmehr verfaffungsmäßig conftituirten norbdeutichen 
Bundes den Dank und die Befriedigung der Nation über die bisher errim: 
genen Erfolge einer wahrhaft deutfchen Politik. Das öffentliche Leben Deutjch- 


lands Hat nad Sahrhunderten fchwerer Prüfung enblid bie fichere Grund 


lage gewonnen. Diefe Grundlage einer großen nationalen Zukunft zu bes 
feftigen und im Sinne bürgerlicher Freiheit und volkswirthſchaftlicher Wohl- 
fahrt auszubauen, wird fortan das Ziel aller Beftrebungen bes Reichstags 
fein. Seit ber ftaatlihen Einigung Norddeutſchlands find wir uns im ers 
höhten Maße der Pflicht bewußt, jedem Wunſch und Bebürfniß der ſüd⸗ 
beutichen Staaten nach Herbeiführung der ben Süben und Norden umfafjen- 
ben nationalen Verbindung entgegenzufommen. Wir unfererjeits dürfen das 
große Werk erft dann für vollendet erachten, wenn ber Eintritt der füb- 
deutihen Staaten in den Bund auf Grund bes Art. 79 ber Verfaffung des 
norbbeutichen Bundes erfolgt fein wird. Mit Freuden begrüßen wir deßhalb 
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jebe Maßregel Ew. Majeſtät, welche, wie bie Vorlage wegen ber Wieder⸗ 
berftellung bes Zollvereins, uns dieſem erjehnten Ziel in freier Vereinbarung 
aller Theile näher führt. Die unwiderſtehliche Macht nationaler Zuſammen⸗ 
ebörigfeit und bie Harmonie aller materiellen und geiftigen Intereſſen 
Üslieht jeden Rückſchritt auf dem betretenen Weg aus. Wir find überzeugt, 
baß die hohen verbünbeten Negierungen, ihres Wegs und Ziels unbeirrt 
gewiß, nicht befürchten, daß andere Nationen ung das Recht auf nationale 
Exiſtenz mit Erfolg ftreitig machen könnten. Das deutſche Volk, von dem 
Wunſche befeelt mit allen Völkern in Trieben zu leben, bat nur das Ber: 
langen, feine eigenen Angelegenheiten in voller Unabhängigfeit zu ordnen. 
Entſchloſſen jeden Verſuch fremder Einmiſchung in ruhigem Selbftvertrauen 
zurückzuweiſen, wird Deutfchland biefes unbeftreitbare Recht unter allen Um⸗ 
ftänden zur thatjächlichen Geltung bringen. So gehen wir in froher Zuver⸗ 
fiht an da8 Merk des Friedens, welches jetzt und fünftig dem Reichstag ob⸗ 
liegt. Durch forgfältige Pflege ber geiftigen und fittlihen Güter bes Volks, 
durch weile Sparfamfeit in ben Ausgaben und gerechte Vertheilung ber 
Lajten, durch gleiches Recht für alle und gleiche Pflicht eines jeben, durch 
treue Hingabe an das Vaterland wird das von ber Nation unter ber glors 
reihen Führung des königl. Haufes ber Hohenzollern begründete Gemein: 
weſen unerfchütterlich fein.“ 


Adreßdebatte: Die bunbesftaatlich-conftitutionelle Fraction trägt 
auf motivirte Tagesorbnung an, inbem bie nationale Einigung bes 
Südens mit dem Norden ein von allen Seiten ‚anerfanntes, vom 
Auslande nicht zu hinderndes Bedürfniß fei, und eine Erörterung 
barüber nur das Vertrauen in die nationale Kraft ſchwächen und 
das Verfehrsleben beunruhigen würde. Bei der Abjtimmung wird 
ber Entwurf mit 157 gegen 58 Stimmen (27 der Linken, 4 So⸗ 
cialdemofraten, 13 YBunbesftaatlid-Conftitutionelle, 3 ſächſiſche Eon- 
jervative, 3 Clericale, 8 Bolen) angenommen. 


Bismard ergreift wiederholt das Wort, um bie Stellung ber Re⸗ 
gierung nach verſchiedenen Seiten zu klären. Bezüglih Luremburg be 
ftreitet er, daß dafjelbe heute anders fiehe, als vor bem Frieden; e8 habe 
biefelbe Dynaftie, biejelbe Verfaflung wie damals; daß Preußen wegen 
Zuremburg Krieg habe führen follen, ſei eine völlig ifolirte Forderung; es 
babe ſich um ein zweifelhaftes Garnifonsrecht gehandelt; wäre baffelbe ein un 
beftrittenes gewejen, jo hätte man wenigſtens noch für ein Recht Krieg führen 
fönnen; bie Neutralifirung Luremburgs mit europäſcher Garantie habe ge= 
nügenben Erſatz gegeben troß aller Deuteleien. Bezüglih ber Behauptung 
bes heſſiſchen Minifters v. Dalmigf, daß man Preußen durch das 
Berlangen eines Eintrittes in ben nordd. Bund nur Verlegenheiten bereiten 
würde, erflärt er, bie Aeußerung fei ihm damals entgangen, ſonſt würbe er 
bie Anficht auf biplomatiihem Wege berichtigt Haben: Die Behauptung bes 
befliihen Minifters könne als eine begrünbete, als eine zutreffende nicht ans 
gejehen werden. Weber das Verhältniß zu Sübbeutfhland meint er: 
„Wir haben uns burdy die Eirculardep. vom 7. Sept. bahin ausgefprocdhen, 
daß wir unfererjeits jeden Drud, jedes Drängen vermeiden, daß aber, wenn 
die deutfche Nation in ihrer Gefammtheit, der Süden und ber Norben, bie 
Einheit wollten, dann, meiner Ueberzeugung nach, auch feine Regierung und 
fein preußifher Staatsmann ftarf genug ift, es zu binbern, Feiner, will 
ih fagen, muthig oder fleinmüthig genug, e8 hindern zu 
wollen. Dügegen wird die Adreſſe felbft nicht wollen, baß wir die reſer⸗ 
virte Haltung, die wir dem Süden gegenüber bisher bewahrt haben, vers 
laſſen und in irgend einer Weife verjuchen möchten, einen Drud auf bie 
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jenigen Factoren im Süben, welche eine gewiſſe Spröbigfeit gegen bie An: 
näberung zeigen, zu üben, einen Druck, ber meines Erachtens nur das Gegen⸗ 
theil feiner Abficht erreichen würde.“ 


24. Sept. (Preußen: Kurheffen und Naffau). Cine Belanntmadhung bes 


25. 


u 


" 


26. 


DOberpräfidenten verfündet, daß mit dem 1. Oct. bie durch Der: 
ordnung vom 22, Febr. confiituirten Regierungen von Kafjel und 
Wiesbaden in Wirkſamkeit treten und eine Reihe von bisherigen 
Behörben mit dieſem Tage eingeben. 


u Breußen: Hannover). Der Provinzial Landtag beſchließt auf 
ben Antrag dv. Bennigfens einftimmig, an die Staatsregierung das 
Anſuchen zu ftellen, 

„baß bem Lande ein erheblicher Fonds aus ben Domanial: Ablöfungs- 
geldern zum Cigentbum und zu eigener Verwaltung und zu dem Zwecke 
überwiejen werbe, bavon bie Koften des Landtags und ber Lanbichaften, die 
Erhaltung und Ergänzung ber Lanbesbibliothefen, der Heils, Pflege: und 
fonftigen wohlthätigen Anftalten, bas jüdiſche Schulweien, den Chauffee- und 
Landftraßenbau und fonftige allgemeine Randesmeliorationen zu beſtreiten.“ 

Der Oberpräfident erklärt, daß die Negierung noch feinen Be: 
ſchluß gefaßt habe, da fie die Zwecke nicht gekannt, zu benen bie 
Summe dienen folle, er nehme jebody Feinen Anftand zu Tagen, daß 
ber Antrag feine Sympathien für fi habe, 

„ Preußen: Kurheffen). Königl. Erlaß über die Revenüen bes 
turheifiihen Hausſchatzes: 

„Nachdem durch den Vertrag vom 17. September 1866 das lebensläng⸗ 
lihe Recht Sr. Tönigl. Hoheit des Kurfürften Friedrich Wilhelm auf die 
Nutznießung bes furfürftl. beffifchen Familienfideicommifjes anerkannt worben 
ift, will Sch über ben Bezug ber Einfünfte dieles Fibeicommifjes nach bem 
Ableben St. Fönigl. Hoheit die Beſchlußnahme Mir bis auf Weiteres vor: 
behalten. Ich beſtimme jedoch, daß die jährlichen Nevenüen des zur Suc⸗ 
cejfion in das Furheffiiche Familienfideicommiß berufenen Familiengliedbes bie 
auf die Höhe von 250,000 Thalern aus dem Hausjhage ergänzt werden 
follen, fo weit die Eriräge des leßteren dazu ausreichen.” 

» (Breußen: Frankfurt), Ein kgl. Erlaß anerkennt die bei ber 
Bank gemachte Anleihe der Stabt von 5,745,000 Gulden und bie 
ſchwebende Anleihe von 1,200,000 Gulden (Kriegscontributionen 
bon 1866) als Schuld des Staates Frankfurt und übernimmt fie 
demgemäß auf den Staat Preußen. An bemielben Tage tritt bie 
Stadtverordnneten-Verfammlung zum erften Mal zujammen und con: 
ſtituirt fich. 

„ (WBalded) Ein preuß. Bataillon rüdt in Arolien ein — 
factiſche Einverleibung. 


„ (Preußen). Eine k. Verorbnung dehnt die preuß. Disciplinar⸗ 


gefeße auch auf die Beamten ber neuen Lanbestheile aus und regelt 
die Verhältniffe der Staatsbiener in benfelben. 


27.—28. Sept. Morbdeutfher Bund). Reihstag: Beginf der Budget: 


bebatte und zunächſt allgemeine Verhandlungen, um in die gegen» 
feitige Stellung ber Bundesbehörden zum Reichstag, zu einander 
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und zu den Miniftern des preuß. Staats etwas mehr Licht zu Bringen. 
Auf Anfragen von Seite der National: Tiberalen an das Bunbes: 


fanzleramt über mehrere Punkte, erfolgt bie Antwort: 

41. Die Errichtung eines Nechnungshofes werde beabjichtigt, da aber bie 
Revifion der Rechnungen der Hauptfadhe nach erft im Jahre 1869 beginnen 
könne, fei eine dahin zielende Gefeßesporlage erft für das Jahr 1868 in 
Ausfiht genommen. 2. Die Nothwendigfeit der Berufung bes Reichstages 
zu einem Termin, welder es erlaube, daß ſowohl der Reichstag als bie 
Landtage der Ginzelftaaten die Etatsgeſetze rechtzeitig beichließen könnten, 
werbe anerkannt, und werde befonder8 darauf Bedadyt genommen werben, 
baß ber Reihätag zu einer anderen Zeit des Jahres, als ber gegenwärtigen, 
äufammentrete. 3. Daß für das Jahr 1868, wenn es ſich in der Berathung 
als wünſchenswerth berausftellen ſollte, nicht nur die Titel des Hauptetats, 
fondern auch die Specialetat8 bezüglich der Rechnungslegung und verfaſſungs⸗ 
mäßigen Entlaftung als maßgebend angefehen werden follten. 4. Daß eine 
nähere ſchriftliche Motivirung einzelner Pofitionen in ben Etats ber Pofts 
und Telegraphen » Verwaltung — foweit folde unter ben obwaltenden Ber: 
bältniffen überhaupt gegeben werden könne — erfolgen werde. Eben fo 
werbe eine nähere Erläuterung der Dispofitionsfonds zur Errichtung neuer 
Conſulate und der Marine mitgetheilt werben. 

Um diefe Zuficherungen genauer feftzuftellen und bie Regierung 
zu binden, ftellen die National: Liberalen vier Refolutionsanträge: 

1. Der Haushaltsetat ift regelmäßig dem Neichstage fpäteftend ſechs 
Monate vor Beginn des Ctatsjahres zur verfaffungsmäßigen Beſchlußfafſung 
vorzulegen, damit bie Feſtſtellung bes Bundes» Haushaltsetats gejegmäßig 
erfolgen kann und ben einzelnen Staaten die erforderliche Zeit zur Feſtſtellung 
ihrer Budgets verbleibt. 2. EtatS=Weberfchreitungen und außeretatsmäßige 
Ausgaben find im Laufe des Jahres nach dem Etatsjahre, in welchem fie 
erfolgt, mit einer Ueberficht der wirklichen Einnahmen und Ausgaben dem 
Reihstage zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 3. Mit Rüdfiht auf Art. 70 
ber Bunbesverfafjung find die Einnahme- und Ausgaberefte eines jeden 
Etatsjahres in dem erften auf den Kaffenabihluß für dasjelbe folgenden 
Etatsentwurf als Cinnahme und Ausgabe vorzutragen. 4. Die Errichtung 
neuer Behörden oder Beamtenftellen, fo wie die Erhöhung von Beamten 
gehältern darf nicht ohne vorgängige Bewilligung bes Neichätages durch den 
Haushaltsetat oder durch ein beſonderes Creditgeſetz erfolgen. 


Die erfte diefer Nefolutionen fällt mit 99 gegen 99 Stimmen, 
die zweite gleichfalls, die dritte wird zurüdgezogen unb nur bie 
bierte angenommen. Erklärungen Bismards und des Präfibenten 
des Bundesfanzleramtes Delbrüd. 


Erflärung Bismards: „Zweifellos ift der Bundeskanzler ber einzige 
Beamte, welcher für die Bundesverwaltung verantwortlich if. Wie er fi 
mit feinen Collegen im preußifchen Minifterium abfindet, ift allerdings eine 
ſchwierige Frage, und ich weiß nicht, warum ber Herr DVorrebner, und 
welches Intereſſe er dabei haben kann, die Schwierigkeiten dadurch zu er⸗ 
höhen fucht, daß er mich nöthigen will, über die Modalitäten mich öffentlich 
auszufprehen. Die Verwaltung für Poſt- und Telegraphenwefen wirb in 
nächſter Zeit von dem Hanbelsminiftertum getrennt werden und — inſoweit 
fie Bundesſache iſt — an ben Bundeskanzler übergeben. Um bie Einheit 
der preußiſchen Verwaltung nicht zu zerreißen, wirb es bann nothwendig 
werben, denjenigen Theil der Telegraphen- und Poftverwaltung, welder nad) 
ber Berfafjung preußiſch bleiben fol, demſelben preußiſchen Beamten zu 
unterftellen, welcdyer das Bundeskanzleramt verwaltet, näwlih vum MIT: 
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Präfidenten. Ich kann ben Herrn Vorrebner verſichern, daß bas große Maß 
von gegeneitigem collegialifhem Vertrauen, welches die Mitglieder im gegen» 
wärtigen Minifterium befeelt, allerdings ein ganz weſentlicher und unent⸗ 
behrlicher Factor zur Fortführung ber Geſchäfte in biefer Yorm if.” — 
Erflärung Delbrüds: „Die neue Behörbe foll biejenigen Zweige ber Ver: 
waltung zufammenfaflen, welde burd bie Bunbesverfaflung bem Bunbes- 
präſidium überwiefen find. Dahin gehört zuerft die Voft: unb Telegrapben- 
verwaltung. Dieje beiben Verwaltungen werben Abtheilungen bes Bunbess 
Tanzleramtes bilden. Cobann wird biefer Behörde bie Bunbesconjulats- 
Verwaltung zufallen, je nachdem die Lanbesconfulate in Bundesconfulate 
übergeführt werden. Dunn fallen ihr diejenigen Funktionen zu, welde ber 
Bund in Beziehung auf die Zolls und Steuerverwaltung ausübt. Es iſt 
dieß Tebiglich eine Aufficht, bern die eigentliche Verwaltung verbleibt ben 
Einzelftaaten. Das Bundeskanzleramt hat ferner die Aufgabe, bie legis⸗ 
Iativen Angelegenheiten bes Bundes ſowohl in lebendiger Wechſelwirkung 
mit dem preufiihen Miniiterium, als auch mit ben übrigen Bunbesftaaten 
vorzubereiten. Es wird ihm mit ber weiteren Entwidlung diefer Berbältniffe 
ein mebr oder weniger erheblicher Theil der bandelspolitiichen Angelegenheiten 
zufallen. Beitimmtes läßt fi darüber noch nicht fagen.“ 


27. Sept. (Preußen). Der König geht von Baden-Baden nad) ber 


28. 


29. 


30, 


Inſel Mainau zum Beſuch des Großherzogd von Baben. 


„» (Preußen) Ein k. Erlaß von dieſem Tage verfügt, baf bie 
Verwaltung bes Roft: und Telegraphenwejens vom 15. Oct. d. J. 
ab von dem Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
mit den von bemfelben als Chef des Poft: und Telegraphenweſens 
bisher geübten Befugniffen auf den Präfidenten des Etaatsminifteri- 
ums übergehbe und unter befjen Berantwortlichkeit im Zujammen- 
bange mit der vom 1. Januar fünftigen Jahres ab dem Bundes: 
Tanzler zuftehenden Verwaltung des Poſt- und Telegraphenweſens 
bes norbbeutfchen Bundes bearbeitet werbe. 


» (Preußen) Durch den gewejenen hannov. Minifter Winbhorft 
wird enbli noch ein Abkommen mit dem König Georg abgefchloffen. 
Der König Georg erhält dadurch fein Privateigenthum (Silberfammer, 
Münzfammlung ꝛc.) zurüd und den Genuß der Zinfen eines Kapitals von 
16 Mil. Thlrn., über deren Verwaltung eine Einigung noch nicht flattge= 
funden bat, jo wie einige Befißungen in Hannover, die letteren jedoch erft, 
wenn er auf feine Kronanjprüche verzichtet, was durch ben Vertrag noch 
keineswegs ber Fall if. 
» (Preußen: Naſſau). Eine gl. Verordnung oetroyirt auch dem 
Regierungsbezirk Wiesbaden eine Kreisverfaflung und eine communal: 
ſtändiſche Verfaflung ähnlich wie in der Provinz Hannover. 


„ Der in Berlin verfammelte Ausfhuß des Nat.Vereins beſchließt, 


ber Generalverfammlung bie Auflöfung des Vereins vorzuſchlagen. 
„Morddeutſcher Bund). Der Reichstag nimmt ein Bundes: 
paßgefeb, durch welches der Paßzwang, und ein Salzabgabengeſetz, 
durch welches das Salzmonopol abgejhafft wird, an, Iebteres mit 
dem Zuſatze, der Bundeskanzler möge auf jchleunige Herabjegung 
ber Salzfracht auf den Eifenbahnen und auf allmälige Herabfegung 
ber Salziteuer Bedacht nehmen. 
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30, Sept. (Breußen: Hannover). Schluß der Seffion bes Provinzial: 
Landtags. Aus der Erklärung des Oberpräfidenten geht hervor, 
daß die Staatsregierung zwar ber Umwandlung bes Domanial: 
Ablöſungsfonds in einen Provinzialfonds geneigt ift, aber die vor: 
berige Zuftimmung bes preuß. Landtags für erforderlich erachtet. 

"» n (Hamburg und Bremen). Nuflöfung der bisherigen Militärs 
eontingente. Am folgenden Tage rüden die preuß. Garnifonen ein. 


— Dc. (Preußen). Eine nftruction des Grafen Bismard an den 
preuß. Gejandten in Florenz, Hrn. v. Uſedom, bezeichnet bie Stell: 
ung Preußens zu Stalien und ben bort im Gange befindlicyen 
Ereigniffen: 

„Ew. Berichte vom .... find richtig eingegangen. In Beantwortung 
berfelben erlaube ih mir, Ew. folgende Erwägungen mitzutheilen, durch 
welche bie Regierung St. Majeftät bes Königs in ihren Entjchließungen fi 
leiten Taffen muß. Ew. erinnern fi ber unerwarteten GEntlaffung bes 
Baron Ricafoli, welchen wir als einen Träger nationaler Beftrebungen und 
al8 den Vertreter einer im Bunde mit Deutichland wirkenden italienifchen 
Politif anzufehen gewohnt waren. Es war biefer Minifter, der in Tritiichen 
Momenten, wie fie die Ereignifje des vergangenen Jahres mit fih brachten, 
an dem Ruder ber italieniihen Politik ftand und deſſen Antecebentien uns 
volles Vertrauen in bie letztere einflößen mußten. Seine Entlafjung war 
unerwartet und wir find genöthigt, die Beweggründe berfelben auf einem 
Felde zu ſuchen, welches fich unſerer Beobachtung entzieht. Die europätfche 
Preife bezeichnete damals ben Wechfel, welcher Ratazzi an die Stelle Ricas 
folis treten ließ, als den Beginn einer neuen Xera der italienischen Politik, 
welche das franzöſiſch-öſterreichiſhhe Bündniß gegen Preußen zur Bafis, bie 
Undankbarkeit des Schwarzenbergiichen Defterreid, gegen Rußland zum Bor: 
bilde in Bezug auf Preußen gewählt babe. Ew. werben bie Gerüchte in 
Erinnerung fein bezüglich von Allianzen gegen Preußen, mit welden bie 
Zeitungen in Betreff Frankreichs, Italiens, Defterreichs, ſelbſt unter Hinein⸗ 
ziehbung Englands, fi fo lange trugen, bis in Franfreich bie weile und 
frieblihe Politit, welche der Kaifer perſönlich nie verleugnet hatte, bie Ober: 
hand behielt. Es ift in jener Zeit nicht zu unferer Kenntniß gefommen, 
daß auf Seiten Staliens biefe Beftrebungen, foweit biefelben fih in das 
Praftiiche übertragen haben, einem entichiebenen Widerftande begegnet feien. 
Erft feit die Salzburger Zujammenfunft die beflimmte Weigerung Defter: 
reiche, auf ſolche Bünbdniffe einzugehen, zur Evidenz gebracht hatte, find aud) 
bie officiöfen und jonftigen Gerüchte über die Bereitwilligfeit zu einem 
Bünbdniffe gegen Preußen, obne in der officidfen Preſſe Italiens bementirt 
worben zu fein, bem Schweigen verfallen. Einige Wochen darauf und Taum 
einen Monat rüdwärts von heut war es, wie Ew. befannt, daß wir zuerft 
Nachricht von Verhandlungen erhielten, welche zwiichen Franfreih und Stalien 
bebufs einer Mobiftcation der September » Convention in ihrer Anmwenbung 
auf bie päpftlihen Beſitzungen ſchweben follten; Gerüchte, welche von meh⸗ 
reren Seiten Beftätigung fanden, aber erft nach der Verhaftung Garibaldis 
offener an's Tageslicht traten. Em. find am beften in ber Lage zu willen, 
baß, wenn ſolche Verhandlungen wirklich eriftirten, diefelben jedenfalls Ihnen 
gegenüber von Seiten Italiens geheim gehalten worben find. Diele Vor: 
gänge, unterftübt durch andere Wahrnehmungen, welde wir Ew. Berichten 
entnehmen Tonnten, verhinderten bier bisher das Auffommen irgend eines 
Zweifels an dem fortbauernden vollen Einverftänbniß der italienifhen und 
ber. Taiferlich franzöfifhen Regierung. Wir hatten einigen Su m wu 
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mutben, daß bie italienifche Regierung bis zu einer gewifien Linie hinfichtlich 
bes tömiichen Territoriums zwar nicht auf Zuſtimmung, aber doch auf Ent⸗ 
tung Frankreiche glaube rechnen zu dürfen. Bir würden geglaubt haben, 
indiscret zu fein, wenn wir nicht bie Initiative ber italieniihen Regierung 
zu einer Eröffnung, bie fie uns zu machen geneigt fein konnte, abgewartet 
hätten. Wir haben weder nad Florenz noch nad Paris ragen über bie 
Ratur ber Berbanblungen beiber Cabinette gerichtet. Ich habe Ew. feiner 
eit benachrichtigt, daß ich durch Privatperfonen in jehr vertraulicher Weiſe 
ber bie Anfidt Preußens bezüglich eines Unternehmens auf Rom fonbirt 
worben bin, und baß ich denſelben erwidert habe, wie für und fein Grunb 
vorliege, bie gegenwärtige italieniiche Regierung nicht als eine befreundete zu 
betrachten, und daß ich deßhalb über italieniſche Angelegenheiten obne Wifjen 
berjelben nicht unterhandeln könne. Ew. werben baraus erjeben haben, baß 
bie Unflarheit über unfere Beziehungen zu Stalien, in welche die Erſetzung 
Ricaſolis durch Ratazzi und die ihm folgende Fhaje der italieniihen Politik 
uns verſetzt hatte, die Regierung bes Königs nicht bewogen hat, ihrerfeits 
die vollfommen loyale Haltung aufzugeben, welche uns burch unjere Tradition 
befreundeten Regierungen gegenüber vorgefchrieken if. Ebenſowenig aber 
können wir uns von der Pflicht der Borficht entbinden, welche der Regierung 
bes Königs durch ihre Stellung an der Spitze eines großen Bundes auf: 
erlegt iſt. Ter Umſchlag von dem innigiten Einverftändnig zwiſchen Stalien 
und Frankreich, an welches wir bisher zu glauben veranlapt waren, zu einer 
Spannung zwijchen beiden Mächten, welche es möglich machte, einen Bruch 
zwijchen ihnen als wahrfcheinlich anzufehen, war ein zu plöglicher, als daß 
wir berechtigt gewelen wären, bie durch ihn geichaffene Situation als eine 
zweifelloje und befinitive zu betrachten. Sch babe feinen Augenblid an die 
Berleumdung geglaubt, daB das Einverſtändniß zwiihen Ratazzi und bem 
Gabinet der Tuilerien noch bis heute niemals aufgehört babe, daß Lie Ent: 
widelung bes Tramas bis zur Schlußfcene beiderfeit3 vorhergeſehen jei, unb 
daß es jih auch heute noch troß der brobenden Haltung auf beiden Seiten 
nur barum handle, zu conftatiren, ob es möglich fein werde, der öffentlichen 
Meinung beider Länder eine Theilung des römiſchen Gebietes nah Stabt 
und Land annehmbar zu machen. Ach glaube gern, daß die Zurückhaltung, 
weldhe das Minifterium Ratazzi uns gegenüber feither beobachtet hat, ein 
natürliches Ergebniß feiner Lage ift, umd ziehe daraus nicht den Schluß, 
baß die Beziehungen diejes Cabinets zu den anderen Mächten von einem für 
Preußen bedenklichen Charakter fein müßten. Aber eine Macht wie Treußen 
kann in ihrer gegenwärtigen Stellung nur mit vollkommen ficheren Unter: 
lagen, mit klarer Weberficht über den Stand des Schachbrettes Stellung 
nehmen; und biefen Grad von Sicherheit muß ich Ew. offen geiteben, babe 
ih nicht in dem Maße, wie Sie ihn aus Ihren perjünlichen Eindrüden nad) 
Ihrer individuellen Auffafjung geſchöpft zu haben feinen. Ich bin nicht 
ganz frei von der Befürdtung, daß Preußen bei einer Einmiihimg in bie 
Streitigkeiten zwiſchen dem Cabinet Ratazzi und deſſen früheren freunden 
in Paris die Rolle des Unberujenen jpielen würde, deſſen Einmiſchung in 
häusliche Streitigkeiten ihm den Unwillen beider Theile zuzieht. Die Er—⸗ 
wägung, baß bie Neigung des Königs Viktor Emanuels, und ber feinem 
Herzen näher ftehenden Politifer bei Schwankungen ber italienifhen Waage 
zwiſchen Frankreich und Deutſchland, auch gegen den Willen ber Minifter, 
leicht den Ausſchlag für Frankreich geben Tönnte, wird in Florenz fo gut wie 
hier gewürdigt werben. Die königliche Prärogative könnte ſchließlich auch 
dann, wenn Ratazzi ernftlich entjchloffen wäre, Atalien vom franzöfilden 
Einfluffe unabhängig zu machen, eine unerwartete Wendung geben und Mies 
nifter von zmeifellofer Anbänglichkeit an Franfreih an Stelle Ratazzis be= 
rufen. Ew. fönnen von feinen aufrichtigeren Sympathien für bas Gedeihen 
bes Königreich Stalien befeelt fein, als diejenigen find, welche ich ſelbſt im 
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Laufe meiner amtlichen Function bethätigt habe; aber beffen ungeachtet bes 
bürfen wir,. ehe wir unfere Entſchließung Haffen, ber Gewißbeit, daß wir nicht 
durch, das Kinverftändniß. zweier, anjcheinend fireitender Parteien in eine 
Babır. geleiiat werben, ber zu folgen der Politik des eigenen Landes nicht 
nuͤtzlich fein. würde, Es Liegt auf der Hand, daß für Franfreih, wenn man 
bemjelben big, Friegeriihen Tendenzen gegen Deutihland zumuthet, an benen 
ich. bisher. zweifle, der Vorwand zu einem Kriege ein viel günftigerer fein 
wärbe, wenn Deutjchland genötbigt werben Tönnte, gegen das den Papft 
ſchützende Frankreich mit einem Angriffsfriege zu Gunften ber Unabhängigfeit 
Italiens zu interveniren. Die Kriegspartei in Frankreich würbe dadurch ber 
Unannehmlichfeit überhoben, einzugeftehen, baß es bie nationalen Beftrebungen 
Deutſchlands find, welden man den Krieg erflärt. Dieje Seite ber Frage 
berührt ein Gebiet, welches ebenfalls bei Erwägung unferer Stellung zur 
Sache einer Hareren Beleuchtung bedarf. Die katholiſche Bevölkerung Deutich- 
Iands bat denfelben Anfpruch, wie bie evangeliihe auf Berüdjichtigung ihrer 
religiöfen Ueberzeugungen. Dieſe Rüdficht verbietet einem Staate mit ge⸗ 
milchter Bevälferung, gegen das Oberhaupt der Fatholiichen Kirche in einer 
Weiſe vorzugehen, ‚welche die Herzen ber gläubigen Katholifen verlegen würbe, 
Eine der Vorbedingungen, um uns zum Ginnehmen einer feiten Stellung 
zur Sache zu befähigen, würde baber die Vergewifjerung über die Trage fein, 
ob dem Papftthfum, nad) der italienijchen ober der franzöfilchen ober ber 
beiden Regierungen gemeinjamen Auffaflung feiner Zukunft, eine Stellung 
bleibt, welche aud von ben Katholiken deutjcher Nationalität in ihrer Mehr: 
heit als eine würbige anerfannt werden würde, In biefer Richtung fcheint 
man fi auf feiner ber betheiligten Seiten bisher ein beutliches Bild ber 
Zufunft vorgezeichnet zu haben. Die Sachlage ift hiernach, wie Ew. felbft 
es vorausgejehen haben, noch nicht dazu angethan, Sie mit Inftructionen zu 
verjehen,, durch welche bie Regierung des Königs ihre Entſchließungen bee 
nitiv regeln würde. Wir müſſen abwarten, daß die anfjcheinend miteinander 
im Streit begriffenen Kräfte mit mehr Entjhiebenheit ihre Stellung nehmen 
und ber bisherige Wechjel zwiſchen beiberjeitigen Drodungen und Nachgiebig⸗ 
feiten zu einer fertigen Situation übergeht. Bisher Fenne ich die Tragweite 
ber Gegenſätze nicht, welde das Minifterium Ratazzi und das Gabinet ber 
Zuilerien trennen Tönnten. Ew. werden mit mir darin einverflanden fein, 
daß das italienische Gabinet, wenn es ihm um eine ernfte Einwirfung auf 
das biefige zu thun wäre, damit beginnen würde, fich bier durch feinen Ge⸗ 
fanbten vertreten und uns durch denfelben beftimmte Eröffnungen über feine 
Politik machen zu lafien, nahdem, wie Ew. befannt, Graf Launay Berlin 
verlafjen bat und mir ſeitdem amtliche Mittheilungen ber italienifchen Geſandt⸗ 
Ihaft nicht zugegangen find. Die Natur diefes Erlaffes bringt es mit fi, 
daß bderjelbe Lediglich beftinmt if, Ew. behufs der von Ihnen zu beobacdhtens 
den Haltung zu orientiren und Ihre Sprache zu regeln, ohne daß Sie aus 
bemjelben zu einer amtlichen oder vertraulichen Mittheilung Anlaß zu nehmen 
bätten. Ihrer weiteren Berichterflattung, wie eine rein beobachtende Haltung 
fie Ihnen eingeben wird, jehe ich mit Intereſſe entgegen,“ 

(Die Depefhe wird von den offic. Blättern im Wefentlichen als 


echt anerkannt, wenn auch in den Ausdrücken nicht genau.) 

1. Det. Morddeutſcher Bund) Inpflichtnahme, beziehungsmweife 
Dereidigung der Truppen der norbbeutihen Contingente für ben 
König von Preußen. Die preuß. Marine ftreicht ihre bisherige 
Flagge und zieht unter Salut die Bundesflagge auf. 

Eintheilung ber Armee bes norbdeutfhen Bundes: Diefelbe 


zeigt, daß das norbbeutiche Bundesheer ganz nach ben bisherigen preußiichen 
Normen formirt if, und daß zu ber preußifchen Armee, auer üm Kmgauuen 
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Verflärkungen in ben älteren Armeecorps, noch ein vollflänbiges 12. Armees 
corps (das Täniglich fächfifche) fo wie eine, bem 11. Armeecorps ũberwieſene 
ganze Divifion (die großherzoglich heſſiſche) hinzugetreten find. Das norb- 
deutiche Bundesheer umfaßt mithin das Garbecorps un 12! Armeecorpg, 
von welchen Ießteren je 2 und 2, nach ihrer nummeriſchen Neihefolge, eine 
Armeeabtheilung Bilden, jo baß deren 6 vorhanden find. Das FE’ Armee⸗ 
corps bat 3, alle Übrigen Armeecorps haben ein jebes nur 2 Divifionen. 
Die Garde-Cavallerie und bie Föniglich fächftiche Neiterei des 12. Armeecorps 
bilden jebe eine beſondere Cavallerie =» Divifion. Das Gardecorps mit ein= 
gerechnet, zählen biefe 13 Armeecorps zufammen 27 Divifionen, 54 Infan⸗ 
terie- uud 28 Cavallerie-Brigaben. 

Die Infanterie-Brigaden haben 2 Infanterie-Regimenter, nur bie 2. Garbe: 
Infanterie Brigabe, bie 12., 14., 16. unb 34. Infanterie » Brigade deren 3. 
Außerhalb diefes Brigade: Verbandes bilden 4 AInfanterie-Regimenter, zum 
8. Armeecorps gehörend, bie Inſpection ber Befakung von Mainz. Die 
Füſilier-Regimenter find bergeftalt vertheilt, daß ſich beim 8. Armeecorps 2, 
beim 1., 2., 6. unb 10. Teines, bei ben übrigen Armeecorps je 1 befindet, 
und zwar innerhalb bes Brigade Verbandes; nur beim 12. Armeecorps ift 
das (königlich ſächfiſche) Schütens(Füfilier-JRegiment außerhalb desjelben 
aufgeführt. An Jäger-Bataillonen haben 9 Urmeecorp8 je 1, das Garde⸗ 
corps, das 9. und das 12. Armeecorps je 2, das 11. Armeecorps beren 3. 
Nur beim Garbecorps und bei der großherzoglich heſfiſchen (25.) Divifion 
und bei ber 34. (medlenburgifhen) Infanterie Brigade find die Sägers 
Bataillone in den Brigade-Verband mit aufgenommen. 

An Cavallerie- Regimentern Hat bie 5., 7. und 20. Eavallerie : Brigabe 
jede 4, die 2. und 3. Garbe:Cavallerie- Brigade, bie 1., 3., 4., 6., 9., 10., 
11., 12., 17., 19., 23., 24. Cavallerie-Brigabe, eine jebe 3, die übrigen Ca⸗ 
vallerie-Brigaben je 2. (Bet biefer Berechnung find bie beiden vom 1. und 
7. Armeecorps, reſp. zum 3. und 4. Armeecorps abcommanbirten Cavalleries 
Negimenter den leteren beiben Armeecorps beigezählt). 

An Artillerie ift dem Gardecorps unb ben erflen 8 Armeecorps einem 
jeden eine vollftändige Artillerie-Brigabe (1 Feld- und 1 Feltungs-Artillerie: 
Regiment) zugetheilt; eben fo bat das 12. Armeecorpe 1 Feld- und 1 
Feftungs-Artillerie-Regiment, das 9. Armeecorps dagegen nur 1 Feld⸗Artillerie⸗ 
Regiment und 1 eltungssArtillerie-Xbtheilung, das 10. und 11. Armeecorps 
nur 1 FelbsArtillerie-Regiment, das leßtere außerbem noch 1 (großherzoglich 
heſſiſche) Artillerie-Abtheilung. 

ebem Armeecorps ift ein Pionier= und 1 Train= Bataillon zugetbeilt, 
dem 11. Armeecorps außerdem noch 1 Bionier- Compagnie und 1 Train: 
Abtheilung der großherzoglich heſſiſchen Divifion. 

Stärte ber Truppen ber verfhiedenen Staaten bes norb= 
beutfhen Bundes und ihre Vertheilung in dem Bunbesheere. 

4) Die preußiſche Amee: 

A. Bisherige Stärfe 97 Infanterie⸗Regimenter (incl. 9 Füfilier-Regi: 
menter), 13 Zäger=Bataillone (incl. des Garbe- Schügen » Bataillons), 64 
Savallerie-Regimenter, 12 Feld-Artillerie-Regimenter, 9 Feftungs-Artilleries 
Negimenter und 1 Fellungs-Artillerie-Abtheilung, 12 Pionier-Bataillone und 
412 Train-Bataillone. 

B. Truppen der nordbeutjchen Bundesftaaten, welche in folge ber Militär: 
Eonvention vom 1. Oct. d. $. an als integrirende Theile zur preußiichen 
Armee gehören: 

Die des Großherzogthums Oldenburg: Das oldenburgiſche Infanterie⸗ 
Regiment Nr. 91, der 37. Infanterie-Brigabe, und das oldenburgijche Dra⸗ 
goner «Regiment Nr. 19, ber 19. Cavalleries Brigade ber 19. Divifion bes 
10. Armeecorps, 1 6pfdge. und 1 Apfbge. olbenburgifche Batterie, ber 1. Fuß⸗ 
abtbeilung bes Feld-ArtilleriesHegimentsNr.10 besjelben Armeecorps Überwiejen. 
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2) Truppen, welche außerbem in Folge ber abgefchloffenen Convention 
in eine engere Verbindung mit ber preußiſchen Armee treten: 

4. Die ber tbüringifhen Staaten Das 5. thüringifche Infanterie: 
Regiment (Großherzog von Sachſen) Nr. 94, formirt aus dem Contingente 
bes Großherzogthbums Sachſen⸗Weimar-Eiſenach, ber 44. Snfanterie-Brigabe, 
das 6. thüringiſche Infanterie Regiment Nr. 95, formirt aus ben Contins 
genten ber Herzogthümer Sachſen-Coburg-Gotha und Sadjien - Meiningen, 
der 43. InfanteriesBrigabe, beide zur 22. Divifion, 11. Armeecorps gehörenb, 
das 7. thüringiſche Infanterie: Regiment Nr. 96, formirt aus ben Contin⸗ 
genten von Sachſen⸗Altenburg, Schwarzburg:Rubolftabt, Neuß jüngere und 
ältere Linie, der 8. Divifion 4. Armeecorps überwiefen. 

2. Die bes Herzogthums Anhalt. Das anhaltifche InfanteriesRegiment 
Nr. 93, der 14, Brigade ber 7. Divifion bes 4. Armeecorps überwiefen. . 

Hiedurch gelangt die preußifche Armee mit ben in engere Verbindung zu 
berjelben tretenden Bundes-Contingenten auf die Stärfe von 102 Infanterie 
Regimentern (incl. 9 Füfilier:Regimenter), 13 Jäger-Bataillonen (incl. des 
Garde⸗-Schützen-Bataillons), 65 Gavallerie-Regimentern, 12 Feld-Artillerie- 
Negimentern, 9 Feſtungs-Artillerie-Regimentern, und 1 Feltungs-Artillerie: 
Abtheilung, 12 Pionier = Bataillonen und 12 Train: Bataillonen, und bildet 
biefelbe das Gardecorps und bie erften 11 Armeecorps, von welchen letzteren 
das 9. und 10. Armeecorps durch die medienburgijchen und braunfchweigifchen 
Truppen verftärft worden find. 

3. Norddeutſche Bunbestruppen, welche mit ber preußijchen Armee 
das Heer bes norbbeutfchen Bundes bilden: 

A. Königreih Sachſen. 2 Grenadier-Regimenter Nr. 100 und 101, 
6 Infanterie⸗Regimenter Nr. 102 bis 107, 1 Schügen-(Füfilier-JRegiment 
Nr. 108, 2 Jäger: Bataillone Nr. 12 und 13, 1 Garde Reiter - Regiment, 
3 Reiter-Regimenter, 2 Uhlanen-Regimenter Nr. 17 und 18, 1 Feld-Artillerie⸗ 
Regiment Nr. 12, 1 FeltungssArtillerie-Regiment Nr. 12, 1 Pionier-Bataillon 
Nr. 12 und 1 Train= Bataillon Nr. 12 bilden das 12. Armeecorps mit 2 
Snfanterie-Divifionen und 1 Gavallerie-Divifion. 

B. Großherzogthum Medlenburg Medienburgiihes Grenabier- 
Regiment Nr. 89, medlenburgijches Füfilier-Regiment Nr. 90, medTenburgifches 
Säger-Bataillon Nr. 14 bilden bie 34. Infanterie-Brigade der 17. Divifion 
vom 9. Armeecorpg. — 1. und 2. medlenburgifches Dragoner:Regiment Nr. 
17 und 18 find der 17. Cavallerie-Brigabe, derjelben Divifion und besfelben 
Armeecorps, 1 6pfdge. und 2 Apfdge. (mecklenburg⸗-ſchwerin'ſche) Batterien, 
fo wie 1 6pfbge. (medlenburgsftrelig’fche) Batterie find ber 3. Fußabtheilung 
bes Feld-Artillerie-Regiments Nr. 9 bes 9. Armeecorps, zugetbeilt. 

C Herzogthum Braunfhweig. Das braunfchweigifche Infanterie 
Regiment Nr. 92 ift der 40. Infanterie-Brigabe, das braunſchweigiſche Hufarens 
Regiment Nr, 17 ber 20. Savallerie= Brigade, beide zur 20. Divifion 10. 
Armeecorps gehörend, 1 6pfdge. braunfchweigiiche Batterie ber 3. Fußabtheilung 
bes Yeld-Artillerie-Regiments Nr. 10 zugetheilt. 

. Außerdem treten in Folge einer beſonderen Militär-Gonvention zu ber 
norbbeutichen Bundesarmee noch bie Froßherzoglich heſſiſchen Truppen: 
4 Infanterie Regimenter (& 2 Bataillone), 2 Jäger-Bataillone, 2 Reiters 
Regimenter, 1 Artillerie Abtheilung (1 veitende, 2 6pfbge. und 3 Apfdge. 
Fuß s Batterien), 1 Pionier = Compagnie und 1 Train= Abtheilung, und zwar 
als großherzoglich heſſiſche (25.) Divifion des 11. Armeecorps. 

Die gefammte norddeutſche Bundesarmee zählt daher: 118 Infanterie⸗ 
Negimenter, 18 Jäger» Bataillone, 76 Cavallerie= Regimenter, und zwar: 10 
Kuiraffier-, 21 Dragoner:, 18 Hufaren:, 21 Uhlanen- und 6 Reiter-Regimenter, 
13 Feld-Artillerie-Regimenter und 1 Feld-Artillerie-Abtheilung, 10 Feſtungs⸗ 
Artillerie-Regimenter und 1 Feltungs-Artillerie-Abtheilung, 13 Pionier-Batalls 
Ione unb 1 Pionier⸗Compagnie, 13 Train-Bataillone und 1 Krokaiiieritung, 
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1. Oct. (Preußen) Dit biefem Tage erliſcht bie vom Lanbtage ber 
Krone mit Bezug auf die neuen Landestheile überlafiene Machtvoll⸗ 
kommenheit und tritt die preuß. Verfaſſung in denfelben in Kraft. 

”» » (Breußen) Der König empfängt auf der Inſel Mainau den 
Beſuch des mwürttembergiihen Königspaars. 


2. „ Morbbeutfher Bund). Zahlreihe Verſetzungen von Dffi- 
zieren ber Mleinftantlichen Gontingente ins preuß. Heer und umge 
kehrt und Bejehung der Offiziersftellen in ben neu errichteten Re⸗ 
gimentern. 


„ » Breußen). Der König erwiebert auf dem Wege von ber Inſel 
Mainau nah der Burg Hohenzollern in Friedrichshafen den Bejud 
des württemb. Königspaars. 

3. „ Morddeutſcher Bund). Der Präfldent Simſon überreicht 
dem König von Preußen auf der Burg Hohenzollern die Adrefje des 
Reichstags „ber Vertretung eines Volks, weldes das Bewußtjein 
bat, das Maß und Geſetz jeiner Bewegung, Fortbildung und Er- 
weiterung ausſchließlich in fich felber zu tragen”. Der König er- 
wiebert: „Es find darin Gefinnungen und Hoffnungen ausgefprochen, 
welche die Meinigen find und die einft ihrer Erfüllung entgegen: 
reifen können.“ 

4. „ Morddeutſcher Bund). Reichstag: Budget für 1868. Des 
batte über die Matricularumlage mit Rüdficht auf die von Preußen 
mit den meiſten SKleinftaaten abgeichloflenen Meilitärconventionen 
unter Nachlaß eines Theils der Militärkoften. Waldeck trägt barauf 
an, die Matricularumlage ohne Präjubiz für die Genehmigung ber 
Milttärconventionen, Bennigfen, fie unter gleichzeitiger Genehmigung 
der Militärconventionen zu bewilligen.. Der Antrag Waldecks fiegt 
in namentliher Abftimmung mit 113 gegen 1410 Stimmen, indem 
die Nationalliberalen ſich fpalten. 

6. „ (Breußen). Der König wirb auf ber Durdhreife von Hohen: 
zollern nad Berlin in Augsburg vom Könige von Bayern begrüßt 
und geht von ba nad) Nürnberg, wo während feines Aufenthalts 
bie hohenzollernſche Fahne neben der bayerifchen auf der Burg weht. 

7. „Morddeutſcher Bund). Reichstag: Budgetberathung. Der 
gefammte Miilitäretat wirb angenommen und nad längerer Debatte 
bie Anträge von Götz und Dehmichen auf Verringerung der Militär: 
laſten durch ausgedehnte Beurlaubungen verworfen. 

8 „ (Rordbeutfher Bund), Reichstag: Budgetberathung. Der 
von ber bundesftantlicheconftitutionellen Fraction eingebrachte Antrag, 
welder die civilrechtliche Haftung des Bunbesfanzlers für bie ent: 
ſprechende Verwendung der Einnahme fihern fol, wird abgelehnt 
und das Bubget als Ganzes mit großer Mehrheit genehmigt. 

Die ſämmtlichen Aenderungen befchränfen ſich auf das dem Reichstag vor⸗ 
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behaltene Recht ber Bewilligung von Gehalten und Beſoldungserhöhungen, 
ben Wunſch, für die archivariſchen Schätze Deutihlands Sorge zu tragen, 
das Verlangen eines fpezialifirten Bunbdesconfulat-Etats für [pätere Jahre 
und eines Gejebes über das Militärferviswejen, den Wunſch ber Berüd: 
fihtigung der heimiſchen Marine-Induſtrie und ber beijeren Dotirung ber 
Marineſchule. 


9. Det. Norddeutfher Bund). Die Bundesflagge iſt bereits von 


z 


10, 


14. 


15. 


18. 


England, Frankreich, Schweden und Norwegen, Italien, Oeſterreich 
und Spanien anerkannt. 


» (Breußen). Lothar Bucher wird zum Regierungscommiffär für 
bie Unterhandlungen mit Dänemark über Nordſchleswig ernannt. 


„ Medlenburg) Auf großh. Befehl wird bie Spielbant in 
Dobberan aufgehoben. 


„ NRorddeutfher Bund). Reichstag: Debatte über den An: 
trag Lasker's auf Aufhebung aller Zinsbejchränfung bei Darlehen 
innerhalb des ganzen Umfangs des Bundes. Bismard erklärt ſich 
principiell dafür, aber auch, anjcheinend mit einem Hieb auf den 
preuß. Auftizminifter Grafen zur Lippe, für eine Reform ber Hy: 
pothefengefeßgebung. Der Sozialdemofrat v. Schweiter erflärt gleich- 
falls für den Antrag ſtimmen zu wollen, „aus Bosheit”. Der Anz: 
trag wird ſchließlich mit unwefentlihen Aenderungen angenommen. 


» Preußen: Hannover). Die particulariftiihen Parteien befchließen 
in einer Verſammlung, fih an den Wahlen zum preuß. Landtage 
nicht zu betheiligen. | 

„ MRorddeutfher Bund). Der Reichstag genehmigt den Ge: 
feßesentwurf betr. die Nationalität der Kauffahrteifchiffe und ihre 
Befugniß zur Führung der Bundesflagge. Der Bundeskanzler legt 
die Militärconventionen zur verfaflungsmäßigen Genehmigung vor. 


„Morddeutſcher Bund) Reichstag: Debatte über den An- 
trag Schultze-Delitzſch auf Befeitigung aller Arbeiter-Coalitiong:Be- 
ſchränkungen. Delbrüd erklärt, daß er, obwohl principiell gegen bie 
Beichränkungen, den Gegenſtand noch nicht reif für die Bundes: 
gefeßgebung halte, da die Gewerbegejeßgebung der einzelnen Bundes: 
ftaaten zu verjchiebenartig jei. Der Antrag wird troßdem mit 136 
gegen 70 Stimmen angenommen. 


„ Preußen: Frankfurt). In Tolge einer Aufforderung der Re: 
gierung jenden Senat und Stadtverordnete eine gemeinfame Des 
putation nah Berlin ab behufs Ausſcheidung des Staats⸗ und 
Stadtvermögens. 


„Morddeutſcher Bund). Reichstag: Debatte über das von 

der Regierung eingebrachte Geſetz über die Verpflichtung zum Kriegs⸗ 

dienſt. Der Hauptkampf dreht ſich um $ 6, ber dew. Bunte: 
AA 
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felcherrn bie Deiugnik ertbeili, im Falle bes Pebürfziies ans tem 
Reiervemannichaften „nethwwentige Zerftärfunzen‘ ;u den Acınen 
heranzuziehen. Tie Linke (Amientemert Heretbec) will tie Re 
fugnig auf ten Fall ter verfügen „MReliimakun;* beihrinten; 
aus ten mittleren Fraccienen wersm miltere Beihrinkungen als 
„Kriezskereirihart® eder „emnehender Krieg" eder „auherortentlühe 
Umftinte* verſucht. Graf Fismarf und tie Eenerale Moltke und 
Reca befimmien tie Teriälize ala Audilufe unbezrũndeten Mif- 
tratens. Tchliglih wird über ten Antraz Hevrerbeck namentliche 
Akttimmunz verlanzt unb terielbe mir 165 gegen 81 Stimmen ab- 
gelehnt, ebenio alle auteren Amenbements. 


18. La. (Preußen). Ter geihäftstübrente Ausihug ber nat.-liberalen 


19, 


ara air cin Programm als Wahlaufruf für tie bevorſtehenden 
Lanzızzswaßlen: 

„. .. Ren ten jept berernehenden Zahlen wirb es akbingen, ob das 
Eat ver Aiftmilirung zwilden ben alten und neuen Trocinzen zur Ehre 
Teutſchlaues gelinzen eder zum ;srobleden ter Reaction mißlingen wird; 
eb wır freifinnige Eintichtungen aus ten neuen Prorinzen herũbernehmen 
cder ſie kurh tie Reite bes altpreugiichen ;seutalismus unb Bureaukratis⸗ 
mus uns ent'remben werten. Auch für die richtige Auseinanterjetung zwiſchen 
#untess und Landes Geſetzgebung, für die Förderung des Reichstages ale 
Organs ber beutigen Einheit ijt ber künftige Yandtag von enticheidendem 
Ee⸗ ichte. Tarum if es nothwendig, denjelben Männern, weldye die Bundes: 
reriaiſunz zur Lebens: und Entwidlungsfäbigfeit und jogar fchon zu weit 
über Lie Grenzen reihender Ropularität ausgebildet haben, auch die damit 
zuſammenhangende Regelung ber preußiihen Zeriajjungs-Berhältnifje anzu: 
zertrauen; ſonſt kẽnnte leicht durch übel angebrachte Gompetenz- Streitigkeiten 
a8 aınye Werk ber legten beiden jahre wieder in Trage geftellt werben. 
Zie Sufunft tes Bundesſtaates muß nad allen Eeiten gefidyert fein; bazu 
ift aber au erforderlich, daß Deutſchland von Preußen bie inneren Reformen, 
weile ben ſibrigen Staaten zum Mufter bienen, erwarten könne. Tenn 
Streubens Geſchicke find enger als jemals mit ben Pebensbedingungen des 
beutſchen Voltszeiftes verfnüpit; fie werben ſich um fo fchleuniger und glors 
seicher erfüllen, je weiter und breiter die Betheiligung aller Klaſſen heran 
gezogen wird. Tas beſchränkte Klajien-Wahliyitem bat ſich überlebt, und 
ber nädhfte Landtag wirb zu prüfen haben, in welcher Weije und unter was 
für Borausfegungen ber Uebergang zum allgemeinen Stimmrechte zu bereiten 
if. Allein das allgemeine Stimmredt Tann feine vereinzelte Einrichtung 
bleiben: es bebarf einer Reihe auf Selbiiverwaltung und Volksbildung ge: 
richteter Geſetze, ohne melde ber Staat, ber fi) auf das allgemeine Stimm: 
seht fügt, den gefährlihften Schwankungen Preis gegeben würde. Hieber 
rehnen wir vor allen Tingen bie Reform unferer völlig veralteten Kreise 
orbnung und ber ländlichen Polizeiverwaltung, bie gründliche Verbefjerung 
ber Gemeindeordnung und bes Bolksihulmelens . . .“ 


(Breußen). König Georg ratifizirt den mit Preußen abges 
ſchloſſenen Abfindungsvertrag vom 29. Sept. _ 
„ Morddeutfger Bund). Neihstag: Berathung eines Boft: 
geſetzes. Zu einer lebhaften Sontroverfe zwiichen ben Bundescom⸗ 
miffären und ber liberalen Oppoſition gibt ein Zufahantrag von 
Deder und Wiggers zu F 575 Anlaß: 


„ 
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„Das Briefgeheimnig ift unverleglih. Die bei flrafgerichtlichen Unter⸗ 
ſuchungen unb in concurss und civilprocefjualifhen Fällen nothwendigen 
Ausnahmen find durch ein Bundesgeſetz feftzuftellen.” 

Der preuß. Bundescommiflär erflärt, die Annahme bes Antrags 
könne das AZuftandefommen bes ganzen Gefekes in hohem Grabe 
gefährden, worauf Lasker unter dem Beifall aller liberalen Parteien 
bebauert, daß bei den gleichgültigften Dingen immer auf ſolche Weife 
gedroht werbe und der Antrag in namentliher Abjtimmung mit 
135 gegen 93 Stimmen angenommen wird, 


19.—22. Oct. (Walde). Landtag: Der Acceffionsvertrag mit Preußen 


wird in erfter Abftimmung mit 13 gegen 1 Stimme, in zweiter 
Abftimmung mit 12 gegen 3 Stimmen angenommen und ebenjo en 
bloe die Militärconvention mit Preußen. 


21. De. Morddeutſcher Bund). Der Reichstag nimmt das Poſt—⸗ 


22. 


geſetz als Ganzes an. Der Picepräfident des Bunbesraths erflärt, 
daß derſelbe fich entjchloffen habe, ven Zufab bez. Unverletzlichkeit 
bes Briefgeheimniffes nun doch anzunehmen. — Beginn der Debatte 
über das Freizügigkeitsgeſetz. Delbrüd erflärt die Uebereinſtimmung 
des Bundesraths mit ben meilten Abänderungsvorſchlägen ber Com: 
miſſion und conjtatirt die DBereitwilligfeit des Bundespräfibiums, 
dem Bunbesrathe und dem nächſten Reichstage eine auf der Baſis 
ber Gewerbefreiheit ruhende Gewerbeordnung für den Bund vorzulegen. 


„Morddeutſcher Bund). Der Reichstag beendigt das Frei⸗ 


zügigfeitsgefeß und ertheilt den Militärconventionen feine Genehmi⸗ 
gung. Debatte über den Gejebesentwurf betr. einen außerorbentl. 
Geldbedarf zum Zwecke ber Erweiterung ber Bundeskriegsmarine 
und ber Herftellung ber Küſtenvertheidigung. 

Der Gejegesentwurf fordert für diefen Amed die Bewilligung einer An⸗ 
leihe bis zur Höhe von 10 Mill. Thlın. Die Motive "bilden eine fehr ums 
fängliche Denfichrift, die im wejentlihen dahin geht: Die Bundesverfaſſung 
nehme das Vorhandenſein, bez. bie Gründung einer Bundesmarine an. Bei 
bem burchgreifenden Einfluß, welden der Seehandel auf bas Leben ber 
Bölfer ausübe, bedürfe es Feiner weiteren Darlegung, daß dem Seehanbel 
und ber Küfte der nothwendige Schuß gewährt werben müſſe. Der Bund 
bürfe aber auch aus einem anderen zwingenden Grunde nicht länger zögern, 
in bie Reihe der größeren Seemädhte einzutreten, bamit er nämlich für alle 
Zukunft feinen Einfluß in europäiſchen Angelegenheiten wahren Fünne, zumal 
wenn biefe nur zur See erreichbare Länder betreffen. Die maritime Bevöl⸗ 
ferung bes Bundes wird für vollflommen ausreichend erachtet. Um möglichſt 
rafh über ein Stadium himwegzufommen, in weldhem die Flotte Friegerifchen 
Eventualitäten, jelbft den kleinern Seemächten gegenüber, nicht gewachſen ift, 
müffen die finanziellen und materiellen Kräfte des Bundes für bie nächfte 
Zeit höher angelpannt werben. Die Aufgaben ber Marine werben dahin zus 
fammengefaßt: 1) Schuß und Vertretung bes Seehandels Norddeutſchlands 
auf allen Meeren und Erweiterung feiner Rechte und Beziehungen; 2) Ber: 
theidigung der vaterlänbifchen Küften und Häfen an der Nord⸗ und Oſtſee; 
3) Entwidlung des eigenen Offenfiv:Bermögens, nicht blog zur Störung des 
feindlihen Seehandels, fondern auch zum Angriff auf feindliche Flotten, 
Küften und Häfen. Um biefer Aufgabe zu entipreihen, muß bie Klatte im 

a1» 
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weientlicden aus drei Hauptklaſſen zuſammengeſetzt ſein: 1) aus Schiffen, 
welche beitimme find, gegen den Feind bie hohe See zu behaupten un: ihn 
dort wit Eriolg unzugreiten, alſo Panzeriregatten; 2) aus Fabrzeugen bes 
ſtimmt und geeignet jowchl zur Bertbeibigung der eigenen Gärten und Küñen. 
ala auch im Nerein mit der erjien Klajie zum Angriij auf jieindliche Küñen⸗ 
beieitigungen, ſchwimmende Panzerbatterien und Fleinere gepanzerte Fahrzeuge; 
3) aus Scirten beitimmt zum Schutze bes Handels auf criener See, zur 
Aujbringung von feindlichen Krenzern und Kaufiahrern, zur Bedeckung ven 
Handelsſlottillen und zu handelspolitiſchen Miifienen. Tiele jegt neh hölzernen, 
unter Umitäinden theilweiſe mit Panzern veriebenen Schitfe, Fregatten und 
Corveiten ind wegen ihrer Behendigkeit und jontigen guten Gigenichaften 
geeignet, bie Schiffe ber eriien Klafſe in ter Seeſchlacht unternügen zu 
können. Dazu fommen bie Arilos, haupiſächlich ber Schlachtflotte beigegeben 
zum Üepeichendienit, zur Beobachtung bes Feindes x. Angeſichts ber rartlos 
orijchreitenden Technik des ES chifiäkrues und ker Artillerie fann für eine 
Reide von Jahren im voraus in Bezug auf bie ipecielle Etärke, das Syñem, 
die Armirung eine beſtimme Anzabe nit gemacht, vielmehr wird nad 
Maßgabe der vorhandenen Geitmitiel und in Rückficht aui das im activen 
und beurlaubten Zerhältnig jeweilig ausgekildete Perſonal ein imausgeietztes 
Kortipreiten in allen Schifisklaſſen angeiirebt werden. Dennoch iſt eine plan= 
mäkige Entwidlung ber Marine nicht nur möglich, ſondern jogar ganz uns 
entbebrlih. Die Grundlage dafür wird in einem für ben nädhiien Zeit⸗ 
abjchnitt im voraus feſtzuſtellenden Ueberſchlag bes Friebensetats zu finden 
fein. Die Flotte foll während ber erjten Pericte auf einen Beſtand von 
16 Panzerſchiffen und Fahrzeugen, 20 Corvetten, 8 Aviſes, 3 Transport: 
ihiffen, 22 Dampifanonenbocten, 2 Artillerieihirien und 5 Uebungsichiiien 
für Gabetten und Schiffsjungen gebradgt werten. Nah Vollendung der 
Hafenbauten fol bas ſchwimmende Material raſcher vermehrt werben. Aur 
Deckung der jür das Jahr 1863 erforberlihen Mittel find etwa 3 Mill 
Thlr. nothwendig. Aehnlich find bie Verhältniſſe für bie felgenden Jahre. 
Die Küſtenbefeſtigung ſoll ſich neben der Fertiührung der Bauten bei Memel 
und Pillau in erſter Linie auf die Sicherſtellung der Mündungen der Elbe 
und Weſer, in zweiter Linie auf die der Ems und Trave, ſowie den Schutz 
ber mecklenburgiſchen Küſien erſtrecken. Tie Höhe der hiefür erforderlichen 
Gelbmittel läßt ſich zur Zeit nur darum annäherungsweiſe beſtimmen 
(34 Mill. Thlr.), weil nach ben Erfahrungen des amerikaniſchen Kriegs gegen 
die jehr verbefjerten maritimen Angrifismittel ber Gegenwart Vertheidigungs: 
einrichtungen erforderlich werben, welche vor ihrer Anwendung noch im Laufe 
biefes Jahrs praftiihen Verſuchen unterworfen werben jollen. Für bas nächte 
Jahr find zu dieſem Zweck 500,000 Thlr. angeſetzt. Die jetzt noch aufzu⸗ 
wendenden Koften für ben Jahdehafen, ber 1870 hergeſtellt fein ſoll, find 
auf 4 Mill, veranſchlagt worden, bie ber Jahdebefeſtigung auf 3 Mill, 
welche ſich auf bie nächſten fieben Jahre vertheilen, bie für ben Kieler Hafen, 
auf bie nächſten zehn Jahre fi) vertheilend, auf 8 Mil, bie ber Kieler 
Befeftigung, bis 1874 reichend, auf 2,400,000 Thlr. 

Die Anleihe wird bewilligt, dod mit dem von Tweſten bean: 
tragten Zufabe: 

„Tie auf Grund biefes Gefebes zu erbebenden Anleibequoten und bie 
aus der Anleihe zu verwenbenden Eummen find alljährlich durch ben Bundes⸗ 
haushaltsetat oder burch ein befonderes Gefeg Teftzuitellen”, 


worauf ber Bundescommiſſär DViceabmiral Jachmann conitatirt, daß 
mit der Annahme dieſes Amendements der Regierung ein Extra⸗ 
ordinarium von 5,750,000 Thlrn. für 1868 bewilligt fei. 


23. Sch. Morddeutſcher Bund) Der Reichstag genehmigt ohne 
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Debatte den Geſetzentwurf betr. den Bundeshaushaltsetat für 1867 
mit einer Ausgabe von 89,763 Thlr., welche lediglich das Bundes: 
fanzleramt, ben Bunbesrath, Reichstag ꝛc. berührt, ba das Poſt⸗ und 
Telegraphenwejen und andere VBerwaltungszweige erft am 1. Januar 
1868 an den Bund übergehen und die Koften für die Marine bis 
bahin noch von Preußen getragen werben. Anläßlich einer Petition 
der mecklenburgiſchen Judengemeinden wird beichloffen, den Bunbes- 
fanzler zu erſuchen, in ber nächſten Seſſion ein Geſetz vorzulegen, 
betr. die Aufhebung aller Beichränfungen ber bürgerlichen Rechte 
durch die Confeffionen. Dagegen wird der Antrag ber Commiſſion 
bez. zahlreicher anberer Petitionen aus Medlenburg, in denen ber 
Reichstag gebeten wird, feine gewichtige Fürſprache dahin eintreten 
zu laſſen, daß Medlenburg eine conftitutionelle Landesverfaſſung mit 
freigewählten Vertretern, deren Zuftimmung bei jedem Landesgeſetz 
und bei der Feltftellung des Haushaltsetats erforderlich jet, jchleunig 
wieder erhalte — dieſe Petitionen an den Bundeskanzler zu über- 
weiſen mit der Aufforderung, die geeigneten Schritte im Sinne der 
Petenten baldmöglichft einleiten zu wollen, mit 106 gegen 102 
Stimmen abgelehnt. 


24. Doc. (Medlenburg) Ber fog. Comitial-Convent lehnt den Ans 


25. 


trag des Rittergutsbefigers Babe auf Herftelung der conftitutionellen 
Berfaffung als ungeeignet für den Landtag ab. 


„ Rorddeutfher Bund). Der Reichstag genehmigt ein Geſetz 
betr. die Organifation ber Bundesconſulate, ſowie die Amtsrechte 
und Pflichten der Bundesconfuln. Debatte über ven Gefeßentwurf 
betr. das Bundesſchuldenweſen. Auf den Antrag v. Bethmann⸗ 
Hollmeg wird beſchloſſen, die Convertirung der Schuldverfchreibungen 
ber Verwaltung zu entziehen und von einer geſetzlichen Zuftimmung 
des Reichstags abhängig zu machen und ferner entgegen bem ent: 
ſchiedenſten Widerſpruch des Bundestanzlers ein Zuſatz zu F 18 
genehmigt: Ä 

„Ergeben fich gegen die Dechargirung Anftände, oder finden fi fonft 
Mängel in der Verwaltung des Bundesſchuldenweſens, jo Tünnen die daraus 
bergeleiteten Anjprüche jowohl vom Reichstag als dem Bundesrath ſelbſt⸗ 
ftändig gegen die nach F 7 dieſes Gefebes verantwortlichen Beamten verfolgt 
werben. Der Reichstag kann nöthigenfalls mit der gerichtlichen Geltends 
machung berfelben die von ihm gewählten Mitglieder der Bunbesfchulben- 
Commilfion beauftragen.” 

„ (Preußen). Programm ber confervativen (feubalen) Partei, 
Dasjelbe trägt 32 Unterfchriften, unter denen indeß biejenige Wa⸗ 
gener's fehlt. 

Das Programm führt aus, bie confervative Partei dürfe fih mit Necht 
vor allen anderen „national” nennen, fowohl in dem, was für die Neu⸗ 
geftaltung Deutſchlands erreicht ift, wie in dem, was noch zu erreichen übrig 
bleibt, Sie ift national in Unterflügung derjenigen Politik, welche Deutfch- 
land fein erſtes Grundrecht wiebergab: zu eriftiren und feine Angelegeuketten 
nad eigenem Ermefjen zu orbnen. Die Kraft der Kealerung übe AR 
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Augen und nah Innen bewährt. Die Regierung babe ben Stanbpunft 
Friedrichs bes Großen wieber aufgenommen, welcher bas Regiment fortichrei= 
tend, bie Bölfer aber conjervativ wollte. In dieſem Sinne wirb bie Partei 
bezüglih ber Wahlen wirken. Sie wird Verbefferung der Provinzial = Ber: 
tretung ber alten Lanbestheile durch Erweiterung der Gelbfiverwaltung an⸗ 
fireben. Die Partei erkennt berechtigte Eigenthümlichfeiten ber neuen Landes⸗ 
theile an, fo weit biejelben ſich ohne Zwang und Nachtheil in preußiſche 
Staatseinheit einfügen laſſen. Dafelbft als beijer bewährte Einrichtungen 
follen auf die alten Zanbestheile übertragen, beftehende kirchliche Verfaffungen 
rüdfichtsvoll gepflegt werben. Das Programm weist hin auf bie Reichstags⸗ 
Wirkſamkeit der Eonfervativen für Hypothekenbanken, für Aufhebung ber 
Schuldhaft; fie werben demnächſt auch die Gewerbeorbnung unter Aufrecht- 
haltung ber Meifterprüfungen unterſtützen. Die Partei hält feft an bem 
Königswort: was Preußen erwerbe, müfje für Deutichland gewonnen fein. 


26. Det. Morddeutſcher Bund). Reichstag: Schlußberathung über bie 


28. 


neuen Zollvereinsverträge. Auf den von 125 Mitgliedern unterftüßten 
Antrag von Braun wird mit 177 gegen 26 Gtimmen bie ver: 
foffungsmäßige Genehmigung zwar ausgefprochen, aber 

„1) in Beziehung auf jeden einzelnen ber drei erfien Staaten nur unter 
ber Bedingung, baß die rechtliche Verbindlichkeit bes mit einem jeden der⸗ 
felben durch Breußen abgefchloffenen Bünbnifvertrages von ihm nicht in 
Trage geftellt werbe, und 2) mit ber Ermädtigung für ba8 Bundes: Prä- 
fibium in dem Fall, baß ber Vertrag vom 8. Zuli 1867 nicht mit allen, 
fondern nur mit einem oder einzelnen ber fübbeutichen Staaten zur Aus: 
führung kommen follte, die fi Hieraus ergebenden Aenderungen in dem Art. 
8 5 1 des Vertrages feitzuftellen, vorbehaltlich der in der nächſten Sitzungs⸗ 
periobe einzuholenden Genehmigung des Reichstages.“ 


Schluß des Reichstags. Thronrede des Königs von Preußen: 


. Sn ber Thatſache, daß alle biefe wichtigen Gefeße, wenn aud 
einzelne ihrer Beſtimmungen einen lebhaften Kampf der Meinungen hervor⸗ 
riefen, doch im Ganzen ſtets die große Mehrheit Ihrer Stimmen vereinigten, 
erblicke Ich mit lebhafter Befriedigung einen Beweis des gegenſeitigen Ver⸗ 
ſtändniſſes, in welchem die Volksvertretung Hand in Hand mit ben verbüns 
beten Regierungen ihre gemeinfamen Ziele erfirebt. Der von Ihnen geneb: 
migte Vertrag über die Fortdauer bes Zollvereins ift im Verbältniß zu allen 
fübdeutfhen Staaten noch nicht gefihert. Die verbündeten Regierungen 
würben es mit Ihnen beflagen, wenn eine Einrichtung, beren jegensreiche 
Wirkungen allen dazu gehörenden Ländern zu Gute gefommen find, ſich 
fortan nit mehr auf alle biefe Länder erftreden follte. Sie find ſich aber 
mit Shnen bewußt, daß die unentbehrlichen Neformen ber Berfaffung bes 
Zollvereines vorübergehenden Schwierigkeiten nicht geopfert werben dürfen, 
und daß bie Gemeinihaft der wirtbichaftlihen Intereſſen bie nationale Ver: 
pflihtung zum gemeinfamen Schutze berfelben zur vertragsmäßigen Vorauss 
jeßung bat. Der Scifffahrts- Vertrag mit Jtalien, welchem Sie Ihre Ges 
nehmigung ertheilt haben, wird dazu beitragen, die Beziehungen zu einem 
— zu beeſtigen, mit welchem uns große, gemeinſame Intereſſen ver⸗ 

inden. 


F Br eußen). Der König empfängt den bayr. Minifterpräfidenten 
Fürſt Hohenlohe und den bayr. Reichsrath Frhrn. v. Thüngen und 
lehnt das Geſuch bes letztern bez. Erhaltung des Veto ber ſüd⸗ 
beutfchen Zollvereinsftaaten mit Bezugnahme auf ben Beſchluß des 
Reichstags vom 26. d. M. entſchieden ab. 
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31. Oct. Conferenz von Geiſtlichen der verſchiedenen lutheriſchen Landes⸗ 


kirchen Deutſchlands zu Hannover gegen die Union. 
„Morddeutſcher Bund). Der Bundesrath lehnt das vom 
Reichstag aus eigener Initiative befchloffene Geſetz zu Aufhebung 
ber Arbeiter-Goalitions-Befhräntungen ab; über das vom Reichstag 
gegen ben Widerftand bes Bundeskanzlers mobiflcirte Bundesſchulden⸗ 
geſetz wird vorerft ein Beſchluß noch ausgeſetzt. 
„ (Preußen). Auch bie frei-conjervative Partei erläßt ein 
Programm: 

„0.0. Wir fegen bas Vaterland über die Partei, bie Nattonalintereffen 
über Alles... .” 


Nov. (Sachſen). Eine von allen Liberalen Barteifchattirungen ſtark 


beſuchte Bollsverfammlung in Dresden erklärt das allgemeine und 
birecte Wahlrecht als allein zeitgemäß und allein gemeingültig, ver: 
wirft das gegenwärtige Ständewefen, als noch dazu, in Folge des 
Verfaſſungsbruchs vom 3. Juni 1850, nur redhtswibrig beftehend, 
ftelt jede Verunftaltung des allgemeinen und birecten Wahlrechts 
durch Berfagung von Diäten als das Wahlrecht beeinträchtigend bar 
und verlangt eine nach der muftergültigen Reichsverfaſſung vom 
Jahr 1848 geftaltete Verfaffung für das Königreih Sachſen mit 
einer Kammer. 
„ (Medlenburg). Die Regierung erläßt ein Geſetz über Militär: 
ſervis und Einquartierungslaft troß dem Widerſtande bes ſog. 
Comitial⸗Convents. 
» (Breußen). Ein kgl. Erlaß an den Ober⸗Kirchenrath erflärt 
mit Rückſicht auf die Erlaffe vom 22.—24. Sept., durch welche bie 
Conſiſtorien in den neu erworbenen Lanbestheilen dem Ober-Kirchen⸗ 
rath nicht unterftellt wurden, zu Vermeibung von Mißdeutungen, 
„daß eine Beſorgniß megen etwaiger Schädigung ber Union und ber 
Landeskirche in den alten Provinzen, ſowohl in ihrer Einheit als aud in 
ihrer GSelbftftänbigfeit, aus bdiefen Meinen Anordnungen in feiner Weiſe 
hergeleitet werben barf, und daß e8 Mein beftimmter Wille ift, eine Rück⸗ 
wirfung daraus auf die Firchlichen Verhältniffe der alten Provinzen nicht 
eintreten zu laſſen. Ich gebe Mich vielmehr der Hoffnung bin, baß bie 
Dereininung ber evangelifchen Kirche unter ihrer eigenen Mitwirkung und 
freien Zuftimmung, aus der allein die wahre Union hervorgehen Tann, 
immer mehr und mehr erftarfen wird, und dieß um fo ficherer, je mehr Ich 
Mich auf die vertrauenbe treue Hingebung aller babei Betheiligten und dazu 
Berufenen verlaffen kann.“ 
» (Sadfen). IKammer: Bürgermeifter Koch (Leipzig) beantragt 
im Sinne der weit überwiegenden Mehrheit der öffentlihen Meinung: 
1) Beſchränkung der gefeßgeberifchen Thätigfeit gegenmwärtiger Seffion auf 
bie Ausarbeitung eines neuen Wahlgejetes und eines Geſetzes über die pros 
viforifche Steuererhebung für 1868; 2) nad) Erledigung obiger Gegenftände 
Auflöfung der dbermaligen Stänbeverfammlung und Einberufung einer neuen 
Landesvertretung; 3) ber Regierung bie Ermächtigung zu ertheilen, im Der: 
ordnungswege diejenigen Beftimmungen zu treffen, weldhe in Gemäßheit ber 
norbbeutfchen Bundesgefebgebung nothwendig find. 
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7. Nov. (Preußen). Allgemeine Landtagswahlen. In ben öftlichen 
Provinzen erringen bie Confervativen, in ben weitlihen und den 
neuen Lanbestheilen die National-Liberalen die Oberhand, in Berlin, 
Dreslau, Königsberg fiegen die Demokraten, ebenfo in Franffurt. 
In Hannover find von 36 Abg. alle bis auf 3 national=liberal, 
die Polen verlieren wieder mehrere Wahlkreife, in Schleswig ge= 
hören bie Gewählten bis auf 3 (Scheel-Pleſſen und 2 Dänen) zur 
bundesitaatlich:conftitutionellen Partei. 

„» Grachſen). IH. Kammer: Die Regierung wird über die Erle- 
bigung ber Wahlgejetfrage interpellirt. Der Staatsminifter v. Noſtitz⸗ 
Wallwitz antwortet: 

„daß eine Verzögerung ber Vorlage nicht in ber Abficht ber Regierung 
fiege, baß aber biejelbe ebenjo wenig biejenige Auffaffung, bie in bem in ber 
jenfeitigen Kammer geftellten Antrag Ausbrud gefunden, fi) anzueignen 
vermöge. Die Regierung verfenne nicht, daß bie veränderten Verhältniffe 
veränderte Beftimmungen über bie Landesvertretung räthlih machten, und fie 
werde hierzu bie loyale Mitwirfung ber Kammern in Anſpruch nehmen. 
Sie könne aber die Nothwendigkeit, deßhalb das Staatsſchiff in ungeregelte 
Bahnen zu lenken und (um einen proceſſualiſchen Ausdruck ‚zu gebrauden) 

- ein tumultwarifches Verfahren einzufchlagen, nicht anerkennen,“ 

10. „ (Preußen). Der Abfindungsvertrag mit bem gew. Herzog 
von Naſſau wird von Preußen ausgeführt, nachdem ber Herzog feine 
bisher noch immer unterhaltenen Gefanbten in Wien und im Haag 
abberufen hat. 

nn w (Breußen). Durd minifteriellen Beſcheid wird bie Könige: 
berger Univerfitätsfrage endlich wenigſtens dahin erledigt, daß „un: 
beichadet ihres protejtantiichen Charakters” auch Nichtproteftanten ale 
Privatdocenten zugelafen und im Falle des concreten Bebürfnifjes 
„ausnahmsweiſe“ als Lehrer angeftellt werben dürfen. 

441. „» (Preußen). Das Berliner Stabtgeriht, [an welches ber 
Prozeß gegen ben Abg. Tweſten wegen feiner Rede im Abg.-Haufe 
vom 20. Mai 1865 über die Juſtizverwaltung durch Erkenntniß 
bes Obertribunals vom 26. Juni d. J. zurückgewieſen worben war, 
unter Vernichtung der auf Grund des Art. 84 ber Berfaflung 
(Redefreiheit) freifprechenden Urtheile beider Inſtanzen] verurtheilt 
Tweſten zu der höchſten zuläffigen Strafe von 2 Jahren Gefängniß, 
indem es annimmt, baß der Angeklagte in der gedachten Rebe in 
vier Fällen der Beleidigung und Verleumdung gegen ben Juſtiz⸗ 
minifter, in einem Falle gegen das Staatsminifterium, im zivei 
Fällen gegen das Obertribunal, in zwei Fällen gegen bie preußischen 
Gerichtshöfe überhaupt, in einem Falle gegen die Staatsanwaltichaft 
und eben fo gegen ben Disciplinarjenat des Dbertribunals und den 
GStaatsgerichtshof in je einem Falle fi ſchuldig gemacht habe. 

In Bezug auf die Schuldfrage war bie Norm ber Entſcheidung bereits 
durch das Erfenntniß des Obertribunald vom 26. Juni db. J. gegeben und 
dem Stabtgerihte nur nod bie Beſtimmung bes Strafmaßes überlaffen. 
In biefem Betreff ſpricht fi nun bas Erfenntniß des Stabigerichts wie folgt 
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aus: „Mas das Strafmaß anlangt, jo lagen feine Umftänbe vor, welche bas 
Vergeben in einem milben Lichte erfcheinen laſſen, vielmehr boten eine Ans 
zahl Erwägungen bie Beranlaffung, die höchfte Strafe des F 102 al. 2 loc. 
eit. auszufprehen. Zuvörderſt ift zu erwägen, baß bie gewählten Ausdrüde, 
Nebewendungen und Bilder ſehr beißend und verletend find, und baß bie 
Tragweite und Bedeutung der Worte einem Beamten und namentlich einem 
Suriften ganz bejonders bewußt und gegenwärtig fein mußte Es fällt hie⸗ 
bei Teineswegs wmilbernd, fondern vielmehr erichwerend in's Gewicht, daß 
Angeflagter die wörtlichen Verleßungen unter bem vermeintlichen Schuße bes 
Arıifeld 84 der Verfaffungs = Urfunde zur Deffentlichfeit gebracht hat und 
zwar an einem Orte, ber nicht Öffentlicher gebacdht werden kann. Es ift 
ferner in Betracht zu ziehen, daß die incriminirte Rede bei der Berathung 
bes Juſtizetats gehalten worden ift, die einzelnen Ausfälle gegen bie ge— 
nannten Beamten und Behörden aber mit dem Etat in gar feinem birecten 
und unmittelbaren Zufammenhange ftehen, auch von Seiten bes Redners 
des Etats weder erwähnt worben ift, nody mit Bezug auf benfelben und im 
Anſchluß an bie Rede Anträge, Amendements ꝛc. geftelt worben jind. 
Endlidy aber geht, was ebenfalls nicht zu überfehen ift, aus der Rede und 
beren vielfachen Gitaten unb Specialitäten zur Genüge bervor, daß nicht 
augenblidlihe Eingebung und Erregung die Worte hervorgerufen haben, 
jondern daß ber Angriff gegen die erwähnten Beamten und Behörden ein 
wohl überlegter und wohl vorbereiteter gewejen iſt.“ 


141. Nov. (Preußen: Lauenburg). Der Landtag Tehnt den Antrag auf 


13. 


Realunion mit Preußen neuerdings ab. 


„ Die Oeneralverfammlung des Nationalvereins beſchließt in Kaffel 
bie Auflöfung bes Vereins und disponirt über bie noch in feinen 
Händen befindlichen Fonds. 

„ (Sadjen). I Kammer: Der Antrag Koh vom 4. Nov. wirb 
mit allen gegen 2 Stimmen abgelehnt. Der Kammerherr v. Zehmen 
ruft bem Leipziger Bürgermeifter dabei zu: Quousque tandem Cati- 
lina abutere patientia nostra! 

» (Breußen: Hannover), In Folge der Abmachung mit König 
Georg vom 29. Sept. find die im Jahre 1866 nach London ge: 
flügteten 22 Mil. Thlr. jebt zurüdigeftellt und in den Händen ber 
preuß. Regierung. 


„—17. Nov. (Hamburg). Die Mehrheit der Bürgerfchaft beharrt 


gegenüber dem Senat auf ihrem Begehren einer Verfaffungsrevifion 
vor 1870, 


14. Nov. (Preußen). In Folge des Urtheils vom 11. d. M. wird 


15. 


ber Abg. Stadtgerichtsrath Tweſten feines Amtes fufpendirt. 
» (Preußen). Eröffnung des Landtags. Thronrede bes Königs: 


„Zum erftien Mal begrüße Ich heut an dieſer Stelle bie Vertreter ber 
neuen Randestheile, welche durch die Ereignifje einer großen Zeit mit Meinem 
Staate vereinigt worden find. Mit Auverficht erneuere Ih den Ausdrud 
des Vertrauens, daß die Bewohner biefer Lanbestheile, fo wie Ich biefelben 
von ganzem Herzen zu Meinem Bolt aufgenommen babe, Mir und dem 
erweiterten Vaterland auch ihrerfeits reblihe Treue widmen werben. Die 
Vollmacht, welche die Landesvertretung Meiner Regierung ertheilt hatte, um 
ben Eintritt der neuen Provinzen in die verfafjungsmäßigen Zuſtände Wieser 


170 


Preußen und der norddeniſche Bund. 


Bene vorzubereiten , ift in ber Richtung benubt worben, um eine vorläufige 
Ausgleihung auf benjenigen Gebieten herzuftellen, auf welchen eine ſolche 
durch da8 gemeinfame Staatsintereffe unbedingt geboten erſchien. Im mög: 
lichft engen Anſchluß an die vorgefundenen, den Bevölferungen lieb gewor: 
benen Einrichtungen find in ben neuen Lanbestheilen nach Anhörung von 
Vertrauensmännern Kreis: und Provinzialderfaffungen in’s Leben gerufen 
worden, beren Ausführung und weitere Entwidlung geeignet fein wirb, bie 
Theilnabme ber Eingejelfenen an der Regelung ihrer wirthichaftlichen Inter⸗ 
effen zu beleben und die wünjchenswerthe Selbftverwaltung auch ber größeren 
communalen Körperjchaften anzubahnen. Während bie Heereseinrichtungen 
bes norddeutſchen Bundes durch die Verfaſſung besfelben und durch das Geſetz 
über die Webrpfligt auf ben bewährten Grundlagen ber preußifchen Ein⸗ 
rihtung feftgeftellt worden find, ift bie Organifation der Wehrkräfte bes 
gefammten Vaterlands in ben Grundzügen vollendet worden. Nachdem fo 
ber Boden für eine gemeinfame Thätigfeit der Vertretung Meiner gefammten 
Monarchie bereitet if, wird es unferer vereinten und, wie Ich zu Gott hoffe, 
geſegneten Thätigfeit gelingen biefen Boden frudhtbringenb zu machen. Der 
Entwurf zu dem Etaatshaushaltsetat für bas Jahr 1868, mwelder Ahnen 
unverzüglich vorgelegt werben wird, unterſcheidet ſich wefentlich von ben frü⸗ 
beren Etats. Während derſelbe einerfeitS die der Monarchie neu binzus 
getretenen Landestheile mit umfaßt, find andrerfeits wichtige Kategorien von 
Einnahmen und Ausgaben ausgejchieden und auf den Etat bes norbbeutichen 
Bundes übergegangen. Aus den Vorlagen über ben Staatshbaushalt werben 
Sie erfehen, daß die mit Vorficht veranfchlagten Einnahmen nicht nur bie 
Mittel darbieten, um bie laufenden Bebürfniffe der Verwaltung zu beden, 
fondern daß es auch, möglich gewefen ift, neuen und gefteigerten Anforders 
ungen ber Staatsverwaltung Genüge zu leiften. Indem Ich vorausjege, 
baß die Lage des Staatshaushalts Ahnen zur Genugthuung gereichen wird, 
vertraue Ich zugleich auf Ihre bereitwillige Zuftimmung zu dem Mebrauf: 
wand, welden Ach zur Aufrechthaltung der Würde der Krone unter ben 
jetigen Berhältniffer für geboten erachte. Es werben Ahnen verjchiedene 
Geſetzesvorlagen zugehen, welche beſtimmt find das Staatsichulbenweien ber 
neu erworbenen Lande zu vegeln; ferner bie für biefelben feſtgeſtellten 
Finanzetats für das Jahr 1867, um biefelben durch die für das 4. Quartal 
vorbehaltene nachträgliche Zuftimmung zu ergänzen und für bie Behandlung 
ber danach zu legenden Rechnungen Normen zu geben. Nachdem als oberfter 
Gerichtshof für die neuen Landestheile das Oberappellationsgericht errichtet 
worden ift, wird Ihnen ein Gefegentwurf vorgelegt werben, um bie Ver: 
einigung biefes Gerichtshofs mit dem Obertribunal herbeizuführen. Meine 
Regierung wendet ber Fortbildung ber Kreis: und Provinzialverfaffung ihre 
fortdauernde Fürforge zu, und wird, fobald die erforderlichen Vorbereitungen 
beendet find, Ihnen barauf bezügliche Geſetzentwürfe zugeben laſſen. .... 
Das Werk nationaler Einigung, weldem bie preußiſche Tandesvertretung 
durch ihre Zuflimmung den Abſchluß zu geben berufen war, ift jeitdem in's 
Leben getreten. Wenn Sie eingewilligt haben, einen Theil ihrer Befugniſſe 
auf ben norddeutichen Reichstag zu übertragen, fo verkündet ſchon jeßt das 
Zeugniß der Geſchichte, daß Sie damit das Nechte zur rechten Zeit gethan 
haben. Das preußifche Volk hat in ber Geftaltung des norbbeutfchen Bundes 
vermehrte Bürgichaften der Sicherheit und ein erweitertes Feld organifcher 
Entwidlung gewonnen; gleichzeitig ift mit ben fübdeutfchen Stammgenojjen 
bie Gemeinſchaft ber wirthfchaftlichen Intereſſen und ber thatfräftigen Ver: 
theidigung ber allerhöchften Güter bes nationalen Lebens gefihert. Die Ver: 
träge, auf welchen dieſe Gemeinfchaft beruht, haben in jüngfter Zeit eine er» 
höhte Bedeutung dadurch gewonnen, baß auch bei ihrer Berathung in ben 
Bolfsvertretungen das nationale Bewußtfein fich fiegreich bewährt hat. Die 
Beziehungen Meiner Regierung zu ben auswärtigen Mächten find durch bie 
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neuen WVerhältniffe, in welche Preußen inmitten bes norbbeutfchen Bundes 
gejtellt ift, nicht verändert worden, Mit dem freundſchaftlichen Charakter 
derfelben find bie perfönlichen Begegnungen mit ber Mehrzahl ber Souveräne 
Deutſchlands und des Auslands, zu welden Mir im vergangenen Sommer 
Gelegenheit gegeben war, im vollen Einklang. Das friedliche Endziel ber 
beutjhen Bewegung wird von allen Mächten Europa’s anerfannt und ges 
würdigt, und die riebensbeftrebungen ber Fürſten werben getragen von ben 
Münfchen der Völker, welchen bie wachſende Entwidfung und Verfchmelzung 
ber geiftigen und materiellen Intereſſen ben Frieden zum Bedürfniß madht. 
Die jüngite Beforgniß wegen einer Störung bes Friedens in einem Theil 
Europa’s, wo zwei große Nationen, beide und eng befreundet, von einer 
ernftern Verwicklung bedroht erſchienen, barf Ich als befeitigt anfehben. Den 
[hwierigen Fragen gegenüber, welche bort noch einer Löſung harren, wirb 
das Beitreben Meiner Regierung bahin gerichtet fein einerieits ben Anſpruch 
Meiner Fatbolifchen Untertbanen auf Meine Fürſorge für die Würde und Uns 
abbängigfeit bes Oberhauptes ihrer Kirche gerecht zu werben, und anderer: 
feit8 den Pflichten zu genügen, welche für Preußen aus ben politischen Inter⸗ 
effen und ben internationalen Beziehungen Deutichlands erwachſen. In beiden 
Richtungen ſehe Ich, in Erfüllung der Aufgaben, welde Deiner Regierung 
geftellt find, Feine Gefährbung bes Friedens. So laffen Sie uns um ſo zu. 
verfichtliher an die Löfung der Aufgaben innerer Entwidlung gehen. Mögen 
Ihre Arbeiten für das Mohl des Staats reich gefegnet fein!” 


>. Nov. (Preußen: Frankfurt). Die Unterhanblungen zwiſchen ber 


’ 


, 


Frankfurter Deputation und der Staatsregierung über Ausſcheidung 
von Staats: und Stabtgut werben ohne Refultat abgebrochen, ba 
bie Regierung auf die Forderungen ber Deputation nicht einging. 
„» (Sadfen) Iehnt feinerfeits die franzöfiihe Einladung zu einer 
europäiſchen Conferenz über die römiſche Frage als Glieb des nord: 
beutihen Bundes taktvoll ab. 


„ (Sadfen). Die Stabtverorbneten von Leipzig geben ihrer Ent: 
rüftung über die Beleidigung ihres VBürgermeifters in der erften 
Kammer durch einen Beſchluß, die Profefjoren der Univerfität durch 
eine Zuſchrift an ihren Vertreter, die Bürgerſchaft durch eine Adreſſe 
an Koch Ausdruck. 

» (Breußen) Der König ernennt 18 neue Mitglieber des 
Herrenhaufes (5 erbliche, worunter 3 ehemals Reichsunmittelbare 
und 13 lebenslänglidhe) und verleiht den Städten Hannover, Kaffel, 
Frankfurt a. M., Altona und Flensburg, fo wie den Univerfitäten 
Göttingen, Marburg und Kiel das Recht, dem König einen Ver: 
treter zur Berufung vorzufchlagen. Von einer Vertretung bes kleinen 
Adels als Vertretern des alten und gefeftigten Grundbeſitzes wie 
aus den alten Provinzen ift Feine Rebe. Dagegen findet ſich unter 
den Ernannten als erftes jübifches Mitglied des Herrenhauſes ber 
Frankfurter Rothſchild. 

„(Preußen: Hannover). Im Gegenſatz gegen die Aufhebung vom 
5. Juli werden zunächſt wenigftens proviforifh bie hannover'ſche 
und die osnabrückſche Lotterie wieder geftattet. 


„ (Medlenburg) Die Regierung exrläßt, unter Vorbehok ver 
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feloherrn die Befugniß. ertheilt, im Falle des Bebürfniffes aus ben 
Reſervemannſchaften „nothwendige Verſtärkungen“ zu den Fahnen 
heranzuziehen. Die Linke (Amenbement Hoverbed) will dieſe Be— 
fugniß auf den Fall der verfügten „Mobilmahung” bejchränfen; 
aus den mittleren Tractionen werben mildere Beichränfungen als 
„Kriegsbereitſchaft“ ober „entitehender Krieg” oder „außerordentliche 
Umftände” verſucht. Graf Bismard! und die Generale Moltfe und 
Noon befämpfen bie Vorſchläge als Ausflüffe unbegrünbeten Miß- 
trauens, Schließlich wird über den Antrag Hoverbeck namentliche 
Abftimmung verlangt und derjelbe mit 165 gegen 81 Stimmen ab: 
gelehnt, ebenjo alle anderen Amenbements. 


18, Oct. (Preußen). Der gefhäftsführende Ausfhuß der nat.-liberalen 


19. 


Partei erläßt ein Programm als Wahlaufruf für die bevorftehenden 


Randtagswahlen: 

„... Bon ben jebt bevorftehenden Wahlen wirb es abhängen, ob das 
Werk der Affimilirung zwijchen ben alten und neuen Provinzen zur Ehre 
Deutihlands gelingen oder zum Frohloden der Reaction mißlingen wird; 
ob wir freifinnige Einrihtungen aus den neuen Provinzen berübernehmen 
oder fie durch die Nefte bes altpreußiſchen Feudalismus und YBureaufratis- 
mus ung entfremben werben. Auch für die richtige Auseinanderfeßung zwiſchen 
Bundes: und Landes-Geſetzgebung, für bie Förderung bes Reichstages als 
Organs der beutfchen Einheit ift der Tünftige Landtag von entſcheidendem 
Gewichte. Darum ift es nothwendig, denjelben Männern, welde bie Bundes⸗ 
verfaffung zur Lebens: und Entwidlungsfähigfeit und fogar ſchon zu weit 
über bie Grenzen reichender Popularität ausgebildet haben, auch bie bamit 
zufammenhangende Regelung ber preußifchen Verfaſſungs-Verhältniſſe anzu: 
vertrauen; fonft Fönnte leicht durch übel angebrachte Competenz-Streitigfeiten 
das ganze Werk ber letzten beiden Jahre wieder im Frage gejtellt werben. 
Die Zufunft des Bundesftaates muß nad) allen Seiten gejichert fein; bazu 
ift aber auch erforderlich, daß Deutichland von Preußen die inneren Reformen, 
welche ben übrigen Staaten zum Mufter dienen, erwarten könne. Denn 
Preußens Geſchicke find enger als jemals mit ben Lebensbedingungen bes 
deutſchen Volfsgeiftes verknüpft; fie werben fi um fo jehleuniger und glor= 
reicher erfüllen, je weiter und breiter die Betheiligung aller Klaffen berans 
gezogen wird. Das beichränfte Klaſſen-Wahlſyſtem bat ſich überlebt, und 
der nächte Landtag wird zu prüfen haben, in welcher Weile und unter was 
für Vorausfegungen der Uebergang zum allgemeinen Stimmrechte zu bereiten 
if. Allein das allgemeine Stimmrecht kann feine vereinzelte Einrichtung 
bleiben: es bebarf einer Reihe auf Selbfiverwaltung und Volksbildung ges 
richteter Gefeße, ohne welche der Staat, ber ſich auf das allgemeine Stimm: 
recht ſtützt, den gefährlichiten Schwanfungen Preis gegeben würde. Hieher 
rechnen wir vor allen Dingen bie Reform unferer völlig veralteten Kreis: 
ordnung und ber ländlichen Polizeiverwaltung, bie gründliche Verbeſſerung 
ber Gemeindeordnung und bes Volfsihulmwelens . . .* 


„ (Breußen). König Georg ratifizirt den mit Preußen abge: 


ſchloſſenen Abfindungsvertrag vom 29. Sept. _ 

„ MRorddeutfher Bund). Reichstag: Berathung eines Poft- 
gefetes. Zu einer lebhaften Controverfe zwifchen den Bundescom⸗ 
mifjären und der liberalen Oppofition gibt ein Zufabantrag von 
Berker und Wiggers zu $ 575 Anlaß: 
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„Das Briefgeheimnig ift unverleglih. Die bei ftrafgerichtlichen Unter⸗ 
fußungen und in concurs⸗ und civilprocefjualiihen Fällen nothwenbigen 
Ausnahmen find dur ein Bundesgeſetz feſtzuſtellen.“ 

Der preuß. Bundescommiflär erflärt, die Annahme des Antrags 
könne das Zuftandefommen des ganzen Geſetzes in hohem Grabe 
gefährden, worauf Lasker unter dem Beifall aller liberalen Parteien 
bedauert, daß bei den gleichgültigften Dingen immer auf ſolche Weife 
gedroht werde und der Antrag in namentlicher Abftimmung mit 
135 gegen 93 Stimmen angenommen wird. 


19.—22. Det. (Waldeck). Landtag: Der Acceffionsvertrag mit Preußen 


wird in erfter Abjtimmung mit 13 gegen 1 Stimme, in zweiter 
Abftimmung mit 12 gegen 3 Stimmen angenommen und ebenjo en 
bloe die Militärconvention mit Preußen. 


21. Od. Morddeutfher Bund). Der Reichstag nimmt das Poft: 


22. 


geleb als Ganzes an. Der Vicepräfident des Bundesraths erklärt, 
daß berjelbe ſich entjchloffen habe, ven Zufab bez. Unverletzlichkeit 
des Briefgeheimnifjes nun doch anzunehmen. — Beginn der Debatte 
über das Freizügigkeitsgeſetz. Delbrüd erflärt die Uebereinftimmung 
des Bundesraths mit den meilten Abänderungsvorfchlägen der Com: 
miffion und conftatirt die Bereitwilligfeit des Bundespräſidiums, 
dem Bunbesrathe und dem nächſten Keichstage eine auf der Bafls 
ber Gewerbefreiheit ruhende Gewerbeordnung für den Bund vorzulegen. 


„Morddeutſcher Bund). Der Reichstag beendigt bas Frei: 
zügigfeitsgefeß und ertheilt den Militärconventionen feine Genehmi⸗ 
gung. Debatte über den Gefebesentwurf betr. einen außerorbentl. 
Geldbedarf zum Zwecke der Erweiterung ber Bundeskriegsmarine 
und der Herſtellung der Küftenvertheidigung. 

Der Gejeßesentwurf forbert für biefen Zwed die Bewilligung einer An⸗ 
leide bis zur Höhe von 10 Mill. Thlın. Die Motive "bilden eine ſehr ums 
fänglihe Denfichrift, die im wejentliden dahin geht: Die Bundesverfaffung 
nehme das Vorhandenfein, bez. die Gründung einer Bundesmarine an. Bei 
bem bdurdhgreifenden Einfluß, welchen ber Seehandel auf das Leben ber 
Völker ausübe, bedürfe es Feiner weiteren Darlegung, daß bem Seehanbel 
und ber Küfte ber nothwendige Schuß gewährt werden müffe. Der Bunb 
bürfe aber auch aus einem anderen zwingenden Grunde nicht länger zögern, 
in die Reihe ber größeren Seemächte einzutreten, damit er nämlich für alle 
Zufunft feinen Einfluß in europäifchen Angelegenheiten wahren könne, zumal 
wenn biefe nur zur See erreichbare Länder betreffen. Die maritime Bevöl- 
ferung bes Bundes wird für vollkommen ausreihend erachtet. Um möglichit 
raſch über ein Stadium hinwegzufommen, in welchem bie Flotte Friegerifchen 
Eventualitäten, jelbft ben Fleinern Seemächten gegenüber, nicht gewachſen ift, 
müffen die finanziellen und materiellen Kräfte des Bundes für die nächfte 
Zeit höher angefpannt werden. Die Aufgaben ber Marine werben bahin zu⸗ 
fammengefaßt: 1) Schuß und Vertretung des Seehandels Norddeutſchlands 
auf allen Dieeren und Erweiterung feiner Rechte und Beziehungen; 2) Ver: 
theidigung der vaterländifchen Küften und Häfen an der Nord⸗ und Oſtſee; 
3) Entwidlung bes eigenen Offenfiv:Vermögens, nicht blog zur Störung des 
feindlihen Seehanbels, fondern aud) zum Angriff auf feindliche Flotten, 
Küften und Häfen. Um biefer Aufgabe zu entfpreihen, muß bie Flotte im 
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weientlichen aus drei Hauptllaffen zufammengefeßt fein: 1) aus Schiffen, 
welche beftimmt find, gegen ben Feind die hohe See zu behaupten und ihn 
bort mit Erfolg anzugreifen, alſo Panzerfregatten; 2) aus Fahrzeugen bes 
flimmt und geeignet ſowohl zur VBertheidigung ber eigenen Häfen und Küften, 
als auch im Verein mit ber erften Klafje zum Angriff auf feindliche Küften- 
befeftigungen, ſchwimmende Panzerbatterien und Fleinere gepanzerte Fahrzeuge; 
3) aus Schiffen beflimmt zum Schutze bes Handeld auf offener See, zur 
Aufbringung von feindlihen Kreuzern und Kaufjahrern, zur Bedeckung von 
Huandelsflottillen und zu handelspolitiſchen Mijfionen. Diefe jet noch hölzernen, 
unter Umftänden tbeilweife mit Panzern verjehenen Schiffe, Fregatten und 
Gorvetten find wegen ihrer Behendigfeit und fonftigen guten Eigenfchaften 
geeignet, bie Schiffe ber erſten Klaſſe in ber Seeſchlacht unterjtüßen zu 
fönnen. Dazu fommen bie Avifos, hauptfähli der Schladhtflotte beigegeben 
zum Depeichendienft, zur Beobachtung bes Feindes 2c. Angejichts der raſtlos 
fortichreitenden Technik bes Schiffsbaues unb ber Artillerie kann für eine 
Reihe von Jahren im voraus in Bezug auf bie fpecielle Stärke, das Syſtem, 
die Armirung eine beſtimmte Angabe nicht gemacht, vielmehr wird nad 
Maßgabe der vorhandenen Geldmittel und in Rüdjiht auf bas im activen 
und beurlaubten Verhältniß jeweilig ausgebildete Perjonal ein unausgeſetztes 
Fortſchreiten in allen Schiffsflaffen angefirebt werden. Dennod iit eine plan= 
mäßige Entwidlung ber Marine nicht nur möglich, fondern ſogar ganz uns 
entbehrlih. Die Grundlage bafür wirb in einem für ben nächſten Zeit- 
abfhnitt im voraus feftzuftellenden Ueberſchlag bes Friedensetats zu finden 
fein. Die Flotte fol während ber erſten Periode auf einen Beitand von 
16 Panzerſchiffen und Fahrzeugen, 20 Corvetten, 8 Aviſos, 3 Transports 
ſchiffen, 22 Dampffanonenbooten, 2 Artilleriefchiffen und 5 Uebungsfchiffen 
für Gabdetten und Schiffsjungen gebracht werden. Nah Vollendung ber 
Hafenbauten fol das ſchwimmende Deaterial rajcher vermehrt werben. Zur 
Dedung der für das Jahr 1868 erforberlihen Mittel find etwa 3 Mill. 
Thlr. nothwendig. Aehnlich find die Verhältniffe für die folgenden Jahre. 
Die Küftenbefeftigung fol fi neben der Fortführung der Bauten bei Memel 
und Pillau in erfter Linie auf die Sicherftellung der Münbungen ber Elbe 
und Wefer, in zweiter Linie auf die der Ems und Trave, fowie den Schuß 
ber mecklenburgiſchen Küften erfireden. Die Höhe der hiefür erforderlichen 
Geldmittel läßt fih zur Zeit nur darum annäherungsmweije beſtimmen 
(34 Mil. Thlr.), weil nad) den Erfahrungen bes amerifanijchen Kriegs gegen 
die ſehr verbeflerten maritimen Angriffsmittel ber Gegenwart Vertheidigungs⸗ 
einrichtungen erforderlich werben, weldhe vor ihrer Anwendung noch im Laufe 
biejes Jahrs praftifhen Verſuchen unterworfen werden jollen. Für das nächte 
Jahr find zu biefem Zweck 500,000 Thlr. angefett. Die jebt noch aufzus 
wendenden Koften für den Jahdehafen, ber 1870 hergeſtellt fein fol, find 
auf 4 Mill. veranſchlagt worden, bie ber Sahdebefeitigung auf 3 Mill, 
welche ſich auf die nächſten fieben Jahre vertheilen, die für ben Kieler Hafen, 
auf die nächſten zehn Jahre fich vertheilend, auf 8 Mill, bie der Kieler 
Befeftigung, bis 1874 reichend, auf 2,400,000 Thlr. 

Die Anleihe wird bewilligt, doch mit dem von Tweſten bean 
tragten Zuſatze: 

„Die auf Grund dieſes Geſetzes zu erhebenden Anleihequoten und bie 
aus ber Anleihe zu verwendenden Summen find alljährlich durch den Bundes 
haushaltsetat ober durch ein befonderes Geſetz feitzuftellen“, 


worauf der Bundescommifjär Viceadmiral Jachmann conftatirt, daß 
mit der Annahme diefes Amendbements der Regierung ein Ertra- 
ordinarium von 5,750,000 Thlen. für 1868 bewilligt jei. 


23. Oct. Morddeutſcher Bund). Der Reichstag genehmigt ohne 
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Debatte den Gefetentiwurf betr. den Bundeshaushaltsetat für 1867 
mit einer Ausgabe von 89,763 Thlr., welche Iebiglic das Bundes: 
fanzleramt, ben Bunbesrath, Reichstag zc. berührt, da das Poft: und 
Zelegraphenwejen und andere Verwaltungszweige erft am 1. Januar 
1868 an den Bund übergehen und bie Koften für die Marine bis 
bahin noch von Preußen getragen werden. Anläßlich einer Petition 
der medlenburgifchen Judengemeinden wird beſchloſſen, den Bundes⸗ 
kanzler zu erſuchen, in ber nächſten Seſſion ein Geſetz vorzulegen, 
betr. die Aufhebung aller Beſchränkungen der bürgerlichen echte 
durdy die Confeſſionen. Dagegen wird der Antrag der Commilfion 
bez. zahlreicher anderer Petitionen aus Medlenburg, in denen der 
Reichstag gebeten wird, feine gewichtige Fürſprache dahin eintreten 
zu laſſen, dag Medlenburg eine conftitutionelle Landesverfaffung mit 
freigemwählten Vertretern, deren Zuſtimmung bei jedem Lanbesgejeh 
und bei der Feſtſtellung des Haushaltsetats erforderlich fei, ſchleunig 
wieder erhalte — bieje Petitionen an ben Bunbesfanzler zu über: 
weijen mit der Aufforderung, die geeigneten Schritte im Sinne der 
Petenten baldmöglichſt einleiten zu wollen, mit 106 gegen 102 
Stimmen abgelehnt. 


24. Oct. (Medlenburg). Der fog. Comitial-Convent lehnt den Ans 


25. 


trag des Rittergutsbefißers Babe auf Herftellung der conftitutionellen 
Verfaſſung als ungeeignet für den Landtag ab. 

„ Rorddeutfher Bund). Der Reichstag genehmigt ein Geſetz 
betr. die Drganijation ber Bundesconfulate, fowie die Amtsrechte 
und Pflichten der Bunbesconfuln. Debatte über den Geſetzentwurf 
betr. das Bundesſchuldenweſen. Auf ben Antrag v. Bethmann⸗ 
Hollweg wird beſchloſſen, die Eonvertirung der Schulbverfchreibungen 
ber Verwaltung zu entziehen und von einer geſetzlichen Zuftimmung 
bes Neichstags abhängig zu machen und ferner entgegen dem ent: 
ſchiedenſten Widerſpruch des Bundeskanzlers ein Zufab zu $ 18 
genehmigt: 

„Ergeben fich gegen bie Dechargirung Anftände, oder finden fi fonft 
Mängel in der Verwaltung bes Bunbesichuldenwefens, fo können die daraus 
bergeleiteten Anſprüche ſowohl vom Reichstag als dem Bundesrath ſelbſt⸗ 
ſtändig gegen die nad) F 7 dieſes Geſetzes verantwortlichen Beamten verfolgt 
werben. Der Reichstag kann nöthigenfalls mit ber gerichtlichen Geltends 
machung berfelben die von ihm gewählten Mitglieder ber Bunbdesſchulden⸗ 
Commiſſion beauftragen.” 

» (Preußen). Programm ber confervativen (feubalen) Partei. 
Dasfelbe trägt 32 Unterfchriften, unter denen inbeß biejenige Wa⸗ 
gener's fehlt. 

Das Programm führt aus, bie confervative Partei dürfe ſich mit Recht 
vor allen anderen „national“ nennen, ſowohl in dem, was für bie Neus 
geflaltung Deutſchlands erreicht ift, wie in dem, was noch zu erreichen übrig 
bleibt. Sie iſt national in Unterftügung berjenigen Politik, welche Deutjch- 
land fein erſtes Grundrecht wiebergab: zu eriftiren und feine Angelegenheiten 
nad) eigenem Ermeſſen zu ordnen. Die Kraft der Reaierung oe A ol 
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Außen und nach Innen bewährt. Die Regierung habe den Standpunkt 
Friedrichs des Großen wieder aufgenommen, welcher das Regiment fortſchrei⸗ 
tend, bie Volker aber conſervativ wollte. In dieſem Sinne wird bie Partei 
bezüglih ber Wahlen wirken. Sie wirb Verbefferung der Provinzial= Ver: 
tretung ber alten Lanbestheile durch Erweiterung ber Selbftverwaltung an⸗ 
fireben. Die Partei erfennt berechtigte Eigenthümlichkeiten ber neuen Landes: 
theile an, fo weit biejelben ſich ohne Zwang und Nachtheil in preußifche 
Staatseinheit einfügen laſſen. Daſelbſt als beifer bewährte Einrichtungen 
ſollen auf bie alten Lanbestheile übertragen, beftehende kirchliche Verfaffungen 
rüdfichtsvoll gepflegt werben. Das Programm weist hin auf bie Reichstags⸗ 
Wirkſamkeit ber Gonjervativen für Hypotbefenbanfen, für Aufhebung ber 
Schuldhaft; fie werben bemnächft auch die Gewerbeordnung unter Aufrecht: 
haltung der Meifterprüfungen unterflügen. Die Partei hält feft an bem 
Königswort: was Preußen erwerbe, müſſe für Deutichland gewonnen fein. 


26. Oct. Morddeutſcher Bund). Reichstag: Schlußberathung über bie 


28. 


neuen Zollvereinsverträge. Auf den von 125 Mitgliebern unterftüßten 
Antrag von Braun wirb mit 177 gegen 26 Gtimmen bie ver: 
faffungsmäßige Genehmigung zwar ausgefprochen, aber 

„1) in Beziehung auf jeden einzelnen ber drei eriten Staaten nur unter 
ber Bedingung, bag die rechtliche Verbindlichkeit des mit einem jeden ber: 
jelben durch Preußen abgefchloffenen Bündnikvertrages von ihm nicht in 
Trage geftellt werbe, und 2) mit der Ermädtigung für das Bundes: Prä- 
fiium in dem Fall, baß ber Vertrag vom 8. Juli 1867 nicht mit allen, 
fondern nur mit einem ober einzelnen ber ſüddeutſchen Staaten zur Aus: 
führung kommen follte, bie fich hieraus ergebenden Aenderungen in dem Art. 
8 $ 1 des Vertrages feftzuftellen, vorbehaltlich ber in ber nächſten Sitzungs— 
periode einzuholenden Genehinigung bes Reichstages.” 


Schluß des Reichsſtags. Thronrede des Königs von Preußen: 


„00.0. In der Thatfahe, daß alle dieſe wichtigen Geſetze, wenn auch 
einzelne ihrer Beftimmungen einen lebhaften Kampf ber Meinungen hervor⸗ 
riefen, bob im Ganzen ftetS die große Mehrheit Ihrer Stimmen vereinigten, 
erblide Sch mit lebhafter Beiriedigung einen Beweis des gegenfeitigen Ver: 
ftändnifjes, in welchem die Volksvertretung Hand in Hand mit ben verbüns 
beten Regierungen ihre gemeinfamen Ziele erftrebt. Der von Ihnen geneh: 
migte Vertrag über bie Fortdauer bes Zollvereins ift im Verhältniß zu allen 
füddeutfhen Staaten noch nicht gefihert. Die verbündeten Regierungen 
würben es mit Ihnen beflagen, wenn eine Einrichtung, beren fegensreiche 
Wirkungen allen dazu gehörenden Ländern zu Gute gefommen find, fi 
fortan nicht mehr auf alle diefe Länder erftreden follte. Sie find ſich aber 
mit Ihnen bewußt, daß die unentbehrlihen Reformen ber Berfaffung bes 
Zollvereines vorübergehenden Schwierigfeiten nicht geopfert werben dürfen, 
unb baß die Gemeinſchaft ber mwirtbfchaftlichen Intereſſen die nationale Ver: 
pflihtung zum gemeinfamen Schutze berjelben zur vertragsmäßigen Voraus: 
fegung bat. Der Schifffahrts - Vertrag mit Stalien, welhem Sie Ihre Ges 
nehmigung ertheilt haben, wirb dazu beitragen, bie Beziehungen zu einem 
Lande zu befeftigen, mit welchem uns große, gemeinfame Intereſſen ver: 
binden. . . .* 


„ (Preußen). Der König empfängt den bayr. Minifterpräfidenten 
Fürſt Hohenlohe und den bayr. Reichsrath Frhrn. v. Thüngen und 
lehnt das Geſuch des letztern bez. Erhaltung des Veto ber ſüd⸗ 
deutſchen Zollvereinsftaaten mit Bezugnahme auf ben Beichluß des 
Reichstags vom 26. d. M. entſchieden ab. 
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31. Oct. Conferenz von Geiftlihen ber verfchiebenen Tutherifchen Landes: 


kirchen Deutihlands zu Hannover gegen bie Unton, 
„ Rorddeutfger Bund). Der Bunbesrath lehnt das vom 
Reichstag aus eigener Initiative beichloffene Gefeb zu Aufhebung 
ber Arbeiter-Coalitiong-Beihräntungen ab; über das vom Reichstag 
gegen ben Widerſtand bes Bundesfanzlers modificirte Bunbesfhulden- 
geſetz wird vorerft ein Beſchluß noch ausgefekt. 
„» (Breußen) Auch die freisconfervative Partei erläßt ein 
Programm: 

„... Wir Segen bas Vaterland tiber die Partei, bie Nationalintereffen 
über Alles... . .* 


1. Nov. (Sachſen). Eine von allen Liberalen Parteifchattirungen ſtark 


befuchte Volksverſammlung in Dresden erklärt das allgemeine und 
directe Wahlrecht als allein zeitgemäß und allein gemeingültig, ver: 
wirft das gegenwärtige Ständewejen, als noch dazu, in Folge bes 
Verfaſſungsbruchs vom 3. Juni 1850, nur rechtswidrig beftehenb, 
ftelt jede Verunftaltung des allgemeinen und directen Wahlrechts 
durch Verfagung von Diäten als das Wahlrecht beeinträchtigend bar 
und verlangt eine nach der muftergültigen Reicheverfaffung vom 
Jahr 1848 geftaltete Verfaffung für das Königreih Sachſen mit 
einer Kammer. 
„ Medlenburg). Die Regierung erläßt ein Gefe über Militär: 
ſervis und Kinguartierungslaft troß dem Widerſtande bes ing. 
Comitial⸗Convents. 
„(Preußen). Ein kgl. Erlaß an den Ober-Kirchenrath erflärt 
mit Rückſicht auf die Erlaſſe vom 22.—24. Sept., durch welche bie 
Confiftorien in den neu erworbenen Randestheilen dem Ober-Kirchen⸗ 
rath nicht unterftellt wurden, zu Vermeidung von Mißdeutungen, 
„daß eine Beſorgniß wegen etwaiger Schädigung ber Union und ber 
Landeskirche in den alten Provinzen, fomohl in ihrer Einheit als aud in 
ihrer Selbftftändigfeit, aus diefen Meinen Anordnungen in feiner Weife 
hergeleitet werben barf, und daß es Mein beftimmter Wille ift, eine Rück⸗ 
wirfung daraus auf die Firchlichen Verhältniffe der alten Provinzen nicht 
eintreten zu laſſen. Ich gebe Mich vielmehr ber Hoffnung hin, daß bie 
Vereinigung ber evangelifhhen Kirche unter ihrer eigenen Mitwirfung und 
freien Zuftimmung, aus ber allein bie wahre Union hervorgehen Tann, 
immer mebr und mehr erftarfen wird, und dieß um fo ficherer, je mehr Ich 
Mich auf die vertrauende treue Hingebung aller babei Betheiligten und dazu 
Berufenen verlaffen Tann.“ 
» (Sadfen). J. Kammer: Bürgermeifter Koch (Leipzig) beantragt 
im Sinne der weit überwiegenden Mehrheit ber öffentlichen Meinung: 
1) Beſchränkung der geſetzgeberiſchen Thätigfeit gegenmwärtiger Seſſion auf 
bie Ausarbeitung eines neuen Wahlgejetes und eines Gejebes über die pros 
viforifche Steuererhebung für 1868; 2) nad Erledigung obiger Gegenftände 
Auflöfung der dermaligen Ständeverfammlung und Einberufung einer neuen 
Lanbesvertretung; 3) der Regierung bie Ermächtigung zu ertheilen, im Ver: 
ordnungswege diejenigen Beftimmungen zu treffen, welche in Gemäßheit ber 
norbbeutichen Bundesgeſetzgebung nothwendig find. 
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aus: „Was das Strafmak anlangt, fo lagen feine Umftänbe vor, welche das 
Vergeben in einem milden Xichte erjcheinen laſſen, vielmchr boten eine An⸗ 
zahl Erwägungen bie VBeranlaffung, die höchſte Strafe des F 102 al. 2 loc. 
eit. auszuſprechen. Zuvörberft ift zu erwägen, daß die gewählten Ausbrüde, 
Nedewendungen und Bilder jehr beißend und verletend find, und daß bie 
Tragweite und Bedeutung ber Worte einem Beamten und namentlidy einem 
Suriften ganz bejonders bewußt und gegenwärtig fein mußte Es fällt hie⸗ 
bei feineswegs milbernd, fondern vielmehr erichwerend in’s Gewicht, daß 
Angeflagter die wörtlichen Verlegungen unter dem vermeintlichen Schuße des 
Artikels 84 der Verfaffungs »Urfunde zur Oeffentlihfeit gebracht bat und 
zwar an einem Orte, der nicht Öffentlicher gedacht werden Tann. Es ift 
ferner in Betracht zu ziehen, baß bie incriminirte Rede bei der Berathung 
bes Juſtizetats gehalten worden ift, die einzelnen Ausfälle gegen bie ges 
nannten Beamten und Behörden aber mit bem Etat in gar feinem birecten 
und unmittelbaren Zuſammenhange ftehen, auch von Seiten bes NRebners 
bes Etat8 weber erwähnt worden ift, nod mit Bezug auf benfelben und im 
Anſchluß an bie Rede Anträge, Amendements ꝛc. geftellt worden find. 
Endlid aber geht, was ebenfalls nicht zu überfehen ift, aus der Rede und 
beren vielfachen Gitaten und Specialitäten zur Genüge hervor, daß nicht 
augenblidlihe Eingebung und Erregung bie Worte hervorgerufen haben, 
jondern daß ber Angriff gegen die erwähnten Beamten und Behörden ein 
wohl überlegter und wohl vorbereiteter gewejen iſt.“ 


11. Nov. (Preußen: Lauenburg). Der Landtag lehnt den Antrag auf 


13. 


Realunion mit Preußen neuerdings ab. 


„ Die Generalverfammlung des Nationalvereins beſchließt in Kafjel 
bie Auflöfung bes Vereins und disponirt über die noch in feinen 
Händen befindlichen Fonds. 

„ (Sadjen). I. Kammer: Der Antrag Koh vom 4. Nov. wird 
mit allen gegen 2 Stimmen abgelehnt. Der Kammerherr v. Zehmen 
ruft dem Leipziger Bürgermeifter babei zu: Quousque tandem Cati- 
lina abutere patientia nostra! 

» (Preußen: Hannover). In Folge der Abmachung mit König 
Georg vom 29. Sept. find die im Jahre 1866 nad) London ge: 
flüteten 22 Mil, Thlr. jetzt zurüdgeftelt und in ben Händen ber 
preuß. Regierung. 


„ — 17. Nov. (Hamburg) Die Mehrheit der Bürgerſchaft beharrt 


gegenüber dem Senat auf ihrem Begehren einer Berfaffungsrevijion 
vor 1870, 


14. Nov. (Preußen). In Folge des Urtheils vom 11. d. M. wird 


15. 


der Abg. Stabtgerichtsrath Tweſten feines Amtes fufpenbirt. 
» (Preußen). Eröffnung des Landtags. Thronrede des Königs: 


„Zum eriten Mal begrüße Ich heut an diefer Stelle bie Vertreter ber 
neuen Landestheile, welche durch die Greigniffe einer großen Zeit mit Meinem 
Staate vereinigt worden find. Mit Zuverficht erneuere Ich ben Ausbrud 
des Vertrauens, daß die Bemohner dieſer Landestheile, fo wie Ich diejelben 
von ganzem Herzen zu Meinem Volk aufgenommen babe, Mir und dem 
erweiterten Vaterland auch ihrerjeitS vedlihe Treue widmen werden. Die 
Vollmacht, welche bie Landesvertretung Meiner Regierung ertbeilt Hatte, um 
ben Eintritt ber neuen Provinzen in die verfafjungsmäßigen Zuſtände News 


0 


Preufen und der uschdenifhe Sun). 


Kens verzjußereiten,, if in ber Richtung Eennft werben, um eine verläufise 
Ausgieiäung auf denjenigen Gebieten berjuitellen, aut welden ein: isidhe 
durch Lad zemeiniame Stautsintereie unbedingt gebeten erihien. Im m 3 
licht engen Anihlug an bie vergefundenen, ten Zerälferungen licb semer 
genen Einrichtungen find in ben neuen Sanbeätkeilen nach Anhörung ran 
Zertrzuensminnern Kreis: und Treceinzialeerfaftungen in’s Seben seru’en 
mersen, teren Augrührung und weitere Gntridlung geeignet jein wird, bie 
Theunahme der Eingeieſſenen an der Regelung ihrer nirchihartliden Inter 
een zu beirken und eie wünihengmwerrse Selbitwerwaltung aud ter aröteren 
‚sımnunalen Körderichaiten 2anzubabnen. Wäbrenb bie Heeredeinnidzurgen 
des nerdeeutichen Fundes durch die Tertrwiung Desieiien un: durd 223 Ceieg 
uber Ste Webrrflicht auf den bewährten Gruntizzen ter rrzukiihen Ein⸗ 
rihbtung Fetzetelle werden find, it Die Trranifaien der Kursritäte des 
am pmmien Batertenes in een Frurdiüsen rölerder worin. Nacdem fo 
ber KFKeden ir eine gemeiniæ Tdzrigkei ter VSerrteturne Men sezmmten 
onıcdie dereitet DE, wird 9 ur'erer vereinen und, wie IS su Sur here, 
wrgerm Deimrafstt zelinzen dieſen Soden Tußllrinzerr su weder Te 
Grerue og dem Stamtebauebalsderss für bad Jebr 1SE8, wilder ‚Seren 
versand reterlezt werden wird, unzerideide: Th meint con ten früs 
baren Baya Milben derielbe cdrerich 8 Nie ber Mersrki: rer mus 


serterzron endeszbeilt mi um’att. En arererieme nitrtse Fmrscin vun 


Verein pen Tyarıkın sudackhieien und aut Eon Fiat 8 no: doeutichen 
Urndrd co berzegceun,. nd em Forisaen übter den Zmrzteiendini werden 
Er eteie, Beh dee rt Forkihr reriniklasen Gin Anime m is: nur Bie 
Brot nerbergsn, gem one laufſtuden Merieiniie Der Termaliuny gu seen, 


een dee aa ah meisbch Sereen it, neuen un: zefteizersin Aunerder— 
yes Se Zteseärzeeniggrg enge zu leiien. Indem Ich decausſetze, 
Rab hie nennt Terrrnl rrbealree Nenn zur Fern atauuna gereichen wird. 
ren Dh et nn Nhs bereitriflige Qutienmimg ga zer Mehraufs 
mans —8 YA yer Weirchthr tung ber Würde der Krane unter den 
ste Werhötewefien dir geboten erichte. Es werden \önen veridhiedene 
mente gaben, nofche beitimemt ins das Er: ars'äuisemeelen der 
rer teens penfe, Prnor Me für die'ſelben rrgertellten 
een Ibeonsa cher IS, um Mersiken surh Sie für das 4 Tuartal 
urn one: uhr uifimmung Ab ergänzen una für Cie Serandiung 
Ne neh gr feyedın Mehrungen Maren ga geſen. Nakeem 1:3 oberſter 
St Fr Aa ragen —————— das Oberarrellatiensgericht errichtet 
en mens ran u Mala ee? murr bergefegt werden, um Die Ver— 
are ne Mehl Am Obertrisunal kers eizufüßcen, Keine 
nn ande A gan rung Spt Areis: uns Leoeimjtascerrri ung thre 
WON Kr beysogu, ana ward. Yetafn die erferzerfiken Üorsezeiiungen 
Nemaır dan Touan dat Rsgzalshe Geiezentwürie zugeben Latte... . . 
Kan At oranaiat Stnepany, meſchem die vrreusiicke vandesvertretung 
Ar ee den RAT gu Sehen Seruten But, tt ſeitdem in's 
dena yet Rrugn Bao eingewmiſligt Arben, einen Theil ihrer Terugnife 
m een Raıhttay zu ühertragen, fo verfündet ichon jetzt das 
Sepp Bar Mae, Ar Wie Bamım Das Rechte zur rechten Zeit gethan 
dm Are Natf Aast in Ser Geſtaltung des nerddeu: hen Kundes 
ei eng haft ae Sicherhert und ein erweitertes Feld erganticher 
—— ainnnittin, quleichzeitig st mit ben üedeutſchen Stammgenenſen 
Me nne Adr —B Inteteſſen und der thatkräftizen Ber: 
ar Ar erschien ſier des natienalen Lebens gefichert. Die Ter: 
Hl. ) wahl Ai Semeıniähaft beruht, baben im jüngſter Zeit eine ers 
Anhr Yanteruny Arnurch wrasnnen, Bo auch ker ihrer Berathung or Sen 
—öö an nn6 natianale Nemußtſein ſich ſiegreich bewährt bur Die 

An. dr Bar Regittung ju ven auswärtigen Mächten find durch vie 
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neuen Berbältniffe, in welche Preußen inmitten bes norbbeutfhhen Bundes 
geftellt ift, nicht verändert worden. Mit dem freundfcaftlichen Charakter 
berfelben find bie perfönlichen Begegnungen. mit ber Mehrzahl der Souveräne 
Deutichlands und bes Auslands, zu welchen Mir im vergangenen Sommer 
Gelegenheit gegeben war, im vollen Einklang. Das friedliche Endziel ber 
beutijhen Bewegung wird von allen Mächten Europa’s anerfannt und ges 
würbigt, und bie triedensbeftrebungen ber Fürften werben getragen von ben 
Wünſchen der Völker, welchen bie wachſende Entwicklung und Verſchmelzung 
ber geiftigen und materiellen Intereſſen ben Frieden zum Bedürfniß mad. 
Die jüngite Beforgniß wegen einer Störung bes Friedens in einem Theil 
Europa’s, wo zwei große Nationen, beide uns eng befreundet, von einer 
ernftern Verwicklung bedroht erjchienen, darf Ach als befeitigt anfehen. Ten 
Ihwierigen Fragen gegenüber, welche bort noch einer Löſung harren, wirb 
das Beitreben Meiner Regierung bahin gerichtet fein einerieit dem Anfprud 
Meiner katholiſchen Unterthanen auf Meine Fürforge für die Würde und Uns 
abhängigfeit bes Oberhauptes ihrer Kirche gerecht zu werden, unb anderer⸗ 
feit8 den Pflichten zu genügen, welche für Preußen aus den politifchen Inter⸗ 
effen und ben internationalen Beziehungen Deutichlands erwachlen. In beiden 
Richtungen ſehe Ich, in Erfüllung der Aufgaben, welche Meiner Regierung 
geftellt find, feine Gefährbung bes Friedens. So laflen Sie uns um fo zu. 
verfichtlicher an die Löjung der Aufgaben innerer Entwidlung gehen. Mögen 
Ihre Arbeiten für das Wohl bes Staats reich gefegnet fein!” 


5. Nov. (Preußen: Frankfurt). Die Unterhandlungen zwiſchen ber 


6. 


Frankfurter Deputation und der Staatsregierung über Ausſcheidung 
von Staats: und Stabtgut werben ohne Rejultat abgebrochen, da 
bie Negierung auf die Yorberungen der Deputation nicht einging. 


„ (Sadjen) lehnt feinerfeits die franzöſiſche Einlabung zu einer 


europäifchen Conferenz über bie römiſche Frage als Glied des norb- 
deutſchen Bundes taktvoll ab. 


„ (Sadfen). Die Stabtverorbneten von Leipzig geben ihrer Ent: 


rüftung über die Beleidigung ihres Bürgermeifters in ber erften 
Kammer durch einen Beſchluß, die Profefjoren ber Univerfität durch 
eine Zufärift an ihren Vertreter, die Bürgerfchaft durch eine Adreſſe 
an Koh Ausdruck. 

» (Preußen). Der König ernennt 18 neue Mitglieder bes 
Herrenhaufes (5 erbliche, worunter 3 ehemals Reichsunmittelbare 
und 13 lebenslängliche) und verleiht ben Stäbten Hannover, Kaflel, 
Frankfurt a. M., Altona und Flensburg, fo wie den Univerfitäten 
Göttingen, Marburg und Kiel das Recht, dem König einen Ber: 
treter zur Berufung vorzuſchlagen. Bon einer Vertretung des Meinen 
Adels als Vertretern des alten und gefeftigten Grundbeſitzes wie 
aus den alten Provinzen ift feine Rebe. Dagegen findet ſich unter 
ben Ernannten als erftes jüdiſches Meitglied des Herrenhauſes ber 
Frankfurter Rothſchild. 


„(EPreußen: Hannover). Im Gegenſatz gegen die Aufhebung vom 


5. Juli werben zunächft wenigſtens proviforifch die hannover'ſche 
und bie osnabrückſche Lotterie wieder geftattet. 


„ Medlenburg) Die Regierung erläßt, unter Vorbehalt ber 
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Zuftimmung des Landtags, ein Zollgefeb, das ſchon am 18. d. M. 
in Kraft treten fol, um die nothwendigen Einnahmen für das neue 
Milttärweien zu erzielen, ohne etwa vom Landtag zur Aufftellung 
eines Budgets und Ausſcheidung des Domanialvermögens gezwungen 
zu werden. 


16. Nov. (Medlenburg). Der Großherzog erläßt ein Nefcript bez. Ver: 


erbpachtung ber herrichaftlichen Bauernhöfe im Domanium, um einen 
unabhängigen Bauernftand zu fchaffen. 


» Zufammentritt der Gonferenz des deutſch⸗-öſterr. PVoftvereins in 
Berlin, 


„ Breußen: Hannover). Die Bürgervorfteherwahlen in der Stabt 
Hannover ergeben 5 Liberale und 4 Barticulariften. 


„ (Preußen) Abg.Haus: Beftellung des Büreau. Es werben 
Forkenbeck zum Präfidenten, v. Kölle (conferv.) und v. Bennigfen 
(nat.liberal) zu Vicepräf. gewählt. Der Abg. Lasker ſtellt fofort 
einen Doppelantrag mit Bezug auf die Verurtheilung Tweſtens 
vom 141. Nov. troß bes Art. 84 der Verfaſſung zum Schuß ber 
Nedefreiheit im Landtag. 


»„ (Sadfen). Landtag: Die Regierung legt endlich den Entwurf 
eines neuen Wahlgefebes für den Landtag mit Aufhebung hes ftän- 
bilden Princips vor. 

Die Hauptbeftimmungen des Entwurfs find folgende: Das Zweifammer: 
ſyſtem bejteht fort. Die erite Kammer bleibt wejentlich unverändert, nur er: 
nennt ber König fortan zehn Mitglieder auf Lebenszeit, von benen fünf 
ſtets Rittergutsbefiger fein müffen und zwar Eigenthümer eines Nittergutes, 
das mit wenigitens A000 Steuereinheiten belegt ift (ftatt bes jetzigen Rein⸗ 
Ertrags von 4000 Thlen.). Die zweite Kammer bejteht aus 35 ſtädtiſchen 
unb 45 ländlichen Abgeordneten. Bon ben Städten erhält Dresden 5, Leip⸗ 
ig 3, Chemnig 2, Zwidau 1 DVertreter. Die übrigen Städte werben in 24, 
das Land wird in 45 möglichft gleiche Wahlkreiſe getheilt. Wahlberechtigt 
ift jeder fähfiihe Staatsangehörige mit 25 Jahren, wählbar erſt mit 30 Jah⸗ 
ren. Die Annahme der Wahl bängt von feinem freien Willen ab. Das 
Stimmredt fteht allen mit Wohnfig verfehenen Grundbefigern im Orte und 
Denjenigen zu, welche zwei Thaler, fei es an Grunbfteuer oder an bireften 
Perfonalsfandes-Abgaben oder an beiden zufammen jährlich entrichten. Die 
MWählbarfeit wird durch einen Zenfus von zehn Thalern bedingt. Bei dem 
Zenſus wird jede Steuereinheit zu 9 .Pfennigen berechnet. Die Wahlen find 
direft und mit Diäten. Bezirfszwang und Stellvertretung fallen weg. Weg: 
gefallen ift auch die befonbere Vertretung der Rittergutsbefiger und bes Fabrik: 
und Hanbelsftandee. 


„ (Medlenburg) Landtag: Die Regierung verlangt von dem⸗ 
felben einen Zuſchuß zu den vermehrten Militärkoften: 

„In Folge der Errichtung des norbdeutihen Bundes hätten die Militär: 
foften eine bie Kräfte ber Ianbesherrlichen Kaffen überfteigenbe Höhe erreicht. 
Sm Ganzen ftelle fi ein Mebrbebürfnig von 900,000 bis 1 Million Thaler 
beraus. Hierzu fei ein Zuſchuß aus Landesmitteln erforderlich. Lebterer 
werde zwar mit bem Eintritt in ben Zollverein wahrſcheinlich wegfallen, ba 
indeſſen der Zeitpuuft Hierfür, wenn aud nicht fern, fo doch unbeftimmt jet, 
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fo ſei ein befinitiveg Arrangement nicht ratbfam, vielmehr folle ber größte 
Theil auf Iandesherrliche Koften vorfchußmweife übernommen werben. Bon den 
Ständen werde nur ein Beitrag von 220,000 Thalern gefordert, welche 
Summe nidt nah bem Modus der außerorbentlichen Gontribution aufzus 
zubringen jei, vielmehr möge eine Erhöhung des Grenzzolls in Betracht ges 
zogen werden.“ 


1. Nov. (Preußen). Landtag: Die Regierung legt demfelben das Bud⸗ 
get für 1868 und eine Denkſchrift über bie Ausführung des 
(60 Mil.) Gefebes vom 28, Sept. 1866, betr. außerordentl. Gelbs 
bebarf der Militär: und Marine-Verwaltung und die Füllung bes 
Staatsſchatzes, vor. 


In der letzteren ſpricht fidh bie Regierung über die Abfindungen ber bes 
poffedirten Fürjten von Hannover und Naffau dahin aus: „Bei ben Ber: 
bandlungen über bie Bermögensverhältnifie bes Königs Georg und des Herzogs 
Adolph von Nafjau ift die politiiche Auffaffung maßgebend geweſen, daß 
Preußen den bepofjedirten Fürften nicht mehr Nachtheile zufügen bürfe, als 
die Sicherftelung ber nationalen Gefammt-Bolitif bedingte. . . . Diefer 
Standpunkt mußte ber Öffentlihen Meinung in Europa, namentlih aber in 
den Preußen einverleibten Ländern, als maßgebend erfennbar werden. Dies 
war im vollen Umfange nur dann möglidy, wenn die bepofjebirten Souveräne 
duch ein freiwillig unterzeichnetes Abkommen an ben Tag legten, daß fie 
die ihnen gewordene Abfindung als ein angemefjenes Wequivalent für ihr 
früheres Einfommen anfahen. Eine vertragsmäßige Einigung mit den bes 
pofjedirten Fürsten, namentlih mit dem König Georg, war vom politifchen 
Standpunkte aus höher anzufchlagen, als bie Geldſummen, um welche das 
Abfindungs-Fapital etwa hätte vermindert werben Fönnen, wenn ein Vertrag 
nicht zu Stande gefommen wäre Als Objekt der ben bepoffedirten Fürften 
zu gewährenden Entſchädigung wurbe ſowohl von hannover'ſcher als naffauifcher 
Eeite das Domanial: Vermögen in beiden Landestheilen in Anfpruch ges 
nommen. Kine Abfindung ber früheren Sandesherren in Domanialgütern 
würde mit wichtigen Staats:Intereffen in Wiberfpruch getreten fein. Preußis 
fcherfeits wurde deßhalb als Grundlage ber Verhandlungen bie Abfindung 
in Kapital aufgeftellt und bebarrlich feftgehalten. Ueberhaupt ſchien es polis 
tifch richtig, die Geldentfhädigung nad einem freigebigen Maßſtabe zu bes 
rechnen. Wenn es auch nicht barauf abgeſehen fein konnte, daß cin Theil 
ber Abfindungsjumme eine Entihädigung für bie verlorenen Souveränetäts: 
rechte darſtellen follte, fo mußte boch darauf Bedacht genommen werden, baß 
den bepofjedirten Fürften eine an ihre früheren Verhältniſſe anfnüpfende bers 
vorragende Stellung gefichert bleibe. Nur fo war e8 möglidy, bie Anhänger 
dieſer Fürften in den jet preußiſchen Lanbestheilen mit dem Schickſale ihrer 
früheren Herrfcher auszuſöhnen. Dem Könige Georg und dem Herzoge 
Adolph durfte nicht eine Lage gefchaffen werben, welche Angefichts des Ver: 
Iuftes, den fie in ihrer altbergebrachten Stellung erleiden, das Mitgefühl 
bervorzurufen geeignet jein konnte. Die jegige und bie frühere Stellung 
von Fürftenhäufern, deren ehrenvolle Vergangenheit von bem von der Vor⸗ 

eihichte ihrer früheren Länder getragenen Selbftgefühle der Bewohner ber= 
Felben ungertrennlich bleibt, durfte nicht zu peinlichen Wergleihen Anlaß 
geben. Der Gewinn, weldher burd cine von den depofjebirten Fürften vers 
tragsmäßig angenommene Abfindung nad) biefer Seite Hin erreicht wird, 
wie auch nach der bes europäilchen Gefammteindruds und in Betreff ber 
Würdigung, welche die Neugeftaltung ber Dinge bei verwandten und mächtigen 
Höfen finbet, entzieht fi) dem Anfchlage nad einem beſtimmten Gelbwerthe. 
Aber er wird innerhalb gewiſſer, nicht zu überfchreitender Grenzen in um fo 
höherem Maße erreicht, als die gebotene Abfindung eine glänzende ift. Dies 
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find bie Erwägungen, welche bazu geführt haben, für ben König Georg eine 
Ausgleichsſumme von 16 Millionen, für ben Herzog Adolph von Naffau eine 
folde von etwa 84 Million Thlr. feſtzuſetzen.“ 


23. Nov. (Preußen) Das Abg.-Haus beichließt, um Zeit zu eriparen, 
bie Berathung des Bubgets im Plenum vorzunehmen mit Ernennung 
von Commifjarien für die einzelnen Etatsgruppen. 


v„ „" Schluß der Berliner Conferenzen des beutjch-öfterr. Poftvereins. 
Unterzeihnung der neuen Verträge. 

Es find 3 Verträge: 1) zwilchen. bem nordbeutfhen Bunde und Luxem⸗ 
burg; 2) zwijchen dem norddeutſchen Bunde einer: und Bayern, Würtemberg 
und Baden anbrerfeits; 3) zwiſchen biefen Vier einer= und Defterreich andrers 
jeits. Der (deutfchsöfterreichifche) Poftvertrag vom 18. Auguft 1860 tritt 
mit Ablauf dieſes Jahres außer Wirkfamfeit. Zu derfelben Zeit fommen 
die SeparatsBoftverträge zwijchen ben einzelnen Theilnehmern bes gegen- 
wärtigen Vertrags infoweit in Wegfall, als die Beftimmungen bderfelben mit 
dem gegenwärtigen Vertrage ſowie den barauf bezüglicyen Neglements und. 
der Ausführungss$nftruktionen nicht vereinbar find. Dieſe Feſtſtellung findet 
auch Anwenbung auf bie Separat:Boftverträge, die bisher zwiſchen bem zu 
dem norbbeutichen Bunbe gehörigen nichtpreußifchen Poftgebiete und ben füb- 
beutihen Staaten beitanden haben. 


2, „ Morddeutſcher Bund). Eine Depefche Bismards an den 
preuß. Gefandten in Darmſtadt meist Heffen, das die franz. Ein: 
ladung zu einer europäifchen Conferenz über die römiſche Frage an⸗ 
geblih mit Rückſicht auf feine kath. Bevölkerung mit Haft angenom⸗ 
men, in feine Schranken zurüd: 

... Ich muß gefteben, daß biefe Schnelligkeit ber Entſchließung mich 
einigermaßen überraicht Bat. Der königlichen Regierung wenigftens bat es 
bie in ber Behandlung europäiſcher Angelegenheiten gewonnene Crfahrung 
nicht räthlich erfcheinen laſſen, auf die ihr gleichfalls zugegangene Einladung 
einen definitiven Entihluß zu faſſen, bevor fie über den Charafter der beabs 
fitigten Verhandlungen und über die DBetheiligung anderer europäifcher 
Mächte an denfelben nähere Aufklärung gefucht hatte. Wir würden voraus 
zufeßen geneigt fein, daß die großherzogliche Regierung, zur Betheiligung an 
der Entfcheibung über eine europäiſche Frage berufen, dasſelbe Bebürfniß 
empfinden würbe, glauben aber in dem vorliegenden alle an biefer Vorauss 
ſetzung nicht feithalten zu dürfen. Denn es ift uns nicht wahricheinlich, daß 
die großhberzoglihe Regierung ſich über die Auffaflungen fremder, außer: 
beuticher Mächte vergewiffert haben jollte, wenn fie dies gegenüber bem bes 
nachbarten und verbindeten Preußen nicht getban, wenn bie Regierung eines 
Fürften, welcher Mitglied des nordbeutihen Bundes ift, über bie Stellung 
diefes Bundes zur fchwebenden Frage Teine Erfundigung eingezogen hat. Die 
Theilnahme an ber Berathung einer europäifchen Frage verpflichtet allerdings 
noch nicht zum Abſchluß europäilcher Verträge; aber wir erlauben uns bie 
Frage an bie großherzoglide Regierung, ob fie, gefebt, daß fie allein unter 
den deutſchen Staaten die Einladung ohne Referve annimmt und in %olge 
deſſen zu Conferenz:Verhandlungen mit außerbeutfhen Mächten eintritt, ein 
ſolches Verhältniß ganz frei von ber Gefahr glauben würde, durch dasſelbe 
in Wege geleitet zu werben, welche ihre Politit von der ihrer deutichen 
Bundesgenofjen trennen Tönnten. Wir vermögen uns des Eindrudes nicht 
zu erwehren, daß, wenn bie großherzogliche Regierung zu fchwierigen und 
noch vor Kurzem an ber Schwelle erniter Verwidlungen behandelten euro: 
päilhen Fragen ihre Stellung nimmt, ohne den Verſuch einer Verſtändigung 


Preußen und der norddentſche Bund. 175 


mit ibren beutihen Verbündeten und bem norbbeutihen Bunde, bem Se. E. 
Hoheit beigetreten ift, fie fi mit dem Geifte bes Bunbesvertrages nicht in 
Einflang befinde, wobei wir bahin geftellt fein lafjen, ob diejes Verfahren 
und die Conjequenzen besjelben ich mit dem Wortlaute ber Bunbesverfafjung 
in Einklang bringen laſſen.“ 

. „CCoburg-Gotha). Eröffnung des gemeinfamen Landtags. Die 
Regierung macht bemjelben eine Vorlage für vollftändige Vereinigung 
ber beiden Herzogthümer, die u. a. bamit motivirt wirb, 

„das Mißverbältnig, in welchem bie breifache Gliederung der Landes⸗ 
vertretung zu der Größe des Landes ſtehe, brohe gegenüber dem Reichstag 
bes norbdeutfchen Bundes mit feinen in bie Gompetenzen bes gemeinſchaft⸗ 
lichen wie ber Spezialsfanbtage tief eingreifenden Befugniffen unferen Ver: 
fafjungszuftänden den Stempel ber Lächerlichkeit aufzubrüden.* 

.— 27, Nov. (Preußen). Abg.Haus: Debatten über ven Declarationg: 
Antrag Laster betr. den Fall Tweſten: 

Antrag Laskers: „Gefeb, betreffend bie Declaration des F 84 ber 
Berfaflungs-Urfunde vom 31. Sanuar 1850. Wir Wilhelm 2c.: In Gemäß: 
heit bes Art. 84 der Berfafjungs=Urfunde vom 31. $anuar 1850 darf Fein 
Mitglied des Landtages wegen feiner Abſtimmung oder wegen ber in Nuss 
übung feines Berufs gethanen Weußerungen gerichtlich oder bisciplinarifch 
verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung desjenigen Hauſes, zu welchem 
das Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werben.“ 

Antrag der Fortihrittspartei auf Tagesordnung: „Sn Ers 
wägung: daß der Art. 84 der Verfaſſung einer Declaration nicht bedarf, der⸗ 
felbe vielmehr die Kompetenz der Staatsanwaltichaft und der Gerichte in Au⸗ 
ſehung ber Neben im Landtage völlig ausſchließt, daß das Haus der Abges 
ordneten eine Verwahrung feines verfaffungsmäßigen Rechtes bereits am 
10. Februar 1866 eingelegt bat, daß das Haus ber Abgeordneten felbft 
biejes Recht in Zweifel ftellt, wenn e8 die Smitiative ergreift, um die in dem 
Straffenate des höchſten Gerichtshofes angenommene Auslegung bes Art. 84 
durch ein Geſetz auszuſchließen, dieſe Snitiative vielmehr ber Staatsregierung 
zu überlafjen ift, gebt ba8 Haus über ben Antrag des Abg. Lasker zur 
Tagesordnung liber.” 

Antrag Guerard (Freiconjervativ): Aenderung — nit bloß Declas 
ration des Urt. 84 ber preuß. Berfaffung — im Sinne bes Art. 30 der 
Bunbesverfaffung. 

Rede Bismards gegen ben Antrag Laster. Bei der Abftimmnng 
wird der Antrag Guerards gegen die Stimmen ber meiften Frei: 
confervativen und eines Theils der Altliberalen, derjenige der Fort⸗ 
fhrittspartei gegen 31 Stimmen abgelehnt und der Antrag Laster 
mit 181 gegen 160 Stimmen angenommen. 


Now. (Norddeutſcher Bund). Der Bundesrath beruft auf den 
3. Januar eine Commilfion zu Ausarbeitung einer Civilproceßorb: 
nung für ben gefammten Bund nad Berlin ein. 


» » (Sadfen). Landtag: Beide Kammern verfagen ber Regierung 
vorerſt Steuererhöhungen, bevor fi die neuen Verhältniſſe voll- 
ftändiger überſehen ließen, 

ee „ (Breußen) Abg.Haus: Eine Vorlage ber Regierung ver: 
langt bie Erhöhung der Krondotation von 3 auf 4 Mil. Thlr. 
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Die Confervativen beantragen für bie Vorlage fofortige Schluß- 
berathung. Diejelbe wird jebod mit 157 gegen 140 Stimmen an 
eine Commiſſion gewieſen. 


28. Nov. Der bleibende Ausſchuß des deutſchen Handelstages beſchließt, 
dem Plenum des nächſten Handelstages die Beſchränkung derſelben 
auf die Intereſſen des Zollvereins vorzuſchlagen, woraus bie Aus⸗ 
ſcheidung ber öſterr. Mitglieder — unter 170 Mitgliebern zählt 
berjelbe doch nur noch 6 Defterreiher — von ſelbſt folgen würde. 
Den öfterr. Mitgliedern wird von biefer Abfiht Kenntnif gegeben: 

Der Ausfhuß gebt darin von ber Erwägung aus, daß, „unbefchadet ber 
NRüdfihtnahme auf die dem Zollverein und Defterreich gemeinfamen Inter⸗ 
ejlen, der Schwerpunft der Beitrebungen bes beutjchen Handelstags doch un⸗ 
zweifelhaft von jeher in ber Verfolgung ber Intereſſen des Zollvereind ges 
legen bat,” und daß, „nachdem aus ben Creignifjen des letzten Jahre auch 
für den Zollverein ein einheitlich ſtaatlich-organiſches Gebilde hervorgegangen, 
die directen AIntereffen einer unverhältnigmäßig groß gewordenen Majorität 
der Mitglieder bes Handelstags im Bereich der Staaten des deutſchen Zoll- 
parlaments liegen;” er hat fich demnach zu dem Entjchluß geeinigt, bem Plenum 
bes nächften Hanbelstags bie Frage zu unterbreiten: „ob berfelbe es nicht für 
gerathen erachte zur größeren Sicherung einer auf praktiſche Ziele gerichteten 
und concentrirten Thätigfeit feine Competenz bis auf weiteres auf bie zur 
Auftändigfeit des deutſchen Zollparlaments gehörigen Verfehrsangelegenheiten 
zu beichränfen,“ und werden demnach bie öfterreichifchen Mitglieder „ſchon 
jest Zeit baben, in objectiver Erwägung darüber bei fich felbft zur Ents 
jheidung zu fommen, ob es, fals das Plenum ſich feiner (des Ausichuffes) 
Anfiht anſchließt, noch von unmittelbarem Intereſſe für fie fein könne, in 
dem bisherigen Verbande zu verharren.” Schließlich wurde immerhin ber 
Hoffnung Ausdrud gegeben, daß es jedenfalls „werde möglich werben, für 
alle gemeinfamen Intereſſen eine birecte Verbindung zwiſchen dem Handels⸗ 
tag und ben Öfterreichifchen Handelsgremien aufrecht und lebendig zu erhalten.“ 


„—29. Nov. (Preußen). Budgetcommiffion des Abg.-Haufes: Tweſten 
verlangt als Präjubicialantrag die Vorlage der Verträge mit ben 
Depofjedirten an ben Landtag zur Genehmigung und erklärt bie 
Verwendung des 60 Mill.Credits auch zu dieſem Zwecke für un: 
ftatthaft und für einen Bruch des vom Abg.Hauſe damals ber Re: 
gierung votirten Vertrauens. Bismard findet darın eine Beleidigung 
und in ber Maßregel jelbit höchſtens einen Yormfehler und verläßt 
die Situng. Die Commiſſion nimmt den Präjubicialantrag Zweitens 
an und ernennt denfelben zum Berichteritatter. Schreiben Bismarcks 
an die Commiffion und Erklärung, in der Commilfion nicht weiter 
ericheinen zu können. Dieſe beihließt nun mit 21 gegen 2 Stim⸗ 
men, daß fie dur die Wahl Tweſtens den von ihm gebrauchten 
Ausdruck „Vertrauensbruch“ fih nicht habe aneignen wollen, womit 
der Conflict wieder bejeitigt wird. 


1. Dec. (Eoburg:Gotha). Oemeinfamer Landtag: Die Oothaifchen 
Mitglieder der Commilfion zeigen wenig Neigung zu ber vorge: 
ſchlagenen Verſchmelzung beider Herzogthlimer und ftellen endlich 
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einen Austunftsantrag, der auch bie Eventualität einer Einverleibung 
in Preußen ins Auge faßt. 

‚ Dec. (Luremburg). Entlaffung des Minifteriums Tornaco. Der 

Bicepräf. des Ob.-Ger.Hofes Servais (franzöfifch gefinnt) bildet 
ein neues Minifterium. 
„ (Preußen) Abg.Haus: Zweite Behandlung bes Lasker'ſchen 
Declarationsantrags bez. den Art. 84 der Verfaſſung, nachdem berjelbe 
feinen zweiten Antrag auf Nieberfchlagung der ſchwebenden Unter: 
fuhungen zurüdgezogen. Der Antrag wird mit 188 gegen 174 
Stimmen in namentliher Abftimmung angenommen. Die öffentliche 
Meinung ift in Folge der Verhandlungen über den Laskerſchen An⸗ 
trag der Anficht, daß die Stellung des Juſtizminiſters nun doch ganz 
und gar unhaltbar geiworben jei. 

. » (Breußen) Abg.Haus: Die Gemeindecommiffion behandelt eine 
Anzahl Petitionen für innere Reformen. Der Regierungscommillär 
erklärt 

an eine Aufhebung der gutsherrlichen Polizei, überhaupt an eine Reform 
ber ländlichen Gemeinde- oder Polizeiverwaltung denke bie Regierung nicht, 
Eine neue Kreisordnung werde vorbereitet, aber nach ben Grundſätzen ber 
in den neuen Lanbestheilen eingeführten Kreisordnungen, d. h. mit Kreis: 
tagen, gebildet nach dem —*8 Prinzip. (Der einzige Vorzug dieſer 
Kreistage vor den altländiſchen liegt darin, daß den Rittergutsbeſitzern zu⸗ 
ſammen nicht mehr als ein Drittel der Stimmen gegeben wird, an Stelle 
ihres Virilſtimmrechts alſo unter Umſtänden eine Collectivvertretung treten 
muß.) Aber auch dieſe Reform ſtehe für die gegenwärtige Seſſion nicht mit 
Beſtimmtheit zu erwarten. 

» „CBPreußen). Entlaſſung des Juſtizminiſters Grafen zur Lippe 
und Ernennung des (ehemaligen bannoverfhen Minifters, nun: 
mehrigen) Ob.App.-⸗Ger.Präſ. Leonhardt zum Juſtizminiſter. 

» „ (Preußen) Abg.Haus: Die Regierung legt bie DVerträge 
mit den Depoffebirten vor. Bubdgetbebatte: Die Anſätze für die 
Lotterien in Hannover und Osnabrüd werden gejtrihen und bie 
Bitte um Aufhebung aller Klaffenlotterien beſchloſſen. 

. „ (Preußen). Abg.Haus: Da die beiden däniſchen Abgeorbneten 
beharrlich den Eid verweigern, wirb die Anorbnung von Neumahlen 
beſchloſſen. Budgetdebatte: Auswärtiges: DBennigfen beantragt bie 
Uebernahme des ausw. Minifteriums auf den Bunbesetat und die 
Aufhebung der preuß. Geſandtſchaften bei den Staaten bes nordd. 
Bundes; Löwe bringt die Behandlung der deutſchen Oftfeeprovinzen 
in Rußland zur Sprade. Bismard ift mit dem erften Theil Des 
Antrags Bennigfen einverftanben, befämpft dagegen den zweiten und 
weist den Vorwurf einer Satellitenpolitit gegenüber Rußland zurüd, 
Die früher betriebene Idee des Schleswig-Holftein-Kanals hat bie 
Regierung der großen Koſten wegen aufgegeben. 

„» (Hamburg). Wahl eines Senator; Niederlage der demo: 
kratiſchen Partei, 
12 
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10. Dee. Mordbeutfher Bund). Der Bundesrath genehmigt bie Er: 
richtung einer Anzahl von Bundesconfulaten und bie Einziehung ber 
bisherigen preuß. Conſulate an ben betreffenden Hanbelsplägen. 

v» GPreußen: Hannover). Der bisherige Beſchlag auf das Privat: 
vermögen bes Königs Georg wird aufgehoben. König Georg beeilt 
fih, die werthuolle Silberfammer und die Münzfammlung (27. Dec.) 
nah Hietzing zu ziehen. 

11. „ (Preußen). Abg.-Haus: Debatte über den NXcceffionsvertrag 
mit Waldeck. Rede Bismards. Der Vertrag wird genehmigt und 
eine Refolution für Einverleibung abgelehnt. Debatte über Peti- 
tionen für Reform der Kreis: und Gemeindeordnung: Der Minifter 
bes Innern beftätigt die Aeußerungen des Regierungscommiflärs vom 
3. Dec. GSelbft die freiconfern. Partei hält weitere Reformen für 
nothwendig und fpricht fih für die Aufhebung der am privatrecdht: 
lichen Befit eines Gutes klebenden Polizeigewalt und für Bildung 
größerer Bolizeibezirfe aus. 

12, „ Morddeutſcher Bund). Der preuß. Geſandte in Dresden 
überreiht dem Könige von Sachſen an biefem Tage, als feinem Ge⸗ 
burtstage, eine Cabinetsordre des Königs von Preußen, nach welcher 
die lebten noch von Preußen beſetzten Punkte Sachſens am 18. d. M. 
(nad ſpäterer Verftändigung am 27. Dec.) von benfelben geräumt 
werben ſollen. | 
„ (Preußen) Abg.Haus: Eifenbahnvorlage der Regierung im 
Betrage von 40 Mil, (15% Mil. für die neuen, 24% Mil. für 
bie alten Provinzen). Budgetbebatte: Die geforderten Gehaltser: 
höhungen der Minifter ꝛc. werden nur mit 230 gegen 152 Stimmen 
bewilligt, andere Gehaltserhöhungen, des Obertribunalspräf. zc. werben 
abgelehnt. Die Erhöhung der Krondotation wird ohne “Debatte 
genehmigt. 

13. „ (Coburg-Gotha). Gemeinfamer Landtag: Die Regierung 
zieht das Unionsproject „für jet” zurüd, nachdem ein finanzielles 
Provifgrium bez. der Tragung der gemeinfamen Lajten zur Bundes: 
faffe zu Stande gekommen ift. 

414, „ (Preußen). Abg.Haus: Budget. Rede Tweſtens über bie 
Verwaltungsorganiſation in den neuen Provinzen. Der Miniſter 
Eulenburg bezeichnet dieſe Organiſation als eine offene Frage, über 
die er gern mit dem Landtag verhandeln wolle und erklärt auch die 
Berwaltungsorganifation ber alten Provinzen für discutirbar. Francke 
und en. beantragen die Ueberweifung von Provinzialfonds auch an 
Schleswig-Holftein und Naflau. 

» no (Medlenburg). Landtag: Die Regierung verlangt von dem⸗ 
felben bie bebingungslofe Bewilligung der Koften des nordd. Bundes. 
Die Ritterſchaft ertheilt ſie, die Landſchaft äußert Bedenken. 
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— Dee. (Preußen). Faſt aus allen größeren und mittleren Stäbten 


16. 


17. 


18. 


20, 


21. 


ber kath. Rheinprovinzen werden Adrefien an ben König zu Gunften 
ber weltlichen Herrſchaft des Papftes gerichtet. 


»„ (Preußen). Abg.Haus: Budget. Neue Debatte über bie Re— 
organifation ber Provinzialverwaltungen im Sinne größerer Selbſt⸗ 
regierung: der. Minifter des Innern fucht fein Zugeftändniß vom 
14, d. M. wieder abzuſchwächen. Die Anſätze für Schleswig- 
Holftein werden nur als Pauſchquantum bewilligt, um die Trage 
offen zu halten und die Herſtellung einer gemeinjchaftlihen Regierung 
für beide Elbherzogthümer beſchloſſen. 

Herrenhaus: Die Regierung legt ein Geſetz bez. Erhöhung ber 
Schullehrergehalte vor. Die öffentliche Meinung erflärt es ziemlich 
einjtimmig für völlig ungenügend. 


» Preußen). Abg.Haus: Budget. Auch die Anfähe für Han- 
nover werben nur als Paufchquantum bewillig. Der fog. Dis: 
pofitionsfonds (geh. Fonds) von 400,000 Thlr. wird mit 221 gegen 
152 Stimmen bewilligt. 


» (Sadfen). Landtag: Die Regierung bringt eine Vorlage 
für Einführung des in Deutfhland von ihr allein noch beharrlich 
verfagten Inſtituts der Gefchworenen ein. 


„ (Preußen). Das Herrenhaus lehnt den Geſetzesentwurf bez. 
Bereinigung des Obertribunals und des neuen Ob.App.-Gerichtes 
mit 42 gegen 33 Stimmen ab. 


v„ Medlenburg). Landtag: Auch die Landſchaft ſpricht nun: 
mehr die bebingungsloje Bewilligung der Koften bes nordd. Bundes 
aus. — Die Forderung der Regierung bez. Erleichterung der Ehe: 
ſchließung wird abgelehnt. 


» (Preußen). Abg.Haus: Die Budgeteommiffion beichließt mit 
16 gegen 12 Stimmen auf Genehmigung der Negierungsporlage 
auf Ausſcheidung eines Provinzialfonds für Hannover anzutragen, 
aber in Form einer jährliden Summe von 500,000 Thlr. ſtatt 
des Kapitals; der Antrag Francke auf eine ähnlihe Ausſcheidung 
für Schleswig-Holftein und für Naffau wird dagegen mit 14 gegen 
14 Stimmen abgelehnt. 


» (Preußen). Das Abg.-Haus nimmt das Geſetz bez. Ueber: 
nahme der Schulden von Schleswig-holftein an, mit einem Amen: 
bement Laskers, wonach die Regierung berechtigt fein fol, auch 
Lauenburg für eine Quote beizuziehen, obgleih fih ber Miniſter⸗ 
präfident dagegen erklärt hatte Das Haus vertagt fih über Weih: 
nachten, ohne das Budget erledigt zu haben: Bismard erklärt, die 
Regierung werde |. 3. für die Ausgaben der erjten Monate bes 
J. 1868 Indemnität nachſuchen. 
12° 


480 preußen und der norddeniſche Bund. 


22. Dec. (Medlenburg). Landtag: Die Yorberungen ber Regierung 
bez. Hebung bes Schulweſens werden möglichit befchnitten. 

27. „ (Sadjen) Die Preußen räumen Leipzig und Baußen unb 
halten nur noch den Königftein beſetzt. 

29. „ Morddeutſcher Bund). Eine Verordnung bes Königs von 
Preußen verfügt die Einführung bes gefammten preuß. Militär- 
ſtrafrechts im ganzen Umfange bes Bundes. 


2. Bie füddentfchen Staaten. 


3. Jan. (Baden). Eine großh. Entſchließung erflärt den Landtag für 


die Periode von 1866/67 als gejchloffen. Die für die abgelaufene 
Seffion zurüdgezogenen oder vorenthaltenen Vorlagen follen der 
nächſten in umfafjender Weife gemacht werben. 

„» (Heffen). Die Regierung orbnet für Oberheſſen die Wahlen 
zum Reichstage des norddeutſchen Bundes an und zieht dazu aud) 
die Orte Eaftel und Koſtheim bei, die fie bisher dem norbbeutfchen 
Bunde zu entziehen gejucht hatte. 

„ Württemberg). Cine Lanbesverfammlung der Volkspartei 
(demokratiſchen Partei) in Stuttgart beichließt eine Anſprache an 
das württ. Volk, in der fie fi gegen die Politik Preußens, für ein 
engeres Bündniß ber ſüddeutſchen Staaten mit einem gemeinfamen 
Parlament, für eine Revifion der Landesverfofjung auf durchaus 
demokratiſcher Grundlage und fchließlih für eine neue Militär: 
organifation im Sinne bed fchweizerifchen Milizſyſtems ausſpricht. 
» (Bayern). Wiederzufammentritt bes Landtags. Die Regierung 
legt bemjelben die Entwürfe für bie gefammte fog. Sozialgeſetz⸗ 
gebung vor. 

» (Bayern). Eine Depefche des Fürften Hohenlohe ladet Württem: 
berg, Baden und Helfen ein, fih auf einer Conferenz über gemein: 
fame Grundzüge einer neuen SKriegsverfaflung zu verftänbigen. 
Der Vorſchlag wird angenommen und bie Conferenz auf ben 3. 
Febr. angejeßt, worauf Bayern die Berathungsgegenftände näher 
bezeichnet. 

Depeſche Hohenlohe's: „Die Grundbverträge bes beutichen Bunbes 
find thatfächli durch bie Greigniffe des letzten Jahres aufgehoben, und 
während Norbdeutichland unter Preußens Führung fih als Bund neu con⸗ 
fituirt, ift ein gleicher Verſuch Seitens der ſüddeutſchen Negierungen bie 
jegt nicht gemacht worden. Der König, mein erhabener Herr, erfennt die 


Schwierigkeiten, melde ber Conftituirung einer neuen Bunbesverfaffung 
zwifchen Bayern und ben übrigen beutichen Staaten, und namentlid ber 
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Regierung, bei welcher Euer ac. 2c. beglaubigt zu fein bie Ehre haben, zu 
ſehr, um im gegenwärtigen Augenblid aus der bisherigen zumwartenben 
Stellung heraustreten und die Berathung ber Grundzüge einer neuen Bundes⸗ 
verfaffung anbahnen zu wollen. Nur in einer Richtung eradtet e8 bie 
f. Regierung durch bie Pflicht der Selbfterhaltung dringend geboten, fofort 
dahin zu wirken, daß an bie Stelle der durch bie Gewalt der Umftänbe auf: 
gehobenen Grundbeltimmungen andere, und wo möglich beffere, geſetzt werben. 
Die Bundesfriegsverfaffung befteht nicht mehr. Es ift hohe Zeit zum Schuße 
Bayerns und der übrigen ſüdweſtdeutſchen Staaten, nämlich des Königreichs 
Württemberg, des Großherzogthums Baden und bes Großherzogthums Heffen, 
foweit leßteres nicht dem norbbeutihen Bund angehört, gegen äußere und 
innere Gefahren eine andere Kriegsverfaflung an die Stelle ber bisherigen 
zu feßen, und bei beren Feitftellung bie gewichtigen Lehren des lebten Jahres 
zu benügen. Cine Berathung und Vereinbarung ber genannten vier Ränder 
über bie Nothivendigfeit und über die Grundzüge einer folchen Kriegsver⸗ 
fafjung ericheint um fo dringender, als bie Öffentlidhe Meinung — und mit 
vollem Recht — in allen biefen Ländern eine Uingeftaltung ber Heeres: 
organifation fordert, eben deßhalb auch bie Nothwendigfeit der Nevifion ber 
Geſetze über Bildung des Heeres von ber k. bayerijchen ſowohl als von ben 
übrigen Regierungen anerfannt und ſolche Revifion felbft in Ausficht geftellt 
if. Es befteht nun bie bringenbe Gefahr, baß in ben genannten Ländern 
biefe Reviſion in verfchiebener eine einheitlihe Meilitärverfaffung berjelben 
für alle Zufunft hindernder Weife erfolge. Diele Gefahr befteht namentlich 
in Bayern, wo ein vollftändiger Entwurf der Militärverfafjung bereits aus⸗ 
gearbeitet ift, und bem Minifterrath zur Berathung vorliegt. Als den Weg 
diefe Gefahr zu befeitigen erachtet nun die k. Regierung den Abſchluß einer 
bie Grundzüge einer gemeinfamen ober doch gleihartigen Wehr- 
verfaffung der genannten vier Staaten, vorbehaltlih der Genehmigung 
ber Stände, feftftellenden UWebereinkunft. Als das Mittel, am rafcheften und 
fiherften über bie Schwierigfeit der Ausführung hinwegzukommen, erfcheint 
ber ?. Regierung eine Sonferenz ber Minifter bes Aeußern und des Kriegs 
ber genannten vier Staaten. Euer ıc. erhalten den Auftrag, die Titl. Re⸗ 
gierung zur Theilnahme an ſolcher Conferenz, bie fich zugleich über die Vers 
fügung bezüglich der bisherigen Bundesfeftungen Ulm und Raftatt fchlüffig 
zu maden hätte, einzuladen. Als Ort der Conferenz wirb Stuttgart, als 
Zeit bei der Dringlichkeit dev Umftände, Ende Januar 1867 vorgeichlagen.” 

Berathbungsgegenftände: I. Die VBerfammelten erfennen es als ein 
Bebürfniß der Zeit, bie MWehrfräfte ihrer Länder zu erhöhen und fo zu or: 
ganifiren, daß fie zu Achtung gebietenber gemeinfamer Action befähigt werden. 
I. Sie einigen fi deßhalb, vorbehaltlich verfaffungsmäßiger Mitwirfung 
ihrer Stände, zu möglichfter Erhöhung ihrer Wehrkräfte unter einer ben 
Principien der preußifchen nachgebildeten Wehrverfaſſung. III. Als die 
Principien biefes Wehtſyſtems, welche den vier Staaten gemeinſchaftlich fein 
ſollen, werben bezeichnet: 1) Eintritt in bie Armee nach den Grundſätzen der 
allgemeinen Wehrpflicht mit Aufhebung des Loſens, Tauſchens und der Stell: 
vertretung, und mit der zu vollgenügender militärifcher Ausbildung nüthigen 
Präfenzzeit. 2) Webertritt der ausgebienten Mannſchaft in bie Kriegsreferve 
ihrer Abtheilung mit breimonatlicher Uebung während ber Zeit ber Dienft: 
pfliht und Verwendung im Kriege gleich ber Linie. 3) Hienach Eintritt in 
die nad) Verwaltungsbezirken zu bildenden Refervebataillone mit Furzen Jahres: 
übungen im Frieden, von welchen Dispens ertbeilt werben fann, und mit 
Berwenbung neben ber Linie im Krieg. 4) Verwendung des Reſtes der 
waffenfähigen Mannſchaft als Landwehr zum innern und örtlihen Dienft in 
zwei Abtheilungen, von denen die jüngere im Kriegsfall innerhalb ber Landes⸗ 
grenze, die Ältere nur im Wohnort verwendbar if. Zum Landwehrbienft 
find auch die Verheiratheten beizuziehen. Während ber regelmäßigen Präſenzzeit 
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in ber Linie (fiehe oben Ziff. 1) ift Verbeirathung und Auswanderung un: 
ſtatthaft. Gefeglihe Obforge für Erhaltung tüchtiger Unteroffiziere wird 
zugejichert. IV. Die Conferenz wird die Minima, unter welche in den Einzel: 
gefeßgebungen nicht herabzugehen ift, bezüglich des zu ben Stategorien 1—3 
des G III beizuziehenden Procentfaßes der Bevölferung feitzuftellen haben. 
V. Die Verfammelten befennen ſich, bezüglich ber Organifation ihrer Armeen, 
zu dem Princip, daß die Armeen fo gleichartig eingetheilt und ausgerüftet 
werden, als zu gemeinſchaftlicher Action nöthig if. VI. Sie werben ſich 
über bie Snftruction einer ad hoc unter dem Borfik Bayerns baldmöglichſt 
zu berufenden Militärcommilfion zu einigen haben. VII. Bezüglicdy ber 
Feſtungen Ulm und Raftatt wird ein Entihluß bis nad Beendigung der 
möglihft zu befchleunigenden Liquidations = Verhandlungen aufzufchieben fein. 


14. San. (Bayern). IL Kammer: Der (ultramontane) Abg. Ruland 
interpellirt die Regierung bez. der Rechte der an Preußen abgetre- 
tenen fränfiihen Landſtriche an gewiſſe Stiftungen, mit der Be: 
merfung, „dieſe unverſchuldeter Weife in preuß. Unterthanen ver- 
wandelten Franken bielten fejt an ihrem Heimatlande und würden 
in ihrem Herzen nie einen anderen König anerkennen, wie auch bie 
ebeln Hannoveraner ihre Treue dem alten Welfenhaufe bewahren.” 
Fürft Hohenlohe beruhigt den Interpellanten bez. ber Stiftungen, 
erklärt aber Namens der Staatsregierung, daß fie „jede Zumuthung, 
die mit der Aufrechthaltung bes Friedensvertrage im Widerſpruch 
ftehen könnte, zurüdweifen müßte.” Die Linke (Fortichrittspartet) 
trägt auf eine Adreſſe an die Krone bez. bes Verhältniſſes zu Nord: 
beutichland an: 


Antrag und Motivirung der Linten: „Ein unter Parlament 
und einheitlicher Gentralgemalt geeinigtes Vaterland mit Autonomie feiner 
Glieder in ihren befondern Angelegenheiten und mit geficherten Freiheiten bes 
Volks ift unfer Ziel. Damit diejes Ziel erreicht werbe, muß ber norbbeutfche 
Bund, den die Greigniffe des verwichenen Jahres hervorgerufen haben, zu 
einer wirflichen nationalen Verbindung fich erweitern und ift es wünfchens- 
werth, daß der Beitritt der ſüdweſtdeutſchen Staaten erfolge, noch ehe die 
Berfaffung des Bundes endgültig feftgeftellt if, da mit Regierungen unb 
Bolf der Südſtaaten auf diefe Feitftellung nicht ohne Einfluß bleiben. Unter 
ben Gründen, welche im Norden gegen jene Erweiterung geltend gemacht 
werben, verlautet jetzt auch ber, daß in Sübdeutfchland jelbft Feine Neigung 
zum Beitritt beſtehe. Deßhalb ift es Pflicht ber Volfsvertretungen im Süben 
geworben, wenigftens biefen Vorwand für feine zeitweife Ausjchließung von 
bem Neubau des Vaterlandes durch unzweideutige Erklärungen zu bejeitigen. 
In ihrer Sibung vom 30. Auguft v. 3. bat fich die bayeriſche Kammer der 
Abgeordneten für engen Anſchluß an Preußen erffärt. Dieſer Anfchluß bildet 
auch heute noch, und fo lange die organiihe Verbindung nicht erreicht ift, 
ein nothwendiges Poftulat. Seine Modalitäten zu präcifiren, fehlte Damals 
bie Zeit. Diee Präcifirung muß jetzt nachgeholt werben, bamit fein Zweifel 
barliber bleibe, wie biefes hohe Haus zu der wichtigften Frage ber Gegen- 
wart fidh verhält. Allianz mit Preußen, als dem Führer des Nordens, zur 
ungefchmälerten Erhaltung des beutfchen Gebiets, Anſchluß Bayerns an bie 
norddeutſche Kriegsmacht behufs gemeinjchaftlicher Vertheidigung unter preu⸗ 
Bifher Führung im Kriegsfalle und eine Einrichtung bes bayerifchen Heeres, 
welhe im angeregten Falle bie fofortige Cooperation fichert, fallen in den 
verlangten Anfchluß. Der Anſchluß felbft wird eine Neorgantfation bes 
Zollvereins begünftigen, die uns ber fortwährenden Gefahr der Kündigung 
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auf kurze Zeit entzieht, und wenigftens für Zoll- und Hanbelsfragen, fowie 
für die damit verwandten Gegenflände eine Mitwirfung der Südſtaaten im 
Bundesratbe und im Parlamente gewähren. Auch bierüber ift biejes hohe 
Haus fih auszufprechen veranlaßt. Weber alles biejes feine betatllirten An⸗ 
ſchauungen vor den Thron zu bringen, bietet fi) dem hoben Haufe der Weg 
ber Adreife bar, ber umjomehr zu betreten fein wird, als Tein anderer in 
gleich ausreichender Weife fi wirkſam zeigen dürfte. Sollte, wie wir hoffen, 
die ft. Staatsregierung die Anjchauungen, welche wir bei bem hohen Haufe 
vorausfeten, theilen, fo wirb bie Adreſſe dazu dienen, ben biplomatijchen 
Verhandlungen Nachdruck zu verleihen, und daher auch in diefem Falle an⸗ 
gezeigt fein. Aus allen biefen Gründen fielen wir den Antrag: Hohe 
Kammer wolle in Betreff des in ber Sitzung vom 30. Auguft v. J. im 
Princip bereits als nothwendig erfannten engen Anſchluſſes an Preußen, 
dann in Betreff der Reorganifation bes Zollvereins bie Erlafjung einer Adreſſe 
an Se. Maj. ben König beichließen und zur Entwerfung der Adreſſe einen 
befondern Ausſchuß von 15 Mitgliedern beftellen.* 


— San. (Baden) Die Regierung erklärt fich bereit, das im vorher: 


18. 


19. 


gehenden Jahre 1866 gemachte Zwangsanlehen ſchon auf ben 1. 


März I. %. wieder zurüdzubezahlen. 


„ (Helfen). Das definitive Nefultat der Landtagswahlen ergibt: 
Rechte 21, Centrum 11, Fortihrittspartei 13, Demofraten 3 Mit: 
glieber. 

„ (Bayern). IL Kammer: Debatte über den Antrag der Tinten 
auf eine Adreſſe an die Krone. Erklärung des Fürften Hohenlohe 
im Namen des Gejammtminifteriums: 

„Der Ahnen vorliegende Antrag gibt mir bie ermwünfchte Gelegenheit, 
bie Stellung zu bezeichnen, welche die Staatsregierung der beutfchen Frage 
gegenüber einzunehmen beabfichtigt. Ich werbe verfuchen, dieſes mit mög= 
ichfter Beftimmtheit zu thun. Nah ber Auflöfung des deutſchen Bundes 
und mit dem Austritt Defterreihs aus Deutſchland ift die Stellung ber 
beutfhen Mittelitaaten vollfommen verändert und unleugbar gefährdet. Ich 
unterlaffe eg, einen Rüdblid auf bie bayerifche Politif der lebten Sabre zu 
werfen und zu unterfuchen, ob Bayern Mittel und Gelegenheit geboten waren, 
biefer gefahrvollen Wendung vorzubeugen. Die praftiiche Politik ift ange: 
wiefen auf die Thatfachen der Gegenwart; bie Vergangendeit kann fie der 
Beurtheilung ber Geſchichte überlaffen. Meine Herren! Sch babe zu ver: 
ſchiedenen Zeiten die Gelegenheit gehabt, mich über das Verhältnig Bayerns 
zu Deutichland auszufprehen und habe bies ſtets mit größter Offenheit 
gethban. Sch bezeichne auch —* noch als den Zielpunkt der bayeriſchen 
Politik: Die Erhaltung Deutſchlands, Einigung der Geſammtzahl ber deut—⸗ 
ſchen Stämme und, ſoweit dieß nicht möglich iſt, ber größeren Zahl derſelben 
zu einem Bunde, geſchützt nach Außen durch eine kräftige Centralgewalt und 
im Innern durch eine parlamentariſche Verfaſſung, unter gleichzeitiger Wahr⸗ 
ung der Integrität des Staates und der Krone Bayern. Wenn ich nun, 
meine Herren, dieſen Bund als den Zielpunkt der bayeriſchen Politik aner⸗ 
kenne, ſo darf ich mich doch der Wahrnehmung nicht verſchließen, daß ein 
ſolches Ziel jetzt und unmittelbar nicht zu erreichen iſt. Preußen war beim 
Abſchluſſe des Prager Friedens veranlaßt, ſich auf die Bildung eines engern 
Bundesverhältniſſes nördlich von der Linie des Maines zu beſchränken und 
hat dieſe Beſchränkung durch Unterzeichnung des Friedensvertrages als für 
ſich bindend anerkannt. Sie können dieſe Thatſache beklagen, Sie 
werden aber die Folgen nicht beſtreiten können, welche ſich daran knüpfen. 
Es folgt daraus, das Preußen jeden Verſuch der ſüddeutſchen Staaten, der 
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auf ben Eintritt in den norbbeutfchen Bund gerichtet wäre, zurüdtweifen muß. 
Es folgt daraus ferner, daß bie Staatsregierung nicht verſuchen kann, über 
bie Vereinigung Bayerns mit bem norbbeutihen Bund in Unterhandlungen 
zu treten. Sch muß überbies eben jo offen ausiprechen, daß die Entwidlung 
ber norbbeutichen Bunbesverhältniffe, wie fie ſich jetzt geftaltet, eine jo ent⸗ 
ſchiedene Hinneigung zum Einheitsftaate befunbet, daß ich es mit 
ber Würde bes Landes und ben Pflichten der Staatsregierung nicht vereinbar 
hafte, ben bebingungsfofen Eintritt in dieſen norddeutſchen Bunb anzuftreben. 
Ich wenigftens würde einem ſolchen bedingungslofen Eintritt meine Stimme 
nicht geben und die Verantwortung besfelben nicht übernehmen. Auch glaube 
ih nit, daß man ſich bei der Bildung des nordbeutfchen Bundes durch die 
NRüdfiht auf den Süben von Deutihland aufhalten laſſen wird. Eben fo 
wenig wird man im gegenwärtigen Augenblid zu Gunften bes Eintrittes 
ber ſüddeutſchen Staaten Mobificationen in ber Geftaltung bes norbdeutichen 
Bundes vornehmen. Wir dürfen uns nicht täuſchen, bie Entwidlung Deutſch⸗ 
lands auf dem Wege ber Einigung fchreitet nur Tangfam vorwärts. Wenn 
ih nun die Schwierigfeiten anerfenne, die ber organiſchen Wiebervereinigung 
ber beutihen Stämme in den Weg treten, fo bin ich doch anbererjeits feit 
entfchloffen, mich jedem Schritt entgegen zu ftelen, ber die Erreichung des 
von mir bezeichneten Zieles verhindern Fünnte. Meine Herren! Die Staates 
regierung wird feinen ſüdweſtdeutſchen Bund unter bem Protectorate einer 
nichtdeutſchen Macht Schließen. Ein ſolches Bündniß ift in ber zweiten Hälfte 
bes neunzehnten Jahrhunderts einfach eine Unmöglichkeit. Ebenfo iſt Bayern 
nit in der Lage, ein Verfaffungsbündnig füddeuticher Staaten unter der 
Führung Oeſterreichs abzufhließen. Wenn ich ben Gang ber Entwidlung 
ber innern Zuftände Oeſterreichs richtig beurtheile, fo fcheint mir das beutfche 
Element mehr in ben Hintergrund zu treten und bie Regierung mehr ihre 
Stüße in ben außerbeutihen Elementen der Monardie zu fuhen. Ein Der: 
faſſungsbündniß mit einem fo geftalteten Defterreich erjcheint weder wünſchens⸗ 
wertb noch ausführbar. Wohl aber werbe ich e8 mit Freuden begrüßen, 
wenn bie öfterreichiiche Monarchie aus den innern Kämpfen, in welchen fie 
begriffen iſt, gefräftigt und geftärkt hervorgeht, bamit fie ihre civilifatorifche 
Miffion als öftlihe Grenzmacht erfüllen Fünne. Ich werde mich bemühen, 
barauf hinzuwirken, daß bie freundichaftlichen Beziehungen Bayerns zu Oeſter⸗ 
reich erhalten und geförbert werden. Meine Herren! Tie Staatsregierung 
wird auch nicht die Hand bieten zur Bildung eines in fich abgefchlofjenen 
fübmweftdbeutfhen Bundesftaates, weil unzweifelhaft eine Ueberein- 
fimmung ber Regierungen und Bevölferungen in diefer Beziehung nicht zu 
erreichen ift, und weil ein folcher Bunbesftaat die Kluft zwifchen bem Süben 
und Norden von Deutihland noch erweitern würde Wenn ich aber er: 
Märt habe, daß bie Staatsregierung feinen Edhritt zu thun gebdenft, ber ung 
vom Ziele der deutihen Gefammtpolitif entfernt, fo darf ih mich auf diefen 
negativen Standpunft nicht befchränfen. Es würde dies bie Proclamirung 
ber Sjolirungspolitif fein. Bayern als Staat zweiten Ranges kann nicht 
ohne Allianz mit einer europäifchen Großmacht beftehen. Es bebarf einer 
ſolchen Stüße namentlid im gegenwärtigen Augenblid, in welchem bie Ver: 
faffung des beutichen Bundes zerriffen ift und die Möglichkeit europäiſcher 
Conflikte nicht beftritten werben kann. Der Großſtaat aber, an welchen ſich 
Bayern anzufchließen und als beifen Bunbesgenoffe e8 im Falle eines Krieges 
gegen das Ausland ſich offen zu erflären bat, iſt Preußen. Dieje Bundes: 
genoffenichaft, die in der Aufgabe ber bayerifhen Regierung liegt, bringt es 
mit fih, daß Bayern gegen beftimmte Garantie ber Souveränetät bes Kö- 
nigs fi im Falle eines Krieges gegen das Ausland ber Führung Preußens 
unterftelle; fie bringt e8 mit fich, daß das bayerifche Heer in einer Art unb 
Weile organifirt wird, bie eine gemeinichaftliche Kriegrührung ermöglicht. 
Diefe Bunbesgenoffenfchaft wird an Werth. gewinnen, mern &8 linak, WÄR 
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nur bie Wehrkraft Bayerns zu erhöhen, ſondern auch bie übrigen ſüdweſt⸗ 
deutſchen Staaten zur Einrichtung einer gleihmäßigen und Fräftigen Heeress 
organifation zu beftimmen. Die Staatsregierung ift beftrebt,. dieſe Ueber: 
einfimmung herbeizuführen und bamit bie Annäherung bes Sübens von 
Deutihland an den Norden zu fördern, zugleih aber auch bie eigene Unab⸗ 
bängigfeit, jo weit dieß an uns liegt, vor Annerionsgelüften, von welcher 
Seite fie auch kommen mögen, zu wahren. Grlauben Sie mir nun, meine 
Herren, zum Schluffe noch einmal die Aufgabe der bayerifhen Politif in 
wenigen Worten zujammen zu faffen. Es ift die Anbahnung eines Ver⸗ 
faffungsbünbdniffes mit ben übrigen Staaten Deutfhlands, 
fo bald und jo weit dieß unter Wahrung ber bayerifchen Souveränetätss 
rechte und ber Unabhängigkeit des Landes möglich if; — bis zur Erreihung 
biejes Ziele die Schaffung einer achtunggebietenden Macht, nicht burd bie 
Drganijation bes Heeres allein, fondern auch burdh ben Ausbau unjerer 
inneren Staatseinrihtungen auf freilinniger Grundlage, 
dur Hebung des Selbſtbewußtſeins und des Vertrauens in unfere eigene 
ftaatlihe Exiſtenz. Wenn uns dieß gelingt, jo wird man unfer Bündniß 
ſuchen und wir werden nicht nöthig haben, und ängftlich nach einem fchir- 
menden Dad umzufehen; dann wird es auch gelingen, für die wichtige Frage 
über die Reorganifation bes Zollvereind eine würbige und ben Intereſſen 
des Landes entiprechende Löfung zu erzielen. Ob eine ſolche Löfung durch 
Beſprechung biefer Frage in biefem hohen Haufe gefördert wird, gebe ich 
Ihrer patriotifhen Würdigung anheim.“ 


23. San. (Bayern). II Kammer: Schluß der Adreßdebatte. Rebe 


des Abg. Umbicheiden (für einen Anſchluß der ſüdd. Staaten an 
Preußen, aber im Sinne ber Triasidee als jelbjtändiges Mittelglied 


zwiſchen Norddeutſchland und Defterreih). Neue Erklärung Hohenlohe’g: 

„Die eben gehörte Rede, in welcher ich dankbar ben Ausdrud des Ver⸗ 
trauens zu dem Programm ber Staatsregierung erfenne, veranlaßt mid), das 
Mort zu ergreifen, um vor Ihrer Discujfion einige Gefichtspunfte hervorzu⸗ 
heben. Der Herr Vorredner hat es conftatirt, daß eine auf Vertrag beruhende 
Verpflichtung vorliegt, welche einem Verfaſſungsbündniß ſämmtlicher deutſcher 
Staaten entgegenfteht. Ich bin nicht in der Lage, mich über ben vom Herrn 
Redner angebeuteten glänzenden Weg zur Hebung dieſer Schwierigkeiten zu 
äußern, und beichränfe mich darauf, nochmals zu erklären, daß bie Verwirf- 
lihung bes nationalen Gebanfens nad) wie vor Aufgabe jeder deutſchen, alfo 
auch der bayerifhen Regierung if. Die Staatsregierung wird bie entgegen 
ftehenden Hinderniffe zu beben fuchen und ſich bemühen, durch vertrag s⸗ 
mäßige Vereinbarung einen Zufammenjchluß Deutfchlands zu ermög⸗ 
lichen auf Grundlagen, bie mit ber Integrität des Staates und ber Krone 
vereinbar find. Die Staatsregierung tft fi babei bewußt, daß Fein 
Bundesverhältniß dem nationalen Bebürfniffe entjpricht, wenn nicht von ben 
einzelnen Contrabenten bie entiprechenden Opfer zum Gebeihen bes Ganzen 
gebracht werben. Bis zur Erreichung des nationalen Zieles ſucht Bayern bie 
Allianz einer Großmacht und kann als deutſcher Staat über bie Wahl feinen 
Augenblid im Zweifel fein. Wenn ich gelagt Habe, Daß Bayern im Falle 
eines Krieges wider bas Ausland gegen Garantie feiner Souveränetät jein 
Heer unter bie Führung biefer Großmacht zu ftellen bereit fei, jo find damit 
jelbftverftändlich jene etwaigen Kriege gemeint, Durch welche bie ntegrität 
Deutfchlands in feinem jetzigen Beftande von welcher Seite immer 
bedroht würbe. Die von ber Staatsregierung angebahnte Einigung ber füb- 
weftbeutichen Staaten zu gleihem Zwed und zum Zweck entfprechenber Wehr: 
verfaffung und Heeresorganifation wird die Annahme folder Allianz ſichern, 


‚die nicht ohne Gewicht in ber Wagfchale des Friedens fein dürfte. Meine 


Herren) Die Staatsregierung hält es für ihre dringende Pflicht, Alles aufs 


Die füddentfgen Stanten. 187 


zubieten, um bie Neorganifation bes Zollvereins in einer Art unb Weife zu 
erzielen, welche bie wirtbichaftlichen Intereſſen aller Betheiligten ſichert. Ich 
babe bereits in ber letzten Sitzung angedeutet, daß die gebeihliche Löſung 
biefer Frage durch eine Discuſſion in biefem hoben Hauſe beeinträchtigt 
werden könnte. Ich Tann es nicht unterlaffen, dieſe Belorgniß Heute zu 
wiederholen. Ich glaube, daß auch bie Regelung bes Tünftigen deutſchen 
Berfafjungsverhältniffes dadurch nicht gefördert werben dürfte, daß die Mo: 
balitäten derjelben jetzt Schon einer eingehenden Erörterung unterjtellt werden, 
nachdem bie Staatsregierung es als ihre Aufgabe erflärt bat, auf dent Wege 
ber Verhandlung und bes Vertrages die Reconftituirung Deutichlands anzu: 
fireben. Möge Ihr Vertrauen, möge das Vertrauen bed Landes mich auf 
bielem Wege, beifen innere und äußere Schwierigkeiten ich mir nie verheblt 
babe, geleiten und ſchützen.“ 


Der Führer der Linken, M. Barth, erflärt hierauf, daß bie 
Unterzeichner des Abreßantrags „bei dem Vertrauen, das fie zu ber 
Erklärung bes Minifters hegen,“ in ber Lage feien, denſelben zurück⸗ 
zuziehen. Nach kurzer Debatte darüber wird die Zurüdziehung bes 
Antrags einftimmig genehmigt. 


Die beiden Fractionen des Centrum und ber Rechten hatten motivirte 
Tagesorbnnungen vorbereitet, bie fie jett fallen laffen. Diejenige ber Gens 
trumspartei ging babin: „1) Die Einigung ber Gefammtzahl ber deutjchen 
Stämme und, foweit dieß nicht möglich, der größeren Zahl derjelben unter 
einer jtarfen Gentralgewalt mit Wahrung ber Autongmie ber einzelnen 
Stämme in ihren befonberen Angelegenheiten und unter Sicherung ber Frei⸗ 
beit des Volkes durch eine ausreichende parlamentarifche Verfaflung erjcheint 
auch uns als ber anzuftrebende Zielpunft ber bayerifchen Politif; bie zur 
Erreihung dieſes Zieles nothwendigen Opfer zu bringen, wird das bayerifche 
Volk nicht anftehen. 2) Ein Eintritt in ben norbdeutihen Bund erfcheint 
zur Zeit und bei deſſen jeiger Geftaltung weder möglich, noch zwed: 
mäßig. 3) Wir find mit ber Staatsregierung vollfommen dahin einver- 
flanden, daß fein Schritt gefchehe, der der fhließlichen Einigung Deutfch> 
land's ſtörend ober gar binbernd in ben Weg treten könnte. 4) Inzwiſchen 
ift eine Allianz mit Preußen zum Schutze deutſchen Gebietes und beuticher 
Intereſſen durch bie jeßige Lage der Dinge dringend geboten. Sie ift auch 
nicht minder wichtig für unfere eigenen ftaatlihen wie wirthichaftlichen Zus 
flände. Die hiedurch gebotene Erhöhung unferer Wehrkraft unter Zugrunbes 
legung ber allgemeinen Wehrpflicht halten auch wir für nothwendig, wollen 
aber dabei auf die Schonung ber wirthichaftlichen und finanziellen Kräfte 
bed Landes jeben mit der Erreihung bes Amedes vereinbarten Bedacht ge: 
nommen wiljen. Im Falle eines Krieges für beutiche Intereſſen wird die 
Stellung der bayer. Heeresmacht unter Preußens Führung nur vollſtändig 
erechtfertigt fein. Da mit biefen unferen Anſchauungen bie erwähnte mini: 
erielle Erflärung im Weſentlichen übereinftimmt, fohin ein Grund zur Ers 
laffung einer Abreffe an die Krone nicht vorliegt, fo 2c.* Die Erflärung 
ber Rechten (ber fi indeß die ausgejproden ultramontanen Mitglieder 
nicht angefchloffen Hatten) befagte: „Die Unterzeichneten find einverftanden 
mit bem Hauptzielpunfte, weldyen bie königl. Staatsregierung als ben von 
ihr in ber deutſchen Trage angeftrebten bezeichnet hat; fie find einver- 
flanden mit ber Zurüdweifung bes in ber Motivirung bes Antrages auf 
eine Adreffe in Ausficht genommenen Ginheitsftaates und bes eben bort ges 
forderten Eintritts in den norbdeutfhen Bund, als nad) den gegebenen Ver: 
hältniffen unmöglich und nach deſſen berzeitiger Geftaltung nicht wünſchens⸗ 
wert; fie flimmen überein mit der Abweifung jeder Erneuerung bes Rheins 
Bundes und mit der Anficht, daß bie Bildung eines Tühteniiäes Buuırt 
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weber als felbfländig abgefchlofiener Bunbesflaat noch unter ber Führung 
Defterreihs thumlich erſcheint. Sie find emblich einverflanden bamit, daß 
Bayern zunähft feine Kräftigung und die Hebung feines Selbftbewußtfeins 
in bem Ausbaue feiner inneren Staatseinrichtungen auf freifinniger Grunbs 
lage fuchen müſſe. Dagegen vermöchten bie Unterzeichneten benjenigen Stellen 
ber wminifterielen Erflärung, welche von Bayerns Allianz-Bebürfnig mit 
Preußen unb ber Unterftelung feines Heeres unter das letztere handeln, nur 
unter ber Vorausſetzung zuzuflimmen, daß benfelben eine Deutung 
gegeben werben darf, wie folgt: Es folle und werbe Bayern, wenn es ben 
Tall als eingetreten erkennt, daß beutfches Gebiet und deutſche Intereſſen 
buch einen Angriff von Seite bes Auslandes bedroht erfcheinen, zur Abwehr 
folden Angriffs als Bundesgenoffe zu Preußen ſtehen. Zu biefem Zwecke 
folle Bayern fein Heer, fo weit dieß mit der Souveränetät feines Herrichers, 
ber Leiltungsjähigfeit des Landes und ber Ordnung feiner Yinanzen vereinbar 
ericheint, in einer Weife organifiren, die eine gemeinſchaftliche Kriegführung 
erleichtert.“ 

Der Abg. Hohenabel, Führer ber Centrumspartei, interpellirt bie 
Regierung, ob fie „gewillt fei, dem nächſten Landtage ein Schul: 
gefeß vorzulegen, welches, bei einer angemeflenen Stellung der Lehrer, 
den Schulen eine freie geiftige Sntwidelung, fern von allen be: 
Ihränfenden Einflüffen, namentlich auch clericalen, fichern könne.“ 
Der ultusminifter ftellt eine Vorlage in Ausficht. 

23. San. (Heffen). Die IL Kammer genehmigt das Wahlgefek für 
den nordd. Bund. Abg. Dumont (demofrat.) proteftirt gegen bie 
Einbeziehung Caſtels und Koftheims in ben norbd. Bund. bg. 
Gagern ftelt den DVermittlungsantrag, gegen die von Preußen bes 
liebte Auslegung des Friebensvertrages ſich zu erflären, gleihwohl 
aber, um der Regierung Feine Verlegenheiten zu bereiten, der Bor: 
lage die Zuftimmung zu ertheilen, was mit 22 gegen 21 Stimmen 
beſchloſſen wird. 

24. „ (Heffen). II Kammer: Debatte über den Friedensvertrag mit 
Preußen. 


Die Commiffion beantragt einfahe Genehmigung. George (Forticht.) 
ftelt ein Amenbement auf Anftreben des Cintritts des ganzen Großherzogs 
thums in ben norbd. Bund mit allen Mitteln. Minifter Dalwigf erklärt, 
„es könne ihm gleihgültig fein, ob diefer Antrag angenommen werde ober 
nicht, weil die Regierung von Anfang an diefelbe Stellung eingenommen unb 
bie Aufnahme des ganzen Großherzogthums in den nordd. Bund ftets ans 
geitrebt habe,” gibt aber zu bebenfen, ob es nicht beffer jei mit dem Amens 
dement zu warten, bis man genauere Senntniß von bem Entwurf ber 
norbb. Bundesverfaffung habe. Dumont (bemofr.) ftellt darauf den An 
trag, einen Beſchluß über Anſchluß fo lange auszufeten, bis die Regierung 
in der Lage fei, eine betreffende Vorlage zu machen. 


Der Antrag Dumont wird mit 24 gegen 21 Stimmen bejaht 
und der Friedensvertrag mit Preußen einftimmig genehmigt. 


3.5. Gebr. Militärconferenz ber vier fübdeutihen Staaten in Stutt⸗ 
gart. Diefelbe beſchließt: 

„Die Regierungen von Bayern, Würtemberg, Baben und Helfen haben 

fih über folgende Punkte geeinigt: I. Die Verfammelten erfennen es als ein 
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nationales Bebürfniß, die Wehrkräfte ihrer Länder fo zu organifiren, daß fie 
zu Achtung gebietender gemeinfamer Action befähigt werben. IL Sie einigen 
fih deßhalb vorbehaltlich verfaffungsmäßiger Mitwirfung ihrer Stände zu 
möglichfter Erhöhung ihrer Militärkräfte unter einer ben Prinzipien ber 
preußiſchen nachgebildeten Wehrverfaffung, welche fie zur Wahrung ber na⸗ 
tionalen Integrität in Gemeinſchaft mit dem übrigen Deutichland geeignet 
madt. III. Als die Prinzipien dieſer Wehrverfaflung, welche ben vier 
Staaten gemeinfhaftlich fein follen, werben bezeichnet: 1) Das Prinzip ber 
allgemeinen Wehrpflicht, nad) weldhem bie ganze bienfttauglihe Mannichaft 
unter Aufhebung der Stellvertretung zum Dienfte berufen ifl, wirb zu 
Grunde gelegt. 2) Die Dienſtpflicht beginnt, vorbebaltlih früheren frei⸗ 
willigen Zuganges mit bem vollendeten 20., in feinem alle aber jpäter als 
mit dem vollendeten 21. Lebensjahre. 3) Nach Umfluß ber breijährigen 
Präfenzpflicht tritt die Mannſchaft in bie Kriegsreferve ihrer Abtheilung 
unter Verwendung in ber Linie im Kriege. 4) Dem Prinzipe ber preußiichen 
Mehrverfaffung entjpricht ein Formationsftand, welche im ftehenden Heere 
(Linie und Kriegsreſerve) ca. 2 Proz. der Bevölkerung beträgt, wovon durch⸗ 
Ihnittlih die Hälfte mit ca. 1 Proz. ben wirklichen Präſenz-Stand bildet. 
Diefe Prozentfäge werben von den vier Regierungen nad Kräften angeftrebt, 
feinesfalls aber fol in ein Herabgehen unter ein Minimun von 1% Proz. 
für den Formationsftand bes ftehendben Heeres und von X Proz. für bie 
wirflihe Präſenz eingegangen werben. 5) Nah Umfluß ber Dienftpflicht 
im ftehenden Heere erfolgt der Eintritt in die nady Verwaltungs (Landivehr:) 
Bezirken zu bildenden Rejerve-Bataillone (Landwehr erften Aufgebotes) mit 
furzen Uebungen im Frieden und mit Verwendung gleich ber Linie im 
Kriege. 6) Die Dienftpflicht im flehenden Heere und in den Reſerve-Ba⸗ 
taillonen (Landwehr erften Aufgebots) endet |päteftens mit vollendbeiem 32. 
Lebensjahre. 7) Die Beltimmungen über weitere Dienftpflicht in der Lands 
wehr zweiten AufgebotS und über Landſturm werben nicht in den Bereich der 
Eonferenz:Berathungen gezogen. 8) Während ber dreijährigen Präjenzpflicht 
ift Verbeiratbung und Auswanderung unftatthaft. 9) Für Erhaltung tüchtiger 
Unteroffiziere wird gefetliche Obforge getroffen werben. IV. Die Verfammelten 
befennen fi, bezüglih ber Organifation ihrer Armeen, zu bem Prinzip, 
daß die Armeen fo gleichartig eingetheilt und ausgerüfter werben, als zu beren 
gemeinjchaftlicher Action unter fi und mit bem übrigen Deutjchland noths 
wendig if. V. Um die einzelnen GContingente zu biefer gemeinfamen Action 
zu befähigen, einigen fi die Verſammelten über folgende Grundlagen: 
1. Gleiche taktifhe Einheiten. In diefer Beziehung wird bie Formation ber 
Snfanterie in Bataillone zu 1000 Mann, eingetheilt in 4 Compagnien, bie 
ber Gavallerie in Regimenter zu 5 Schwabronen, diejenige der Artillerie in 
Batterien zu je 6 Geſchützen als vollfommen zwedmäßig anerfannt, und foll 
biefe Formation in ben vier Staaten durchgeführt werden. Die Formation 
ber höheren taktiſchen Einheiten, wie Brigaden, Divifionen u. ſ. w. ift zu 
ſehr von dem Geſammiſtande der einzelnen Gontingente abhängig, als daß 
biefür gemeinfam giltige Beſtimmungen feftgejegt werben könnten; doch fol 
auch in biefer Beziehung bie Formation von Armeecorpe von 30,000 bis 
45,000 Mann gefchehen, und biebei auf ein Bataillon Infanterie, wenn nur 
immer thunlid, eine Schwabron Gavallerie, und auf je 1000 Mann In: 
fanterie und Cavallerie drei Gejhüte gerechnet werden. 2. Möglichfte Ueber⸗ 
einfimmung ber Reglements. Sind die taftiichen Einheiten gleihmäßig ges 
bildet, fo können bei ben Ererzirvorfchriften im Allgemeinen feine jo weſent⸗ 
lichen Verfchiedenheiten beftehen, daß hiedurch eine gemeinjame Action erfchwert 
wird. Als unabweisbares Bebürfniß in biefer Richtung wird dagegen an⸗ 
erfannt: a) Gleichheit der Signale und b) der formellen Beitimmungen bes 
Felbdienftes. 3) Möglichſte Mebereinflimmung ber Feuerwaffen und Munition. 
Für bie Infanterieszeuerwaffe werben zur Zeit noch allentbalken Brueiuunnen 
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angefirebt, und kann daher biefe Frage noch nicht für fo gereift erachtet 
werden, daß eine Webereinftimmung hierüber fchon jebt erzielt werden könnte. 
In Betreff der Feldgeſchütze befteht bereits Uebereinftimmung ber vier Staaten 
unter fich, jowie mit den übrigen deutſchen Staaten, und es wird folde 
biemit feftgehalten. 4) Gemeinjchaftlihe größere Mebungen. Die Zwec⸗ 
mäßigfeit und Nothwenbigfeit folcher Mebungen wirb anerkannt; doch fol 
es ben jeweiligen Bereinbarungen ber einzelnen Staaten überlaflen bleiben, 
in biefer Beziehung das Nöthige feftzufegen. 5) Gleihmäßige Auskildung 
ber Offiziere. Wenn ſchon das Maß jener Kenntnifje, welde allein zum 
Eintritt in den Offizieritand befähigen, im Allgemeinen das gleiche fein foll, 
fo ſchließt dieß doch nicht aus, den Eigenthümlichfeiten ber verjchiebenen 
Landesſchulen und Bilbungsanftalten bie nöthige Rechnung zu tragen. Den 
Vereinbarungen ber einzelnen Regierungen wäre es baher vorzubehalten, 
für gemeinfante höhere Ausbildung ihrer Offiziere in Kriegsafademien, 
Generalſtabs⸗, Artilleries und Genieſchulen, Equitationen, Scießfurfen ꝛc. 
Borforge zu treffen. 6) Auf bdiefen Grundlagen fol [päteftens bis 1. Oc⸗ 
tober 1867 eine Militärconferenz von Bevollmächtigten ber vier Staaten in 
Münden zufammentreten. VI. Bezüglich der Feſtungen Ulm und Raftatt 
wird ein Entſchluß bis nach Beendigung ber möglichit zu befchleunigenden 
Liquidationsverhandblungen aufgejchoben.” 


6. Sehr. (Heilen) gibt feine bisherige Befakung in ber Feſtung Mainz 


12, 


13. 


20. 


u 


definitiv auf und ſtellt das ganze Inventar der großh. Caſerne zu 
BVerfteigerung. 
„ Bayern). IL Kammer: Die Regierung legt berfelben den 
Entwurf einer neuen Wehrverfaffung in Uebereinftimmung mit den 
Stuttgarter Conferenzbefchlüffen nebjt eingehender Motivirung vor. 
„ (Bayern). II Kammer: Die Linke ftelt den fürmlidhen An: 
trag auf Vorlage eines Schulgefeges, mit dem Beifügen, 

daß „die Antragfteller fich verpflichtet fühlen, ber f. Staatsregierung gegen⸗ 
über ſich offen auszufprechen, in welcher Richtung der befagte Gejeßesentwurf 
ausgearbeitet werben muß,” zu weldem Ende eine Reihe principieller 


Geſichtspunkte als maßgebend aufgeftellt und wenigſtens beifpielweife auf 


einige concrete Verhältniſſe bingebeutet wird, wie auf die prinzipielle Aufs 
hebung des geiftlihen Schulinfpectionsrechts, auf Aufhebung ber unnüben 
Sonntagsſchulen und Erſatz derjelben durch geeignete Fortbildungsanftalten, 
auf Wiederaufhebung ber Präparandenihulen, auf Ausicheibung bes niederen 
Kirhendienftes vom Schulbienfte, auf das Fünftige Verhältniß des Religions: 
unterrichtes zum Schulunterrite u. A, m. 

„ (Baden) aboptirt das preuß. Zünbnabelgewehr für feine 
Truppen ohne Rüdfiht auf die Stuttgarter Vereinbarungen v. 5. Febr. 
„ (Bayern). I. Kammer: Die Abgg. Edel und Völk ftellen 
ven Antrag auf Erridtung eines oberjten Verwaltungsgerichtshofes, 
der Abg. Frhr. v. Stauffenberg auf Abſchaffung der Todesftrafe mit 
einem ſcharfen Ausfalle gegen ben Juſtizminiſter v. Bombarb und 
die Art und Meife, wie 3. 3. die Frage von Begnabigungen im 
Juſtizminiſterium zum Entſcheid der Krone vorbereitet werbe. 

„ Bayern). Die IL Kammer lehnt den Gefeßesentwurf bez. 
Behandlung der Wehrverfaſſungsvorlage, der die DVertagung ber 
Kammer ermöglichen jollte, ab, indem ſich nur 87 gegen 53 Stimmen, 
Somit nicht die benöthigte % Majorität, dafür ergeben. 
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16. März, (Bayern). Die IL Kammer Iehnt eine Petition der Ar- 


heiter von Nürnberg und Augsburg auf Erlaflung eines Landtags: 
MWahlgefeges mit birecten Wahlen und geheimer Abftimmung mit 
großer Majorität ab, nachdem fi auch die Regierung dagegen aus- 
geſprochen hatte. 


» (Bayern). I. Kammer: Der Minifterial-Commiffär Graf 
Tauffkirchen macht dem Milttärausfchuffe der Kammer die Eröffnung, 
daß ein bis jetzt gemein gehaltenes Schutz- und Trutzbündniß mit 
Preußen zur Wahrung der Integrität der beiderfeitigen Gebiete und 
mit dem Oberbefehle Preußens im Kriege bejtehe und heute zur 
Deröffentlihung komme. Der Ausjhuß befchließt hierauf einftimmig: 
„Es fei an die k. Staatsregierung die Bitte zu ftellen, dieſelbe wolle 
Auffchiebung der Berathung und Beſchlußfaſſung über das Militärverfaffungs- 
gefeß bis zur Vorlage eines die ganze Materie einjchließenden und regelnden 
Entwurfs geftatten” unter ber weiteren Motivirung: „4) daß zwar das 
Teithalten an ber Stuttgarter Vereinbarung und die Organifation der bayes 
riihen Armee auf ber Grundlage diefer Vereinbarung im deutſchen Snterefje 
als eine politifhe Nothwendigfeit anerfaunt wird, daß es aber im Hinblid 
auf die angefonnene bedeutende Erhöhung des Militäretats auf 17% (mit 
Gendarmerie 19) Mill. Gulden und die überbieß noch für die erfte Ein- 
richtung geforderte Summe von 12% Mill. Gulden wohl überhaupt zweck⸗ 
mäßiger erfcheinen dürfte, wenn bie Beratbung und Beihlußfaffung über 
das Militärverfafjungsgefeß mit ber Bubgetberatdung verbunden würde, in⸗ 
bem bie Geftaltung ber finanziellen Verhältniffe bes Landes bei letzterer Bes 
rathung auf die Beichlüffe über ben genannten Gefeßentwurf von weſentlichem 
Einfluß werden muß.“ 
„ (Bayern). I. Kammer: Debatte über den Antrag des Abg. 
Freiherrn v. Stauffenberg auf Aufhebung der Tobesftrafe. Rede 
Stauffenbergs; Rebe des AYuftigminifters gegen den Antrag. Der⸗ 
jelbe wird mit 87 gegen 44 Stimmen angenommen. 


» Bayern) U. Kammer: Ein von nicht weniger als hundert 
Abgg. (4 der Kammer) unterzeichneter Antrag verlangt „an ben 
König die Bitte zu richten, bem Landtag einen Gefeßentwurf vor: 
legen zu laffen, durd welchen das Gefek vom 4. Juni 1848, bie 
Verantwortlichkeit der Minifter betreffend, dahin umgebildet werde, 
daß fünftig ein wirkliches Oefammtitaatsminifterium mit voller So: 
lidarität für alle Fragen von allgemeiner Bedeutung in Wahrheit 
beftehe.“ Der Antrag wird vom Führer ber Linten, Abg. Barth, 
furz begründet und an ben Ausihuß gewiejen (mo er indeß bis 
Ende des Jahres Tiegen bleibt). Durch F. Reſcript wird der Landtag 
bis auf weiteres vertagt. 


„ Bürttemberg). Der württ. Staatsanz. veröffentlicht das 
Schub: und Trutzbündniß mit Preußen, das gleichzeitig von ber 
Regierung dem ſtändiſchen Ausſchuſſe mitgetheilt wird. Dieſer er: 
wibert die Mittheilung dahin, daß er die Vorlage des Bündniſſes 
an ben Landtag zur verfaffungsmäßigen Genehmigung ernate, 
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— April. (Baden). Zahlreiche Verfammlungen und Adreſſen tn den 


verſchiedenen Ranbestheilen fprechen ſich gegen die franz. Gelüfte auf 
Zuremburg aus. 

Eine diefer Adreffen, von dem früheren Minifter des Innern Etaatsrath 

Lamey verfaßt, gibt in würbiger und maßvoller Weile die allgemeine Stim⸗ 
mung wieder: „Es ift nicht nöthig zu fagen, wie fehr wir wünſchen mit 
unferm großen und geachteten Nachbarvolf in Frieden und Eintradht zu Ieben; 
wir halten beide Nationen, bie franzöfifche wie die deutſche, für berufen und 
reih ausgeftattet, um im friedlichen Wetteifer Wiffenfchaft, Kunft und Ge: 
werbe zu fördern, und ben Fortſchritt und bie freie Entwidlung der Völker 
Europas zu verbürgen: — aber unfere erſte Pfliht — und darin ftehen 
alle Parteien feft und einig zufammen — gilt der Ehre und Unverfehrtheit 
unferes deutſchen Vaterlands.“ Die Adreffe führt dann weiter aus, baß bie 
Auflöfung bed deutſchen Bundes nicht auch die Auflöfung Deutſchlands und 
bes deutſchen Volks bedeute; vielmehr fei über alle Stämme beutfher Nation 
das deutſche Vaterland ber höchſte Eouverain geblieben. Diefem Souverain 
gehöre jeßt und immer, auch wenn fein organiiches Band die beutichen Ge- 
fammtländer zur Zeit vereinige, die alte deutſche Grenzmarfe Luremburg 
zweifellos; das deutſche Volt aber fei empört darüber, daß ein Yürft aus 
beutihem Stamm ein ihm anvertrautes beutjches Grenzland durch ſchnöden 
Berkauf dem Ausland überliefern wolle. 
„ (Heilen) ſchließt mit Preußen eine Militärconvention ab, welche 
die Organifation des heffifhen Militärwejens derjenigen Preußens 
und des nordd. Bundes vollftändig gleichftellt und die heſſiſche Di: 
vifion zu einem Theil bes norbd. Bundesheeres macht. 

Art. 1. Die gefammten großh. beifiihen Truppen treten für Krieg und 
Frieden als eine geichloffene Divifion in den Verband eines der Armeecorps 
bes k. preußiſchen Heeres, und bamit unter ben Oberbefehl Str. Maj. bes 
Königs von Preußen. Art. 2. Zu dieſem Zwede findet eine entiprechende 
Umfermation ber großh. heſſiſchen Divifion nad preußifhen Organijationss 
modus für Krieg und Frieden flatt (conf. Anlage), welde in ben Haupt: 
punften mit bem 1. Oct. d. J. vollendet fein wird. Es kommt für das 
Großherzogtum Hefjen diejenige Webrverfafjung zur Einführung, welche für 
bie E. preußiiche Armee durch bie Art. 53, 55 und 56 bes Entwurfs ber 
Verfaſſung bes norddeutichen Bundes feftgefeßt ift, refp. durch fpätere Bundes⸗ 
gejege feftgefeßt werben wird. Art. 3. Um jedoch ben Mebergang in bie neue 
Heeresverfafjung zu erleichtern, wird ausnahınsweije und unbejchadet der im 
Art. 53 der Verfafjung des norddeutſchen Bundes beftimmten Wehrpflichtige 
feit, für die nächſten 5 Jahre noch eine Stellvertretung von Dienftpflichtigen 
durch ausgebiente Unteroffiziere und Spielleute und ein Tauſch Dienftpflich- 
tiger mit freigeloosten nicht Dienftpflichtigen unter Controle des Staats ge: 
ftattet. Art. 4. Großh. Unterthanen, denen die Berechtigung zum einjährigen 
freiwilligen Dienft zufteht, können biefer Dienftpflicht unter gleichen Beding⸗ 
ungen, wie jeber Preuße, auch in ber fgl. Armee genügen; basjelbe findet 
vice verssa flatt. Art. 5. In dem Großherzogtum Hefjen ift, mit Aus: 
fhluß der Militärficchenorbnung, die gefammte preußijche Militärgefeßgebung 
bi8 zum 1. Dct. d. J. einzuführen, und zwar fowohl die Gejete jelbft als 
die zu ihrer Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung erlaffenen Reglements, 
Snftructionen und Reſcripte, namentlich aljo das Militärftrafgejegbuch vom 
3. April 1845, die Militärftrafgerichtsorbnung vom gleichen Tage, bie Bere 
ordnung über die Chrengerichte vom 20. Juli 4843, die für Krieg und 
Beieben ergangenen Beftimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis⸗ und 

erpflegungsmweien, Ginquartierung, Erſatz von Flurkefhädigungen, über 
Mobilmahung ꝛc., ſowie auch über Organijation, Gliederung, Ausbildung, 
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über ben Erſatz des Dffiziercorpe und über das Militärerziehungss unb 
Bildungsweſen. Sämmtlihe nach ben preußifchen Militärftrafbeftimmungen 
über die Competenz ber Divifionscommanbeure binausgehenben gerichtsherr- 
lichen Befugniſſe, ſowie das Beſtätigungs- und Begnabigungsredht bei Erkennt⸗ 
nifjen gegen Angehörige der großh. Bivifion werben für Friebenszeiten von 
Sr. f. Hoheit dem Großherzog, beziehungsweife von ben großh. Militär: 
behörden, ausgeübt. Die durch bie vorfiehenden Verabrebungen bedingte Um⸗ 
formung der großh. Militärabminiftration wirb, foweit irgend möglich, bis 
1. Oct. d. %. durchgeführt fein; wo die Innehaltung bieles Termins in 
einzelnen Zweigen ber Verwaltung nicht angängig geweſen ift, wird großh. 
heffiicherfeits die Außerfte Beſchleunigung zugefihert. Auch bie in Zukunft 
ergebenden Modificationen und Abänderungen vorftehender Beſtimmungen, 
fowie neue hierauf bezügliche Gefeße und Verordnungen werden für die großh. 
Divifion zur Einführung gebradt. Art. 6. Zum Behufe der Sinführung im 
Großherzogtfum wird Se. Maj. ber König von Preußen Allerböchftfelbft bie 
zur Zeit gültigen, fowie alle noch jpäter zu treffenden berartigen Feſtſetzun⸗ 
gen zc., Sr. f. Hoheit dem Großherzog unmittelbar zugehen laſſen. In 
gleicher Weife wird Se. k. Hoheit der Großherzog, gleichzeitig mit dem Erlaß 
an bie großh. Divifion, ein Eremplar aller biefelbe betreffenden organiſatori⸗ 
fen Beflimmungen Sr. Maj. dem Könige mittheilen. Zur Vermittlung 
ber laufenden bienftlichen Beziehungen findet ein directer Schriftwechlel zwi⸗ 
fchen dem k. preußifchen Kriegsminifterium fowie dem Generalcommanbdo bes 
in Art. 1 aufgeführten Armeecorps einerfeits und dem großh. heffifchen 
Kriegsminifterium, beziehungsweije dem großh. Divifionscommando, andrer: 
jeits ftatt. Art. 7. Wiewohl Sr. Maj. dem Könige als Bundesfelbherrn 
(nad Art. 59 der Bundesverfafjung) das Recht zufteht, die Dislocation aller 
Theile des Bundesheeres und die Stärfeverhältniffe in den einzelnen Con⸗ 
tingenten im Kriege und im Frieden anzuordnen, jo will Allerhöchftderjelbe 
doch für die Dauer friebliher Verhältniffe bezüglich der zum norbdeutichen 
Bundesheere gehörigen Quote ber großh. Divifion von biejer Berechtigung 
nur Gebrauch machen, wenn Se. Maj. fi im Intereſſe des Bundesdienſtes 
zu einer folhen Diaßregel bewogen finden. Se. Maj. der König von Preußen 
wollen in folchen Fällen fi vorher mit Sr. E. Hoheit dem Großherzog in 
Vernehmen fegen. Art. 8. Die Benugung großh. Gebiets in der Umgegend 
von Mainz zu militäriichen Hebungen fteht der k. preußifhen Garnijon in 
berfelben Weife und eventucl gegen biefelben Entſchädigungen zu, wie ben 
Truppen der großh. Divifion. Machen Friegerifche Verhältniffe eine die Be⸗ 
Vegungsfähigfeit der Mainzer Kafernen und Baraden überfteigende Verſtärkung 
der dortigen Garnijon oder eine Zufammenziehung von norddeutſchen Bundes⸗ 
truppen bei Mainz nothwendig, fo werben bie Truppen nach vorgängigem 
Einvernehmen mit ber großh. Negierung in ben Mainz nächſt gelegenen 
großh. Ortichaften vorübergehenb ebenſo untergebracht, wie dieß mit großh. 
Truppen gefchehen würde. Bon Anordnungen, wie joldhe im gegemwärtigen 
Artikel in Ausfiht genommen find, machen die betreffenden Tgl. preußiſchen 
Commandobehörden dem großh. Territorial-Commiſſär zu Mainz Mittbeilung, 
und berathen mit bemfelben die Mittel und Wege, wie bie militärijchen 
Zwede mit möglichfter Berüdjihtigung der Intereſſen bes Landes und ber 
Einwohner zu erreichen find. Bis zur vollftändigen Einführung der im Ars 
titel 5 fpecificirten Beflimmungen über Uebungen, Einquartierung, Flurent⸗ 
fhädigung 2c. behält es im biefer Hinficht bei dem Bisher in Bezug auf bie 
Felbbienftübungen 2c. ber Mainzer Garnifon üblichen Verfahren fein Bewenden. 
Art. 9. Se. Maj. der König von Preußen wird die großh. Divifion all 
jährlich minbdeftens einmal entweder Allerhöchſtſelbſt infpiciren oder durch zu 
ernennende Suipecteure, beren Perfonen vorher Sr, FE, Hoheit dem Groß: 
herzog bezeichnet werben ſollen, in den Garnifonen ober bei ben Uebungen, 
zu welchen die großh. Truppen auf bießfällige Anordnung auch augerüals 
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bes Großherzogthums herangezogen werben Tönnen, infpiciren laffen. Die in 
Folge folder Inipieirungen bemerkten fachlichen oder perfünlihen Mißſtände 
wird Se. Maj. ber König Sr. k. Hoheit dem Großherzog mittheilen, welcher 
feinerjeits biefelben abzuftellen ſich verpflichtet, und von bem Gejchehenen dann 
Sr. Maj. dem Könige Anzeige maden läßt. Art. 10. Zur Beförberung ber 
Gleichmäßigkeit in ber Ausbildung der Offiziercorps participiren bie großh. 
beffifchen Offiziere und Offizier: Abfpiranten an ben betreffenden Einrichtungen 
bes preußifchen Heeres, al8 ba find: die höheren Deilitär - Bildungsanftalten, 
incl. ber Kriegsihhulen, die Eraminationd = Commiffionen, bie militär = wifjen: 
Ihaftlihen und techniſchen Snftitute, ferner das Lehr: Bataillon, die Militär 
Reitſchule, Milttär-Schiekichule, die Eentral:Zurnanftalt, der große General: 
ftab ꝛc. Um diefelbe Gleichmäßigkeit auch Hinfichtlih ber Ausbildung und 
bes inneren Dienfles ber Truppen gu fördern, können nad) gegenjeitiger Ver: 
abredung einige großh. heſſiſche Difiziere auf ein bis zwei Jahre in die kgl. 
preußifche, und kgl. preußifche Offiziere für einen gleihen Zeitraum in bie 
großh. beffifche Armee zur Dienftleiftung commanbirt werden. Art. 11. Die 
Ernennung des Höchftcommandirenden in der großh. Divifion wollen Se. E. 
Hoheit ber Großherzog in ber Weiſe vollziehen, daB Allerhöchftberjelbe die 
Ernennung von dem Einverfländniß St. Maj. bes Königs von Preußen ab⸗ 
bängig madt. In Gemäßheit bes Art. 60 des Bunbesverfafjungsentwurfs 
bleibt St. Maj. dem König von Preußen das Recht vorbehalten, aus ber 
Zahl der großh. heſſiſchen Offiziere denjenigen höheren Offizier zu ernennen, 
welcher als Höchftcommandirender der zum norbbeutfchen Bunde gehörigen 
Quote ber großh. heſſiſchen Divifion zu betrachten iſt. Um ber Beurtheilung 
biefer Ernennungen eine Grundlage zu gewähren, werben über Offiziere ber 
großh. Divifion, vom Stabsoffizier an aufwärts, jährlih Perfonal- und 
Qualificationsberichte, nach preußiſchem Schema, von dem Divifions-Commans 
beur aufgeftellt, an Se. Maj. den König von Preußen eingefenbet. Hin 
fihtlih etwa wünſchenswerther Verjegung einzelner Offiziere aus großh. hef- 
ſiſchen Dienften in bie k. preußiihe Armee oder umgefehrt, haben in jedem 
Specialfall bejondere Verabredungen ftattzufinden. Art. 12. Die Unterftellung 
ber großh. Divifion unter den Oberbefehl Sr. Mai. bes Könige von Preußen 
und die Ausübung. der dem letzteren zuftehbenden Nechte beginnt mit dem 
1. Oct. d. J. Zu dieſem Termin wird auch die Verpflichtung ber großh. 
Truppen zum Gehorfam gegen Se. Maj. den König von Preußen, unter 
deſſen Befehl die großh. Divifion geftellt ift, in geeigneter Weife durch bie 
Einhaltung einer enifprechenden Formel in ben TFahneneid ftattfinden. 
Art. 13. Durch militärische oder politiihe Verhältniſſe gebotene Verftärfungen 
der großh. Truppen, duch Einziehung ber Beurlaubten, fowie bie Kriegs» 
formation berfelden, und endlich deren Mobilmahung hängen von ben An- 
ordnungen St. Maj. bes Königs von Preußen ab, und wird ben biekfälligen 
Beftimmungen jederzeit im ganzen Umfang Folge gegeben werden. Die 
Koften derfelben, foweit fie nicht nach Art. 44 als der Provinz Oberheſſen 
zufallend vom norbdeutihen Bund gemeinfchaftlih getragen werben, fallen 
der großh. Regierung zur Laſt. Art. 14. Der Aufwand für die Unterhaltung 
ber großh. Truppen wird in felbftftändiger Verwaltung von der großh. Re⸗ 
gierung beftritten, jeboch ift diefelbe verpflichtet, ald Beitrag zu ben General- 
foften (Gentral-Abminiftration, Feitungen, Unterhaltung der Art. 10 genannten 
Inſtitute 2c.) denjenigen Geldbetrag pro Kopf der Friedenspräfenzftärfe in 
bie Kaffe des norbbeutfchen Bundes zu zahlen, welcher in ber Geſammtſumme 
von je 225 Thalern pro Kopf für derartige Ausgabepofitionen enthalten if. 
Der betreffenden fpecielen Berechnung dieſer Duote wirb das preußiſche 
Militärbudget zum Grunde gelegt. Bon den an dem Ausgabeetat der großh. 
beffiihen Divifion gemachten jährlichen Erfparniffen wird derjenige Theil an 
bie Bundeskaſſe abgeführt, welcher einem Procent ber Bevölkerung ber Pro⸗ 
pinz Oberbeffen pro 1867 entipriht. In demſelben Verhältniß participirt 
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auch bie großh. Negierung an ben Matricularumlagen, welche zu extra: 


ordinären Militärbedürfniffen, Mobilifirungen, Neubauten 20: auf bie ein- 
zelnen verbünbeten Staaten follten ausgejchrieben werben. Die für bie 
groß. heſſiſchen Truppen etwa nothwendig werdenden Waffen, Munition, 
Ausrüäftungsftüde ꝛc. ift die kgl. preußifche Negierung gegen befonbere Abs 
rehnung auf Wunſch zu liefern erbötig. Die nach vorftehendem einzu⸗ 
gehenden Verpflichtungen beiberfeit beginnen mit bem 1. Oct. d. 

Art. 15. Vorſtehende großh. Heififcherieits unter ausdrücklichem Worbehalt 
ber einzubolenden Zuftimmung ber dortigen Landesvertretung abgeſchloſſene 
Uebereinfunft fol ratificirt, und die Ratifcation in vierzehn Tagen zu Berlin 
ausgewechjelt werben. Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten bie 
gegenwärtige Convention in zwei Gremplaren unterzeichnet und bejiegelt. 


Anlage Friedensformation ber großh. Divifion: 1 Divijionss 
commando, 2 nianteriebrigadecommandos, 1 avalleriebrigadecommanbo, 
4 nfanterieregimenter & 2 Bataillone, 2 ägerbataillone, 2 Cavallerie⸗ 
regimenter & 5 Escadrons, 1 Artillerie-Abtheilung mit 1 reitenden Apfündigen 
Batterie & 4 beipaunten Geſchützen, 2—6pfündigen Fußbatterien & 4 be⸗ 
ſpannten Geſchützen, 3—Apfündigen Fußbatterien & 4 beipannten Geſchützen, 
1 Pioniercompagnie, 1 Trainabtheilung. Kriegsformation: 1) Feld— 
truppen: Stäbe wie vorfichend. Infanterie wie vorfiehend, Jäger wie 
vorftehend, Cavallerie, die 2 NRegimenter a A Escadrons, Artillerie, bie Bat: 
terien à 6 Geſchützen, bazu 3 Munitionscolonnen, 1 leichter Feldbrücken⸗ 
Train, 1 Proviantamt, 1 Telbbäderei, 1 Proviantcolonne, 2 Feldlazaretbe, 
1 Feldpoſt, 1 Pferbedepst. 2) Erſatztruppen: 1 Anfanteriedepotregiment 
& 4 Batnillone, 2 $ügerbepotcompagnien, 2 Erſatzescadrons, 2 Erſatz⸗ 
batterien, 1 Pionier- und 1 Trainbepotabtheilung. Sämmtliche Truppen in 
Kriegs- und Friedensformation nach Föniglich preußiſchen Etatsftärken. 


4. April. (Heſſen) fließt auf Grund der Militärconvention vom 


12. 


7. d. M. mit Preußen nunmehr aud ein Schub: und Trußbündniß 
ab, wie das die übrigen ſüddeutſchen Staaten ſchon im vorigen 
Sabre zugleich mit den Friedensverträgen gethan hatten: 

„Art. 1. Unbeſchadet des Bunbdesverhältniffes, welches zwiſchen St. Maj. 
bem König von Preußen und ©r. f. Hoh. dem Großherzog von Hefjen in 
Beziehung auf die dem norddeutſchen Bund angehörigen Theile bes Groß: 
herzogthums Heſſen bereits befteht, wirb zwijchen St. Maj. dem König von 
Preußen und Sr. f. Hoh. dem Großherzog von Heffen hiermit ein Schub 
und Trutzbündniß gefchloffen. Es garantiren fih die hohen Kontrahenten 
gegenfeitig die Integrität bes Gebiets ihrer bezüglichen Länder unb ver⸗ 
pflihten fih im Fall eines Kriegs ihre volle Kriegsmacht zu biefem Zweck 
einander zur Verfügung zu fielen. Art. 2. In Beziehung auf ben Obers 
befehl St. Maj. des Königs von Preußen über die großh. heſſiſchen Truppen 
bewenbet e8 bei den Bellimmungen bes Entwurfs ber Verfafjung des nord⸗ 
beutfhen Bundes und der am 7. d. M. abgeichloffenen Militär-Convention. 
Art. 3. Die Ratification bes vorftehenden Vertrags erfolgt gleichzeitig mit 
ber Ratification ber im Art. 2 erwähnten Militär-Convention, aljo ſpäteſtens 
bis zum 21. April d. J. Zu Urkund defien haben bie beiberfeitigen Bevoll⸗ 
vollmädtigten dieſen Vertrag in boppelten Eremplaren unterzeichnet und ihre 
Siegel beigedrüdt.” 


„ (Bayern). 119 Mitglieder der IL. Kammer richten durch ben 

Kammerpräfidenten Pözl eine Erklärung an den Minifterpräfidenten 

Fürften Hohenlohe, um von Seite ber bayr. Volksvertretung feinen 

Zweifel darüber zu laſſen, daß auch fle in der Luremburger Kos 
Ay» 
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bie Ehre und bie Integrität Deutſchlands energifch gewahrt willen 
wolle: ' 

„Nachdem ein blutiger Bürgerkrieg die Integrität beutichen Gebietes un⸗ 
verjehrt gelaflen Hat, nachdem bie Allianzverträge Preußen’s mit den füdwelt- 
deutſchen Staaten biefe Integrität aufs Neue zu verbürgen fchienen, ift jekt 
Deutſchland durch bie Verhandlungen bes Königs von Holland mit Franfs 
reich plößlich mit dem Verlufte eines alten beutfchen Landes bedroht. Diejer 
Berluft wäre größer, als ber der wenigen Quabratmeilen unb ber wenigen 
Zaufend Seelen, welche das Großherzogthum Luremburg umfaßt, es wäre 
ein Verluft an Deutichland’s Ehre, wenn das Schidfal einer deutichen Bes 
völferung duch Berfauf an das Ausland entichieden werden follte. Das 
deutſche Volk Hat ein Recht, von feinen Regierungen zu verlangen, baß 
Deutſche geihügt werben, wo immer eine Gefahr droht. Iſt auch in diefer 
Trage Preußen in erfter Reihe berufen, bie ihm vertragsmäßig zuftehenden 
Rechte auf Luremburg zn wahren, fo bat doch aud Bayern Pflichten gegen 
Deutihland zu erfüllen und wir werden e8 als eine erſte Frucht bes Allianz: 
vertrages vom 22. Augufl 1866 freudig begrüßen, wenn Bayern feinen 
Zweifel darüber beftehen läßt, daß es mit allen feinen Kräften für das be- 
drohte deutihe Land einftehen wird. Dies, Euere Durchlaucht, in tieffter 
Verehrung auszufpreden, wollten die Unterzeichneten um fo weniger unter 
Iafien, als fie hiemit die Verficherung verbinden können, daß fie in ber 
bayerifchen Volksvertretung jede Anforderung kräftig unterftüßen werben, 
welche eine energifche Politif zum Schutze Deutichland’8 erheiſchen wird.“ 

30 Mitglieder der Kammer haben ben Beitritt zu ber an ſämmt⸗ 
liche Mitglieder verfandten Erflärung abgelehnt, einzelne davon unter 


Öffentlicher Darlegung ihrer Grünbe, 


12, April. (Bayern). Angefichts der drohenden europ. Lage in Folge 


29. 


der Luremburger Frage und bei der Ungewißheit, welche Haltung 


Oeſterreichs gegenüber einem preuß.sfranz. Kriege einhalten werde, 


wird ber Minifterialrath Graf Tauffkirchen nad) Berlin gefandt, um 
fih mit Preußen über die Möglichkeiten der Zukunft ins Benehmen 
zu feben und geht von dort mit Aufträgen des Grafen Bismard 
bez. einer Allianz zwiſchen Defterreih und Preußen nad Wien, von 
wo er unverrichteter Dinge nah Münden zurüdfehrt. Defterreich 
lehnt die Allianz mit Preußen auf den angebotenen Grundlagen ab 
und fucht vielmehr eine vermittelnde Stellung behufs Erhaltung des 
Friedens einzunehmen. (vgl. Oeſterreich.) 

„ (Baden). Der größere Theil der badiſchen Truppen wird nad) 
Raftatt verlegt. 

» (Bayern). Der Auftizminifter v. Bomhard, beflen Stellung 
ber öffentlichen Meinung gegenüber längft unhaltbar geworden, wird 
endlich entlaſſen, inzwifchen aber zum Staatsrath und Reichsrath er: 
nannt. Ranges AInterimifticum des Juſtizminiſteriums. 

„ Württemberg). Mobification des Meinifteriums: die (anti: 
preußiſch gefinnten) Minifter v. Neurath und v. Hardegg werden 
entlaffen und durch den Abg. Mittnacht und den Oberſten Wagner 
erjebt. 

» (Heffen). HU. Kammer: Die Regierung Tegt bie Militär: 
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convention mit Preußen vor. Die (conferv.) Abgg. Goldmann, 
Hallwachs ꝛc. ftelen fofort den Antrag auf Eintritt des geſammten 


Großherzogthums in den nordd. Bund: 

„Die Kammer wolle, in Erwägung 1) daß durch die nunmehr von bem 
Reichstag des norbdeutihen Bundes beichloffene und von ben verbünbeten 
Regierungen angenommene Bunbdesverfaffung, welche wegen der zum Bunbe 
gehörigen Provinz Oberheffen ben Ständen bes Großherzogthums zur vers 
faffungsmäßigen Zuſtimmung vorgelegt ‚werben muß, bei einem bauernben 
Ausſchluß der füdlih des Mains gelegenen beiden Provinzen von dem nord⸗ 
beutichen Bunde das Großherzogthum in allen feinen Theilen von mannidhe 
fahen politifhen wie volkswirthſchaftlichen Nachtheilen bedroht, ja in feiner 
ftaatsrechtlihen Einheit gefährdet würde; 2) daß bezüglich des Poſt⸗ und 
Telegraphenweſens durch ben Friedensvertrag, und bezüglich der finanziell und 
national=öfongmifh wichtigſten Frage, nämlich des Militärwefens, durch die 
ben Ständen vorzulegende Milttärconvention ber volftändige Anſchluß vor: 
bereitet ift, und ſolche Einrichtungen gejchaffen find, welche in ihren wejent- 
lichſten Punkten bei einem Eintritt des ganzen Großherzogthums in ben 
norddeutfchen Bund, wie wir zuperfithtlich erwarten, Feine für das Land be- 
fonders läftigen Aenderungen erleiden werden, ſonach bejondere Nachtheile 
von dem Eintritt nicht zu fürchten find; 3) daß nad) amtlicher Erflärung 
bes fol. preußiſchen Minifterpräfidenten von Seiten ber preußifchen Regierung 
biefem Eintritt, welcher nach der Eröffnungsrede vom 22. Dec. v. J. auch 
in ben Wünfchen der großberzoglichen Regierung liegt, nichts entgegenfteht; 
4) daß endlich das nalionale Sntereffe, insbefondere aber im gegenwärtigen 
Augenblid die bedrohte Lage des deutſchen Vaterlands, den Eintritt der ſüd⸗ 
deutſchen Staaten in den norbbeutfchen Bund gebieterifch fordert, um entweder 
durch einmüthiges Zufammenhalten den Frieden zu wahren ober mit ver: 
einter Kraft die Angriffe auf Deutfchlands Ehre und Recht abzumehren — 
bie großberzogliche Regierung erjuchen wegen Ausdehnung bes norbbdeutichen 
Bundes auf alle jüddeutihen Staaten, jedenfalls aber wegen Eintritts des 
ganzen Großherzogthums in den norbbeutichen Bund mit ber Tgl. preußifchen 
Regierung ſofort in Verhandlung zu treten.” 


— April (Baden). Vielfache Erneuerungswahlen der Localſchulbehörden 
zeigen infofern eine entſchiedene Umftimmung bes Landes. Diejelben 
gehen nunmehr ohne Schwierigkeiten vor fih, auch in foldhen Ge: 
meinden, wo fie früher durch bie clericale ‘Partei verhindert worden 
waren und von den Staatsbehörden hatten ernannt werden müſſen. 


— „u. Mai. (Bayern). Unterhandlungen zunächſt zwilhen Bayern 
und Württemberg, dann aud mit Baden über die Möglichfeit und 
die Modalität eines engern Anfchluffes der ſüdd. Staaten an ben 
nordd. Bund (f. unter d. 8 u. 14. Oct.). 


— Mai. (Baden). Eine vom Landtagsausfchuffe vorbereitete und fait 
von allen Landtagsabgeorbneten unterzeichnete Erflärung fpricht fich 
für den unverzügliden Eintritt Babens in ben norbd. Bund aus: 

„Die unterzeichneten Mitglieder ber beiden badilchen Ständekammern fehen 
fi durch die gegenwärtige Fritifche Lage bes Vaterlandes veranlaft, ihre An⸗ 
fihten und Wünſche in folgenden Sätzen auszufprehen. Da es aud ber 
großh. Staatsregierung nicht unerwünfcht fein kann, in zuverläffiger Weife 
von ber Gefinnung der Männer Kenntniß zu erhalten, welche berufen werben, 
bei der endlichen Grledigung ber ſchwebenden Frage mitzuwirken, jo erlauben 
wir und zugleich, diefe Erklärung der großherzoglichen Staatsregierung mit: 
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zutbeilen. Durch die Verfafjung des norbbentichen Bundes, wie fie in Folge 
ber Uebereinftimmung fowohl der Krone Preußen und der nordbeutichen Re⸗ 
gierungen als bes nordbdeutichen Reichstages bereits als feftgeftellt zu be= 
trachten ift, wird der Eintritt der fübdeutihen Staaten insgefammt ober 
einzeln Iediglih von dem freien Willen bieler Staaten und der Erlaflung 
eines Bundesgeſetzes auf ben Vorſchlag bes Bunbespräfidbiums abhängig ges 
macht (Art. 79). Es tritt daher jebt an jeben ber ſüddeutſchen Staaten bie 
ernfte Frage heran, ob er Willens fei, in diefen norddeutſchen Bund einzu: 
treten. Wenn auch dieſe VBerfaffung, fowohl in ihrer allgemeinen Anlage, als 
in mandyen ihrer einzelnen Beftimmungen, feine volle Befriedigung gewährt, 
fo läßt ſich boch der große praftifche Vorzug derfelben nicht verfennen, daß 
fie alle zur Zeit in Deutichland wirkſamen politiihen Mächte und Kräfte in 
ihrer thatfächlichen Bedeutung anerkennt und zu nationalem Zufammenwirfen 
einige. Niemand wird biefelbe als ein vollflommenes Werk anjehen, aber 
Jedermann wird zugeitehen müſſen, baß fie entwidlungsfähig fei. Sie er: 
füllt nicht bie idealen Wünfche der Nation, aber fie gemährt dem deutſchen 
Volke, was es feit Jahrhunderten zu feinem Unheil entbehrt hat, politifche 
Einheit und Stärke; fie ſorgt befjer als der bisherige Zollverein für die ge= 
meinfamen wirtbichaftlichen Sntereffen der Nation, fie gewährt bem Handel 
und der Schifffahrt erhöhte Sicherheit und Freiheit, fie fördert das Eiſen⸗ 
bahn, Poft: und Telegraphenweſen; zum erften Mal entfaltet fie eine ge: 
meinfame beutiche Flagge auf den Meeren, fie breitet ein einheitliches Con⸗ 
fulatfyftem zum Schuß des deutſchen Verkehrs über alle MWelttheile aus und 
eröffnet die Ausfiht auf eine fruchtbare deutſche Colonijation. Indem bie 
Kriegsverfaffung des Bundes die Wehrpflicht über alle Klaffen ber Be⸗ 
völferung gleihmäßig ausbreitet, übt fie die ganze männlihe Sugend in 
patriotifher Pflichterfüllung und männlicher Tugend, bewahrt fie den Staat 
vor verderbliden Croberungsfriegen und abenteuerlihen Unternehmungen, 
macht fie bie Vertheidigung des Vaterlandes unüberwindlich und fichert fie 
bie Segnungen bes Friedens. Tie Ehre bes deutſchen Namens, bie beutfchen 
Snterefien und die Sicherheit Deutſchland's Haben daher weit ftärfere und 
wirkſamere Bürgichaften erhalten, als in ben lebten Sahrhunderten. Das 
beutiche Volk erhält neue lebensfriſche Organe feines Willens und feiner 
Macht und kann, befreit von den Hemmniffen des alten Zwieſpalts, mit 
muthiger Zuverfiht vorwärts ſchreiten in der Entwidlung feiner reichbegabten 
Naturanlage und feiner fchlummernden Kräfte. In die inneren Verhältniſſe 
der einzelnen Staaten greift die Bunbesverfaflung nicht hemmendb ein. Die 
uns liebgewordenen Einrichtungen unferer Verwaltung, Nechtspflege und 
Eultur bleiben, auch wenn wir in ben Bund eintreten, unverfehrt und beren 
Fortbildung ber verfaflungsmäßigen Selbitbefiimmung unjeres Fürſten und 
unferer VBolfsvertretung überlaflen. Unfere Freiheiten werben durch dieſelbe 
nicht bedroht, ſondern erft durch bie Einigung Deutichland’s nachhaltig ge: 
ſchützt. Freilich macht die Bundesverfaſſung ſtarke Anforderungen an die 
Bevölkerung in militäriſcher und ökonomiſcher Hinſicht. Wir verbergen ung 
nicht, daß aud für unfer Land neue, zum Theil ungewohnte Nflichten über: 
nommen werben müfjen. Aber wir find zugleich der Meinung, daß wir Süd⸗ 
beutiche nicht minder fähig find, als unfere norbbeutichen Brüder, die Opfer 
zu leiften, welche das Schidjal feiner Nation eripart, die aus langer Zer⸗ 
Hüftung und Gebundenbeit zur Einheit und zu einer würdigen Weltftellung 
fi emporringt. Der größeren militärifhen Anftrengung fünnen wir une 
überdieß unmöglich ermehren, auch wenn mir nicht in ben norbbeutichen 
Bund eintreten, ba unfere ftaatliche Eriftenz nur in Anlehnung an bie große 
norbdeutihe Macht zu behaupten ift. Ter gegenwärtige Moment ſcheint uns 
aber gebieteriih eine Entſcheidung zu forbern. Die neuerliche Gefahr eines 
Krieges zwiſchen Teutjchland und Frankreich, welche, Gott jei Tank, glüdlich 
vorüberzugehen ſcheint, hat unfere Hilfsbebürftigfeit allem Volk aufgedeckt 
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und bie Bedenken einer unklaren unfertigen Beziehung ber Tübbeutfchen 
Staaten zum Norden Tebhaft aufgeregt. Denn Niemand Tann fi) verbergen, 
daß ein Krieg mit Franfreich vorzugsweife das ſüddeutſche Gebiet, zumal 
auf dem linken Rheinufer, und unfere nationale Eriftenz und Freiheit bedroht. 
Menn wir auch mit dem Königreich Preußen bereits duch ein Schuß: und 
Trutzbündniß verbunden find und ber vertragsmäßige Oberbefehl bes Königs 
auch über die ſüddeutſchen Truppen unfer Zufammenwirfen mit bem Norden 
fihert, fo wird die volle und freubige Zuverficht doch erft durch eine durchs 
gebildete organifche Einigung mit ber noröbeutjchen Armee gewonnen werben. 
In biefer militärifchen Einigung erfennen wir bie ficherfte Garantie für bie 
Diem bes Friedens. Das geeinigte Deutichland bedroht Niemanden und 
at Niemanden zu fürchten. Die Ueberzeugung, baß von einem Kriege zwi⸗ 
fchen den beiden großen unb gebilbeten Völkern nur fchweres Unglüd für 
beide und für Feines von beiden ein bauernder Gewinn zu erwarten ift, baß 
dagegen alle Fortichritte in Wohlſtand und Gefittung durch ben Trieben be= 
bingt find, wird durch die vollendete Thatfache ber deutſchen Einigung be: 
feitigt und am Beflen vor allen gefährlichen Zweifeln bewahrt werben. Aus 
biefen Gründen halten wir ben unverzüglichen Eintritt ber ſüddeutſchen 
Staaten und insbefondere des Großherzogthums Bader in ben norddeutſchen 
Bunb für dringend geboten und hoffen, daß bie großherzogliche Regierung 
ihre ganze Thätigfeit zur Crreichung dieſes nationales Zieles auch ferner 
anftrengen werde.“ 


— Mai. (Württemberg) entichließt fich wie Baden, einfach das preuß. 


10. 


14, 


Zündnabelgewehr einzuführen, das aljo unter den deutſchen Stanten 
nur von Bayern nicht adoptirt ift. | 

„ (Württemberg). Die E. Familie empfängt in Stuttgart den 
Beſuch des Großherzogs und der Großherzogin von Baden. 

„ (Seifen). Die U. Kammer beſchließt mit 34 gegen 8 Stim: 
men, bie Regierung zu erjuchen „noch auf dieſem Landtage an bie 
Stände eine Vorlage wegen Revifion des Wahlgeſetzes gelangen zu 
laffen“ unb verwirft dagegen mit 26 gegen 16 Stimmen den Aus: 
Ihußantrag auf nur „baldmöglichfte" Vorlage, ſowie mit 28 gegen 
14 Stimmen den Antrag Mes, fih für allgemeines directes Wahl: 
recht und Befeitigung jedes Paſſivcenſus auszufprechen. 

„ Sn Berlin wird zwifchen Preußen und ben ſüddeutſchen Staaten 
eine Vereinbarung über Abfchaffung des Salzmonopols und Erfegung 
besjelben durch eine Salzſteuer abgejhloffen für den Fall einer de: 
finitiven Wiederherftellung des Zollvereins. 


» (Heflen). Die II Kammer beſchließt mit 27 gegen 18 
Stimmen, den Großherzog um Ermäßigung der Civillifte, jedenfalls 
im Betrag der im Jahre 1855 erfolgten Erhöhung von 50,000 fl. 
zu bitten. 

„ (Hefjen). IL. Kammer: Budget — Auswärtiges. Die Re 
gierung verlangt für Geſandtſchaſten 44,000 fl. und für Confulate 
2000 fl. Die Forderung wird mit 33 gegen 10 Stimmen abge: 
lehnt und mit 31 gegen 12 Stimmen werden nur bewilligt für 
Berlin 12,000 fl. und für nidtftändige Gefandte an den übrigen 
Höfen 20,000 fl. als Raufchquantum, enblid zwar bie 2000 X. 
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für Confulate, aber nur mit dem Erfuden an bie Regierung, eine 
gleichzeitige Vertretung der nidyt zum nordd. Bunde gehörigen Theile 
bes Großberzogthums durch die Bundesconfulate, ſobald dieſelben 
organifirt fein werden, anzubahnen, 


28. Mai. Preußen abet die ſüdd. Staaten zu Verhandlungen in Berlin 


30. 


31. 


über die Reconftruction des Zollvereindg noch vor der Abreife des 
Königs und Bismards nah Paris ein. 


„ Der bayr. Minifterpräftdent Fürſt Hohenlohe und ber mürtt, 
Minifterpräfident Frhr. v. Barnbüler kommen in Nördlingen zufammen, 
um fi über bie bevorſtehenden Verhandlungen in Berlin bezüglich 
Miederherftelung des Zollvereins zu verftändigen. 


» (Hefien). II Kammer: Die Regierung „feßt die Genehmi⸗ 
gung der Militärconvention mit Preußen von Seite ber Stände 
voraus” und macht der Kammer bloß die Anzeige, daß fie mit ber 
neuen Formation ber heifiihen Militärdivifion nach den Forderungen 
jener Convention fofort zu beginnen beſchloſſen habe, „um nicht 
dur) Verzögerung der Maßnahmen ein dem bießfeitigen Intereſſe 
nachtheiliges Drängen und unmittelbares Eingreifen der preuß. Re⸗ 
gierung bei der Ausführung der Militärconvention hervorzurufen.” 
„ (Helfen). Dalwigk frägt in Wien an über bie Auffaffung 
Defterreihs gegenüber ber Eventualität des Eintritts des Groß» 
herzogtbums in den nordd, Bund. Oeſterreich antiwortet mit dem 
Hinweis auf ben Prager Frieden, ber gang ungzweibeutig bon brei 
Gruppen, einer norbbeutjchen, einer fübdeutichen und der öſterreichi⸗ 
ſchen ſpreche. | 


1. Juni. (Württemberg). Um die von ber öffentlihen Meinung 


längſt geforderte Reform des Geheimen Rathes anzubahnen, werben 
vorerſt „Beiräthe“ zu ben Verhandlungen berfelben zugezogen. 


3.—4. Juni. Minifterial-Conferenz in Berlin bez. befinitiver Wieder: 


berjtellung bes Zollvereins. Es haben fih dazu die Minifterpräf. 
aller vier fübd. Staaten, Hohenlohe, Varnbüber, Freyberg und Dal: 
wigf eingefunden. Vorſchläge Bismards. Es kommt ſchließlich ein 
Präliminarvertrag gu Stande, ber nicht nur von Baden, fonbern 
auch von Württemberg fofort bindend und von Heflen unter dem 
7. Juni gleihfalls unterzeichnet wird, während Fürſt Hohenlohe er: 
Härt, baß „feine Regierung bisher feine Kenntniß der Grundlagen 
hatte, welche der Berathung zur Bafis dienen follten”, daß er deß— 
halb die Webereinfunft nur als einen preuß. Entwurf betrachte und 
die weitere Erklärung feiner Regierung vorbehalten müſſe. 
Uebereinfunft, die Fortdbauer bes Zoll: und Hanbels- 
verein betreffend. Preußen, in eigenem Namen und vorbehaltlich des 
Beitritts der übrigen Mitglieder des norddeutſchen Bunbes einerjeits, und 
Bayern, Württemberg, Baden und Helfen für feine zu dem gedachten Bunde 
nicht gehörenden Lanbestheile anbererfeits, von ber Abficht geleitet, die Fort⸗ 
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bauer bes beutichen Zoll- und Handelsvereins fiher zu ftellen und beffen 
Einrichtungen in einer ben gegenwärtigen Bebürfniffen entiprechenden Weije 
fortzubilden,, find über nachftehende Beftimmungen übereingefommen, welche 
einem zwilchen ihnen abzuichließenden Vertrage zu Grunde gelegt werben 
jolen und nur mit Webereinftimmung jämmtlicdher contrahirender Staaten 
abgeändert werben können. $ 1. Der Zollvereinigungsvertrag vom 16. Mai 
1865 und bie mit ihm in Verbindung flehenden Vereinbarungen bleiben 
zwiſchen ben contrahirenden Theilen in Kraft, fomeit fie nicht durch die nach⸗ 
folgenden Berabredungen abgeändert find oder auf bem im $ 2 bezeichneten 
Mege abgeändert werden. $ 2. Die Gejeßgebung über das gefammte Zoll: 
wejen, über bie Befteuerung des einheimiſchen Zuders, Salzes und Tabaks 
und über die Maßregeln, weldye in ben Zollausichüffen zur Sicherung ber 
gemeinſchaftlichen Zollgrenze erforderlich jind, wird durch ein gemeinfchaftlicheg 
Drgan ber contrabirenden Staaten und durch eine gemeinfchaftliche Vertret⸗ 
ung ihrer Bevölferungen ausgeübt. Die Uebereinftimmung der Mehrheits- 
beichlüffe beider Factoren ift zu einem Vereinsgefeße erforderlih und aus⸗ 
reihend; auf andere als bie vorftehend bezeichneten Angelegenheiten erfiredt 
fi) die Zuftändigfeit berfelben nicht. F 3. Das gemeinſchaftliche Organ ber 
contrahirenden Staaten befteht aus Vertretern bderfelben, unter welchen die 
Stimmführung fit) nah Maßgabe der Vorfchriften für das Plenum bes ehes 
maligen deutſchen Bundes vertbeilt.e Preußen beruft basjelbe, führt das 
Präfidinm und ift in diefer Eigenfchaft beredtigt, im Namen der contra= 
hirenden Staaten Handels- und Scifffahrtsverträge mit fremben Staaten 
einzugeben. F 4. Die Beſchlußnahme ber contrahirenden Staaten durch ihr 
gemeinfchaftliches Organ unterliegen: 1) bie der Volfsvertretung vorzulegen 
den oder von berjelben angenommenen, unter die Beilimmungen bes G 2 
fallenden gefeglichen Anordnungen, einfhließlich ber Handels: und Schifffahrtss 
verträge; 2) die zur Ausführung der gemeinjchaftlichen Gefetgebung (F 2) 
dienenden Verwaltungsvorſchriften und Einrichtungen; 3) Mängel, welche bei 
der Ausführung der gemeinjchaftlihen Geſetzgebung ($ 2) bervortreten; 
4) die von ber einzurichtenden Nechnungsbehörbe vorgelegte ſchließliche Feſt⸗ 
ftelung bes Ertrages der Zölle und der in $ 2 bezeichneten Steuern. Jeder 
über die Gegenftände zu 1 bis 3 von einem ber contrahirenden Staaten oder 
über die Gegenftände zu 3 von einem controlitenden Beamten ($ 7) geftellte 
Antrag unterliegt ber gemeinfchaftlichen Beſchlußnahme. Im Falle ber Mei⸗ 
nungsverichiedenheit gibt die Stimme des Präfibiums bei den zu 1 und 2 
bezeichneten alsdann den Ausſchlag, wenn fie fi für Aufrechthaltung ber 
beitehenden Borfchrift oder Einrichtung ausſpricht, in allen übrigen Fällen 
entjcheidet die Mehrheit der Stimmen. $ 5. Die Vertretung ber Bevölkerung 
der contrahirenden Staaten befteht aus ben Mitgliedern des Reichstages bes 
nordbeutihen Bundes und aus Abgeordneten aus ben ſüddeutſchen Staaten. 
Die Beftimmungen im V. Abjchnitte der Verfafjung des nordbeutichen Bundes 
finden auf dieſe Abgeoröneten, beziehungsweife auf bie gemeinjchaftliche Volfe- 
vertretung Anwendung. Die Berufung ber VBolfövertretung erfolgt durch 
Treußen. Sie findet nit in vegelmäßig wiederkehrenden Zeitabichnitten, 
jondern bann ftatt, wenn das legislative Bebürfniß den Zuſammentritt er⸗ 
forberlich madyt, oder ein Drittheil der Stimmen in dem gemeinfchaftlichen 
Drgan ($ 3) benfelben verlangt. $ 6. Der Ertrag der Zölle und ber Steuern 
vom einheimifchen Zuder und Salz ift gemeinſchaftlich und wird zwifchen 
ben contrabirenden Staaten nah dem Verhältniß der Bevölkerung vertheilt. 
Diefer Ertrag befteht aus der geſammten Cinnahme von jenen Abgaben nad 
Abzug: 1) der auf den Geſetzen oder allgemeinen Verwaltungs-Vorſchriften 
beruhenden Steuervergütungen und Ermäßigungen; 2) der Erhebungs: und 
Berwaltungskoften, und zwar: a) bei ben Zöllen und der Steuer vom ins 
ländiichen Zuder, foweit diefe Koften nah den im Zollverein beftehenden 
Verabredungen der Gemeinſchaft aufgerechnet werben Tünnen, bb). SU ut 
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Steuer vom einheimifchen Salze mit bem Betrage ber auf ben Salzwerken 
erwachſenden Erhebungs⸗ und Aufſichtskoſten. Der Ertrag der Steuer vom 
inländifhen Tabak wird gemeinſchaftlich und nach dem Verhältniſſe der Bes 
völferung zwiſchen ben contrahirenden Staaten vertheilt werben, ſobald der⸗ 
ſelbe einer gleichmäßigen Beſteuerung unterworfen ſein wird. $ 7. Die Er: 
hebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchſteuern bleibt jedem der 
contrahirenden Staaten, ſo weit derſelbe ſie bisher ausgeübt hat, innerhalb 
ſeines Gebietes überlaſſen. Für Einhaltung des geſetzlichen Verfahrens bei 
dieſer Erhebung und Verwaltung hat das Präſidium nach Vernehmung mit 
ben contrahirenden Staaten in geeigneter Weiſe Sorge zu tragen. $ 8. 
Preußen wird ben Beitritt ber übrigen Mitglieder des norddeutſchen Bundes 
zu biefer Webereinfunft vermitteln. Sobald berjelbe erfolgt fein wird, follen 
Bevollmächtigte ber betheiligten Staaten zufammentreten, um den auf Grunbs 
lage dieſer Uebereinkunft abzufchließenden Vertrag feſtzuſtellen. Eollte dieſer 
Vertrag bis zum 31. Oct. I. 3. nicht allfeitig zur Ratification gelangt fein, 
fo erlöfhen alle Berbindlichkeiten aus ber gegenwärtigen Uebereinfunft im 
Berbältniffe zu denjenigen Staaten, welche bie Ratification nicht ertbeilt 
haben. $ 9. Gegenwärtige Uebereintunft fol ratificirt, und es follen bie 
Ratificationen fpäteftens am 25. Zuni 1867 in Berlin ausgetaufcht werben. 

3.—4. Juni. (Heffen). II. Kammer: Debatte über die Vorlage ber 
Regierung bez. Annahme der norbb. Bundesverfaffung für Ober: 
hefjen und ben Antrag von Goldmann-Hallwachs bez. Eintritt des 
ganzen Großherzogthums in den nordd. Bund. Die Regierung läßt 
eine Erklärung gegen den Eintritt verlefen: 

„Es find für den Eintritt des ganzen Großberzogthums in ben nord⸗ 
deutſchen Bund Gründe verfchiebener Art angeführt worden. Man hat bes 
bauptet, daß bie Erhaltung ber Einheit des Bundes einen foldhen Eintritt 
ganz unerläßlih made. Man bat auf Gefahren Bingebentet, bie Oberheſſen 
und feinem Zuſammenhange mit den füdlichen Provinzen drohen fünnten, 
wenn ein ſolcher Eintritt nicht bald erfolge. Diefes Motiv dürfte von allen 
bas ſchwächſte fein. Die großh. Regierung bat bereits gerade in den Punkten, 
auf die es zur Erhaltung bes Zuſammenhangs der brei Provinzen weſentlich 
anfommt, mit Preußen Vereinbarungen getroffen oder wird ſolche Verträge 
in ber Kürze abfchließen. Cine Militär = Convention und ein Schuß- und 
Zrugbünbniß mit Preußen für das ganze Großberzogthbum liegt vor. Die 
Verhandlungen über einen neuen Zollvereinsvertrag auf dauernder Grund⸗ 
lage werden in ber Kürze beginnen. Das Poll: und Telegraphenweien ift 
in ben brei Provinzen des Landes gleichmäßig an Preußen abgetreten. 

„Es Tann fi alfo nur noch von ber Einführung von Werfen ber Geſetz⸗ 
gebung oder gemeinfamer Einrichtungen bes norddeutſchen Bundes audy in 
ben Provinzen Starfenburg und Rheinbeffen handeln. Und bier muß man 
fragen, was uns abhalten Fann, ſolche Einrichtungen und Geſetze auch üblich 
vom Maine jelbfiftändig oder im Wege befonderer Vereinbarungen mit dem 
nordbeutichen Bunde einzuführen, wenn wir fie gut und nützlich finden, oder 
was uns beftimmen fünnte, fie anzunehmen, wenn wir glauben, daß fie 
unferen Sntereffen nicht zufagen? — Hat Rheinheffen etwa weniger zum 
Großherzogthum gehört, weil feine Gelete und Snftitutionen in vieler Be= 
ziehbung von denen ber rechtsrheiniichen Provinzen abweichen? Endlich fommt 
das Gonjulatswefen in Frage. Unfee Confuln haben feither den Erwart- 
ungen ber großh. Regierung vollftändig entfprodhen. Ob unfere Intereſſen 
befler werben gewahrt werben, wenn die preußifchen theilmeife hoch befoldeten 
Gonfulate an deren Stelle treten, läßt fich bezweifeln. Die großh. Regierung 
kann wenigftens vorerft feinen Grund finden, ben füblichen Theilen des 
Landes eine Ausgabe für eine Vertretung anzufiımen, bie bis dahin in bes 
*riebigenidfter Weiſe umnentgeltfich geleiftet worden iſt. 
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„Ein anderer, viel gewichtigerer Grund für ben Eintritt des ganzen Groß⸗ 
herzogthums in den norbbeutichen Bund ift der Wunſch, die unterbrochene 
Einheit des deutichen Vaterlands wieder hergeftellt zu jehen. Es bedarf feiner 
Berfichernng, daß die großh. Negierung diefem Wunſche feine volle Berechti- 
gung zugefteht. — Aber würde denn durch einen Beſchluß, wie ihn bie 
Antragfteller verlangen, biefer Wunfch feiner Erfüllung näher gebracht werben? 
Eher das birecte Gegenthbeil. Ein heſſiſches Mitglied bes norddeutſchen Par⸗ 
Yaments bat uns die Pioniere genannt, bie berufen feien, an ber Webers 
brüdung bes Mains zu arbeiten. Es hat unfere dermalige politifche Stels 
lung zur Erreihung biefes großen Zwecks eine vorzugsweife günftige genannt. 
Diefe Worte find wahr und ſtaatsmänniſch. 

„Im Vereine mit unferen ſüddeutſchen Stammesgenofjen einen möglichft 
engen Anſchluß an den nordbeutfchen Bund anzubahnen, das tft unfere Aufs 
gabe, an ber wir mit reblihem Willen arbeiten wollen. Aber werben wir 
das auch dann noch können, wenn wir durch unbedingten Eintritt bes ganzen 
Landes in den norbdeutfhen Bund auf. bie Freiheit unferer Action verzichtet, 
wenn wir das Recht zu jedem jelbitfländigen Schritte in der angedeuteten 
Richtung an den mädtigften norbbeutfchen. Bundesſtaat abgetreten haben? 
Dber glaubt man vielleiht, daß uns dann in Sübbeutfchland unfere Bes 
mühungen anders, als etwa mit Hinweifung auf die Fabel vom gezähmten 
unb vom wilden Pferd beantwortet werben würden? Es find das bie Er: 
wägungen, welche fi) die großh. Regierung bei Prüfung bes vorliegenden 
Antrags, neben der jehr wichtigen finanziellen Frage, zunächſt vorzulegen hatte. 
Weber ben Geldpunft ift Shrem Ausſchuſſe eine vorläufige Mittheilung gemacht 
worden, auf die man bier wieberbolt verweist. 

„Aber wollten wir auch über dieſe Bedenken hinweggehen, wollten wir, 
um Deuiſchland einen glänzenden Beweis patriotifcher Opferwilligfeit zu geben, 
bie ficherlich nicht überall Nachahmung fände, einen für die Forteriftenz bes 
Großherzogthums vielleicht verhäugnißvollen Schritt thun, fo würden doch 
Hinderniffe viel ernflerer Natur die großb. Regierung abhalten müfjen, bem 
"Antrage, wenigftens dermalen, zuzuftimmen. 8 bezieht fich dieſe Bemers 
fung auf Artifel 4 des Prager Friedens. Der königlich preußifhe Herr 
Minifterpräfident hat in feiner auf die Snterpellation des Herrn Grafen von 
Solms-Laubach und Genoffen im norbdeutfchen Reichstage gegebene Antwort 
gelagt, wie er nicht glaube, daß Defterreich gegen den Eintritt der ſüdlich 
vom Maine gelegenen Theile bes Großherzogthums Einſprache erheben werde. 
Er Hat damit das Recht zu einer ſolchen Einſprache implicite anerfannt. 
Nah ben Morten bes Prager Friedens Tann auch in der That biejes Recht 
nicht zweifelhaft fein. 

„Die Vorausſetzung bes Herrn Grafen Bismard iſt indeffen nicht ein= 
getroffen. Defterreih bat fogar in weiterem Umfange als bem bes vorlies 
genden Antrags auf ben Artifel 4 bes Prager Friedens Bezug genommen. 
Die großh. Regierung aber Tann, unterrichtet von der Auffaffung wenigftens 
einer ‚ber bei dem Prager Trieben betheiligten Mächte, unmöglich die königl. 
preußiſche Regierung erſuchen, über einen faum abgefchloffenen Vertrag hin⸗ 
wegzugeben, und fo das gute Einvernehmen mit befreundeten Nachbarftaaten 
um einer relativ unbebeutenden Ausbehnung des norddeutſchen Bundesgebiets 
willen zu trüben. Das hieße der Königlich preußifchen Regierung, welche ſo⸗ 
eben ber Erhaltung bes europäifchen Friedens Opfer gebracht bat, zu viel 
zumutben, und unſere Einſicht oder unferen guten Willen einem wenig güns 
fligen öffentlichen Urtbeile ausfegen. Hienach Hält alfo die großh. Regierung 
den gegenwärtigen Moment für ungeeignet, um ben fofortigen Eintritt in 
ben norddeutſchen Bund in Erwägung zu ziehen.“ 


v. Gagern (conferv.) und Dumont (bemokrat.) vereinigen fi zu 
bem Antrage: J 
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„Die Kammer wolle erflären, daß eine Umgeftaltung und Wiebervereini: 
gung bes getrennten Deutfchlands nur auf Grundlage bunbesftaatliher Eini⸗ 
gung, mit Preußen an der Spike, zu erfireben fei; ferner ihre Uebereins 
fimmung damit ausſprechen, wenn bie großh. Negierung es für ihre 
Aufgabe erachte, im Vereine mit den füddeutfipen Staaten eine gemeinfchaft: 
lihe Grundlage zu Unterbandlungen mit ber Krone Preußen zu finden, bie 
bazu dienen fönne, die Beziehungen der fübbeutichen Staaten zu dem nord⸗ 
beutichen Bund fo zu regeln, daß aus ber Vereinigung ber Theile ein ganz 
Deutſchland umfaſſender Bund erwächst, und endlich großh. Regierung er= 
ſuchen, fich angefegen fein zu laflen, baß, in fo lange biefer ganz Deutſch⸗ 
land umfaffende Bund nicht ermöglicht fein follte, zwifchen ben getrennten 
Xheilen Deutſchlands neben gemeinfchaftlicher militärischer Organifation das 
nationale Band für die Handels- und Verkehrs-Intereſſen erhalten bleibe.” 


Bei der Abftimmung wird die Vorlage der Regierung auf An: 
nahme der Berfaffung für bie Provinz Oberheflen mit 44 gegen 3 
Stimmen angenommen, ber Antrag Dumont-Gagern mit großer 
Mehrheit verworfen und dagegen der Antrag Goldmann :Halwads 
mit 32 gegen 15 Stimmen genehmigt. 


7. uni. (Heffen). Die IL. Kammer genehmigt die Militärconventign 


414, 


18. 


mit Preußen mit 31 gegen 9 und bas Schub: und Trutzbündniß 
mit demfelben mit 36 gegen 4 Stimmen. 

» (Bayern). Graf Taufflirden geht in einer Miffion nad 
Berlin, um wo möglich für Bayern beflere Bedingungen bei Wieder: 
herſtellung des SZollvereins als nad dem Präliminarvertrage vom 4. 
d. M. zu erzielen. 


»„ (Bayern). Zwifhen dem Grafen Taufffirhen und Preußen 
wird ein Nachtragsprotokoll zum Präliminarvertrag über die Wieber- 
herftelung bes Zollvereins vereinbart, das Bayern im Zollbunbes- 
rathe 6 ftatt bloß A Stimmen concedirt und beflimmt, daß bie 
Vertretung ber Bevölkerung des Zollvereinsgebietes ben Namen 
„Zollparlament” erhalten folle: 


Nahdem die Uebereinkunit, bie Fortdauer des Zoll» und Handelsvereins 
betreffend, von den Unterzeichneten, nämlich k. bayerifcherfeitS von dem Käm⸗ 
merer, außerordentlichen Gefandten und bevollmädtigten Minifter Grafen 
v. Taufffirhen und k. preußifcherfeits von dem Präfidenten des Staats⸗ 
minifteriums und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Grafen v. Bis⸗ 
mard auf Grund der ihnen ertheilten allerhöchſten VBollmachten heute voll: 
zogen worden, find fie zur Erläuterung einzelner in dieſer Webereinfunft 
enthaltener Beftimmungen über Folgendes übereingefommen: 1) Der in dem 
Brotofolle vom 4. d. M. ertheilten Zufage gemäß wird bie kgl. bayerijche 
Regierung in dem gemeinfhaftlihen Organe ber Vereinsſtaaten ($ 3 ber 
Uebereinfunft) ſechs Stimmen führen. 2) Preußen wird, unbefchadet ber 
im $ 3 ber Webereinfunft vorbehaltenen ausfchlieklihen Berechtigung, im 
Namen des Vereins Handels: und Scifffahrtsverträge mit fremden Staaten 
einzugeben, bei Verträgen mit Defterreich und der Schweiz die angrenzenden 
Bereinsftaaten zur Theilnahme an den dem Abfchluß vorangehenden Ders 
bandlungen einladen. Im Falle eine Uebereinftimmung nicht zu erzielen, 
wird es deſſenungeachtet bei der Beſtimmung bes angeführten $ 3 fein Be: 
wenden behalten. 3) Beide Regierungen werben bei den im $ 8 ber Ueber- 


einfunft vorgefehenen Verhandlungen dahin wirten, hak.wir Vertretung ber 
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Bevölkerung bes Vereinsgebiets ($ 5) den Namen Zollparlament erhält, 
und faffen den G 5 dahin auf, daß dieſes Parlament feinen Gelhäftsgang 
und jeine Disciplin felbftändig durch eine Geſchäftsordnung zu regeln und 
feinen Präfidenten, feine PVicepräfidenten und Schriftführer felbitändig zu 
wählen bat; jedoch follen die Wahlprüfungen des norddeutſchen Reichstages, 
falls folche vor dem Zufammentritt bes: Zollparlamenıs ftattgefunden haben, 
auch für letzteres giltig fein. 4) Preußen wird zur Ausübung der ihm nad 
G 7 ber Webereinfunft zuftehenben Controle Beamte ber ſüddeutſchen Vereins- 
ftaaten, unter Berüdfichtigung ber Wünſche ber betreffenden Regierungen, 
auch ferner verwenden. Der Inhalt des gegenwärtigen Protofolles ſoll als 
durch bie Ratification der Webereinfunft felbit ratificirt angejehen werben. 


22. Suni. (Heſſen). Die I Kammer nimmt die norddeutſche Bundes: 
verfaffung für Oberheſſen einftimmig an. | 

Fürft zu Iſenburg-Büdingen: Er werde, wenn aud, jehr ungern 
und nur durch die Verbältniffe gezwungen, für bie Einführung 2c. flimmen, 
behalte fich jedoch vor, wenn wieder glinftigere Verbältniffe für Deutfchland 
und fomit aud für das Großherzogthum eingetreten feien, mit viel mehr 
Vergnügen für ben Austritt oder für die Aufflöfung bes Bundes zu flimmen. 
Der Präfident der Kammer, Graf zu Erbach-Fürſtenau jpricht fein 
„volles Einverftändniß mit jedem diefer Worte aus.” Domcapitulgr Mou⸗ 
fang (Vertreter des Biſchofs von Mainz) erklärt: Er halte die Bundes- 
verfaffung, wie fie jet fich geitalte, für ein gänzliches Unglüd, denn fie be= 
Ihädige in ganz außerordentlicher Weiſe die offenbarften nationalen Wünfche, 
fie erichöpfe bie Kraft des Volks an Geld und Menſchen, fie verlege die na⸗ 
tionalen Freiheiten, benn fie jchaffe ben Militärabfolutismus und greife 
wefentlich in die conftitutionellen Volfsrechte ein; fie vernichte alle nationalen 
Hoffnungen und die Ausfichten, daß ſich alle beutihen Länder auch im 
Süden zujammenthun könnten um, in vereinter Kraft von 70 Millionen, 
Deutſchland Frieden und Wohlftand zu gewähren, und darum könne er nur 
fein verwerfendftes Urtheil über dieſe Verfaffung ausiprehen! Auch mit 
diefer Erflärung gibt der Präfident feine Harmonie „aus dem innerften 
Grund feiner Seele” zu erkennen. 


26. „ Zufammentritt von Bevollmächtigten ſämmtlicher Zollvereins- 
ftanten in Berlin behufs Abſchluß neuer befinitiver Zollvereins⸗ 
verträge auf Grund bes Präliminarvertrags vom 4. Juni. 


27. „ (Heffen) Die I Kammer lehnt ben Beitritt zu dem Beſchluß 
ber II. Kammer vom 4. Juni für Eintritt bes ganzen Großherzog⸗ 
thums in ben norbb. Bund faſt einftimmig ab. 

Der Berichterftatter Graf v. Görk fchließt fich allein im weſentlichen an 
die Auffafjung der Majorität der II. Kammer an. Minifter v. Dalwigf: 
Wenn man fih einem großen Ganzen anjchließen wolle, jo müfje man auch 
an ben Koften participiren und ba frage es fi, ob man aud die Mittel 
befite, biefe Koften zu erichwingen, welche jich in einem Jahre möglicher 
Weife auf Millionen belaufen Tönnten. Hätte man fich auf den rein deutſchen 
Standpunft geftellt, hätte man erflärt: die großh. Regierung möge bahin 
wirken, auf jede Weife die getrennten Theile bes Vaterlandes wieder zu ver= 
einigen, hätte man erklärt, daß eine jolhe Anftrengung jedes Opfers werth 
fi — dann würde man ber Auffafjung der Regierung näher gefommen 
fein. Straf zu Erbach-Erbach: Zu Gunften des deutſchen Vaterlandes 
fei e8 Pflicht der Krone Heffen, ſich jeden vorfchnellen Actes zu enthalt. 
Univerfitätsfangler Birnbaum: Deutſchland ſei nie met zeriiien guet 
als heute, durch preußifche Gewalt. Domcapitular Moniang. Kreaien 
habe bie verwerflihften Mittel angewandt zur Bernihtung ver „erten Venen 


206 Die füddenifigen Staaten. 


Macht” und zu Grrichtung eines preuß. Einheitsſtaate; ber großh. Regierung 
mütje bie Freiheit gewahrt bleiben zur Wiebervereinigung Teutichlands durch 
Fre eliit bie fie feit Jahren mit zu rühmenber Beharrlichkeit ver: 
olgt . 


8. Juli. (Zollverein). Schluß ber Berliner Zollconferenz. Die 
Verträge bez. befinitiver Mieberberjiellung bes Zollverein in jeinem 
bisherigen Umfange (Luxemburg inbegriffen) werben von ben Be 
vollmãchtigten alljeitig unterzeichnet. 

Ter Pertrag zmwiihen dem norddeutihen YBunbe, Bayern, Württemberg, 
Baden unb Hefien, betreijend die yortbauer bes Zoll: und Handels— 
verein, enthält im Ganzen 29 Artikel und entipriht im Weſentlichen dem 
Fräliminamertrage vom 4. Juni. Die bauptiädlichtten Beſtimmungen bes 
Vertrags find: Art. 29 febt die Dauer feit; ber Bertrag tritt mit bem 
1. Zanuar 1868 in Wirkſamkeit und fol, fofern er nit vor dem 
1. Zanuar 1876 von bem einen oder bem anderen ber vertragenden Theile 
aufgefündigt wirb, auf weitere zwölf Jahre und fo jort von zwölf zu 
zwölf Jahren als verlängert angeſehen werben. Als befonders widtig tritt 
bie Beſtimmung bes Art. 3, GG 3 und 4 hervor, nad welder überein 
ftinnmende Geſetze über bie Befteuerung bes im Zollvereine gewonnenen 
Salzes erlajjen werben und ber im Umfange bes Bereines gewonnene 
und zubereitete Tabaf einer übereinflimmenden Befleuerung unterworfen 
werden fol. Die Gefeßgebung in ben gemeinjamen Angelegenheiten wird, 
buch Bundesrath und Zollparlament vermöge übereinjtimmender Mehr: 
heitsbeſchlũſſe ausgeubt. Die Zuftändigkeit der gedachten Organe beichränft 
fh auf die gemeinfamen Angelegenheiten, und bie Berfündigung der 
Vereinsgeſetze erfolgt in ben Gebieten ber contrabirenden Theile unter 
Beobachtung der daſelbſt geltenden Tyormen. Was fedann ben Bundes: 
rath anlangt, fo ift bezüglich besjelben im Art. 9 Folgendes beilimmt: 
5 1. Der Bundesrath bejteht aus den Vertretern ber Mitglieder bes nord⸗ 
beutichen Bundes und ber ſüddeutſchen Staaten. In bem Bundesrathe 
führen: Preußen 17, Bayern 6, Sadjen 4, Württeniberg 4, Baden 3, 
Heljen 3, Medienburg- Schwerin 2, Sadhjen- Weimar 1, Medienburg:Strelig 1, 
Oldenburg 1, Braunigweig 2, Sadjen-Meiningen, Suchjen:Altenburg, 
Eadfen:Eoburg: Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolftadt, Schwarzburg-Son⸗ 
bershaufen, Walde, Reuß äftere Linie, Neuß jüngere Linie, Schaumburg: 
£ippe, Lippe, Lübed, Bremen, Hamburg je eine Stimme, zujammen 58 
Stimmen. $ 2 entipriht völlig dem Art. 7 Alinex 1 der norbdeutfchen 
Bunbdesverfafjung: Der YBundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Auss 
ſchüſſe: 1) für Zol- und Steuerweien, 2) für Handel und Verkehr, 3) für 
Rechnungs-Weſen. In jedem biefer Ausjchüffe werben außer dem Präſidium 
mindeftend vier Vereinsftaaten vertreten fein und führt innerhalb berfelben 
jeder Staat nur eine Stimme. Die Mitglieber der Ausſchüſſe werden von 
dem Bundesrathe gewählt. Die Zufammenfegung biefer Ausſchüſſe ift für 
jede Selfion des Bundesrathes rejpective mit jedem Jahre zu erneuern, wo: 
bei bie ausfcheibenden Mitglieder wieder wählbar find. Den Ausſchüſſen 
werben bie zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur Berfügung geflellt. 
Die Beflimmungen über das Erſcheinen der Bundesrathsmitglieder im Zolls 
parlament und ben benjelben zu gewährenden Schuß find ben Artikeln 9 
und 10 ber Bunbesverfafjung entnommen. Das Präfibium fleht ber 
Krone Preußen zu, welde in Ausübung besfelben beredtigt if, im Namen 
ber contrabirenden Theile Handele- und Schifffahrts-Verträge mit fremden 
Staaten einzugehen. Zum Abjchlufje biefer Berträge ift die Zuftimmung 
des Bunbesrathes und zu ihrer Gültigkeit bie Genehmigung bes Zoll: 
barlamentes erjorberlih. Jedoch wird Vreuben, unbeahster vieles ausichlieg- 
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lichen echtes, bei Berträgen mit Deflerreih umb der Schweiz bie angren= 
zenden Staaten zur Theilnahme an den Verhandlungen einladen und in 
biefen Fällen nur im Kalle des Nichtzuftandefommens einer Webereinftiimmung 
von jenem ausschließlichen Rechte Gebrauh machen. Dem Präfibium fleht 
e8 zu, den Bundesrath zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen unb zu fchließen. 
Die Berufung des Bundesrathes findet alljährlich flat. Das Zollparlament 
fann nicht ohne den Bundesrath berufen werden. Die Berufung des Bundes⸗ 
rathes muß erfolgen, fobald fie von einem Drittel ber Stimmenzahl verlangt 
wird. Der Vorſitz im Bundesrathbe und die Leitung ber Geſchäfte ftehen 
dem dazu defignirten Vertreter Preußens zu. Derſelbe kann fi in Leitung 
ber Geſchäfte durch jedes andere Mitglied bes Bundesrathes oder durch bes 
fondere von leßterem zu ernennende Commifjarien vertreten laſſen. Der Bes 
ſchlußnahme des Bunbesrathes unterliegen: 1) die bem Zollparlantente vor⸗ 
zulegenden oder von bemjelben angenommenen geleglihen Anordnungen, 
einjchließlich ber Handels: und Schifffahrtsveriräge; 2) die zur Ausführung 
der gemeinfchaftlichen Gefeßgebung dienenden Verwaltungs-Vorſchriften "und 
Einrichtungen; 3) Mängel, welche bei der Ausführung ber gemeinichaftlichen 
Geſetzgebung hervortreten; 4) die von dem Ausfchuffe für Rechnungsweſen 
vorgelegte jchliegliche Feititellung des Ertrages der Zölle und ber bezeichneten 
Steuern. Jeder über die Gegenftände zu 1 bis 3 von einem ber Vereins 
ftaaten oder über die Gegenftände zu 3 von einem controlirenden Beamten 
geitellte Antrag unterliegt der gemeinichaftlihen Beſchlußnahme. Im Falle 
ber Meinungsverjchiebenheit gibt die Stimme bes Präfidiums bei den zu 1 
und 2 bezeichneten alsdann den Ausſchlag, wenn fie ſich für Aufrehthaltung 
ber beftehenden Vorſchrift oder Einrichtung ausfpricht; in allen übrigen Fällen 
entscheidet die Mehrheit der Stimmen, bei Stimmengleichheit die Stimme 
bes Präfidiume. Was das Zollparlament betrifft, fo enthält Artikel 
10 hierüber folgende Bellimmungen: Das Zollparlament beſteht aus den 
Mitgliedern des Reichstages des norbbeutichen Bundes und aus Abgeordneten 
aus ben füdbeutfchen Staaten, welche burh allgemeine und directe 
Wahl mit geheimer Abftimmung nad) Maßgabe bes Geſetzes gewählt werben, 
auf Grund beffen die Wahlen zum erfien Neichstage des nordbeutichen 
Bundes ftattgefunden haben. Es bleibt der Gefeßgebung der ſüddeutſchen 
Staaten vorbehalten, über bie Staatsangehörigfeit Beſtimmung zu trefien, 
durch welche die Wählbarkfeit zum Mbgeoröneten für das Zollparlament bes 
dingt iſt. Das Zollparlament bat das Recht, innerhalb des Kreifes ber in 
Art. 8 bezeichneten Angelegenheiten Geſetze vorzujchlagen und an basjelbe 
gerichtete Petitionen dem Bundesrathe, reſp. bem Borfitenden bes Bundes⸗ 
vathes zu überweifen. Die Berufung, Eröffnung, Vertagung und Schließung 
bes Zollparlaments erfolgt durdy das Präſidium. Die Berufung findet nicht 
in regelmäßig wieberfehrenden Zeitabichnitten, jondern dann ftatt, wenn das 
legislative Bedürfniß den Zuſammentritt erforderlich macht oder ein Dritttheil 
ber Stimmen im Bunbesratbe denjelben verlangt. Die Beſtimmungen über 
Beamte, Beförderung ber Parlaments-Mitglieder, Deffentlichfeit des Parla⸗ 
ments, Berichterftattung aus demjelben, Dauer ber Legislaturperiode, Vers 
tagung, Auflöſung. Disciplin, Beichlußfaffung, Bebefreiheit, Schub gegen 
Verhaftung und Diätenlofigfeit find der Bundesverfaflung entnommen; nur 
ift zu bemerken, baß bie Auflöfung des norbdeutihen Reichstages neue 
Wahlen in ben ſüddeutſchen Staaten nicht erforberlih macht, und daß bie 
Legitimationsprüfung im Neichstage des norbbeutichen Bundes auch für das 
Zollparlament Geltung bat. 


8 Juli. (Württemberg) führt zunächſt für die Infanterie und banır 
auch für die Cavallerie bie preußijchen Erercierreglemens ein. 


22. „ (dellen), Die IL Kammer läßt gegenüber vem Kineriyuh 
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der L Kammer ihren Beichluß bez. Minderung ber Civilliſte fallen, 
beharrt dagegen mit 26 gegen 13 Stimmen auf demjenigen bez. 
Geſandiſchafts- und Eonjulatswejen, dem die L Kammer ebenfalls 
nicht beigetreten ift. 


27. Zuli. (Hejjen). I. Kammer: Debatte über die Jeſuiten in Mainz. 


30. 


31. 


Die im Budget vorgefehene (vom Bilhof von Mainz den Jeſuiten 
zugewenbete) Dotation für die Pfarrei St. Chriftoph in Mainz wird 
trog des Widerſtands der Regierung mit 29 gegen 9 Stimmen 
geftrichen. 

„» Bayern) Der Eultusminijter richtet ein Schreiben an bie 
Biſchöfe bez. Berminderung der TFeiertage. 

„ Schluß der Verhandlungen ber Bunbes-Liquibations-Commilfion 
in Frankfurt: DVertheilung ber Activen bed ehemaligen beutichen 
Bundes. 


— Aug (Württemberg). Die Regierung läßt das Budget für 


18°%, an den ſtändiſchen Ausſchuß gelangen nebſt einem einläßlicdyen 
Vortrag des Finanzminifters, in dem „in Folge des namhaft ge 
fliegenen Staatsbebarfs, vor Allem für bie Verzinfung und Tilgung 
ber dur Anlehen für Eijenbahnbauten bedeutend angewadjenen 
und in der nächſten Zeit noch weiter anwachſenden Staatsſchuld und 
für den höheren Bedarf des Militärs” eine bebeutende Erhöhung 
der Steuern, theilweije bis auf 50%, in Ausficht geftellt wird. 

„ Unter dem Borfiße des bayr. Abg. M. Barth treten in Stutt⸗ 
gart 50 Mitglieder der Fortjchrittspartei aus den verjchiedenen ſüdd. 
Staaten (13 Bayern, 19 Württemberger, 8 Badener und 5 Helfen) 
zufammen und erlafjen folgende Erklärung: 

„Die unterzeichneten Mitglieder ber freijinnigen, bie Einigung Deutſch⸗ 
lands erftrebenden ‘Partei in Süddeutſchland Haben ſich bei ihrer heutigen 
Berfammlung zu Stuttgart über bie gegenwärtige Lage des Vaterlandes bes 
rathen und fi über folgende Darlegung ihrer Weberzeugung verftänbdigt: 
1) Die Wiedervereinigung ber ſüddeutſchen Staaten mit Norddeutichland if 
die unentbebrliche Lebensbebingung bes beutichen Volkes. Erſt wenn biefer 
Zufammenfhluß vollzogen fein wird, kann die beutiche Nation ihren Frieden 
wieder finden; erft dann wird auch ber Friede Europa’s gefidhert jein. 2) So 
wenig die deutſche Nation ein anderes Volk verhindert, fih nach ſeinem 
Millen einzurichten, fo entjchieden weist fie jede fremde Einmiſchung in ihre 
Eelbfigeftaltung zurüd. Jeder Verſuch eines ſolchen Eingriffs muß und wirb 
Deutihland einig finden. 3) Die militärifhen Schuß: und Trutzbündniſſe 
der füddeutihen Staaten mit Preußen und dem norbbeutichen Bund find 
ein erſter Echritt, um die militärtichen Kräfte zu Einem deutidhen, von bem 
Bundesfeldherrn geführten Heeresförper zufammenzufaffen und die politifche 
Einheit gegen außen zu fichern. Die damit verbundenen Anftrengungen bes 
Volkes find unerläßlich zur Sicherung ber Unverjehrtbeit, Freiheit und Ehre 
bes Baterlandes. 4) Die Zolleinigung ift die nothwendige Reform der bis⸗ 
herigen höchſt unvollfommenen Zollvereinsgefeßgebung. Das jogenannte Zoll: 
parlament if ein Mittel, dem beutichen Volfe endlich die gebührende Mit- 
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unb bie freie Bewegung des Ganzen nicht Länger durch den engherzigen 
MWibderfpruch einzelner Staaten hemmen zu laffen. 5) Bet biefen Anfängen, 
nationaler Gemeinichaft darf aber bie Entwidlung nit ſtehen bleiben. 
Indem bie Bevölferung fich den unvermeiblichen Laften ber erhöhten Militär: 
und Steuerpflicht unterzieht, muß fie auch dringend verlangen, von ben 
Rechten, welde bie norbdeutiche Bunbdesverfaflung gewährt, ihren vollen 
Antheil zu erhalten. 6) Insbeſondere ift das Verlangen von Südbeutichland, 
gemeinjam mit dem Norden das beutjche Bürger »Niederlaffungs= und Ges 
werberecht zu ordnen und bie in Artifel IV der Bunbesverfafjung näher bes 
zeichnete nationale Gejeßgebung auszuüben, vollberechtigt und unabweisbar. 
7) Sn dieſem Geifte find bie bevorftehenden Wahlen zum Zollparlament zu 
vollziehen. Um jeboch das Ziel einer völligen Einigung ber ſüddeut⸗ 
ihen Staaten mit Norddeutſchland zu erreichen, ift ber Eintritt in ben 
norbdeutjhen Bund troß der Lüden und Mängel feiner Berfaffung unb 
trotz ber beflagenswertben Mißgriffe der preußifchen Verwaltung der einzig 
mögliche Weg. Der Prager Frieden Tann fein Hinderniß einer foldhen 
Einigung fein. Wenn erft das deutiche Volk die nothwendigen Organe feines 
Willens und feiner Thatkraft erhalten hat, dann wirb e8 auch für feine 
Intereſſen forgen, fein Bebürfniß nad freier Entwidlung befriebigen und 
jeine Eulturbeftimmung für die Menjchheit erfüllen.“ 

45. Aug. (Helfen). I. Kammer: Der mit Preußen abgefchloffene Poft- 
vertrag wird genehmigt, weil, wie mehrere Mitglieber hervorheben, 
„eine Ablehnung doch fruchtlos fein würde,“ | 

— . (Bayern). Die Regierung hat den Entwurf eines Schul: 
gejebes ausgearbeitet, der vorerft einer Commiſſion von Fahmännern 


zur Begutachtung vorgelegt wird. 

16. „ (Heſſen). Die L Kammer ftimmt dem Abftrih des Staats: 
zufhuffes für die Sefuiten in Mainz durch die H. Kammer bei, 
um das Zuftandefommen des Budgets zu ermöglichen. | 

47. „ Bürttemberg). Der König begrüßt den nah Galzburg 
durchreiſenden Kaifer der Franzoſen von Friebrihshafen aus in Ulm, 

„»  » (Bayern). Der Kaifer Napoleon wird auf feiner Durchreife 
nah Salzburg zur Zufammenfunft mit dem Kaiſer von Oeſterreich 
an ber Landesgrenze vom Oberceremonienmeifter und dem Regierungs: 
präfidenten von Schwaben begrüßt und in Augsburg vom Könige 
jelber empfangen. 

"» nr (Helfen). Die IL Kammer genehmigt die neuen Zollvereing- 
verträge mit 31 gegen 5 Stimmen, 

20. „ (EHeſſen). Die IL. Kammer läßt, um das Zuftandelommen bes 
Budgets zu ermöglichen, ihren Beſchluß bez. des Geſandtſchaftweſens 
ſchließlich doch fallen. 

27.—28. Aug. Deutſcher Auriftentag in Münden. Es nehmen daran 
624 Mitglieder Theil, worunter 260 aus Bayern, 102 aus Defter: 
reih, 82 aus Preußen. Die Verſammlung ſpricht fih einftimmig 
für vollſtändige Aufhebung aller und jeder Wuchergefebe aus. 

— ., (Baden) Die partielle Erneuerung der II, Kommer era 
feine Beränderung ber Parteiverhältnifie in terjelten. Die Tin. 
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Partei bleibt auf wenige Stimmen befchräntt, faft überall werben 
bie Candidaten der national= liberalen Partei meift mit fehr großer 
Mehrheit gewählt. 


— Sept. (Bayern). Bon Paſſau aus wird ein ultramontaner Adreſſen⸗ 


ſturm gegen die zweite Kammer, „in beren Majorität die Unter: 
zeichner bie Dertreter bes Landes nicht mehr erbliden“ und deren 
Auflöfung noch vor ihrem Wiederzufammentritt vom Könige erbeten 
wird, organifirt. Die Zahl der Adreſſen fteigt allmälig über taufend 
(angeblid von ebenfo viel Gemeinden). 

Zu berfelben Zeit bildet fi in Regensburg unter Reitung des 
Dompfarrers Schöbel ein Comité behufs Organifirung einer Agita: 
tion des Clerus aller Diöcefen des Landes gegen das von ber Re: 
gierung projectirte Schulgefeß, mit dem Plan, eine Generalverfamm: 
lung bes gejammten Tath. Clerus Bayerns gegen biefes Project zu 
veranitalten. 

„ (Baden) Eröffnung des Landtags. Thronrede des Groß: 
herzogs: 

„Der deutſche Bund iſt durch den Krieg des vorigen Jahres zerfallen; 
bie Präliminar- und Friedensverträge zwiſchen Preußen einerſeits und Oeſter⸗ 
reich und den ſüddeutſchen Staaten anderſeits haben ſeine Auflöſung rechtlich 
beſtätigt, Preußen an die Spitze des norddeutſchen Bundes geſtellt und den 
ſüddeutſchen Staaten vorbehalten, eine nationale Einigung mit dieſem Bunde 
einzugehen. Mein Entſchluß ſteht feſt, dieſer nationalen Eini— 
gung unausgeſetzt nachzuſtreben, und gern werde ich, und wird 
mit mir mein getreues Volk die Opfer bringen, die mit dem Eintritte 
in dieſelbe unzertrennlich verbunden ſind. Sie werden reichlich 
aufgewogen durch die volle Theilnahme an dem nationalen Leben und die 
erhoͤhte Sicherheit für die freudig fortſchreitende innere Staatsentwicklung, 
deren Selbſtſtändigkeit zu wahren ſtets Pflicht meiner Regierung ſein wird. 
Iſt auch die Form ber nationalen Einigung Süddeutſchlands mit dem nord⸗ 
beutijhen Bunde noch nicht gefunden, jo find doch fchon bedeutungsvolle 
Schritte zu biefem Ziele getban. Schon im Auguft vorigen Jahres wurde 
gleichzeitig mit dem von Ihnen bereits genehmigten Friedensvertrage ein 
Ihnen vorzulegendes Schutz- und Trutzbündniß mit Preußen abgefchloffen, 
weldhes beide Staaten zur gemeinjchaftlihen Abwehr eines Angriffes gegen 
beutjches Gebiet verpflichtet und für ſolchen Fall meine Truppen unter bie 
bewährte Führung bes Königs. von Preußen ftellt. Dank diefer Mebereinfunft, 
bie mit gleichem Inhalte auch zwijchen ben anderen fübdeutichen Staaten 
und Preußen befteht, ift die erite und bringendfte nationale Forberung er= 
fült: Abwehr jedes Angriffs von Außen mit. den geeinigten Kräften Aller 
unter einheitlicher Führung. Meine Regierung betrachtet es als ernfte Pflicht, 
buch Einführung einer ber norbdeutjchen analogen Wehrverfafjung und Heeress 
einrichtung dem Bündniſſe mit Preußen feine volle Kraft und Bedeutung zu 
geben. Dieſe tief eingreifende Neuerung erlangt dadurch eine gefteigerte 
Wichtigkeit, daß es mir gelungen ift, in der Stuttgarter, Conferenz mich mit 
ben Souveränen der anderen fübdeutihen Staaten über eine gleichmäßige 
Behandlung der Militärfrage zu verfländigen. Durch den Berliner Vertrag 
vom 8. Juli d. J. ift der Zollverein auf's Neue befefligt, und mehr als 
bieß, er bat eine wejentlich verbefjerte Organifation erhalten, welche es er⸗ 
möglicht, ohne gewaltfame Krifen ben raſch wechſelnden Bedürfniffen bes 
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Verkehrslebens gerecht zu werden, und welche bie Keime weiterer Entwicklung 
in fi trägt. Sch begrüße in dem Zollparlamente, wenn auch feine Wirk⸗ 
famfeit eine beichränfte ift, doch freudig eine reguläre Vertretung bes ge= 
fammten beutjchen Volkes. Der Berliner Vertrag und bie zur Ausführung 
besjelben erforberlichen Gefebe bedürfen verfaffungsmäßig Ihrer Zuftimmung.“ 
Auf die innere Lage bes Landes übergehend, erwähnt ber Großherzog Furz 
die Nachwirkungen bes vorjährigen Krieges und fährt dann fort: „Die poli= 
tifhen Gefege über Meinifter -Berantwortlichfeit, über die Preffe und das 
Vereinsweſen, ebenfo die über den Volfsunterricht werden Ihnen wieder vor⸗ 
gelegt, und es wird ein weiterer Gefekesentwurf über den Schuß ber parlas 
mentarifchen Redefreiheit und Befeitigung des paffiven Wahlcenfus Ihrer 
Zuſtimmung unterbreitet werben. Daneben wird meine Regierung Ihre 
Mitwirfung bei einer Reihe von Gefegentwürfen in Anſpruch nehmen, welche 
die Befriedigung unmittelbar praftifcher Bebürfniffe bezwecken. Die Ein 
führung ber norddeutſchen Wehrverfaſſung, der Bedarf ber Amortifationsfaffe 
und die gejteigerten Anforberungen für ben öffentlichen Unterricht in feinen 
verfchiedenen Zweigen erheiſchen eine ftärfere Anfpannung der finanziellen 
Kräfte bes Landes. Ich zweifle nicht, daß Sie bereitwillig die Mittel be= 
willigen werden, welche meine Regierung für bie höchſten Ziele des Volkes 
fordert: für die Wehrhaftmadhung nah Außen, für die Verbreitung würbiger 
Bildung im Innern. Meine Regierung wirb, die Gchote weiſer Sparjamfeit 
ftetS im Auge behbaltend, über das Maß und bie Vertheilung ber zu ben 
bisherigen Steuerfägen erforderlichen AZufchläge fih mit Ihnen vereinbaren; 
fie wirb es ſich vor Allem angelegen fein lafjen, durch Erleichterung und 
Beförderung des Verkehrs den Drud der erhöhten Steuerlaft unter ber er: 
höhten Steuerfraft verfhmwinden zu machen. Die Einbußen, weldye bie Staats⸗ 
kaſſe durch Aufhebung bes Salzmonopols und ber leßten bisher noch bes 
ftandenen Schifffahrts-Abgaben in Folge der darüber abgejchloffenen Verträge 
erleidet, werben ausgeglichen durch die Vortheile, welche durch diefe Maßregeln 
bem Handel und Verkehr, der gewerblichen und landwirthſchaftlichen Production 
erwachſen. Der Bau ber Eifenbahnen fol mit ungeſchwächten Kräften fort- 
gelegt werben; ein Ihnen vorzulegendes Straßengeſetz wird den Bau und bie 
Unterhaltung eines möglichſt vollftändigen Netzes von Landftraßen erleichtern. 
Ich erwarte, daß eine gemeinfame deutfche Ordnung des Poft: und Telegra- 
phen=, be8 Münz-, Maß: und Gewichtswefens in nicht ferner Zukunft zu er- 
reichen fein wird; das geſammte wirtbichaftliche Leben aller einzelnen deutſchen 
Staaten wird dadurch neue Impulſe empfangen.” 


6. Sept. (Baden). Eine lanbesherrliche Verordnung regelt im Anz 
ſchluß an das Kirchengeſetz von 1860, das Prüfungswefen zur Er: 
probung ber wiſſenſchaftlichen Vorbildung ber angehenden Geiftlichen 
beider Gonfeffionen. [Die Verordnung war am 12. April dem erz 
bifchöfl. Orbinariate in Freiburg zur Neußerung mitgetheilt und von 
diefem am 17. April mit einem feierlichen Proteſt, dem am 25. 
Juli eine ausführliche Motivirung folgte, beantwortet worden]. 


0. „ (Baden). I Kammer: Adreßdebatte. Mit allen gegen eine 
Stimme wird folgende Antwortsadrefje beichloffen: 


„Die erhebenden Begrüßungsworte, welche Em. königliche Hoheit bei ber 
Eröffnung des gegenwärtigen Landtages vom Throne gefprochen haben, finden 
bei Ihren getreueften Ständen bie vollfte Zuſtimmung. Obwohl bie ent: 
ſcheidenden Ereigniffe des vorigen Jahres auch unferem Lande fchwere Prüs 
fungen und Opfer auferlegt haben und obwohl wir vorausfehen, daß bie 
Sicherung und die neue Geftaltung Deutfchlands große und ungewohnte Ans 
firengungen erfordern, fo betraditen body auch wir mit Way und Veritanen 
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ben Entwidlungsgang der politiihen Wiebergeburt des beutfchen Baterlanbes. 
Der feite Entſchluß Ew. föniglihen Hoheit, die nationale Einigung unjeres 
Landes mit dem norbdeutihen Bunde unausgeſetzt anzuftreben, bat auf bie 
volle Unterſtützung aud der Stände gerechten Anſpruch. Die politiiden und 
bie wirtbfhaftlihen "Leiden ber Vergangenheit und bie tiefe Empfindung von 
dem unfertigen Zuftande ber Gegenwart mahnen uns, jo weit es hei uns 
liegt, auch die bafür nöthigen Opfer willig zu übernehmen, indem wir dem 
bochherzigen Borbilde nachſtreben, welches die opjerkereite Erklärung Ew. 
föniglihen Hoheit dem Sande gegeben bat. 

„Ihre Ruhe und ihren inneren Frieden wird bie deutiche Nation erft bann 
wieder finden, wenn bie endliche Form gefunden jein wird, um zwijchen ber 
bereitö erreichten Ginigung ber norbdeutihen Macht und ben ſüddeutſchen 
Staaten die nothwendige nationale Verbindung berzuitellen und vollfommener 
zu geitalten und damit dem deutſchen Bolfe die Bedingungen feines Lebens 
und feiner Wohlfahrt zu fchaffen. Und Europa wird erfi dann wieder zum 
Bollgefühl feines geficherten Friedens gelangen, wenn bie Neugeftaltung 
Deutſchlands dies- und jenfeit8 des Mains vollzogen fein wird, denn bie 
Einigung Deutjchlands bebeutet die Wahrung bes natürlihen Rechts, bie 
Achtung der DVölferfreiheit, den frieblihen Fortſchritt der Cultur und bie 
nothirendige Beihränfung aller Eroberungspolitif. 

„Sn dem Abſchluſſe eines Schutz- und Trutzbündniſſes ber ſüddeutſchen 
Staaten mit Preußen erkennen wir einen folgenreihen erften Schritt, um 
das beutjche Volk und das deutiche Gebiet vor jedem feindlichen Angriffe und 
jeder fremben Einmiſchung ficher zu fiellen. Mit der Regierung Ew. Tönig- 
lichen Hoheit betrachten wir bie Reform bes ſüddeutſchen Heerweiens auf 
Grundlage ber allgemeinen Mehrpfliht, im engiten Anjchlufje an die nord⸗ 
deutſche Kriegsverfafjung und die Unterordnung unter die beivährte preußifche 
Führung für unerläßlich, um das gemeinfame Vaterland fo wehrfräftig zu 
machen, als e8 feine Lage in ber Mitte wohlgerüfteter Großmächte und feine 
politiihen Aufgaben in Europa erfordern. Allerdings werden in Folge beffen 
an bie perjönlichen Leiftungen ber Bürger und an die Steuerfraft des Landes 
neue und große Anſprüche geftellt; aber bei jeber anderen Politif würden 
uns dieſe Opfer doch nicht eripart und müßten wir überdies beforgen, daß 
diejelben nub= und erfolglos gebracht würden. Das fittliche Geſetz ber Welt: 
ordnung, daß bie flaatliche Bervollfommnung der Völfer nicht ohne männliche 
Anftrengung ihrer Kräfte zu erreichen ift, gilt aud für uns In biefem 
Geifte werden wir bie Borlagen über die militärischen Verhältnifje in Er: 
wägung ziehen. 

„Indem fo für die militärische Einigung von Deutſchland geforgt werben 
muß, welche freilich erft in der politifhen Einigung ihre volle Begründung 
und Erfüllung finden kann, fo ift die Umgeſtaltung des bisherigen Zollver: 
eins in eine befjere Zolleinigung ein erheblicher, bereits geficherter Fortſchritt 
in bem wirthichaftlihen und Verkehrsleben ber Nation, dem wir gern zu. 
flimmen, wenngleich wir nicht verfennen, daß die Gemeinfhaft des Zollſyſtems 
allein nicht beitehen Tann ohne eine umfafjendere Gemeinschaft der bürger- 
lichen und mwirtbfchaftlihen Gefeßgebung überhaupt. Wir zweifeln nicht, daB 
bie Nothwendigfeit ber Logif und bes natürlichen Zufammenhanges allmählich 
zu ber unerläßlicen Ergänzung führen merbe. 

„Iſt in den Dingen, in weldhem bas Recht, die Würde und die Intereſſen 
bes deutichen Volkes anderen Staaten und Völkern gegenüber in Frage find, 
möglichſte Einheit und in den Dingen des nationalen Verkehrs möglichfte 
Gemeinſchaft das Ziel, das wir anftreben müfjen, fo ift in den Dingen ber 
inneren Verwaltung, ber Gultur und Bildung möglichſte Selbſtſtändig— 
feit und Freiheit im Gegenfage zu einer unfruchtbaren und undeutſchen Unifors 
mität und einer überjpannten Gentralität das Hauptinterefje, welches zu 
wahren eine heilige Pflicht ber Landesvertretung iſt. In biefen Dingen fühlt 


Die füddentfhen Staaten. 213 


fih unfer Volk und Land zufrieden und glüdlidy und in manchem Betrachte 
ſelbſt weiter fortgeichritten, al8 andere beutfche Länder. Mit großer Befrie- 
digung haben wir bie ermuthigende und beruhigende Juverficht der Thronrebe 
vernommen, daß bie darauf bezüglichen Arbeiten, die nur eine ſehr Furze Zeit 
während ber böchften Ungewißheit und Spannung ber Verhältniffe zu einer 
beilfamen Rube verwiejen waren, mit neuem Eifer aufgenommen werben 
jolen. Wir werben gewiſſenhaft und jorgfältig auch bieje zahlreichen Gefetes- 
vorlagen prüfen und nach unferen Kräften an der Bewahrung und Vereblung 
jener Güter mitarbeiten. 

„Sp fühlen wir uns denn in vollem Einflange mit der Mahnung Em, 
föniglichen Hoheit und bitten Gott, daß fein Segen über Ew. füniglichen 
Hoheit wie über dem engeren badiſchen und dem großen beutjchen Baterlande 
walten möge.” 


16. Sept. (Württemberg). Die Regierung übermadht dem ſtändiſchen 


Ausſchuſſe das Schub: und Trutzbündniß mit Preußen, die neuen 
Zollvereinsverträge und bie Militär-Mebereinfunft der ſüddeutſchen 
Staaten vom 5. Febr. Das 'erftere ift von einer Auseinanberjebung 


Barnbülers begleitet: 

. Württemberg hat im Art. 9 des Friedensvertrages, welcher Ihre 
verfaffungsmäßige Zuſtimmung erhalten bat, fich verpflichtet, die Beftimmungen 
jenes Präliminarvertrags und damit die Ausjcheidung Oeſterreichs aus feinen 
früheren Verhältniffen zu Deutfchland anzuerfennen und denfelben, joweit fie 
bie Zufunft Deutfchlands betreffen, beizutreten. Hieraus folgt für die kgl. 
württembergifche Negierung die Alternative, entweder das deutſch⸗ nationale 
Band als gelöst zu betrachten und, frei von demſelben, eine unabhängige 
europäiſche Stellung einzunehmen, oder fih mit diefer Stellung an das 
übrige Deutichland anzufchließen. Indem ich von ber Frage abjehe, ob er- 
ſteres nad) der damaligen, Ihnen wohlbefannten Lage für die württembergifjche 
Negierung zu erreichen gewelen wäre, und Sie in dieſer Beziehung auf 
unjere Nachbarſtaaten und bie von derſelben abgeſchloſſenen Verträge hinweiſe, 
ſpreche ich Ihnen rückhaltslos aus: daß ich es für unvereinbar mit den 
Intereſſen Württembergs und deſſen nationalen Pflichten und Gefühlen ges 
halten hätte, ben erfteren Weg zu gehen. Der Ihnen vorliegende Vertrag 
berührt die Verhältniffe Württembergs im Frieden nicht, begründet aber im 
Kriegsfall die Verpflichtung ber Contrahenten gegenfeitig für bie Integrität 
ihres Gebictes gegen jede Bedrohung von Außen einzuftehen, Nicht einer 
von Ihnen, hochzuverehrende Herren, wird die Anficht vertreten, daß Württem⸗ 
berg für diefen Zweck ein Buündniß mit einer andern europäifchen Großmacht 
hätte abſchließen ſollen, und es kann ſich alſo nur fragen, ob basjelbe, wenn 
es fih je der Pflicht gegen Deutfchland entfchlagen wollte, im FKriegsfall 
Achtung feiner Neutralität erwarten könnte. Ich muß biefe Frage unbedingt 
verneinen. Dafür ift es in feiner geographiihen Lage allein und in Ver⸗ 
bindung mit feinen beiden Nachbarftaaten nicht mächtig genug Daß im 
Bündnißfall die Wehrkräfte Württembergs unter den Oberbefehl des Königs 
von Preußen geftellt werben, das liegt, wie ſich die Verhältniſſe in Deutſch⸗ 
land geftaltet haben, fo fehr in der Natur ber thatfächlichen Verhältniſſe, daß 
e8 als der ſelbſtverſtändliche Ausdruck, als die zum Vortheil des Landes 
anticipirte Anerkennung einer NRoihwendigkeit erſcheint, welche eintretenden 
Falls auch ohne ausdrückliche Stipulation ſich ganz von ſelbſt und unab— 
weisbar geltend gemacht haben würde. Soll der durch die Allianzverträge 
der ſüddeutſchen Staaten mit Preußen begründete Schuß der einzelnen Staats— 
gebiete wirflicy eintreten und wirkſam werden, ſo kann wohl kein ernſtlicher 
Zweifel darüber obwalten, daß eine Einigung der Streitkräfte unter einer 
einheitlichen oberſten Leitung durchaus nabivendig ih, und baß biefe von bem 
mächtigſten beutjchen Staat auszugehen hat. . 
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16. Sept. (Baden). IH. Kammer: Adreßdebatte. Ter (vom früheren 
Minifter Lamey ausgearbeitete) Entwurf wird mit allen gegen 5 
Etimmen genehmigt: 

„Mit innigem Dank haben bie Abgeordneten bed Landes bie Worte bes 
Rilllommens, womit Ew. fönigf. Hcbeit die Berathungen ber Etänte ers 
öfiner haben, vernommen. Unter den gewaltigen Beränterungen, welche aus 
ben Greignijjen bed vorigen Jahres in ten Aufiünten des deutſchen Vater: 
landes hervorgingen, it Ew. kẽnigl. Heheit unwandelbar treu geblichken ber 
bewährten Liebe zum deutichen Zelf, tem innigen Wunich, es groß und 
glücklich zu ſehen, und dem feften Entidhlujie, dieſem Ziel ein jegliches Opfer 
zu bringen. Dem leuchtenden Vorbilde, welches der erlauchte Fürſt gibt, 
wird das badiſche Volk freudig und vertrauensroll nacheiſern. Die Auflöſung 
des deutſchen Bundes hat Baden wie die andern ſüddeutſchen Staaten aus 
jeber ſtaatsrechtlichen Verbindung mit den Stammesgenoſſen jenfeits bes 
Mains für ben Augenblid ausgeſchieden. Allein wir begen die zuverſichtliche 
Erwartung, daß die dauernde organiiche Terbintung mit dem neugegründeten 
norddeutſchen Bund unter der Führung des mächtigſten deuten Staats bald 
gefunden und damit bie Wiedergeburt Teutichlants in einer Weile vollzogen 
jein wird, welche unjerm Raterlance die lange vermißte Mactitellung verleiht. 
Mit dem Rechte jedes freien Volks, mit dem geſchichtlichen Rechte Deutſch⸗ 
lands insbeſondere int die Fortdauer diefer Trennung unvereinbar. Die nas 
tionale Ginigung Sũddeutſchlands mit dem norddeutiben Bund, unter feften, 
tie Wohlfahrt de3 Ganzen ſichernden Formen, welde zugleih Raum für 
jelbiinändige Entwicklung der Ginzelftaaten lãßt, kann deßhalb feinerlei fremde 
Snterejien verleben, und wie fie ein unabweistares Bedüriniß des deutichen 
Volks ift, wird fie auch bie Opfer lohnen, welche ihr gebracht werden müflen. 
Wir beflagen es tief, daß ſich der unmittelbaren Wieberberftellung eines 
großen beutichen Gemeinweiens auf den realen Gruntlagen des Gewordenen 
Hemmnifje mannichfacher Art entgegenttellen, und hoffen mit Ew. königl. 
Hoheit, daB wachſende Einjiht, daß jeiter Muth und ber nicht zu bewältigende 
Trang bes beutidhen Volks nad) einem geeinigten Vaterlande ben baldigen 
Sieg über bie innern und äußern Kräfte des Widerſtandes davontragen wirb. 
Bis dahin erfreuen wir uns wenigiteng ber Thatfache, daß Lie füdteutichen 
Staaten mit bem Norden fi einig wiſſen in ber heiligen Pflicht eines 
gemeinfamen Schutzes deutſchen Gebiets gegen einen Angriff von Außen. 
Wir erbliden in ber Neubeieftigung bes Zollvereins und in jeiner organischen 
Geitaltung, welde auj einem allerdings beichränften Gebiet ein deutiches 
Tarlament beruft, mit großer Beiriedigung den Beginn einer Gemeinſchaft, 
welde, wie wir hoffen, bei einjichtspoller Pflege bald die Geſammtbeit ber 
wirthichaftlihen Intereſſen Deutichlands ergreifen und dadurch ein mächtiger 
Sporn für die That ber vollen Ginigung jein wird. Nicht minder bedeutfam 
ericheint und die erreichte Verfändigung unter den ſüddeutſchen Staaten über 
die IUrganilation der MWebrfraft des Volks. Die politiihe Lage Europas 
fordert von Teutichland als unabweisliche Pflicht gegen ich ſelbſt eine achtung⸗ 
gebietenbe, jedem Angrifj gewachſene militäriihe Stelung. Daß bie füd: 
deutfhen Staaten in ihren Peiftungen ji) babei als ebenkürtig mit den 
Staaten bes norddeutſchen Bundes erweifen, tft ebenſowohl ein Gebot ber 
politifhen Nothwendigfeit ala der eigenen Achtung. Die au im Krieg be 
währten Cinrichtungen Preußens und jeßt bed ganzen norddeutſchen Bundes, 
welche ber Idee der allgemeinen Wehrhaftmachung bes Volks entiprungen 
find, werden mit Recht das Vorbild defjen fein, was die füddeutichen Staaten 
nachzuahmen haben. Die baldige Einführung einer ähnlichen Mebrverfafjung 
wird den Vollzug ber nationalen Einigung mit dem norddeutſchen Bund in 
jeder Hinſicht erleichternd vorbereiten. Große Opfer müfjen dem Bolt aufs 
erlegt werden um biefer Anforderung nachzukommen, in erhöhten Maße wirb 
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die Wehrkraft ber Jugend und bes Mannesalters angelpannt, und Hand in 
Hand damit gehen die Anfprüche des Staats auf vermehrte Steuerleiftungen, 
Ew. f. Hoh. getreues Volk wird diefe Opfer im Hinblid auf das bamit zu 
erringende Ziel um fo williger bringen, je Tlarer es die Weberzeugung ges 
winnt, baß bei ber erftrebten Einigung mit dem norddeutſchen Bund unfere 
innere Entwidlung nidyt bedroht ift, welche der erhabene Sinn Euer könig⸗ 
lichen Hoheit auf dem Boden freier und volfsthümlicher Snftitutionen be⸗ 
gennen hat. Die Fortfegung der inneren Reform wird einen befriebigenden 
Abſchluß finden durch die entichiedene und folgewidhtige Durchführung der 
bas Verhältnig der Kirchen zum Staat regelnden Grunbbeitimmungen, durch 
ben Neubau der politiihen Geſetze, welhe das Recht freien Worts und freien 
Vereins den Staatsangehörigen gewährleiften, ven Vollzug ber Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen sicherjtellen, und ihre richtige Auslegung vor Mißbrauch 
hüten, fowie durch die Reform der Verfaſſung felbft, welche bas DVeraltete 
bejeitigt, die Smftitutionen berfelben erfrifcht, und fie in Harmonie erhält 
mit den Fortfchritten, bie in dem Bewußtfein bes Volks vor fich gegangen 
find. Eine ganz bejondere Pflege bedürfen bie Einrichtungen, welche bie ers 
höhte Bildung unferer Jugend bezweden. Wir werden ben Gejegentwürfen, 
welche einen Theil diefer Aufgabe bewältigen follen, gern unſere ganze Auf: 
merffamfeit jchenfen. Auch bie gefteigerten Anforderungen für ben öffents 
lichen Unterricht, fowie der vermehrte Bedarf für die öffentliche Schuld 
machen an bie finanziellen Kräfte des Landes namhafte Anjprüche. Sie werben 
durch Ausfälle erhöht, welche aus Maßregeln volfswirthichaftlicher Verbeſſerungen 
hervorgehen. Es wird vor allem der weiſen Sparjamfeit bedürfen, um bie 
in ganz ungewöhnlidem Maß gefteigerten Anforberungen bes ordentlichen 
und außerordentlihen Budgets ohne allzu große Belaftung ber Steuerkraft 
zu been. Die unausgefeßte Förberung der Intereſſen des Handels, ber 
gewerblichen Betriebfamfeit und der Lanbwirthichaft wird eine wejentliche 
Erleichterung biefer Belaftung herbeizuführen vermögen. Wir freuen uns 
deßhalb der Mittheilung, daß der Bau der Eifenbahnen mit ungeſchwächten 
Kräften fortgejegt werden fol. Der Vorlage, welche den Bau und bie Unter: 
haltung der jonftigen Verfehrswege zu Lande ordnet, werben wir eine forg- 
fame Prüfung zuwenden. Noch laftet die Unficherbeit der Verhältniſſe ale 
ſchwerer Drud auf unjerm Volk. Vertrauensvoll bliden wir aber auf bie 
erhabenen Beftrebungen unjers geliebten Fürften. Möge es ber Mitwirkung 
Ew. kgl. Hoheit gelingen, den Tag recht bald herbeizuführen, an welchem 
bie getrennten deutjchen Staaten fi) auf immer und mit unlöslihem Banbe 
vereinigen.” 


7. Sept. (Helfen). Die Jeſuiten in Mainz verlieren durch Urtheil 
des Gafjationshofes den wegen ber St. Chriftophspfarrei von ber 
Etabt Mainz gegen fle erhobenen Proceß. 


8. „ (Bayern) Nah einem Interimifticum von faft 5 Monaten 
wird ber bisherige E. Cabinetsjecretär Lutz zum Suftigminifter, ber 
Polizeidirector Lipowsky zum Cabinetsjecretär des Königs ernannt. 

» » (Baden). Der Erzbiihof von Freiburg unterfagt den jungen 
fath. Theologen, fi) der durch die großh. Verorbnung d. 6. d. M. 
vorgefchriebenen (ſehr mäßigen) Prüfung ihrer wiſſenſchaftlichen Bor: 
bildung zu unterziehen, weil fie einen Eingriff in die Rechte der 
Kirche enthalte und er, der Erzbiſchof, gegen das Kirchengefeb von 
1860, zu deſſen Vollzug die Verordnung beſtimmt fei, Proteft ein: 
gelegt habe. 

9% u (Bayern). Graf Hegnenberg (einer ber Führer ber früheren 
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großbeutfhen Partei) lehnt nach längeren Unterhbanblungen den ihm 
vom Fürften Hohenlohe angebotenen Gefandtihaftspoften in Berlin 
ſchließlich ab. 


21. Sept. (Baden). Beſuch bes Königs von Preußen in Karlsruhe, 
Der Großherzog führt ihm faft fein gefammtes Contingent in be: 
monftrativer Weiſe vor. | | 


24. „ (Württemberg). Die vollswirthfchaftlihe Commiffion der 
II. Kammer beſchließt einftimmig, zu beantragen, daß bei der Ab: 
ftimmung über die Zollvereinsverträge und das Salzſteuergeſetz ein 
zuftimmender Beihluß nur mit der für Berfafjungsveränderungen 
vorgeſchriebenen Zweidrittelsmajorität gefaßt werben könne, und [paltet 
fih über die Frage der Annahme ober Verwerfung felbft in zwei 
Hälften, indem A Stimmen auf Annahme, A auf PVerwerfung 
antragen: 

Motive der verwerfenden Hälfte (M. Mohl): „... Wir fehen wie 
in dem Zollvertrage der ganze feitherige Charafter bes Zollvereind als eines 
Verbandes unabhängiger jelbftberechtigter Staaten, bie freie Mitwirkung ihrer 
Regierungen, bie verfafjungsmäßigen Rechte ihrer Volfsvertretung in Zoll: 
und andern Steuerfahen unb bei Handelsverträgen umgeftürzt; wie an Stelle 
ber feitherigen Verfaffung des Zollvereins eine Verfaffung eingeführt werden 
jo, ähnlich der weſentlich einheitsftaatlichen des norbbeutihen Bundes mit 
bem König von Preußen als Souverän an der Spike und mit einem 
Bundesrath und Parlament, in weldem die fübbeutfhen Staaten einen 
fleinen Bruchtheil bilden und unfähig wären, bie Intereſſen ihrer Länder zu 
Ihügen, geichweige benn etwas durchzufegen; daß in Folge deffen bie Ge⸗ 
werbsinterefjen des Zollvereinsg überhaupt und der ſüddeutſchen Länder ins— 
bejondere in höchſtem Grade bedroht würden durch die feither und neuer: 
dings von Preußen eingehaltenen Tendenzen; daß dem König von Preußen 
ein Veto in ber Gejeggebung eingeräumt, den Südſtaaten das ihrige ge= 
nommen werben fol; daß eriterer die Ueberwachung, d. h. eine wahre Res 
gierungsgewalt über die Südſtaaten in Zoll- und in wichtigen indirecten 
Steuerſachen haben fol, und daß alle Verhältniffe in einer Weiſe geregelt 
wären, weldye den Süden ſchon halb in das Joch des norbdeutichen Bundes, 
d. 5. der preußifchen Lehensherrlichkeit, fpannen, die ſüddeutſchen Regierungen, 
Parlamentsabgeordneten und Volksvertretungen ber Möglichkeit berauben 
würde, bie Rechte und Intereſſen ihrer Länder mit Erfolg zu vertreten; daß 
auch bereit8 mit der Ausbeutung ber Südftaaten zu Gunften Preußens in 
einer Weife begonnen würbe, bei welcher bie füdbeutichen Staatsbürger 
vom Salze 2,043,681 fl. 6 fr. mehr als eine gleiche Anzahl norddeuticher 
an ben Zollverein fteuern müßten; baß bei einer Befteuerung bes Tabaks— 
baues mit 20 Thlrn. pro preuß. Morgen eine Steuerüberbürbung der ſüd— 
beutichen Pflanzer gegen die norbbeutichen um 1,352,212 fl. 40 fr. eintreten 
würde; ba auch die ſüddeutſchen Staatsfaffen dabei ſchwer benachtheiligt 
wären, und zwar beim Salz um 1,538,180 fl. 31 fr., beim Tabaf in ähn⸗ 
lichem Verhältniſſe zum Nactbeil, den die Steuerpflichtigen erleiden würden; 
baß übrigens die ſüddeutſche Salzerzeugung ſchwer gefährdet, die Tabaks— 
cultur mit Hunberttaufenden von Bauernfamilien aufs äußerſte in ihrem 
Beitand, Abſatze für Inland und ihrer Ausfuhr bedroht wären; daß bie 
Tabafsfabrication in ähnlicher Meife gefährdet wäre und vorausfichtlich das 
Tabafsmonopol eingeführt würde; daß über al’ dieß weder bie ſüddeutſchen 
Regierungen noch ihre Volfsvertretungen mehr Herr wären, fonbern ihnen 
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bas Geſetz vom Bunbesrath, d. 5. thatfächlich von Preußen, und von einem 
Parlament dietirt würden, in welchem bloß das preußiſche Intereſſe gebieten 
würde; daß daher mit den Verfaffungsrechten der ſüddeutſchen Länder und 
mit ber Wahrung ihrer Lebensinterefien eine Zufimmung ber Stände zu 
den vorliegenden Zollvereins- und Salzfteuerverträgen ganz unvereinbar 
wäre." Der Bericht fügt noch bei: „Wenn die hohe Kammer biefen Antrag 
zum Beſchluß erhebt, fo läge darin Feineswegs ein Antrag auf Kündigung 
des Zollvereins, welche biefjeitS niemand beabfichtigen dürfte, vielmehr nur 
ein Feſthalten an ben feitherigen vertragemäßigen Berbältniffen, jo Tange 
diefe nicht in annehmbarer Weile durch einen andermweitigen Vertrag mit 
fländifher Genehmigung geändert werben follten. Würde eine Kimdigung 
von anderer Seite eriolgen, wäre es alsdann Aufgabe ber Fol. Regierung, 
auf eine ſolche Webereinfunft binzumwirfen, welche mit den Intereſſen der ſüd⸗ 
deutfchen Ränder, der Unabhängigkeit ihrer Regierungen und den verfafjungss 
mäßigen Rechten ihrer Landesvertretungen im Einklang fände und bie Zus 
fiimmung der Stände erhalten könnte.“ 


Motive der annehmenden Hälfte (Zeller): „. . . Aus ber Ber: 
gleihung ber wejentlihen Abweichungen des neuen Zollvereinsvertrage von 
dem im Mai 1865 abgejchloffenen crgibt fi, daß zwar die neu einzus 
führende Salz: und Tabafsfteuer, hauptſächlich wegen ber Höhe ber erfteren 
und der Nichtunterfcheidung zwiſchen Siebe: und Steinfalz, unferen volfs- 
wirthichaftlichen Intereſſen nicht entiprechen, daß dagegen bie Einführung 
einer andern Verfaſſung bes Zollvereins, beionders die fünftige Mitwirkung 
einer gemeinjamen Volfövertretung bei ber Zollgeleßgebung, verſchiedenen 
tief empfundenen Uebelſtänden abhilft, während bie Erweiterung bes Vereins: 
gebiet8 und ber Wegfall einiger Innern Verkehrshemmniſſe der volfswirth- 
Ihaftlihen Entwicklung des Vereins förderlich find und bei den Einnahmen 
unferer eigenen Staatsfaffe Feine Einbuße zu beforgen if. Bei einer Ab⸗ 
wägung bes Werths diefer Vortheile und Nachtbeile fommt es darauf an, 
wie hoch biefelben nach fubjectiver Beurtheilung angejchlagen werben. Wer 
in ber Mitwirfung einer wahren Volfsvertretung bei ber Gejebgebung über 
das Zollwejen und die damit zufammenhängenden Handels: und Verkehrs⸗ 
angelegenheiten einen nicht geringen Fortfchritt erblict, wird die das einzelne 
Land treffenden wirtbichaftlichen Nachteile um fo leichter verfchmerzen, ba es 
fih nit um eine ausnahmsweife größere DBelaftung oder Erleichterung 
handelt, fondern nur innerhalb des Zollgebiets ein Zuftand hergeftellt werden 
fol, der den natürlichen Verhältniſſen entſpricht und alle Fünftlihen Be⸗ 
günftigungen und Erjchwerungen der Production und des Verkehrs befeitigt. 
Diefe Vortheile find allerdings nicht ohne die Aufopferung von conftitutios 
nellen Rechten der Einzelnftaaten zu erreihen. Es ift jedoch die natürliche 
und nothiwendige Folge einer jeden Vereinigung für irgendeinen gemeinfamen 
Zwed, daß, um denjelden zu erreichen, der Theil dem Ganzen, ber Einzel: 
wille dem Gejammtwillen, die Minderheit der Mehrheit fi unterorbnien 
muß, und wenn man bem in ber Minderheit befindlichen Ginzelnen das 
Recht einräumt, burch feinen Widerſpruch das zu vereiteln, was bie andern 
für nothwendig halten, fo wird, wie wir oben gezeigt haben, entweder biefes 
Recht zum bloßen Schein, oder es wird durch deſſen Ausübung die Eriftenz 
des Vereins fortwährend in Frage geftellt. Demnach follte eine Einrichtung, 
durch bie ber im Zollverein bisher vorhandene unnatürliche Zuftand auf 
richtigere Grundlagen zurücgeführt wird, und jeder im Zollverein das gilt, 
was er werth ift, nicht zu beanftanden fein. Wer aber dieſe Anſchauung 
nicht theilt, der möge bedenken, daß von ber Annahme ober Ablehnung der 
vorliegenden Verträge und MUebereinkünfte bie fernere Theilnahme 
Württembergs an dem beutfhen Zollverein abhängt.” 


26.—27. Sept. Zweiter Proteftantentag in Neuftabt a, 0. 9. Arhirüie 
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Betheiligung. Derfelbe vereinigt fi faſt einftimmig über folgende 
von Kirchenrath Schenkel aus Heidelberg vorgeichlagenen Thejen: 

„1) Die Union ift der thatfächlihe und redhtlihe Ausdrud für das 
moderne proteftantifche chriftliche Bewußtfein, daß ber Schwerpunft bes 
ChriftentHums nicht auf dem kirchlichen Dogma, ſondern auf der chriſtlich⸗ 
fittlihen Lebensgemeinihaft beruhe. 2) Dadurch, daß die Union bie Lehr: 
unterjchiebe der beiden proteflantifchen Hauptconfeffionen für fein Hinderniß 
ber Firchlihen Perfaffungs: und Lebensgemeinichaft erflärt Hat, ift die Lehrs 
bewegung innerhalb der proteftantifchen. Kirche überhaupt von ben herfümm- 
lichen dogmatifhen Schranken befreit worden. 3) Ueberall da, wo bie Union 
innerhalb bes Proteftantismus zu ihrem vollen Rechte und ihrer durch⸗ 
greifenden Verwirklichung gelangt ift, ift die kirchengeſetzliche Gebundenheit 
an bie Autorität der Befenntnißfchriften fernerbin zu einer fittlichen Unmög- 
Yichfeit geworden. 4) Innerhalb ber Unionsfirhen können die Befenntnißs 
fhriften nur noch infofern dauernde Geltung beaniprudhen, als in ihnen bie 
Grundſätze enthalten find, aus welchen die chriftlichsfittlihe Lebensgemein- 
Ihaft ber Proteftanten ihren Urfprung genommen bat und von welden fie 
fortwährend getragen ift. 5) Auf dem gemeinſamen Grunde der Union find 
baher verjchiedene dogmatiſche Richtungen zuläffig und ift infonderheit bie 
wifjenihaftlih freie Richtung in gleicher Weiſe wie bie fog. befenntnipmäßige 
berechtigt, fi einen angemefjenen Ausdrud in öffentlicher Lehre und kirch⸗ 
lihem Leben zu geben, foweit fie mit jenen Grundſätzen nicht in Widerſpruch 
tritt. 6) Zur allmählihen Ausbildung der Union im angegebenen Sinne 
fönnen verjchiebene noch unvolllommene vorgängige Entwickelungsſtufen 
führen, die jedoh auch als ſolche erfannt und behandelt werben müſſen. 
7) Am Widerſpruche mit dem wahren Prinzipe der Union und mit bem 
Prinzipe der proteftantifchen Geiftesfreiheit jteht die fogenannte Conjenfus: 
union, welche auf der Vorausfegung beruht, daß mit Ausnahme ber ber- 
kömmlichen Unterfcheidungslehren die ganze Lehrfubitanzg der Befenntniß- 
ſchriften noch immer rechtlich und moraliih für die Lehrer und Mitglieder 
der Unionsfirdhen verbindlich fe. 8) Der Abichluß der Union auf bem 
Grunde ber Abendmahlsgemeinſchaft und ber Einheit des Kirchenregiments 
ift ausreichend, wern die bogmatifche Kehrbewegung (nad Thefe 3 und 5) 
freigegeben wird. 9) Das legte Ziel der Unionsftiftung in Deutfchland ift 
bie beutfhe proteftantifhe Nationalfirche, deren Ausbau ben 
Fortbeſtand provinzial-kirchlicher Eigenthümlichkeiten Teineswegs ausjchließt. 
10) Einftweilen ift nad Kräften vorzüglich dahin zu wirken, baß bie 
Schranfen, welche in den einzelnen Landeskirchen bie freie Lehrbewegung noch 
hemmen, bejeitigt, und daß ber Gleihberechtigung der verfchiedenen auf dem 
Grunde bes Evangeliums ftehenden Richtungen, namentlich der wifjenfchaft- 
lih freien mit ber fog. befenntnigmäßigen, nicht nur fein weiteres kirchen⸗ 
regimentliches Hinderniß in ben Weg gelegt, fondern daß biefelbe Firchen: 
rechtlich anerkannt werbe.” 


27. Sept. (Württemberg). Landesverfammlung der (nationalen) deut: 


ihen Partei in Stuttgart. Diefelbe befchließt: 

„1) Der Eintritt in den nordbeuticen Bund ift der einzig mögliche und 
wünfchenwerthe Meg zur flaatlihen Einigung Deutichland’s; die Schuß: und 
Trugbündniß-Verträge mit Preußen, fo wie auch die Zoll: und Handels: 
einigung verbürgen, wenn jie auch jenem Zwecke noch nicht ganz genügen, 
wenigftens im Kriegsfalle und auf wirthſchaftlichem Wege die nationale Vers 
bindung des Sübens mit dem Norden. Wir erwarten von unferer Volks: 
vertretung unbedingte Genehmigung biefer Verträge. Cine Verwerfung des 
Zollvereinsvertrages würde dem Lande nicht nur bie reiche Entwidlung ent= 
sieben, welche bie längft erjehnte Zollvereinsreform in Ausficht ftellt, fondern 


die mübfam errungene Grundlage unferes Haube unb Gemwerbslchens 
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ſtören. Eine Verwerfung des Schutz- und Trutzbündniſſes hieße, den 
fremden Gegnern unſerer Nationalſache die Ueberzeugung wieder nehmen, 
daß ſie bei Angriffen auf das deutſche Gebiet geſchloſſenem Widerſtande der 
deutſchen Nation begegnen. 2) Der norddeutſche Bund iſt kein Hinderniß 
für die freiheitliche Entwicklung der einzelnen Landesverfaſſungen. Im 
Gegentheil iſt darch die Beſeitigung des Bundestages uns ein freier Spiel: 
raum für längft verheißene Verfaffungsreformen, beſonders für birectes und 
allgemeines Wahlrecht eröffnet. 3) Die fo fehr vermehrte Eifenbahnichuld, 
die im vorigen Jahre entftandenen Kriegsfoften und die Neuorganifation bes 
Heeres bedingen eine entiprechende Erhöhung der Staatsausgaben; es ift je: 
doch unzuläffig, den WMehrbedarf einfach durch Zufchlag auf die bisherigen, 
am Wenigſten auf die birecten Steuern zu beden, vielmehr ift es erforderlich, 
neben Erfparnifjen eine Steuerreform einzuführen.” 

28. Sept. (Bayern). Die beiden Erzbiſchöfe und fämmtliche ſechs 
Biſchöfe des Königreichs richten eine Adreſſe an ben König gegen 
den vom Minifterium entworfenen, bisher aber noch nicht einmal 
offiziell veröffentlichten Entwurf eines neuen Schulgeſetzes. 

Die Adreffe beflagt ſich zunächſt darüber, daß, während das Minifterium 
bes Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten in ber jüngften Zeit aus 
allen Theilen des Königreichs eine Commiſſion berief, um mit derjelben 
ben Entwurf jenes zu erlaffenden Sculgefeßes zu beratben, e8 nicht für 
zwedmäßig erachtet worden, das Gutachten der Biſchöfe des König: 
reichs bezüglich diejer jo überaus wichtigen legislativen Arbeit einzuholen, 
„obgleich fie e8 doch vor Allen find, welchen ihrem Amt gemäß die Pflege 
und Ueberwahung der Volksſchule zufteht, fie alſo auch vornehmlich dazu 
berufen erjcheinen, bei der Beratung bes Entwurfs eines Schulgeleßes in 
feinen eriten Präliminarien fowohl, als aud in beffen Ausarbeitung mit 
ihren reichlih gefammelten Erfahrungen und wohlberehtigten Wünſchen 
wenigftens gehört zu werden. Was jedoch von biefem Schulgefeßentwurf bis 
jetzt in die Deffentlichfeit gedrungen ift, genügt, um ben Gpifcopat bes 
Königreihs an feine ernfte Verpflichtung zu erinnern, ohne längeres Zögern 
Bermahrung gegen biefes Gefeß einzulegen und an Eure f. Majeftät die 
ehrerbietigfte Bitte zu richten, die Vorlage eines ſolchen Entwurfs bes Schul⸗ 
gefetes an die Kammern nicht zu genehmigen. Denn bas erfte Prinzip 
dieſes Schulgejeßentwurfes, abgelehen von al’ den einzelnen %olgerungen, 
welche aus bemfelben in völliger Miffennung ber unveräußerliden 
Rechte ber Kirhe auf bie Schule abgeleitet und nunmehr gefeglih 
zum Nachtheil der Kirche und ber Schule feitgeitellt werden follen — das 
erfte Prinzip ift: die völlige Trennung der Schule von ber Kirche, 
bie VBerfümmerung ber religiöfen Erziehung, welche Grundlage und Endziel 
ber ganzen Schulbildung fein fol, zu einem der verſchiedenen Fächer, welche 
den Lehrſtoff der Volksſchule zu bilden beftimmt find, die Beſeitigung des 
Einfluffes der Seelforger auf die Leitung der Schule, obgleich deren Fir: 
liches Amt unbeftreitbar fih auf die einheitliche Gefammtbildung der jugend: 
lihen Seelen erftredt — mit einem Worte: die Entchriftlichung der Schule... * 


29. „ (Württemberg). Landesverfammlung der (demokratiſchen) 


Volkspartei in Stuttgart. Diefelbe beſchließt: 

„Die Landesverfammlung ber Volkspartei, in Uebereinſtimmung mit ber 
Antwortabreffe ber Kammer der Abgeordneten im vorigen Jahr und ber An⸗ 
fprache ber Landesverfammlifng vom 6. Zanuar d. J. an das württem⸗ 
bergifche Volt, befchließt in Betreff der Heute vorliegenden wichtigen Rau 
ihre Anfiht mit folgendem auszufprehen: 1) Die neuen Auloereind: um 
Schutz⸗ und Trutzverträge bringen Süddeutſchland bem weuglüän Sust 
gegenüber in einen Zuftand ber Abhängigkeit, beiien woryamiie TA vr 
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allmähliche Aufgehen Süddeutſchlands in Preußen it. Es ift Pflicht ber 
Abgeordneten Württemberge, ſich wo möglid mit den gleichgejinnten Abge⸗ 
orbneten ber übrigen ſüddeutſchen Staaten, namentli Bayerns, zu ver⸗ 
fländigen, unb gemeinfam bie Gefahren abzumehren, mit melden die An= 
nahme des Schutz⸗ und Trußvertrags und die bebiggungslofe Annahme bes 
Zollvereinsvertrags in wirthfchaftliher und finanzieller wie in politifcher 
Hinjiht uns bedroht. Die Verlammlung erachtet es weiter für Pflicht ber 
Kammer, ben König um Entlajjung des Miniſters zu bitten, welcher ben 
Abſchluß der gedachten Verträge vorzugsmweile zu verantworten bat und nad 
allen feinen Wanblungen das Vertrauen des Volfs nicht mehr verdient. 
2) Die neue Militärorganifation, zumal in Verbindung mit dem preußifchen 
Oberbefehl, orbnet bie wichtigſten Intereſſen des Volks und Staats bem 
Militärzwed unter; fie führt eine unerträgliche Erhöhung perlönlicher und 
finanzieller Laiten herbei. Der Entwurf des neuen Kriegsdienſtgeſetzes, welches 
ber einzig naturgemäßen Reform unjeres Wehrweſens nad Art des ſchwei⸗ 
zeriichen Milizſyſtems widerjpricht, ift abzulehnen. 3) Keine neuen Steuern 
und feine Erhöhung beitehender Steuern ift in einer Zeit gelchwächter 
Steuerfraft das doppelt geredhtfertigte Verlangen unferes Volks; bie längſt 
verfprochenen Vereinfachungen und Griparnifje in allen Zweigen ver Ber: 
waltung unferes Kleinftaats find nach den Opfern des vergangenen Jahrs 
unabweislich geboten. 4) Die Verfammlung fordert in Uebereinftimmung mit 
ber von nahezu 43,000 Bürgern unterzeichneten Adrefje wieberholt die Mes 
vifion der VBerfaffung und zu diefem Zweck die al8baldige Einberufung einer 
Lanbesverfammlung gemäß bem Wahlgefete vom 1. Zuli 1849. Die Ver: 
fammlung erflärt bie Nichtbeantwortung der Adrefje für eine bureaufratijche 
Mißachtung bes Volks.“ 


— Gent. (Bayern). In Folge der von Regensburg ausgegangenen 


Agitation unter dem kath. Elerus findet eine Reihe von Verſamm⸗ 
lungen befjelben in verſchiedenen Diöcefen, troßbem baß fi ber 
Biſchof von Paſſau und der Erzbifhof von Münden dagegen aus: 
Ipredhen, ftatt und werben Adreſſen an die Bifchöfe gerichtet oder 
Refolutionen gefaßt. 

Eine folhe in der Oberpfalz verlangt vom Bifchof von Regensburg: 
„Ew. biſch. Gnaden wollen geruben huldvollſt im Verein mit dem Geſammt⸗ 
Episcopat und dem ihm untergeordneten Clerus Bayerns mittelft einer 
Generalpetition an bie Krone dahin zu wirken, a) daß ber gefränfte Res 
Tigionszuftand der Tatholifchen Kirche in Bayern aufhöre, b) bie freie, ſelbſt⸗ 
fländige Verwaltung des Kirchenvermögens zurüdgegeben, c) das Gtaate: 
Schulmonopol aufgehoben, d) unjere höheren und niederen Bildungsanftalten 
nicht befatholifirtt und enthriftlicht, e) die widernatürlihe Trennung ber 
Schule von der Kirche nicht geflattet und endlich überhaupt f) der katholiſchen 
Kirche alle jene Rechte und Freiheiten gewahrt und erhalten werden, die fie 
zu ihrer freien und ungehemmten Entwidlung und Erfüllung ihrer von 
Gott gegebenen Miffion in Bezug auf Eultus, Unterriht und Erziehung 
nach Berfaffung und Concordat zu beanfprucden die Befugniß und Pflicht 
bat." Eine Adreſſe des Clerus bes Landfapitels Oberalting an den Bifchof 
von Augsburg erklärt: „Die Unterzeichneten erachten als das einfachfle und 
ausgiebigfte Mittel biezu die Berufung einer öffentlichen Verfammlung des 
gefammten Elerus ber Diöcefe, auf deu alle einichlägigen Fragen bejprochen, 
die gejeßlichen Mittel zur Abwehr gewählt und unmittelbar zur Anwendung 
gebracht werben können. Die Unterzeichneten verfennen keineswegs, daß «8 
urfprünglih und zunächſt ausſchließliche Sache des hochwürdigſten Epifco- 
pates fei, ben Regierungen gegenüber die Intereſſen ber Religion und bes 
Elerus zu wahren; allen es muß auch zugegeben werben, baß in ben mo» 
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bernen Staaten, wo das Ruder an bie politiihen Parteien ausgehändigt 
worden ift, das jus divinum des Epifcopates wenig Berüdfihtigung mehr 
findet. Man pflegt die Verhbältniffe gegenwärtig nur von rein menſchlichem 
Standpunfte aus zu beurtheilen, und da die Beurtheilenden freiwillige oder 
unfreimillige Anhänger ber Parteien find, fo pflegen fie nad dem Maßftabe 
ber Parteien, nah Zahl und Macht, zu beurtheilen. Dielen faktiſchen 
Verhältniſſen muß der Clerus der Gegenwart ſich anbequemen, wenn er im 
Treiben der Parteien nicht untergehen will. So lange ein Parteiminiſterium 
ben Clerus für eine politiſch träge Maſſe anzufepen berechtigt ift, wird es 
wenig Anftand nehmen, ihn als folde zu behandeln — leider troß ber 
Forderungen bes Epifcopates; jobald aber XKeben in dieſe Maffe fommt 
und fie fih in TZaufende von Individuen auseinander gliedert, bie 
einhellig auf dem Boden des Geſetzes ihre Rechte fordern; dann wird es 
anfangen, zu „zählen“, e8 wird ſich ihm das Gewicht der Einheiten dieſer 
Mafje im focialen Organismus aufdrängen und es wird einen richtigen 
Begriff erhalten von der „Sehörigkeit" des Maßes des Einfluffes bes 
Clerus.“ 


0. Sept. (Bayern). Wiederzuſammentritt des Landtags. Die Re 
gierung legt demjelben das Budget für 1868 vor und ſtellt eine 
Erhöhung ber Steuern um 50% in Ausſicht. 


» » (Baden). Die I. Kammer nimmt mit allen gegen 1 Stimme 
ben ihr von ber Regierung vorgelegten Geſetzesentwurf, betr. die 
nächſte Aushebung zum Kriegsbienfte, an (die demnach ſchon am 
1. Nov. 1867 ftatt am 1. April 1868 flattfinden fol und zwar 
bereit8 ohne Stellvertretung nach dem Princip der allg. Wehrpflicht). 


1. Oct. (Württemberg). Das Königspaar ftattet dem König von 
Preußen auf der Inſel Mainau einen Beſuch ab. | 

3. „u (Baden) Die U. Kammer genehmigt einftimmig bie Re— 
gierungsvorlage, die Abänderung der Verfaſſung betr, durch melde 
der bisherige Vermögenscenfus für bie paſſive MWählbarkeit eines 
Abgeordneten befeitigt und die Nebefreiheit der Abgeorbneten beffer 
geihüst werben fol, indem beftimmt wird: 

„Kein Kammermitglied kann wegen feiner Abflimmungen ober wegen 
feiner Aeußerungen bei Kammer:, Abtheilungs- und Commiffionsverhands 
lungen anders als nad) Maßgabe ber Gejhäftsordnung der Kammer zur 
Berantwortung gezogen werben." 

Dagegen widerſetzt fih bie Regierung dem mehrfeitigen Ver: 
langen, daß bei .den Wahlmännerwahlen bie geheime Abftimmung 
ftatt der beſtehenden offenen eingeführt werde, indem ber Minifter 
des Innern Jolly erklärt, 

„es ſei nothwendig, das Wahlſyſtem wejentlih zu erweitern und abzu⸗ 
ändern; dies werde auch in nicht ferner Zufunft geihehen, indem man zu 
bem birecten und geheimen Stimmredt, wie es bie Berfaffung bes nord» 
beutihen Bunbes angenommen, werde fortichreiten müſſen; bie geeignete Zeit 
biezu trete ein, wenn wir entweder in directer ober im irgend einer anderen 


Form mit ben norbbeutichen Brüdern wieber in eine engere ſtaatsrechtliche 
Verbindung gefommen feien.“ 


» no (Baden) Eine Regierungsverorbnung ertläxt 18 erktint- 
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liche Verbot ber Betheiligung ber Geiftlihen an ber Prüfung 
über die willenfchaftlide Vorbildung für ungiltig, als in ſtaats⸗ 
bürgerliche Verhältniffe eingreifenb und ohne Genehmigung des Staats 
erlaffen. | 


5. Oct. (Baden). Die I Kammer nimmt das Gefeb bez. die nächfte 


6. 


8. 


Aushebung zum Kriegsdienfte ihrerfeits einftimmig an. 


(Heſſen). Das Militär Teiftet dem König von Preußen als 
Bundesfeldherrn ben Fahneneid. 
„GBayern). Eine zahlreich beſuchte allgemeine Landesverſamm⸗ 
lung der Fortſchrittspartei erklärt ſich in Augsburg einſtimmig für 
Annahme der Stuttgarter Reſolutionen vom 4. Auguſt. 


„Gayern). I. Kammer: Die Regierung legt dem Landtage 
bie neuen SZollvereinsverträge zur Genehmigung und zwei Geſetzes⸗ 
entwürfe bez. die Wahl der bayer. Abgeordneten zum Zollparlament 
und bie Erhebung einer Abgabe vom Salz vor. Der Minifters 
präfident Yürft Hohenlohe knüpft daran folgende polit. Darlegung 
(Programm): . 

„Meine Herren! Sie find mir, als ich das Letztemal Gelegenheit Hatte, 
biefe Frage zum Gegenfland meines Vortrages in biefem hoben Haufe zu 
madjen, mit einem jo hohen Grad ehrenden Vertrauens entgegengefommen, 
daß ich fürchten müßte, biejes Vertrauens verluftig zu gehen, wollte ich 
Ahnen nicht jeßt, nah Ablauf faſt eines Jahres, rückhaltslos über bie 
Thätigkeit ber Staatsregierung in einer Angelegenheit Rechenſchaft ab: 
legen, bie ebenfo tief das Nationalgefühl des beutfchen Volkes berührt, wie 
fie in deſſen wichtigfte materielle Anterefjen eingreift. Ich werde verjuchen, 
Ihnen und damit dem Lande gegenüber den Beweis zu liefern, daß bie 
Staatsregierung die Ziele, welche ich Damals als diejenigen ber bayerifchen 
Politik bezeichnet habe, nicht aus dem Auge verloren, daß fie ſich unabläffig 
bemüht hat, fie zu erreihen; wie fie denn auch die Hoffnung bes Gelingen 
und damit die Hoffnung in die Zufunft Deutichlands und Bayerns nicht 
aufgegeben hat. Ich weiß, daß man von einer Seite dieſe Bemühungen für 
ungenügend erklärt, daß man das Ziel als gegeben, als leicht zu erreichen 
betrachtet, und daß man bie einfahhfte Löfung der beutichen Frage in dem 
Eintritt Süddeutſchlands in ben norddeutſchen Bund erblidt. Wenn es bie 
Staatsregierung ſchon bamals, als nur ber Entmwurf ber norbbeutfchen 
Bunbdesverfaffung befannt war, mit ihrer Pflicht nicht vereinbar bielt, 
ben bedingungslojen Eintritt in den norbdeutihen Yund, d. h. ben Eintritt 
ohne vorherige Abänderung ber Bundesverfaſſung anzuftreben, jo muß fie 
umfomehr jest, wo dieſe Verfaffung abgejchloffen ıft und eine Umgeftaltung 
berjelben nicht in Ausficht ftebt, auf ihrem Standpunft beharren. Gründe 
der äußern und innern Politif haben Preußen veranlaßt, die norbbdeutfchen 
Staaten mit einer Verfafjungsform zu umfchließen, ber man das Verdienft 
nicht abſprechen Tann, bie ftaatlihe Cinheit des Nordens von Deutſchland 
anzubahnen, die fich aber eben deßhalb in ihrer Entwidlung von bem Charakter 
einer Bundesverfaflung im eigentlihen Sinne des Wortes mehr und mehr 
entfernen dürfte. Wohl Habe ich es anerfannt, daß fein Bundesverhältniß 
dem nationalen Bebürfniffe genügt, wenn nicht von den einzelnen Cons 
frabenten bie entjprechenden Opfer zum Gebeihen des Ganzen gebracht 


” 


werben; allein ba8 Maß der Dpier, welies ber Eintritt in den nord⸗ 
beutfhen Bund ben ſüddeutſchen Staoten auilegen wiltte, entiptiit niät 
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bem Grade der Selbſtſtändigkeit, welden diefe Staaten fi zu er- 
halten berechtigt und — wie ich annehmen barf — ihrer überwiegenden 
Mehrheit nah auch entichloffen find. Die freie conftitutionelle Entwidlung 
Süddeutſchlands, wie fie fich feit 50 Jahren geftaltet Hat, gibt dem füb- 
deutichen Volk zu diefem Entihlug das Recht und die Kraft. Es kann 
hiebei füglich unerörtert bleiben, in wie weit die Nifolsburger Präliminarien 
und der Prager Frieden einen berechtigten Grund abgeben würben, ber Aus 
behnung ber norddeutichen Bundesverjaffung auf dad gefammte Deutſchland 
entgegen zu treten. Jene Verträge find indefjen unter Berüdfichtigung 
realer Machtverhältniſſe abgeichloffen, deren Bedeutung derjenige nicht ver- 
fennen darf, der dazu berufen ift, mit gegebenen Thatlachen zu rechnen, und 
der verpflichtet ijt, Alles zu vermeiden, was die Entwidfung ber Gefchide 
unfere8 Baterlandes in unberehenbar gewaltjame Bahnen leiten Fünnte. Die 
preußiiche Regierung hat zudem felbft erklärt, fie verlange die Verbindung 
mit dem Süden feineswegs auf berjelben Grundlage, wie jene, auf welcher 
ber Bund mit den norddeutfchen Staaten beruht; es bedürfe nur eines uns 
zweideutigen Ausdruds der nationalen Gemeinfchaft, welche gleichzeitig die 
Gewißheit gebe, daß die ſüddeutſchen Staaten nicht einer feindjeligen Tendenz 
gegen Nordbeutichland verfallen und daß bie Pflege der gemeinjamen mas 
teriellen Intereſſen des deutſchen Volkes durch gemeinfame organiſche Ein⸗ 
richtungen ſicher geſtellt werde. Wenn demnach Gründe ber äußern Politik 
ſowohl, als Rückſichten auf die Erhaltung der Selbſtſtändigkeit des Landes, 
die Verbindung Bayerns mit dem deutſchen Norden auf der Grundlage der 
norddeutſchen Bundesverfaſſung nicht möglich erſcheinen ließen, ſo mußte 
die Staatsregierung einen andern Weg ſuchen, um dieſe Verbindung zu 
bewirken. Denn die Staatsregierung konnte und wollte ſich der Aufgabe 
nicht entziehen, welche von mir am 23. Januar mit den Worten bezeichnet 
wurde: „durch vertragsmäßige Vereinbarung einen Zuſammenſchluß Deutſch⸗ 
lands zu ermöglichen auf Grundlagen, die mit ber Integritüt des Staates und 
der Krone vereinbar find.” Es ließen fih bier drei verſchiedene Wege 
benfen. Einmal: die Bildung zweier Bunbdesftaaten, eines ſüddeutſchen 
gegenüber dem norbbeutichen, mit gemeinfamen Drganen für einzelne 
beitimmte Zwecke. Zweitens: ein internationaler Bund aller einzelnen deut— 
ſchen Staaten, analog ber früheren deutihen Bundesverfaffung, und drittens: 
ein internationaler Bund der ſüddeutſchen Staaten mit dem nordbeutichen 
Bunde. Gegen ben Verſuch einer organischen Verbindung eines für fich be= 
ftehenden ſüddeutſchen Bundesſtaates mit dem nördlichen Deutſchland ſprach 
die Abneigung derjenigen Staaten, mit welden Bayern dieſen fübdeutichen 
Bundesftaat gründen müßte. Es ſprach dagegen die Schwerfälligfeit eines 
Organismus, in welchem der Keim des Unfriedens gelegen hätte, und endlich 
bie Gefahr der Weiterausbildung des Gegenjates zwiſchen dem Norden und 
bem Süden von Deutihland. Die internationale Verbindung jämmtlicher 
beutichen Staaten auf Grund eines völferredhtlichen Vertrags war durch bie 
Auflöfung des früheren deutichen Bundes und durch den eben erſt in's Leben 
getretenen norddeutjchen Bundesſtaat unmöglich geworben. Es Fonnte Preußen 
nicht zugemuthet werden, die norddeutſche Bunbesverfafjung, die Frucht feiner 
Siege, wieder aufzugeben. Es blieb aljo der Staatsregierung fein anderer 
Meg, als auf die MWiedervereinigung Deutichlands binzuarbeiten unter Aner⸗ 
fennung der beftehenden Thatjachen. Diefe Thatfachen liegen vor: in bem 
Austritt Defterreihg aus dem Bunde, in bem feitgefchloffenen norddeutſchen 
Bunbesftaate und in den auf fich ſelbſt angewieſenen ſüddeutſchen Staaten. 
Der Weg einer internationalen Berbinbung ber leßteren mit 
dem norbdeutijhen Bunde war aljo vorgezeichnet, Dir Vorhetuaguug 
zur Crreihung eines günftigen Refultat® in bieier Khtung wüte ir 
Stantsregierung in einer Uebereinftimmung ber \übbentiäen Staaten wtt 
einander über bie Schritte, bie zu gefchehen hätten, \oreie über Dir ZuyNitb* 
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niffe, bie zu machen wären, um eine praftifch werthvolle Verbindung mit bem 
Norden berzuftellem. In biefem Gedanken begann bie Staatsregierung als⸗ 
bald, nachdem ich bie Leitung ber Geſchäfte übernommen hatte, diplomatifche 
Verhandlungen, welche fi) zuvörderſt auf eine gemeinfame Action hinſichtlich 
derjenigen Maßregeln bezogen, bie ein Ioyaler Vollzug ber mit Preußen ab: 
geichloffenen Schuß: und Trugbündnifje nothwendig machte. Es ift Ihnen 
befannt, baß befhalb zu Stuttgart ein Zujammentritt ber fübdeutfchen Mi⸗ 
nifter ftattfand, daß bier in Bezug auf bie militärische Organifation eine 
Reihe wichtiger Einverftändniffe erzielt wurbe, und ich hoffe, daß die Militär: 
conferenzen, welche damals für den Monat October verabredet wurden, und 
welche demgemäß in Bälde dahier zufammentreten werben, bie gleihmäßige 
Drganifation der ſüddeutſchen Wehrfräfte weiter entwideln werden. Sobald 
dieſes Nefultat erreicht war, begannen au Verhandlungen auf bem 
politijhen Gebiete, Ich brauche wohl nicht zu verfichern, daß biefe 
Verhandlungen mit großen Schwierigfeiten verknüpft waren, — Schwierig: 
feiten, welche durch bie bedenkliche Geftaltung der Luremburger Frage nicht 
wenig erhöht wurben. Es würde bier zu weit führen, ben Gang und bie 
Thafen der Unterhandlungen im Einzelnen darzulegen; ich beſchränke mich 
barauf, als das Refultat im Allgemeinen zu bezeichnen, daß biefelben zu einer 
vorläufigen Verftändigung über die Grundlagen geführt haben, auf welchen 
mit dem norbdeutfhen Bunde unterhandelt werden follte. Hiebei wurde ber 
Gedanke einer Allianz dieſes Staatenbundes mit Defterreich als einer 
notbwendigen Ergänzung der nationalen Beftrebungen feftgehalten. Meine 
Herren! Ich bin weit davon entfernt, die Ereigniſſe ber jüngften Vergangen⸗ 
heit zu ignoriren oder der vergeblichen Arbeit mich anfchließen zu wollen, 
das Geſchehene ungefchehen zu machen. Ich bin auch jebt wie früher ber 
Anfiht, daß ein Verfaffungsbündniß der ſüddeutſchen Staaten unter ber 
Führung Oeſterreichs nicht möglich if. Dabei will ich nicht anftehen, zu er: 
Hären, daß uns weber von Defterreih noch von Frankreich in dieſer Richtung 
irgend welche Andeutungen oder Vorſchläge gemacht worden find. Se weniger 
wir aber jest die Gefahr einer unbeilbaren Trennung Deutfchlands in ein 
Süd- und Norddeutſchland zu beforgen haben, um fo dringender tritt an 
uns die Anforderung heran, Defterreih, al8 dem natürlichen Verbündeten 
Preußens ſowohl wie bes füdlihen Deutichlands, einen Weg nicht zu ver: 
ſchließen, der allein geeignet ift, den Frieden Europas auf ficherfter Grund⸗ 
lage zu verbürgen. Diefe Erwägung fonnte nicht ohne Einfluß auf bie 
Grundzüge bleiben, welche die Staatsregierung für eine deutſche Ge: 
fammtverfaffung feithalten zu müfjen glaubte. Am Allgemeinen können 
diefe Grundlagen dahin definirt werben, daß die in Art. 3 und 4 des urs 
fprünglihen Entwurfs der norddeutſchen Bunbesverfaffung enthaltenen Gegen: 
fände — fona ein nicht unbebeutendes Gebiet der Gefeßgebung und Ber: 
waltung — für gemeinfam erklärt und als Bundesangelegenheiten behandelt 
werben follten, und daß im Uebrigen bie Verbindung den Charakter eines 
Staatenbundes unter preußifhdem Präfidium zu tragen babe, 
MWährend diefe Verhandlungen im Gang waren, erhielt die Staatsregierung 
bie Einladung zur Theilnahme an ben Berliner Zollconferenzen. Die Staats: 
regierung Tonnte fich derjelben um jo weniger entziehen, als fie hiezu durch 
bie Beflimmungen bed Berliner Friebensvertrages fowohl wie durch bie Fürs 
forge für die materiellen Intereſſen bes Landes verpflichtet war. Der Vertrag, 
welcher aus bdiefen Gonferenzen bervorging, Tiegt Ihrer Beurtheilung vor. 
Sie werden unſchwer erfennen, baß die Bedingungen, an welche Preußen 
die Aufrechthaltung bes Zollvereins Fnüpfte, nicht ohne Einfluß anf ben weis 
teren Fortgang des begonnenen Werkes bleiben Fonnten. Die Staatsregierung 
mußte nothwendigerweile das Inslebentreten ber neuen Organijation des 
Hollvereins mit feinen Folgen abwarten, um danach zu ermefjen, in welder 
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bracht werden könne. Die Staatsregierung fieht demnach ihre Aufgabe nicht 
als gelöst an. Sie wird bie Politik, bie fie als die allein richtige erkennt, 
nad) wie vor feſthalten. Sie wird es verfuchen, in Uebereinftiimmung mit 
ihren ſüddeutſchen Bundesgenoſſen und unter Berüdfichtigung beftehender 
Verträge, auf den gewonnenen Grundlagen die nationale Verbindung mit 
bem beutjchen Norden berzuftellen. Die Staatsregierung ift fi aber ber 
Berantwortlichleit bewußt, bie ihr die Pflicht der ſtaatlichen Selbfterhaltung 
Bayerns und bie gefahruolle Lage Europas auflegt. Daraus ergibt fich von 
felbft die Richtung, welche die Staatsregierung einhalten wird, Ich will es 
verjuchen, biefe Richtung möglichſt Har und einfach auszubrüden. Wir wollen 
nicht ben Eintritt Bayerns in den norddeutſchen Bund, wir wollen fein Vers 
faffungsbündnig der füddeutihen Staaten unter der Führung Defterreiche ; 
wir wollen Feinen jübmwefldeutihen Bundesſtaat, ber für ſich abgefchloffen 
wäre ober fi} gar an eine nichtbeutjche Macht anlehnte, wir wollen ebenjo= 
wenig eine Großmachtspolitik und glauben nit, daß Bayern in einer Ver: 
mittlerrolle das Endziel feiner Politit zu fuchen hat. Das ift es, was wir 
nicht wollen Was wir aber wollen, und was wir aud ferner ans 
ftreben werden, ift die nationale Verbindung der füdbeutfchen Staaten mit 
bem norddeutſchen Bunde, und bamit bie Einigung des zur Zeit getrennten 
Deutihlands in ber Form eines Staatenbunbes. Es ift dies basfelbe, 
was bie Nifolsburger Präliminarien und ber Prager Frieden anerkennen. 
Meine Herren! Sch jage nicht Verbindung Bayerns mit bem norbdeutichen 
Bunde, ich fage, Berbinbung ber fübdeutijhen Staaten. Und id 
wünſchte, baß darüber volftändige Klarheit herrſche. Wie fih die Verhält: 
niffe jegt geftaltet haben, wäre ed nach meiner Ueberzeugung weder politifdh 
correct, noch zwedmäßig, noch auch — man gebe ſich keinen Illuſionen hin 
— in friebliger Weife durchführbar, daß einzelne Staaten füdlich bes 
Mains mit Norddentichland in nähere Verbindung träten. Das nationale 
Band, bas zwilchen und und bem norddeutichen Bunde gejchaffen werben fol, 
muß ben ganzen Süden umfaſſen. Nur in biefer Form ift es zuläffig 
und zur Zeit erreichbar. Hiemit habe ih Ihnen, meine Herren, bargelegt, 
nad welchen Grundfägen ih die auswärtige PVolitif Bayerns bisher geführt 
babe, und das Ziel bezeichnet, welches bie Staatsregierung zu erreichen be= 
firebt if. Sie werben bei Berathung ber Ihnen heute gemachten Vorlagen 
Gelegenheit haben, ſich auszufprehen, ob ber Weg, ben bie Staatsregierung 
eingeſchlagen bat, ben Anfichten des Landes entſpricht. Welches Urtheil Sie 
aber auch über meine politiihe Thätigfeit fällen mögen, barin werben Gie 
mit mir übereinftimmen, daß das Band nicht zerriffen werben darf, welches 
bie materiellen Intereſſen Deutfchlands fihert, und ohne welches eine nationale 
Verbindung irgend einer Art unbedingt nicht gebadht werben Tann.” 

» Oct. (Baden) IL Kammer: Der Minifter des Auswärtigen 
v. Freydorff gibt auf eine Interpellation des Abg. Wundt bez. bes 
Programms, das der Minifter Fürſt Hohenlohe in der bayr. Abge: 
orbnetenfammer am 8. Oct. dargelegt hatte, nähere Aufſchlüſſe über 
bie Unterhandlungen zwifchen den fübd. Staaten unter fi und mit 
Preußen betr. ein engeres Bündniß unter den erfteren und ein 
engeres Verhältniß derſelben zum norbdeutihen Bunde vor und feit 
ber Wieberherftelung bes Zollverein: 

„Das Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten erhielt unterm 9. Mat 
I. J. durch Vermittlung bes bayeriſchen Geſandten eine Note bes bayeriichen 
Minifteriums des Aeußern vom 6. Mai, wodurch die großh. Negierung zum 
Beitritt zu einer der Note beigelegenen, von gleichen Tag batirten, von de& 
württembergiihen Staatsminifter am 16. Mai unterzeigneten buyetühr 
württembergiſchen Minifterial-Erflärung eingeladen wurde. KRKV&k Eilahung 
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erging an bie Geiicihe Regierung fr Sab:- Heſſen. Die Rote ent 
nerbbeutihen Bund, weide im ber ven bem Tomigl. 
bayeriſchen init Fürſten Hohenlohe im der 31. Sitzeng ber baye⸗ 
sitgen Kammer ber Abgeoroaeten vom 8. b. WM. gehaltenen Rebe miebergelegt 


iftcati der 
bergiichen ä theils ;ugehanben, theils im Ansicht geikelit 
waren, erſtattete ich Rertrag zum groih. Staatöminikerium und wurbe burd 
allcı ’ vom 27. Rai ermäßtigt, unter Sugrumblegung 


in ber Rote bes Türken Hohenlohe vom 22. Mai vorgeichlagenen Mebifica: 

— ln te 
e 

Regierung im Berhanblungen e 


Kündigung des Bolivereins vom 1. Juli b. 3. ab, alio anf ben 1. Janmar 
1868, beabfihtige, und es lag ber grofh. Regierung baran, vermittelt ber 


fhliegung vom 27. Mai und unter nocdhmaliger Hervorhebung ber Differenz⸗ 
punfte dem bayeriſchen Staatsminifter, es würbe umpraftiich und zeitraubend 
fein, wollten ſich die vier fübdeutihen Staaten vor dem Zuſammentritt mit 
ben Rertreteru bes norbbentichen Bundes no über alle Etreitpunfte und 
Einzelheiten ber Grundlagen ber Berhandlungen mit dem norbdeutfchen Bund 
einigen, die dann doch wieber in eben bieien Rerhandlungen eine andere 
Geſtalt erhalten würden; bie großh. Regierung überlajje es vielmehr ber 
bayeriigen Regierung, jialls nicht alsbald eine Anregung Seitens Preußens 
erfolge, ihrerieit8 im Ramen ber fübbeuticyen Staaten, mit Umgehung vor: 

ängiger Berufung einer Gonferenz der Minifter biefer Staaten ober weiterer 
Griftlier Verhandlungen mit dieſen Staaten, diejenigen Schritte zu thun, 
welche geeignet feien, einen baldigen Zufammentritt einer Gonferenz ber 
Minifier der ſüddeutſchen Staaten mit den Bertretern Rorbbeutichlande, be: 
Hufe Gründung eines weiteren Bundes ber fübbeutichen Staaten mit bem 
norbbeutfchen Bunde, herbeizuführen. Kaum war dieſes Schreiben abgegangen, 
ale am Abend des 1. Juni bie Einlabung Preußens zu ber Zollconferenz 
nah Berlin eintraf, welde am 3. Juni begann unb beren Ergebniß Sie 
fenuen. Seither berubten bie Berhandlungen über Gründung bes weiteren 
Bundes, und traf nur noch eine Rote bes Fürften Hohenlohe vom 5. Auguſt 
ein, welde von einigen Stellen meines Schreibens vom 31. Mai Aft nahm, 
einige Ausflellungen beantwortete und der Regierung vorbehielt, bei gelegener 
Zeit auf bie angebahnten Berhandlungen zurüdzufommen. Die Akten ſchließen 
mit einer kurzen bießfeitigen Erwiderung vom 8. Eept. Dieß ift ber for: 
melle Stand ber Berhandlungen, auf welche die Rede des Fürſten Hohenlohe 
vom 8. Bezug nimmt, und welche ben Gegenflanb ber Interpellation des 
Abg. Wundt bilden. Der materielle Stand biefer Verhandlungen erhellt am 
beflen aus der Darlegung bes hauptſächlichſten Streitpunktes. Nach ber 
bayeriſch⸗ württembergiihen Miniſterial⸗Erklãrung follten gewiſſe Angelegen- 
feiten als gemeinfame bes weiteren Bundes erklärt, und es follten bie Art. 
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DI unb IV bes Entwurfs der Berfaffung bes norbbeutichhen Bundes als 
Bafis der Verhandlungen über Feitftelung dieſer Angelegenheiten anerfannt 
werben. Someit dieſe Angelegenheiten nit zum Voraus im Wege des Ver⸗ 
trags durch Bundesgrundgeſetz georbnnet werden Fönnten, follten fie durch 
einen erweiterten Bundessath unter Mitwirkung im Norben des Reichstages, 
im Süden ber Ständefammern ber einzelnen Staaten georbnet werben. 
Dießleits wurde vorgeichlagen, die gemeinfamen Angelegenheiten ber Art. III 
und IV ber norbbeutfhen Bunbesverfaflung in einem durch Hinzutritt von 
Vertretern ber jübdeutihen Staaten verftärften Bunbesrath und Reichstag 
xegeln zu laflen, wie bieß nun für bie Angelegenheiten des Zoll- und Han 
belsvereines feitgejtellt if. Sie eriehen hieraus, baß Verhandlungen zwijchen 
ben füdbdeutichen Staaten über Bildung eines weiteren Bunbes mit bem 
norbbeutihen Bund ftattgefunden haben, daß man fi über Einleitung von 
Verhandlungen mit bem norddeutſchen Bunde unb über bie ‘dee eines wei⸗ 
teren Bundes, aber noch nicht über bie Grundlagen der Verfaſſung biejes 
Bundes verftändigt hatte Die bayeriich-württembergiihe Minifterial-Erflä- 
rung enthält, bie zweite Frage des Heren Interpellanten betreffend, auch 
einen Sat über bas Verhältniß bes weiteren Bundes zu Defterreih, mit 
welhem eine entſprechende Verbindung angeflrebt werden follte, falls folche 
nicht gleichzeitig mit Abfchluß des Bundesvertrags zu erreichen fei. Weber 
biefen Artikel bat fich bie großh. Regierung noch nicht geäußert, weil fie erſt 
nachträglich mit Note bes Fürften Hohenlohe vom 1. Juni von ber fchließlich 
zwiihen Bayern und Württemberg vereinbarten Faſſung biefes Artikels 
Kenntniß erhielt, und weil für biefes Verbältnig nur die Stellung maß: 
gebend ift, welche Preußen und ber nordbeutihe Bund zu Oefterreih und 
diefes zu jenem einnimmt und einzunehmen gebenft. Diejes würde fih wohl 
bei ben ferneren Verhandlungen ergeben haben. ALS Bedingung der Grüns 
bung des weiteren Bundes mit Norbdeutichland ift die vorgängige ober gleich: 
zeitige DOrbnnung bes Verhältniſſes zu Defterreich nicht gefeßt, und es ſcheint 
auch in biefer Faſſung von einer Allianz mit Defterreich nicht die Rede zu 
fein. Der bayerijhe Staatsminijter bat endlich feine perjönliche Weberzeugung 
babin ausgefprochen, es fei weder politifch correct, noch zwedmäßig, noch in 
friedliher Weiſe durchführbar, baß einzelne ſüddeutſche Etaaten mit Nord⸗ 
deutſchland in nähere Verbindung treten. Wir haben biefe Weberzeugung eines 
beroorragenben und gewiſſenhaften deutſchen Staatsmannes zu adten, unb 
wir nehmen an, baß bie Gründe, auf benen fie berubt, je nach ben gegebenen 
Verhältniſſen von Gewicht fein fünnen. Wir haben ſchon wiederholt unfere 
gegentheilige Ueberzeugung ausgeſprochen, beren Verträglichkeit mit ben Nis 
tolsburger Präliminarien und dem Prager Frieden unb deren Weberein: 
ſtimmung mit Art. 79 ber norddeutſchen Bundesakte nachgewiefen. jene 
Weberzeugung bes bayeriſchen Staatsminiflers beruht wohl nur auf einer von 
ber unferigen abweichenden Auslegung ber genannten Staatsverträge und auf 
allgemeinen politifchen Anfchauungen über bie Lage der Dinge in Mitteleuropa. 
Beionbere Vorgänge, insbefondere Aeußerungen betheiligter ober frember 
Mächte in politiihen Verhandlungen oder diplomatifchen Aftenjtüden, auf 
weldhe fi die ausgefprocdhene Meberzeugung ſtützen Fönnte, find uns nicht 
befannt. Die großh. Regierung glaubt, daB ber Augenblid kommen werbe, 
welcher .dven fübdeutichen Staaten geftattet, ſich als vollzählende Glieder dem 
fih neu geftaltenden Deutſchland anzuſchließen; fie ift bemüht, durch Hands 
lungen bie Vorausfegungen zu fchaffen, welche unjer Land berechtigen werden, 
bie-nationale Einigung zu verlangen; fie wird ſich aber glücklich ſchätzen, 
wenn dieſe Einigung mit dem Norden in Gemeinſchaft mit den Nachbarn 
ſübdlich vom Main erfolgen kann, und wird bis dahin ſtets, wie in ben frag⸗ 
lichen Verhandlungen, zu jebem einleitenden Schritt im Verein mit un 
übrigen ſüddeutſchen Regierungen bereit fein.” 
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15.—23. Oct. Gonferenz ber beutihen Erzbiidöfe und Biſchöfe im Fulda. 
Die öſterreichiſchen Biſchöfe find (wegen bes in Oeſterreich eben 
ausgebrochenen Kampfes um das Concortat) abgehalten, daran Theil 
zu nehmen. Die Beſchlüſſe der Conjerenz werben nicht veröffentlicht. 
Zu ben auch politiſch bebeutjamen gehört eine Berfläubigung über 
möglicfte Hebung unb Unterlükung ber politiſch⸗ kath. Tagespreffe 
unter der Leitung der Biſchöfe. 

17. Oct. (Württemberg). Die ſtaatsrechtliche Gommijfion der IL 
Kammer beſchließt mit 5 gegen 3 Etimmen, darauf anzutragen, 
daß das Schutz- und Trubbündnig mit Preußen nur mit ber für 
Berfafjungsveränderungen nöthigen Zweibrittelömajorität angenommen 
werden könne, indem es weſentliche ECouveränetätsrechte des württ. 
Staatsoberhaupts bleibend auf einen fremden Souverän übertrage, 
und daß die Kammer das Bündniß felber verwerfen möge. 

18. „ (Württemberg). Zufammentritt des Landtags. 

”* „ (Baden). Die IL Kammer genehmigt das Schuß: und Trutz⸗ 
bündnig mit Preußen mit allen gegen 1 Stimme. 

19. „ (Baden). Die II Kammer genehmigt einftimmig die neuen 
Zollvereinsverträge. 

21.—22. Oct. (Bayern). IL Kammer: Debatte über bie neuen Zoll: 
vereinsverträge. Diefelben werben fchließlih mit 117 gegen 17 
Stimmen genehmigt. 

22,—25. Oct. (Württemberg). Der König fpricht fi) perfönlich in 
Triebrihshafen und in Stuttgart offen und entichieden für Annahme 
des Schub: und Trutzbündniſſes und der Zollvereinsverträge aus. 

23. Oct. (Bayern). Die IL Kammer genehmigt auch die Geſetzes⸗ 
entwürfe bez. Zollparlamentswahlen und Salzfteuer gegen eine Minder⸗ 
heit von 13—14 Stimmen. 

»_ „ (Baden). Die J. Kammer genehmigt auch ihrerfeits einſtimmig 
bie neuen Zollvereinsverträge. 

24. „ (Bayern). II Kammer: Die Regierung legt berjelben ben 
neuen Wehrgefeßentwurf vor nebft einläßlicher Motivirung. 

L Kammer: Der Ausfhuß des Reichsrathes beſchließt mit 9 
gegen 1 Stimme auf Verwerfung ber neuen Zollvereinsverträge an: 
zutragen. 

„26. Oct. (Bayern). Die Ausfiht, daß die neuen Zollvereins: 
verträge vom Reichsrath verworfen werben Tönnten, bringt bie ge- 
fammte hanbeltreibende und gewerbliche fowie die gefammte GStäbte 
bevölferung bes Landes in fieberhafte Aufregung. Bon allen Seiten 
werben Adreſſen und Telegramme gegen eine Zerreifung bes Zoll: 

| vereins an den Reichsrath gerichtet. 

26. Oct. (Bayern). I Kammer: Debatte über bie neuen Zollvereing: 
berträge. Frhr. dv. Thüngen trägt als Referent bes Ausſchuſſes auf 
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Verwerfung an. Fürſt Löwenſtein-Wertheim-Roſenberg ſtellt den 
Vermittlungsantrag: 

„In Erwägung, daß die Kammer der Reichsräthe ſtets bereit ſein wird, 
für den Fortbeſtand des Zollvereins und den großen Nutzen, den derſelbe 
dem ganzen Lande gewährt, die nöthigen Opfer zu bringen, ſobald ſie ſich 
nur auf dem Gebiete der materiellen Intereſſen bewegen und wenn nicht auch 
unſere Selbſtſtändigkeit bedroht wird, beſchließt die Kammer, den vorgelegten 
Verträgen nur unter der Bedingung die Zuſtimmung zu ertheilen, daß das 
dem Staate Bayern in den ſeitherigen Zollvereinsverträgen zuſtehende Recht 
ber Zuſtimmung oder Ablehnung auch in den neuen Verträgen Ausdruck 
findet* — mit dem Bemerfen, burdy eine gewiffe Partei und felbft durch 
preußifche Agenten feien im Lande große Beforgniffe wachgerufen worben, 
jo baß ein panifcher Schreden herrſche; „wir wollen daher beruhigend auf 
bie Gemüther einwirken, indem wir Preußen bie Möglichleit bieten, auf neue 
Unterbandlungen einzugehen.” 

Die Kammer fufpendirt die Sitzung, um dem Ausſchuß Zeit zu 
laflen, ſich bezüglich des Antrags ſchlüſſig zu machen und berjelbe 
beichließt, fi ihn anzueignen, worauf derjelbe mit allen gegen 3 
Stimmen angenommen wird. Der Minifter Fürft Hohenlohe und 
ber Frhr. v. Thüngen als Führer ber Reichsrathspartei gehen noch 
am Abend nah Berlin ab, um fih ohne Verzug barüber zu ver: 
gewiffern, ob Preußen die Bedingung des Reichsraths annehme 
oder nicht. 

b. Oct. (Württemberg). Die ſämmtlichen Handelstammern bes Landes 
haben ſich nunmehr mit Entjchiedenheit für Annahme der Zollvereins- 
verträge ausgejprocen. 

7. „ (Dürttemberg). LZahlreihe Berfammlungen in ben verjchie- 
benen Landestheilen fprechen fich theils für, theils gegen bie An⸗ 
nahme der Zollvereinsverträge und des Schub: und Trutzbündniſſes 
aus. In Stuttgart erflärt fi eine impofante Volksverſammlung 
für Annahme derfelben, nachdem eben basfelbe bereits vom Gemeinde- 
rath und vom DBürgerausfhuß und von Geite bes fog. liberalen 
Wahlvereins gefchehen war. 

3.—31. Det. (Bayern). Die öffentlihe Meinung ift überzeugt, daß 
Preußen fi zu der Bedingung bes Reichsraths für Genehmigung 
ber Zollvereinsverträge nicht verftehen werbe und von allen Seiten 
werden neuerdings Deputationen, Adreſſen, Telegramme an ben 
Reichsrath für bebingungslofe Annahme der Verträge gerichtet. 


I. Det. (Württemberg). IL Kammer: Debatte über das Schuß: 
und Trußbündniß mit Preußen. Der Antrag Probft’s auf Ver: 
ſchiebung bis nad dem Entfcheide des bayerifchen Reichsraths über 
ben Zollverein wird mit 49 gegen 37 Ctimmen abgelehnt, bie 
Forderung einer Zweibrittelgmajorität mit 53 gegen 37 Etimmen 
ebenfo und das Bündniß fchließlih mit 58 gegen 32 Stimmen 
genehmigt. 

Rede Varnbüler's: Es fei Hingewielen worben auf \eme yet 
Dergangenbeit; auch ohne biefe Erinnerung wäre es notgweniig gnürt, VER 
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Schein ber Untreue von ihm abzuwenden. Zu biefem Behuf fchilbert ber 
Minifter die Parteien und deren Stellung bie zum Sabre 1866 Kinfichtlich 
ber deutihen Frage Die Geichichte Habe mun aber auch geiprocdhen, und es 
fei bie deutſche Frage durch einen biutigen Kampf gelöst worben. Tie An: 
erfennung ber Thatfadhe fei uns in bem Frieden bictirt, von biejer Grundlage 
aus müfje er handeln; wenn nicht, fo müßte er fi einen Träumer nennen. 
Deutſchland habe ein ſchönes lieb verloren; nun fei bie Frage an uns ge= 
treten, it Deutſchland tobt? Er könne nicht warten bis ein gütiges Gefchid 
die Tinge wieder wende; vielmehr habe er ſich fragen müjjen: was zu ge: 
ſchehen habe, um das, was übrig geblieben, weiter zu entwideln. Gofort 
fudt der Minifler bie Confequenzen zu ziehen aus bem Etantpunfte ber 
Gegner. Tie unmöglidyfte Eventualität fei ein Verbleiben im Anfhluß an 
Oeſterreich, darüber wolle er nicht weiter ſprechen; das zweite fei ber viel- 
beiprodene Sũdbund, das Yieblingsfind des Abg. von Hall; er und Her 
dv. db. Pfordten haben Anfangs gehofft, daB das Königreih Sachſen unb eine 
ſchõne Gruppe, Frankfurt, Nafjau, verbleiben fönnten für einen foldyen Verband. 
Man wifle, wie e8 gegangen fei. Die Borausfegung zu einem ſolchen Ber: 
band fei eine gewiſſe Zuneigung; er frage aber: wie e8 hätte gelingen follen 
bie weſtlichen Nachbarn (Baben) in ben Schooß eines Südbunds zu bringen. 
Bei Bayern komme die Schwierigfeit ber Rheinpialz hinzu. Gr führe bie 
Herren nun in das eigene Land, in ben eigenen Saal, unb frage: wie viel 
verfchiedene Anfichten find nur in diefem Saal? Piefer Zübbund, welchen 
Zwed müßte er denn haben? Die Neutralität, fage man. Zu diefem Behuf 
geht ber Minifter auf die Geſchichte ein, zumädft auf die Staaten, welde 
eine garantirte Neutralität haben, bie Schweiz, für beren Neutralität das 
neutrale Gebiet von Savoyen, das von Frankreich incorporirt worden, ein 
fhlagenbes Beifpiel fei; Krafau; Luremburg, über beflen Neutralität man 
bie Auslegung im englilhen Parlamente Tenne ; Belgien, welches Antwerpen 
mit einem Aufwand von 100 Mill. zu einer Zeitung gemacht habe. So 
fehe diefer Staat die Neutralität an. Uns aber habe Niemand die Neutra- 
Tität angeboten. Man fage wohl, man fee Gut und Blut ein; aber wie 
fiche e8 mit der That, mit ber Opferwilligfeit? Diejenige Kraft ber Ent: 
fagung, diejenige Opferwilligfeit, welde eine ſolche Stellung verlange, finde 
man bei ung — es fei ihm leid zu fagen — nidt. Es bleibe demnad) 
übrig, daß Württemberg, Baden und Bayern jebes für fi) handle. Wenn 
Gefahren drohen, bann frage es ſich: wär’ e8 nicht fehr möglich, baß bie 
Kleinmüthigfeit in ben Heinen Staaten den europäiſchen Sntriquen Thür 
und Thore öfine? Menn in einem folden Fall die Kleinftaaten ſich charak⸗ 
terlo8 benehmen, fo liege es nahe, daß die Großftaaten über den Kleinen ſich 
bie Hand bieten und fie als Ausgleihungsobject benüken. Man möge zurüds 
fehen auf die Geſchichte! Wenn das Alles fo fei. jo führe diefer Standpunft 
bes Aufgebens ber Nationalität mit abfoluter Logik zu einem Anichluß an 
Tranfreih, was eine nationale Unmöglichkeit fei. Was habe anderes übrig 
bleiben können, als fi) umzufehen nach demjenigen Staat, welcher ber größte 
in Deutſchland fei, nad Preußen. Allerdings, wer jagen könne, Preußen fei 
ber größte Feind von uns, ber habe nicht auf diefen Gedanken fommen fönnen, 
Er frage nun, was ber Allianzvertrag fei? Er fage ausdrüdlich: derſelbe fei 
abgejchloffen worden zur Vertheidigung der Integrität Deutſchland.. Man 
habe gegenfeitig mit einander abgejchloffen, in der Abficht, den Vertrag treu 
und reblid zu halten, und fo lange er im Rathe der Krone fei, werbe er 
bafür einftehen, baß er loyal und treu gehalten werde. Daß aber bie Trage, 
ob man eine Cognition über ben casus foederis babe, eine unzweifelhaft zu 
bejahenbe fei, das wolle er beweilen. Die Regierung fei von Preußen gefragt 
worden, ob fie ben Fall von Luxemburg als casus foederis anſehe. Die 
Antwort von uns fei ergangen: man müſſe erft die betreffenden Verhältniffe 
Tennen unb würbigen. Diele Antwort {ik aus went innen morben. 
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Der Minifter ſpricht fofort über ben Charakter bes Vertrags, Der König 
von Preußen babe über die ftrategifchen Bewegungen bes Heeres zu dispo⸗ 
niren, aber mehr ſtehe ihm nicht zu. Es fei behauptet worben, baß bie 
Militärlaft eine außerorbentli große werbe; aber wir müffen ein gutes Heer 
unterhalten, wenn wir nicht bie Erfahrungen maden wollen, die man im 
vorigen Jahre gemacht babe. Der Minifter verliest ein Aftenftüd vom Grafen 
v. Bismard, in welchem berjelbe über das Princip ber allgemeinen Wehr: 
pfliht und deſſen Vortrefflichkeit ſich ausſpricht, im übrigen bie Regelung 
bes Militärweſens zunächſt den fjüddeutfchen Staaten anheimgibt, und nur 
anbdeutet, daß weitere Vereinbarungen hierüber gefchloffen werben ſollen. Die 
Kammer werde demnach wohl aus eigenem Antriebe dafür zu forgen haben, 
fagt der Minifter, daß ein gutes Veilitäriyftem durchgeführt werde. Der 
Allianzvertrag an und für fi) nöthige fie hiezu nit. Er fei von Sr. Maj. 
bem König nad Anhörung bes Geheimenrath8 zu ber Erflärung ermäds 
tigt: daß bie in dem Antrage der Abgeordneten Zeller, Duvernoy, Röbinger, 
v. Mehring zu der Genehmigung des Allianzvertrags beantragten Vorauss 
fegungen vollftändig begründet feien. Bon Seiten der Gegner habe man 
biefen Allianzvertrag mit einer großen Leichtigkeit verwandelt in einen Ein 
tritt in den norddeutfchen Bund. Die Regierung babe aber ben Vertrag ab⸗ 
gefchloffen, um ein gewifjes Verhältnig zum Norden zu erhalten, aber nicht 
um in ben Norbbund einzutreten. Man habe fidh in das naturgemäße Ver: 
hältniß zu Preußen gelegt. Dean könne den nationalen Gedanken nicht todts 
ſchlagen. Der Minifter wendet ſich zu der Frage bezüglich Deutſchöſterreichs, 
und fagt: die Deutfchen in Oeſterreich wünſchen, baß ihre Stammesgenofjen 
das Bild der Kraft und ber Einheit darbieten, und es erfcheine diefe Ans 
ſchauung auch ganz naturgemäß, denn durch einen großen Bund in Deutſch⸗ 
land erhalten die Deutichöfterreicher einer fihern Halt gegen bie flaviichen 
Beftrebungen. Der Minifter kommt auf die Verhandlungen zu fprecen, 
welche von Württemberg, Bayern und Baden gepflogen worden find zur Res 
gelung ihrer Verhältnifje mit dem Nordbund, insbefondere Hinfichtlich des 
Zollvereins. Man babe fih dahin verftändigt, daß Feiner ohne den andern 
fih in die Verhandlungen einlafjen folle, aber ausdrüdtich haben die Regier⸗ 
ungen der jüddeutichen Staaten ausgelprochen, daß an biefe Verhandlungen 
ſich anſchließen folle die Vereinbarung eines freundlichen Verhäftniffes mit 
Defterreih. Der Minifter fommt nun zu ber Frage: in welchem Zufammens 
bang unter ſich der Allianzvertrag und ber Zollvereinsvertrag ftehen. Er ſagt: 
beide Verträge ftehen in einer nothwendigen Wechlelwirfung; ber Bündniß⸗ 
vertrag bilde einen integrirenden Theil bes Zollvertrags, und ftehe noch weiter 
im engften Zuſammenhang mit dem zu gleicher Zeit abgefihloffenen Friedens⸗ 
vertrage. Im Uebrigen mögen bie Mitglieder des Haufes dieß nicht als eine 
Preſſion anſehen. Er betrachte den Vertrag als einen für Württemberg 
günftigen, er ftehe nicht vor ber Kammer, um fie um Verzeihung zu bitten; 
er babe die Weberzeugung einen guten Vertrag geichloffen zu haben. Was er 
geiprochen habe, babe er zugleich im Namen Feiner Herren Collegen geſprochen. 
„Das Haus mag enticheiden. Ich erwarte feften Muths ben Richterſpruch 
der Geſchichte Württembergs.“ 


0. Och (Bayern) Fürſt Hohenlohe und Frhr. v. Thüngen Tehren, 
wie erwartet wurde, unverrichteter Dinge von Berlin zurüd, ba 
Preußen das Anfinnen mit ausprüdlicher Hinweifung auf bie öffent: 
liche Meinung in ganz Deutſchland und auf den bezüglihen Beſchluß 
des nordd. Reichstags entſchieden abgelehnt hat. 


Die II. Kammer beſchließt mit allen gegen 12 Stimmen wirt 
Namensaufruf „ber von ber Kammer der Keihariite HÄdltenen 
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Mobification nicht beizutreten, vielmehr auf ber bebingungslofen 
Genehmigung der Verträge zu beharren” mit dem Zufabe: 

„Tie zuverfihtliche Erwartung auszuipredden, bie Staatsregierung werbe 
babin wirfen, baß bie Präfidialmacht Preußen das ihr in Art. 8 $ 12 des 
Zollvereinsvertrage vom 8. Juni 1867 eingeräumte Einſpruchsrecht wicht in 
einer ben wirthſchaftlichen Intereſſen Bayerns nachtheiligen Weife ausüben 
werbe.” 


L Kammer: Der Ausfhuß beſchließt mit 8 gegen 1 Stimme 
nunmehr feine Oppofition fallen zu laſſen und auf bebingungslofe 
Genehmigung der Zollvereinsverträge anzutragen. 


31. Od. (Bayern). Die I Kammer- fügt fi) der Zwangslage und 


fprit mit 35 gegen 13 Etimmen bie unbebingte Genehmigung ber 
Zollvereinsverträge aus. 

DH. Kammer: Der Eultusminifter legt ben neuen Schulgefeb: 

entiwurf vor und beantwortet zugleich die Abrefie der Biſchöfe an 
ben König auf den Befehl desjelben ablehnend, indem er einerjeits 
bie darin ausgejprohenen Befürdtungen als eines hinreichenden 
Grundes entbehrend erflärt und anderſeits die Rechte des Staates 
nachdrücklich wahrt. 
„ (Württemberg). I. Kammer: Debatte über die Zollvereins⸗ 
verträge. Einſtimmig wirb beidloffen, daß eine Zweibrittel-Majorität 
für Annahme nothwendig jei und biefe dann mit 73 gegen 16 
Stimmen ausgejproden. 


4, Nm (Württemberg). Die I Kammer nimmt die Zollvereins- 


verträge einftimmig, das Schub: und Trubbündniß mit 23 gegen 6 
Stimmen an. Zwei Mitglieder ſprechen fih in ber Discuffion ent: 
ſchieden für einen Eintritt Württemberg in ben norbd. Bund aus. 
v» (Zollverein). NAuswehslung der Zollvereinsverträge vom 
8. Juli in Berlin. Preußen Tnüpft feinerjeitS gegenüber den füb- 
beutfhen Staaten die VBorausfeßung daran, „daß die rechtliche Ver: 
bindlichkeit der Schub: und Trugbündniffe vom Auguft 1866 von 
benjelben nicht in Trage geftellt werbe.“ 


u (Baden). Die IL Kammer beſchließt gelegentlich des Budgets, 


bermalen die Gefandtfhaften in Münden, Stuttgart und Darmftabt 
noch zu belaflen, dagegen diejenige in Wien auf einen bloßen Ges 
[häftsträger zu rebuciren und bie Geſandtſchaft in Florenz und ben 
Militärbevollmädhtigten in Berlin demnächſt eingehen zu laſſen. 
Minifter v. Freyborff äußert fich bei der Debatte bez. der Geſandſchaft in 
Münden: „Bayern ift ber nach Größe und Einwohnerzahl bebeutendfte füds 
beutfhe Staat, fein Thun und Laffen in der deutſchen Trage von äußerfter 
Wichtigkeit für bie Geflaltung bes VBerhältniffes zwiſchen Süd- und Norbs 
beutichland, fein Verhalten in irgend einer Krifis, in irgend einem drohenden 
Conflict mit dem Ausland von der größten Bedeutung für unſere Lage; wir 
müffen im fleten Verkehr mit München fein, wie er nur durch eine beftändige 


Gecſuandtſchaft Hergeftellt werben Tann; und über alles aus Bayern für uns 
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Wiffenswerthe kann nur eine ftändige Geſandtſchaft zuverläffige Auskunft 
geben. Dazu Tommt, daß über kurz ober lang Lie deutſche Frage zu einem 
Austrag kommen wird. Auch wenn bie8 auf bie einfachite Weile, durch 
einen Staatsaft, durch irgend eine Art des Anfchluffes an ben norbbeutichen 
Bund gejchieht, müſſen wir bis babin in Berlin, Münden und Stuttgart 
auf unfer Ziel binarbeiten, in allen diefen Refidenzen Fühlung behalten, um 
zu wiffen, was dort gewünfcht, getban, erftrebt wird, um, wenn immer mög 
ih, in MUebereinftimmung und Gemeinſchaft mit ben in gleicher Lage bes 
findlihen fübbdeutfchen Staaten zu handeln. Noch unentbehrlicher ift bie 
diplomatifche Vertretung an dieſen Orten, wenn die beutfhe Frage nicht 
mit einem Schlag und Staatsakt abgeſchloſſen wird, fondern allmälig, 
burch einzelne Berhandlungen, Verabredungen und Verträge ihrem Ziel ent- 
gegengeführt wird, wenn fie den Weg fortwanbelt, welcher in ben Allianz- 
verträgen, Militärconferenzen, Zollvereins-Berträgen eingefchlagen wurbe. Alle 
folhe Angelegenheiten verurfachen Verhandlungen, weldhe nur mit Hilfe einer 
regelmäßigen diplomatifchen Vertretung raſch eingeleitet und zu Ende geführt 
werden können, in denen die Anfchauungen ber großh. Regierung nur mit 
Hilfe einer folchen Vertretung thunlichft zur Geltung gebracht werben Können.” 


8. Nov. (Baden). Die II. Kammer nimmt das neue Geſetz bez. 
Dereins: und Verſammlungsrecht faſt einftimmig an. 

9. „ (Baden) Die IL Kammer nimmt das neue Minifterverant: 
wortlichleitsgefeß mit den Modificationen der Commiſſion einftimmig an. 

12. „ (Baden) Die I. Kammer nimmt das neue Preßgefeg mit 
großer Mehrheit an. inige Punkte bleiben indeß noch unerledigt. 

14.—18. Nov. (Bayern). II Kammer: Der Socialausfhuß legt ben 
Entwurf des neuen Gewerbegeſetzes mit ©ewerbefreiheit (au für 
bie fog. Preßgemwerbe) vor. Ein Antrag auf Abldfung der Real: 
rechte wird mit allen gegen 12—15 Stimmen ohne Zählung ver: 
worfen und ber Gefehesentwurf mit allen gegen 15 Stimmen ans 
genommen. 

16. Nov. (Heffen) nimmt die Einladung Frankreichs zu einer. euro- 
päifhen Conferenz über die römiſche Frage, angeblih aus Rüdficht 
für feine kath. Bevölkerung, fofort an und wirb bafür von Preußen 
durch eine Dep. ſcharf getabelt (ſ. Preußen). Ä 

21. „ (Bayern) proteftirt gegenüber Preußen gegen die von dieſem 
ben Ratificationsurfunden der Zollvereinsverträge am 6. Nov. beige: 
fügte Bedingung und alle Confequenzen, bie man etwa baraus ab- 
leiten wollte, da e8 biefe Bedingung als von Seite Bayerns erfüllt 
und baher den Zollvereinsvertrag als einfach von Preußen ratificirt 
betrachte. Preußen ertheilt darauf Feine Erwiederung. - 

22. „ (Baden) Die II. Kammer nimmt nad viertägiger Debatte 
das neue Wehrgefet, das fih aufs engſte den Beſtimmungen bes 
norbd. Bundes anſchließt, mit allen gegen 2 Stimmen an. 

30. „ (Baden) Die I. Kammer nimmt das neue Wehrgefeh ein- 
ftimmig an. 


4.—7. Dec, Militärconferenz der fühbentihen Staaten in Müı 
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(nunmehr ohne Heflen) auf Grund ber Beichlüffe der Stuttgarter 
Conferenz vom Februar. Die Beichlüffe werben nicht veröffentlicht, 
bon ben Regierungsorganen aber als „befriebigenb* bezeichnet. 


6. Dec. (Baden). Die IL. Kammer beſchließt mit 44 gegen 3 Stim- 

s men (2 Ultramontane und 1 evang. Proteftgeiftlicher), den Groß: 
berzog in einer Adreſſe zu Bitten, noch auf dem gegenwärtigen 
Landtage den Ständen einen Geſetzesentwurf vorlegen zu laſſen, 
welcher die Einführung ber obligatorifhen bürgerlichen Trauung und 
bie Mebertragung der Standesbuchführung an befondere Beamte 
bürgerlihen Standes zum Gegenftand habe. 


7. „ (Baden). IL Kammer: Gelegentlih einer Anfrage bez. ber 
Teltung Raftatt bemerft der Minifterpräfivdent Matthy, daß Baden 
wohl früher in den norddeutſchen Bund würde eintreten können, ehe 
Unterhandlungen mit den anderen fübd. Staaten über gemeinſchaft⸗ 
lihe Unterhaltung Raftatts und Ulms zu einem Reſultate führen 
werben. 


9, „ (Baden). Die II. Kammer erledigt zwei noch. unentjchieben 
gelafjene Punkte des Preßgefehes, indem fie bie polizeiliche Beſchlag⸗ 
nahme befeitigt und eine Reihe von Preßvergehen ben Geſchwornen 
überiwiefen wiflen will. Das Prefgejeb wird barauf als Ganzes 
mit allen gegen 9 Stimmen angenommen. 


10, „ (Bayern) Die L Kammer ſtimmt dem Entwurf eines neuen 
Gewerbegeſetzes mit Gewerbefreiheit ebenfalls bei, doch mit einigen 
Mobificationen namentlich bez. ber Preßgewerbe. 


41. „ (Württemberg). U. Kammer: Minifter Varnbüler erklärt 
bei Gelegenheit des Budgets bes Ausw. „es fei entfchiedene Anficht 
ber Regierung, daß, nachdem fie bie beiden Verträge mit Preußen 
abgeichloffen und damit ihre nationale Pflicht erfüllt Habe, Tein 
Grund fei, über diefe Grenzlinie hinauszugehen.“ 
12,—17. Dec. (Bayern). II Kammer: Debatte über das neue Wehr: 
geſetz. Referat bes Abg. v. Stauffenberg. 

Art. 2 des Entwurfs, wonach die Zahl der jährlich in bie active Armee 
zur Herftelung des Formationsftandes Einzureihenden je für die Dauer von 
zwei Jahren durch Geſetz (Contingentsgefeß) beftimmt werben ſoll, wird an⸗ 
genommen, troßbem fidh der Kriegsminifter. dagegen erklärt, weil dadurch ber 
Regierung ein ihr bisher zugeftandenes Recht entzogen werde, welches niemals 
mißbraucht zu haben fie fih bewußt ſei. — Bei Art. 24 (Präfenzzeit) wird 
beantragt, das Maximum berfelben bei der Infanterie auf zwei Jahre ges 
ſetzlich Tefauftelten, ber Antrag jedoch, vom Referenten und vom Kriegs: 
minifter befämpft, mit ftarfer Mehrheit verworfen und ber Art. in ber 
Faffung des Ausfchuffes angenommen: „Die Angehörigen der activen Armee, 
einfchließlich ber Erſatzmannſchaft, find auch im Frieden ber jeberzeitigen Eins 
berufung und Präfenzpflicht unterworfen, follen jedoch nur bis nad volls 
enbeter militärifcher Ausbildung, fowie zu vorübergehender Dienftleiftung für 

Itung ber geſetzlichen Ordnung präjent gehalten werben.” (Der Krieges 
erflärt, daß er im Yubget für 1868 thatſächlich eine zweijährige 
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Präjen; nur darum angenommen babe, weil er Teine Möglichkeit vorauss 
gefehen habe, eine längere bewilligt zu erhalten.) 


Das ganze Geſetz wird ſchließlich mit allen gegen 15 Stimmen 
angenommen. 


13. — 19. Dec. (Baden). H. Kammer: Berathung des neuen Schal: 


gefebes. Der Entwurf der Regierung wird ben Anſprüchen ber 
Kirche gegenüber mehrfach entſchieden verſchärft, indem ſich bie 
Kammer für Schulzwang ftatt (nad) der Regierungsvorlage) bloß 
für Unterrichtszwang entſcheidet und mit allen gegen 5 Stimmen 
bie Firchlihen Corporationen von dem Recht, Schulen zu errichten, 
ausbrüdlih ausſchließt. Der confeffionele Charakter ber Schule 
wird zwar beibehalten, aber gemiſchte Schulen für zuläffig erklärt 
und das ganze Geſetz fchlieglih mit allen gegen 3 Stimmen an: 
genommen. Ä 


— Dee. (Heffen). Die Regierung veröffentlicht den nunmehr ausge: 


20. 


22. 


23. 


arbeiteten Entwurf eines ivilproceßgefebes, aber nur mehr als 
ſchätzbares Material für die vom norbb. Bunbesrath zu gleichem 
Zwede beſchloſſene Commiſſion, im Gegenſatz gegen ihre frühere, 
am 23. Mai von ber II. Kammer mit 31 gegen 4 Stimmen ge: 
bilfigte Abſicht, mit einer ſolchen Geſetzgebung ſelbſtändig vorzugehen. 
„» (Württemberg). Die II. Kammer nimmt bie neue Gerichts: 
verfaffung (mit Schöffen für alle Fälle der Strafrechtspflege) mit 
64 gegen 22 Stimmen an. 


„ (Baden) Eine Anzahl Kammermitglieder, worunter auch 4 
Minifter, erlaffen eine Anſprache an das Volt, in ber fie fi für 
eine Ausdehnung ber Competenz bes Zollparlaments erklären. 


„ (Württemberg). II Kammer: Die Regierung legt berjelben 
ben Entwurf eines neuen Verfaſſungsgeſetzes betr. die Zuſammen⸗ 
feßung und bie Wahl des Landtags vor, 

Eine Note jämmtlider Minifter erläutert den Stanbpunft, von 
bem die Regierung bei ber Vorlage ausgegangen ſei. „Der Regierung fteht 
nad allfeitiger Prüfung bie Frage feſt, daß bie Erfüllung bes an fie ges 
fiellten Verlangens, Behufs einer Nevifion ber Verfaffung einfeitig eine nad 
Maßgabe der Beitimmungen vom 1. Juli 1849 zu wählende Lanbdesvers 
fammlung zu berufen, rechtlih wie thatſächlich unmdglih if. Rechtlich 
unmöglid, weil diefe Beftimmungen nad ber Natur ihrer Entitehung und 
nad den für ihre Verabſchiedung maßgebend gewefenen Grundſätzen übers 
haupt nur einen tranfitorifchen Character hatten und haben Eonnten, wie dies 
binfichtlich ihrer wefentlihen Grundlagen auch in ber Entſcheidung bes 
Staatsgerichtshofs vom 4. September 1850 anerkannt iſt; thatſächlich 
unmöglich, weil nach benfelben die Conftituirung und bamit bie Eriftenz ber 
Landesverfammlung durch bie Ablegung eines Eides [auf die Reichsver⸗ 
faffung?] bedingt wäre, der jebenfalls jett nicht mehr zuläffig und möglich 
if. Demgemäß iſt eine Revifion der Berfaffung auf dem durch fie ſelbſt 
vorgezeichneten Wege herbeizuführen. Die Grundlage für eine folche ift durch 
bie Faktoren von felbft gegeben, bie fi an biefer Reviſion zu betheiligen 
haben und mit denen man zu rechnen bat, Es Tann fi nicht barum hat: 
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erging an bie großh. heſſiſche Regierung für Süd-Heſſen. Die Note ents 
widelt einen Theil der Gebanfen über das fünftige Verhältniß der ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten zu dem norbbeutjchen Bund, welche in ber von dem königl. 
bayeriſchen Staatsminifter Fürften Hobenlohe in ber 31. Sigung ber baye⸗ 
rifhen Kammer ber Abgeordneten vom 8. db. M. gehaltenen Rede niedergelegt 
find. Die beigelegte Minifterial= Erflärung vom 6. Mai enthielt artifulirte 
Borfchläge Über die Gründung eines weiteren Bundes zwijchen den vier ſüd⸗ 
beutichen Staaten einerfeit8 und dem nordbeutfchen Bund anderſeits. Nach⸗ 
bem im Wege ber Gorrefpondenz zwilchen ben betheiligten Miniftern ber 
auswärtigen Angelegenheiten einige Mobificationen ber bayerifch = württem- 
bergifhen Meinifterial-Erflärung theils zugeftanden, theils in Ausficht geftellt 
waren, erftattete ich Vortrag zum großh. Staatsminifterium und wurde durch 
allerhächfte Entſchließung vom 27. Mai ermächtigt, unter Zugrundlegung ber 
bayerifch « württembergifchen Minifterial- Erflärung vom 6./16. Mai mit ben 
in ber Note des Fürften Hohenlohe vom 22. Mai vorgeichlagenen Mobificas 
tionen, gemeinſchaftlich mit ber bayerifchen, württembergijchen und heſſiſchen 
Regierung in Verhandlungen über die Gründung eines weiteren Bundes ber 
füddeutihen Staaten mit dem norbbeutfhen Bund einzutreten, und wurbe 
angewiefen, bas Ergebniß dieſer Verhandlungen feiner Zeit zur höchiten Ge: 
nehmigung vorzulegen. Inzwiſchen war gemeldet worden, daß Preußen bie 
Kündigung des Zollvereins vom 1. Juli d. J. ab, aljo auf ben 1. Januar 
1868, beabfidhtige, und es lag ber großb. Regierung daran, vermittelft ber 
von dem Füriten Hohenlohe angeregten Verhandlungen jo bald als möglich 
zu Berbandlungen über bie Reconftruction des Zollvereins zu gelangen. 
Da eine Vereinbarung aller fübdeutichen Staaten über die Grundlagen bes 
vorgeichlagenen weiteren Bundes nicht erzielt und nicht fo leicht und bald zu 
erzielen war, fchrieb ih am 31. Mai unter Mittheilung ber höchſten Ent: 
ſchließung vom 27. Mai und unter nochmaliger Hervorhebung ber Differenz- 
punkte dem bayerijchen Staatsminifter, es würde unpraftifch und zeitraubenb 
fein, wollten fi) die vier füddeutichen Staaten vor bem Zufammentritt mit 
ben Vertretern bes norbbeutichen Bundes noch über alle Streitpunfte und 
Einzelheiten der Grundlagen ber Verhandlungen mit dem norbbeutichen Bund 
einigen, bie bann boch wieder in eben biefen Verhandlungen eine andere 
Geftalt erhalten würden; bie großh. Negierung überlaffe es vielmehr ber 
bayerifchen Regierung, falls nicht alsbald eine Anregung Seitens Preußens 
erfolge, ihrerfeits im Namen ber ſüddeutſchen Staaten, mit Umgehung vor: 
ängiger Berufung einer Conferenz ber Minifter diefer Staaten oder weiterer 
hriftlicder Verhandlungen mit biefen Staaten, diejenigen Schritte zu thun, 
welche geeignet feien, einen baldigen Aufammentritt einer Conferenz ber 
Minifter der ſüddeutſchen Staaten mit ben Vertretern Norddeutſchlands, bes 
hufs Gründung eines weiteren Bundes ber füdbeutfchen Staaten mit dem 
norbbeutfchen Bunde, herbeizuführen. Kaum war diefes Schreiben abgegangen, 
als am Abend bes 1. Juni die Einladung Preußens zu der Zollconferenz 
nad Berlin eintraf, welde am 3. Juni begann und beren Ergebniß Sie 
fennen. Seither berubten die Verhandlungen über Gründung bes weiteren 
Bundes, und traf nur noch eine Note bes Fürften Hohenlohe vom 5. Auguft 
ein, welche von einigen Stellen meines Schreibens vom 31. Mai Akt nahm, . 
einige Ausftellungen beantwortete und ber Regierung vorbebielt, bei gelegener 
Zeit auf die angebahnten Verhandlungen zurüdzufonımen. Die Akten fchließen 
mit einer furzen bießfeitigen Erwiderung vom 8. Sept. Dieß ift der for: 
melle Stanb ber Verhandlungen, auf welche bie Rede des Fürften Hohenlohe 
vom 8. Bezug nimmt, und welche den Gegenftand ber nterpellation des 
Abg. Wunbt bilden. Der materielle Stand diefer Verhandlungen erhellt am 
beiten aus ber Darlegung des bauptfächlichiten Streitpunftes. Nach ber 
Bayerifch » württembergifihen Minifterial = Erflärung folten gewiffe Angelegen- 
beiten als gemeinfame bes weiteren Bundes erflärt, und es follten die Art. 
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III und IV bes Entwurfs der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes als 
Bafis ber Verhandlungen über Feſtſtellung diefer Angelegenheiten anerkannt 
werben. Soweit dieſe Angelegenheiten nicht zum Voraus im Wege des Vers 
trage durch Bundesgrundgefeß geordnet werden könnten, follten jie durch 
einen erweiterten Bundessath unter Mitwirkung im Norden bes Reichstages, 
im Süden ber Ständefammern ber einzelnen Staaten georbnet werben. 
Dießfeits wurde vorgeichlagen, bie gemeinfamen Angelegenheiten ber Art. III 
und IV ber norbbeutfchen Bunbesverfaffung in einem durch Hinzutritt von 
Vertretern ber fübdeutihen Staaten verftärkten Bundesrath und Reichstag 
regeln zu laffen, wie bieß nun für die Angelegenheiten des Zoll: und Han 
delsvereines feftgeftellt ift. Sie erleben hieraus, daß Verhandlungen zwijchen 
ben ſüddeutſchen Staaten über Bildung eines weiteren Bundes mit dem 
norbbeutihen Bund flattgefunden haben, daß man fi über Einleitung von 
Verhandlungen mit dem norddeutfchen Bunde und über bie bee eines weis 
teren Bundes, aber noch nicht über die Grundlagen der Verfaffung biejes 
Bundes verftändigt Hatte. Die bayeriih:württembergiihe Minifterial-Erflä- 
rung enthält, bie zweite Frage des Heren Interpellanten betreffend, auch 
einen Satz über das Verhältniß bes weiteren Bundes zu Defterreich, mit 
welchem eine entſprechende Verbindung angefirebt werden follte, falls folche 
nicht gleichzeitig mit Abfchluß bes Bunbesvertrags zu erreichen fei. Ueber 
biefen Artikel hat fich die großh. Negierung noch nicht geäußert, weil fie erft 
nachträglich mit Note bes Fürften Hohenlohe vom 1. Zuni von der ſchließlich 
zwiichen Bayern und Württemberg vereinbarten Faſſung dieſes Artikels 
Kenntniß erhielt, und weil für biefes Verbältniß nur bie Stellung maß 
gebend ift, welche Preußen und ber nordbeutfche Bund zu Oeſterreich und 
diefes zu jenem einnimmt und einzunehmen gebenft. Diejes würde ſich wohl 
bei ben jerneren Verhandlungen ergeben haben. Als Bedingung ber Grüns 
bung des weiteren Bundes mit Nordbeutichland ift die vorgängige oder gleiche 
zeitige Ordnung bes Verhältniffes zu Defterreich nicht gelebt, und es fcheint 
auch in biefer Faſſung von einer Allianz mit Defterreich nicht die Rede zu 
fein. Der bayeriſche Staatsminifter bat endlich feine perfönliche Ueberzeugung 
babin ausgeſprochen, es fei weber politifch correct, noch zwedmäßig, noch in 
frieblicher Meife durchführbar, daß einzelne ſüddeutſche Etaaten mit Nord⸗ 
beutichland in nähere Verbindung treten. Wir haben diefe Neberzeugung eines 
hervorragenden und gewiljenhaften deutſchen Staatsmannes zu achten, unb 
wir nehmen an, baß bie Gründe, auf denen fie beruht, je nad) ben gegebenen 
Verhältniffen von Gewicht fein können. Wir haben fchon wiederholt unfere 
gegentbeilige Ueberzeugung ausgeſprochen, beren Verträglichkeit mit den Nis 
Tolsburger Präliminarien und dem Prager Frieden und deren Ueberein- 
ſtimmung mit Art. 79 der norbdeutfchen Bundesatte nachgewiefen. Jene 
Veberzeugung bes bayerifchen Staatsminiflers beruht wohl nur auf einer von 
ber unferigen abweichenden Auslegung ber genannten Staatsverträge und auf 
allgemeinen politifchen Anſchauungen über die Lage ber Dinge in Mitteleuropa. 
Belonbere Vorgänge, indbefonbere Aeußerungen betheiligter oder fremder 
Mächte in politifhen Verhandlungen ober biplomatifchen Aftenjtüden, auf 
welche ſich die ausgefprochene Weberzeugung ftügen könnte, find uns nicht 
befannt. Die großb. Regierung glaubt, daß ber Augenblid fommen werbe, 
welcher .den ſüddeutſchen Staaten geftattet, fich als vollzählende Glieder dem 
fih neu geftaltenden Deutſchland anzuſchließen; fie ift bemüht, durch Hands 
lungen bie Vorausfegungen zu Ichaffen, welche unjer Land berechtigen werden, 
bie-nationale Einigung zu verlangen; fie wird ſich aber grüdtic ſchätzen, 
wenn dieſe Einigung mit dem Norden in Gemeinſchaft mit den Nachbarn 
ſüdlich vom Main erfolgen kann, und wird bis dahin ſtets, wie in ben frag⸗ 
lihen Verhandlungen, zu jedem einleitenden Schritt im Verein mit bem 
übrigen fübdeutfchen Negierungen bereit fein.” 
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15.—23. Det. Conferenz der beutfchen Erzbiſchöfe und Biſchöfe in Fulda. 
Die öfterreihifhen Biſchöfe find (wegen bes in Defterreih eben 
ausgebrohenen Kampfes um das Concordat) abgehalten, daran Theil 
zu nehmen. Die Bejchlüffe der Eonferenz werben nidyt veröffentlicht. 
Zu den auch politiſch bebeutfamen gehört eine Berftändigung über 
möglichfte Hebung und Unterftügung ber politiſch-kath. Tagespreſſe 
unter ber Leitung ber Biſchöfe. 

17. Oct. (Württemberg). Die flantsrechtlihde Commiffion ber IL 
Kammer beichließt mit 5 gegen 3 Stimmen, barauf anzutragen, 
daß das Schub: und Trutzbündniß mit Preußen nur mit der für 
Berfaflungsveränderungen nöthigen Zweibritteldmajorität angenommen 
werden könne, indem es mejentliche Souveränetätsrechte des württ. 
Staatsoberhaupts bleibend auf einen fremben Souverän übertrage, 
und baß die Kammer das Bündniß felber verwerfen möge. 

18, „ (Württemberg). Zufammentritt des Landtags. 

v„» no" (Baden). Die I. Kammer genehmigt das Schuß: und Trutz⸗ 
bündniß mit Preußen mit allen gegen 1 Stimme. 

19. „ (Baden). Die II. Kammer genehmigt einftimmig die neuen 
Zollvereinsverträge. 

21.,—22. Oct. (Bayern). I. Kammer: Debatte über die neuen Zoll: 
bereinsverträge. Diejelben werben ſchließlich mit 117 gegen 17 
Stimmen genehmigt. 

22.—25. Oct. (Württemberg). Der König fpricht fich perſönlich in 
Friedrihshafen und in Stuttgart offen und entſchieden für Annahme 
des Schub: und Trußbündniffes und ber Zollvereinsverträge aus. 

23. Oct. (Bayern). Die II. Kammer genehmigt auch bie Gefekes: 
entwürfe bez. Zollparlamentswahlen und Salzfteuer gegen eine Minder⸗ 
heit von 13—14 Stimmen. 

"„»  n# (Baden). Die I Kammer genehmigt auch ihrerſeits einftimmig 
bie neuen Zollvereinsverträge. 

24. „ (Bayern). I. Kammer: Die Regierung Yegt berfelben ben 
neuen Wehrgefehentwurf vor nebft einläßlicher Motivirung. 

I Kammer: Der Auoſchuß bes Reichsrathes befchließt mit 9 
gegen 1 Stimme auf Verwerfung ver neuen Zollvereinsverträge an: 
zutragen. 

„—26. Oct. (Bayern) Die Ausſicht, daß bie neuen Zollvereins⸗ 
verträge vom Reichsrath vertworfen werben könnten, bringt die ge: 
fammte hanbeltreibende unb gewerbliche fowie bie gefammte Stäbte 
bevölferung des Landes in fieberhafte Aufregung. Yon allen Seiten 
werden Adreſſen und Zelegramme gegen eine Zerreißung des Zoll: 

| verein an ben Reichsrath gerichtet. 

26. Oct. (Bayern) I. Kammer: Debatte über die neuen Zollvereing: 
verträge. Behr. v. Thüngen trägt als Neferent bes Ausichuffes auf 
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Berwverfung an. Fürſt Löwenftein-Wertheim-Nofenberg ftellt ben 
Dermittlungsantrag: 

„sn Erwägung, daß die Kammer der Reichsräthe ftets bereit fein wirb, 
für den Fortbeſtand des Zollvereins und ben großen Nupen, ben berfelbe 
bem ganzen Lande gewährt, bie nöthigen Opfer zu bringen, fobald fie ſich 
nur auf bem Gebiete ber materiellen Interefjen bewegen und wenn nicht aud) 
unfere Selbſtſtändigkeit bedroht wird, befchließt die Kammer, ben vorgelegten 
Verträgen nur unter der Bedingung bie Zuſtimmung zu ertheilen, daß das 
ben Staate Bayern in den jeitherigen Zollvereinsverträgen zuftehende Recht 
ber Zuftimmung ober Ablehnung auch in den neuen Verträgen Ausdrud 
findet” — mit dem Bemerfen, durch eine gewiſſe Partei und ſelbſt durch 
preußifche Agenten feien im Lande große Beforgniffe wachgerufen worben, 
jo daß ein paniſcher Schreden herrſche; „wir wollen daher beruhigend auf 
bie Gemüther einwirken, indem wir Preußen die Möglichfeit bieten, auf neue 
Unterhandlungen einzugeben.” 

Die Kammer fufpendirt die Situng, um dem Ausſchuß Zeit zu 
laſſen, fich bezüglich des Antrags ſchlüſſig zu machen und berfelbe 
beichließt, fi) ihm anzueignen, worauf derſelbe mit allen gegen 3 
Stimmen angenommen wird. Der Minifter Fürft Hohenlohe und 
ber Frhr. v. Thüngen als Führer der Reichsrathspartei gehen noch 
am Abend nad Berlin ab, um fi ohne Verzug barüber zu ver: 
gewiffern, ob Preußen die Bedingung bes Reichsraths annehme 
oder nicht. 

26. Dct. (Württemberg). Die ſämmtlichen Handelsfammern des Landes 
baben fih nunmehr mit Entfehiedenheit für Annahme Ber Zollvereins: 
verträge ausgeſprochen. 


27. „ (Württemberg). Zahlreihe Verfammlungen in ben verjchie: 
denen Lanbestheilen fprechen ſich theils für, theils gegen bie An⸗ 
nahme ber Zollvereinsverträge und des Schub: und Trutzbündniſſes 
aus. In Stuttgart erflärt fich eine impofante Volksverſammlung 
für Annahme derjelben, nachdem eben dasfelbe bereits vom Gemeinbe: 
rath und vom DBürgeraus[huß und von Geite bes fog. liberalen 
Wahlvereins gefchehen mar. 

28.—31. Det. (Bayern). Die dffentlihe Meinung ift überzeugt, baß 
Preußen fi zu der Bebingung bes Reichsraths für Genehmigung 
ber Zollvereinsverträge nicht verftehen werde und von allen Geiten 
werben neuerbings Deputationen, Adreſſen, Telegramme an ben 
Reichsrath für bedingungslofe Annahme der Verträge gerichtet. 


29. Det. (Württemberg). I. Kammer: Debatte über das Schub: 
und Trußbündnig mit Preußen. Der Antrag Probft’s auf Ders 
ſchiebung bis nad dem Entſcheide des bayerifchen Reichsraths über 
den Zollverein wird mit 49 gegen 37 Ctimmen abgelehnt, bie 
Forderung einer Zweibrittelsmajorität mit 53 gegen 37 Etimmen 
ebenfo und das Bündniß fehlieglih mit 58 gegen 32 Gtimmen 
genehmigt. 

Rede Barnbüler’s: Es ſei Hingewielen worben auf feine politifche 
Vergangenheit; auch ohne biefe Erinnerung wäre es nothwendig geweien, den 
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Schein ber Untreue von ihm abzuwenden. Zu biefem Behuf ſchildert ber 
Minifter die Parteien und beren Stellung bis zum Jahre 1866 Hinfichtlich 
ber beutichen Frage. Die Geichichte habe nun aber auch geſprochen, und es 
fei die deutfche Frage durch einen blutigen Kampf gelöst worben. Die Ans 
erfennung ber Thatfache fei uns in dem Frieden bictirt, von biefer Grundlage 
aus müfje er handeln; wenn nicht, fo müßte er fich einen Träumer nennen. 
Deutichland babe ein Ichönes Glied verloren; nun fei die Frage an ung ge⸗ 
treten, ift Deutichland todt? Er Tünne nicht warten bis ein gütiges Geſchick 
bie Dinge wieder wende; vielmehr habe er fich fragen müſſen: was zu ges 
ſchehen Babe, um das, was übrig geblieben, weiter zu entwideln. Sofort 
ſucht der Minifter die Confequenzen zu ziehen aus dem Standpunfte ber 
Gegner. Die unmöglichfte Eventualität fei ein Verbleiben im Anſchluß an 
Deiterreih, darüber wolle er nicht weiter ſprechen; das zweite fei ber viel: 
beiprochene Südbund, das Fieblingsfind des Abg. von Hall; er und Herr 
v. d. Pfordten haben Anfangs gehofft, daß das Königreih Sachſen und eine 
ſchöne Gruppe, Frankfurt, Naffau, verbleiben Fönnten für einen ſolchen Verband. 
Man wilfe, wie e8 gegangen fei. Die Borausfegung zu einem joldyen Ver: 
band fei eine gewifle Zuneigung; er frage aber: wie e8 hätte gelingen follen 
bie weitlihen Nachbarn (Baden) in den Schooß eines Südbunds zu bringen. 
Bei Bayern komme die Schwierigkeit ber Nheinpfalz hinzu. Er führe bie 
Herren nun in das eigene Land, in ben eigenen Saal, und frage: wie viel 
verfchiebene Anfichten find nur in biefem Saal? Diefer Südbund, welchen 
Zwed müßte er denn haben? Die Neutralität, fage man. Zu diefem Behuf 
geht ber Minifter auf die Geſchichte ein, zunächſt auf die Staaten, welche 
eine garantirte Neutralität haben, die Schweiz, für deren Neutralität das 
neutrale Gebiet von Savoyen, das von Frankreich incorporirt worden, ein 
fchlagenbes Beifpiel fei; Krafau; Ruremburg, über deffen Neutralität man 
bie Auslegung im englilhen Parlamente kenne; Belgien, welches Antwerpen 
mit einem Aufwand von 100 Mil, zu einer Feftung gemacht babe. Co 
fehe diefer Staat die Neutralität an. Uns aber babe Niemand bie Neutra- 
Yirät angeboten. Man fage wohl, man fege Gut und Blut ein; aber wie 
fiehe e8 mit der That, mit der Opferwilligfeit? Diejenige Kraft der Ent: 
fagung, biejenige Opferwilligfeit, welche eine folche Stellung verlange, finde 
man bei ung — e8 ſei ihm leid zu jagen — nidt. Es bleibe demnach 
übrig, daß Württemberg, Baden und Bayern jedes für fi) handle. Wenn 
Gefahren drohen, bann frage es fih: wär' es nicht fehr möglich, daß bie 
Kleinmüthigfeit in ben Tleinen Staaten ben europäiſchen Intriguen Thür 
und Thore öffne? Menn in einem foldhen Fall die Kleinftaaten ſich charak⸗ 
terlos benehmen, fo liege e8 nahe, daß die Großftaaten über ben Eleinen ſich 
bie Hand bieten und fie als Ausgleihungsobject benügen. Man möge zurüds 
ſehen auf bie Geſchichte! Wenn das Alles fo fei, fo führe diefer Standpunft 
bes Aufgeben® der Nationalität mit abfoluter Logik zu einem Anſchluß an 
Frankreich, was eine nationale Unmöglichkeit fei. Was habe anderes übrig 
bleiben können, als fih umzufehen nady demjenigen Staat, welcher ber größte 
in Deutfchland fei, nah Preußen. Allerdings, wer fagen fünne, Preußen fei 
ber größte Feind von uns, ber habe nicht auf diefen Gedanken fommen fünnen, 
Er frage nun, was ber Allianzvertrag fei? Er fage ausbrüdlich: derſelbe fei 
abgefchloffen worden zur Vertheibigung ber Integrität Deutichlandse. Man 
habe gegenfeitig mit einander abgejchloffen, in ber Abficht, den Vertrag treu 
und reblih zu halten, und fo lange er im Rathe ber Krone fei, werbe er 
bafür einftehen, daß er loyal und treu gehalten werde. Daß aber bie Frage, 
ob man eine Cognition über ben casus foederis habe, eine unzweifelhaft zu 
bejahende fei, das wolle er beweifen. Die Regierung fei von Preußen gefragt 
worden, ob fie den Fall von Ruremburg als casus foederis anfehe. Die 
Antwort von uns fei ergangen: man mife erft die betreffenden Verhältnifie 
Tennen und wärbigen. Diefe Antwort ſei auch genügend erfunden worden. 
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Der Minifter ſpricht fofort über den Charakter bes Vertrags, Der König 
von Preußen babe über die ftrategifhen Bewegungen bes Heeres zu dispo— 
niren, aber mehr ſtehe ihm nicht zu. Es fei behauptet worden, daß bie 
Militärlaft eine außerordentlich große merbe; aber wir müffen ein gutes Heer 
unterhalten, wenn wir nicht die Erfahrungen maden wollen, bie man im 
vorigen Jahre gemacht babe. Der Minifter verliest ein Aftenftüd vom Grafen 
v. Bigmard, in welchem derfelbe über das Princip ber allgemeinen Wehr: 
pflicht und deſſen Vortrefflichkeit ſich ausſpricht, im übrigen die Negelung 
bes Militärwejend zunächſt den ſüddeutſchen Staaten anheimgibt, und nur 
anbeutet, baß weitere Vereinbarungen hierüber gefchloffen werden follen. Die 
Kammer werde demnach wohl aus eigenem Antriebe dafür zu forgen haben, 
jagt ber Minifter, daß ein gutes Meilitäriyftem durchgeführt werde. Ter 
Allianzvertrag an und für ſich nöthige fie hiezu nit. Er fei von Sr. Maj. 
bem König nad Anhörung des Geheimenraths zu der Erflärung ermäds 
tigt: daß bie in bem Antrage der Abgeordneten Zeller, Duvernoy, Rödinger, 
v. Mebring zu der Genehmigung des Allianzvertrags beantragten Vorauss 
jegungen vollftändig begründet feien. Bon Seiten der Gegner babe man 
biefen Allianzvertrag mit einer großen Leichtigkeit verwandelt in einen Ein 
tritt in den norddeutschen Bund. Die Regierung babe aber ben Vertrag ab⸗ 
geichloffen, um ein gewifjes Verhältnig zum Norden zu erhalten, aber nicht 
um in ben Norbbund einzutreten. Man babe fidh in das naturgemäße Ver⸗ 
hältniß zu Preußen gejeßt. Dean könne den nationalen Gedanken nicht todts 
fhlagen. Der Minifter wendet ſich zu der Frage bezüglich Deutfchöfterreichg, 
und fagt: die Deutfchen in Oeſterreich wünſchen, daß ihre Stammesgenoffen 
das Bild der Kraft und ber Einheit darbieten, und es erfiheine biele Ans 
fhauung auch ganz naturgemäß, benn durch einen großen Bund in Deutſch⸗ 
lanb erhalten die Deutichöfterreicher einer fihern Halt gegen bie flavifchen 
Beftrebungen. Der Miniſter fommt auf bie Verhandlungen zu fprecen, 
welhe von Württemberg, Bayern und Baden gepflogen worden find zur Res 
gelung ihrer Verhältnifje mit dem Nordbund, insbefondere binfichtlich des 
Zollvereind. Man babe fih dahin verftändigt, daß Feiner ohne den andern 
fih in die Verhandlungen einlafjen jole, aber ausdrücklich Haben bie Regier⸗ 
ungen ber fübdeutichen Staaten ausgeſprochen, daß an dieſe Verhandlungen 
fid) anfchliegen folle die Vereinbarung eines freundlichen Verhältniffes mit 
Oeſterreich. Der Minifter fommt nun zu ber Frage: in welchem Zufammens 
bang unter ſich der Allianzvertrag und ber Zollvereinsvertrag Stehen. Gr jagt: 
beide Verträge ftehen in einer nothwenbdigen Wechlelwirfung; ber Bündnißs 
vertrag bilde einen integrirenden Theil des Zollvertrags, und ftehe noch weiter 
im engften Zufammenbang mit dem zu gleicher Zeit abgefchloffenen Friedens⸗ 
vertrage. Im Uebrigen mögen bie Mitglieder des Haufes bieß nicht als eine 
Preſſion anjehen. Er betrachte den Vertrag als einen für Württemberg 
günftigen, er ftehe nicht vor der Kammer, um fie um Verzeihung zu bitten; 
er habe die Weberzeugung einen guten Vertrag geichloffen zu haben. Was er 
geiprochen habe, habe er zugleich im Namen feiner Herren Collegen geſprochen. 
„Das Haus mag enticheiden. Ich erwarte feften Muths den Richterſpruch 
der Geſchichte Württembergs.” 


30. Det. (Bayern) Fürft Hohenlohe und Frhr. v. Thüngen Tehren, 
wie erwartet wurde, unverrichteter Dinge von Berlin zurüd, ba 
Preußen das Anfinnen mit ausprüdlicher Hinweifung auf bie öffent: 
Vihe Meinung in ganz Deutichland und auf ben bezüglidhen Beſchluß 
des nordd. Reichstags entſchieden abgelehnt Hat. 


Die II. Kammer beſchließt mit allen gegen 12 Stimmen unter 
Namensaufruf „ber von ber Kammer ber Reichsräthe beſchloſſenen 
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Mobification nicht beizutreten, vielmehr auf ber bebingungstlofen 
Genehmigung ber Verträge zu beharren” mit bem Zuſatze: 

„Tie zuverjichtlihe Erwartung auszufpredhen, bie Staatsregierung werbe 
babin wirken, daß die Präfidbialmacht Preußen das ihr in Art. 8 G 12 dee 

ollvereinsvertrags vom 8. Zuni 1867 eingeräumte Einſpruchsrecht nicht in 

einer ben wirthſchaftlichen Intereſſen Bayerns nachtheiligen Weile ausüben 
werde.” 

L Kammer: Der Ausfhuß befhließt mit 3 gegen 1 Stimme 
nunmehr feine Oppofition fallen zu laſſen und auf bebingungsloje 
Genehmigung der Zollvereinsverträge anzutragen. 


31. Oct. (Bayern). Die I Kammer- fügt fi) ber Zwangslage und 


fprit mit 35 gegen 13 Stimmen die unbebingte Genehmigung ber 
Zollvereinsverträge aus. 

II. Kammer: Der Cultusminifter legt den neuen Schulgefeb- 

entwurf vor unb beantwortet zugleih die Adreſſe der Biſchöfe an _ 
ben König auf den Befehl besfelben ablehnend, indem er einerfeits 
die darin ausgeiprochenen Befürdtungen als eines hinreichenden 
Grundes entbehrend erflärt und anberfeits die Rechte des Staates 
nachdrücklich wahrt. 
„ (Bürttemberg). I. Kammer: Debatte über bie Zollvereins- 
verträge. inftimmig wirb bejchloflen, daß eine Zweibrittel-Majorität 
für Annahme nothwendig ſei und biefe dann mit 73 gegen 16 
Stimmen ausgeſprochen. 


4, Nov (Württemberg). Die I Kammer nimmt die Zollvereing- 


verträge einftimmig, dag Schub: und Trutzbündniß mit 23 gegen 6 
Stimmen an. Zwei Mitglieder ſprechen ſich in ber Discuffion ent: 
ſchieden für einen Eintritt Württemberg in den norbb. Bund aus. 


„ (Zollverein). Auswechslung der Zollvereinsverträge vom 
8. Juli in Berlin. Preußen knüpft feinerjeitS gegenüber ben füb- 
deutſchen Staaten die Vorausfegung daran, „daß die rechtliche Ver: 
bindlidyfeit der Schub: und Trußbündniffe vom Auguft 1866 von 
benfelben nicht in Frage geftellt werbe,” 


‘u (Baden). Die IL Kammer befchliegt gelegentlich bes Budgets, 


bermalen die Geſandtſchaften in Münden, Stuttgart und Darmitadt 
noch zu belaffen, dagegen diejenige in Wien auf einen bloßen Ge⸗ 
Ihäftsträger zu rebuciren und die Geſandtſchaft in Florenz und ben 
Militärbevollmäcdhtigten in Berlin demnächſt eingehen zu Taffen. 
Minijter v. Freydorff äußert fich bei der Debatte bez. ber Geſandſchaft in 
Münden: „Bayern ift ber nah Größe und Einwohnerzahl bebeutendite füds 
deutſche Staat, fein Thun und Lafjen in der dbeutihen Frage von äußerfter 
Wichtigkeit für bie Geftaltung bes Verhältniffes zwiſchen Süd: und Norde 
beutichland, fein Verhalten in irgend einer Krifis, in irgend einem drohenden 
Conflict mit dem Ausland von der größten Bedeutung für unfere Lage; wir 
müſſen im fteten Verkehr mit Münden fein, wie er nur durch eine beftändige 


Gecſandtſchaft Hergeftelt werben Tann; und über alles aus Bayern für uns 
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Wiffenswerthe kann nur eine ftändige Geſandtſchaft zuverläffige Auskunft 
geben. Dazu kommt, baß über kurz ober lang bie beutiche Frage zu einem 
Austrag kommen wird, Auh wenn dies auf die einfachſte Weile, durch 
einen Staatsaft, durch irgend eine Art des Anſchluſſes an den norbbeutichen 
Bund geſchieht, müffen wir bis dahin in Berlin, Münden und Stuttgart 
auf unfer Ziel binarbeiten, in allen biefen Refibenzen Fühlung behalten, um 
zu wifen, was bort gewünfcht, gethan, erftrebt wird, um, wenn immer mög⸗ 
ih, in MUebereinfiimmung und Gemeinſchaft mit den in gleicher Rage be⸗ 
findlihen füdbeutfhen Staaten zu handeln. No umentbehrlicher ijt bie 
biplomatilche Vertretung an biefen Orten, wenn bie deutſche Frage nicht 
mit einem Schlag und Staatsaft abgeichloffen wird, ſondern allmälig, 
burch einzelne Verhandlungen, Berabrebungen und Verträge ihrem Biel ent⸗ 
gegengeführt wird, wenn fie ben Weg fortwanbelt, welcher in ben Allianz- 
verträgen, Militärconferengen, Zollvereins⸗Verträgen eingeſchlagen wurde. Alle 
ſolche Angelegenheiten verurſachen Verhandlungen, welche nur mit Hilfe einer 
regelmäßigen diplomatiſchen Vertretung raſch eingeleitet und zu Ende geführt 
werden können, in denen die Anſchauungen der großh. Regierung nur mit 
Hilfe einer folchen Vertretung thunlichft zur Geltung gebracht werden können.“ 


8. Nov. (Baden). Die II. Kammer nimmt das neue Geſetz bez. 
Dereins: und Verſammlungsrecht faft einftimmig an. 

9. „ (Baden) Die I Kammer nimmt das neue Minijterverant: 
wortlichkeitsgefeb mit den Modificationen ber Commiſſion einſtimmig an. 

12. „ (Baden). Die II Kammer nimmt das neue Preßgefeb mit 
großer Mehrheit an. Einige Punkte bleiben indeß noch unerlebigt. 

14.— 18. Nov. (Bayern). II Kammer: Der Socialausſchuß legt ben 
Entwurf des neuen Gewerbegefeßes mit Gewerbefreiheit (auch für 
die fog. Preßgewerbe) vor. Ein Antrag auf Ablöfung ber Real: 
rechte wird mit allen gegen 12—15 Stimmen ohne Zählung ver: 
worfen und der Gefeßesentwurf mit allen gegen 15 Stimmen ans 
genommen. 

16. Nov. (Heffen) nimmt die Einladung Frankreichs zu einer. euro: 
päiſchen Gonferenz über bie römifche Frage, angeblid aus Rüdficht 
für feine kath. Bevölkerung, fofort an und wird dafür von Preußen 
durch eine Dep. ſcharf getabelt (ſ. Preußen). 

21. „ (Bayern) proteftirt gegenüber Preußen gegen die von biefem 
ben Ratificationsurkunden der Zollvereinsverträge am 6. Nov. beige: 
fügte Bebingung und alle Confequenzen, die man etwa daraus ab: 
leiten wollte, da e8 dieſe Bedingung als von Seite Bayerns erfüllt 
und baher den Zollvereinsvertrag als einfach von Preußen ratificirt 
betrachte. Preußen ertheilt darauf Feine Erwieberung. - 

22. „ (Baden) Die II Kammer nimmt nach viertägiger Debatte 
das neue Wehrgeſetz, das fi aufs engfte den Beftimmungen bes 
nordd. Bundes anfchließt, mit allen gegen 2 Stimmen an. 

30. „ (Baden) Die I Kammer nimmt das neue Wehrgeſetz ein: 
ftimmig an. 


4.—7. Dec. Militärconferenz der ſüddeutſchen Staaten in Münden 
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(nunmehr ohne Helen) auf Grund ber Beichlüffe der Stuttgarter 
Conferenz vom Februar. Die Beichlüffe werben nicht veröffentlicht, 
bon ben Regierungsorganen aber als „befriebigenb* bezeichnet. 


. Dec. (Baden). Die IL Kammer beſchließt mit 44 gegen 3 Stim: 
men (2 Ultramontane unb 1 evang. Proteftgeiftlicher), den Groß: 
herzog in einer Abreffe zu bitten, nod auf bem gegenwärtigen 
Landtage den Ständen einen Geſetzesentwurf vorlegen zu laffen, 
welcher bie Einführung ber obligatorifchen bürgerlichen Trauung und 
die UVebertragung ber Standesbuchführung an befondere Beamte 
bürgerlichen Standes zum Gegenftand habe - 


7. „u &Baben). I. Kammer: Gelegentlih einer Anfrage bez. ber 
Feſtung Raftatt bemerkt der Minifterpräfident Matthy, daß Baden 
wohl früher in den norddeutſchen Bund würde eintreten können, ebe 
Unterhbandlungen mit den anderen ſüdd. Staaten über gemeinjchaft: 
liche Unterhaltung Raftatts und Ulms zu einem Refultate führen 
werben. 


9 „ Baden). Die II. Kammer erledigt zwei noch unentſchieden 
gelafjene Punkte des Preßgefebes, indem fie bie polizeiliche Beſchlag⸗ 
nahme bejeitigt und eine Reihe von Preßvergehen ben Geſchwornen 
überwiefen wiſſen will, Das Preßgejeb wird barauf als Ganzes 
mit allen gegen 9 Stimmen angenommen. 


10. „ (Bayern). Die L Kammer ftimmt dem Entwurf eines neuen 
Gewerbegefeßes mit Gewerbefreiheit ebenfalls bei, doch mit einigen 
Mopdificationen namentlich bez. der Preßgemwerbe. 


411. „ (Württemberg). II. Kammer: Minifter Varnbüler erklärt 
bei Gelegenheit des Budgets des Ausw. „es fei entfchiedene Anficht 
ber Regierung, baß, nachdem fie die beiden Verträge mit Preußen 
abgeſchloſſen und damit ihre nationale Pflicht erfüllt Habe, kein 
Grund fei, über diefe Grenzlinie hinauszugehen.“ 

12.— 17. Dee. (Bayern). II Kammer: Debatte über das neue Wehr⸗ 
geſetz. Referat des Abg. v. Stauffenberg. 

Art. 2 des Entwurfs, wonach die Zahl der jährlich in bie active Armee 
zur Herftellung des Formationsftanbes Einzureibenden je für bie Dauer von 
zwei Jahren burdy Geſetz (Contingentsgeſetz) beftimmt werben fol, wird an⸗ 
genommen, troßbem ſich ber Kriegsminiſter Dagegen erklärt, weil dadurch ber 
Regierung ein ihr bisher zugeftandenes Recht entzogen werbe, welches niemals 
mißbraucht zu haben fie fih bewußt fei. — Bei Art. 24 (Präfenzzeit) wird 
beantragt, das Maximum derſelben bei ber Infanterie auf zwei Jahre ges 
ſetzlich feflzuftellen, der Antrag jebod, vom Referenten und vom Kriege: 
minifter befämpft, mit ftarfer Mehrheit verworfen und der Art. in der 
Faffung des Ausfchuffes angenommen: „Die Angehörigen der activen Armee, 
einfchließlih der Erſatzmannſchaft, find auch im Frieden der jeberzeitigen Eins 
berufung und Präfenzpfliht unterworfen, follen jedoh nur bis nad volls 
enbdeter militärifcher Ausbildung, fowie zu vorübergehender Dienftleiftung für 
‚Erhaltung ber gefeglihen Ordnung präjent gehalten werben.“ (Der Kriegs: 
minifter erflärt, baß er im Budget für 1868 thatfächlich eine zweijährige 
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Präſenz nur barum angenommen babe, weil er feine Möglichkeit voraus⸗ 
gefehen habe, eine längere bewilligt zu erhalten.) 


Das ganze Gefet wird fchließlih mit allen gegen 15 Stimmen 
angenommen. 


413.—19. Dee. (Baden). IL Kammer: Berathung bes neuen Schal: 


gefeßes. Der Entwurf der Regierung wird den Anſprüchen ber 
Kirhe gegenüber mehrfach entſchieden verjchärft, indem fi bie 
Kammer für Schulzwang ftatt (nad ber Regierungsvorlage) bloß 
für Unterrichtszwang entjcheidet und mit allen gegen 5 Stimmen 
bie kirchlichen Corporationen von dem Recht, Schulen zu erridten, 
ausdrücklich ausſchließt. Der confejfionelle Charakter der Schule 
wird zwar beibehalten, aber gemiſchte Schulen für zuläffig erklärt 
und das ganze Geſetz fhließlih mit allen gegen 3 Stimmen an- 
genommen, 


— Dec. (Heffen). Die Regierung veröffentlicht ben nunmehr ausge: 


23. 


arbeiteten Entwurf eines ivilproceßgefehes, aber nur mehr als 
ſchätzbares Material für bie vom norbb. Bunbesrath zu gleichem 
Zwecke beſchloſſene Commiffion, im Gegenſatz gegen ihre frühere, 
am 23. Mai von der IL. Kammer mit 31 gegen 4 Stimmen ge: 
billigte Abficht, mit einer ſolchen Geſetzgebung jelbftändig vorzugehen. 
„ (Württemberg). Die IL Kammer nimmt bie neue Gerichts: 
verfaſſung (mit Schöffen für alle Fälle ber Strafrechtspflege) mit 
64 gegen 22 Stimmen an. 


„ Baden) Eine Anzahl Kammermitglieder, worunter auch 4 
Minifter, erlaffen eine Anjprade an das Volk, in ber fie fih für 
eine Ausdehnung ber Competenz bes Zollparlaments erklären. 


„ (Württemberg). II Kammer: Die Regierung legt berfelben 
ben Entwurf eines neuen DBerfaffungsgefees betr. die Zuſammen⸗ 
jegung und die Wahl des Landtags vor. 

Eine Note ſämmtlicher Minifter erläutert ben Standpunft, von 
bem die Megierung bei ber Vorlage ausgegangen fei. „Der Regierung fteht 
nad) alljeitiger Prüfung die Frage feft, baß die Erfüllung bes an fie ge⸗ 
ftellten Verlangens, Behufs einer Revifion der Verfaſſung einfeitig eine nad 
Maßgabe ber Beflimmungen vom 1. Juli 1849 zu wählende Lanbesver: 
ſammlung zu berufen, rechtlich wie thatfählid unmdglih if. Rechtlich 
unmöglid, weil biefe Beftimmungen nad ber Natur ihrer Entitehung und 
nad ben für ihre Verabichiebung maßgebend geweſenen Grundſätzen über: 
haupt nur einen tranfitorifchen Character hatten und baben fonnten, wie bies 
binfichtlih ihrer weientlihen Grundlagen auch in ber Entſcheidung bes 
Staatsgerihtshofs vom 4. September 1850 anerkannt ift; thatſächlich 
unmöglich, weil nach benfelben bie Conftituirung und bamit bie Eriftenz der 
Zandesverfammlung durch die Ablegung eines Eides [auf bie Meichöver- 
faffung ?] bedingt wäre, ber jedenfalls jet nicht mehr zuläffig und möglich 
if. Demgemäß ift eine Revifion ber Berfaffung auf dem burdh fie ſelbſt 
vorgezeiihneten Wege herbeizuführen. Die Grundlage für eine ſolche ift durch 
bie Faktoren von felbft gegeben, bie ſich an bieler Reviſion zu betbeiligen 
baben und mit benen man zu rechnen bat, Es Tann fi nicht darum kam 


236 


Die füddeutfgen Staaten. 


bein, auf biefem Wege abftracte Principien zur Durdführung zu bringen, 
ſondern es iſt der Boden ‚ber beſtehenden Berfaflung zum Ausgangspunfı für 
biefe NRevifion zu nehmen und von biefer feften und gegebenen Grundlage 
aus bie Uebereinflimmung mit ben Forberungen ber Gegenwart, fo weit fie 
als berechtigt anzuerkennen find, herbeizuführen. Die Lölung diefer Auigabe 
bat ber Entwurf unternommen. Mag feine Vorlage manden Erwartungen 
und Wünſchen nicht entipreden, jo wird bie unbefangene und umfichtige 
Prüfung feines Inhalts zugeben müflen, bag der Entwurf beflehenden Ge⸗ 
brechen abhilft und unfere Landesvertretung durch ihn in ber Hauptſache mit 
bem in Einklang fommt, was bie weitere Entwidelung bes conftitutionellen 
Lebens in Deutichland feit dem Beftehen unferer Berfafjung fordert. Nach 
bem Entwurfe fol der Landesvertretung bas Recht ber Initiative für bie 
Geſetzgebung eingeräumt, unb für die Art und Weife der Ausübung biefes 
Rechtes nur das vorgefehen werben, was ber Ernſt und bie Wichtigfeit biefer 
Aufgabe fordert. In Uebereinftimmung und weſentlich in Eonfequenz ber 
gegebenen Grundlage hält der Entwurf an bem Zweifammerjyftem feſt, bas 
auch alle anderen Staaten vom Umfang Württemberg’s eingeführt haben. 
Es wirb aber eine entſprechende Umbildung der beiben ben Lanbtag con= 
flituirenden Kammern vorgefhlagen. In ber zweiten Kammer fommt ber 
Entwurf dur die birecte Wahl der Abgeordneten der Oberamtsbezirke 
mittelft allgemeinen Stimmredts unb geheimer Abjlimmung einer Forderung 
der Zeit entgegen. Cs ift biejes Wahlredht an Feine anderen Beſchränkungen 
als diejenigen geknüpft, bie fi aus ben rechtlichen Wirfungen erlittener 
Strafen und ber nicht vollfommenen Rechtsfähigkeit ergeben, während bie 
für bie Ausübung des Wahlrehts felbft gegebenen Zorfchriften nur den 
Zweck haben, die allgemeine Betheiligung an ber Mahl und bie freie, von 
feiner Seite beeinflußte und behinderte Wahl zu fihern. Die frage, ob bie 
Teititellung bes Wahlergebniffes auch fernerhin nad ben Majoritäten bes 
Bezirks oder nad) den Majoritäten bes Landes, letteres im Anſchluß an bie 
in ber Wiffenfchaft erörterten Principien von Hare und Stuart Mill, zweck⸗ 
mäßiger erfolge, ift im Sinn ber Beibehaltung ber befiehenden Einrichtung 
für die Wahl nah Wahlbezirken in ber Erwägung entichieden worben, daß 
bie Frage wifjenfchaftlih nocd weiterer Abllärung bedarf, ehe ihre Prin— 
cipien in das Leben eingeführt werben Fünnen. Daß ber Webergang von 
dem Wahlfyfiem ber DVerfaffungsurfunde, bas den Höherbeſteuerten ein bes 
beutenbes Hebergewict gegen die Niedererbefteuerten einräumt, zu dem allge 
meinen bdirecten Stifimredht ein bedeutendes Entgegenfommen gegen die For⸗ 
berungen ber Zeit befundet, fann Niemand in Abrede ziehen. Wenn aber 
biefem Principe gemäß ber Steuer bei der Wahl der Abgeordneten ber Ober: 
amtsbezirke gar Fein Einfluß und feine Bedeutung für das Wahlrecht einge: 
räumt ijt, während gleichwohl bie ber zweiten Kammer für Finanziragen 
Schon feither zugeftandene Prärogative auch fernerhin beibehalten werben joll, 
fo ift es um fo. mehr geboten, ber hervorragenden Steuerfraft bes Landes, 
fowie denjenigen Kirchen, deren Eigenthum unvermifcht mit dem Staatsgut 
verwaltet wird, ihre Vertretung in biefer Kammer zu fihern. Es follen 
deßhalb nach dem Entwurfe ben nad) bem allgemeinen Stimmrecht gewählten 
Bezirksabgeorbnneten 24 von denjenigen Steuerpflichtigen gewählte Abgeordnete 
an bie Seite treten, welche wenigftens 100 fl. directe Staatsfteuer entrichten. 
Nah dem ungefähren Verhältniffe, in welchem bie einzelnen Steuerquellen 
zu ber birecten Gefammtftaatsfteuer von Grundeigenthum unb Gebäuden 
einerfeits und ben Gewerben fowie fonftigem Einfommen anbererfeits bei: 
tragen, follen von biefen Abgeordneten 16 auf die erfigenannten und 8 auf 
die zulegt angeführten Steuerquellen entfallen. Die proteftantifche Kirche fol 
durch 4 von der Landesfynode gewählte, bie Fatholifche Kirche durch zwei ger 
wählte Abgeordnete vertreten werben, von welchen ber eine burd bie Mit: 
glieder bes Domfapitels, ber andere durch bie Geiſtlichkeit der Lanblapitel ge: 
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wählt wird. Sp gewiß das allgemeine birecte Stimmrecht feine Berechtigung 
barin bat, daß der Staat jedem, auch dem Feine birecte Steuer zahlenden 
Angehörigen Pflichten und Leiftungen für ben Staat auferlegt, fo wenig folgt 


‚aus ber Anerkennung der Nichtigkeit diefes Grundſatzes das, daß die nach 


bem allgemeinen Stimmrecht Berufenen allein ‚berufen und berechtigt find, 
bei ber Entſcheidung über Finanzfragen mitzuwirken und biejenigen von ber 
Entſcheidung auszuſchließen, welche biezu feither vorzugsweife ben Beruf 
hatten. Sind die Leiftungen an ben Staat boppelte, perfönliche und Leiftungen 
an Geld, und haben die Landesvertretungen ihre Entftehung wie ihre innere 
Berechtigung wefentlich ber letzteren Leiftung zu verdanken, fo ift damit bie 
Nothwendigkeit ber Berüdfichtigung der höheren Steuerkraft bei ber Ber: 
tretung des Landes von felbft bargetban. Aber auch die Kirche hat ihre 
Bertretung in ber 2. Kammer zu fordern, weil ihr Eigenthum unvermifcht 
mit dem Staatsgut verwaltet wird und bie in der Verfaffungsurfunde in 
Ausfiht genommene Ausſcheidung bes Kirchenvermögens aus dem Staatsgut 
jest nach den mannigfachen Veränderungen, bie mit bemjelben vorgegangen 
find, in gerechter Weife geradezu als eine Unmöglichkeit bezeichnet werben 
darf. Ihre Organe haben auch diefes Recht ber Vertretung in der zweiten 
Kammer ausbrüdlih in Anfpruch genommen. Dagegen war dem Charakter 
ber zweiten Kammer entfprechend auch für bie Kirche die Forderung zu ftellen, 
baß ihre Vertreter, ſoweit fie in ber zweiten Kammer ihren Sit einnehmen, 
aus der Wahl ber biefür nach der Kirchenverfaffung geeigneten Organe hers 
vorgehen, und es ift die Art und Weiſe ihrer Wahl in vollem Einvernehmen 
mit ben firhlihen Organen, insbefondere, was bie Fatholifche Kirche betrifft, 
mit deren Landesbiſchof geregelt worden. In ber erften Kammer finbet bie 
Beibehaltung bes Landftandichaftsrechtes ber Mitglieder des königl. Haufes 
und der Stanbesherren in den gegebenen Berhältniffen ihre Begründung. 
Daß hiebei der feither der zweiten Kammer zugewiefene Vertreter der Landes⸗ 
univerfität und drei Vertreter ber beiden Kirchen ihren Sitz in ber erften 
Kammer einnehmen follen, wird eben jo wenig einer näheren Rechtfertigung 
bedürfen, als der Vorſchlag, nad) dem Vorgange anderer Berfaffungen und 
in Uebereinftimmung mit dem der beftehenden Verfaffung zu Grunde liegenden 
Prinzip den größeren Städten bes Landes eine befonbere Vertretung in ber 
erften Kammer durch von ber Gemeindevertretung zu ermwählende Abgeorbnete 
einzuräumen. Der Aufgabe und Bedeutung ber erften Kammer entiprechend, 
follen biefen Mitgliedern 8 von den Kreisverfammlungen gewählte und 10 
von bem Könige je für die Dauer einer Wahlperiode ernannte Mitglieder 
binzutreten. Dieje beiden Vorjchläge werben eben fo wenig einer eingehenberen 
Auseinanderjegung bedürfen, als der in bem Rechte begründete Antrag, daß 
jedem ber bereits ernannten lebenslänglichen Mitglieder fein Sig in ber 
erſten Kammer gewahrt bleibt. Das Recht ber Stellvertretung endlich, das 
bis jeßt für die erblihen Mitglieder der Kammer in fehr ausgebehnter 
Weiſe befteht, fol in ber feinem Zweck entiprechenden Weile auf bie Vers 
tretung durch ben nächſten Agnaten befchräntt, gleichzeitig aber dem katho⸗ 
liſchen Landesbifchof das Recht eingeräumt werden, an feiner Stelle ben 
Generalvifar abzuordnen.“ 


23. Dec. (Baden) Der Erzbifhof von Freiburg und bie von ihm 


berathenen Decane entjheiden fi) neuerbings gegen eine Betheiligung 
ber Geiſtlichen an ben Localfchulbehörden. 


„ Württemberg) II Kammer: Die Regierung legt ber- 
jelben einen Gefegesentwurf betr. Reform ber Verwaltungsorgant: 
ſation vor. 


„ (Württemberg). Zwei kgl. Verordnungen führen eine evan⸗ 
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Die ſNdeuiſchen Staaten. 


geliiche Landesſynode ein und regeln das Verhältniß des Minifteriums 
in Angelegenheiten der evang. Kirche. 

Die Landesſynode fol aus 50 von ben Diöcefanfynoden gewählten Ab: 
georbneten, zur Hälfte geiftlichen und zur Hälfte weltlichen, 1 Abg. ber 
evang.stbeol. Facultät ber Univerfität Tübingen und 6 vom Lanbesherrn 
(halb weltlih und Halb geiftlih) ernannten Mitgliedern befteben und zu 
allen Firchlihen Geſetzen mitwirken, 


II, 
Oeſterreich. 


1. Ian. Eine ausführlie Depeſche des Frhrn. v. Beuſt an ben öſterr. 
Botſchafter in Paris, Fürſten Metternich, ſcheint eine ganz andere 
Stellung Oeſterreichs in der orientaliſchen Frage als bisher einzu⸗ 
leiten: | 

Die Depeiche geht bavon aus, wie man ſich unmöglich verhehlen Tönne, 
daß bie Mittel, mit welchen man im Laufe ber lebten Jahre den status quo 
im Orient aufrecht zu erhalten verfucht babe, ſich durchaus ungenügend er: 
wiefen hätten, um bie fleigenben Schwierigfeiten zu bewältigen, und conftatirt 
zunächſt, daß die Ereigniffe auf Ereta einen gewiſſen Nachlaß in der Wider: 
ftandsfraft der Piorte anzuzeigen fchienen, da es einem fo geringfügigen 
Territorium möglich geworden fei, die mufelmännifhe Macht fo lange Zeit 
im Schach zu halten. Zugleich habe audy Europa feit dem Parijer Vertrag 
von 1856 weſentliche Nenderungen erlitten, namentlich baben bie außerhalb 
ber Türfei erfolgten Siege des Nationalitätsprincips nicht ermangeln können, 
auf bie hriftlichen Bevölkerungen bes türkifchen Reiches mächtig zurückzuwirken. 
Die Stipulationen von 1856 könnten baher ben Bebürfniffen ber Gegenwart 
unmögli mehr genügen. Die Parifer Conferenz ſelbſt habe diefelben nicht 
aufrecht zu erhalten vermodht und im Gegenjat gegen biejelben ſowohl bie 
Bereinigung ber beiden Donaufürftenthümer als die Wahl eines Fürſten nad 
bem Sturze Couſa's nachträglich zugeftehen müffen. Die Depefche ſchlägt 
baber geradezu eine förmliche „Reviſion“ des Vertrags vom 30. März 1856 
vor. „Der Vertrag von Paris hat ben Gedanken feiner Urheber bezüglich 
ber Rechte ber bem Sultan unterworfenen Kriftlihen Völkerſchaften im Une 
gewiffen (dans le vague) gelaffen. Indem ber Hat-houmajoum ausbrüdlich 
erwähnt wird, bat ber Vertrag ben Beftimmungen biefes Aftes allerdings 
eine indirecte Betätigung ertheilt. Allein bie Allgemeinbeiten, in benen fi 
ber Firman bewegt und bie zum Schuße ber Rajahs beftimmten Inſtitutionen 
lediglich ffizzirt, find nicht geeignet, ernfthafte Garantien zu gewähren. Die 
erfte Aufgabe einer Conferenz beftände bemnad darin, biefe Ungewißbeiten, 
bie beftändige Quelle von Unzufriedenheit für die Chriften der Türfei, zu bes 
feitigen. Alle babei intereffirten Mächte hätten fich ernfthaft mit der Frage 
zu beichäftigen, jebe hätte ben Stanbpunft, von bem aus fie je nach ihrer 
befonberen Stellung bie Verhältniſſe aufzufaflen geneigt ift, in's Licht zu 
fielen und biefe verſchiedenen Auffafjungen würden bann in der Conferenz 
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zur Discuffion fommen. Ziele Behandlungsweiſe jcheint uns das befte Mittel 
barzubieten, um zu einem Rejultat zu gelangen, das einmal erreicht, der 
Pforte mit der ganzen Autorität, die der einmüthigen Anſchauung Europa« 
zufäme, überreicht würde. Indem wir uns dießfalls fo beftimmt ausdrüden, 
wollen wir keineswegs bezüglich der Form vorgreifen, bie für angemefjen er= 
achtet werden möchte, um ben Vorſchlägen ber Gonferenz bei der 5. Pforte 
Eingang zu verichaffen. Es verfteht fih von ſelbſt, daß diefe Form derart 
fein müßte, fo weit mögli bie Autorität der Pforte zu fchonen und ihre 
Aufimmung zu erleichtern. Allein Angefihts ber Gefahr, die beſchworen 
werben ſoll, wäre der Zweck, ben man erreihen will, von vorneherein ver: 
fehlt, wenn bezügli ber Wirkſamkeit einer foldhen Intervention Europas 
aud nur der gerinafte Zweifel obwalten Fönnte. Die Arbeit, welche bie 
Mächte auf diefe Art übernähmen, wäre allerdings Feine leichte und vor allem 
aus müßten fie fih hüten, Gombinationen, bie, nah Race, Religion, Stand 
ber Givilifation und materiellen Sntereffen fo verihiedenen Gegenden ange: 
paßt werben follen, gleihfam nad demjelben Muſter Herausjchneiden zu wollen. 
Es müßte darum auch reiflih erwogen werben, durch weldhe Mittel und 
Mege man fich über die Bebürfniffe jeber Provinz in's Klare ſetzen könnte. 
Wir meinten, e8 wäre bas befte, damit die Organe aller bei ber frage inter- 
ejfirten Regierungen zu betrauen, welde in jeder Provinz diejenigen Männer 
zu confultiren hätten, welche als Specialitäten gelten und deren Unparteilichs 
keit und Ginfiht anerfannt wäre.” in zweiter Punkt fei, fi die Ioyale 
und aufridtige Mitwirfung aller Mächte zu fihern, namentlich auch diejenige 


Rußlands, bem durch ben Parifer Vertrag gewilje Feſſeln gegenüber der 


Zürfei auferlegt worden feien, bie, wie ſehr befiimmt angedeutet wird, nicht 
aufrecht erhalten werben Tönnten. Schließlich wird erörtert, daß es zweck⸗ 
mäßiger fein dürfte, einen NRepräfentanten der Pforte zu ben Conferenzen 
nit zuzuziehen. „Wir benfen, bie Pforte würde banfbar die Maßregeln 
annehmen, welche bie garantirenden Mächte für geeignet halten werden, um 
einen dauernden Zuftand der Dinge auf ber Balkfanhalbinfel herzuſtellen.“ 
Tiefelbe wäre bagegen auf ber anderen Seite gegen alle infurrectionellen 
Verſuche, die fie bebrohen, forgjam zu jchüßen, was, wie die Depefche meint, 
für fie unenblidh viel werthooller wäre, als jelbit zu den Gonferenzen zus 
gezogen zu werden. Herr v. Beuft wünſcht bringend bie Meinung der Re: 
gierung des Kaiſers Napoleon über biefe Anfichten zu kennen, da er beab⸗ 
fihtige, die Depeſche auch ben Gabinetten von Berlin, Florenz, London und 
PBetersburg mitzutheilen. 

Die Anregung findet von Seite Franfreihs und der andern 


Mächte keinerlei Unterftüßung; felbft Rußland findet ſich nicht ver- 
anlaßt, daran irgendwie anzufnüpfen. 


2. San. Ein Tail. Patent beruft einen „außerorbentlichen Reichsrath“ 


ein, um die mit Ungarn eingeleiteten Verhandlungen behufs eines 
Ausgleichs in der Verfaſſungsfrage zum Abſchluß zu bringen: 

Wir Franz Joſeph ze. Auf Grund bes Patents vom 20. Sept. 1865 
hat Unfere Regierung, zur Ansgleihung widerfireitender Rechtsanſprüche in 
Betreff ber verfafjungsmäßigen Snftitutionen des Reichs, die Verhandlung 
mit den Vertretern der Länder Unferer ungarifchen Krone eingeleitet. Im 

inblid auf den Stand biefer Verhandlung und in ber Abficht eine gründe 
he, allſeits gerechte und möglichft befchleunigte Löſung ber hochwichtigen 
Aufgabe zu erzielen, haben Wir befchloffen die Vertreter Unferer anderen 
Königreiche und Länder zur Mitwirkung zu berufen. So gern Wir geneigt 
find den Rechtsanſchauungen ber einzelnen Beſtandtheile bes Kaiferftaats 
Unfere Beachtung zuzumenden, fo betrachten Wir es doch als Unfere heiligfte 


"Pflicht Hiebei den geficherten Beſtand der Monarchie und beven Gejammt: 


Geferreid. 241 


interefje als Ziels und Grenzpunkt unverrüdt feftzuhalten. Die Zeitverhält: 
niffe, die Lage bes Reichs erfordern es gleich unabweislih, daß bie Ber: 
handlungen über die Verfaſſungsſrage in der möglich Fürzeften Zeit zu ihrem 
Abſchluß gelangen, und ſonach die verfchiedenen Rechtsanfchauungen und An⸗ 
ſprüche der Königreihe und Länder, welche nicht zur ungarifden Krone ges 
bören, unter dem ſtets leitenden Gefichtspunft der Feſtigung des Beſtands 
ber Monardie in einer gemeinfamen PVerfammlung ihren Austrag finden. 
Ein ftarres Feſthalten an einem formellen, die Verfahrungsweife in bem 
Ausgleichswerk einzig und allein beherrſchenden Geſichtspunkt würde bie 
Löjung der Aufgabe ftören, das conftitutionelle Princip — welches Wir ent: 
jhieden gewahrt und für die Zufunft gefichert wiffen wollen — ernſtlich 
bedrohen, und der definitiven Regelung der innern ftaatsrechtlichen Verhälts 
niffe getwichtige Hemmniſſe entgegenftellen, fo daß hierdurch bie Gefahren für 
ben Geſammtſtaat, anftatt gebannt, nur erhöht werben würden. Indem Wir 
Uns daher bewogen fühlen die Vertreter ber ermähnten Königreiche und 
Länder zu einer außerordentlichen Neichsrathsverfammlung zu berufen, und 
bie Berufung auch auf Unfer Herrenhaus ausdehnen, wollen Wir bie Bes 
achtung der Anſprüche, welche durch eine mehrjährige Wirkſamkeit der Vers 
treter biefer Länder auf Grund ber Bellimmungen bes Reichsrathsftatuts 
vom 26, Febr. 1861 erworben murben, mit der Anerkennung bes Rechts 
verbinden, welches Unfer Diplom vom 20. Det. 1860, bei Fragen vom ge⸗ 
meinfamen Intereſſe den Landtagen durch Entfendung ihrer Vertreter einräumt. 
Es ift Unſer Wille, daß die Zahl der zu entjendenden Mitglieder in jedem 
Land berjenigen entipreche, welche das Geſetz über bie Reichsvertretung feft- 
feßt, und daß von einer Anftructionsertheilung abgefehen werde. Die brine 
ende Nothwendigkeit das Ausgleichswerk zu fördern gebietet jedes Hemmniß 
ern zu Balten. Bezüglich ber Deffentlichfeit der Situngen unb bes Ge: 
ſchäftsverkehrs beider Häufer, deren Präfidenten und PVicepräfidenten Wir 
Uns zu ernennen vorbehalten, fowie auch in Betreff der Berechtigung Unferer 
Minifter und Chefs der Centralſtellen an ben Berathungen theilzuncehmen, 
werden bie Beftimmungen ber Gejege vom 26. Februar und 31. Juli 1861 
maßgebend fein. Da die jehsjährige Wahlperiode für die Landtage ſchon in 
nächſter Zeit abläuft, und da Wir Unfern Völkern bei einer fo hochwichtigen 
Aufgabe die ernenerte Ausübung bes Wahlrechts gewahrt willen wollen, 
finden Wir Uns bewogen eine Neuwahl der Landtagsmitglieder eintreten zu 
lafien. Indem Wir fonach auf ben patriotifchen opferwilligen Einn Unferer 
Bölfer zählen, indem Wir erwarten, daß in Würdigung bes tiefen Ernſtes 
ber Lage bie Einzelinterefjen fich willig bem einen großen Zweck unterorbnen 
werden: bas Geſammtreich in feinen Lebensbedingungen zu ſchirmen — vers 
ordnen Wir nah Anhörung Unferes Minifterraths, wie folgt: Art I. Die 
Sandtage von Böhmen, Dalmatien, Galizien und Lodomerien mit Krafau, 
Defterreih unter und ober ber Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, 
Bukowina, Mähren, Schlefien, Tyrol, Vorarlberg, ftrien, Görz und Gras 
diska find aufgelöst. Art. II. Es ift unverzüglich zu Neuwahlen für dieſe 
Landtage zu fchreiten. Art. IH. Die auf Grund der vollgogenen Neuwahlen 
zujammentretenden Landtage, dann ber Stabtrath von Trieſt, find auf ben 
11. Kebruar 1. & in ihre gefeglichen Verſammlungsorte einberufen. 
Art. IV. Die Mitiheilung dieſes Unferes Taiferlichen Patents und die Auf: 
forderung zur Wahl für die außerordentliche Reichsrathsverſammlung haben 
bie alleinigen Gegenftände ber Vorlage und beziehungsweile ber Wirkſamkeit 
ber einberufenen Landtage und bes Stadtraths von Trieſt zu bilden. 
Art. V. Der außerordentliche Reichsrath wird auf den 25. Februar I. J. in 
Unfere Haupt: und Reſidenzſtadt Wien einberufen. Art. VI. Die Berathung 
ber Berfafjungsfrage bat den alleinigen Gegenftand der Thätigkeit dieſer 
außerorbentlichen NReihsrathsverfanmlung zu bilden. 
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Die öffentliche Meinung in den deutſchen Theilen des Reichs 
ſpricht fich ſofort ſehr entſchieden gegen dieſen Schritt des Miniſte⸗ 
riums Belcredi aus. 

Die ſiſtirte Februarverfaſſung ſoll dadurch weſentlich ganz beſeitigt und 
auf die hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten des Octoberpatentes zurück⸗ 
gegriffen werden. Die Landtage ſollen nämlich bei ihren Wahlen in ben 
„auferorbentlihen Reichsrath“ nur bezüglich der Zahl ihrer Vertreter an bie 
Beflimmungen der Februarverfafjung gebunden fein, nicht aber auch bezüglich 
ber Wahlordnung, die fie vielmehr nach bem ausdrüdlichen Zugeftändnig der 
offiziellen Wiener Ztg. beliebig jollen abändern können, wodurd es ben fla- 
viſchen Majoritäten in Böhmen, Mähren 2c. in die Hand gelegt wird, bie 
Deutfhen durch Wahlen aus beim Plenum flatt nach Eurien von ber Ver: 
tretung im Reichsrath ganz auszujchließen. Nach dem Wortlaute ber Fe: 
bruarverfaffung bagegen fiel eine Abänderung der Wahlorbnung nicht in die 
Competenz der Landtage, ſondern des Reichsraths. 


4. Kan. (Böhmen) Das deutihe Kandtagswahlcomite enticheibet fich 


12. 


13. 


14. 


für Feſthalten an der Tebruarverfaffung, und daß demnach die 
beutfchen Abgeordneten im böhmiſchen Landtag fi an den Wahlen 
in ben außerorbentlihen Reichsrath nicht betbeiligen und allfällig 
auf fie fallende Wahlen nicht annehmen follten. 


„ Der Kaijer nimmt bie Neujahrswünſche einer zahlreihen Tepu: 
tation des ungarifhen Landtags entgegen. “Der Hauptzwed der 
Deputation iſt indeß, die eingeleiteten Ausgleichsverhandlungen mit 
dem Minijterium weiter zu führen und wo möglih zum Abſchluß 
zu bringen. Zu biefen Ende hin finden im auswärt. Amt Con 
ferenzen jtatt, an denen außer Beuft, Belcredi und dem ungarifchen 
Hoffanzler Majlath auch Lonyey, Andrafiy und Eötvös Theil nehmen. 


„ Ein Erlaß Belcredi's an die Statthalter der verichiedenen Kron⸗ 
länder erklärt, die Regierung erwarte, daß die Beamten bie Regie: 
rung bei den bevorftehenden Wahlen unterftügen würden, und daß 
fie ein entgegengefeßtes Benehmen nicht dulden werde. Die Statt: 
halter infinuiren den Minifterialerlaß ihren DBeamteten, ber Statt: 
halter von Tyrol, dv. Toggenburg, mit ber näheren Erläuterung, 
„die Regierung halte fi zur Erwartung beredtigt, die Beamteten 
würden auf feinen Fall ſolchen Männern ihre Stimme geben, von 
benen vorauszufegen fei, daß fie für die Nichtbeſchickung bes außer: 
orbentlihen Reichsraths ſich ausſprechen werben.“ 
„ Eine Berfammlung ber hervorragendſten Führer ber deutſchen 
und liberalen Partei in ben verjchiedenen Kronländern befchliet 
unter dem Vorfige des Fürften Colloredo einftimmig, es fei mit allen 
gejeglihen Mitteln dahin zu wirken, daß die Landtage: 

1) die Wahl für die mit Patent vom 2. Yan. einberufene außerordent: 
Tide Reichsrathsverſammlung ablehnen, hingegen 2) auf Grund und nad 
Borichrift des Reichsrathsſtatuts und ber Landesorbnungen vom 26. Febr. 


1861 bie Wahlen in das Abg.- Haus bes Iegalen Reichsraths und jene ber 
Landesausſchüſſe vornehmen. 


„ Die ungarifche Deputation kehrt nach Peſth zurüd und berichtet 


14, 


16. 


19. 


21. 


23. 


25. 


26. 
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einer Verſammlung bei Deak über den Erfolg ihrer Ausgleichs⸗ 
unterhandlungen in Wien. 


Yan. Miederöſterreich). Kine Verſammlung von bisherigen 


Mitgliedern des nicberöfterr. Landtags erklärt einftimmig ihre Zu: 
flimmung zu den Beichlüffen der Verfammlung vom 13. Sanuar. 
„ (Ungarn) Landtag: Das Unterhaus beſchließt gegen bie 
Durdführung des octroyirten Keeresergänzungsgejeßes vom 28. Dec, 
1866 eine Adreſſe an die Krone zu richten. 
„ Die Regierung will wenigjtens in ben deutſch-ſlaviſchen Kron⸗ 
ländern und in Croatien das voctroyirte Heeresergänzungsgefek vom 
28. Dec. 1866 durchführen. Die Statthalterei von Niederöſterreich 
erläßt eine dießfällige Verorbnung. Dasjelbe gefchieht gleichzeitig 
auch in anderen Kronlänbern. " 
„ (Ungarn). Graf Anbrafiy kehrt mit Zuftimmung ber Führer 
ber Partei Deak von Peſth nah Wien zurüd, um bie Ausgleich: 
unterbandblungen mit der Regierung fortzujeben. 
„ (Steiermart). Der Landesausfhuß proteftirt beim Miniſte⸗ 
rium bvorbeugenb gegen eine Reform der Berwaltung (Trennung ber 
Juſtiz und ber Adminiftration) ohne Mitwirfung bes Reichsraths 
ober bes Landtags. Ä 
„ Der Finanzminifter Graf Lariſch wirb entlaffen und proviſoriſch 
durch den bisherigen Sektionschef v. Bede erſetzt. 
„ (Ungarn). Der Kaiſer nimmt bie Adreſſe des Landtags gegen 
das octroyirte Heeresergänzungsgejeß vom 28. Dec. 1866 entgegen 
und fpricht die Hoffnung aus, daß bie erhobenen Bedenken durch 
ein demnächſtiges Reſcript zu befeitigen feien. Der Kaifer erklärt 
fih zugleih, mit Bezug auf die eingeleiteten Ausgleichsunterhand⸗ 
lungen, bereit zur Erfüllung der Landeswünſche, fobald es burd 
wechielfeitiges Vertrauen gelungen fein würde, bie Schwierigkeiten 
ber thatjächlichen Bildung eines verantwortlichen ungarischen Mini: 
fteriums zu bejeitigen. 
„ Durd ein Hanbbillet des Kaiſers werben ben betreffenden Re: 
gimentern die Namen ihrer früheren preußiichen Inhaber wieder 
zurüdgegeben. 
„GGalizien). Die Regierung vetroyirt aud Galizien wie früher 
Salzburg eine Reform der politiihen Berwaltung mit Xrennung 
ber Juſtiz von der Abminiftration und Verminderung des Beamtens 
perfonals behufs Erſparniſſen im Staatshaushalt. Die bisherige 
Zahl von 176 Bezirtsämtern wird auf 74 berabgefekt. 
„ (Ungarn). Biſchof Limor von Raab wirb zum Fürft-Primas 
von Ungarn ernannt. 
„ Eine kaiſ. Verordnung beichränkt bie körperliche Züchtigung in 
ber Armee. 

We 
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28. Jan. (Ungarn). In Folge der Ausgleichsunterhandlungen in Wien 
beginnt das 67er Comité des Unterhauſes nunmehr die Berathung 
bes Elaborats des 15er Subcomité bezüglich ber jog. gemeinſamen 
Angelegenheiten. 

30. „ (Croatien). Der Statthaltereirath intimirt allen Municipien 
eine Hofkanzlei-Verfügung bez. unbebingte Durdhführung des octroy⸗ 
irten Heererganzungsgejeßes vom 28. Dec. 1866. 


— Tebr. Allg. Landtagewahlen in den deutſch-ſlaviſchen Kronländern 
behufs des Zuftandebringens des aufßerorbentliden Reichsraths. 
Hartnädige Wahllämpfe. In Böhmen, Mähren und Krain fiegen 
die Czechen über bie Deutſchen, in ben rein beutjchen Provinzen bie 
Partei für treues Feithalten an der BVerfaflung. 

Niederöſterreich: In Wien wird gar fein Regierungscandidat gewählt; 
in ber innern Stadt erhält der niebrigft Gewählte noch 1176, der höchſte 
Regierungscandidat nur 78 Stimmen. Dagegen fiegen in ben Wahlen ber 
Großgrundbefiger bie Feudalen nad heitigem Kampfe: von 200 Berechtigten 
find 175 anwejend und diefe wählen 12 Feudale und nur 1 Berfaflungstreuen 
(bei einer abfoluten Majorität von 88 Stimmen erhalten 12 Eandidaten ber 
verfafjungstreuen Partei 82—87 Stimmen). Böhmen: Die Eurie ber 
Städte wählt 46 Deutihe und 41 Czechen, die Curie ber Landgemeinden 
29 Deutſche und 50 Ezechen, die Curie der Großgrundbefiger (bei 190 feubals 
czehiichen und 175 verfafjungstreuen Stimmen) 70 feubal=czchifhe Lands 
tagsabgeorbnete, ſo daß im Landtage 161 czechiſche Stimmen 75 Deutichen 
gegenüberftehen werden. Mähren: Sm Ganzen werden 56 Czechen gegen 
44 Teutichgefinnte gewählt; bie Wahlen des Großgrumdbefißes find dabei 
weit überwiegend auf Yeubale und mur auf eine Minderheit von Deutjch 
gejinnten gefallen. In Krain erringen die Siovenen in ben Landgemeinden 
und Städten einen volljiändigen Sieg, während bie Wahlen der Großgrund⸗ 
befiter entfchieden deutih ausfallen. Auh in Steiermark wählt die 
Gruppe der Landgemeinden Unterjteiermarfs lauter Slovenen. Kärnthen 
Dagegen wählt ganz deutſch. In Galizien werben bie Ruthenen fat ganz 
verdrängt: 120 Polen oder polnifch - gefinnte Ruthenen werden bloß 31 
National-Ruthenen gegenüberftieben. Sn Deutſchtyrol fest der Elerus 
alle Hebel in Bewegung und erringt auch bas totale Mebergewicht außer im 
Großgrundbeſitz, beiten 10 Wahlen jämmtlih auf Liberale fallen; in MWälfch: 
tyrol fiegen bie Italieniſch-Geſinnten und werden von ben Gemwählten faum 
2 ober 3 nad Innsbruck gehen. 


1. „ Das Minifterium Belcredi-Beuſt ift in Yolge der Unterhanb- 
lungen mit Ungarn in voller Auflöfung begriffen. Beuft dringt 
darauf, daß der außerorbentlihe Reichsrath fallen gelaffen und ber 
engere Reichsrath einberufen werde, um mit ihm den Ausgleich zu 
vereinbaren. DBelcrebi bietet feine Entlaffung an. 


3. „ Die Unterhandlungen mit Preußen über den Abſchluß eines 
neuen SHanbelsvertrags zwiſchen Defterreih und dem Zollverein 
werben filtirt, da Preußen erklärt, die von Defterreich geforderte 
Herabfeßung des Weinzolls nicht zugeftehen zu können, bevor nicht 
Tranfreih das Großh. Medlenburg feiner Verpflichtungen entlaffe 
und dadurch ben Kintritt besjelben in den Zollverein ermögliche, 


4. 


11. 
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wozu bie guten Dienſte Oeſterreichs in Anſpruch genommen und 
auch bereitwillig zugeſagt werden. 


Febr. Die Entlaſſung Belcredi's iſt beſchloſſen. Eine kaiſ. Ent: 


ſchließung läßt ben außerordentlichen Reichsrath fallen und kehrt 
einfach zur Februarverfaſſung, ſo weit ſie durch den Ausgleich mit 
Ungarn nicht berührt wird, zurück. Dieſelbe wird indeß vorerſt 


noch nicht bekannt gemacht. 


„ (Ungarn). Die 67er Commiſſion des Unterhauſes erledigt das 
Elaborat bez. der gemeinfamen Angelegenheiten nah dem in Wien 
vereinbarten Ausgleiche. 


„ Kin Baif. Handfchreiben entläßt den Grafen Beleredi als Staats: 
minifter. Frhr. v. Beuft wird zum Minifterpräfidenten ernannt 
und ihm einftweilen die Leitung des Staats- und des Polizei⸗ 
minijtertums übertragen. Die Eröffnung der Landtage wird vom 
141. auf den 18. Febr. verfhoben. Franz Deak trifft vom Kaifer 
berufen in Wien ein. 


„Deak wird vom Kaifer empfangen. Der Ausgleich mit Ungarn 
fann im Wejentlihen als Fertig angefehben werben, auch über bie 
Perfonalien der Zufammenfeßung eines verantwortlichen ungarischen 
Minifteriums ift eine DVerftändigung eingetreten. Deak kehrt fofort 
wieder nad, Peſth zurüd, 


„ Der Minifterpräfident Beuft richtet ein Rundſchreiben an bie 
Statthalter und Tandeschefs über die neue Lage und die Auffaflung 
berjelben durch die Regierung: 


Es wird darin zunächſt hervorgehoben, „daß der von ber Negierung ein 
geichlagene Weg nicht die Bedeutung einer Schwenfung im gewöhnlichen 
Sinne des Wortes bat, fondern daß die Regierung in gewiffenhafter Erz 
fenntniß ber aus ber Entiwidlung ber Tinge hervorgehenden Lage ben Ans 
forderungen und Confequenzen berfelben gerecht wird.” Dieſen Standpunft 
präcifirend fagt der Minifter weiter: „Die Frucht der Siftirung ift ber Aus- 
gleich mit Ungarn, dieſer fol feftgehalten, durch die Zuſtimmung ber übrigen 
Theile der Monarchie befiegelt und beiberjeits durch loyale und verftänbige 
Ausführung zu einem nußbringenden werden. Zugleich aber ſoll ber mit 
ber Siftirung verbunden geweſene Nachtheil, bie Unterbrehung verfaſſungs⸗ 
mäßiger Zuftände, in ben cisleithanischen Ländern fortan ſchwinden. Die 
Regierung geht von ber Auficht aus, daß fie nicht einfeitig darüber urtbeilen 
darf, ob und inwieweit bie Verfaffung durch Schwierigfeiten, bie ihre Ent⸗ 
widlung im Gefolge batte, in ihrem Beftanbe gelitten bat oder nicht. Sie 
kann feinen anderen Weg einfchlagen, als bie durch bie Verfaffung eingefekte 
Vertretung einzuberufen, um in Gemeinschaft mit ihr bie Verfaffungsfrage 
enbgiltig zu regeln... .. Ihr Beftreben ift ein nad allen Seiten verſöhn⸗ 
Tiches, aber fie wird fid) mit eitigfeit auf ben gegebenen verfaffungsmäßigen 
Boden ftelen und nur auf bieiem bem Gebanfen ber Berfühnung Folge 
geben.” Der Schluß lautet: „Indem bie Regierung dem Reichsrathe bie 
mit Nüdficht auf den Ausgleih mit Ungarn nothwendig werbenben Ber: 
fafjungsänderungen zur Annahme vorlegt, weist fie bie Borausfeßung zurüd, 
daß fie demfelben das Recht ber freien Zuftimmung verfümmern wolle. 
Aber fie vertraut dem patriotifhen und einſichtsvollen Geiſte ber berufenen 
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Vertretung, welche fi ber Erkenntniß nicht veridließen wirb, wie viel 
Defterreih bei einem A:fhluß der bisherigen unficheren uud ſchwankenden 
Zuftände zu gewinnen, und wie viel e8 bei einer Fortfegung und einer Ver: 
mehrung biefer Unficherheit zu verlieren und zu befürchten bat, — daß jeber 
gerechte Anfpruch nur in einem wiebererflarkten Deflerreich feine Befriebigung 
finden Tann.” 

411.—13. Febr. (Ungarn). Verhandlungen mit ben befignirten unga- 
rifhen Miniftern in Wien. Diefelben machen weitere Conceffionen 
namentlich bez. ber Kriegs- und Yinanzminifterien. 

13. Fehr. Eine aus allen deutſchen Kronlänbern beſchickte Conferenz in 
Wien kommt zu feinem Beſchluſſe: einige centraliftiih ‚gefinnte Ab⸗ 
geordnete fprechen fich gegen das ungariiche 67er Elaborat aus, die 
Mehrheit meint dagegen, es fei bafjelbe erit dann in Erwägung zu 
ziehen, wenn es als Vorlage an den Reichsrath gelange. 


14. „ (Ungarn) Der Kailer empfängt bie neuen ungarifchen Mi- 
nifter einzeln. Diefelben wohnen am folgenden Tage bereits einem 
Minifterratbe bei behufs Feſtſtellung der nad Peſth beftimmten 
Publicationen. 

45. :„ Congreß cisleithaniſcher Yöberaliften aus allen denjenigen Kron⸗ 
ländern, welde der Sijtirungspolitit beigeftimmt haben, in Wien 
(Feudale aus Böhmen, Mähren und Tyrol, Czechen aus Böhmen 
und Mähren, Slovenen aus Krain, Polen), um fich über ein gemein: 
. James Vorgehen auf den bevorftehenden Lanbtagen zu verftänbigen, 
Auf das Andringen der Czechen wird befchloffen, nur unter be: 
flimmten Borausfegungen und Bedingungen in den Reichsrath zu 
wählen. 


15.—16. Febr. Kaiſerliche Entichliegungen ernennen die Landmarfchälle 
und Landeshauptinänner für die Leitung ber bevorſtehenden Landtage. 
Die Ernannten gehören ber neuen Sachlage entiprechend, ganz über: 
wiegenb der verfafjungstreuen Partei ar. 


16, Febr. (Ungarn). Ein kaiſ. Hanbichreiben enthebt den Grafen 
Majlath auf fein Anſuchen von ber Stelle eines ungariſchen Hof: 
Tanzlers, bie nach dem Ausgleich ganz wegzufallen hat, und ernennt 
ihn zum judex curie. 

417. „ (Ungarn). Kaiſerl. Referipte verfünden Ungarn den vollzogenen 
Ausgleih und die Ernennung eines verantwortlichen ungarischen 
Minifteriums (auf Grund ber mit ber Partei Deaf, welche die 
Mehrheit des Landtags bildet, getroffenen Vereinbarung und ber in 
Tolge diefer Vereinbarung bereits gefaßten Befchlüffe des 67er Comité, 
was indeß felbftverftändlich nicht erwähnt wird). 

An das Fönigl. Nefeript, welches dem ungariſchen Landtag bie Einfeßung 
eines verantwortlichen ungarifhen Minifteriums anfündigt, fchließen ſich neun 
verfchiebene kaiſerl. Handfchreiben an, welche in bie neue Orbnung der Dinge 
binüberzuleiten beſtimmt find. Zunächſt wirb ber ungarifche Hoffanzler (der 

nunmehrige Judex curis) verftändigt, baß Se. Majeflät, „in Erfüllung ber 


Orferreig. M7 


Wünſche und Bitten der landtäglich verfammelten Stände und Vertreter bes 
Königreihe Ungarn,” die Conftituirung eines ungariihen Minifteriums be: 
fhloffen und den Grafen Andraſſy mit der Zufammenfeßung besfelben be: 
auftragt, und daß demnach „die Amtswirkfamfeit ber ungarischen Hofkanzlei 
aufzuhören” Habe, jobald bie entfprechenden Einleitungen zur Webergabe ihrer 
Geſchäfte an das neue Minifterium getroffen worden. Sodann wird auch 
ber ungariihen Statthalterei Fundgegeben, daß Se. Majeftät, „von ber väter: 
lichen Abficht geleitet, die Wohlfahrt und verfafjungsmäßige Entwidlung bes 
Königreichs Ungarn dauernd zu begründen“, ein ungariſches Minifterium er: 
nannt und demgemäß die Etatthalterei ihre bisherige Amtsthätigkeit einzus 
ftellen babe, und es wird gleichzeitig der bisherige Tavernicus angewielen, 
auch feinerfeits bie Geihäfte an jenes Minifterium zu übergeben. Weiter 
wird, „indem das ungarifche Minifterium zugleich mit der Aufgabe betraut 
fein wird, die jchwebende Trage ber thatfächlihen Union Siebenbürgens mit 
dem Königreich Ungarn einer befriedigenden Löſung zuzuführen,” bie Auf- 
Löfung der fiebenbürgifchen Hoffanzlei ausgeſprochen, und der bisherige Leiter 
berjelben, Graf Haller, feines Amts enthoben. Noch weiter folgt bie Er⸗ 
nennung bes Grafen Andraſſy zum Präfidenten bes ungarifchen Minifteriums, 
und „werben fofort deſſen Vorichläge zur Beſetzung der übrigen Minifter- 
ftellen gewärtigt.” Endlich wird ber Frhr. v. Beuft „zur eigenen Wiflen- 
ſchaft und zur Berfändigung der Minifter und Gentralftellen” von ber Er⸗ 
nennung des ungariichen Minifteriums mit bem Beifügen „in Kenntniß ges 
ſetzt, daß rüdfichtlich der Abgrenzung bes beiberfeitigen Wirkungsfreifes und 
Abgabe der Gefchäfte von ben betreffenden Minifterien an bie ungarifchen 
Landesminifter, nach Ernennung ber leßteren und mit Beiziehung berjelben, 
die geeigneten Anträge vorzubereiten und ber kaiſ. Schlußfaflung zu unters 
ziehen fein werden.” 

18. Febr. AZufammentritt der Landtage in fämmtlidhen deutſch⸗-ſlaviſchen 
Provinzen. Ein Erlaß der Regierung an biefelben läßt, auf die 
kaiſ. Entſchließung vom 4. Febr. geftüßt, den auferordentlichen 
Reichsrath fallen und beruft auf den 18. März ben „verfaffungs- 
mäßigen“ Reichsrath nad Wien ein, um bemjelben die „rüdfichtlich 
des Ausgleihs mit Ungarn nothwendigen Verfaflungsveränderungen 
zur Annahme vorzulegen” : 

„Bei der Einberufung des außerordentlichen Reichsrathes wurbe ber Kaiſer 
von ber Abjicht geleitet, allen nicht zur ungariihen Krone gehörigen König⸗ 
reihen und Ländern die Abgabe des durch das Septemberpatent vom Jahre 
1865 in Ausſicht geftellten gleichgewichtigen Votums bezüglich der Löſung der 
Berfaffungsfrage zu fihern und gleichzeitig die Baſis zur Verfländigung und 
Ausgleihung ber auch in diefen Ländern vorwaltenden verfchiedenen Rechts⸗ 
anfprüche und Rechtsanſchauungen zu bieten. Diefe Abficht bes Kaifers fand 
nicht überall bie gehoffte Würdigung, war vielmehr vielfach der Mißdeutung 
ausgeſetzt, als gedenfe die Regierung hiedurch bie durch das Dctoberbiplom 
und Februarpatent zugeficherten verfaflungsmäßigen Nechte zu ſchmälern oder 
gar dauernd zu entziehen. So fehr die Regierung ſolche Nuffafjung beklagen 
und als der Begründung entbehrend bezeichnen mußte, jo wenig Tonnte fie 
fih troßdem darüber täufchen, daß hiedurch der im Auge gehaltene Zwed 
wefentlich gefährbet erfchien. Zu diefen Erwägungen trat feither noch hinzu 
ein fehr wichtiger und folgenreicher Umftand, welcher ba8 Beharren auf dem 
eingefchlagenen Wege nicht mehr zweckmäßig erfcheinen Laffen konnte. Die ſeit⸗ 
berigen Verhandlungen führten nämlich zu dem erfreulichen Nefultate, daß 
Seitens des ungariihen Landtags zuverfichtlich die Zuftimmung zu Anträgen 
zu hoffen ift, welche die Machtftellung der gefammten Monarchie zu wahren 
geeignet find und in ihrer Durchführung eine gedeihliche Entwidelung ber: 
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ſelben in Ausficht ſtellen. Als Vorbedingung Tür bie praktiſche Durchführung 
des Ausgleichs erſchien die Ernennung eines verantwortlichen ungariſchen 
Miniſteriums. War es nun ein Gebot der politiſchen Nothwendigkeit, mit 
dem definitiven Ausgleiche Ungarn gegenüber nicht länger zu zögern, ſo ver⸗ 
mochte ſich auch die Regierung darüber einer Täuſchung nicht hinzugeben, 
daß das ungariſche Miniſterium eine vereinbarte Grundlage des Ausgleiches 
vor dem ungariſchen Landtage vertreten müſſe. Hiedurch war der Grund⸗ 
gedanke, welcher bei ber Berufung bes außerordentlichen Reichsrathes vor: 
gewaltet hatte, überholt, und es trat die wichtige Frage heran, ob bei dieſer 
Sachlage nicht im Intereſſe des Reiches von ber Berufung des außerordent⸗ 
lichen Neichsrathes abzugeben fei. Lie Regierung mußte ſich, von folgenden 
maßgebenben Gefichtspunften geleitet, für die Bejahung biejer Frage ent: 
Tcheiden: Seit einer langen Reihe von Kahren krankt die conftitutionelle Or⸗ 
ganifation der Monardie an diefen unlösbar gebliebenen Miderfprüchen 
zwifhen den Rechten der ältern Verfaflung Ungarns und den freiheitlichen 
Anftitutionen, deren Durchführung in ber Gefammtmonardie ber Kaifer fich 
zur Lebensaufgabe gemacht bat. Vor Behebung diefes Conflictes ift bie 
MWieberherftellung der Größe und der altgeihichtlihen Stellung bes Kaifer- 
ftaates in dem europäiſchen Staatenfyiteme nicht zu erhoffen. Bei ben durch 
die letzten unbeilvollen Ereigniſſe geichaffenen Verbältniffen ift jede Ber: 
zögerung bed Ausgleiches mit ben entfchiedenften Nachteilen verbunden. Tritt 
ber Ausgleich jedoch in’s Leben, fo ericheint zugleich der Zweck erreicht, 
welcher ber mit dem Septemberpatent ausgeführten Siftirung zu Grunde 
lag. Dieſe wegen ber Einleitung einer Verftändigung mit Ungarn ergriffene 
Maßregel ift fortan nicht mehr nothwendig, die Rückkehr in bie verfaſſungs⸗ 
mäßigen Bahnen ift von ſelbſt gegeben, und ber Regierung ift Gelegenheit 
geboten, dem verfammelten Reichsrathe über die gepflogene Verhandlung Auf 
Ihlüffe zu ertheilen und ihre Schritte zu rechtfertigen. Der Kaifer hat bems 
nah mit Entſchließung vom 4. Februar verordnet, daß von der Einberufung 
bes außerordentlichen Reichsraths abzufommen fei, und daß der verfafjungs: 
mäßige Reichsrath am 18. März in Wien zufammentrete, und dbemfelben bie 
rückſichtlich des Ausgleihe mit Ungarn nothwendigen Verfafjungsänderungen 
zur Annahme vorgelegt werden. Tem Meichsrathe follen ſofort noch bie 
Gefegentwürfe über bie Deputirtenentfendung in die Berathungsförper für 
gemeinfame Angelegenheiten, für Minifter-VBerantwortlichkeit, Mobifizirung 
des F 13 des Februarpatentes, Erweiterung ber verfaffungsmäßigen Auto: 
nomie ber Länder, eine Wehrverfaffung, Verbefferung der Rechtspflege und 
Hebung ber Intereſſen ber VBolfswirthichaft vorgelegt werden. Die Regierung 
bofft zuverfichtlich, daß die Randtage fofort zur Wahl der Mitglieder für den 
verfafjungsmäßigen Reichsrath fchreiten und bieburch beitragen werben, bie 
nur allzulange fortlaufende Verfaſſungskriſis zu beenden.“ 


18. Febr. (Ungarn). Landtag: Im Unterhaufe wird das Tal. Refeript 


19. 


‚ verlefen, das der Bitte wegen Giftirung bed Wehrpatentes vom 
28. Dec. 1866 willfahrt, indem es bafjelbe ber verfallungsmäßigen 


Behandlung zumeist und die Herftelung der Berfaflung fo wie die 
Einſetzung eines verantwortlichen ungariſchen Minifteriums verſpricht, 
indem Graf Andrafiy zum Minifterpräfidenten ernannt wird, mit bem 
Auftrage, dem König eine Miinifterlifte vorzulegen. Die Verlefung 
wird von ſchallenden Eljenrufen begleitet. 

» (Ervatien). Mehrere Municipien befchließen in ihren General: 
berfammlungen, das ungarifhe Mintfterium für Eroatien nicht an— 
zuerfennen unb vermwerfen bas Heerergäanzungsgejeß als verfaflungs- 
widrig erlaflen, 
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20. Febr. (Mähren) Landtag: Die ezehifhe Partei benützt ihre 


22. 


S 


24. 


Mehrheit, in den Lanbesausfhuß wird neben 8 Czechen nur ein 
einziger Deutſcher gewählt. 
„ (Ungarn). Auf den Vorſchlag des Minifterpräftdenten ernennt 
ber König zu Miniftern: am kgl. Hoflager Graf Feſtetits, des In⸗ 
nern Baron Wenkheim, ber Finanzen v. Lonyay, für Cultus und 
Unterriht Baron Eötvös, der Juſtiz von Horvath, für öffentliche 
Arbeiten Graf Mifo, des Handels v. Gorove mit dem Beifügen: 
„Die Agenden bes Landesvertheidigungs:Minifteriums finde Ich bis da—⸗ 
hin, als die unbedingt nothwendige Umgeftaltung des ganzen Wehrſyſtems 
im verfaffungsmäßigen Wege feftgeftellt und auch der Wirfungsfreis Meines 
ungarischen Minifteriums vüdfichtlich der bdießfälligen Angelegenheiten genau 
bejtimmt fein wird, bei unverjehrter Aufrechthaltung Meiner füniglichen Nechte 
in Bezug auf die Leitung, Führung und innere Organilation des Heeres, 
einftweilen Meinem ungarischen Deinifterpräfidenten zu übertragen, ben Ach 
biemit aud mit dem Vollzuge diefer Deiner Entfchließung betraue.“ 


» Graf Taaffe wird proviſoriſch mit der Leitung bes zeither unter 
dem Gtaatsminifterium ftehenden VBerwaltungsminifteriums (Mini: 
fteriums des Innern) betraut. 

„Abſchluß eines Handels: und Shifffahrtsvertrages mit Belgien 
auf der. Grundlage gegenfeitiger Behandlung wie die meiftbegün: 
ſtigten Nationen. 


» (Miederöfterreih), Der Landtag beichließt einftimmig, zu 
erflären, 

„das in Folge ber allerh. Entichließung vom 4. Febr. d. J. eingetretene 
Ende ber Siftirung des Grundgefeßes über die Reichsvertretung werbe mit 
Befriedigung zur Kenntniß genommen, aber auch bie fünitige unverbrüchliche 
Wahrung unb firenge Uebung des Verfaffungsrechtes erwartet. Insbeſondere 
werde erwartet, daß ber Ausgleih mit Ungarn auf folchen verfafjungs: 
mäßigen Wege ausgeführt werde, daß baburch weder die Einheit noch bie 
Machtitelung des Reiches geſchwächt werde.“ 


„ (8rain). Der Landtag beftellt den Landesausſchuß mit Tauter 
Slovenen. 


» Das Staatsminifterium theilt den Statthaltereien eine kaiſ. 
Entſchließung mit, welche die Grundzüge für die Regelung des 
Volksſchulweſens enthält — nad) der neuen Lage der Dinge jelbit- 
verſtändlich indeß nur für die Länder diesſeits der Leitha. 

Es conſtatirt dieſe Entſchließung, daß die Regierung „in Berückſichtigung 
ber beſonderen Verhältniſſe und Bedürfniſſe ber Koͤnigreiche und Länder 
bieffeitö der Leitha weder die Nothwendigkeit noch die Möglichkeit anerkennt, 
daß für biefe Länder ein gemeinfames Gefe für bie Volksſchulen beftehe,“ 
daß vielmehr die Regierung „in Erwägung, daß bie Angelegenheiten bes 
Volksſchulweſens durch die Landtage nicht nur ſchneller und Leichter, fonbern 
auch befjer geregelt werben können, als burch eine gemeinfame Vertretung, 
e8 für geboten erachte, ben Grundſatz der Einförmigfeit in ber das Volks⸗ 
ſchulweſen betreffenden Gefeßgebung, foweit es den wirffichen Intereſſen ber 
Monardie und einer gebeihlichen Entwidlung der Volksſchulen entipricht, 
befinitiv aufzugeben.” Demgemäß ift es die Abficht, den Gemeinden einen 
unverfümmerten Einfluß auf bie aus ihren Mitteln erhaltenen Volles ſGobeo 
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einzuräumen, ihnen bezüglich ber Volkaſchullehrer das Präſentationsrecht zu 
bewilligen, ihnen bie Ueberwachung ber Verwendung ber Schulfonds zuzu⸗ 
weifen, und zu biefem Zweck befondere Stadt: und BezirkssSchulinfpectorate 
aufzuftellen. Gleichzeitig follen aber mit möglichſter Beichleunigung Semi: 
narien zur Heranbildung von Volksſchullehrern errichtet und dieſe aus 
Reichs mitteln botirt werben. 


24. Febr. (Ungarn). Eine Minifterialverfügumg orbnet bie Uebernahme 


25. 


ber Verwaltung von ben bisherigen Behörden auf den 10. März an. 


„ (Sroatien). Die Oeneralcongregation des Agramer Comitats 
beſchließt eine Repräfentation an den Kaifer durch eine befonbere 
Deputation zu richten gegen die Rekrutirung nad dem octroyirten 
Geſetze, für Einberufung des Landtags und für die Integrität bes 
breieinigen Königreichs. Die Deputation wird vom Kaifer nicht 
angenommen. 


„ (Böhmen) Landtag: Die über bie Frage ber Veſchickung 
bes Reichstags niebergefehte Commiſſion fpaltet fih in eine Mehrheit 
und eine Minderheit. 

Die (feudal⸗czechiſche) Mehrheit (Verichterftatter Graf Leo Thun) er= 
Härt, weder die einfache Vornahme noch bie einfache Ablehnung ber Reiches 
rathswahlen empfehlen zu können und beantragt daher eine Adreſſe an dert 
Kaifer, in der fi ber Landtag zwar zu ben Wahlen bereit erflärt, aber nur 
bedinygungsmweife im Sinne des September-Siftirungspatent® und im Sinne 
bes von Belcrebi berufenen außerorbentlichen Reichsraths mit der Erflärung, 
bie Wahlen vor Eintreffen einer Antwort auf dieſe Adreſſe nicht vorzn= 
nehmen. Der Adreßentwurf bedauert zunächſt, daß der bisherige birecte 
Rapport des Landtages mit dem Könige dießmal burd eine Mittheilung ber 
Regierung erfeßt wurde, durch welche überbieß das Patent, auf deſſen Grund: 
lage der Landtag eben tage, ſowie das September: Patent aufgegeben feien. 
Der Landtag fühle ſich verpflichtet, bem ſchmerzlichen indrud, welden bie 
Negierungs-Mittbeilung allenthalben hervorgerufen, Worte zu feihen. Die 
gefährlihen Folgen biefes Schritte würden noch größer durch die Auf: 
forberung, die Wahlen in ben als verfaffungsmäßig bezeichneten Reichsrath 
vorzunehmen. Die yebruarverfaffung fei —— beſeitigi. Tiefer Reiche: 
rath könne nicht mehr als bie Vertretung des ganzen Reichs angejehen 
werden. Ein in feiner Ganzheit unausführbares, niemals zu voller Geltung 
gelangtes Grundgefeß könne in einzelnen Bruchſtücken nicht das Verfaſſungs⸗ 
vecht unferer Neichstheile bilden, daher auch die neu cinberufene Verſamm⸗ 
fung nur eine außerordentliche wäre. Der Landtag würde fein treuer Dol- 
metſch der Rechtsanſchauungen des Volkes fein, wenn er nicht ausipräche, 
daß Böhmen, welches feinen Stolz barein febt, ein vollberechtigtes Glied ber 
Monarchie zu fein, fich Dagegen verwahre, feine Eriftenz aufgehen zu lafjen 
in ber weftlichen Neichshälfte, einem Staatsgebilbe, das jeder ftantsrechtlichen 
Grundlage ermangelt und beffen Geftaltung mit bem unbeftreitbaren recht: 
fihen Beftande ber Krone Böhmen’e, mit ber rechtlichen Bebeutung ber 
Sahrhunderte hinauf und bis in unfere Zeit berabreichenden Reihenfolge 
vollzogener Krönungen ber Ahnen Sr. Majeftät als böhmiſchen Königen und 
mit der bis in bie neueſte Zeit unbeftrittenen flaatsrechtlichen Bedeutung bee 
Landtags des Königreichs im Widerſpruche ſteht. Die (deutſch-liberale) 
Minorität (Berichterftatter Herbft) begrüßt die Rückkehr ber Regierung 
in verfaffungsmägige Bahnen mit Freuden und beantragt einfache Vornahme 
ber Reichsrathswahlen. 

In ber Debatte barüber erflären bie Deutfchen mit Nachdruck, daß in ben 
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Willensricätungen von 14 Lanbtagen ein Verhanblungsrefultat nicht liegen 
fönne, fo daß fchlieglich eine Octroyirung bes Kaifers erfolgen müßte. Graf 
Clam:Martinit ermwiebert darauf, daß er eine DOctroyirung von Seite 
bes Monarchen einer Octroyirung von Seite ber Majorität ber Volksver⸗ 
tretung vorziehe. 

Bei der Abftimmung wird die Vornahme der Wahl abgelehnt 
und die czehifche Aöreffe unter Namensaufruf mit 156 gegen 76 
Stimmen angenommen. Der Statthalter Graf Rothlirh enthält 
fih der Abftimmung. 


26. Febr. (Böhmen). Auf den Beſchluß des böhmischen Landtags vom 


” . 


27, 


8. 


25. d. M. antwortet die Regierung entichloffen fofort mit einer 
Auflöjung desfelben und der Anordnung von Neuwahlen: 

„Dur ben Statthalter Unſeres Königreichs Böhmen ift Uns der Beſchluß 
des Landtages vom 25. db. M. zur Kenntniß gebracht worden. Die Gefühle 
ber Treue und Anhänglichfeit an Unſere Perſon und Unfer Haus, welche 
auch bei biefem Anlaffe erneuerten Ausbrud gefunden haben, waren wie 
immer wohlthuend für Unfer Tanbesväterliches Herz als treuer Nachhall der 
Uns wohlbefannten Gefinnungen bes Volkes von Böhmen. Ernftlich bedacht 
auf die Förderung der Wohlfahrt aller Theile Unfers Reiches und feft ent: 
Ihloffen, fie in dem Streben nach freier innerer Entwidelung zu unterftügen, 
erachten Wir es gegenmärtig als Unfere erfle und wichtigfte Negentenpflicht, 
bie Regelung ber verfafjungsmäßigen Verhältniffe ber Gefammtmonardie zu 
einem raſchen unb gebeihlichen Abfchluffe zu bringen. Der Landtag jelbit 
ſpricht die Weberzeugung von ber Nothwenbigfeit und Dringlichkeit diefer 
Aufgabe aus. Nachdem aber derfelbe in feiner Mehrheit einen Beſchluß ges 
faßt bat, welcher, wenn Wir ihm Unfre Zuftimmung ertheilen wollten, bieten 
Zweck vereiteln würde, fo finden Wir Uns veranlagt, Uns nochmals an bie 
Beuölferung Unferes Königreiches Böhmen zu wenden, und verordnen: 1) ber 
Landtag Unferes Königreichs Böhmen ift in Anwendung bes $ 10 ber 
Landesordnung aufzulöfen und ſogleich die Ausfchreibung von neuen Wahlen 
anzuordnen. 2) Wir behalten Uns die Beftimmung des Zeitpunftes für bie 
Einberufung bes neuen Landtags vor.” 


„ Mähren) Landtag: Die czechifche Mehrheit befchließt mit 57 
gegen 37 (deutſche) Stimmen, ihren vorjährigen Antrag auf Wende: 
rung der Landtagsorbnung (zum Nachtheil ber Deutichen) zu wieder: 
holen und in einer Adreſſe an den Kaijer zu befürworten. 


„ (Böhmen). Die beiden Grafen Thun kommen mit ber Adreſſe 
ber feudal⸗czechiſchen Mehrheit des böhmischen Landtags zu jpät in 
Dien an: bie Antwort ift ſchon in Prag, der Landtag aufgelöft. 

„» (Mähren) Landtag: Die czechiſche Meehrheit befchließt mit 
55 gegen 35 Stimmen, gleich ber czechiſchen Mehrheit des böhmiſchen 
Landtags eine Adreſſe im Sinne des Siftirungspatents und gegen 
bie Wiederherftellung ber Februarverfaffung an den Kaifer zu er: 
laffen, nimmt dagegen, weniger entſchieden als die Böhmen, bie 
Reichsrathswahlen vor, wählt aber neben 19 Czechen nur 3 Deutfche. 
„Miederöſterreich). Der Landtag befchließt mit großer Mehr: 
beit (mur die Rechte flimmt dagegen), daß die beabfichtigte Be⸗ 
feftigung Wiens entweber ganz unterbleiben, ober bat doch iedev-⸗ 
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false dem Landtag und dem Reichsrath Gelegenheit gegeben werben 
möge, fi über ben Gegenjtand zu äußern. 

28. Behr. (Böhmen). Das czechiihe Wahlcomits erläßt bereits einen 
flammenden Aufruf an „das Voll von Böhmen“: Söhne der glor: 
reichſten Gefchlechter des Landes hätten zu bem Volke geftanden und 
biefes möge nun bie Haltung bes Landtags durch einhellige Wieder: 

- wahl feiner Vertreter rechtfertigen. 

„nr (Rrain) Landtag: Debatte über die Beſchickung des Reichs- 

raths. Der Ausihuß trägt auf Vornahme der Wahlen au, aber 
unter Vorbehalt und Rechtsverwahrung, benen in einer Adreſſe an 
den Kaijer wie in Böhmen und Mähren Ausbrud gegeben werben 
fol. Der Statthalter erklärt dieß für verfaflungswibrig, Die 
Commilfion ift daraufhin bereit, die anftößigen Ausbrüde in ber 
Adreſſe zu befeitigen, die fo mit 24 gegen 2 Stimmen (ber Grof- 
grunbbefiß, I Stimmen, enthält fih) angenommen wird. 

"„ u (Ungarn). Landtag: Graf Anbrafiy führt das Meinifterium 
in beiden Häufern ein. Dasjelbe macht fofort Vorlagen bez. ber 
Steuereinhebung bis Ende des Jahres, bez. einer Aushebung von 
48,000 Refruten, bez. Herjtelung der Municipien und bez. Her: 
ftellung des Preßgejetes von 1848. 


1. März Die Landtage der deutſchen Provinzen bes Reiche, Nieder: 
diterreih, Dberöfterreih, Steiermark, Kärnthen x. haben, mit Aus⸗ 
nahme Tyrols, ſämmtlich die Wahlen in den Reichsrath unter ent: 
ihiedener Zuftimmung zu der Rückkehr ber Regierung in verfaffunge- 
mäßige Bahnen angenommen. Dagegen haben die meijten gegen 
das einfeitig erlaffene Keeresergänzungsgefeg vom 28: Dec. 1866 
proteftirt und ebenfo auch gegen meitere DOctroyirungen in der Re: 
form der politifchen Verwaltung (Trennung der Juſtiz von ber 
Adminiftration) ohne Befragung weder ber betreffenden Lanbtage 
noch des Reichsraths. 

®  » (Tyrol). Der Landtag beſchließt mit 30 gegen 21 Stimmen 
Beſchickung des Reichsraths, aber. unter gleichzeitigem Erlaß einer 
Adreſſe an den Kaiſer, in der er fih im Weſentlichen gleich den 
Landtagen von Böhmen, Mähren und Krain für bas September: 
patent und gegen die MWieberherftellung ber Verfafjung ausſpricht: 

‚Wenn es aber die Aufgabe ber beporftehenden Reichsverſammlung fein 
muß, die bezeichnete Verftändigung anzubahnen, fo kann doch ihre Befugniß 
nicht dahin ausgedehnt werben, daß fie in unbeichränfter Weile über ben 
Beſtand und die Fortdauer aller wohlerworbenen öffentlichen Rechte endgiltig 
entfcheide. Es Täßt fich nicht in Abrede ftellen, daß über bie Stellung und 
Mirkfamfeit diefer Verſammlung, wie fie in bem @rlaffe ber Faiferlichen 
Negierung bezeichnet wird, die gegrünbetften Bedenken fich ergeben müſſen. 
Denn folte der Reihsverfammlung bie Befugniß zuerfannt werden, über bie 
öffentlichen Rechte des Tyroler Landes, über feine Stellung zur Geſammt⸗ 

Monarchie und über feine Gelbfifländigfeit und flantsrechtliche Bedeutung 
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endgiftig zu entjcheiben, fo würbe ber treugehorfamfte Landtag ben heiligften 
Verpflichtungen, welche er gegenüber dem von ihm vertretenen Lande hat, 
untreu werden, wenn er die Landesrechte fehweigend preisgeben und nicht 
von vornherein dagegen Verwahrung einlegen würde.“ 


Die Minderheit proteftirt gegen diefe Adreſſe. Bei den Wahlen 
in den Reichsrath werden lauter Ultramontane gewählt mit Aus: 
nahme von 2 Wälfchtyrolern, weil feine anderen da find, [Sm 
Gegenſatze gegen die von ber Regierung unter weſentlich ganz gleichen 
Umftänden gegenüber den Landtagen von Böhmen, Mähren und 
Krain ergriffenen Maßregeln wird der Tyroler Landtag trotz feiner 
Adreſſe nicht aufgelöst.] 


1. März. (Mähren und Krain). Die Landtage werden in Antwort 
auf ihre Adreßbeſchlüſſe gleich demjenigen von Böhmen durch Tail. 
Patente aufgelöst und Neuwahlen angeordnet. 


2. „ Ein kaiſ. Handichreiben an den Frhrn. v. Beuft hebt das am 
20. Oct. 1860 errichtete Staatsminifterium wieder auf und creirt 
für die nicht zur ungarifchen Krone gehörigen Länder der Monarchie 
ein Minifterium des Innern und ein eigenes Minifterium für Cultus 
und Unterricht. 


”„  » (Balizien). Der Landtag verzichtet, da die Regierung mit 
einer Auflöfung und der Statthalter Goluchowski mit feinem Rück⸗ 
tritt droht, auf die beabfichtigte Adreſſe im Sinne der Landtage von 
Böhmen, Mähren und Krain, lehnt einen Abreßentwurf der Ru- 
thenen, der „die Wiederherftellung verfaflungsmäßiger Zuftände in 
Gisleithanien mit wärmjter Dankbarkeit entgegennehmen” mollte ab, 
und befchließt mit 99 gegen 34 Stimmen unbedingte Beſchickung 
des Reichsraths. Don den Wahlen gehören unter 38 alle bis auf 
3 der polnisch gefinnten Partei an. 

nm (Ungarn) Landtag: Das Unterhaus nimmt die Steuervor⸗ 

lage ber Regierung (Einbebung ber Steuern big Ende 1867) mit 

317 gegen 18 Stimmen an. 

—  „ (GSiebenbürgen) Kine Zufammenberufung ber ſächſiſchen 

Nationsuniverfität wird vom Gubernium nicht geftattet. | 

4. „ (Ungarn). Landtag: Die NRegierungsvorlage bez. Bewilligung 
von 48,000 Rekruten wird vom Unterhauſe mit 256 gegen 57 
Stimmen genehmigt. | 

6. „ (Böhmen) Fürft Carlos Auersperg übernimmt wieber ben 
Dorfis im Wahleomitd der Liberalen Großgrundbefiker. 

7. u Der Kaifer ernennt den Grafen Taaffe nunmehr förmlich zum 
Minifter des Innern und ben Hrn. v. Bede, unter Belafjung feiner 
Functionen als Leiter des Yinanzminifteriums, zum Minifter. 


„» u (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt bie Regierungss 
vorlage bez. Herftellung ber Municipien. 
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8. März Der Minifterrath befchließt die Durchführung der Rekrutirung 
auf Grund der allg. Wehrpfliht und des octroyirten Heeresergän- 
zungsgefebes vom 28. Dec. 1866 troß ber Oppofition der Landtage. 

"  » (Böhmen). Der bisherige Statthalter Graf Rothkirch-Panthen 
wird feiner Stelle enthoben und durch den aufridtig und entſchieden 
verfaflungstreuen Frhrn. v. Kellersperg erjebt. 

9. „ (Ungarn). Landtag: Die 67er Commilfion bringt ihr Elaborat 
im Unterhaus ein; ber Minoritätsantrag zählt 14 Unterfchriften. 
Das Haus nimmt barauf fait einjtimmig bie Vorlage der Regierung 
bez. Herſtellung des Preßgefeßes von 1848 an und beichließt endlich 
einmüthig: 

Hinſichtlich der ausnahmoweiſen proviſoriſchen Vollmachten, welche dem 
ungariſchen Miniſterium in Angelegenheit der Rekrutenſtellung, der Ein⸗ 
bebung der Steuern bis zum letzten December dieſes Jahres, der Herſtellung 
der Municipien und der Preſſe ertheilt wurden, erklärt das Abgeordnetenhaus 
hiemit, daß es mit dieſen Vollmachten allein unb ausſchließlich das gegen⸗ 

wärtige verantwortliche ungariſche Miniſterium bekleidet habe.“ 

40. „ (Ungarn). Das ungariſche Miniſterium übernimmt mit dieſem 
Tage die Verwaltung in Ungarn und in Siebenbürgen; die ſieben⸗ 
bürgiſche Hofkanzlei ſtellt ihre Thätigkeit ein. 

41. „ (Croatien). In Folge des Widerſtandes der Comitate und 
Municipien gegen das Heerergänzungsgeſetz ſind die Obergeſpanne 
ſämmtlicher Comitate durch kgl. Commiſſarien erſetzt worden. 

13. „ (Ungarn). Das Minifterium leiſtet in Ofen den Eid in bie 
Hände des Königs. Derfelbe empfängt beide Käufer des Landtags. 

414. „ (Böhmen) Erzh. Karl Ludwig trifft in Prag ein, fcheinbar 
zum Beſuch bes Kaiſers Ferdinand, im Wahrheit um eine Preffion 
auf ben böhmifchen Adel für antisczehiiche Landtagswahlen auszuüben. 

16. „ Die offizielle Wiener Zig. bringt einfach die Notiz, daß bie 
„bisher beſtandene“ Abtheilung des Staatsminifteriums für Cultus 
und Unterricht feine Thätigkeit als Minifterium für Cultus und 
Unterricht fortfege. Ein Minifter dafür ift noch nicht ernannt. 

419. „ (Mähren) Der Biihof von Brünn erläßt an feinen (meift 
czechiſch gefinnten) Clerus ein Rundſchreiben „ſich gemäß feines 
Berufes aller wie immer gearteter politiſcher Agitationen zu enthalten.“ 

20.—30. März, (Ungarn). Landtag: Debatte des Unterhauſes über 
das 67er Elaborat. Ein Antrag ber Linken, dieſelbe bis nad) der 
Krönung zu vertagen, wird abgelehnt... Das Miniftertum macht aus 
der Annahme eine Cabinetsfrage. Rede Deaks. Bei der Abjtim: 

mung wird bas Geſetz mit 257 gegen 117 Stimmen angenommen. 

„ März, (Ungarn). Minifterialerlag bez. ber Preſſe, Aufhebung aller 
bisherigen erceptionellen. Maßregeln. 

22.- 29. März, (Böhmen). Landtagswahlen: Die Wahlen der Groß- 

- grundbefiger und ber fideicommiſſariſchen Befiger fallen dießmal gegen 
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bie feudal⸗czechiſche Partei aus und fichern ber beutfchen Partei im 
Landtage die Mehrheit. 

In den Eräbdten, Induſtrieorten und Handelskammern behaupten wie 
bisher die Deutfchen, in ben Landgemeinden ebenfalls wie bisher bie Czechen 


‚bie Oberhand. Bei ben Wahlen der nicht fibeicommiffarifhen Grundbefißer 


jiegt bie deutſche Verfafjungspartei mit einer Mehrheit von 30 Stimmen 
(209 gegen 179); bei den Wahlen ber Fibeicommißbefißer macht bie Ver⸗ 
fafjungspartei den Feubalen den Vorſchlag, 8 Verfafjungsjreunde und 8 
Feubale zu wählen, die Feudalen lehnen den Antrag ab und verlangen alle 
16 Wahlen; bei der Abflimmung erhalten fie indeg nur 8 Wahlen (Graf 
Leo Thun fällt dabei durh und Graf EClam:Martinig erhält gar Feine 
Stimme), worauf fie erflären, daß fie das Mandat nicht annehmen. 


26. März Abſchluß eines Handelsvertragg mit Holland in demſelben 


Sinne wie mit Belgien. 


„—29. März. (Mähren) Landtagswahlen: Diefelben fallen auch 


28. 


‚hier von Seite der Oroßgrundbefiger gegen die czechiſch-feudale 
Partei aus und fichern der beutjchen Partei im Landtage bie 
Majorität. 

Bei den Wahlen der Großgrundbefiger ftehen bießinal 83 verfaffungstreue 
Stimmen gegen 52 feubale, 


März. Eine Depeſche Beuft’s an den öfterr. Gejandten in Berlin 


ſpricht fich über die, nunmehr veröffentlihten, Schub: und Trutz⸗ 
bündnifle Preußens mit ben ſüddeutſchen Staaten vom Auguft 1866 
und über die Stellung Oeſterreichs dazu aus; 

„Die Veröffentlichung ber jeither geheim gehaltenen preußiſch-ſüddeutſchen 


Allianzverträge vom Auguft 1866 hat nicht erfolgen Fünnen, ohne in ber 


gefamniten politifchen Welt einen tiefen Eindrud zurüdzulaflen. Mas jedoch 
ung betrifft, jo war unfere Empfindung weder die der Meberrafhung, noch 
einer Berftärfung jenes natürlichen Bedauerns, welches der Verluſt unferer 
früheren vertragsmäßigen Stellung in Deutichland nach den Kataſtrophen bes 
vergangenen Sommers uns einflößen mußte Wir fennen und acceptiren 
bie politilhe Lage, deren Folgen fih vor unfern Augen entwideln. Es 
ändert fih am berfelben nichts, ſeitdem es offenfundig geworden ift, daß 
Preußen fich der Bundesgenofjen, welche ehemals biejenigen ber beiden Mächte 
waren, förmlich für fich allein verfichert hat, noch ehe es feine Ausſöhnung 
mit uns befiegelte. Ebenio wenig Ändert ſich unſer Wunſch, uns in dem 
neuen Verhältniffe unter Wahrung unferer Sntereffen friedlih und in gutem 
Einverftändniffe mit Preußen zurechtzufinden. Es ift im Allgemeinen wohl 
nicht leicht, Allianzen, welche über befenfive Verpflichtungen hinausgehen, als 
Bürgichaften des Friedens zu charafterifiren. Wir unfererfeits find indefjen 
bereit zu glauben, und werben uns jedenfalls gerne überzeugen laſſen, baß 
im Grunde wirflih nur der Entſchluß gemeinfamer Vertheidigung gegen 
fremde Angriffe durch bie erwähnten Verträge beurfundet werben follte. 
Das Kabinet von Berlin hat ſonach eine eigentliche Einfprache von uns nicht 
zu gewärtigen. Nur find wir uns andererfeits vollkommen bewußt, daß uns 
bie Berechtigung zu einer folchen nicht fehle, und wir möchten nicht ben 
Schein entflehen laffen, als würbe ber Widerſpruch nicht von uns erfannt, 
welcher zwiſchen dem Artifel IV bes Prager Friebensvertrages und ben 
Schub: und Trugbündniffen Preußens mit Bayer, Württemberg, Baben 
und Hefjen unläugbar beſteht. Eine nicht auf bejtimmte Zwecke beichräntte, 
fondern permanent für jeben Kriegsfall abgeſchloſſene Allianz zweier Staaten, 
namenilich eines ſchwächeren Staates mit einem ftärferen, hebt ohne Zeil 
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zum Nachtheil bes erfteren den Begriff einer unabhängigen internationalen 
Griftenz faft völlig auf, und in dem Prager Tractate Founte daher, nachdem 
ihn die Berliner Bündniffe vorausgegangen waren, bie Beftimmung, daß ein 
ſüddeutſcher Staatenverein in völkerrechtlicher Unabhängigkeit beftehen werde, 
nicht mehr mit Fug eine Stelle finden. Die vorſtehenden Bemerkungen be: 
eihnen Ew. den Standpunft, welchen wir gegenüber ben preußiſch-ſüddeut⸗ 
34 Allianzverträgen einnehmen. Wir formuliren feinen Proteſt, und wir 
ziehen aus der Sachlage keine Conſequenzen, aber wir können nicht ein⸗ 
räumen, daß zwiſchen den Bedingungen unſeres Friedensvertrages mit Preußen 
und dem Zuſtande, den bie mehrerwähnten Bündniſſe geſchaffen, eine wahre 
Uebereinſtimmung obwalte. Wir haben keinen Grund, unſere Anſicht zu 
verſchweigen, aber wir beabfichtigen nicht, unfruchtbare Discuſſionen zu ver⸗ 
anlaffen, bie unferem aufrichtigen Wunſche freunblider und erfprießlicher 
Beziehungen zu Preußen und den übrigen deutſchen Staaten Eintrag thun 
fönnten. Bon dem @eifte dieſer Betrachtungen wollen Ew. fi) durchdringen, 
fo oft Sie in bem Falle fein werben, den Gegenfland, von weldem ich 
fpreche, in Ihren vertraulichen Unterredungen zu berühren. Auch habe ich 
tein Bedenken dagegen, baß Ew. von gegenwärtigem Erlafje durch Vorleſen 
Kenutniß geben.” 

Eine weitere Depefche Beuſt's vom gleihen Tage an benfelben 
über die Beitimmung des Prager Friedens bezüglih Nordſchleswig 
bezeugt, daß Defterreih auch dießfalls nicht gewillt fei, Preußen 
Schwierigkeiten zu bereiten: 

Die betreffende Stipulation fei ohne Defterreih® Zuthun in den Vertrag 
gefommen und lafje dasſelbe als Sadywalter für ein Intereſſe erfcheinen, zu 
beffen Vertretung es fich ſonſt nicht berufen finden würde. „Wenn nun bie 
preußifche Regierung gewünfcht hat, Zeit und Gelegenheit für bie Ausführung 
jenes Baragraphs wählen zu können, fo ift fie von uns nicht beengt worden, 
wiewohl uns von anderer Seite ber begreiflicherweife fchon mancher Aus- 
brud des Bebauernsd über bie Zögerung nahegetreten if.” Dem Wunſche, 
die Sinmifhung Dritter fernzuhalten, fchließe Defterreich fich vollfommen an; 
eben beihalb aber halte es fich verpflichtet, ganz vertraulich, nicht burch einen 
förmliheren Schritt darauf binzuweilen, daß bei längerem Offenhalten ber 
Trage jener Zweck leicht verfehlt werben Fünne. 


28. März. (Krain). Landtagswahlen: Die deutſche Partei unterliegt 


30. 


und bie flovenifche erringt, mit Ausnahme des Großgrundbefites, 
neuerdings einen vollftändigen Sieg. 

„ (Ungarn). Ein Erlaß des Finanzminifters an die unter ihm 
ftehenden Landeshauptfaffen meist biefelben an „vom Erhalt biefer 
Verordnung angefangen, feinerlei Geldſendungen an die Wiener 


. % 8 Centralftaatsfafle ohne feine Erlaubniß und ohne fein Gut: 


heißen abzuführen.“ Anderſeits zeigt das ungariſche Minifterium 
bem 1. E. Generalcommando in Ofen an, daß es ſämmtliche Be: 
börden angewiefen habe, bienftlih mit demſelben ausjchlieglich in 
deutſcher Sprache zu verkehren. 


3. April. (Ungarn). Landtag: Das Oberhaus nimmt das 67er Ela: 


5. 


borat bez. der gemeinjfamen Angelegenheiten einftimmig an. 

„ Böhmen, Mähren, Krain) Die Regierung ernennt zu 
Oberftlandmarfhällen und Randeshauptleuten entſchieden verfaſſungs⸗ 
treue Männer. 
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5. April. (Ungarn). In Folge von Differenzen zwiſchen ber über: 


6. 


wiegend magyariſch gefinnten Benölferung und ben croatifchen Be: 
hörden von Fiume wird Hr. v. Cſeh als k. Commiſſär dahin gefanbt. 


» Depeihe Beuft’s an den dfterr. Gefandten in Münden über 
bie Idee eines neuen Staatenbundes zwilchen ben fübbeutfchen 
Staaten mit dem norbbeutihen Bunde und einer völferrechtlichen 
Allianz mit Oeſterreich: 

„sn einer vertraulihen Unterrebung bat ber königlich bayerifche Herr Ges 
fandte mir über die Anſichten und Wünfche feines Hofes in ber deutichen 
Trage gewilje weitreichende Andeutungen gegeben, bie ich ber perfönlichen 
Kenntniß Ew. nicht vorenthalten zu follen glaube. Ich Hatte aus feinen 
Aeußerungen, die ihm ohne Zweifel von München aus aufgetragen waren, 
im Wejentlihen etwa Folgendes zu entnehmen: Bei den bloßen Allianzvers 
trägen ber einzelnen füddeutfhen Staaten mit Preußen meint man in 
München nicht mehr lange ftehen bleiben zu können. Man wünjcht die Res 
conftruction eines engeren Föberativverhältniffes, und trägt fi) daher von 
Neuem mit dem Gedanken, zunähft bie ſüddeutſchen Staaten unter fi zu 
einem möglichft flarfen und feften Bunde zu vereinigen, dann aber zwilchen 
ben beiden Föderationen zur Wahrung der nationalen Intereſſen einen neuen 
Etaatenbund zu errichten. Diefer neudeutfche Bund foll alsdann mit Oeſter⸗ 
reich in eine völkerrechtliche Allianz treten, und es fol auf dieſe Weife für 
Deutichland der, wie es fcheint, bisher vermißte Erſatz für bie Garantien 
gefunden werden, welche in den älteren Bundesverträgen enthalten Waren, 
durch bie Greigniffe des vergangenen Jahres aber ihre Geltung verloren 
haben. Es ift nad biefen Eröffnungen anzunehmen, daß Fürft Hohenlohe 
fih zu verfichern wünſcht, ob er fidy ber Verwirklichung eines folchen Pro⸗ 
grammes mit ber Hoffnung auf Oeſterreichs Zuftimmung und Entgegen: 
fommen, ſonach mit aller erbenklihen Beruhigung widmen unb bingeben 
könne. Zuvörderſt war e8 mir, wie Ew. begreifen, nicht möglich, dem fol. 
Herin Gejandten den Ausdrud meiner Verwunderung darüber zu erfparen, 
daß man ſich von Deutichland aus fo rafch wieder an jenes Defterreich wenbe, 
welches man feiner beutfchen Fragen fo gründlich entledigt, ja beifen Aus- 
fheiden aus dem Bunde man burdh feierliche Verträge für die Hauptbebin- 
gung ber künftigen Geftaltung Deutſchlands erflärt babe. Ich beſchränkte 
mid im Uebrigen auf einige wenige allgemeine Betrachtungen, ba Herr Graf 
v. Bray ohnehin für den Augenblid eine Aeußerung von irgendwie binden 
ben Charakter ſicher nicht von mir erwarten konnte. Weber bas Verhältniß 
zwifchen Preußen und Sübbeutjchland konnte und wollte ich feinen Ausſpruch 
tbun, durch welchen irgend ein Grad von Verantwortlichleit für ein weiteres 
Hinausgehen über bie bereit durch die Auguftbündniffe becinträchtigten Vers 
fügungen des Prager Friebensvertrages auf das Faiferlihe Cabinet über- 
tragen worden wäre. Auf bie dießfalls in Berlin und München anzuſtellen⸗ 
ben Erwägungen wünfchen wir in feiner Richtung Einfluß zu nehmen. Als 
eine einfache Antereffenfrage, und zwar als eine ſolche vom höchſten Range, 
mußte ich dagegen bie Frage einer Allianz Defterreihs mit einem von 
Preußen geleiteten neubeutihen Bunde bezeichnen. Weber Leibenfchaften, 
nod Gefühle, noch Hiftoriihe Erinnerungen, — feien es bie des Jahres 
1866 oder die des vergangenen Jahrtauſends, — werben unfere Fünftigen 
Entfchlüffe beftinmen, ſondern es wird uns in erfter Linie auf bie Sicher: 
beit, und in zweiter Linie auf ben Vortheil ber öfterreihiihen Monarchie 
anfommen. In Berbältniffe, die ung Verbindlichkeiten und Laften ohne bie 
vollſte Gegenleiftung auferlegen würden, kann ſich ber Kaiferftaat felbft zu 
Gunften feiner ehemaligen deutfhen Bundesgenoſſen nicht mehr einlaflen. 
Wenn in ber Sprache und ben Handlungen ber deutſchen Regierungen 
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Freundſchaft für Oeſterreich und der Wunſch, ihm zu nützen, ſich ausprägen, 
ſo findet dieß bei uns jederzeit ein Echo ‚ und es kann dieß dazu beitragen, 
glücklichere Verhältniſſe, als die gegenwärtigen, für die Zukunft vorzubereiten. 
Aber wir bedürfen ſehr ſolider Garantien gegen Tendenzen, die uns nicht 
befreundet, ſondern gefährlich ſind, und man darf von uns keine Leiſtung 
verlangen, die nicht Durch eine gleichgewichtige Gegenleiſtung vollſtändig com: 
penfirt wäre. Sch Habe bem Herm Grafen Bray nicht verfchwiegen, daß 
folhe Garantien und Gegenleiftungen nach ber Stellung, in welche die füd- 
beutfchen Staaten einmal zu Preußen getreten und worüber wir weit ents 
fernt find mit ihnen zu reiten, uns nicht in Münden, jondern nur noch 
in Berlin geboten werben fünnen, unb daß wir daher unjere Blide vor: 
nehmlich nach Preußen richten müßten, wenn je ed ſich um bie Frage han—⸗ 
belte, ob wir an eine beiden Theilen nützliche, ernfthafte, ehrlich gemeinte 
Allianz Deutichlands mit uns glauben und ihr unfere gegenwärtige Freiheit 
aufopfern dürften. Ew. werben aus dem, was idy bier aufgezeichnet babe, 
folgern, daß Sie an ber feither ſchon von Ihnen geführten Sprade auch 
jeßt nicht das Geringite zu ändern haben. In Ihren Gefprächen mit dem 
Herrn Fürften v. Hohenlohe Fünnen Sie ähnliche Bemerkungen, wie bie 
obigen, einfließen laffen, wobei Sie übrigens ſtets unferen unveränderten 
guten Wünſchen für das Wohl Bayerns und feiner Tynaftie Ausdrud geben 
wollen. Diefe Wünfche find aufrichtig, aber wenn Fürſt Hohenlohe etwa 
dazu binmeigen follte, jene Rolle des Vermittelns zwiſchen Defterreih und 
Preußen wieder aufzunehmen, deren fi Bayern während ber vorjährigen 
Ereigniffe unterzogen bat, jo kann ih Ew. für jebt in der That nicht auf: 
fordern, ben königl. Herrn Miniſter hierin zu ermuthigen.“ 


6. April. (Böhmen, Mähren, Krain). Eröffnung der Landtage. 


Diefelbe erfolgt mit der Verleſung eines Handichreibens des Kaifers 
an den Minijterpräfidenten v. Beuft, burd welches die Landtage 
einfach aufgefordert werden zur Beſchickung bes verfaffungsmäßigen 
Reichsraths. 

(Krain). Der Landtag beſchließt mit 22 gegen 14 Stimmen, 
die Reichsraths- und Landesausſchußwahlen ſofort vorzunehmen. 
Dieſelben fallen wieder ausſchließlich auf Slovenen, worauf der 
Landtag alsbald geſchloſſen wird. 


8.— 10. April. (Böhmen). Landtag: Die czechiſch-feudale Partei ver: 


langt bie Nichtanerfennung der Wahlen des Großgrundbefiges, unter: 
liegt aber mit 85 gegen 145 Stimmen. Toben der Czechen. 


„April. (Mähren) Landtag: Graf Belcredi ftellt zuerft den An: 


trag, bie Reichsrathswahlen abzulehnen, zieht diefen Antrag zurüd 
und beantragt nunmehr, über das kaiſ. Handfhreiben zur Tages: 
ordnung Überzugehben. Mit 59 gegen 30 Stimmen wird der An: 
trag abgelehnt. 

„ Mähren) Landtag: Wahl des Landesausfchuffes: 5 Ber: 
fafjungstreue und 1 Czeche; ebenfo ift das Verhältniß unter ben 
Erjatmännern. | 

„ (Ungarn). Landtag: Beide Häufer bes Landtags befchließen, 
ben croatifhen Landtag aufzufordern, zur beuorftehenden Krönung 
bes Königs eine Deputation in den ungariſchen Reichstag zu ent: 


LO, 
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fenden, mit ber Erflärung, aus biefem Schritte Teinerlet Folgerungen 
für das noch unerlebigte ftantsrechtlihe Verhältniß Croatiens zu 
Ungarn ziehen zu wollen. 


April. (Mähren) Landtag: Wahlen in ben Reichsrath. Graf 


Belcredi proteftirt gegen die Vornahme berjelben und verläßt mit 
der gefammten Rechten den Saal. Es werben gewählt: 19 Vers 
fafjungstreue und 3 Nationale. Schluß des Landtags. 

„ (Böhmen). Landtag: Die feubal:czehiiche Partei trägt darauf 
an, feine Wahlen in ben Reichsrath vorzunehmen, bleibt aber in 
ber Minderheit. Rieger proteftirt, die Czechen verlaffen den Saal, 
die Gallerie tobt. Es bleiben 135 Abg. zurüd, weldhe 42 Ber: 
faffungstreue und 12 Czechen in den Reichsrath wählen. Schluß 
bes Landtags. 


„ Das djterr. Cabinet jucht in der luxemburgiſchen Frage zunächſt 
in London zu vermitteln, indem es zwei Bafen vorfchlägt, auf denen 
ein Ausgleich ftattfinden Lönne: die erfte würde den König von 
Holland im Befige Luremburgs laſſen, aber das Land neutralifiren; 
die zweite würbe es Belgien übergeben, welches als Erſatz einen 
gewiſſen Theil feines Gebietes an Frankreich abzutreten hätte; in 
jedem biejer beiden alle würde Preußen die Feſtung zu räumen 
haben. Ä 
„ (Eroatien). Ein Erlaß des Bans beruft den Landtag auf 
den 1. Mai ein. 


„ Eine Depefhe Beuft’s an den öſterr. Gefandten in Berlin gibt 
demſelben einläßlihe Mittheilung bez. der Mijfion bes bayerifchen 
Grafen Taufffirgen von Berlin nah Wien. Defterreih ift auf 
die preuß. Vorſchläge nicht eingegangen: 

„Die politifche Meife des Grafen Taufffirchen nach Berlin und Wien hat 
bereits vieljeitige Aufmerkſamkeit erregt, und fie wirb vorausfichtlich ben 
Gegenftand noch mancher mehr oder weniger gewagten Commentare bilden. 
Ich balte umfomehr für nöthig, Euer 2c. ausführlih und genau von dem 
Verlaufe der Unterredungen zu benachrichtigen, welche ich mit dem genannten 
Bertrauensboten bes Münchener Cabinets und aus Anlaß feiner Sendun 
mit bem f. preußifhen Gefandten, Frhru. v. Werther, gepflogen babe. Sal 
Tauffkirchen führte fich bei mir nicht nur als Beauftragter feiner Regierung, 
jondern auch al8 Weberbringer wichtiger Vorfchläge Preußens ein. Als den 
Zweck feines Erſcheinens in Berlin bezeichnete er den Wunſch bes Fürſten 
Hohenlohe über die Eventualitäten ber luremburgijchen Frage ins Flare zu 
tommen, das Intereſſe des Friedens im Ginverftändniffe mit Preußen zu 
wahren, und in biefem Intereſſe namentlih aud zu verſuchen, ob es ber 
Einwirkung Bayerns gelingen könne, zu einer Annäherung zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Preußen beizutragen. Was er bei dem Grafen Bismard erreicht 
babe, fei von großer Tragweite. Er fei in den Stand gejeßt, ben Abſchluß 
einer Allianz zwifchen den beiden Mächten zu bevorworten — einer Allianz, 
welche ſich auf ſämmtliche deutſche Staaten erfireden würde. Die Erhaltung 
des Friedens werde durch einen folhen Bund geſichert. Man verfenne nicht 


ei aber and bereit, 
IT» 


in Berlin, daß Defterreich berechtigt ſei, für bie Ba bie e8 über: 


nehmen würbe, Gompenfationen zu verlangen, man 
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hierin fo weit zu geben als nur irgend möglich. Was Graf Tauffkirchen 
über biefen letzteren Punkt weiter verlauten ließ, war jedoch leider nicht 
ber Harfte Theil feiner Gröffnungen. Er fprach von einer Garantie unferer 
deutſchen Befigungen. Er gab zu verftehen, daß wohl auch für unfere nicht: 
beutfhen Provinzen temporär uns jebe wünfchenswertbe Sicherheit gegen 
mögliche Gefährdungen geboten werben könnte. Er erwähnte Rußlands als 
bes Dritten im Bunde, und meinte: in ber Erneuerung eines Bundes der 
brei Mächte beftehe biefe Sicherheit von felbfl. Er wies endlich darauf bin 
— wie bieß bereits früher von Münden aus geicheben war — daß ein 
Freundſchaftsbündniß Preußens mit Defterreich den füddeutichen Staaten bie 
Möglichkeit gewähre, ein größeres Maß von Selbfiftändigfeit zu behaupten, 
und baß eine völkerrechtliche Allianz Defterreihs mit bem nord- und bem 
ſüddeutſchen Bunde doch zuleßt den Mebergang bilden könnte zu bleibenden 
engeren Bertragsverhältniffen, welche mit Vortheil für Defterreich wie für 
bie deutſche Nation den früheren Staatenbund erſetzen fünnten. Ich glaube 
biemit bie Effenz ber Anerbietungen bes Grafen Taufffirchen wiedergegeben 
und fie durhaus nicht abgejhwäcdht zu haben. Durch die Außerungen bes 
chen. v. Werther und durch eine vertrauliche Depeſche, die er mir vorlag, 
wurde mir ſodann beftätigt, daß Graf Bismard ben Abgeſandten der kgl. 
bayer. Regierung allerdings legitimirt hatte, derartige Eröffnungen nad) Wien 
zu bringen. Frhr. v. Werther unterftüßte die Bemühungen bes Grafen 
ZTaufffirhen, doch muß ich bemerken, daß bie Ausſprüche des erfteren nicht 
von bindendem Charakter waren, und daß wir baber ben erwähnten Allianz: 
vorichlägen immerhin nur auf bie Gefahr hin hätten Gehör leihen können, 
fie in Berlin nit im Voraus genehmigt zu wiſſen. Sch werbe mich nune 
mehr beehren, Euer ꝛc. das Welentlihe meiner Erwiderungen mitzutheilen. 
Wenn mehrere pnterefjenten über wichtige Gegenflände zu verhandeln haben, 
jo kann es bisweilen nur nüben bie Rollen in Gedanken zu vertaufchen, 
um zu einem unbefangenen und billigen Urtbeil zu gelangen. Dieß war 
meine erfte Bemerfung gegenüber dem Grafen Taufffirhen. „Erlauben Sie”, 
fagte ih ihm, „baß ich eine Combination erfinde, in welcher Sie nicht von 
Berlin nah Wien, fondern umgekehrt aus der öfterr. Hauptftabt in bie 
preußiiche einen Allianzvertrag zu bringen hätten. Unterftellen Sie den Fall, 
Defterreich Hätte nach dem Krimfrieg ein Sarnifonsrecht in einer molbauifchen 
Feſtung — von ber ruffiihen Grenze fo weit entfernt wie Luremburg von 
der franzöfiihen — behalten. Nehmen Sie weiter an, bie Tail. Regierung 
hätte in Galizien eine Reihe von Maßregeln ergriffen, durch welche fie eine 
fo große Aufregung in Rußland hervorgerufen hätte, wie Preußen in Frank⸗ 
reich durch feine Schritte jeit den Nifolsburger Zriedenspräliminarien. Ruß: 
land fände unfere Nachbarſchaft in ber Molbau gefährlich, ein Krieg ftände 
in Ausfiht, und Sie hätten in Berlin im Namen Bayerns und in unjerem 
Namen eine Allianz anzubieten. Wenn Sie bort geltend madten, baß 
Defterreih im Grunde doch deutiche Antereffen gegen Rußland vertrete, daß 
ber Wiener Hof ein Bündniß mit Preußen zeitgemäß finde, daß er Preußens 
deutſche Beſitzungen zu garantiren bereit fei, und daß Preußen im Bunde 
mit Oefterreih wohl aud für Pofen vorerfi nicht viel zu beforgen babe — 
glauben Sie, daß man in Berlin diefe Deotive genügend finden würde, um 
fih mit uns gegen Rußland zu verbinden?” Ich wollte mich jedoch durch 
biefes Gleichniß Feineswegs der Aufforderung entziehen, mich offen über ben 
heute wirflich vorliegenden Fall auszufprechen. Vielmehr lehnte ich es nicht 
ab, in bie freimüthigfte Prüfung ber Vorſchläge des Grafen Taufffirchen 
einzugehen. Ich war bieß ſchon ben Gefühlen fchuldig, welche der Gebanfe 
an die natürliche Solidarität mit Deutſchland jeberzeit in uns erwedt. 
„Sie veriprehen ſich“, bemerfte ih, „von der Allianz Defterreihe mit 
Preußen bie Erhaltung des gefährdeten Friedens, Nehmen wir zunächſt 
biefe Rechnung als eine richtige an. Aber in welcher Lage würde Defterreich, 
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welches feinerfeits jett gar nicht bedroht ift, in die neue Friedensepoche eins 
treten? Es Hätte fie zu bezahlen durch die Feindſchaft Frankreichs, die ihm 
Doppelt gefährlich fein würde, weil fie zugleich in Deutfchland eine fo gut 
als unbedingte Abhängigkeit von dem guten Willen Preußens im Gefolge 
hätte. Wir bezweifeln dieſen nuten Willen nicht; aber können Sie läugnen, 
baß die Berhältniffe manchmal flärfer find als bie Intentionen ber leitenden 
Männer, und daß Defterreih, um angefichts ber Einheitsbeftrebungen in 
Deutſchland und der noch immer möglichen Conflicte mit Stalien ben Haß 
Frankreichs auf fi) zu laden, foliderer Garantien bebürfte als des Verſpre⸗ 
chens, daß es in feinem Beſitze nicht — oder doch nicht zu frühe — geftört 
werden fole? Aber es fei auch nicht einmal bewieſen“, fuhr ich fort, „daß 
das beantragte Bündniß wirklich die Erhaltung bes Friedens zu bedeuten 
haben würde.” Man fei bei ung belehrt, unfere Macht und bie Furcht vor 
ihr nicht zu hoch zu Shäten, und darum würde, wenigftens in ber nächften 
Zeit, die Ausfiht auf eine Theilnahme Defterreihs am Kriege Frankreich 
nicht abhalten, den lebteren zu wagen, wenn es einmal den nöthigen Einfaß 
an materiellen und moralifhen Mitteln aufmenden wolle, um ihn gegen 
Preußen und Deutfchland zu unternehmen. Dagegen würde das Wort Coa⸗ 
lition, jet nad) Frankreich geworfen, weit weniger geeignet fein, bie erwachten 
Leidenſchaften zu dämpfen ale fie bis zum heftigften Ausbruch zu entflanmen. 
Selbſt einer neuen norbifhen Coalition gegenüber fühle fi Frankreich nicht 
vollkommen ifolirt. Es babe dem Königreich Ktalien noch Manches, e8 babe 
ber Revolution in ben Ländern feiner Gegner noch mehr zu verjprechen, und 
e8 ſei fich der wirklichen oder vermeintlichen Macht diefer Bundesgenoſſenſchaft 
zu fehr bewußt, um nicht vielleicht heut oder morgen ben Krieg einem ben 
Nationalftolz verlegenden und für die Thnaftie gefährlichen Zurüdweichen 
vorzuziehen. Nun aber vergegenwärtige man fich endlich die verjchiedenen 
möglichen Ausgänge eines Kriegs. „Sie werben mir zugeben, baß es fein 
erfrenuliches Schidfal fein würde gemeinfam mit Preußen zu unterliegen, und 
am Rhein, unter ben Alpen, am abriatifhen Meer das Geleh des Siegers 
annehmen zu müfjen. Laffen wir aber diefen Fall als unwabrfcheinlich bei: 
feite, denfen wir uns Sranfreih als überwunden — fünnen wir ed darauf 
anfommen laffen, daß man uns alsdann das Prager Friedens = Inftrument 
in die Hand drüde und uns für beffen erfolgreiche Vertheidigung danke? 
Ferne fei e8 von mir, die Erinnerungen bes gemeinfamen Sieges über 
Dänemarf wachzurufen, aber Sie begreifen, daß wir auch für jenen güns 
figften ber möglichen Fälle unfere Sicherheiten vorher nehmen müßten.“ 
Graf Taufffirhen bat in der That fich nicht für vorbereitet erflären können, 
auf alle dieſe Fragen zu antworten, oder die ihm vor Augen geftellten Be: 
benfen und Einwendungen zu entfräften. Er äußerte nur fein Bebauern, 
nad meinen Worten annehmen zu müſſen, daß Defterreich die von ihm aus 
Berlin mitgebrachten Vorſchläge ablehne. Auch Frhr. v. Werther feinerjeits 
wieberholte mir diefen Ausbrud. Ich warnte jedoch fehr vor bemjelben, und 
ich bat nicht von einer Ablehnung preußifcher Vorfchläge durch Defterreich zu 
fprechen, da die Erläuterungen, die dieß nöthig machen würde, nicht anders 
als nachtheilig wirken könnten, die Zukunft zu fchonen fei, und es Thatſache 
bleibe, daß Defterreich ſtets den Wunſch hegen werde, zu einer Wiederannä⸗ 
berung an Preußen und Deutichland die Hand bieten zu Tünnen. Ich zweifle 
nicht, baß, was ich hier in den Hauptzügen kurz wiederholt habe, dem Tal. 
preuß. Cabinet durch die Berichte feines Geſandten vollftändig zur Kenntniß 
gelangen werde. Es wird jeboh auch zu Ihrer Aufgabe gehören, bafür zu 
forgen, daß in ber Auffafjung meiner Aeußerungen feine Abweichung ftatt: 
finden könne. Ja, e8 wird, wie ich glaube, ber Aufrichtigfeit und Loyalität, 
die man bei ung ftets finden wird, würdig, dem Intereſſe ber Annäherung 
aber nicht abträglich fein, wenn ich Euer 2c. ermächtige, dem Herrn Grafen 
v. Bismard ben gegenwärtigen Erlaß vollfländig vorzulefen.” 
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April. Nachdem Oeſterreich durch ſeine vermittelnde Thätigkeit in ber 


Luremburger Verwickelung den Boden in Paris und Berlin ge- 
ebnet, macht Rußland den förmlichen Vorſchlag einer Eonferenz ber 
Srofmädte in London behufs Löfung berfelben. Oeſterreich erklärt 
fi) fofort jeinerjeits dazu bereit. 

„ Abflug eines Hanbeldvertrages mit Italien in Florenz. 

„ (Ungarn). Ein kgl. Handſchreiben an den Mintfterpräfidenten 
Andrafjy verorbnet, daß Fiume fowohl am croatiſchen als am un⸗ 
garifhen Landtage Theil zu nehmen habe, ohne Präjubiz für bie 
Anſprüche weber bes einen noch des andern. 

,„ (Siebenbürgen). An den LKocalen ber Tail. Yinanzbebörben 
werden die bisherigen Tail. Adler entfernt und durch das Tal. un- 
geriihe Wappen erjcht. 

„ (Ungarn). Die Beamten-Reftauration des Peſther Comitats 
erfolgt ganz im Sinne der Linken. 

„ (Eroatien). Der Biſchof Stroßmayer als einer der einfluß- 
reihhften Führer der national-eroatiihen Partei wird ad audiendum 
verbum regium nah Wien berufen, unb aufgefordert, entweder 
mit den Abfichten der Taif. Regierung fih in Einklang zu jeben 
ober den Landtag zu meiden. Der Bilchof zieht das letztere vor 
und tritt eine Reife nad) Paris an. 

„ Eine aus Mitgliedern beider Reichshälften zujammengejebte 
Epecialcommiffion erörtert die Möglichkeit und Wünjchbarfeit einer 
Annäherung Defterreih8 an Frankreich bez. der Münzfrage. Zu 
biefem Ende bin werben mit Preußen Unterbandlungen über den 
Austritt Oeſterreichs aus dem beutjdy:öfterr. Dünzverein von 1857 
eingeleitet. 


1. Dai. (Eroatien). Eröffnung des Landtags. Ein kgl. Reſcript 


vom 23. April bringt auf Beichleunigung der Lanbtagsverhandlungen, 
fowie darauf, daß Sorge getragen werde, damit Eroatien und 
Slavonien (Dalmatien wird nicht erwähnt) bei der bevorftehenden 
Krönung in Peſth vertreten feien und daß bie Deputirten des 
ergatiihen Landtags bis zum 15. Mai d. %. nad Peſth entjendet 
werden. 

v„ (Eroatien). Landtag: Bei der Wahl der Adreßcommiſſion 
unterliegt bie ungarifhe Partei, indem 6 Nationale und nur 3 
Unioniften in biejelbe gewählt werden. (Das Etimmenverhältniß 
ftelt 57 Nationale gegen 44 Unioniften heraus). Die Commifjion 
beſchließt demgemäß, einen Mehrheits: und einen Minderheitdentwurf 
für die Adreſſe einzubringen. 

„ (Eroatien). Landtag: Der Ban preßt die Beamten-Depu: 
tirten, namentlih ben ehemaligen Hofkanzler Mazuranic, den Ber: 
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fafjer des Mehrheitsentiwurfs einer Adreſſe, die Regierung zu unter: 
flügen ober am Landtage weiter Teinen Antheil zu nehmen. Mazuranic 
unb mehrere andere Deputirte ziehen das Teßtere vor und legen ihr 
Mandat nieder. 


— Mat. Defterreih ift von der, in ber Dep. vom 1. Januar db. X. bar: 


gelegten Auffafjung der orientalifden Dinge zurücgefommen und 
lehnt den von. Franfreih im Einverftändnig mit Rußland gemachten 
Vorſchlag einer allgemeinen Abjtimmung der Bevölkerungen Candia's 
unter Unmejenheit von Abgeordneten der garantirenden Mächte feiner: 
feits ab. 


7—11. Mai. Defterreih nimmt Theil an den Conferenzen ber Groß: 


mächte zu London und dem Abſchluß eines Vertrags über die Räu⸗ 
mung ber Feſtung Ruremburg durch Preußen fowie über bie Neu: 
tralität des Landes unter ber Collectivgarantie ſämmtlicher Mächte. 


8. Mai. Der Kaifer ernennt 24 neue Mitglieder des Herrenhaufes, 


14. 


15. 


4 erblidhe und 20 Tebenslängliche. 

„ (Eroatien). Landtag: Heftige Debatte über Fiume. Die 
Tiumaner Deputirten verlaffen den Saal. 

„ (Ungarn). Bei den Municipalmahlen in Peſth fliegt die Partei 
Deal, 


J „ Aufhebung bes bisherigen Polizeiminiſteriums. 


»„ (Ervatien). Der Landtag befchlicht, vom Katfer telegraphiſch 
die Sanction der Unverletlichkeit der Deputirten während ber Dauer 
des Landtags zu verlangen und bis nad Eintreffen einer Antwort 
die Sitzungen auszufeßen. 

„ (Ungarn) Die Regierung erläßt eine mit dem 16. Juni ins 
Reben tretende Verordnung über die Eonftituirung und das Verhalten - 
der Schwurgerichte in Preßangelegenheiten. 

»„ (Eroatien). Landtag: Die telegraphifh vom Kaifer geforberte 
Zufiherung ber Immunität der Deputirten wird vom Kaiſer tele- 
graphiſch gewährt; ber Landtag beruhigt jich aber nicht dabei und 
verlangt nunmehr ein fürmliches Refcript. 


„Deopeſche Beuft’s an den öſterr. Gefandten in Münden über bie 
bayeriichen Ideen bez. des Derhältnifjes zwilchen ben fübdeutjchen 
Staaten zum norbbeutfhen Bunde und zu Defterreid: 

„Durch die Gefälligfeit des Herın Fürften von Hohenlohe kennen Ew. 
bereitS ben weſentlichen Inhalt ber vertraulichen Mittbeilung, melde das 
Münchner Cabinet an uns bat richten wollen, um über die von ihm im 
Ansficht genommenen Unterhandlungen mit dem norddeutſchen Bunde Rügs 
ſprache mit uns zu nehmen. Der Töniglihe Herr Gefandte bat mir Abs 
jchriiten in Händen gelaffen, fowohl einer Minifterial:Erflärung, melde ein 
Einverftändniß Bayerns mit Württemberg in diefer Richtung beurfundet, al8 
eines von dem königlich bayerifhen Staatsminifterium an bie großherzog- 
lichen Regierungen von Baden und Hefjen erlaffenen Schreibens, wodurch bie 
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letzteren eingeladen werden, dieſer Punctation beizutreten. Ich unterlaſſe 
nicht, beide Actenſtücke Ew. zu perſönlicher Kenntnißnahme mitzutheilen. Wie 
Ihre Berichte es uns angekündigt haben, hat Graf Bray mir den Wunſch 
ſeiner Regierung zu erkennen gegeben, vor der wirklichen Anknüpfung der 
Unterhandlungen mit Preußen unſere Anſicht über dieſes Programm zu er⸗ 
fahren und wo möglich unſerer Zuſtimmung zu demſelben verſichert zu 
werden. Bei aller Würdigung der Motive, aus welchen dieſer Wunſch her⸗ 
vorgeht, und bei aller Empfänglichkeit für das uns erzeigte Vertrauen habe 
ich dem königlich bayeriſchen Geſandten auch bei dieſem Anlaſſe nur wieder⸗ 
holen können, daß bie Lage in Deutſchland von gewiſſen Wahrheiten beherrſcht 
wird, die man bedauerlich finden, aber nicht ohne gefährliche Folgen aus den 
Augen verlieren kann. Eine ſolche Wahrheit iſt es, daß den Beſtrebungen, 
welche Bayern im geſammtdeutſchen Intereſſe, wie im Intereſſe der eigenen 
Sicherheit verfolgen zu können wünſcht, die Beſtimmungen des Prager 
Friedensvertrages entgegenſtehen. Die Allianzverträge der ſüddeutſchen Staaten 
mit Preußen haben dieſe Beſtimmungen, noch ehe ſie geſchrieben waren, ver⸗ 
letzt, und ich habe unmöglich verkennen und verſchweigen können, daß das 
Project, welches die Unterſchriften des Fürſten von Hohenlohe und bes rei: 
bern von Varnbüler trägt, diefen Widerſpruch nody bedeutend verſchärfen, 
und vollftändiger zur Erfcheinung bringen würde. Bon einem ſüddeutſchen 
Gtaatenvereine, wie er nad dem Prager Vertrage zwar in eine nationale 
Berbindung mit Norbdeutichland eintreten, aber neben bemfelben in völker⸗ 
rechtlicher Unabhängigkeit beftehen fol, ift in den bayerijch-württembergifchen 
Punctationen feine Spur geblieben. Statt deſſen ftellen biefelben einen 
Organismus auf, in welchem — mit oder ohne gemeinjames Parlament — 
jede ſelbſtſtändige Regung der vereinzelten ſüddeutſchen Staaten regelmäßig 
in bem Willen der norddeutſchen Bundesmacht verſchwinden muß. Pie Fiction, 
daß 3. B. Südheſſen als Bunbesglied gleiche Nechte mit dem gelammten 
Nordbunde haben fol, wird hieran offenbar fehr wenig ändern. Was aber 
Deſterreichs Stellung betrifft, fo ift e8 gewiß unferes Dankes werth, dag man 
in Münden nur im Cinverftändniffe mit uns vorzugehen wünjcht, allein 


ber Umſtand, daß bie bloße Aufforderung an Oeſterreich, über die Con⸗ 


flituirung Teutfchlands cine Meinung abzugeben, gewiſſermaßen bie Schranken 
bes Vertrages überfchreitet, durch melden im verfloffenen Sabre der Friede 
in Deutichland hergeftellt worben ift, macht für Defterreih mehr noch ale 
die dadurch gebotene Reſerve eine recht Klare Auffaflung ber Sachlage und 
eine berfelben entiprechende Offenheit der Sprache zur Nothwendigfeit. Dem: 
gemäß babe ich mich gegen den Herrn Grafen von Bray über das Ber: 
hältniß, in weldem wir zu ben mit bem Prager Vertrage unvercinbaren 
Thatfachen, vergangenen ober Tünftigen ftehen, nochmals mit aller Aufrichtig- 
feit ausgeſprochen. Sch habe ihm erklärt, daß Rüdfichten der Opportunität 
ſehr wohl die Regierung Sr. Majeftät des Kaifers vorläufig beftimmen 
fönnen, ſolche Thatfachen zu ignoriren, und daß biefe Regierung gerne auch 
den deutſchen Sympathieen, welche fie fich bewahrt hat, Einfluß auf ihr Ver: 
alten geftattet, fo lange fie nicht die Intereſſen des eigenen Reiches für ges 
fährdet halten muß. Das Verlangen bagegen, daß das Faiferliche Cabinet 
ben Allianz-Verträgen, welche es bis jetzt ftillfehweigenb hingenommen bat, 
und jelbft noch weitergehenden Verlegungen bes Prager Vertrages feine Zus 
ftimmung ertheilen folle, diefes Verlangen babe ih unummunden als un 
erfüllbar bezeichnet, und darauf bingewiefen, daß Defterreich in feiner Lage 
vielmehr ſich jorgfältig hüten müffe, irgendwie durch Wort ober That fi 
des Rechtes zu begeben, auf bie Verfügungen bes Prager Friebenstractates 
zu gelegener Zeit fih zu berufen. Ferner babe ih dem Grafen Bray nicht 
verbehlt, daß ih mir nicht zu erflären vermöge, wie man durch die vage 
Beſtimmung des Münchner Programmes, baß eine Allianz mit Defterreich 
geſchloſſen ober angebahnt werben folle, uns zu einer Aenderung unferer 
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Haltung bewegen zu können glaube. Soll unter dem Worte Allianz, 
wie dieß der völkerrechtliche Sprachgebrauch will, ein vorübergehendes Bünd⸗ 
niß zu beſtimmten Zwecken verſtanden ſein, ſo iſt einzuwenden, daß ſolche 
Zwecke nicht bezeichnet ſind, auch dermalen nicht wohl bezeichnet werden 
können. Denkt man aber an ein bleibendes Bundesverhältniß, durch welches 
die kaiſerliche Regierung ihre Freiheit nicht für eine determinirte Action, 
ſondern unbeſtimmt und für immer aufgeben würde, und welches anderer⸗ 
‚  jeits eines ber weſentlichen Elemente der politiſchen Neugeſtaltung Deutſch⸗ 
lands bilden ſoll, ſo müßte man uns erſtens von der Verpflichtung, und an 
biefer Neugejtaltung nicht zu betheiligen, feierlich dispenfiren, und zweitens 
dürfte man nicht überfehen, daß eine Großmacht ſich nicht einer andern 
unterorbnnen, nicht fremden Zweden bienen, an Befchlüffe, die ohne ihr Zus 
thbun zu Stande fommen, fih nicht im Voraus binden kann. Ich zweifle, 
ob man in Münden in ben Stand gefeßt fei, uns eine gleichberechtigte 
Stellung mit Preußen in einem neuen gefammtbdeutichen Bunde darzubieten, 
— ift dieß aber nicht ber Fall, fo find die Staatslenfer Oeſterreichs ge: 
nöthigt, fih auf bie volle Freibeit zurüczuziehen, bie fie für bie früheren 
Rechte im Bunde eingetaufcht haben. Die Schlußfolgerung, die ih aus allen: 
biefen Betrachtungen ziehen muß, wenn ich mich in die Lage Bayerns ver: 
ſetze, kann denn auch abermals nur biefelbe fein, die ich bereits mehrfachen 
früheren Aeußerungen zu Grunde gelegt habe. Ueber meine Meinung bes 
fragt, kann ich in Wahrheit nur fagen, daß ich glaube, Bayern werbe wohl 
daran thun, in rein zumartender Stellung zu bleiben und fich weiterer 
Schritte, die es über die durch den Prager Vertrag gezogene Linie hinauss 
führen würden, zu emtbalten. Oeſterreich ift nicht mit Proteften gegen bie 
Auguftverträge aufgetreten, aber man kann ſich nicht barüber täufchen, daß 
biefe Verträge zu ber gefahrvollen Spannung ber legten Monate nicht wenig 
beigetragen haben. Mit Mühe bat bie Londoner Gonferenz bie mächtig, 
herangewachſenen Beforgnifje jo eben zerftreut, und wir können nicht daz 
tathen, neue Thatfachen zu fchaffen, durch welche die kaum verſchwundenen 
Gewölke nur zu leicht in verftärktem Maße wieder angefammelt werben 
fönnten. Unfere eigenen Bemühungen für ben Frieden haben andererfeits 
vollfräftig bemwiejen, daß wir von unferer Unabhängigfeit Teinen für Deutich- 
land nachtheiligen Gebrauch machen wollen, und es erhöht ſich dadurch wohl 
auch unfer Anfpruch, daß man uns nicht eine noch mehr erfchwerte und von 
dem vertragsmäßig ausbedungenen Zuftande noch weiter abweichende Situation 
egemüberftele. Ich kann nicht ermeljen, warum unter ben jetigen Um⸗ 
Mänben für die ſüddeutſchen Regierungen eine Nothlage geichaffen fein follte, 
die ihnen hierin feine Mahl ließe, wohl aber fcheint mir in ben europäifchen 
Berhältniffen eine binreichend beutlihe Warnung vor jebem Schritte zu 
liegen, durch welchen anftatt ber luxemburgiſchen Frage noch ernflere und 
vielleicht durch die beſtgemeinte Vermittlung nicht mehr zu befeitigende Con 
flictsfälle zur Tagesordnung befördert werden könnten. Im Vorſtehenden 
habe ich den wejentlihen Sinn ber Antwort aufgezeichnet, welche ich dem 
bayrifhen Herrn Gefanbten auf feine Mittheilung zu ertbeilen hatte. Sie 
beftätigt zwar nur, was dem königlichen Cabinete bereits früher und nament- 
fih auch durch bie Berichte des Grafen Tauffkirchen bekannt geworben ift, 
' doch glaube ich Erw. ermächtigen zu follen, von ber gegenwärtigen Depeiche 
ben königlichen Herrn Minifter Fürften von Hohenlohe vertraulih Einfichk 
nehmen zu lafjen.* 


— Mai. An den Befeftigungsarbeiten um Wien wird feit einigen Tagen 
mit Eifer gearbeitet. 

„ m» Kine zablreihe Deputation czechifher und fübflaviicher Oeſter⸗ 
reicher geht nah Rußland ab, angeblih um bie am 5. d. M. im 
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Moskau eröffnete ſlaviſch-⸗ethnographiſche Austellung zu befuchen, in 
Wahrheit, um ruffifhe Sympathieen recht bemonftrativ an ben Tag 
zu legen. 


15. Mai. (Ungarn). Dur kaiſ. Verfügung werben bie Proteftanten: 
patente von 1859 außer Wirkſamkeit gefebt. 


16. „ (Ungarn). In Folge neuer Streitigkeiten zwiſchen Magyaren 
und Eroaten in Fiume wird auch Buccari bem kgl. Commiſſär 
v. Cſeh unterjtellt. 

17. „ (Ungarn). Landtag: Das Minifterium legt demfelben ſechs 
Geſetzesentwürfe behufs Abänderung der 48er Geſetze (nad) dem 
Verlangen der kaiſ. Regierung bei Einleitung der Ausgleichsunter⸗ 
bandlungen) vor. Diejelben betreffen: 


he Die Inarticulirung des Beſchluſſes über die gemeinſamen Angelegen⸗ 

iten; 

ben Aufihub der Palatinswahl bis zur gefetlichen Negelung des Wirs 
Tungsfreijes bes Palatins; . 

die Beflimmung, baß nicht blos der Minifter-Präfident, fondern auch bie 
Miniſter burh Se. Majeftät ernannt werden; 

die Suspenbirung des Geſetzes über bie Nationalgarde; 

bie Beftimmung, daß der Landtag vor Votirung des Budgets gefchloffen 
werden Tann, bann aber noch in bemijelben Jahre einberufen werden muß; 

endlich die Suspenbirung bes 5. Artifel8 vom Jahre 1848 bis zur be= 
finitiven Regelung ber Militärgrenze. 

418. „ (Eroatien). Landtag: Demfelben wird nunmehr bez. ber 
Smmunitätsfrage der Deputirten ein fürmliches k. Reſcript vorgelegt, 
wodurd fi der Landtag endlich beruhigt. Behandlung der Abref- 
frage: Der (ungariſche) Minoritätsentwurf wird zurüdgezogen unb 
der (nationale) Mehrheitsentwurf ohne Debatte en bloc ange: 
„nommen. Kine Deputation foll die Adreſſe ans Taiferl. Hoflager 

- bringen. 

21. „ Der Gemeinderath von Wien beichließt, an den Reichsrath eine 
Petition gegen die Befeftigung Wiens zu richten. 

„ n (Erovatien). Landtag: Die Abreßbeputation wirb ſchon unter: 

wegs vom Faif. Hoflager aus contremanbirt und die ſchriftliche Ein- 
gabe gefordert. Bis nah Eintreffen der Faif. Antwort wird vom 
Ban die Abhaltung einer Landtagsſitzung verweigert. 


22. „ (Ungarn). Koſſuth richtet. von Paris aus einen Brief voll 
ſchwerer Vorwürfe an Deal, den die Organe ber Linken abbruden. 
Die Blätter der Partei Deak weilen die Vorwürfe energifch zurüd 
und Deak felbit wird bei feinem erften Erfcheinen im Unterhaus 
demonjtrativ mit ſtürmiſchem Zuruf empfangen, 
„ u Eröffnung des Reichsraths. Thronrede bes Kaiſers: 

„Was Ich bei der erfimaligen Berufung bes Reichsraths gelobt, ift das 
unabänderlie Ziel Meiner Beftrebungen geblieben; die Heritellung con: 
ftitutioneller Einrichtungen ift es, was Ich unverrüdt im Auge behalten 
habe. Dieß war niöht zu erreichen, ohne zwiſchen dem October-⸗Diplom nebft 
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Februar-Patent und dem ältern PVerfaffungsrecht. Ungarns den Einflaug zu 
gewinnen. Schwere, bas Reid treffende Schickſalsſchläge waren eine ernfte 
Mahnung, diefer Nothwendigkeit gerecht zu werben. Meine Bemühungen find 
nicht vergeblich gemefen. Mit den Ländern ber ungariſchen Krone ift ein 
: befriebigenbes Abkommen getroffen, welches deren Zufammengebörigfeit mit 
ber Sefammimonardie, den innern Reichsfrieden und die Muchtflellung bes 
Reichs nah außen ſicherſtellt. Ich Hoffe, der Neichsrath wird biefer Ver⸗ 
einbarung feine Zuflimmung nicht verfagen. Eine unbefangene Abwägung 
der Verhältniſſe wird die Beforgniffe entfernen. Die Bergangenbeit, bie 
Gegenwart und die Zukunft mahnen zur rüftigen Vollendung des begonnenen 
Werks. Der Reichsrath, Ach erwarte dieß von feiner Gerechtigkeit, wird bie 
Vortheile nicht unterfchäßen, welche auf der von Mir eingefchlagenen Bahn 
für Oeſterreichs Stellung im europäiſchen Staatenverband bereits fühlbar ges 
worden find. Der Reichsrath, dafür birgt Mir feine erprobte Einficht, wird 
nicht verfennen, wie bie neue Ordnung ber Dinge, indem fie die verfaffungs> 
mäßigen Rechte und Freiheiten der Länder der ungarifchen Krone mit neuen 
unumſtößlichen Bürgſchaften umgibt, gleiche Sicherheit für bie übrigen Län 
der im nothiwendigen Gefolge haben muß. Die VBerwirflihung dieſer Aus: 
fiht wird aber wejentlich bedingt durch die Befeftigung ber Grundgeſetze des 
DOctober:Diploms und des Februar-Patents, in den Ländern, beren Vertreter 
jebt wieder verfammelt find, Wie Mir aber der Gebanfe fremb geblieben 
ift, die einzelnen Königreiche und Länder in ben ihnen zuſtehenden Rechten 
Ihmälern zu wollen, fo ift es auch Meine Abficht, denſelben im Wege ber 
Vereinbarung mit dem Neichsrath jede Autonomie-Erweiterung zu gewähren, 
die ihren Wünſchen entfpridht und die ohne Gefährdung der Gefammt: 
monarchie zugeftanden werben Tann.” Die Thronrebe verheißt Gefeßvorlagen 
über die Minifterverantwortlichkeit und Mobificatton des $ 13. Die Finanz- 
angelegenheiten werben hervorragend die Aufmerkjamfeit und verfaflunge: 
mäßige Mitwirkung bes Neichsraths beanfpruchen. Die Thronrede verfpricht 
Borlagen über bie durch den Ausbruch des Kriegs nothwendig gewordenen 
außerorbentlihen Auslagen. Für ben laufenden Jahresbedarf ift vorgeſorgt, 
fo daß ſich ber Neichsrath der Löfung der großen dauernden Finanzaufgaben 
in Folge ber zu treffenden Vereinbarungen mit den ungariihen Kronlänbern 
widmen kann. Dabei ift die Hauptaufgabe, daß fein Theil über unverhälts 
nigmäßige Belaftung zu lagen babe. Die Thronrede fließt: „Werfen wir 
über die nahe Vergangenheit, weldye bem Reiche tiefe Wunden fchlug, ben 
Schleier bes Vergeſſens, aber beberzigen wir Hinterlaffenen ihre Lehren, und 
Ihöpfen wir bie Kraft und den Willen daraus, dem Reiche bie Ruhe und 
Wohlfahrt im Innern, forwie Anfeben und Macht nah außen wiederzugeben. 
Nicht der geheime Gedanke ber Wichervergeltung fei es, ber unfere Schritte 
leitet; die edlere Genugthuung fei uns befchieben, wenn e8 uns immer mehr 
elingt dur das was wir leiften, was wir fchaffen, Ungunft und Feind: 
Part in Achtung und Zuneigung zu verwandeln. Dann werden Oeſterreichs 
Völker, welhem Stamme fie angehören, welche Sprache fie reben, fih um 
das Taiferlihe Banner fchaaren und dem Worte Meines Ahnen vertrauen: 
baß Defterreich unter bes Allmächtigen Schuß bauern und blühen werde bis 
in bie ſpäteſte Zeit.” 

25. Mai. Die Regierung veröffentlicht den Ausweis der Einnahmen und 
Ausgaben des erften Quartals von 1867: Die Ausgaben betrugen 
102 Mil, die Einnahmen nur 86 Mill.; die Ausgaben blieben 
zwar hinter dem DVoranihlag um 6 Mill. zurüd, aber auch und 
in noch größerem Maße die Einnahmen, die 15 Mill. weniger, 
als präliminirt war, ertragen haben. 

„mn NReichsrath: Kriegsminifter John gibt der Petitionscauumiitn Ra 
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Abg.-Haufes Aufſchlüſſe über die Befeftigung Wiens: gegenwärtig 
feien nur vier Forts, bie auf der Südſeite der Donau einen 
Brückenkopf zu bilden bejtimmt wären, unter beflen Schub eine 
Armee beliebig von einem Donauufer zum andern übergehen könne, 
in Angriff genommen; bie Befeftigung Wiens fei eine militärifche 
und politiiche Nothwendigkeit, die Kojten der gefammten Pläne be: 
trügen nur 114, für das Taufende Jahr nur 4 Mill. und ber 
Staatsſchatz werde dadurch nicht birecte belaftet, weil fie aus ben 
Reften der von Italien gezahlten Entihädigung beftritten würden. 


25. Mai. (Ervatien) Ein kgl. Refeript verfügt die Auflöfung bes 


29. 


” 


31. 


Landtags. 


„ (Ungarn) Landtag: Die am 17. d. M. vom Minijterium 
eingebrachte Vorlage der Snarticulirung bes Geſetzes über die DBe- 
handlung der gemeinfamen Angelegenheiten wird vom Unterhaufe 
mit 209 gegen 89 Stimmen (83 Mitglieder fehlen) angenommen. 


„ (Ervatien). Der croatijche Obergeſpan von Fiume, Smaic, 
wird vom Kaifer von Peſth aus feines Amtes enthoben. 


„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus nimmt au die übrigen 
Geſetzesvorlagen bes Minifteriums vom 17. d. M. bez. Mobdification 
der 48er Geſetze mit großer Majorität an. — Die Regnicolar: 
Deputation berichtet über die mangelhaften Abdankungs- und Thron 
entfagungsurfunben des Kaiſers Terbinand und bes Erzh. Franz 
Karl und verlangt einen bießfälligen Beſchluß des Haufes. 

„ Frhr. v. Beuft unterhandelt mit den Führern der Majorität des 
Abg.-Haufes über die Bildung eines parlamentarifchen Minifteriums 
für die Provinzen dieſſeits der Leitha. Diefelben zeigen jedoch vor: 
erft noch wenig Geneigtheit dazu und erheben vielfache theils per⸗ 
ſönliche theils ſachliche Schwierigkeiten. 

„ Branfreich läßt die Idee einer allgemeinen Abjtimmung auf Can: 
dia fallen und beichräntt fih auf den Vorſchlag, von ber Pforte 
eine Enquete unter Theilnahme von Commiſſarien der Mächte zu 
verlangen. Oeſterreich erklärt fich bereit, biefem Schritte ſich beizu- 
gejellen. Die Pforte geht jedoch nicht darauf ein, inbem fie ihre 
Einwilligung von der Entfernung der griechiſchen Freiſchaaren von 
der Infel abhängig macht. 


— Juni. Reichsrath: Die polnifche Fraction des Abg.Hauſes formulirt 


ihre Bedingungen, von denen fie ihre Unterftüßung der Regierungs: 
politif abhängig madt: 

1. verlangen fie einen eigenen nationalen Minifter am Taiferlichen Hofe 
mit Sit und Stimme im Minifterrathe. Der „Minifter für Galizien“ hätte 
nicht die Machtvollkommenheit eines Hoffanzlers; fein Wirfungsfreis jollte 
fih vielmehr nur darauf befchränfen, daß er in ben Galizien betreffenden 
Verfügungen von ben einzelnen Miniftern zu Rathe gezogen und int Minifter: 
rathe gegen bieje ober jene Maßregel motivirte Einiprache erheben könnte; 
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2. verlangen ſie die Einführung der polniſchen Sprache in der Schule, 
natürlich mit Ausſchluß der ſchon jetzt beſtehenden rutheniſchen Lehranſtalten; 
die Gemeinde hätte das Recht, zu beſtimmen, in welcher der beiden Landes⸗ 
ſprachen vorgetragen werden ſoll; 3. die Einführung der polniſchen Sprache 
im Amte. Bisher wurde der interne Verkehr zwiſchen den einzelnen Aemtern 
(und Gerichten) in deutſcher Sprache gepflogen und auch die Adminiſtration 
in deutſcher Sprache geführt. Dieß hatte namentlich im gerichtlichen Ver⸗ 
fahren Verſchleppungen im Gefolge, die dem Gange der Juſtiz abträglich 
waren und den Intereſſen der Bevölkerung zuwiderlieſen. Die Polen ver⸗ 
langen demnach, daß wenigſtens bei den erſten Inſtanzen im ganzen Ver⸗ 
kehr nach Innen wie nach Außen die polniſche Sprache eingeführt werde. 
An dieſe als „unerläßlich“ anerkannte „Forderung“ ſchließt ſich der Wunſch, 
daß die (fünf) Referenten des oberſten Gerichtshofes für Galizien als „oberſter 
Senat“ demnach als ſelbſtſtändige Behörde nach Lemberg verſetzt würden; 
4. endlich verlangen die Polen einen eigenen (nationalen) Unterrichtsrath 
für Galizien. Nicht die oberſte Leitung des Schulweſens, welche nach wie 
vor dem Wiener Unterrichtsminiſterium zufiele, wäre die Aufgabe dieſes 
Unterrichtsraths, ſondern lediglich der adminiſtrative Theil des galiziſchen 
Schulweſens und insbeſondere die Anſtellung der Profeſſoren und Lehrer. 


Beuft ſetzt ſich deßhalb mit ihnen in Verbindung und ſagt ihnen 
die Gewährung, felbftverftändlih ohne formelle Verpflichtung, zu. 
(Bis Ende des Jahrs find ihnen auch alle ihre Begehren theils 
geſetzlich theils thatfächlich zugeſtanden). 

1. Juni. (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus beſchließt die Abdan⸗ 
kungs- und Chronentjagungsurfunden zu inarticuliven und beauftragt 
die Negnicolardeputation mit der Ausarbeitung. 


Das Oberhaus nimmt die Snarticulation bes Geſetzes über bie 
gemeinjamen Angelegenheiten einftimmig an. | 
2. „ (Eroatien) Die Bahnenfeier eines Gefangvereind in Agram 
fallt ganz panſlaviſtiſch-ruſſiſch aus. 
nm Reicherath: Die Commiſſionen beider Häufer haben ihre Ent: 
würfe von Antwortsabrefjen feftgeftelt. Derjenige des Abg.-Haufes 
ift von Herbſt, ber bes Herrenhauſes von Graf Anton Auersperg 
verfaßt. . | 
Die Öffentliche Meinung äußert fih darüber ziemlich übereinftimmend : 
„Der Entwurf des Abg.= Haufes ift biegfam und entgegenfommend in ber 
Ausgleichsfrage, jeboch fireng, energiſch, ausführlich, unverblümt in ber Freis 
heitsfrage; ber Entwurf des Herrenbaufes zeigt ſich ſtramm und fleif gegen 
über Ungarn, lar und verclaufulirt gegenüber ber Freiheit.“ 


3.—5. Juni. Reichsrath: Abg.-Haus: Adreßdebatte. Nebe des Miniſter⸗ 
präfidenten Frhrn. v. Beuft. 

Adreßentwurf der Commifjion: Ew. k. E. apoftol. Majeftät | 
Nach einem Zeitraum von zwei Jahren iſt e8 bem Abgeorbnetenhaufe wieder 
möglich an ben Stufen des allerh. Thrones feine Stimme zu erheben. Es 
waren zwei für Defterreich verhängnißvolle Jahre! Was für die Länder, 
in welchen bie Grundgefege vom 20. Det. 1860 und 26. Febr. 1861 durch 
Jahre in Wirffamfeit gewejen bereits feitftand und geficherte Grundlage 
weiterer Entwidlung war, wurde wieder in Frage geftellt. Ueber die wich: 
tigften Staatsangelegenheiten wurbe ohne alle Mitwirfung und Controle der 
Volfsvertretung —* und daburch ber Credit des Reichs empfindlih sr 
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ſchädigt, was auf die bamit innig verfnüpften materiellen Intereſſen Aller 
die nachhaltigfte Rüdwirfung übte. So kam es, daß fich, nach den jchweren 
Schiljalsihlägen, die das Reich im vorigen Jahre trafen, jo viele patriotifche 
Herzen völliger Hoffnungslofigfeit hingaben; daß fi das bange Gefühl der 
Entmuthigung und bes Mißtrauens in die Zukunft des Reichs der Gemüther 
bemädtigte und immer weiter greifende Verbreitung fand. Ew. Maj. haben 
in Ihrer Weisheit und Gerechtigfeit burch bie Einberufung des Reichsraths 
ben verfafjungsmäßigen Zuftand jür die in ihm vertretenen Königreiche und 
Länder wieberbergeftellt. Unter folchen VBerbältniffen tritt das Abgeordneten 
baus wieber zufammen; im vollen Bewußtfein ber unermeßlich gewachſenen 
Schwierigkeiten der Lage und der überwältigenden Größe der Aufgaben, welche 
ber Löfung barren, aber auch im Bewußtjein feiner Pflichten gegen Thron 
und Volk, und durchdrungen von der Weberzeugung, baß feine Stärfe und 
Kraft nur darin liegt, wenn es jeberzeit bie Anfchauungen, Wünfche und 
Bebürfniffe der Bevölferung unverholen zum Ausdrud bringt. Wir find 
tief burchdrungen von dem Bewußtſein ber Nothiwenbigfeit raſcher Ordnung 
der ftaatlihen Verhältniſſe, burch welche die Sicherfiellung des inneren Frie⸗ 
bens im Reiche bedingt if. In diefer Beziehung ijt nunmehr die Wieder- 
berfielung der Verfaſſung bes Königreihe Ungarn Thatjache geworben — 
eine Thatjache, welche die Ordnung ber gemeinfamen Angelegenheiten, ſowie 
bie Auseinanderſetzung ber finanziellen und volfswirthichaftlichen Beziehungen 
mit ben Ländern ber ungariſchen Krone unauffhiebbar macht. Wir müjlen 
es lebhaft beflagen, daß bie Siftirung ber Wirffamfeit des Grundgeſetzes 
vom 26. Febr. 1861 der verfafjungsmäßigen Vertretung ber nichtungarifchen 
Königreihe und Lünder bisher die Möglichkeit benahm, in Betreff dieſer Ord⸗ 
nung und Auseinanderfegung ihre Anjchauungen geltend zu machen, und daß 
fomit bie erwünfchte und beiden Theilen gerechte und erfprießliche, Keinen 
Theil unverhältnigmäßig befaftende Regelung berjelben nicht jofort in's Leben 
treten fann. Allein das bochherzige Vertrauen, mit welhem Ew. Maj. ber 
legalen Vertretung Ihres Königreih8 Ungarn entgegenfamen, berechtigt auch 
uns zu der Hoffnung auf eine glüdliche Löſung dieſer hochwichtigen Aufgabe, 
und legt uns die Verpflichtung auf, die gebotene Gelegenheit zur Verſtaͤndi⸗ 
gung über bie Ordnung ber ſtaatlichen Verhältniffe nach diefer Richtung 
bereitwillig zu benützen. Werm wir biebei die Wahrung ber Rechte und 
Intereſſen der von uns vertretenen Königreiche und Länder zur unverbrüch- 
lichen Richtſchnur unferes Handelns nehmen werden und nehmen müffen, fo 
fann hierin — wir erwarten es mit Zuverfiht — fein Hinderniß der Ver: 
ftändigung liegen. Denn eine Vereinbarung vermag nur dann, wenn fie auf 
ber Anerfennung und Achtung der gegenjeitigen Rechte beruht unb dem gege- 
benen und fich jo vielfältig berührenden Intereſſen Rechnung trägt, jene all: 
jeitige Befriedigung hervorzurufen, welche allein die Gewähr feiten dauernden 
Beilandes in fi trägt. Die Gefahren, welche beide Theile bes Reichs, wenn 
wir uneinig find, von allen Seiten bedrohen, fowie die Lehren, welche wir 
Ale aus den Erfahrungen ber lebten Jahre in veihlihem Maß zu fchöpfen 
in der Lage waren, mahnen ernſt und eindringlich alle unter dem Ecepter 
Ew. Maj. lebenden Völfer dahin zu fireben, daß das begonnene Wert in 
ſolcher Weiſe glücklich vollendet werde. Die Revifion und Ergänzung 
bes Grundgefeßes vom 26. Febr. 1861 iſt aber auch in anderer Beziehung eine 
unauffchiebliche Nothwendigfeit. Das Abgeordnetenhaus fühlt fich verpflichtet 
in ehrfurchtsvoller Offenheit auszuſprechen, baß das allerorts tief erjchütterte 
Vertrauen nur dann wieber wachgerufen und gefeftigt und das natürliche 
Rechtsgefühl nur dann befriedigt werben könne, wenn die verfafjungsmäßigen 
Rechte bes Reichsraths mit Bürgſchaften gleihen Werths umgeben werden, 
wie jene, deren fi) bie ungariſche Berfaflung erfreut. Die Confolidirung 
ber ftantlihen Verhältniſſe iſt durch bie feftgewurzelte Ueberzeugung bedingt, 
daß das Berfaffungsvecht eine Wahrheit, daß fein Beſtand und feine zeitgemäße 
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Fortentwicklung gegen jede Anfechtung geſichert ſeien. Solche Ueberzeugung 
iſt aber nicht möglich, wenn nicht hier wie dort unverbrüchlich gilt, daß ohne 
die Zuſtimmung der Volksvertretung kein Geſetz in's Leben treten kann. 
Eben deßhalb würden wir gegen unſere Pflichten verfehlen, wollten wir ver⸗ 
hehlen, wie ſchmerzlich es alle Kreiſe der Bevölkerung empfanden, daß die kaiſ. 
Verordnung vom 28. Dec. 1866, welche das Heeresergänzungsgeſetz 
vom 29. Sept. 1858 in ſeinen weſentlichen Beſtimmungen abändert, und ſo 
überaus tief in alle Lebensverhältniſſe eingreift, ohne verfaſſungsmäßige Zus 
fiimmung der Volfsvertretung erlaffen wurde, und daß basjelbe auf bie Ein- 
Iprache des ungariſchen Reichstags zwar für Ungarn außer Wirkſamkeit trat, 
dagegen die Einſprache anderer Landtage ganz unberüdjichtigt und ohne alle 
Wirfung blieb; ja, daß bis jeßt noch nicht einmal erklärt worden ift, jene 
Berordnung werde dem Reichsrath zur verfaffungsmäßigen Bchandlung vors 
gelegt werden, was bas Haus ber Abgeorbneten mit aller Zuverſicht erwartet. 
Mir begrüßen mit Freude bie Zufage ber Vorlage in Betreff der Miniſter- 
verantwortlichfeit. Denn war aud, die Verantivortlichfeit ber Minifter 
im Princip längft anerkannt, fo hat jich doch die Durch eine foldhe Anerfennung 
Ihon begründete Bloß moraliſche Verantwortlichfeit bisher als völlig wirfungs: 
108 erwiefen. Nur die gejegliche Normirung derſelben als eine wahrhaftige 
juriftifhe Verantwortlichkeit vermag Beruhigung zu gewähren, daß Vorkomm⸗ 
niffe, welche dem Verfaſſungsrecht direct zuwiderlaufen, in Hinfunft nicht 
mehr werden eintreten können. Nicht minder forgfältiger Nrüfung werden 
wir bie in Ausficht geftellte Vorlage in Betreff einer ben conftitutionellen 
Anforderungen entiprechenden Modification des $ 13 unterziehen. Wir müſſen 
aber unfer Befremden darüber ausiprechen, daß angefichts ber allerh. Willens 
meinung dieſe für unſer Verfaflungsrecdht jo verhängnißvoll gewordene Bes 
. flimmung nicht mehr fortbeftehen zu lafjen, Ew. Maj. Regierung dennoch bis 
auf bie allerjüngfte Zeit herab Maßregeln in Gegenftänden ergriffen bat, 
welche verfafjungsmäßig zu dem Wirkungsfreis ber Volfsvertretung gehören, 
und bei welchen es gar fraglich ift, ob fie auch nur als dringlich und unauf- 
ſchiebbar ſich darſtellen laſſen. Wir fehen daher den Vorlagen in Betreff 
aller diefer Maßregeln entgegen, indem wir bie Erwartung ausſprechen 
müffen, daß, foweit e8 nur immer möglich, mit ihrer weitern Turdführung 
jo lange innegebalten werde, bis bem Meichsrath bie Gelegenheit geboten 
wurbe, fi) darüber auszufprehen. Bloß formelle Verfaflungsgarantien, mögen 
fie auch noch fo umfafjend fein, Fünnen indeffen für ſich allein die gerechten 
Erwartungen ber Bevölkerung nicht befriedigen. Die Reform ber ges 
fammten Geſetzgebung und Berwaltung im Sinne ber Frei: 
beit und des Kortjchritts if ein dringendes Bedürfniß. Es ift Jeder⸗ 
mann einleuchtend, daß fait alle Theile der Juſtizgeſetzgebung umfafjender 
Umgeftaltung bedürfen, aber nicht minder Kar, daß bis dahin, wo deren 
volftändige Durchführung möglich ift, nicht mit der Beleitigung einzelner 
fchreiender Geſetzesgebrechen zugemwartet werden kann, foldye vielmehr im 
Wege ber Einzelgefebgebung bewirft werden muß. Die politifhen Rechte 
ber Staatsbürger, und insbejondere das Recht Vereine zu bilden, fi 
zu verfammeln und in der Preſſe frei zu äußern, erfordern alsbaldige 
Negelung im conftitutionellen Geift und nad dem Vorbilde der Geſetz⸗ 
gebung in den vorgeichrittenen Staaten. Wir werden gerne bereit fein 
zur Erweiterung der Autonomie ber einzelnen SKönigreiche und Länder 
in jenem allen gerechtiertigten Anſprüchen Nüdjiht tragenden Sinne mit- 
zuwirfen, welcher fih in den erhabenen Worten Ew. Majeftät ausipricht, 
Wir müſſen e8 aber auch als eine unabweisliche Nothwendigkeit bezeichnen, 
daß im Wege der verfaffungsmäßigen Gefeßgebung an bie Reviſion des 
Eoncordats in jenen Beziehungen gefchritten werde, welche in den Bereich 
ber Staatsgejeßgebung fallen. Wir ehren die Unabhängigkeit der Kirche, 
und find weit entjernt, berjelben jemals nahe treten zu wollen. Wir Inh 
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aber auch überzeugt, daß weber ein Geſetz noch ein Vertrag für alle Zukunft 
Rechte unwiderruflich aufgeben könne, welche nach der heutigen Entwidlung 
des ftaatlichen Lebens zu den wejentlichen Hohbeitsrechten bes Staats gehören. 
Wir halten es für unmöglih, daß ber Staat fi feiner Nechte in Bezug 
auf die Ausübung ber Juſtizgewalt und auf die Gefeßgebung in Sachen 
bes Unterrichts zu Gunſten einer von ihm völlig unabhängigen Macht babe 
entäußern oder ſich bes Rechts begeben können, das natürlichite aller politifchen 
Rechte, das der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gejete, ohne Rückſicht 
auf bie Eonfefjion, welcher fie angehören, im vollften Umfange verwirklichen 
zu dürfen. Vor Allem wichtig und dringend ift die Finanzlage. Niemand 
vermag fich mehr ber Ueberzeugung zu verjchließen, daß bie finanziellen Ca⸗ 
Iamitäten den tiefitgehenden Einfluß üben auf alle Verbältniffe des Staats: 
lebens wie auf die Wohlfahrt aller einzelnen Staatsbürger. Schon beim 
Beginne ber vorigen Seſſion ſprach das Abgeordnetenhaus Ew. Maj. frei: 
müthig feine Ueberzeugung aus, daß bie Finanzlage bes Reichs eine ſehr 
ernfte fei, baß die ſtete Benützung des öffentlichen Credits auch in Jahren 
des Friedens zu fchweren Bebrängnifjen führen müſſe und endlich zu unbeil- 
vollen Serifen führen Fönne. Seit jener Zeit bat ſich der Ernft der Finanz⸗ 
lage in wahrhaft bedenklicher Weije gefleigert. Es fand eine fortwährende 
Vermehrung ber Staatsjhuld ftatt, und haben dadurch die für Verzinjung 
und vertragsmäßige Tilgung ber Staatsfhuld erforberlihen Summen an fi 
und insbejondere im VBerhältniß zu dem wejentlih verminderten Staatseins 
fonımen, welches für die nächſte Zeit eine Steigerung nicht hoffen läßt, 
außerordentliche Dimenfionen angenommen. Die befländige Benügung des 
der Erfchöpfung nahen Staatscredits, wozu noch der völlige Mangel aller 
Controle durch eine Bolfsvertretung Tam, bewirkte, baß die Aufbringung ber 
erforderlich gewordenen Anleben nur noch zu ben drückendſten Bedingungen 
möglid war. So mußte beun zu bem bedenklichſten aller Mittel ber Geld⸗ 
beihaffung, zur ausgedehnten Hinausgabe von Staatspapiergeld, gefchritten 
werden. Dadurch wurde bie Confolibirung ber Landeswährung, welche mit 
großen Opfern nahezu erreicht war, neuerdings in unabjehbare Ferne gerüdt. 
Diejer Zuftand ber Landeswährung, jowie die finanziellen und Creditzuſtände 
überhaupt üben in immer deutlicher wahrnehmbarer Weile die empfindlichfte 
Rückwirkung auf bie probuctiven Kräfte des Vaterlands, deren Hebung bie 
unerläßliche Grundlage aller gebeihlihen Entwidlung bildet. Das Haus der 
Abgeordneten wirb biefen Angelegenheiten und ben zu gewärtigenden Vor: 
lagen bie gemwifjenhaftefte Aufmerfjamfeit zuwenden, es kann jeboch nicht 
unterlaffen ſchon jebt fein tiefes Bedauern darüber auszufprechen, baß bis 
auf die neuefte Zeit berab, ohne die Mitwirkung der Bolfsvertretung abzu⸗ 
warten, außerordentliche Verpflichtungen für ben Stantefhab eingegangen 
und weitausjehende Unternehmungen begonnen wurben, welde große Aus 
gaben für die Zufunft in Ausficht flelen. Das Haus ber Abgeordneten 
muß die zuverfichtlfiche Erwartung ausſprechen, daß in biefer Weife nicht mehr 
vorgegangen, vielmehr Alles, was davon noch ungefchehen gemacht werben 
faun, werde rüdgängig gemacht werden. Denn jenes Vorgehen ift unter 
ben gegebenen Verhältniffen nicht bloß für bie hartbedrückten Steuerpflichtigen 
bedenklich, jondern auch geradezu eine Gefährdung ber Rechte ber Staats- 
gläubiger. Zugleich mit dem Frieden im Innern des Reichs bedarf Defter: 
reich zur Löſung dev ihm neuerdings und unter erjchwerten Berhältnifien 
geftellten Aufgaben bes Friedens nah Außen. Der Werth ber erfolg: 
reichen Schritte, welche die kaiſ. Regierung zur Erhaltung bes europäifchen 
Friedens unternahm, wird durch die Erklärung Ew. Mai. erhöht, daß ihr jeder 
Gedanke an Wiebervergeltung fremd fei. Das Abgeordnetenhaus theilt bie 
Meberzeugung, daß das, was im Verein mit ber Krone zur Wiedergeminnung 
bes allgemeinen Wohlftandes und zur Herftellung eines unumftößlich ge: 
ficherten Verfafjungsichens auf Grundlage freier politifcher und nationaler 
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Entwicklung geleiftet und geichaffen wird, die Machtſtellung des Reichs kräftig 
zu wahren im Stand ift. Erw. Majeftät! Wir können und bürfen uns nicht 
verbergen, baß fich Defterreich an einem Wendepunft befinde, welcher für 
feine ganze Zufunft, ja für feinen Beſtand entfcheidend if. Das Haus ber 
Abgeordneten wird mit ſtets bewährter Loyalität und Hingebung feinen großen 
Aufgaben gerecht zu merben bejtrebt fein. Möge alle Völker, welche die Vor: 
fehung dem Scepter Ew. Majeflät anvertraut bat, ber Geift der Verfühnung 
bejeelen; möge fie in klarer und verftändiger Auffaffung ber Lage die Ueber— 
zeugung durchdringen, baß nur Durch ihre vereinte Kraft die Ueberwinbung 
ber Drangfale möglich fei, welche ſchon in naher Zukunft über uns herein« 
brechen können, daß aber Uneinigkeit Allen ficheres Verderben bringe! Gott 
ſchütze Defterreih, Gott erhalte und fegne Ew. Majejtät! 

In ber Spectaldebatte gibt befonbers ber Paragraph bez. des 
Concordates Gelegenheit zu Darlegung entgegengefebter Standpunkte. 
Reben von Dr. Säger und P. Greuter für, des Dr. Mühlfeld und 
bes Berichterftattere Herbit gegen das Concordat. Der Paragraph 
wird indeß faſt einflimmig angenommen. Schließlich wird von ber 
dritten Lejung Umgang genommen und zur Abftimmung über den 
ganzen Adreßentwurf gejchritten. Die Polen, Slovenen und ein 
Theil ber Tyroler geben die Erklärung ab: troß ber Ablehnung 
ihrer Amendements für ben Ausgleih und daher auch für die Adreſſe 
im Großen und Ganzen flimmen zu mwollen. Die Adreſſe wird 
hierauf mit allen gegen zwei clericale Stimmen (ber Tyroler Jäger 
und Greuter) angenommen. 


3.—5. Juni. Reichsrath: Herrenhaus: Moreßbebatte. Der Commiſſions⸗ 


entwurf wird Thließlich gegen bie feubalen und föderaliſtiſchen Ele⸗ 
mente aus Polen, Böhmen und Tyrol mit großer Mehrheit an- 
genommen. 


„Juni. (Ungarn). Landtag: Geheime Situng bes Unterhaufes. Es 


” 


wird der allgemeine Wunſch ausgeſprochen, daß Deak bei der Krö- 
nung die Stelle des Palatins vertrete.e Deak lehnt es ab, indem 
er dazu zu arm fei und fhlägt ben Minifterpräfidenten Grafen 
Andraſſy vor. 
„ (Ungarn). Landtag: Das Oberhaus ftimmt bem Beſchluſſe 
des Unterhaufes bez. Inarticulirung ber Thronentfagungen bei und 
genehmigt auch feinerfeits die Negierungsvorlagen vom 17. Mai bez. 
Mobdification der 48er Gefebe. 
„Reichsrath: Beide Häufer beichließen auf die Einladung bes 
Kaifers und des ungarifchen Minifteriums eine Krönungsdeputation 
nach Peſth-Ofen zu fchiden. 
»„ (Ungarn) Landtag: Das Unterhaus ftellt das Inaugural⸗ 
biplom feft, das Durch den Fürften-Primas dem Kaijer überreicht wird. 
„ (Eroatien). Der Banus Socsfevic wird abberufen und pro: 
viſoriſch durch den (magyarifch gefinnten) Baron Rauch erſetzt, 
308.8. Gablenz zum commandirenden General in Agram ernannt 
und der bisherige Finanzlandesdirector abberufen. 

18 
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6. Juni. (Ungarn). Der Kaiſer empfängt beide Häuſer des Landiags, 
erflärt die Annahme des Inauguraldiploms und beſtimmt bie feier: 
liche Krönung auf den 8. Juni. 

8. „ (Ungarn). Feierliche Krönung bes Kaifers als Königs von 
Ungarn in Peſth-Ofen: Eidesleiftung, Schwertſchlag, Krönungsmahl. 
Die Nation entwidelte babei einen großen, aber durchaus ariitofra- 
tiſchen Pomp. roatien als ſolches ift nicht vertreten, wohl aber 
durch Deputationen einzelner Theile. Serbien ift durch eine Ab: 
ordnung des Fürjten Michael vertreten, dagegen ift dieß bezüglich 
Rumäniens auffallender Weife nicht der Yall. 


9. „ (Ungarn). Der Kaifer feiert die Krönung als König von 
Ungarn durd eine vollftändige, ausnahmsloſe Amneftie: 

„Ale jene Verurtheilungen, weldhe gegen was immer für einen Bewohner 
Unferes Königreihe Ungarn und feiner Nebenländer in Folge politiicher 
Anklagen ober wegen Preßvergehen bis zum heutigen Tage gefällt worben 
find — ferners die aus gleichen Urfachen angeordneten Unterfuhungen flellen 
Wir biemit ein. Die confiscirten Bermögen ber Berurtbeilten geben Wir 
zurüd und geflatten allen Denjenigen, welche aus gleichen Urſachen fi) noch 
im Auslanbe aufhalten, die freie Rückkehr in's Land. Wir dehnen dieß auch 
auf Jene aus, welche ſelbſt nach Wiederherftellung ber Verfafjung nicht auf: 
gehört haben, gegen bie Gejete des Landes zu agitirenz; indeß erheifchen es 
bie beiligften Intereſſen bes Landes, daß Wir von folchen verlangen, wienach 
fie Treue dem gefrönten König und Gehorfam ben Gefeken bes Landes 
feierlich angeloben follen.” 


10. „ (Ungarn) Der Kaifer und die Kaiferin nehmen bie Krö- 
nungsgejchenfe ber Nation entgegen und erflären, dieſelben ben 
MWittwen, Mailen und Krüppeln ber Honveds von 1848 und 1849 
widmen zu wollen. — Krönungsbanfett: Reben des Fürſten Carlos 
Auersperg unb des Dr. Giskra und Antwort der Ungarn. 


12. „ (Ungarn). Der Kaifer fanctionirt die von beiden Häufern bes 
Landtags beichloffenen Geſetze bez. Behandlung ber gemeinfamen 
Angelegenheiten und bez. Mobification der 48er Geſetze. 


413. „ Deſterreich tritt durch Uebereinfunft mit Preußen aus bem beutjch- 
Öfterreihifchen Münzverein vom 24. Januar 1857 aus, um freie 
Hand zu einer Annäherung an Frankreich und die Müngconvention 
zwifchen Frankreich, Italien, Belgien und ber Schweiz von 1865 
zu gewinnen. 

15. „ Reichsrath: Die Petitionscommiffign des Abg.-Hauſes befchliekt, 
barauf anzutragen, 

„es fei das k. k. Minifterium aufzuforbern, bie kurz vor Eröffnung bes 
Reichsraths begonnenen Befeftigungsbauten bei Wien einzuftellen und info= 
lange nicht wieder in Angriff zu nehmen, bis nicht über die Bebedung ber 
zu dieſem projectirten Befeftigungsbau erforderlihden Summen bie verfafjungss 
mäßige Verhandlung gepflogen und bie Zuftimmung zu bdiefen Auslagen von 
ben biezu competenten Vertretungsförpern erlangt ſein werde. Weiters fei 
bie Erwartung auszufprehen, daß das f. k. Minifterium, fo weit biöher 
Auslagen ohne verfaffungsmäßige Grundlage zur Verwendung Famen, wegen 
Erlangung ber Indemnität biefür die geeigneten Vorlagen machen werde.“ 
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Die Verhandlungen der Commiſſion hatten die Regierung im höchſten 
Grade bloß geſtellt. Es ergab ſich nämlich, daß die oberſte Militärbehörde 
erſt zehn Tage vor dem Zuſammentritt bes Reichsraths Contracte über bie 
Bauten, zu welchen ihr eine Geldbewilligung fehlte, ratifizirt hatte, daß der 
Finanzminiſter, wie er ſelbſt ſagte, den thatſächlichen Beginn dieſer coloſſalen, 
Millionen verzehrenden Bauten aus den Journalen erfuhr, indem ber Kriegs⸗ 
minifter fi) zu den erſten Koften (bis zum 25. Mai wurben ca. 200,000 fl. 
veransgabt) durch bad Recht, Birements vorzunehmen, berechtigt hielt und 
für das weitere zunähft auf bie 5 Mil. italienifcher Entſchädigungsgelder 
rechnete, bie indeß noch gar nicht fällig waren und es erft am 3. October 
1867 werben follten, dann aber die Abficht hatte, ferneren Bedarf in Fünftige 
ee einzuftelen unb der verfafjungsmäßigen Behandlung unterftellen 
zu laffen. 


17. Suni, Reichsrath: Der Präfident bes Abg.-Haufes fordert die czechiichen 


20. 


21. 


Mitglieder des Haufes auf, ihre Pläbe einzunehmen, wibrigenfalls 
fie al8 ausgetreten betrachtet würden, 
„ Reiherath: Der Minifterpräf. Beuft kündigt dem Abg.: Haufe 
bie Einftellung ber Befeftigungsarbeiten bei Wien an und macht 
bemfelben Vorlagen bez. Abänderung der Verfaffung (dur) das neue 
Inſtitut der Delegationen), über Abänderung bes $ 13 der Ber: 
faffung (des fog. Dctroyirungsartifels) und über ein Minifter: 
verantivortlichleitsgefeß. Der Kriegsminifter John legt das Heeres: 
erganzungsgefeg vom 28. Dec. 1866 zur verfafjungsmäßigen Be: 
handlung vor. — Der Abg. Mühlfeld beantragt bie Wiederaufnahme 
ber Berathungen über den Religionsebicts-Entwurf von 1861. 
„Rückkehr der flavifhen Deputation (Czechen und Gübflaven) 
aus Rußland, nachdem fie dort überall in panflaviftiihem Sinne 
gefeiert und in Moskau vom Kaifer jelbft empfangen worden war. 
Keiner der Theilnehmer wird bafür zur Verantwortung gezogen, 
wie bie Behörden auch der Abreije verfelben ſ. 3. keinerlei Schwierig» 
feit entgegengefeßt haben. Dagegen Ipricht fi die nicht-ſlaviſche 
Prefle fehr energijch gegen biefe ruſſiſche Demonftration äfterreichifcher 
Slaven aus. 
„ Der Kaifer gewährt durch Handſchreiben an ben Juſtizminiſter 
auch den cisleithanifhen Provinzen eine wirkliche, ausnahmslofe 
Amneftie für alle politiihen Verbrechen oder Vergehen feit bem 
Jahre 1848. 
„ (Ungarn) Ein kaiſ. Handichreiben lösſst ben ſiebenbürgiſchen 
Landtag auf, ein anderes fett die Beſchlüſſe des Hermannſtädter 
Landtags (unter Schmerling, 3. 3. da Siebenbürgen im weitern 
Reichsrath vertreten war) außer Kraft. 
„ Reichstag: Das Abg.-Haus beſchließt, die Mittheilung ber Re⸗ 
gierung bez. Einftellung der Befeftigungsarbeiten bei Wien zur bes 
friedigenden Kenntniß zu nehmen unter Anerkennung ber dadurch 
bewährten Achtung bes conftitutionellen Syſtems. 
„ (Ungarn). Landtag: Die Linke ftellt im Unterhaufe den Ans 
trag, bie ehemaligen Honveds aus Landesmitteln zu unterftüßen, 
18* 
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Die Miniſter Andraſſy und Horvath erklären ſich ſehr energiſch 
gegen das dieſem Antrage zu Grunde liegende Princip. Schließlich 
wird der Antrag mit 202 gegen 79 Stimmen verworfen (2 Mit: 
glieder enthalten fi, 99 find abweſend). 


24. Juni. Conferenzen zwiſchen Mitgliedern des Reichsminiſteriums, des 


26. 
a7. 


28. 


30. 


ungarifchen Diinifteriums und hervorragenden Mitgliebern bes Reichs: 
raths über bie Ausgleichsfrage: 

Die Ungarn gehen davon aus, daß erſt nach erfolgter Annahme bes De⸗ 
legationsftatuts, das vom ungarifchen Landtage bereits endgültig acceptirt ift, 
eine offizielle Zufammentretung ber Delegationen flattfinden Fönne Die 
Meichsrathsmitglieder machen dagegen geltend, daß zunähft im Wege ber 
Deputationen eine Verfländigung über die Regelung der finanziellen Ber: 
bältniffe zwiichen beiden Reichshälften erzielt werben müſſe, bevor ber Reichs⸗ 
rath fich dazu verſtehen bürfte, zu dem Delegationsgejeß feine Zuflimmung 
zu geben. 

„ (Ungarn). Landtag: Somfid bringt im Unterhaufe das Ela⸗ 
borat der Elfer-Commilfion in der Nationalitätenfrage ein. 
„Reichsrath: Debatte des Abg.-Haufes über die Regierungsvorlage 
bez. Abändernng des Art. 13 ber Verfaſſung. Auf den Antrag 
der Commiſſion wird faft einftimmig beſchloſſen, den Artikel dahin 
zu mobificiren: 

„Wenn fich die dringende Nothwendigkeit jolher Anorbnungen, zu welchen 
verfaffungsmäßig bie Zuſtimmung des Reichsraths erforberlih ift, zu einer 
Zeit herausftellt, wo biefer nicht verfammelt ift, fo können biefelben unter 
Berantwortung bed Gejammt-Minifteriums durch faiferlihe Verordnungen 
erlafjen werben, infoferne diefelben feine Abünberungen bes Staatsgrundgefeßes 
bezweden, feine dauernde Belaflung bes Staatsſchatzes und feine Beräußerung 


- von Staatögut betreffen. Solche Verordnungen haben proviforiiche Geſetzes⸗ 


fraft, wenn fie auch von fänmtlihen Miniftern unterzeichnet find und mit 
ausbrüdlicher Beziehung auf dieſe Beſtimmung bes Staatsgrundgefeßes kund⸗ 
gemadt werben. Die Geſetzeskraft diefer Verordnungen erlijcht, wenn bie 
Regierung unterlaffen hat, dieſelben bem nächften nach beren Kundmachung 
zufammentretenden Reichsrathe, und zwar zuvörberit dem Haufe der Abge- 
ordneten, binnen vier Wochen nach dieſem Zufanımentritte zur Genehmigung 
vorzulegen, ober wenn biefelben bie Genehmigung eines der beiden Häufer 
bes Reichsratbes nicht erhalten. Das Gefammt : Minifterium ift bafür ver- 
antwortlih, daß ſolche Verorbnungen, fobald fie ihre proviforiiche Geſetzes⸗ 
fraft verloren haben, ſofort außer Wirffamfeit gefet werben.“ 

„ (Ungarn). Landtag: Beide Häufer nehmen den Antrag auf 
Ernennung einer Deputation behufs Verftändigung über den finans 
ziellen Ausgleih mit einer eben foldhen des Neichsraths an. Das 
Unterhaus wählt in biefelbe 10, das Oberhaus 5 Mitglieder. 

„ Irhr. v. Beuft wird zum Reichskanzler, Graf Taaffe zum Stell: 
vertreter des Minifterpräfidenten ernannt, ber Juſtizminiſter v. Ko: 
mers entlaflen und durch Hrn. v. Hye erſetzt, dem zugleich auch 
proviſoriſch das Miniſterium für Cultus und Unterricht übertragen wird. 
„Der Kaiſer, der bie Kaiſerin nad München zum Beſuch ihrer 
Eltern begleitet, erhält dort die Nachricht vom Tode des Kaiſers 


- 
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Mar von Merico und kehrt ſofort nach Wien zurück. Ein bereits 
feftgejeßter Befuch des Kaiferpaars in Paris während der Weltaus- 
ſtellung unterbleibt nunmehr in Folge dieſes Creigniffes, 


— uni. (Ungarn). Klapka macht von ber Amneftie Gebrauch und 


fehrt nad) Ungarn zurüd, 


— Juni u. Juli. Oeſterreich betheiligt fih an den in Paris ftatt- 


findenden Conferenzen bez. der Grundſätze, nad) welchen bei einer 
allgemeinen Münzeinigung vorzugehen wäre. 


— Juli. (Salizien). Der Beſchluß des galiziihen Landtags über 


Errihtung eines galiziſchen Unterrichtsrathes erhält die kaiſerl. 
Sanction jo wie das Geſetz über bie Unterrichtsſprache in Galizien. 

Diefe Conceffion war eine ber vier Forderungen ber polnifchen Fraction 
bes Reichsraths und wurde ihr die Gewährung von Frhrn. v. Beuft f. 2. 
confidentiell zugefagt, um zu verbüten, daß die Polen gemeinfame —* 
mit den Czechen machten, vielmehr wenigſtens bis auf einen gewiſſen Grad 
ihre Unterſtützung der Regierung und der neuen Ordnung der Dinge zu 
fihern. Der neue Unterrichtsrath iſt weſentlich eine Abtheilung ber 
Statthalterei mit erweiterter Competenz und die oberfte Leitung des Schul: 
weiens in Galizien bleibt nach wie vor dem Unterrichtsminifterium überlaffen. 
Da jenem aud) die Ernennung und Beauffihtigung bes Lehrerperfonals un⸗ 
abhängig vom Konfiftorium zufteht, jo bezeichnet die Maßregel jelbft für 
Galizien einen Schritt der Cmiancipation von clericalen Einflüffen. Nach 
dem Geſetze über die Unterrichtsſprache in Galizien ift die pol- 
nische zur officielen Unterritsiprache in ben Mittelſchulen erhoben. Die 
Beitimmungen, unter welchen die rutheniſche Sprache als Unterrichtsfpracdhe 
an Volksſchulen zugelafjen wird, find fehr befchräntender Natur nnd einer 
Ausbreitung biefer Sprache in neuen Schulen nicht fonderlih günftig. Die 
deutſche Sprache, einft die dbominirende, ift nur mehr obligater Lehrgegenſtand 
an den Mittelfchulen; vorläufig bleibt die deutſche noch Unterrichtsiprache im 
zweiten Gymnafium in Lemberg und in ber Unter:Realjchule in Brody. Bel 
Volksſchulen, die aus Privatmitteln erhalten werben, beftimmt ber Gründer 
bie Unterrichtsfpradhe. Bei Volksſchulen, die aus Lanbesmitteln erhalten 
werden, bat bie Gemeinde im Vereine mit dem Unterridhtsrathe das Be⸗ 
ſtimmungsrecht. Die ruthenifche Spracde ift, foferne fie nicht in ausſchließ⸗ 
lich rutheniſchen Volksſchulen bominirt, obligater Lehrgegenftand in allen 
Schulen. Auch Fönnen an Schulen, die von Polen und Ruthenen befucht 
werden, Claſſen mit ber ruthenifhen Sprache, jedoch nur über Bewilligung 
bes Unterrichtsraths, errichtet werben. In allen ruthenifhen Schulen ift bie 
polnifhe Sprache obligater Lehrgegenftand. 


„Reichsrath: Das Abg.Haus genehmigt faſt einftimmig bas Ge: 
fe, nad welchem eine Deputation bes Reichsraths von 15 Mit: 
gliedern (10 des Abg.-Haufes und 5 des Herrenhaufes) entjenbet 
werben foll, um mit einer ebenfo zufammengefeßten Deputation bes 


ungarifhen Landtags zufammen zu treten. 

„In Erwägung, daß in Folge ber Wieberherfielung ber ungarijchen Ver⸗ 
faffung und ber dadurch nothwendig geworbenen Abänberungen des Grund: 
geſetzes über die Reichsvertretung vom 26. Februar 1861 bie Entſendung 
einer Deputation des Reichsraths nothwendig wird, um unter principieller 
Anerkennung der Parität und der darauf baſirten Delegationen mit einer 
Deputation des ungariſchen Reichstags über die in dem ungariigen CA 
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Artikel in Betreff der gemeinſamen Angelegenheiten ber Deputations⸗Ver⸗ 
handlung zugewielenen Gegenſtände in Verhandlung zu treten.” 

Der Dualismus des Reihe und das Inſtitut der Delegationen behufs 
Behandlung ber gemeinfamen Angelegenheiten, wie e8 von Ungarn gefordert 
und vom Kaifer biefem bereits zugeflanden worben, iſt damit principiell 
vom Abg.:Haufe des Reichsraths acceptirt und bie Unterhandlungen der De: 
putationen können fih nur um die Mobalitäten jenes Inſtituts drehen unb 
bas bisher bei Seite gelafjene finanzielle Verhältniß zwiſchen beiden Reiche: 
hälften vereinbaren. 


5. Jul. Reichsrath: Das Abg.Haus befchließt faft einftimmig einen Aus- 


ſchuß zur Berathung eines Geſetzes über das Vereins- und Der: 
ſammlungsrecht niederzuſetzen, und ferner einftimmig, einen Zwölfer: 
ausſchuß nieberzufegen, um bie Lage der Stantsfinanzen zu prüfen 
und, wenn erforberlih, Anträge zu ftellen, die ben Intereſſen der 
von ihm vertretenen Länder entſprechen. 

Minifter Taaffe erklärt, auch die Regierung anerfenne die Nothwenbig- 
feit, ein ben berechtigten Anfprüden ber Gegenwart entiprechendes Vereins⸗ 
gefeß zu jchaffen und babe zu dem Ende Hin einen Entwurf bereitß ausge: 
arbeitet. Minifterpräf. Beuft fügt ergänzend bei, bie Regierung babe nur 
darum mit biefer und anderen Vorlagen zugewartet, weil fie aufrichtig und 
ernfilih dachte und hoffte, daß bie Vervollftänbigung bes Minifteriums aus 
bem Neichsrathe früher, als jebt zu erwarten fei, gelingen werbe. Indeß 
wenn auch nad der Anficht von bebeutenden Männern aus dem Reichsrathe 
felbft die Frage des parlamentarifchen Minifteriums in ihrer endlichen Löſung 
einer jpäteren Zeit angeböre, fo hätte die Regierung doch geglaubt, daß 
wenigftens einzelne Mitglieder bes Neichsraths in das Miniftlerium eintreten 
fönnten, eben um jene Vorlagen vorzubereiten. 


„ Aud die ſloveniſche Fraction des Reichsraths ftellt ihre Yor- 
derungen, indem fie dem Minifterium ein Memorandum übergibt, 
worin die Poftulate ausgeführt und begründet werden, welche fie in 
Bezug auf bie von ihnen vertretene Nationalität ſowohl als im 
Allgemeinen vüdfihtlih einer Ausdehnung der Autonomie ber ein- 


zelnen Kronlänber ftellt. 


In letzterer Richtung wird das Verlangen ausgefprochen, alle auf bie 
Gemeinde-Ordnung bezüglichen Angelegenheiten, dann das Volksſchulweſen 
und endlich die Vertheilung der auf das Kronlandb entfallenden Steuerquote 
als Landed-Angelegenbeiten vor das Forum bes Landtags zu verweilen. In 
ber Spracenfrage wird vollftändige PBarität beanſprucht. Die politifchen und 
jubiciellen Beamten, welche mit dem Publikum unmittelbar verkehren, follen 
beider Spraden mächtig fein. Die Geſchäftsſprache der Landesbehörben eriter 
Inſtanz ſoll je nach dem Wunſche der Partei die deutſche oder ſloveniſche 
fein. Bei ber Statthalterei in Laibach wäre eine eigene Section für ſlo⸗ 
venische Gefchäftsagenden zu errichten. Dem Ober:Landesgerichte und bem 
oberſten Gerichtshofe follen Richter zugezogen werben, bie als Gingeborne 
der ſloveniſchen Sprache mächtig find. Deßgleihen wäre im Minifteriun des 
Innern und bes Cultus ein eigener Referent — ein Slovene — für die die 
ſloveniſche Bevölkerung betreffenden Angelegenheiten zu beftellen. | 


„ (Zyrod. Eine kaiſ. Entſchließung lehnt erft jetzt das Begehren 
ber Adreſſe des tyrolifchen Landtags vom 1. März db. J. ab, 

„weil die darin ausgefprochenen Bedenken nicht begründet und weil die 
Befugniffe des verfafjungsmäßigen Reichsraths jo wie der Landtage geſetzlich 
feſtgeſtellt find.“ u 
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9. Juli. Vice-Admiral Tegethoff geht mit einem Kriegsſchiff der kaiſ. 


10. 


11. 


13. 


Marine nad Merico ab, um ben Leichnam bes Kaijers Mar zu 
reclamiren. 


„ Reichsrath: Das Abg.Haus genehmigt das ihm von ber Re⸗ 
gierung vorgelegte Minifterverantwortlichfeitsgefeg nach den Modi—⸗ 
ficationen des Ausſchuſſes mit großer Mehrheit. 

Der Abg. Mühlfeld begründet feinen Antrag, einen Ausſchuß 
nieberzufeßen, um den in ber erften Seſſion ber eriten Wahlperiobe 
von bem damals bejtandenen confelfionellen Ausſchuſſe vorgelegten 
Entwurf eines Religionsgefeßes (|. Geſch.Kal. Jahrgg. 1862 ©. 194) 
in Behandlung zu nehmen. 

Rede Mühlfelds: „ . . . Die Entfremdung Deutſchland's von Defterreich, 
fie ift nicht von heute, wo die Trennung durchgeführt wurbe, fie batirt aus 
ben Zeiten ber Reformation. Und wenn heute bie Stellung Defterreich’s fo 
if, wie wir fie finden, wenn beute namentlid, um wieder ben Blick nach 
Deutſchland zu wenden, bie Trennung durchgeführt ift, wie fie voriges Jahr 
in Folge ber befannten Niederlage eintrat, fo kann man, bie Hand auf's 
Herz gelegt, fih das Geftändnig nicht verwehren: die Schuld bavon Tiegt im 
ber Unduldſamkeit in Bezug auf bie Religion, Die vollfte Umkehr in Bezug 
auf die Geſetze und das Verhalten, jo weit e8 bie Religion unb beren Aus: 
übung belangt, bat in Defterreih von Seite ber Megierung einzutreten... .* 


„ Ein Haif. Handſchreiben enthebt den Grafen Crenneville von ber 
Stelle eines erften Generaladjutanten und Vorſtandes ber General- 
adjutantur des Kaifers und hebt biefes Inftitut Überhaupt auf. Der 
Kriegsminifter wird dadurch erſt zu einem wirklich verantwortlichen 
Minifter gemacht. 

„  Reichsrath: Herbft und 70 Genoſſen tragen im Abg.-Hauſe darauf 
an, zu beichließen, e8 feien folgende Gefebesentwürfe zu verfaflen 
und dem Haufe vorzulegen: 

1. Der Entwurf eines Geſetzes, durch welches bas Cherecht bes bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches wieberhergeftclt und die Aurisdiction in Eheſachen wieber 
ben weltlihen Gerichten überlaffen werde. 2. Der Entwurf eines Gefebes, 
wodurd dic Entancipation der Schule von ber Kirche durchzuführen fei, und 
3. der Entwurf eines Geſetzes zur Regelung ber interconfelfionellen Ber: 
hältniffe, unter Berüdjichtigung bes Grundſatzes ber Gleichſtellung ber ver: 
jchiedenen Confeſſionen. Ä 

Die Abfiht der Antragfteller geht dahin, ber Schwierigkeit eines allg. 
Neligionsgefepes nach dem Antrage Mühlfelds Rechnung zu tragen und 
daher das Concordat vielmehr fofort auf den wichtigften Gebieten thatjächlich 
zu burchbrechen. 

„ Reichsrath: Der Finangminifter v. Bede legt dem Abg.-Hauſe 
ein ehr einläßliches Expoſs über die Lage ber Staatsfinanzgen feit 
dein Jahre 1861 vor. 

Der Minifter gibt darin den Betrag ber Staatsfhulb zu 3046 Mil. fl. 
Kapital an mit rund 127 Mil. jährliher Zinfen und einer jährlihen Amor: 
tifationsquote von durchſchnittlich 24 Mil. und ftellt fih zum Schluß bie 
Frage: „Iſt denn noch Hoffnung, Ausficht vorhanden, aus diefer traurigen 
Lage mit Ehren herauszukommen?“, bie er dahin beantwortet: „Nach meiner 
innigften Weberzeugung bejahe ich dieſe Lebensfrage. 
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44. Juli. Reichsrath: Das Herrenhaus genehmigt auch feinerjeits das Ge⸗ 


17. 


18. 


19. 


fe bez. Entfendung einer Deputation zum Abſchluß des Ausgleichs 


mit Ungarn. dv. Hasner ſtimmt allein dagegen; Graf Leo Thun “ 


und Prof. Arndts fpredden bagegen. Der Dualismus ift bamit von 
beiben Häufern des Reichsraths als die Tünftige ſtaatsrechtliche Form 
des Reichs anerkannt. 

„ Böhmen). Die Czechen betreiben eine Betition an ben ruf]. 
Czar um Errichtung einer panflaviftifden Univerfität in Warſchau. 
„Reichstag: Das Abg.Haus entfcheibet fi mit 77 gegen 56 
Stimmen gegen Abſchaffung der Zobesftrafee — Die Regierung 
legt dem Haufe einen Gefeßesentwurf über das Vereins: und Ber: 
ſammlungsrecht vor.- 


„ (Ungarn). Die Regierung verlangt vom Heveſer Comitat bie 
Annullirung eines von bemfelben gegen fie und den Landtag erlaffenen 
Mißtrauensvotums. Das Komitat fügt fid. 


„Reichsrath: Der Finanzausſchuß des Abg.-Haufes bringt, um bie 
Intereſſen ber cisleithaniſchen Reichshälfte bei dem bevorftchenben 
Zufammentritt der Deputationen über ben Ausgleich mit Ungarn, 
namentlih auch in der (noch unerledigten) finanziellen Beziehung 
entihieben zu wahren, den Antrag ein, bie Krone durch eine Abrefle 
um bie Bildung eines parlamentarifhden Minifteriums für bie im 
Reichsrath vertretenen Länder zu erſuchen und damit dieſe ſchon feit 
längerer Zeit ſchwebende Frage zum Entſcheid zu bringen, zieht 
jedvoh ihren Antrag in Folge der Discuffion und ber Erklärung 
des Reichskanzlers zurüd. 

Es ergibt fih aus der Discuffion, daß ber Neichefanzler fi zu bem 
geforderten Schritte ſchon ſeit längerer Zeit bereit erflärt hatte, aber nur 
unter ber Bedingung, „baß der Ausgleih mit Ungarn auf jener Grundlage 
und unter jenen Bebingungen auch vollzogen werde, für welche bie Krone 
Ungarn gegenüber fi moraliſch engagirt babe”, daß die zum Eintritt in 
bas Minifterium aufgeforberten Führer des Abg.-Hauſes fi aber dazu 
unter diefer Bedingung nicht entichließen konnten und daß biele Schwierigs 
Zeit noch beftehe, fo daß bie Bildung eines parlamentarifhen Minifteriung 
in ber That erft möglich fei, wenn ber Ausgleich mit Ungarn vollftändig und 
als vollendete Thatfache vorliege. 

Das Herrenhaus nimmt das Minifterverantwortlichfeitsgefeb mit 
unweſentlichen Aenderungen auch ſeinerſeits an. 

„ Reichsrath: Die Regierung bringt im Abg.Hauſe eine Novelle 
zum Strafgejege ein, durch welche bie Lörperliche Züchtigung (Prügel- 
firafe) ſowohl als felbftändige wie auch als Disciplinarftrafe, und 
ebenfo bie Kettenftrafe abgeſchafft und bie (bisher überaus harten) 
Rechtsfolgen von Strafurtheilen gemildert werben follen. 

„ (Ungarn). Der Auftizminifter befiehlt dem Bürgermeifter von 


Pefth, die von den Echwurgerichtsliften ausgefchloffenen Juden in 
biefelben aufzunehmen. 
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20. Juli. Reichsrath: Debatte des Abg.Hauſes über die Anträge Herbſts 


21. 


vom 11. d. M. gegen das Concordat. Der Miniſter v. Hye gibt 
die Erklärung ab, daß 

„auch die Regierung die Nothwendigkeit anerkenne, die kirchlichen und ins⸗ 
beſondere die interconfeſfionellen Fragen ind Auge zu faſſen und durch ent⸗ 
jprechende Gefeßesvorlagen im verfaflungsmäbigen Geſetzwege zu regeln. Auch 
hoffe fie in kurzer Zeit in der Lage zu fein, vorerft eine auf interconfelfionelle 
Berhältniffe (gemifchte Ehen, Kindererziehung aus folchen und Uebertritt von 
einer Confeffion zur andern) bezügliche Geſetzesvorlage einzubringen. Sie 
richtet jedoch zugleich an dieſes hohe Haus die angelegentlihe Aufforderung, 
nicht auf eine augenblidliche und gleichzeitige Löſung auch aller übrigen eins 
Ihlägigen Punkte zu drängen, da bie Regierung aufrichtig bemüht ift, bie 
Löſung aller Fragen, weldhe in das kirchliche Gebiet und zugleich in die 
Rechtsſphäre der Staatsgewalt, fowie in das in oberfier Linie ber Leitung 
ber Regierungsgewalt vorbehaltene Linterrichtsmejen einfchlagen, vorerft im 
Wege conctliatorifher Berbanblung mit ber Kirche auf eine ſolche Art 
einzuleiten, daß jelbft jeber Anfchein der Mißachtung beftehbender Ver⸗ 
tragsverbältniffe vermieden werde”. 


Die Erklärung macht auf das Haus fichtlich den ſchlimmſten Ein: 
druck. Herbſt erklärt fofort, daß es nad diefer Erflärung nur um 
fo mehr die Aufgabe ber Volksvertretung fei, dasjenige zu thun, 
was fie für ihre Pflicht erachte. „Hilf bir ſelbſt,“ ruft ein Redner 
unter dem Beifall des Hauſes. Ein mit der Erklärung ber Re: 
gierung thatjächlich übereinftimmender Antrag des (ultramontanen) 
Abg. Jäger (Tyrol), die Anträge abzulehnen und zuerſt Unter: 
handlungen mit Rom anzufnüpfen, wird fat einftimmig abgelehnt 
und ber Antrag Herbfts mit 134 gegen 22 Stimmen zum Beſchluß 
erhoben. 


„ (Ungarn). Aud die Gen. Perczel und Görgey kehren in Folge 
der Amneftie in ihr Vaterland zurüd, 


23.—24. Yuli. Reichsrath: Debatte des Abg.Hauſes über das von ber 


Regierung vorgelegte Vereins: und Verſammlungsgeſetz. Der barin 
gebrauchte Ausbrud „Ttaatsgefährlih” wird um feiner Unbeftimmt: 
heit und Dehnbarkeit willen am erften Tage gegen den Widerſtand 
ber Regierung geftrichen, am zweiten bagegen mit Rüdficht auf bie 
Umtriebe der Ezechen ꝛc. mit 64 gegen 58 Stimmen wieber ber: 
gejtellt und das ganze Gefeb angenommen. 


25. Juli. Reichsrath: Herbit erftattet im Namen des am 5. d. M. 


niebergefeßten Ausfchuffes Bericht über bie Finanzlage des Reiche. 
Derfelbe entfpricht Teineswegs den vielfach gehegten Erwartungen 
und namentlich Befürdtungen, indem er weder eine Zinfen-Rebuction 
noch neue Steuern beantragt. 

Der Bericht conftatirt einfach, daß nad, Abzug ber Zinfen ber Staats⸗ 
ſchuld ber größte Theil des reinen Staatseinfommens von ben Koſten ber 
Landarmee und Kriegsmarine aufgezehrt worben fei, bie für 1867 zufammen 
auf 81,158,000 fl. veranfchlagt feien mit ber Erflärung, daß dieß das zus 
läffige Minimum für den auf das Inappfte bemefienen tiefften Friedensſtand 
ſei. Selbft biefer Anfag fei in ber abgelaufenen fiebenmanstiien Dante 


2382 Oshtzreil. 


bereits um 4 Mill. überfchritten worden. Nehme man ibn aber auch als 
möglid an, fo bliebe für die ganze Übrige Staatsverwaltung nur ein Reft 
von 24,971,000 fi., während bafür weit über 70 Mill. präliminirt feien. 
Für 1868 ſei ein Defizit von wenigitens 46 Mill. vorauszufehen und ſelbſt 
dieß nur unter ber Vorausfegung, daß Eteuern und Abgaben pünftlih ein⸗ 
ingen. Das Erpof6 gewährt über bie Belämpfung dieſes „chroniihen De⸗ 
zits“ Teinerlei Auffchlüffe; denn es erflärt einerfeits, daß ber bieher einge- 
Ihlagene Weg bes Sparfuftems feine Schulbigkeit nicht thue, und daß fich 
durch höhere Steuerfäge nichts mehr erreichen lafje, als eine Bermehrung 
ber Rüdftände, und es bezeichnet anderjeits ben von ihm jelbft angebeuteten 
Weg zur Beilerung durch Ausdehnung der abminiftrativen Autonomie bes 
Selfgovernments, „nur als einen langwierigen, bornenvollen, unebenen, 
von dem momentan glänzende Erfolge nicht zu erwarten find, das Ziel viel- 
mehr no in der Ferne iſt“. Durch feine objective unb wahrbeitsgetreue 
Darlegung glaubt nun der Ausfhuß feiner Aufgabe genügt zu haben; Sache 
und Pflicht der Erecutive fei ee, Anträge über bie Mittel zur Befeitigung 
bes Defizits ben competenten Vertretungsförpern vorzulegen. 
Der Reihsrath vertagt fih auf unbeftimmte Zeit, um den De: 
putationen bes Reichsraths und des ungarifchen Landtags behufg 


einer Dereinbarung über den Ausgleih Raum zu machen. 


27.—29. Juli. Beſuch des Sultans in Wien auf feiner Nüdreife von 
ber Parifer Weltausftelung. Derfelbe wird im Opernhauſe von 
ber Bevölkerung förmlich gefeiert. 


29. Juli. Im Oemeinderathe von Wien wird der Antrag geftellt, an 
das Abg.Haus eine Adreſſe für Aufhebung des Concorbates zu 
richten, 

31. „ Defterreich tritt durch einen zu Paris abgefchloffenen Präliminar⸗ 
vertrag mit Tranfreih der am 25. Dec. 1865 zwifchen Frankreich, 
Italien, Belgien und ber Schweiz abgefchloflenen Münzconvention bei. 

Der Bertrag ift indeß noch nicht perfect, indem ber Beitritt der anderen 


brei bei jener Convention betheiligten Staaten noch ausfteht und ebenfo bie 
Vereinbarung über mehrere noch ofjen gelafjene Punkte. 


„u Kine kaif. Entſchließung befiehlt Die endliche Organifirung bes 
evangeliihen Oberfirchenrathes, die durch einen Erlaß bes Kultus: 
minifters näher geregelt wird. 

— „ Der 60 Mill.Vorſchuß der Nationalbant vom 7. Juli 1866 ift 
nunmehr vom Staat in Banknoten vollftänbig zurüdbezahlt. 


1. Aug. (Ungarn). Koſſuth wird in Waiten als Abgeordneter in 
ben Landtag (von 3800 Wählern haben fi nit 200 zur Wahl 
eingefunben), Perczel in Zala-Egerszeg ebendazu gewählt. 

7. „ Die beiden Ausgleih8-Deputationen conftituiren fi jebe für fich 

in Wien. ’ | 

„» v» Die Regierung geftattet die Abhaltung einer allgemeinen öfter: 
reichifchen Lehrerverfammlung auf den 5.—7. Sept. in Wien und 
weist bie Behörben an, bie Theilnahme an berfelben nicht zu bin- 
bern, ſondern vielmehr zu foͤrdern. 
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8. Aug. Der bisherige öfterr. Gefandte in Rom, Herr v. Hübner, trifft 
auf Berufung in Wien ein. 

10. „ (Ungarn) In Folge eines offenen Briefes der Siebenbürger 
kath. Deputirten an den ungariſchen Eultusminifter, daß ben: Laien 
in Siebenbürgen ber frühere gejeblihe Einfluß auf bie Angelegen- 
heiten ber Tath. Kirche wieder eingeräumt werben möge, iheilt ber: 
ſelbe dem Fürften Primas und den Erzb. von Erlau und Kalocfa 
das Anliegen mit in Begleit eines Schreibens, in bem er jelbit 
feine Anfichten in Betreff der Grundzüge einer Reform ber kath. 
Kirchengemeinde darlegt. 


13. „ Ausgleihsdeputationen: Die ungarifhe Deputation anerbietet 
25,05 % als Beitrag der Länder der ungarifhen Krone zu ben ge- 
meinfamen Ausgaben des Reiche, jo daß 74,95 % auf bie cis⸗ 
Teithanifchen Provinzen fielen. Die reichsräthliche Deputation Tehnt 
biefen Vorſchlag ab. 


18.—23. Aug. Zuſammenkunft des öſterr. Kaiferpaars mit bem Kaiſer 
und ber Kaiſerin der Franzofen in Salzburg Der Kaiſer von 
Defterreih ift vom Reichskanzler und dem ungarifchen Minifter: 
präfidenten begleitet. 

Der Kaifer der Franzofen überzeugt fi, daß Oeſterreich zwar jehr ge⸗ 
neigt ift, mit Frankreich zufammen zu gehen, baß es aber vor allem den 
Frieden als fein erftes und dringendſtes Bebürfniß erkenne, jo baß für eine 
eventuelle Allianz gegen Preußen in Defterreih gar feine Neigung befteht. 
Dagegen verftändigen fi) die beiden Mächte bez. einer wejentlich übereins 
flimmenden Haltung in ber orientalifchen Frage. 

20. Aug. Die Regierung fucht dem von der flovenifchen Fraction bes 
Reichsraths ihr eingereichten Promemoria möglichft gerccht zu werben: 
Der Juſtizminiſter erläßt an die Landbeschefs in Steyermark, 
Kärnthen, Krain, Iſtrien und Küftenland ein Rundfchreiben, 

welches diefelben anmweist, baß von Seiten ber politifchen Behörben gegen- 
über ber flovenifchen Bevölkerung alles vermieden werbe, was biefer Bes 
völferung zu begründeten Klagen Anlaß geben könnte; daß insbefonbere alle 
Eingaben in flovenifcher Sprache nicht bloß jederzeit anzunehmen, fonbern in 
erfter Inſtanz auch jedesmal floveniich zu beantworten fein; daß auf Ver: 
langen ber Parteien bie flovenifhe Sprache im amtlichen Verkehr immer zur 
Anwendung zu fommen babe, unb baß bei ber Zufammenießung bes Amts⸗ 
perſonals jeberzeit auf bie Kenntniß der flovenifhhen Sprache Rüdficht zu 
nehmen fei. 

21. „ Ausgleihsbeputationen: es wird befchloffen, freie Conferenzen zu 
veranftalten, um weitere Annäherung zu ermöglichen. 

23. „ (Ungarn). Der Finanzminifter fließt in Paris, indeß noch 
feineswegs befinitiv und feit, ein Anlehen von 212 Mil. Fr. no: 
minel (& 220 für 300) ab zum Ausbau der ungarifchen Eifen- 
bahnen. 

24. „ Feierliche Eröffnung der Brennerbahn. 


25. „ (Ungarn) Die Blätter ber Linken veröffentlichen ein See 


Orferrei 


ſchreiben Kofſuths bez. bie innere und äußere Politik Oeſterreichs 
und Ungarns, in dem ſich derſelbe gegen die herrſchende Ruſſen⸗ 
feindſchaft ausſpricht. 


26. Aug. Ausgleichsdeputationen: Dieſelben einigen ſich zwar nicht ganz 


30. 


ausbrüdlich, aber doch weientlih dahin, daß die Quoten ber beiden 
Reichshälften zur Beitreitung ber gemeinfamen Auslagen für bie 
Lanbesvertheitigung und die auswärtigen Angelegenheiten auf bie 
Dauer von zehn Jahren und auf Grund ber Beträge jeftzuftellen 
feien, welde die beiden Reichshälften im Durchſchnitte der Jahre 
1860 bis 1865 an birecten und theilweile auch an indirecten 
Eteuern bezahlt haben; ba zur Beltreitung jener Auslagen vor 
allem das Reinerträgniß ber Zölle zu verwenden fei, und daß dieſe 
Beftimmungen nicht eher als definitive gelten follen, als bis auch 
über bie Beitragsquoten der beiden Reihshälften zu den Koften ber 
Staatsſchuld eine Vereinbarung zu Etande gelommen jei. 

„ Minifterratb der DMlinifterien beider Reihshälften unter dem 
Borfite des Kaifers: Der ungariihe Yinanzminifter Lonyay macht 
die Nothwendigkeit geltend, den Beitrag Ungarns zu den allgemeinen 
Reichslaften auf eine Eumme zu beidränfen, die getragen werben 
fönne, ohne die neue Finanzverwaltung des Landes fogleih mit 
einem Defizit beginnen zu müflen; der Erreichung dieſes Zieles 
ftehe das hohe Jahreserforderniß der Staatsſchuld entgegen; beß- 
halb bleibe nichts anderes übrig, als daß entweder dieſes Erforder⸗ 
niß vermindert (Zinfenrebuction ber Staatsſchuld) ober den anderen 
Ländern Defterreihs eine Mehrbelaftung auferlegt werde oder daß 
beibes zugleich gefchehe. 

„ Der Wiener Gemeinderath beſchließt einftimmig, an das Abg.- 
Haus des Reichsraths eine Petition gegen das Concordat zu richten. 


1. Sept. (Ervatien). Die bisherigen Finanzbehörden werden ent: 


Yaflen und die Finanzen dem ungariſchen Minifterium unterftellt. 
Mit diefem Tage ift die croatifhde Sprache als allgemeine Amts: 
ſprache anerkannt. 


5.—7. Sept. Erfter öfterreichifcher Lehrertag in Wien. Es haben fid 


mehr als 1500 Lehrer aus faft allen Theilen bes Kaiſerreichs dazu 
eingefunden. Derfelbe geftaltet fih zu einer großartigen Demon: 
ftration gegen die bisherige Abhängigkeit der Echule von der Kirche, 
fomit gegen das Concorbat. Faft einftimmig wird bie Erklärung 
beihhloffen, daß „die Volksſchule in Defterreich im ihrer gegen: 
wärtigen Geftalt nicht das ſei, was fie fein folle und daß fie jo 
nicht fortbeftehen könne“ und ferner daß „die Volksſchule zu Er: 
reihung ihrer Zwecke vollkommener Selbftändigfeit bebürfe.“ 


14. Sept. Nusgleihsveputationen: Die cisleithaniſche Deputation bes 


fließt, der transleithanifhen auf Grund der bisherigen Steuer: 
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erträgniſſe aus beiden Reichshälften den Vorſchlag zu machen, den 
Beitrag der im Reichsrath vertretenen Länder zu den gemeinſamen 
Koſten auf 69 %, denjenigen ber Länder ber ungariſchen Krone auf 
31% zu bemeflen. 


14. Sept. (Ungarn) Gen. Türr befucht Peſth; es wird ihm ein 


15. 


16. 


18. 


20. 


Tadelzug gebracht und Türr ergreift bie Gelegenheit fi entſchieden 
für das Minifterium und ben Ausgleih mit Defterreih auszu: 
ſprechen. 

„ Die Minifterien beider Reichshälften haben ſich geeinigt und 
ſchlagen den Deputationen übereinftimmend vor, bie Beitragsquoten 
zu ben gemeinfamen Ausgaben auf 70 und auf 30% zu ftellen. 
Was die Staatsichuld betreffe, jo möge bie weitlihe Keichshälfte 
eine Vorbelaftung von jährlid 25 Mil. übernehmen und ber Reft 
ebenfalls im Verhältniß von 70 und 30% getragen werben. 


» (Ungarn) Das Minifterium muß zum vierten Mal an weniger 
läffige Steuerzahlung mahnen und ftellt dießmal firenge Strafen in 
Ausſicht. | 


„ Der Reihstanzler Beuft wird auf dem Wege nad) Reichenberg 
in Brünn glänzend empfangen unb erwiedert eine Anfprache mit 
einer Anbeutung bez. des heranziehbenden Sturmes gegen bas 
Goncorbat: | 

„Ahr Vertrauen ift mir jet boppelt werthvoll, wo ber Weg, ben ich 
wandle, hie und ba wohl enger und mühfamer wird, wie das wohl nit 
anders fein konnte. Ich hoffe, Sie werden nicht vergefjen, daß berjenige, ber 
einen fteilen Pfad bhinauffchreitet, von Zeit zu Zeit Athem fchöpfen muß, 
damit er nicht erliege, und daß der nicht fein Ziel außer Auge verliert und 
nit von bdemjelben abweicht, der nit die abjhüffigfte Stelle 
wählt, um ben Berg binaufzufommen.” 
„  Ausgleihsbeputationen: Die reichsräthliche Deputation beſchließt 
einjtimmig, der ungarifchen einen Antrag zu machen, der mejentlich 
mit den Vorſchlägen der Minifterien übereinſtimmt. Subcomites 
beider Deputationen follen zufammentreten, um bie fchließliche Ber: 
ſtändigung vorzubereiten, 


„Beſuch des Reichskanzlers in Reichenberg. Tiſchrede besjelben 
bei dem ihm gegebenen Feſtmahl (Ausfall gegen die ruſſiſchen 
Sympathieen und Demonſtrationen der Czechen). 


„Ausgleichdeputationen: Die Subeomitds beider Deputationen treten 
mit ben beiden Yinanzminiftern zufammen. 

Der ungarifhe Finanzminifter erffärt: Ungarn wolle und könne 
nad) dem zum Geſetz erhobenen 67er Glaborat von ber Ende 1867 vers 
bleibenden Staatsfchuld, zu deren Mitübernahme eine rechtlihe Verpflichtung 
für das Land nicht beftehe, nicht mehr beitragen al8 von ben Lanbeseins 
nahmen nad Beftreitung ber Quote für die gemeinfamen Auslagen (der 
Sandesvertheibigung unb ber auswärtigen Angelegenheiten) unb ber Koften 
ber Landesverwaltung erübrige; es fei ihm unmöglich wegen ber Staats- 
ſchuld ein Deficit auf fih zu nehmen Ferner jei vom Geſetze geforbert, 


Oeſerreih 


bag ber Beitrag Ungarne zur Staatoſchulb nicht in Form einer wechſelnden 
Procentualquote, jendern in beflimmten für immer unabãnderlichen Ziffern 
ausgeiprohen werde. Enblih könne Ungarn nicht zugeben, baß die andern 
Länder Tefterreihs wegen ber Etaatsfchuld eine allzuhohe, für fie unerträg- 
lie Laſt auf jih laben; fie würden aufhören beitwagsfähig für die gemein 
famen Auslagen zu fein, und ihr vollswirtbichaftliher Untergang könnte 
nicht ohne Rüdwirkung auf die transleithanijche Reichshälfte bleiben. Tarım 
fei in dem minifteriellen Uebereinkommen zweifellos gemeint geweien, daß bie 
Koften der Staatsfhulb um 23 Millionen, beiläufig bie gegenwärtig jährlich 
für die Amortijation der Staatsihuld verwendete Summe, zu vermindern 
feien; daß dieß eine zwangsweife Umwandlung der Staatsſchuld, eine Be- 
einträhtigung ber Staatsgläubiger vorausſetze, werbe nicht in Abrebe geftellt. 
Der Vorſchlag der öſterreichiſchen Deputation, die Umwanblung ber Staats⸗ 
ſchuld, wie fie vom minijterielen UWebereinfommen gewollt werde, an bie 
Bedingung zu knüpfen, dab fie bie Rechte ber Staatsgläubiger nicht beeins 
trädhtige, fei daher unflatihait, weil bem Zwecke ber Uebereinkunft, wie er 
ungarifcherfeits aufgefaßt werbe, gerabezu entgegen. — Die cisleithani- 
hen Deputirten erflürn es umſonſt für eine Ungerechtigkeit, daß ber 
Ausgleiih auf Koften eines unbetheiligten Tritten, ber Staatsgläubiger, er⸗ 
folgen folle unb daß fie nur, um eine ſolche Gewaltsmaßregel zu vermeiden, 
fih bereit erffärt hätten, eine Borbelaflung von 25 Mill. fl. auf fi zu 
nehmen ; nun werde troß biejes Opfers neuerdings eine folhe Maßregel 
vorgefhlagen. Die Ungarn bebarren auf ben Belimmungen bes XIIGe⸗ 
febes von 1867 (bes 67er Claborats). Schließlid wird beſchloſſen, daß bie 
beiden Finanzminifter eine neue Flarere Rebaction bes Uebereinkommens vor- 
legen jollten, in weldyer namentlidy bie von Ungarn zu übernehmenben Ber 
gen in ganz beſtimmten unabänderliden Ziffern ausgebrüdt werden 
ollten. 


22. Sept. Ausgleihsbeputationen: Die beiden Yinanzminifter legen ben 


23. 
24. 


beiden Subcomited die neue Rebaction bes Ausgleichs bezüglich ber 
Staatsſchuld vor 

Dana folle e8 bei dem bereits von beiben Theilen angenommenen 
Grunbjage bleiben, daß von ben Zinfen ber Staatsſchuld vorweg 25 Mill. 
von ber weſtlichen Reihshälfte zu tragen und ber Reſt zwifchen beiden 
Reihshälften im Berhältniffe von’ 70 und 30% zu tbeilen fei. Vom Jahr 
1869 an jollte zwilchen ben Zinfen und der Amortifation ber Staatsjchuld 
unterfchieben werden: zu jener ſollte Ungarn jährlich einen nach obigem Ber: 
Hältniß berechneten Antheil von 29,1 Mill. fl., worunter 12 Mill. in Silber, 
zu biefer nur 1,150,000 fl. beitragen. Die Koften ber Umwandlung ber 
verſchiedenen Zitel der Staatéſchuld in eine einheitlihe Rentenſchuld hätte 
bie wefllihe Reichshälfte allein zu tragen, der jedoch auch die durch bie 
Tilgung in Erjparung kommenden Zinſen zu gute kämen. Die Beſtim⸗ 
mung, daß das Defizit für 1868 buch Vermehrung ber jhwebenden Schuld 
d. 5. durch die Staatsnotenpreffe zu bededen jei, blieb aufrecht. 

Die beiden Comités verfländigen fi in allem wejentlichen auf 
biefee Grundlage mit Ausnahme bes Iekten Punkts bez. der Ber: 
mehrung ber ſchwebenden Schuld, ber offen bleibt, ba bie reiche: 
räthlihen Deputirten eine weitere Vermehrung ber Staatsnoten ab⸗ 
folut nicht zugeben. 

„ Der Reihsrath nimmt feine Sigungen wieber auf. 

„  Ausgleichsbeputationen: Beide Deputationen nehmen bas von ben 
Subeomites mit ben beiden Finanzminiftern und unter ſich verein- 
barte Abfommen an. 
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26. Sept. Ausgleihsdeputattonen: Das Schlußprotokoll wird von beiden 


28. 


Deputationen genehmigt und unterzeichnet. 

Der ganze Ausgleich ftellt fih nunmehr folgendermaßen bar: Er umfaßt 
15 verjchiedene Punkte. Die SG 1 und 3 beflimmen bie Beitragsquoten zu 
ben Koſten der Staatsſchuld, $ 2 febt eine gemifchte Commiffion nieder, 
welche ben Stand ber Staatsihuld am Schluffe des Jahrs 1367 zu er⸗ 
mitteln bat; findet fie in ben Zifferanfägen, gegenüber ben Annahmen, 
welche ber Quotenberehnung zu Grunde Tiegen, einen Irrthum, fo werden 
die Quoten entjprechenb geändert, Die FF 4 und 5 beipredyen die Umwand⸗ 
lung der Staatsfdyıld und bie Tefung des Deficits des Jahrs 1863. Vom 
Jahr 1869 ab fol nah $ 6 jede ber beiden Zinanzverwaltungen, melde 
ausnahmeweile in die Lage käme, bie Bebedung ihrer Beitragspflicht ober 
ber eigenen Auslagen aus ben regelmäßigen Cinnahmsquellen nicht auf: 
bringen zu Tünnen, nicht durch Vermehrung der gemeinjamen Schuld, fondern 
auf eigene Koften für die nöthigen außerorbentlihen Zuflüffe zu forgen 
haben. Anlehen auf gemeinjame Rechnung können fortan nad F 7 nur mit 
Zuftimmung beider Neichövertretungen zu Stande kommen, und bie Koften 
berfelben haben die beiden Neichshälften nach denſelben Verhältniſſen wie 
jene für die gemeinfanen Angelegenheiten ($ 13) zu tragen. Die in Staats- 
noten beitehende ſchwebende Schuld, beftimmt G 8, bleibt unter bie Garantie 
beider Reichstheile geftellt; eine Vermehrung berjelben jo wie bie Maßregeln 
zu ihrer Verminderung werben in gemeinjamem Einverftändniß ftattfinden. 
Beiden Neichstheilen geftattet ber G 9 ihre Beitragsquote zu den Zinſen ber 
Staatsfhuld durch Amortifation einer entjprehenden Menge von Staats⸗ 
ſchuld⸗Verſchreibungen zu vermindern. Die Koften der einigen Eiſenbahn⸗ 
gefelichaften gewährten Zinfengarantien werben nah $ 10 von berjenigen 
Reichshälfte getragen, beren Gebiet die Bahnen durchſchneiden. Betreffs ber: 
jenigen Eifenbahnen, welde in beide Reichshälften hineinreichen, dann ber 
Donau:Dampffchiff-Gefelichaften, wird ein befonderes Uebereinfommen abge: 
ichloffen werden. Die gemifchte Sommiffion zur Ermittlung des Standes ber 
Staatsſchuld (F 2) Hat, fo will es F 11, aud den Stand ber Activa ber 
Reichsfinanzen am Schluffe des Jahrs 1867 zu erheben, fie bleiben Eigen: 
thum ber leßteren, und werden vorzugsmweile zur Bezahlung der bis dahin 
fälligen, aber noch nicht bebobenen Zinſen und Gapitalrüdzahlungen ber 
Staatsjchuld verwendet. Weber bie Koften ber gemeinfamen Angelegenheiten 
handeln bie SG 12 bis 44. Der Beftreitung diefer Koften find vor allem 
die Reinerträgniffe ber Zölle gewibmet, doch werben aus biefen vorweg bie 
Steuerreftitutionen für bie Gegenftände geleiftet, bie über bie gemeinjame 
Zolllinie ausgeführt werben, ber Reſt ber Koſten wirb mit 70 Proc. von 
ben durch den Reichsrath vertretenen Ländern, und mit 30 Proc. von ben 
Ländern ber ungarifhen Krone getragen. Im Gegenfaß zu den Feſtſtellungen 
über bie Koften der Staatsfhuld, die als unabämberlich zu betrachten find, 
haben jene über die Koften ber gemeinfamen Angelegenheiten nur für 10 
Sabre Geltung. — Das ganze Mebereinfommen bildet ein untrennbares 
Ganzes, jo baß bie Berwerfung eines Punktes bie Ungültigkeit aller anderen 
nach fich zieht; auch ift e8 nicht eber als zu Stande gebracht zu betrachten, 
als is über das Zoll- und Hanbelsbünbnig und die Regelung ber inbirecten 
Abgaben eine Vereinbarung getroffen if. 
„ Die in Wien verfammelten Erzbiſchöfe und Biſchöfe der cis⸗ 
leithanifchen Provinzen, 25 an ber Zahl, wenden fi mit Umgehung 
des Minifteriums birecte mit einer Abreffe um Aufrechthaltung des 
Concordats an den Kaifer und bringen bamit ben ſchon feit einiger 
Zeit drohenden allgemeinen Sturm gegen das Concordat zum 


Ausbrud. 


deßerrrich 


Das volumindje Altenſtück enthält einen hiſtoriſchen Rückblick auf bie 
Berhältnifje, unter beuen das Concordat zu Stande fam, und beſchäjtigt ſich 
dann mit ber Ehe und ber Schule, in welder Hinfiht vor Allem bie Civil⸗ 
ehe verbammt und ber Materislismus der Gegenwart gerügt wird. Tasjelbe 
fließt dahin: Doch es gilt nicht der katholiſchen Religion allein, es gilt 
dem Chriftentyume. Eure Majeftät, die treugehorfamft Unterzeichneten haben 
bem Richter der Lebenbigen und Zodten für das Seelenheil von fiebenzehn 
Millionen Erlöster einft Rechnung zu legen, und in einer Zeit, welde ent 
ſcheidend werben Tann, if es für fie eine heilige Pflicht, der Wahrheit laut 
und ohne Rüdhalt das Zeugniß zu geben. Außer Stalien gibt es fein Land, 
wo bie heiligen Güter ber Menſchheit Angrifienevon folder Schamlofigkeit 
und Tragweite fo ſchutzlos preisgegeben wären, wie in Oeſterreich; das Ge⸗ 
ſetz iſt ohumächtig geworden. Es bat eine fpmerzliche Ueberrafhung erregt, 
daß ed am Weihnachtstage, an dem ſelbſt der Gleichgiltige einen Anhauch 
von oben fühlt, in der Hanptilabt des Reiches geftattet war, das Ghriften- 
thum öffentlih als ein Mährchen zu verjpotten. Tamit war ein Berfuch ge: 
macht, ob jebem Frevel am Epriftentyume Eiraflofigfeit gefichert fei; es ift 
gelungen, und ber Sieg über das Gele wird mit ber Frechheit ausgebeutet, 
welche zum Handwerke gehört. Das berührt nicht die Katholifen allein; es 
berührt in gleicher Weife die Proteftanten, welche Ehriften find. Dod, wie: 
wohl man bis gegen Enbe bes vorigen Jahres einige Borficht beobachtete, 
ber Sache nad ei chieht nichts Neues, ſchon frũher, ſchon ſeit die Unter⸗ 
wũhlung ber fittlichen Ueberzeugungen ein einträgliches Geſchäft geworden 
iſt, fand der Haß gegen das Chrißenthum Stimmen, bie für ihn wirkten und 

ihn nährten. Was aljo der Jammerfchrei gegen das Goncorbat bedeute, kann 
iemandem mehr verborgen fein; er bedeutet: Wir wollen eine Ehe obne 
Senigfeit und Helligung; wir wollen eine Schule ohne Religion und fittlichen 

Ernjt. Aber die, welde dieß wollen, mögen nod fo laut bie Stimme er- 
heben, fie find ein fehr Kleiner Bruchtheil ber Bevölkerung, und mit bem 
Goncordate vertritt man bie wahrhaften Wünfche und Intereſſen des Volkes. 
Die treugehorfamft Unterzeichneten find fi alfo bewußt, durch Bertheibigung 
der Rechte ber Kirche für Gott, Thron und Volk einzufichen, und ftellen 
ihre Sache, beren Gerechtigkeit einfeuchtend ift, mit vollem Vertrauen unter 
ben Schuß Eurer Majeflät.” 


30. Sept. (Ungarn). Der Landtag nimmt feine Sigungen wieber auf. 


„ Der Öemeinberath von Wien fucht neuerdings von der Regierung 
die vom Minifterium Belcrebi mit Rüdficht auf das Concordat ver: 
weigerte Erlaubniß zu Errichtung einer Lehrerfortbildungsanftalt zu 
erlangen. Der provif. Unterrichtsminifter v. Hye gibt eine aus: 
weichende Antwort. 


8. Oct. Reichsrath: Das Abg.-Haus nimmt die am 19. Juli einge: 


4. 


brachte Strafgefebnovelle an und wählte bie ihm zuftehenden 12 Mit- 
glieder in ben neuen Staatsgerichtshof (mach dem Geſetz über bie 
Derantwortlichfeit ber Miniſter). 


„ Reichsrath: Der Obmann bes confeifionellen Ausſchuſſes des 
Abg.Hauſes macht bemjelben die Mittheilung, er habe den Cultus⸗ 
miniſter v. Hye zur Sitzung eingeladen, als Antwort jedoch folgende 
Eröffnung erhalten: 

„Im Schooße bes Cultusminifteriums fer ein interconfelfionelles Geſetz 
bereits im Entwurfe fertig, auch im Minifterrathe durchberathen und voll 
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ſtändig angenommen worden; er habe es jedoch für nöthig erachtet, vor Ein⸗ 
bringung dieſes Geſetzes im Hauſe ſich mit dem Cardinal Rauſcher ins 
Einvernehmen zu ſetzen. Letzterer habe ihm nun mitgetheilt, daß er zur Zeit 
des Concordat-Abſchluſſes mit einer Generalvollmacht der Regierung verſehen 
worden, kraft welcher keine Verhandlung über interconfeſſionelle Angelegen⸗ 
heiten, ſpeciell über gewiſſe Punkte (Miſchehen), ohne Zuſtimmung der Curie 
ins Werk geſetzt werden könne. Um eine Weiterführung der diesbezüglichen 
Verhandlungen einzuleiten, habe das Miniſterium den Baron Hübner aus 
Rom hieherberufen. Dieſer habe nun die Mittheilung gemacht, daß in den 
Monaten September und October eine Verhandlung in Rom unmöglich ſei, 
weil die Congregationen aufgelöſt ſeien und ihr Zuſammentritt für die 
nächſte Zukunſt nicht in Ausſicht ſtehe mit Rückſicht auf die in Rom 
herrſchende Cholera, daß alſo vor November eine Rückantwort nicht leicht er⸗ 
folgen könne.“ 

Der Ausſchuß beſchließt einſtimmig, eine Vorlage der Regierung 
unter ſolchen Umſtänden nicht abzuwarten, ſondern ſelbſtändig mit 
der Ausarbeitung eines Schulgeſetzes, eines Ehegeſetzes und eines 
Geſetzes über interconfeſſionelle Verhältniſſe (Religionsedict) vorzu⸗ 
gehen und beginnt auch ſofort mit der Berathung bes ihm vor- 
liegenden Entwurfes eines Schulgefebes, das von dem Grundſatze 
ausgeht, daß „mit Ausnahme des Religionsunterrichts derjenige in 
allen übrigen Lehrgegenfländen von dem Einfluffe jeber Kirche oder 
Religionsgenoſſenſchaft unabhängig fei”. 


4. Oct. Stürmiſche Situng des Wiener Gemeinderathes: Eine Stelle 


ver Biſchofsadreſſe an den Kaifer wird als eine verläumberifche 
Hindeutung auf bie von der Commune beabſichtigte Gründung einer 
Lehrerfortbildungsanftalt aufgefaßt und mit allen gegen 1 (geiftliche) 
Stimme beſchloſſen, eine Verwahrung dagegen in einer Adreſſe an 
ben Kaiſer auszuſprechen. 


„ Eine große Stadt der Monarchie nad) ber andern richtet, theil⸗ 
weife fehr energijch gehaltene, Petitionen an das Abg.-Haus des 
Reichsraths um Befeitigung des Concorbats im Gegenſatz gegen bie 
Adreſſe der 25 Erzbifchäfe und Biſchöfe. 
„ Reihsrath: Das Abg.-Haus tritt in die Berathung der ihm vom 
Berfaoffungsausihuß vorgelegten 4 Staatsgrundgefeße 

über bie allgemeinen Rechte der Staatsbürger, 

über die Ausübung ber Regierungs: und Vollzugsgewalt, 

über die richterliche Gewalt, 

über die Errichtung eines Reichsgerichts, 
ein und bejchließt mit Zweibrittel-:Majorität, daß die von ber Februar: 
verfaflung für Aenderungen berfelben geforderte Zweidrittel-Majorität 
auf die vorliegenden Grundgefeße Leine Anwendung finde. 
„ (Ungarn) Landtag: Die Regierung legt bemjelben das von 
ben Ausgleichsbeputationen beider Reichshälften vereinbarte Quoten⸗ 
gefed, das Staatsſchuldgeſetz und ein Zoll: und Handelsbündniß vor. 
„ Der Kaijer überweist die Adreſſe der Biſchöfe dem Miniſterium 
zu verfafjungsmäßiger Behandlung. 

W 


290 Geherreih. 

7. Oct. Reichsrath: Der confelfionelle Ausſchuß bringt bereits das erfte 
ber von ihm ausgearbeiteten Geſetze, das Schulgejeß, mit einem 
ganz kurzen fat im Lapibarfiyl gehaltenen Berichte bes Bericht: 
erftatters Yiguly im Abg.-Hauje ein. 

8 , Reichsrath: Der Reichskanzler bringt im Abg.-Haufe die Aus: 
gleichögefebe mit Ungarn (das Zoll: und Handelsbündniß, das Gefek 
über die beiberfeitige Beitragspflicht zu ben gemeinfamen Angelegen: 
beiten und über die Stantsfhuld) ein, die reichsräthliche Musgleichg- 
bdeputation legt einen umfangreihen, die Geſchichte der gejammten 
Verhandlungen ber beiden Deputationen umfaflenden Bericht vor. 
Das Haus erledigt bie Staatsgejete über die Richtergewalt, über 
die Regierungd: und Vollzugsgewalt und über das Reichsgericht, 
nimmt dieſelben ohne irgend wefentlihe Aenberungen in zweiter 
Lefung an und beginnt die Debatte über die allgemeinen Rechte 
(Grundrechte) der Staatsbürger. 

„  n Der Gemeinderath von Wien genehmigt bie von ihm beichloffene 
Proteſtadreſſe an den Kaifer gegen bie Abrefje der Biſchöfe wiederum 
mit allen gegen eine (geiftlihe) Stimme. Die Verlefung der Adreſſe 
wird im Saale und auf ben Galerien häufig von flürmifchen 
Beifall unterbrochen. 

10, „ Reichsrath: Das Abg.- Haus beendigt die Debatte über bie 
Grundrechte und genehmigt einen Geſetzentwurf über die proviforifche 
Regelung der Wehrpflicht, indem unter Bejeitigung des octroyirten 
Heereserganzungsgejeßes vom 28. Dec. 1866 dasjenige vom 29. 
Sept. 1858 wieber bergeftelt wird, indeß mit Abänderungen, 
dur deren Annahme ben dur die Anwendung der Verordnung 
vom 28. Dec. 1866 thatſächlich eingetretenen Verhältniſſen ver 
Armee Rechnung getragen wird. 

„» on (Ungarn) Landtag: Das Unterhaus genehmigt bie vom 
Finanzminifter in Paris vorläufig abgefchloffene Eifenbahnanleibe. 


11. „ Reichsrath: v. Mühlfeld ftelt im Abg.-Hauſe den Antrag auf 
birecte und fofortige Aufhebung des Concordats. Derjelbe wird 
mit großer Mehrheit dem confejfionellen Ausſchuſſe überwiejen (Der 
indeß gegen Mühlfeld auf dem von Herbft in jeinen Anträgen ver: 
folgten Syſteme beharrt, das Concordat nit direct abichaffen zu 
wollen, fondern bloß thatſächlich durch pofitive Gefeße außer Geltung 
zu feßen). 

13. „ (Ungarn). Landtag: Der in ber Nationalitätenfrage entjendete 
große Ausſchuß beginnt die Berathung bes von feinem Subcomite 
bearbeiteten (mirklich freifinnigen) Gefebesentwurfs (ohne indeß bis 

- Ende des Jahrs damit fertig zu werben). 

44. „ Der Kaifer empfängt die Teputation des Wiener Gemeinderaths 

fehr gnädig und nimmt die Adbreſſe besfelben gegen bie bifchöfliche 
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entgegen, inbem er in feiner Antwort die thätigen Beftrebungen ber 
Gemeinde für Hebung und Förderung des Volksſchulweſens aus⸗ 
drüdlih anerkennt. 


14. Oct. Ein allerh. Befehlsichreiben verorbnet bie Einführung bes „Sie“ 


17, 


20 


in der Armee. 
„Reichsrath: Beginn der Debatte des Abg. Hauſes über die Re: 
vifion der Februarverfaflung. 


„ (Ungarn). Die Regierung löst das fortwährend wiberjpänftige 
Hevefer Comitat auf und feßt einen kgl. Commiſſär ein. 


„ Katf. Handſchreiben an den Cardinal Raufcher in Antwort auf 
die biſchöfliche Adreſſe vom 28. Sept.: 

„Die von den Erzbifhöfen und Biſchöfen Mir zugeſchickte Abreffe habe 
Ich "Meinem verantwortlichen Pinifterium zugemittelt. Ich würdige gern 
ben oberhirtlihen Eifer und die wohlmeinenden Abfichten, weldhe e8 ben Bis 


ſchöfen als Gewiffenspflicht erjcheinen Tafjen mochten, neuerlich, gleichwie in. 


ben Jahren 1849 und 1861, für die Wahrung ber Rechte und Intereſſen 


ber Fatholifchen Kirche mit einer feierlichen Erklärung einzufteben; allein Ich 
muß beflagen, daß die Biſchöfe, anftatt nad) Meinem Wunſche bie erttflen 
Beftrebungen ber Regierung in den einjchlagenden wichtigen Fragen zu unters 
fügen, und beren fo dringende Löſung im Geifte der Verjöhnung und bes 
Entgegenfommeng zu fördern, e8 vorzogen, burch die Vorlage und Veröffent- 
lihung einer bie Gemüther tief erregenden Adreſſe ihre Aufgabe zu erjchweren, 
in einem Zeitpnnft, in welchem, wie bie Bilhöfe felbft treffend bemerken, 
ung Eintracht jo fehr noth thut, und. es dringend geboten ift, die Anläffe zu 
Awielpalt und Beichwerbe nicht zu mehren. Ich vertraue, daß bie Biſchöfe 
ſich verfichert halten, wie Ich allzeit die Kirche zu ſchirmen und zu ſchützen 
weiß; baß fie aber auch der Pflichten eingebenf fein werben, bie Ich als 
conſtitutioneller Regent zu erfüllen babe.” 


„Reichsrath: Das Abg.-Haus beenbigt bie Debatte über bie Re: 
viſion ber Februarverfaſſung und nimmt dieſelbe mit mehr als Zwei⸗ 


N 


brittelmehrheik, in zweiter, bie vier Staatsgrundgeſetze in dritter 


Lefung an. . 

„Reichsraih: Der Präfident eröffnet die Sigung des Abg.Hauſes 
mit dem Hinweis auf bas Handſchreiben des Kaiſers an den Car⸗ 
dinal Rauſcher, das zeige, wie alle gegen den Conſtitutionalismus 
gerichteten Wege nicht zum Ziele führten und in Oeſterreich nun⸗ 
mehr Gewiſſensfreiheit und religiöſer Friede herrſchen ſolle, worauf 
das Haus mit einem dreimaligen Hoch auf den Kaiſer antwortet. 
Die revidirte Februarverfaſſung wird darauf mit 119 gegen 46 


Stimmen (fämmtlihe Oalizier bis auf 1 Ruthenen, die Tyroler . 


und ein Theil der Slovenen) in britter Lefung angenommen. 
„ (Ungarn) Da Koffuth die in Waitzen auf ihn gefallene 
Wahl zum Abgeorbneten abgelehnt hat, jo muß eine Neumahl ftatt- 
finden, die nunmehr auf einen Deakiſten fällt. 
„ (Ersatien). Ein tgl. Refceript an ben ftellvertretenden Ban 
ordnet bie ungefäumte Vornahme von Wahlen für den demnächſt 
einzuberufenden crontifchen Landtag an. 

19* 


—* 


Orckerreig 


Die Stellung ber Regierung ift darin fehr beutlich gezeichnet. Ber Kaifer 
weist darauf hin, daß bie „Dur Geſetz und gemeinidhaftlide Bertafjung ges’ 
beiligte und beinaße ſeit acht Jahrhunderten zum beiberjeitigen Heil beſtan⸗ 
bene Zufammenzebörigfeit” zwiſchen Groatien und Elaponien einerfeits und 
Ungarn andererfeitd „auch von ihm zu wiederholtenmalen aui das Entichie- 
benjte ausgeſprochen und durch die glücklich vollzogene Ktönung und bie 
Sanctionirung ber dem ungarijhen Landtag unterbreiteten Delegationsgeſetze 


in verfaffungsmägiger Weile auf das feierlichte bekräftigt worden“, und er 


hält es demnad fin feine „Fönigliche Pflicht” dem croatiihen Landtag „neuer- 
dinge Gelegenheit zu bieten” über bie Feſiſtellung bes Berhältnifjes zu Un⸗ 
garn „zur legalen Beratbung” zu ſchreiten. Beigefũgt iſt, da alle bisherigen 
Normen nur ad-hoc erlaffen worden, eine proviſoriſche Wahlordnung, welche 
bis zur erfolgten Vereinbarung zwijchen bem Landtag und der Krone Geltung 
baben jol. Im Allgemeinen find in biefer Wahlordnung bie Beſchlüſſe des 
letzlen Landtags zu Grunde gelegt; nur die Beſtimmung, welche „cine An⸗ 
zahl unſerer höchſten kirchlichen und weltlihen Rürbenträger und einen Theil 
der Landesmagnaten ihres ihnen hiftorifh und verfaffungsmäßig zufommen- 
ben perjönliden Sig: und Stimmrechtes verlufig erflärt”, iſt umgeftoßen, 
und fodann „im Hinblid auf alle bem freiern Fortichritt huldigenden gän- 
ber”, ber vom Landtag beichlofjene Wahlcenjus von 5, 20 unb 50 fl. auf 
5, 15 und 30 fl. berabgejeßt. 


A. Oct. Der Kaifer geht, vom Reichskanzler v. Beufl und dem ungari- 


26. 


30, 


[hen Minifterpräfidenten Grafen Andraſſy begleitet, zum Beſuch 


„des Kaiſers Napoleon nach Paris. 


„ Der Raifer trifft auf dem Wege nach Paris auf der Station 
Dos (bei Baden-Baben) mit dem König von Preußen zujammen. 


„ Reiherath: Das Abg.Haus nimmt das ihm vom confelfionellen 


Ausſchuſſe vorgelegte Ehegeſetz, welches das bürgerliche Recht wieder 


herfiellt und das vom Concordat an feine Stelle geſetzte canonifche 
Eherecht wieder bejeitigt, mit großer Mehrheit an und beauftragt 


mit 70 gegen 57 Stimmen den confelfionellen Ausihuß „ein neues 


Ehegeſetz unter Auffaſſung ber Eheſchließung als bürgerlichen Alktes 
und nach dem Grundfatze ber Unabhängigkeit desſelben von- ber 
kirchlichen Trauung (Civilehe) zu entwerfen“. 

- Reicherath: Das Abg.-Haus nimmt das ihm vom confeffionellen 
Ausſchuß vorgelegte Schulgeſetz, das die Schule mit Ausnahme des 
Religionsunterrichts von der Kirche unabhängig ſtellen Il, mit 
großer Mehrheit in britter Leſung an. 

„Reichsrath: Das Herrenhaus nimmt das erfte der vier Staaks⸗ 
geſetze, das über die Ausübung ber Regierungs: und Vollzugsgewalt 
im Wefentlichen durchaus in der Faſſung des Abg.Hauſes an. 

„ Rußland, Frankreich, Preußen und Stalien richten eine Collectiv- 
note an die Türkei wegen Candia. DOefterreih unb England lehnen 
ihre Theilnahbme an dem Schritte ab. 

„ Hr. v. Hübner wird vom SKaifer von Parts aus feiner Func⸗ 
tionen als Vertreter der Regierung in Rom enthoben und Graf 
Crivelli zum Botſchafter in Kom deſignirt. 


Im 


S 


20. 


21. 


* (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus geſtattet mit 483 gegen 
88 Stimmen bie Einleitung eines Preßprocefjes gegen den Depu⸗ 
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. Nov. Der Gemeinderath ſtellt dem Cultusminiſter bez. ber Errich— 


tung einer Lehrerfortbildungsanſtalt für die Commune Wien eine 

Art Ultimatum, auf das derjelbe nunmehr eingeht, wodurch bie 

Trage zur Erledigung gelangt. 

„ (Ungarn). Differenz ber Regierung mit dem Pefther Comitat. 

Die Generalcongregation befchließt in außerorbentliher General: 

verjammlung geaen bie Sorberungen der Regierung an ben Landtag 

zu appelliven, Inzwilchen aber zu gehordhen. In Folge davon unter: 

bleibt die angebrobte Sendung eines kgl. Commiſſärs. 

„ Reichsrath: Das Herrenhaus genehmigt aud) das Staatsgrund⸗ 
gefeß über bie Nichtergewalt in der Faſſung bes Abg.-Hauſes und 

fett für das Ehe- und das. Schulgefeß einen confeffionellen Aus: 

ſchuß von 15 Mitgliedern nieder, in welchen nur 5 Ultramontane 

gewählt werben. F 
(Ungarn). Landtag: Schluß der achttägigen Debatte bes Unsere 

haufes über die Maßregeln der Negierung gegen das wiberfpänftige 

Hevefer Comitat, wegen welcher Tiſza ihr ein Mißtrauen zu ertheilen, 

Graf Almafy Sandor fie geradezu. in Anllagezuftand zu verfeßen 

beantragt hatte. Neben von Eötvös und Deak. Perczel und Pulßky 


“treten entichieben auf Seite ber Regierung gegen bie Yortdauer ber 


alten Comitatswirthſchaft. Schließlich wird ber Regierung gegen 
eine Mindacheit Fon 80 Stimmen ein Vertrauensvotum ertheilt. 

„ Reichsrakh: Das Abg.-Haus beginnt bie Berathungen über bas 
Delegationsgefeß ſowie über bie Ausgleichsgefege mit Ungarn (Belt 
träge zu ben gemeinfamen Angelegenheiten, Beiträge zu den Zinſen 
der Staatsſchuld und Zoll- und Handelsbündniß). 
x, Reichsrath: Schluß ber Generaldebatte über das Delegations⸗ 
gefetz im Abg.-Hauſe. Die Art. 1 und 2 desſelben werden wi 
“ lien „gegen 4 Stimmen angenommen. 


tirten Böszörmenyi wegen Veröffentlichung des Koſſuth'ſchen Schreibens, 
„ Reichsrath: Das bg. Haus beräth das Delegationsgefe zu 


"Ende und genehmigt babei mit mehr als Zweidrittelsmajorität bie 


Wahl ber Delegirten nad Gruppen nad ber Vorlage ber Regierung. ' 


„ (Ungarn). Eine in Folge des vom Cultusminifter vom 10. 
Aug. an den Prima gerichteten Schreibens in Ofen zufammens . 
getretene Conferenz des ungariſchen Epifcopats befchließt, ohne ben 
ftreng katholiſchen Standpunkt zu berläugnen, ben Forderungen ber 
Zeit Rechnung zu tragen. 

Bezüglich bes Verhältnifies, in welchem die Schule zur Kirche zu fieben 
habe, eignet fie fih das Princip an, ba, fobald Garantien gegeben worben, 
daß eine Verweltlihung der Schule ihren religidjen Zweden keinen Eintrag 
tbue, ber Clerus den vom Zeitgeift gebieteril erheifchten Netauuut NER 


@ 
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nur keinen Widerſtand entgegenſetzen, ſondern dieſelben auf das wirkſamſte 
unterſtützen werde. Die Frage der Civilehe wird, freilich mit der beſtimmten 
Betonung, daß der Katholicismus ein ſolches Inſtitut nie gutheißen könne, 
vor allen Dingen im Sinne der praktiſchen Erwägung, daß dasſelbe zunächſt 
ſicher bloß auf dem Papier vorhanden fein werde, durch den Beſchluß erle: 
digt: ber Entjcheibung bes Reichstags durch Feine principielle Agitation ent- 
egenzuarbeiten. In Betreff endlich der Verwaltung ber kirchlichen Angelegen= 
ten einigt fih die Verfammlung dahin, ben Laien diejenige Einflußnahme 
zugugeftehen, reſpective zurüdzugeben, welche ſich als das wirffamfte Mittel 
barftelle, dem allmählich bis in die unterften Schichten” der Bevölkerung weiter 
frefjenden Indifferentismus zu begegnen. 


25. Nov. Der Kaiſer ernennt neuerdings 3 weitere erbliche und 18 weitere 


AT: 


30. 


lebenslängliche Mitglieder des Herrenhaufes, 

„ (Ungarn). Im Hevefer Comitat wird der kgl. Commiffär 
wieder abberufen und der Obergeipan-Stellvertreter wieder eingejebt. 
„ Reichsrath: Das Herrenhaus ertheilt audh dem Gtaatsgrund: 
gejeße über bie allgemeinen Rechte der Staatsbürger (Grundrechte) 
feine Zuftimmung. Die Kirchenfürſten und die clerical-feubale Partei 
ber Grafen Leo Thun ꝛc. haben ſich zur Berathung nicht eingefunben. 
„Reichsrath: Das Herrenhaus genehmigt bie revibirte Februar: 
verfaflung, doch nicht ohne einige weſentliche Modificationen der 
Beihlüffe des Abg.-Hauſes, indem es die Polizeigefeßgebung, bie 
gefammte Civil: und Gtrafgefebgebung und die Feſtſtellung ber 
Orundzüge für das gefammte (höhere. und nieberg) Unterrichtsweſen 
des Competenz bes Reichsraths refervirt willen will. 
„Reichsrath: Der confeffionele Ausfhuß des Abg.⸗Hauſes hat 
auch das britte ihm übertragene Geſetz, das über die interconfeffio- 
nellen Verhältniffe, zu Ende berathen. Dasfelbe wird indeß bis 
Ende bes Jahres dem Abg.Hauſe noch nicht vorgelegt. 


F. Dec. Reichsrath: Das Herrenhaus ertheilt dem Delegationsgefek 


4. 


7. 


" 


feine Zuftimmung und nimmt bie ſämmtlichen Staatsgrundgeſetze 
inSritter Leſung an. | 

» (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus nimmt das Quotengeſetz 
(Beitragspflicht beider Reihshälften zu den gemeinfamen Angelegen- 
heiten) mit 225 gegen 89 Stimmen an. 

„Reichsrath: Das Abg.- Haus ſtimmt den Aenderungen, welche 
das Herrenhaus in den verjchiebenen Stantsgrundgefeen vorgenommen 
bat, bei, mit einziger Ausnahme, daß es auf der abfoluten Wahrung 
bes Briefgeheimnifjes beharrt und der eentraliftiichen Tendenz bes 
Herrenhaufes bez. des Unterrichtsweſens nicht beiftimmt. 

„ (Ungarn). Landtag: Perczel interpellirt das Minifterium im 
Unterhaufe über die Zuläffigfeit eingr eigenen ungarifchen Honved⸗ 
armee, da das Ausgleichsgefeb darüber dunkel if, Meinifterpräfibent 
Andraſſy gibt bez. der gefährlichen Angelegenheit eine ausmweichende 
Antwort, mit ber fich indeß Perczel keineswegs befriebigt erklärt. 
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10, Dee. Reichsrath: Das Abg.-Haus beginnt die Berathung ber Geſetzes⸗ 


12, 


13. 


14, 


‚entwürfe über den finanziellen Ausgleih mit Ungarn. 


„Reichsrath: Das Abg.-Haus nimmt das fog. Quotengeſetz (Geſetz 
über die Beitragspflicht beider Neichshälften zu den gemeinjamen 
Angelegenheiten) an und beginnt die Berathung über das Staats: 


ſchuldengeſetz (Geſetz über bie Beitragspflicht beider Reichshälften 


zu den Zinjen der Staatsſchuld und ber. Amortijation). 


„ Reihsrath: Das Abg.-Haus nimmt das Staatsſchuldengeſetz an. 
Der Abg. Berger beantragt als Zuſatz dazu die Refolution: 


„Der Umftand, daß Ungarn zu ben Laßen ber Staatsfchuld nur einen firen 
Sahresbeitrag zu leiften erflärt, begründet für die cisleithanifchen Länder 
feinerlei rechtliche Verbindlichkeit, den ganzen hiedurch entftehenden Neft bes 
für die Berzinfung und Tilgung ber Staatsihuld nöthigen Erforbernifjes zu 
übernehmen und zu bebeden, und bie Vertretung biefer Länder behält fich 
vor, auf bie Tilgung ber Staatsfhulb und ihre Verzinfung ſowie beren 
Vedeckung zurückzukommen.“ 

Der Antrag erregt, da er einen Staatsbankerott offen in Aus⸗ 
ſicht nimmt, eine gewaltige Aufregung und es wird beſchloſſen, die 


Behandlung desſelben auf den folgenden Tag zu verſchieben. 

Das Herrenhaus nimmt die Staatsgrundgeſetze nunmehr ſämmtlich 
nach den Beſchlüſſen des Abg.Hauſes an. 
„ Reichsrath: Das Abg.Haus lehnt den Antrag Pergers ab, be⸗ 
ſchließt dagegen auf den Antrag Bergers: 

„Das Abgeordnetenhaus ſpricht die Erwartung aus, es werde ſofort nach 
Genehmigung der Geſetze über den Ausgleich mit Ungarn ein felbitftänbiges 
verantwortliches Minifterium für die im NReichsrathe vertretenen Länder ein= 
gefeßt, welches baldmöglichft zum Zwecke der nothwendig werdenden finan= 
zielen Regelung dem Reichsrathe bie geeigneten Gejebesvorlagen zu 
machen bat.” 
und nimmt auch das Zoll- und Handelsbündniß mit Ungarn an. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt das Staats⸗ 
I&huldengefeb mit 229 gegen 110 Stimmen. 

„Reichsrath: Das Abg.: Haus befchließt nad) dem Antrage ber 
Regierung, daß die neuen Verfaſſungsgeſetze mit der Verfündigung 
auch fofort in Kraft treten follen. 

„ Reichsrath: Das Herrenhaus ertheilt dem Duotengefeb und bem 
Staatsichuldengefeb auch feinerfeits die Zuftimmung. 

„ Reichsrath: Das Herrenhaus flimmt aud dem Zoll- und Han: 
delsbündniß mit Ungarn zu. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus genehmigt das ihm von 
ber Regierung vorgelegte Geſetz über die politiſche Gleichſtellung 
der Juden. 

„ Der neue Vertreter Defterreih® am päpftl. Hofe, Graf Erivelli, 
trifft in Rom ein. 

„Reichsrath: Der Kaifer bat die neuen Stantsgrundgefee ſämmtlich 
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fanctionirt und bie offizielle Wiener Zig. verkündet fie. Diefelben 
find damit in Kraft getreten. Das Abg.- Haus wählt demgemäß 


Gicgſkra frei zu feinem Präfidenten, bewilligt die proviforifche Fort: 


erhebung der Steuern bis zum 1. April 1868, trifft feine Wahlen 
in die Delegation für bie gemeinjamen Angelegenheiten und vertagt 
fih nunmehr bis nad Neujahr. 


24. Dec. Der Kaifer ernennt Beuft, Bede und John zu Reichsminiftern 


25. 


ober zu Miniftern für bie gemeinfamen Angelegenheiten. 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus verfchieht die Wahl der 
Delegation, indem es fie von ber Einjeßung eines cisleithanifchen 
Minifteriums abhängig machen will, 

„ (Ungarn). Landtag: Das Unterhaus ertheilt auch dem Zoll: 
und Handelsbündniß zwiſchen ben beiden Reichshälften feine Ge⸗ 
nehmigung.' 

„ Enblih Tann dem Kaifer die vereinbarte Liſte eines aus den 
bervorragenbften Yührern des Abg.-Hauſes gebildeten Meinifteriums 
für die cisleithaniſchen Provinzen vorgelegt werben. 

„ Der neue Vertreter Defterreihs am römifhen Hofe, Graf Cri⸗ 
velli, wirb vom Papfte empfangen. Die feierlihe Uebergabe feiner 
Erebitive bleibt indeß noch verſchoben. 


Anhang. 


Die öfterreihifchen Verfaffungsgefeke von 1867 


für die im Reichsrath vertretenen Königreiche und Länder. 
LI 
Gefeß vom 1. Anguf über die Verantwortlichkeit der Miniſter. 


$ 1. Ieber Regierungsakt bes Kaiſers bebarf zu feiner Geitrigteit ber 
Gegenzeiänung eines verantwortlichen Minifters. $ 2. Die Mitglieder bes Minifter- 
raths Tönnen vom Reicherath zur Verantwortung gezogen werben für alle innerhalb 
ihres amtlichen Wirkungskreifes benfelben zur Laft fallenden Handlungen und Unters 
laffungen, woburd fie vorjäglich oder aus grober Fahrläffigkeit die Verfaſſung ber 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, bie Landesordnung eines bers 
felben ober ein anderes Gefeß verlegen. $ 3. Diefe Verantwortlidhfeit umfaßt inss 
befonbere: a) alle in bie Zeit ihrer Amtsführung fallenden Afte der oberften Mes 
gierungsgewalt und zwar vorzüglich die auf ihren Antrag erlaffenen ober von ihnen 
gegengezeichneten ober ohne Gegenzeiämung eines Minifters vollzogenen kaiſerlichen 
Anordnungen; b) ihre eigenen innerhalb ihres amtlichen Geicäftstreifes erlaffenen 
Weifungen ober Befehle; c) bie abſichtliche Unterflügung gröblicher Pflichtverletzung 
ß 2) eines andern Miniſters. $ 4. Die mit ber felbfiftändigen Leitung eines 
inifteriums betrauten Yeamten find ben Miniftern in Beziehung auf beren Ver— 
antwortlicfeit gleichzuhalten. $ 5. Die Verfolgung wegen ber im allgemeinen 
Strafgefeßbuche verpönten Handlungen oder Unterlaffungen, tele einem Minifter 
zur Schulb fallen, ſteht in ber Regel ben ordentlichen Gerichten zu ($ 8, 86. 
Jeder Minifter kann vor ben ordentlichen Gerichten auf Erſatz desjenigen Schadens 
delangt werben, ben er durch eine von dem Staatsgerichtshofe als geſetzwibrig ers 
kannte Amtsführung dem Staate ober einem Privaten zugefügt hat. $ 7. Das 
Recht zur Anklage fteht jebem der beiden Häufer bes Reichsraths zu. Ein hierauf 
gerichteter Antrag muß feriftlidh überreicht werden und im Herrenhaufe vom 20, im 
Abgeorbnetenhaufe von 40 Mitgliedern unterzeichnet fein, 5 8. jedes ber beiben 
Häufer bes Reichsrathe kann auch firafbare Handlungen der Minifter, welche unter 
das allgemeine Strafgefeg fallen, ſoweit biefelben mit ben äffentligen Function 
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des Miniſters in Verbindung ſtehen, zum Gegenſtand der Anklage machen. In 
dieſem Falle wird für dergleichen Handlungen der Staatsgerichtshof (F 16) allein 
zuſtändig, und iſt die etwa bei dem ordentlichen Gericht anhängige Unterſuchung an 
den Staatsgerichtshof abzutreten. F 9. Der Präſident bes betreffenden Hauſes hat 
binnen acht Tagen nach Ueberreichung des Antrages denſelben auf die Tagesordnung 
zu ſetzen. Die Verhandlung hat ſich darauf zu beſchränken, ob das Haus zur 
Tagesordnung übergeben, oder ob es den Antrag an einen Ausſchuß zur Vorbe— 
rathung verweilen wolle. $ 10. Der gewählte Ausihuß bat die zur Begründung 
ber Anklage zweddienlichen Borerhebungen zu pflegen; er kann Zeugen und Sach— 
verfländige, wie auch den Minifter, gegen ben der Antrag lautet, zur Aufklärung 
vernehmen ober von ihm eine fchrijtliche Rechtfertigung und bie zu feiner Verthei— 
bigung bdienlichen Urkunden entgegennehmen. $ 11. Für die Zuläffigfeit der An— 
age ift ein Beſchluß mit einer Mehrheit von zwei Dritttheilen der Stimmen er: 
forderlih. $ 12. Beichließt da8 Haus, den Minifter in Anklage zu verfeßen, fo hat 
berfelbe feine amtliche Wirkſamkeit einzuftelen. Der Anklagebeſchluß ift mittelft 
Abreffe zur Keuntnig des Kaifers zu bringen. F 13. Der Präfident des Haufes, 
welches die Anklage erhebt, bat ben Anflagebefhluß dem Vorfitenden des Staats: 
gerichtshofes (F 16) mit der Aufforderung mitzutbeilen, die Mitglieder besfelben 
jofort nah Wien zu berufen. F 14. Das die Anklage erhebende Haus bes Reichs- 
raths Tann bis zum Beginne der Verhandlung vor dem Staaisgerichtshof ($ 16) 
durch eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen beſchließen von ber Anklage 
abzuftehben. F 15. Das Haus, von dem bie Anklage ausgegangen ift, hat zur Ver: 
tretung der Anklage vor dem Staatsgerichtshofe drei feiner Mitglieder zu beſtimmen. 
F 16. Die Verhandlung und Entfoheidung über die Anklage erfolgt bei dem Staats⸗ 
gerichtshofe. Der Staatsgerichtshof ift in der Art zu bilden, daß jedes der beiden 
Häufer des Reichsraths aus den im Neichsrathe vertretenen Königreihen und Län⸗ 
bern 12 unabhängige und geſetzkundige Staatsbürger, welche jedoch Feinem ber beiden 
Häufer des Reichsraths angehören bürfen, für bie Dauer von ſechs Jahren als Mit: 
glieder des Staatsgerichtshofes wählt. Die gewählten Mitglieder haben den Bor: 
figenden aus ihrer Mitte zu wählen. F 17. Wird die von einem ber beiden Häufer 
gegen einen Minifter erhobene Anklage an ben Staatsgerichtshof geleitet, jo Hat 
berfelbe aus feiner Mitte zur Auftruirung des Prozefjes einen Unterfudungsrichter 
zu wählen, dem alle Befugniffe zuftehen, die im ordentlichen Strafverfahren einem 
Unterfuhungsrichter zufommen, Diejer kann fohin Zeugen und Sachverſtändige 
auch eidlich vernehmen oder bie Vernehmung berjelben durch das Gericht veranlafjen. 
Beamte find bei diefer Vernehmung der Pflicht der Amtsverſchwiegenheit entbunden. 
Die Unterfuhung ift längftens binnen ſechs Monaten zu Enbe zu führen. $ 18. 
Erachtet der Unterfuhungsrichter die Unterfuchung für gefchloffen, fo ift vom Bor: 
figenden bes Staatsgerichtshofs der Tag der Hauptverhandlung öffentlich befannt zu 
geben und dem Anfläger fowie dem Angeklagten anzuzeigen. Jeder Angeklagte hat 
das Necht fich einen oder mehrere Vertheidiger zu wählen. $ 19. Dem Angeflagten 
— und, wenn beren mehrere find, allen gemeinfchaftlihd — fowie ben Vertretern 
ber Anklage fteht das Necht zu, je ſechs Mitglieder bes Staatsgerichtshofes ohne 
Angabe der Gründe abzulehnen, jedoch jo, daß in der Zahl der übriggebliebenen 
Mitglieder die Zahl der von jedem Haufe gewählten Richter die gleiche ſei. Wird 
biefes Recht gar nicht oder nicht vollftändig ausgeübt, fo ift bie Anzahl ber Richter 
burch Loſung derart zu vermindern, daß eine Gefammtzahl von zwölf Richtern und 
zwar bie gleiche Zahl ber von jedem Haufe gewählten Richter übrig Bleibt. 5 20. 
Die Hauptverbandlung vor dem Staatsgerichtshofe ift öffentlih und mündlid. Die 
Richter urtbeilen nach ihrer Weberzeugung und find an feine pofitiven Beweisvor— 
fohriften gebunden. Die Abftimmung tft geheim und erfolgt durch Kugelung. $ 21. 
Das Urtheil hat unter Angabe ber Gründe auszufprechen, ob der Angeklagte ſchuldig 
oder nicht ſchuldig fei. Im eriten Falle — wozu eine Stimmenmehrheit von mins 
beften® zwei Dritteln der Stimmen erforderlih ift — find in dem Urtheil die als 
erwiejen angenommenen Thatſachen zu bezeichnen und deren Strafbarkeit zu quali⸗ 
"52, vie Vorſgriften der allgemeinen Strafprozeßordnung ſind von dem 
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Staatsgerichtshof infoweit zu befolgen ala nach dem gegenwärtigen Geſetz Feine Abs 
weihung geboten ift. $ 23. Die gefeßliche Folge der Verurtheilung ift flets-bie 
Entfernung des VBerurtbeilten aus dem Rathe der Krone; es kann aber nad) Bes 
Ichaffenheit der erfchwerenden Umftände auch auf bie Entlaffung des Berurtheilten 
aus dem Staatsdienfte und auf ben zeitlichen Verluſt der politifhen Rechte erfannt 
werben. F 24. Der Staatsgerihtshof hat auf die Verpflichtung des Verurtheilten 
zur Grfagleiftung zu erfennen, wenn fowohl ber Betrag berfelben als auch bie 
Perſon, welcher diejelbe gebührt, mit Zuverläffigfeit beftimmt werden kann. ft das 
nicht möglih, fo fann das Urtheil die Verpflichtung zur Erfagleiftung ausſprechen 
und die Feſtſtellung des Betrags dem ordentlichen Mechtswege vorbehalten. F 25. 
Gegen das Urtheil des Staatsgerichtshofes ift Fein Rechtsmittel zuläffig. G 26. Das 
Verfahren über einen zuläffig befundenen Anflagebefhluß kann durch die Vertagung 
oder Schließung bes Reichsraths und felbit duch bie Auflöfung bes Hauſes der 
Abgeordneten nicht gehemmt werben. F 27. Die Verfolgung bes Minifters vor dem 
Staatsgerichtshofe hört auf, zuläffig zu fein, wenn die Anklage in der auf die geſetz⸗ 
wibrige Handlung unmittelbar folgenden unb im falle, wo diefe Handlung erft 
mittelit des Staatsrehnungsabichluffes dem Reichsrathe bekannt wirb, im jener 
Rathsfeffion, in welcher diefer Rehnungsabichluß zur Prüfung gelangt, nicht erhoben 
worben ift. $ 28. Das Klagereht ($ 6) erlifcht durch Verjährung nach ben Vor: 
Schriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuchs. Die Verjährung wird durch bie 
Verhandlungen über die Minifteranklage unterbrochen. F 29. Der Kaijer wird zu 
Gunften eines fchuldig befundenen Minifters das Recht der Begnabigung nur auf 
Grund eines hierauf geftellten Antrags des Haufes bes Reichsraths ausüben, von 
dem die Anflage ausgegangen if. $ 30. Die Dienftesentjagung bes Angeklagten 
vor Beendigung des Prozeſſes ift unftatthaft. F 31. Das gegenwärtige Geſetz tritt 
mit dem Tage ber Kundmachung in Wirkfamteit. 


I. 


Geſetz vom 21. December, wodurch das Grundgeſetz über die 
Reichsvertretung vom 26. Februar 1861 abgeändert wird. 


Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Neichsrathes finde Ach das 
Grunbgefeß über die Neichövertretung vom 26. Februar 1861 abzuändern, und bass 
jelbe hat zu lauten wie folgt: 

. Zur gemeinfamen Vertretung ber Königreiche Böhmen, Dalmatien, 
Galizien und Lobomerien mit dem Großherzogthume Krakau, des Erzherzogthums 
Defterreih unter und ob ber Enns, der Herzogtbümer Salzburg, Steiermarf, Kärn⸗ 
then, Krain und Bufowina, ber Marfgrafihaft Mähren, bes Herzogtums Ober: 
und Niederſchleſien, der gefürfteten Grafſchaft Tyrol und des Landes Vorarlberg, 
ber Marfgrafihaft Sftrien, ber gefürfteten Grafſchaft Görz und Gradisca und ber 
Stadt Trieft mit ihrem Gebiete ift der Reichsrath berufen. Der Reichsrath befteht 
aus dem Herrenhaufe und bem Haufe ber Abgeordneten. Niemand Tann gleichzeitig 
Mitglied beider Häufer fein. 6 2. Mitglieder des Herrenhaufes find durch Geburt 
bie großjährigen Prinzen bes Faiferlihen Haufes. $ 3. Erbliche Mitglieder bes 
Herrenhaufes find die großjährigen Häupter jener inlänbifchen Adelsgeſchlechter, welche 
in ben durch den Reichsrath vertretenen Königreichen und Ländern durch ausgebehn- 
ten Grunbbefig bervorragen und welchen ber Kaijer bie erbliche Reichsrathswürde 
verleiht. 5 4. Mitglieder bes Herrenhauſes vermöge ihrer hohen Kirchenwürde 
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in ben durch ben Reichsrath vertretenen Königreichen und Ländern find alle Erz: 
bifhdfe und jene Bilchöfe, welchen fürftlicher Rang zufommt. $ 5. Tem Kaifer 
bleibt‘ vorbehalten, aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
—— Männer, welche ſich um Staat oder Kirche, Wiſſenſchaft oder Kunſt 
verdient gemacht haben, als Mitglieder auf Lebensdauer in das Herrenhaus zu be⸗ 
rufen. F 6. In das Haus der Abgeordneten kommen durch Wahl 203 Mit- 
Zirden und zwar in der für die einzelnen Königreiche und Länder auf folgende 
rt feſtgeſetztn Zahl: für das Königreich Böhmen 54, für das Königreich Dal⸗ 
matien 5, für das Königreich Galizien und Lodomerien mit dem Großherzogthume 
Krakau 38, für das Erzherzogthum Defterreich unter ber Enns 18, für das Erz- 
herzogthum Defterreih ob der Enns 10, für das Herzogtum Salzburg 3, für bas 
Herzogthum Steiermark 13, für das Herzogthum Kärnthen 5, für das Herzogthum 
Krain 6, für das Herzogtum Bufowina 5, für die Marfgraffchaft Mähren 22, 
für das Herzogthum Ober: und Niederichlefien 6, für die gefürftete Grafſchaft Tyrol 
10, für das Land Vorarlberg 2, für die Markgraffhaft Iſtrien 2, für bie gefürftete 
Graffhaft Görz und Gradieca 2, für die Stadt Trieft mit ihrem Gebiete 2. F 7. 
Die für jedes Land feftgefeßte Zahl der Mitglieder wird von feinem Landtage durch 
unmittelbare Wahl entſendet. Die Wahl hat durch abfolute Stimmenmehrheit in 
ber Art zu geicheben, daß die nah Maßgabe des Anhanges zur Lanbesordnung auf 
beftimmte Gebiete, Städte, Körperjchaften entfallende Zahl von Mitgliedern bes Ab- 
georbnetenhaufes "aus ben Landtagsmitgliedern berfelben Gebiete, derfelben Stäbte, 
berfelben Körperſchaften hervorgehe. Aenderungen in ber Feitftellung der Gruppen, 
beziehungsmweife Gebiete, Städte, Körperfchaften und in der Vertheilung der zu 
wählenden Abgeordneten unter die einzelnen Gruppen erfolgen auf Antrag ber 
Landtage durch ein Reichsgeſetz. Dem Kaifer bleibt vorbehalten, den Vollzug ber 
Wahl unmittelbar durch die Gebiete, Städte und Körperfchaften anzuordnen, wenn 
ausnahmsweiſe Verhältniffe eintreten, welche bie Beſchickung des Haufes der Ab: 
geordneten burch einen Landtag nicht zum Vollzuge fommen laffen. Diefe unmittel- 
bare Wahl Hat in ber Art zu gefchehen, daß die nach Maßgabe der Landesordnungen 
auf beflimmte Gruppen entfallende Zahl von Mitgliedern des Abgeorbnetenhaufes 
buch die Lanbtags-Wahlberechtigten bderfelben Gruppe gewählt wird. Die näheren 
Beftimmungen zur Durchführung folcher unmittelbaren Wahlen, fowie bie Feſt⸗ 
ftelung der Wahlbezirfe werden durch ein Neichsgefeß gegeben. G 8. Die in bag 
Haus der Abgeordneten gemählten öffentlichen Beamten und Zunctionäre bedürfen 
zur Ausübung ihres Mandats Feines Urlaubes. $ 9. Der Kaifer ernennt den* 
Präfidenten und die Vice-Präfidenten des Herrenhaufes aus beffen Mitgliedern für 
bie Dauer der Seſſion. Das Abgeordnetenhaus wählt aus feiner Mitte ben Prä- 
fidenten und die Vice-Präfidenten. Die übrigen Functionäre hat jebes Haus felbft 
zu wählen. $ 10. Der Reichsrath wird vom Kaiſer alljährlich, womöglich in den 
Wintermonaten, einberufen. F 11. Der Wirfungsfreis bes Reichsrathes umfaßt 
alle Angelegenheiten, welche fi) auf Rechte, Pflichten und Intereſſen beziehen, die 
allen im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern gemeinjchaftlich find, in- 
foferne diefelben nicht in Folge der Vereinbarung mit ben Ländern der ungarijchen 
Krone zwiichen biefen und ben übrigen Ländern der Monarchie gemeinfam zu bes 
handeln fein werden. Es gehören daher zum Wirfungsfreife bes Reichsrathes: 
a) bie Prüfung und Genehmigung ber Handelsverträge und jener Staatsverträge, 
bie das eich oder Theile desjelben belaften, oder einzelne Bürger verpflichten, oder 
eine Gebietsänderung ber im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zur 
Folge haben; b) alle Angelegenheiten, welche fih auf die Art und Weife, ſowie auf 
die Ordnung und Dauer der Militärpflicht beziehen, und insbeſondere bie jährliche 
Bewilligung der Anzahl ber auszuhebenden Mannichaft und bie allgemeinen Be⸗ 
flimmungen in Bezug auf Vorfpannsleiftung, Verpflegung und Einquartierung bes 
Heeres; c) die Feſtſtellung der Voranſchläge des Staatshaushaltes und insbejondere 
die jährlihe Bewilligung der einzuhebenden Steuern, Abgaben und Gefälle; die 
Brüfı der Staatsrehnungsabichlüffe und Reſultate ber Finanzgebahrung, die Er: 
bes Abfolutoriums; die Aufnahme neuer Anlehen, Convertirung der bes 
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ſtehenden Staatsichulden, die Veräußerung, Umwandlung und Belaftung bes unbe- 
weglihen Staatsvermögens, die Gefeßgebung über Monopole und Regalien und 
überhaupt alle Finanz Angelegenheiten, weldye den im Reichsrathe vertretenen König» 
reihen und Ländern gemeinfam find; d) die Regelung bes Geld:, Münz⸗ und 
Zettelbanfwefens, ber Zoll» und Handels-Angelegenheiten, jowie des Telegraphen⸗, 
Boft:, Eifenbahn:, Schifffahrt: und fonftigen Reichs-Communicationsweſens; e) bie 
Grebdit:, Banf-, Privilegien: und Gewerbsgejeßgebung, mit Ausſchluß ber Geſetz⸗ 
gebung über die Propinationg-Rechte, dann die Geſetzgebung über Maß und Gewicht, 
über Marfen- und Muſterſchutz; f) die Mebicinal:Gejepgebung, ſowie die Geſetz⸗ 
gebung zum Schute gegen Epidemien und Viehſeuchen; g) bie Geſetzgebung über 
Staatsbürger: und Heimatsrecht, über Fremdenpolizei und Paßweſen, fowie über 
Bolfszählung; h) über die confejfionellen Verhältniffe, über Vereins- und Ver⸗ 
ſammlungsrecht, über die Preſſe und den Schuß bes geiftigen Eigenthums; i) bie 
Teitftelung der Grundſätze des Unterrichtsmwejens bezüglich der Volksſchulen und 
Symnafien, dann die Gefeßgebung über die Univerfitäten; k) bie Strafjuftiz und 
Polizei⸗Straf⸗, jowie bie Civilrechts-Geſetzgebung, mit Ausjchluß der Gefeggebung 
über die innere Einrihtung der öffentlichen Bücher und über folde Gegenftänbe, 
welche auf Grund ber Landesorbnungen nnd biefes Grundgefeges in ben Wirkungs⸗ 
freis der Landtage gehören; ferner die Gefeßgebung über Handels: und Wechſelrecht, 
See:, Berg: und Lehenrecht; 1) die Gefeßgebung über bie Grundzüge der Organi⸗ 
firung der Gerichts⸗ und PVerwaltungsbehörden; m) die zur Durdführung ber 
Staatsgrundgelete über bie allgemeinen Rechte der Staatsbürger, über. das Reichs⸗ 
gericht, über die richterliche, Regierungs- und VBollzugsgewalt zu erlaffenden und 
bort berufenen Gejete; n) die Geſetzgebung über jene Gegenftände, welche fidy auf 
Pflihten und Verhältniffe der einzelnen Länder unter einander beziehen; 0) bie 
Gefeßgebung, betreffend die Form der Behandlung ber durch die Vereinbarung mit 
ben zur ungarilhen Krone gehörigen Ländern als gemeinſam feftgeftellten Angelegen⸗ 
heiten. $ 12. Alle übrigen Gegenftände ber Gefebgebung, welche in biefem Gejete 
dem Reichsrathe nicht ausdrücklich vorbehalten find, gehören in ben Wirfungsfreis 
ber Landtage der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder und werben in 
und mit dieſen Landtagen verfafjungsmäßig erledigt. Sollte jedoch irgend ein Lands 
tag bejchließen, daß ein oder ber andere ihm überlafjene Gegenftand ber Gefeßgebung 
im Reichsrathe behandelt und erledigt werde, jo übergeht ein folcyer Gegenftanb für 
biefen Fall und rückſichtlich des betreffenden Landtages in den Wirfungsfreis bes 
Neichsrathbes. F 13. Gejegesvorichläge gelangen als Regierungsvorlagen an den 
Reichsrath. Auch diefem fteht das Recht zu, in Gegenftänden feines Wirfungskreifes 
Geſetze vorzufhlagen. Zu jedem Geſetze ift bie Webereinftimmung beider Häufer 
und die Sanction des Kaifers erforberlih. Kann in einem Finanzgefebe über einz 
zelne Poſten bdesfelben ober im Rekrutengeſetze über die Höhe bes auszuhebenden 
Contingentes trotz wieberbolter Berathung Teine Uebereinſtimmung zwifchen beiden 
Häufern erzielt werben, fo gilt bie Kleinere Ziffer als bewilligt. $ 14. Wenn fich 
die dringende Nothwendigkeit folder Anordnungen, zu welchen verfaffungsmäßig bie 
Zuſtimmung bes Reichsrathes erforderlich ift, zu einer Zeit herausftellt, wo biefer 
nicht verfammelt ift, fo können dieſelben unter Verantwortung des Geſammt⸗ 
Minifteriums durch Faiferliche Verordnung erlaffen werben, infoferne folche feine Abs 
änberung des Staatsgrundgefeges bezweden, Teine dauernde Belaftung des Staats⸗ 
Ihabes und Feine Veräußerung von Staatsgut betreffen. Solche Verordnungen 
haben proviforische Geſetzeskraft, wenn fie von ſämmtlichen Miniitern unterzeichnet 
find und mit ausdrüdlicher Beziehung auf biefe Beftimmung des Staatsgrundgefeßes 
kundgemacht werden. Die Gejeßesfraft diefer Verordnungen erliſcht, wenn bie Re— 
gierung unterlaffen bat, biefelben dem näcdhften nach deren Kundmachung zuſammen⸗ 
tretenden Reichsrathe, und zwar zuvörderſt bem Haufe ber Abgeordneten, binnen vier 
Wochen nah bdiefem AZufammentritte zur Genehmigung vorzulegen, oder wenn bie= 
felben die Genehmigung eines ber beiden Häufer des Reichsrathes nicht erhalten. 
Das Sefamnt:-Minifterium ift dafür verantwortlich, daß ſolche Verordnungen, fobald 
fie ihre proviforifche Gefegeskraft verloren haben, fofort außer Wirkſamkeit gefett 
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werben. $ 15. Zu einem giltigen Beichluffe des Neichsratbes ift in dem Haufe 
ber Abgeorbnieten die Anwefenheit von hundert, im Herrenhauſe von vierzig Mit: 
gliedern unb in beiden bie abjolute Stimmenmehrheit ber Anweſenden nothwenbig. 
Aenderungen in biefem Grundgeſetze fowie in ben Staatsgrundgefeßen über die alls 
gemeinen Rechte ber Staatsbürger für bie im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder, über die Einſetzung eines Reichsgerichtes, über bie richterliche fowie 
über die Ausübung ber Regierungs: und der Vollzugsgewalt können nur mit einer 
Mebrheit von menigftens zwei Dritteln ber Stimmen giltig beichloffen werben. 
F 16. Die Mitglieder des Haufes der Abgeorbneten haben von ihren Wählern feine 
Anftruction anzunehmen. Die Mitglieder des Reichsrathes können wegen ber in 
Ausübung ihres Berufes gefchehenen Abftimmungen niemals, wegen ber in biefem 
Berufe gemachten Aeußerungen aber nur von dem Haufe, dem fie angehören, zur 
Berantwortung gezogen werben. Kein Mitglied des Reicherathes darf während ber 
Dauer ber Seſſion wegen einer flrafbaren Handlung — den Fall der Ergreifung 
auf friiher That ausgenommen — ohne Zuſtimmung des Haufes verhaftet oder 
gerichtlich verfolgt werden. Selbft in bem Falle ber Ergreifung auf friiher That 
bat das Gericht dem Präfibenten bes Haufes jogleih bie gejchehene Verhaftung 
befanntzugeben. Wenn es das Haus verlangt, muß ber Verhaft aufgehoben oder 
bie Verfolgung für die ganze Situngsperiode aufgejchoben werben. Dasjelbe Recht 
bat das Haus in Betreff einer Verhaftung oder Unterfuchung, welche über ein Mkit- 
glied desjelben außerhalb der Situngsperiobe verhängt worben if. F 17. Alle 
Mitglieder des Neichsrathes haben ihr Stimmredt perfünlih auszuüben. F 18. 
Die Yunction ber aus einem Lande in das Haus der Abgeorbneten entjenbeten 
Mitglieder erlifcht mit dem Tage des Zujammentrittes eines neuen Landtages. Sie 
fönnen wieder in bas Abgeordnetenhaus gewählt werben. Wenn ein Mitglied mit 
Tod abgeht, die perjönliche Fähigkeit verliert oder dauernd verhindert ift, Mitglied 
bes NReichsrathes zu fein, das Mandat als Reichsraths⸗Abgeordneter nicderlegt oder 
aufhört, Mitglied des Landtages zu fein, ber es entjendet bat, fo ift eine neue Wahl 
vorzunehmen. F 19. Die Bertagung bes Reichsrathes ſowie die Auflöfung des 
Haufes der Abgeordneten erfolgt über Verfügung des Kaifers. Im Falle der Auf: 
Iöfung wird im Sinne bes F 7 neu gewählt. F 20. Die Minifter und Chefs der 
Gentralftellen find berechtigt, an allen Berathungen theilzunehmen und ihre Vorlagen 
perfönlih oder burh einen Abgeorbneten zu vertreten. Jedes Haus Tann die Ans 
wejenheit der Minifter verlangen. Sie müſſen auf Verlangen jedesmal gehört 
werden. Das Recht, an ber Abſtimmung tbeilzunchmen, haben fie, infoferne fie 
Mitglieber eines Haufes find. F 21. Jedes der beiden Häufer bes Reichsrathes 
ift berechtigt, die Minifter zu interpelliren in Allem, was fein Wirkungsfreis er= 
forbert, die Vermwaltungsacte ber Regierung ber Prüfung zu unterziehen, von der: 
felben über eingehende Petitionen Auskunft zu verlangen, Commiffionen zu er- 
nennen, welchen von Seiten ber Minifterien bie erforberliche -Anformation zu geben 
ift, und feinen Anfihten in Form von Abreifen oder Refolutionen Ausbrud zu 
geben. $ 22. Die Ausübung der Kontrole ber Staatsfhuld durch die Der: 
tretungsförper wird durch ein befonderes Gefeß beflimmt. F 23. Die Sitzungen 
beiber Häufer bes Neichsrathes find öffentlich. Jedem Haufe fieht das Recht zu, 
ausnahmsweife die Deffentlichfeit auszufchließen, wenn e8 vom Präfidenten oder 
wenigftens zehn Mitgliedern verlangt und vom Haufe nad Entfernung der Zuhörer 
befchloffen wird. 6 24. Die näheren Beftimmungen über ben wechielfeitigen und 
ben Außenverfehr beider Häufer enthält das Gefeß in Betreff ber Geſchäftsordnung 
bes Reichsrathes. 
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Stantsorundgefeb vom 21. December über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger. 


Art. 1. Für ale Angehörigen ber im Reichsrathe vertretenen Königs 
reihe und Länder befteht ein allgemeines öſterreichiſches Staatsbürgerredht. Das 
Geſetz beftimmt, unter welchen Bedingungen das öſterreichiſche Staatsbürgerredht er- 
worben, ausgeübt und verloren wird. Art. 2. Vor dem Geſetze find alle Staats: 
bürger gleich. ‚, Art. 3. Die öffentlihen Nemter find für alle Staatsbürger gleich 
zugänglid. Für Ausländer wird der Eintritt in biefelben von ber Erwerbung bes 
Öfterreichiichen Staatsbürgerrechtes abhängig gemadt. Art. 4. Die Freizügigkeit 
ber Perſon und des Vermögens innerhalb bes Stantsgebietes unterliegt feiner Bes 
Ihränfung. Allen Staatsbürgern, welche in einer Gemeinde wohnen und dajelbft 
von ihrem Nealbefiße, Erwerbe oder Einfommen Steuer entrichten, gebührt bas 
active und paſſive Wahlrecht zur Gemeindevertretung unter benfelben Bedingungen 
wie ben Gemeinde-Angebörigen. Die Freiheit ber Auswanderung ift von ſtaats⸗ 
wegen nur durch die Wehrpflicht bejchräntt. Abfahrtsgelber dürfen nur in Ans 
wendung ber Reciprocität erhoben werden. Art. 5. Das Eigentbum ift unverletzlich. 
Eine Enteignung gegen ben Willen bes Eigenthümers kann nur in ben Fällen und 
in ber Art eintreten, welche das Geſetz beilimmt. Art. 6. Jeder Staatsbürger 
fann an jedem Orte bes Staatsgebietes feinen Aufenthalt und Wohnſitz nehmen, 
Liegenschaften jeder Art erwerben und über diejelben frei verfügen, fowie unter ben 
gejeglihen Bedingungen jeden Erwerbszweig ausüben. Für die todte Hand finb 
Beichränfungen des Nechtes, Liegenfchaften zu erwerben unb über fie zu verfügen, 
im Wege bes Gefeßes aus Gründen des öffentlichen Wohles zuläffig. Art. 7. Jeder 
Unterthänigkeits- und Hörigfeitsverband ift für immer aufgehoben. Jede aus dem 
Titel des getheilten Eigenthumes auf Liegenfchaften haftende Schuldigfeit oder 
Leiftung ift ablösbar, und es darf in Zukunft feine Liegenfchaft mit einer derartigen 
unlösbaren Leiſtung belaftet werden. Art. 8. Die Freiheit der Perſon ift gewährs 
leiftet. Das beftehende Geje vom 27. October 1862 (Reichsgeſetzblatt Nr. 87) 
zum Schutze ber perfünlichen Freiheit wird hiemit als Beftandtheil dieſes Staates 
grundgeſetzes erklärt. Jede gejeßwidrig verfügte oder verlängerte Verhaftung vers 
pflichtet den Staat zum Schabenerfage an den Verlegten. Art. 9. Das Hausrecht 
ift unverleglih. Das beftehende Geſetz vom 27. October 1862 (Reichogeſetzblatt 
Nr. 388) zum Schuke bed Hausrechtes wird hiemit als Beftandtheil diefes Staats⸗ 
grunbgefeges erklärt. Art. 10. Das Briefgeheimniß darf nicht verlegt und bie 
Beſchlagnahme von Briefen, außer dem Falle einer gefetlihen Verhaftung ober 
geuclaung, nur in Kriegsfällen oder auf Grund eines richterlihen Befehles in 

emäßbeit beftebender Gejege vorgenommen werden. Art. 11. Das Petitiongrecht 
fteht Sedermann zu. Betitionen unter einem Geſammtnamen dürfen nur von ges 
feglih anerkannten Körperfchaften oder Vereinen ausgehen. Art. 12. Die öfters 
reihiihen Staatsbürger haben das echt, fih zu verfammeln und Vereine zu 
bilden. Die Ausübung dieſer Rechte wird durch bejondere Geſetze geregelt. Art. 13. 
Jedermann bat das Recht, durch Wort, Schrift, Drud oder durch bildlihe Dars 
ftelung feine Meinung innerhalb ber gefetlihen Schranfen frei zu äußern. Die“ 
Preffe darf weber unter Genfur geftellt noch durch das Conceſſions⸗-Syſtem beſchränkt 
werden. Adminiſtrative PVoftverbote finden auf inländiſche Drudichriften Feine Anz 
wendung. Art. 14. Die volle Glaubens: und Gewiffensfreiheit ift Jedermann ges 
währleiftet. Der Genuß der bürgerlihen und politiihen Rechte ift von bem He 
ligiong-Befenntniffe unabhängig; doch darf den ftaatsbürgerlichen Pflichten durch 
bas Religions-Bekenntniß fein Abbruch geſchehen. Niemand Tann zu einer kirch⸗ 
lien Handlung oder zur Theilnahme an einer Firchlichen Feierlichfeit gezwungen 
werben, infofern er nicht ber nach dem Geſetze biezu berechtigten Gewalt eines Ya 
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beren unterfteht. Art. 15. Jede geſetzlich anerkannte Kirche und Religions-Geſell⸗ 
Ihaft Hat das Recht der gemeinſamen öffentlichen Religionsübung, ordnet und ver: 
waltet ihre inneren Angelegenheiten felbititändig, bleibt im Befite und Genuffe 
ihrer für Cultus⸗-, Unterrihts: und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten Anftalten, 
Stiftungen und Fonds, ift aber, wie jede Gejellichaft, ben allgemeinen Staats: 
gejeten unterworfen. Art. 16. Den Anhängern eines geſetzlich nicht anerfannten 
Religions-:Befenntniffes ift bie Häusliche Religionsübung geflattet, infoferne biefelbe 
weder rechtswidrig, noch ſittenverletzend iſt. Art. 17. Die Wiffenichaft und ibre 
Lehre ift frei. Unterrichts: und Erziehbungsanftalten zu gründen und an folchen 
Unterricht zu ertheilen, ift jeder Staatsbürger berechtigt, der feine Befähigung biezu 
in gejeßlicher Weife nachgewiejen bat. Der Häusliche Unterricht unterliegt Teiner 
folgen Beſchränkung. Für ben NReligions-Unterriht in ben Schulen ift von ber 
betreffenden Kirche oder Neligions:Gefelihaft Sorge zu tragen. Dem Staate fteht 
rüdfichtlich des gefammten Unterrichts: und Erziehungswelens das Recht der oberften 
Leitung und Auffiht zu. Art. 18. Es fteht Jedermann frei, feinen Beruf zu 
wählen und fich für bdenfelben auszubilden, wie und wo er will. Art. 19. Alle 
Volksſtämme bes Staates find gleichberechtigt, und jeder Volksſtamm hat ein uns 
verlegliches Recht auf Wahrung und Pflege feiner Nationalität und Sprade. Die 
Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem 
Leben wird vom Staate anerfannt. In ben Ländern, in weldhen mehrere Volks⸗ 
ftämme wohnen, ſollen bie öffentlichen Unterrichtsanftalten derart eingerichtet fein, 
daß ohne Anwendung eines Zwanges zur Erlernung einer zweiten Landesſprache 
jeber diejer Volksſtämme bie erforderlichen Mittel zur Ausbildung in feiner Sprache 
erhält. Art. 20, Ueber bie Zuläffigfeit ber zeitweiligen und örtlichen Suspenfion 
ber in ben Art. 8, 9, 10, 12 und 13 enthaltenen Rechte durch bie verantwortliche 
Negierungsgewalt wird ein befonderes Geſetz beflimmen. 


IV. 


Staatsgrundgeſetz vom 21. December über die Einſetzung eines 
Reichsgerichts. 


Art. 1. Zur Entfheibung bei Competenz=Conflicten und in ftreitigen 
Angelegenheiten öffentlichen Rechtes wird für bie im Reichsrathe vertretenen König: 
reiche und Länder ein Neichsgericht eingefeßt.: Art. 2. Das Neichsgericht hat end⸗ 
giltig zu enticheiden bei Competenz:Conflieten: &) zwiſchen Gerichts: und Ver⸗ 
waltungs-Behörden über bie Frage, ob eine Angelegenheit im Rechte: oder Ver 
waltungswege auszutragen ift, in den durch das Geſetz beflimmten Fällen ; b) zwifchen 
einer Landesvertretung und ben oberften Regierungsbehörben, wen jede berjelben das 
Berfügungs- oder Entſcheidungsrecht in einer abminiftrativen Angelegenheit beans 
Iprucht; c) zwiſchen ben autonomen Landesorganen verjchiebener Länder in ben 
ihrer Beforgung und Verwaltung zugemwiejenen Angelegenheiten. Art. 3. Dem 
Neichsgerichte fteht ferner bie endgiltige Enticheibung zu: a) über Anſprüche ein= 
zelner ber im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Länder an die Geſammtheit 
berfelben und umgefehrt, dann über Anfprüche eines biefer Königreihe und Länder 
an ein anderes berfelben, endlich über Anſprüche, welche von Gemeinden, Körpers 
Ichaften oder einzelnen Perſonen an eines ber genannten Königreiche und Länder 
oder an die Gefammtheit berfelben geftellt werden, wenn ſolche Anſprüche zur Auss 
tragung im orbentlihen Nechtswege nicht geeignet find; b) über Beſchwerden ber 
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Staatsbürger wegen Verlegung ber ihnen durch bie Verfafjung gewährleifteten po- 
Titifhen Nechte, nachdem die Angelegenheit im geſetzlich vorgeichriebenen abminis 
ftrativen Wege ausgetragen worden ill. Art. 4. Ueber bie Frage, ob bie Ent⸗ 
ſcheidung eines Falles dem Reichsgerichte zufteht, erfennt einzig und allein bas 
Reichsgericht ſelbſt; deſſen Entfcheidungen jchließen jebe weitere Berufung fowie bie 
Betretung des Mechtsweges aus. Wird eine Angelegenheit vom Reichsgerichte vor 
ben ordentlichen Richter oder vor eine Verwaltungsbehörbe gewiejen, jo Tann bie 
Entiheibung von denjelben wegen Incompetenz nicht abgelehnt werben. Art. 5. 
Das Reihsgeriht bat feinen Siß in Wien und befteht aus dem Präfidenten und 
feinem Stellvertreter, welche vom Kaifer auf Lebensdauer ernannt werben, dann aus 
zwölf Mitgliedern und vier Erfaßmännern, welche ber Kaifer über Vorfchlag bes 
Neichsrathes, unb zwar ſechs Deitglieder und zwei Erfagmänner aus ben durch bas 
Abgeordnetenhaus, bann ſechs Mitglieder und zwei Erſatzmänner aus ben von bem 
Herrenhauſe vorgejchlagenen Perfonen ebenfalls auf Lebensdauer ernennt. Der Vor⸗ 
flag wird in ber Weife erflattet, daß für jede ber zu bejegenden Stellen drei ſach⸗ 
fundige Männer bezeichnet werben. Art. 6. Ein befonderes Geſetz wirb die näheren 
Beftimmungen über die Organifation des Neichsgerichtes, über das Verfahren vor 
bemjelben und über die Vollziehung feiner Entjcheibungen und Verfügungen feftftellen, 


V. 


Staatsgrundgeſeß vom 21. December über die richterliche 
Gewalt. 


Art. 1. Alle Gerichtsbarkeit im Staate wird im Namen des Kaifers 
ausgeübt. Die Urtheile und Erfenntniffe werden im Namen bes Kailerd ausge⸗ 
fertigt. Art. 2, Die Organifation und Kompetenz der Gerichte wird durch Gefege 
feſtgeſtellt. Ausnahmegerichte find nur in ben von den Gefeten int voraus be⸗ 
ftimmten Fällen zuläſſig. Art. 3. Der Wirfungsfreis ber Milttärgerichte wird 
durch bejondere Geſetze beitimmt. Art. 4. Die Gerichtsbarkeit en der Weber: 
tretungen ber Polizeis und ber Gefälls-Strafgeſetze wird durch Geſetze geregelt. 
Art. 5. Die Richter werben vom Sailer ober in deſſen Namen definitiv unb auf 
Lebensdauer ernannt. Art. 6. Die Richter find in Ausübung ihres richterlichen 
Amtes felbitftändig und unabhängig. Sie dürfen nur in ben vom Gelege vorge- 
fchriebenen Fällen und nur auf Grund eines förmlichen richterlichen Erfenntnifjes 
ihres Amtes entfebt werben; bie zeitweife Entbebung berfelben vom Amte barf nur 
buch Verfügung bes Gerichtsporftandes ober ber höheren Gerichtsbehörbe unter 
gleichzeitiger Verweilung der Sache an das zuftändige Gericht, bie Verſetzung an 
eine andere Stelle oder in den Ruheſtand wider Willen nur burch gerichtlichen 
Beſchluß in ben durch das Gefetz beflimmten Fällen und Formen erfolgen. Tiefe 
Beſtimmungen finden jedoch auf Ueberſetzungen und Berfegungen in ben Rubefland 
feine Anwendung, welche durch Veränderungen in der Organijation der Gerichte 
nöthig werben. Art. 7. Die Prüfung ber Giltigfeit gehörig kundgemachter Geſetze 
fteht den Gerichten nicht zu. Dagegen baben bie Gerichte über bie Giltigfeit von 
Verordnungen im geſetzlichen Inſtanzenzuge zu entfcheiden. Art. 8. Alle richters 
lihen Beamten haben in ihrem Dienfteide auch bie unverbrüchliche Beobachtung ber 
Staatsgrundgefeße zu beſchwören. Art. 9. Der Staat oder befjen richterliche Bes 
amten fünnen wegen ber von ben Lebteren in Ausübung ihrer amtlichen Wirkſamkeit 
verurfachten Nedytsverlegungen, außer ben im gerichtlichen Verfahren vorgezeichneten 
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Rechtsmitteln, mittelſt Klage belangt werden. Dieſes Klagerecht wird durch ein be⸗ 
ſonderes Geſetz geregelt. Art. 10. Die Verhandlungen vor dem erkennenden Richter 
find in Civil- und Strafrechts⸗Angelegenheiten mündlich und öffentlich. Die Aus⸗ 
nahmen beſtimmt das Geſetz. Im Strafverfahren gilt ber Anklageproceß. Art. 11. 
Bei den mit jchweren Strafen bedrohten Verbrechen, welche das Geſetz zu bezeichnen 
bat, fowie bei allen politifchen oder durch ben Anhalt einer Drudichrift verübten 
Verbrechen und Vergehen entſcheiden Gejchworne über die Schuld des Angeklagten. 
Art. 12. Für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche und Länder befteht der 
oberfte Gerichts: und Caffationshof in Wien. Art. 13. Der Kaifer hat bas Recht, 
Amneftie zu ertheilen und bie Strafen, weldhe von ben Gerichten ausgeſprochen 
wurden, zu erlaffen ober zu milbern, ſowie die Rechtsfolgen von Verurtheilungen 
nachzuſehen, mit Vorbehalt der im Geſetze über die Verantwortlichfeit der Miniſter 
enthaltenen Beſchränkungen. Die Regelung bes Rechtes, anzuorbnen, baß wegen 
einer ſtrafbaren Handlung ein frafgerichtliches Verfahren nicht eingeleitet ober das . 
eingeleitete Strafverfahren wieder eingeftellt werde, bleibt ben Vorſchriften ber 
Strafproceß-Orbnung vorbehalten. Art. 14. Die Rechtspflege wirb von ber Ver- 
waltung in allen Inſtanzen getrennt. Urt. 15. In allen Fällen, wo eine Der: 
waltungsbehörde nach ben beftchenvden oder Fünftig zu erlaflenden Geſetzen über 
einander wibderftreitendbe Anſprüche von Privatperfonen zu enticheiden bat, fteht es 
dem durch diefe Entfcheidung in feinen Privatrechten Benachtheiligten frei, Abhilfe 
gegen bie andere Partei im orbentlihen Rechtswege zu fuchen. Wenn außerdem 
Semand behauptet, durch eine Entſcheidung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörbe 
in feinen Rechten verlegt zu fein, jo fteht ihm frei, feine Anfprüche vor dem Ber: 
waltungs-Gerichtshofe im öffentlichen münblihen Verfahren wider einen Vertreter 
ber Berwaltungsbehörde geltend zu machen. Die Fälle, in welchen ber Verwaltungs: 
Gerichtshof zu enticheiben hat, beffen Zufammenjeßung, fowie das Verfahren vor 
bemjelben werben burch ein befonderes Gejeß beſtimmt. 


v1. 


Stantsgrundgefeh vom 21. December über die Ansübung der 
Regierungs- und der Vollzugsgemalt. 


Art. 1. Der Kaifer ift gebeiligt, unverleglih und unverantwortlid). 
Art. 2. Der Kaifer übt die NRegierungsgewalt durch verantwortlihe Minifter und 
bie benfelben untergeorbneten Beamten unb Beftellten aus. Art. 3. Der Kailer 
ernennt und entläßt die Minifter und beſetzt auf Antrag ber betreffenden Minifter 
alle Aemter in allen Zweigen bes Staatsbienftes, infoferne nicht das Geſetz ein An⸗ 
deres verordnet, Art. 4. Der Kaifer verleiht Titel, Orden und fonitige ftaatliche 
Auszeichnungen. Art. 5. Der Kaifer führt ben Oberbefehl über die bewaffnete 
Macht, erklärt Krieg und ſchließt Frieden. Art. 6. Der Kaifer ſchließt die Staats- 
verträge ab. Zur Giltigfeit der Handelöverträge und jener Staateverträge, bie das 
Reich oder Theile desfelben belaften oder einzelne Bürger verpflichten, ift die Zus 
fimmung bes Reichsrathes erforberlih. Art. 7. Das Münzreht wird im Namen 
des Kaifers ausgeübt. Art. 8. Der Kaifer leiftet beim Antritte ber Regierung in 
Gegenwart beider Häufer bes Neichsrathes das eibliche Gelöbniß: „Die Grundgeſetze 
ber im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder unverbrüchlich zu halten und 
in Webereinftimmung mit benjelben und den allgemeinen Geſetzen zu regieren.“ 
Art. 9. Die Minifter find für die Verfaſſungs⸗ und Gefegmäßigfeit der in bie 
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Sphäre ihrer Amtswirkffamfeit fallenden Regierungsacte verantwortlich. Diefe Ver: 
antwortlichfeit, die AZufammenfeßung des über bie Minifter-Anflage erfennenden 
Gerichtshofes und das Verfahren vor bemjelben find durch ein bejonderes Geſetz 
geregelt. Art. 10. Die Kundmachung ber Gefege erfolgt im Namen bes Kailers 
mit Berufung auf die Zuftimmung ber verfafjungsmäßigen DVertretungsförper und 
unter Mitfertigung eines verantwortlichen Minifters. Art. 11. Die Staatsbehörben 
find innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreiſes befugt, auf Grunb ber Gejete Ver⸗ 
orbnungen zu erlaffen und Befehle zu ertheilen, und fowohl die Beobachtung biejer 
leßteren als ber gefetlidhen Anordnungen felbft gegenüber den hiezu Verpflichteten 
zu erzwingen. Beſondere Gejege regeln das Crecutionsreht der Berwaltungs- 
behörden, fowie bie Befugnifje der bewaffneten Macht, bie zur Erhaltung der öffent- 
lihen Sicherheit, Ruhe und Ordnung dauernd organifirt ift oder in befonderen 
Fällen aufgeboten wird. Art. 12, Sämmtliche Staatsdiener find innerhalb ihres 
amtlihen Wirkungskreiſes für die Beobachtung ber Staatsgrundgeſetze, ſowie für bie 
ben Reichs: und Landesgeſetzen entfprechende Gefchäftsführung verantwortlih. Dieſe 
Verantwortlichfeit geltend zu maden, find diejenigen Organe ber Erecutiv:Gewalt 
verpflichtet, deren Disciplinar-Gewalt die betreffenden Staatebiener unterftehen. Die 
civilrehtliche Haftung berfelben für die durch pflichtwidrige Verfügungen verurfadhten 
Nechtsverleßungen wird durch ein Geſetz normirt. Art. 13. Alle Organe ber 
Staatsverwaltung haben in ihrem Dienfteibe auch die unverbrüchliche Beobachtung 
ber Staatsgrundgejege zu bejchwören. 


VII. 


Hefe vom 21. December betreffend die allen Ländern der 
öfterreichifchen Monarchie gemeinfamen Angelegenheiten und 
die Art ihrer Behandlung. 


$ 1. Nachfolgende Angelegenheiten werben als ben im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreihen unb Ländern und den Ländern ber ungarifhen Krone gemein: 
fame erflärt: a) Die auswärtigen Angelegenheiten mit Einſchluß der diplomatifchen 
und commercielen Vertretung dem Auslande gegenüber, jowie bie in Betreff ber 
internationalen Verträge etwa nothwenbigen Verfügungen, wobei jedoch bie Genehmi⸗ 
gung der internationalen Verträge, infoweit eine jolche verfafjungemäßig nothwendig 
ilt, den Vertretungsförpern ber beiden Reichshälften (dem Reichsrathe und bem uns 
gariſchen Neichstage) vorbehalten bleibt; b) das Kriegsweſen mit Inbegriff ber 
Kriegsmarine, jedoch mit Ausſchluß der Refruten-Bewilligung und ber Gejepgebun 
über bie Art und Weiſe ber Erfüllung ber Wehrpflicht, der Verfügungen Hinfichtli 
ber Dislocirung und Verpflegung des Heeres, ferner ber Regelung der bürgerlichen 
Verhältniſſe und der ſich nicht auf den Militärdienft beziehenden Nechte und Ver⸗ 
pflihtungen der Mitglieder bes Heeres; c) das Finanzwelen rüdjichtlih der ges 
meinfchaftlich zu beftreitenden Auslagen, insbefonbere die Feſtſetzung des biesfälligen 
Budgets und die Prüfung der darauf bezüglichen Rechnungen. F 2. Außerbem 
folen nachfolgende Angelegenheiten zwar nicht gemeinfam verwaltet, jedoch nad) 
gleichen, von Zeit zu Zeit zu vereinbarenden Grunbjägen behandelt werden: 1. Die 
commerciellen Angelegenheiten, fpeciell die Zollgefeßgebung; 2. die Gefebgebung Wer 
bie mit ber induftriellen Production in enger Verbindung ftehenden indirecten Abs 
gaben; 3. bie Feftftelung des Münzweſens und des Geldfußes; 4. Verfügungen be: 
züglich jener Eifenbahn=Linien, welche das Intereſſe beider Reichshälften berikten 
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5, die Feftftellung bes Wehrſyſtems. F 3. Die Koften ber gemeinfamen Angelegen- 
beiten ($ 1) find von beiden Reichstheilen nach einem Verhältniffe zu tragen, 
welches durch ein vom Kaifer zu fanctionirendes Uebereinfommen ber beiberfeitigen 
BVertretungsförper (Reichsrath und Reichstag) von Zeit zu Zeit feitgefegt werden 
wird. Sollte zwiſchen beiden Vertretungen fein Uebereinkommen erzielt werben, fo 
beftimmt der Kaifer dieſes Verhältniß, jedoh nur für die Dauer eines Jahres. 
Die Aufbringung der auf jede der beiden Neichstheile hienach entfallenden Lei⸗ 
ſtungen ift jedoch ausſchließlich Sache eines jeden Theiles. Es kann jedoch auch zur 
Beitreitung der Koften ber gemeinjamen Angelegenheiten ein gemeinfames Anlehen 
aufgenommen werden, wo bann auch Alles, was ben Abſchluß des Anlebens und 
die Modalitäten der Verwendung und Rüdzahlung betrifft, gemeinfam zu behandeln 
if. Die Entfeheidung über bie Frage, ob ein gemeinfames Anlehben aufzunehmen 
ift, bleibt jedoch der Geſetzgebung jeder ber beiden NReichshälften vorbehalten. F 4. 
Die Beitragsleiftung zu ben Laften der gegenwärtigen Staatsjhuld wird burd ein 
zwiſchen beiden Reichshälften zu treffendes Webereinfommen geregelt. $ 5. Die 
Verwaltung ber gemeinfamen Angelegenheiten wird durch ein gemeinjames verant- 
mwortliches Minifterium beforgt, welchem jedoch nicht geftattet ift, nebft ben gemein- 
famen Angelegenheiten auch bie bejonderen Regierungsgeſchäfte eines ber beiden 
Neichstheile zu führen. Die Anordnungen in Betreff der Leitung, Führung und 
inneren Organifation ber gefammten Armee ftehen ausjchlieglih dem Kaifer zu. 
G 6. Das ben Vertretungsförpern beider Reihshäliten (dem Neichsrathe und bem 
ungarifchen Reichstage) zuftehende Geſetzgebungsrecht wird von denfelben, infoweit 
es fih um bie gemeinfamen Angelegenheiten banbelt, mittelft zu entſendender Dele: 
gationen ausgeübt. $ 7. Die Delegation des Neichsrathes zählt ſechzig Mitglieder, 
wovon ein Drittheil dem Herrenhaufe und zwei Drittheile dem Haufe der Abge- 
orbneten entnommen werben. $ 8. Das Herrenhaus hat bie auf basfelbe ent: 
fallenden zwanzig Mitglieder der Delegation mittelft abfoluter Stimmenmehrheit 
aus feiner Mitte zu wählen. Die auf ba8 Haus ber Abgeordneten entfallenden 
vierzig Mitglieder werben in der Weiſe gewählt, daß die Abgeordneten ber einzelnen 
Landtage nad) bem nachſtehenden Vertheilungsmodus die Delegirten entfenden, wobei 
ihnen freifteht, diefelben aus ihrer Mitte oder aus dem Plenum des Hanfes zu 
wählen. Es haben mittelft abfoluter Stimmenmehrheit zu wählen die Abgeordneten 
aus dem Königreihe Böhmen 10, dem Königreiche Dalmatien 1, dem Königreiche 
Galizien und Lobomerien mit bem Großherzogthum Krakau 7, dem Erzherzogthum 
Defterreih unter ber Enns 3, dem Erzherzogthum Defterreih 06 ber Enns 2, dem 
Herzogtbum Salzburg 1, dem Herzogthum Steiermarf 2, dem Herzogthbum Kärnthen 
1, dem Herzogthum Krain 1, dem Herzogtfum Bufowina 1, der Marfgrafichaft 
Mähren 4, bem Herzogthum Ober: und Nieberfchlefien 1, der gefürfteten Graf- 
Schaft Tyrol 2, dem Lande Vorarlberg 1, der Marfgrafihaft Sftrien 1, ber ge- 
fürfteten Graffchaft Görz und Gradisca 1, der Stabt Trieft mit ihrem Gebiete 1; 
zufammen 40. 9 9. Sn gleicher Weiſe hat jebes ber beiden Häufer bes Reichs— 
rathes Erfaßmänner der Delegirten zu wählen, beren Anzahl für das Herrenhaus 
zehn und für das Abgeordnetenhaus zwanzig beträgt. Die Zahl der aus bem Ab: 
eorbnetenhaufe zu wählenden Erſatzmänner wird auf bie aus bemfelben zu ent: 
—** Delegirten derart vertheilt, daß auf Einen bis drei Delegirte je ein 
Erſatzmann, auf vier und mehr Delegirte je zwei Erſatzmänner entfallen. Die 
Wahl jedes Erſatzmannes iſt geſondert vorzunehmen. F 10. Die Wahl der Dele⸗ 
irten und ihrer Erſatzmäuner wird von den beiden Häuſern des Reichsrathes all⸗ 
jährlich erneuert. Bis dahin verbleiben die Delegirten und Erſatzmänner in ihrer 
Function. Die abgetretenen Mitglieder der Delegation können in dieſelbe wieder: 
gewählt werden. F 11. Die Delegationen werden aljährlih vom Kaifer einbe= 
rufen; der Verfammlungsort wird vom Kaifer beflimmt. F 12. Die Delegation 
WB Reichsrathes wählt aus ihren Mitgliedern den Präfibenten und Vice-Präfidenten, 
ſowie auch bie Schriftführer und übrigen Functionäre. F 13. Der Wirfungs: 
reis ber Delegationen umfaßt alle Gegenftände, welche bie gemeinfamen Augelegen—⸗ 
beiten betreffen. Andere Gegenftände find von ber Wirkſamkeit ber Delegationen 
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ausgeſchloſſen. $ 14. Negierungsvorlagen gelangen durch das gemeinfame Mini: 
fterium an jede der beiden Delegationen abgefondert. Auch ſteht jeber Delegation 
das Recht zu, in Gegenſtänden ihres Wirkungsfreifes Vorfchläge zu machen. 15. 
Zu allen Geſetzen in Angelegenheiten bes Wirfungsfreifes der Delegationen ift bie 
Vebereinftimmung beider Delegationen, ober bei mangelnder Webereinftimmung ber 
in einer gemeinjfchaftlichen Plenarfigung beider Delegationen gefaßte zuftimmende 
Beihluß und in jedem alle die Sanction bes Kaifers erforderlih. G 16. Das 
Recht, das gemeinfame Minifterium zur Verantwortung zu ziehen, wirb von ben 
Delegationen geübt. Bei Verlegung eines für bie gemeinfamen Angelegenheiten be⸗ 
ftehenden verfafiungsmäßigen Gejetes kann jede Delegation einen der anderen Des 
Vegation mitzutheilenden Antrag auf Anflage des gemeinfamen Minifteriums ober 
eines einzelnen Mitgliedes besjelben ftelen. Die Anklage ift rechtsfräftig, wenn fie von 
jeber Delegation abgejondert oder in einer gemeinfchaftlihen Plenarfigung beider 
Delegationen bejchloffen wird. F 17. Jede Delegation ſchlägt aus ben unabs 
hängigen und gejeßfundigen Staatsbürgern jener Länder, welche fie vertritt, jeboch 
nit aus ihrer Mitte, vierundzwanzig Richter vor, wovon die andere Delegation 
zwölf verwerfen kann. Auch der Angeklagte, ober, wenn ber Angeflagten mehrere 
find, alle gemeinjchaftlih haben das Recht, zwölf ber Vorgefchlagenen abzulehnen, 
jedoch nur derart, daß aus ben von ber einen unb anberen Delegation Vorge⸗ 
ſchlagenen gleich viele abgelehnt werben. Die hienach übrigbleibenden Richter Bilden 
ben Gerichtshof für ben vorliegenden Proceß. F 18. Ein eigenes Gefe über bie 
Berantwortlichfeit des gemeinfamen Minifteriums wird bie näheren Beflimmungen 
über die Anklage, das Verfahren und das Erfenntniß feitftelen. F 19. Jede ber 
beiden Delegationen verhandelt, beratbet und beichließt für fi in abgefonderten 
Situngen. Den Ausnahmefall enthält ber F 31. $ 20. Zur Beſchlußfähigkeit 
ber Delegation des Reichsrathes ift außer dem Vorſitzenden die Anweſenheit von 
‚wenigftens breißig Mitgliedern und zur Giltigfeit eines Befchluffes bie abjolute 
Stimmenmehrheit ber Anwefenden erforderlih. F 21. Die reichsräthlichen Dele⸗ 
girten und Erfagmänner haben von ihren Wählern feine Inftructionen anzunehmen. 
F 22. Die Delegirten des Reichsrathes haben ihr Stimmrecht perfönlich auszuüben ; 
warn ein Erſatzmann einzutreten hat, beftimmt ber F 25. $ 23. Die Delegirten 
bes Reichsrathes genießen in biefer Eigenichaft die nämliche Unverleglichleit und 
Unverantwortlichkeit, welche ihnen al8 Mitgliedern des Neichsrathes Traft bes F 16 
bes Grundgefeßes über bie Reichsvertretung zufteht. Die in diefem Paragraphen 
bem betreffenden Haufe eingeräumten Befugnifje fommen, infoferne nicht ber Reichs⸗ 
rath gleichzeitig verfammelt ift, rüdfichtlich der Delegirten der Delegation zu. $ 24. 
Der Austritt aus dem Neichsratbe bat aud den Austritt aus der Delegation zur 
Folge. $ 25. Kommt ein Mitglied ber Delegation oder ein Erfabmann in Abs 
gang, fo ift eine neue Mahl vorzunehmen. Iſt der Reichsrath nicht verfammelt, fo 
bat an bie Stelle des abgängigen Delegirten deſſen Erfagmann einzutreten. $ 26 
Wird das Abgeordnetenhaus aufgelöft, jo erliicht auch die Wirkfamfeit der Dele⸗ 
gation des Neichsrathes. Der neu zufammentretende Reichsrath wählt eine neue 
Delegation. $ 27. Die Selfion der Delegation wird burdy den Präfidenten der⸗ 
felben nad) Beendigung der Gefchäfte mit Faiferlicher Genehmigung ober über Auf- 
trag des Kaiſers gefchloffen. F 28. Die Mitglieder des gemeinfamen Minifteriums 
find berechtigt, an allen Berathungen ber Delegation theilzunehmen und ihre Vor: 
lagen perfönlich oder durch einen Abgeordneten zu vertreten. Sie müfjen auf Ver⸗ 
langen jedesmal gehört werden. Die Delegation bat bas Recht, an das gemeinjame 
Minifterium oder an ein einzelnes Mitglied desfelben Fragen zu richten und von 
bemjelben Antwort und Aufklärung zu verlangen, ferner Commilfionen zu ernennen, 
melden von Seite ber Minifterien bie erforderliche Information zu geben ift. $ 29. 
Die Situngen der Delegation find in ber Regel öffentlih. Ausnahmsweiſe kann 
die Deffentlichfeit ausgefchloffen werben, wenn e8 vom Präfidenten oder wenigſtens 
von fünf Mitgliedern verlangt und von der VBerfammlung nad Entfernung der Zu⸗ 
hörer beichlojjien wird. Ein Beihluß kann jedboh nur in öffentlicher Sitzung ge: 
faßt werben. $ 30. Beide Delegationen theilen fich ihre Beſchlüſſe, jowie erforder: 
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lichenfalls deren Motive gegenſeitig mit. Dieſer Verkehr findet ſchriftlich ſtatt, auf 
Seite der Delegation des Reichsrathes in deutſcher, auf Seite der Delegation des 
Reichstages in ungariſcher Sprache und beiderſeits unter Anſchluß einer beglaubigten 
Ueberſetzung in ber Sprache ber anderen Delegation. F 31. Jede Delegation iſt 
berechtigt, zu beantragen, daß bie Frage durch gemeinfchaftliche Abſtimmung ent- 
fhieben werde, und Tann biefer Antrag, ſobald ein breimaliger Schriftenwechlel 
erfolglos geblieben ift, von der anderen Delegation nicht abgelehnt werden. Die 
beiberfeitigen Präfidenten vereinbaren Ort und Zeit einer Plenarfikung beider De- 
Vegationen zum Zwecke ber gemeinjchaftlichen Abflimmung. $ 32. Sn den Plenar: 
fitungen präfibiren die Präfidenten ber Delegationen abwechſelnd. Durch das 2008 
wird entjchieden, welcher ber beiden Präfibenten das erfiemal zu präfibiren hat. In 
allen folgenden Sejfionen präfibirt in ber eriten Plenarverfammlung ber Präfident 
jener Delegation, beren Präfident der unmittelbar vorbergegangenen nicht vorgeſeſſen 
bat. F 33. Zur Beſchlußfähigkeit der Plenarverfammlung ift die Anweſenheit von 
minbeftens zwei Drittbeilen ber Mitglieder jeber Delegation erforberlih. Der Bes 
flug wird mit abfoluter Mehrheit der Stimmen gefaßt. Sind auf Seite der einen 
. Delegation mehr Mitglieder anwefend, als auf Seite der anderen, fo haben fih auf 
Seite der in ber Mehrzahl anmefenden Delegation fo viele Mitglieder der Ab: 
flimmung zu enthalten, als zur Herftelung ber Gleichheit ber Zahl ber beiberjeits 
Stimmenden entfallen müſſen. Wer fich ber Abſtimmung zu enthalten hat, wird 
durch das Roos beftimmt. F 34. Die Plenarfitungen ber beiden Delegationen find 
Öffentlih. Das Protocol wird in beiden Sprachen durch die beiberfeitigen Schrift: 
führer geführt und gemeinfam beglaubigt. F 35. Die näheren Beftimmungen über 
ben Geihäftsgang ber Delegation des Neichsrathes werben burd die Geſchäfts⸗ 
ordnung geregelt, deren Feſtſtellung durch bie Delegation zu erfolgen hat. $ 36. 
Die Vereinbarung in Betreff jener Gegenftände, welche zwar nicht als gemeinfame 
behandelt, jedoch nad) gemeinfamen Grundfägen geregelt werden follen, erfolgt ent= 
weber badurd), daß bie verantwortlihen Miniſterien im gemeinfchaftlihen Ein— 
vernehmen einen Geletentwurf ausarbeiten und ben betreffenden Vertretungskörpern 
beiber Theile zur Beichlußfaffung vorlegen und bie übereinftimmenden Beftimmungen 
beider Vertretungen bem Kaifer zur Sanction vorgelegt werben, oder daß die beiden 
Vertretungsförper jeder aus feiner Mitte eine gleich große Deputation wählen, welche 
unter Ginflußnahme der betreffenden Meinifterien einen Vorſchlag ausarbeiten, 
welcher Vorſchlag dann durch die Minifterien jedem Vertretungskörper mitgetheilt, 
von denfelben orönungsmäßig behandelt und bie übereinjtimmenden Befchlüffe beider 
Vertretungen dem Kailer zur Sanction unterbreitet werden, Der zweite Vorgang 
ift fpeciell bei ber Vereinbarung über das Beitragsverhältniß zu ben Koften ber ges 
meinfamen Angelegenheiten einzuhalten. $ 37. Dieſes Gefeß tritt mit dem Gejeße, 
betreffend die Abänderung des Grundgejeßes über die Reichsvertretung vom 26. Fer 
bruar 1861, dann mit den Staatsgrundgefegen über bie allgemeinen echte ber 
Staatsbürger, über bie Regierungs- und Vollzugsgewalt, über bie richterliche Ge⸗ 
walt und über die Einfegung eines Reichsgerichtes zugleih in Wirkſamkeit. 


III. 


Anßerdeutfhe Staaten. 


1. Portugal, 


4 


2. San. Eröffnung der Cortes, Der König fpricht fi in der Thron: 
rebe über die Lage des Landes fehr befriedigt aus und bemerkt 
barin: „Der Beſuch der Königin von Spanien ift ein Beweis für 
das Einverſtändniß der beiden Hofe und für die Annäherung der 
beiden Brudervölker.“ 

18. „. Die IL Kammer nimmt in ihre Antwortsadreſſe einen Paſſus 
auf, daß „bie Freundfchaft mit Spanien die Autonomie des Landes 
nicht im minbeften gefährden dürfe.” Die Regierung unterhandelt 
mit Spanien über Hanbels-, Zolls, Poſt- und Auslieferungsverträge, 


15. Febr. IL, Kammer: Die Regierung legt derfelben ben Entwurf einer 
neuen Organifation ber Verwaltung im Sinne einer allmäligen De: 
centralifation vor. 


1. März. ID. Kammer: Die Regierung beantragt die Abſchaffung ber 
ZTobesitrafe. 

19. „ Die II. Kammer genehmigt mit 100 gegen 47 Stimmen eine 
Reform des bisherigen Steuerweſens und die Einführung ziemlich 
drüdender Confumtionsfteuern. In den Provinzen entwidelt fid 
dagegen fo wie gegen bie Reform des bisherigen Verwaltungs⸗ 
organismus eine lebhafte Agitation. 


17.— 21. April. Die Agitation führt in Oporto zu erniten Unruhen. 


1. Mat. Der König flieht fih wegen ber Finanzklemme vorerft ge⸗ 
nöthigt, auf die Reife nad Madrid und zur Weltausftelung in Paris 
zu verzichten. 

11. „ Die I. Kammer genehmigt die Steuerreform auch ihrerfeits 
40 gegen 17 Stimmen. 
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18. Juni. Cortes: Beide Kammern genehmigen bie von ber Regierung 
beantragte Reform ber Verwaltung. 

22, „ Die II. Kammer genehmigt mit großer Mehrheit bie Abſchaffung 
ber Todesſtrafe. 

25. „ Die II Kammer geftattet dem König die beabfichtigte Reife nad 
Paris, aber auf feine Koften. 

27. „ Der König fhließt die Cortes mit einer Thronrede, in ber er 
fih im höchſten Grade. befriedigt ausjpricht über bie Nefultate der 
Seſſion, namentlich über die befchlofjene Verwaltungs: und Steuer: 
reform, und in Folge der angeordneten Erfparniffe im Budget bie 
Hoffnung nährt, daß das Gleichgewicht der Einnahmen und Aus- 
gaben werde hergeftellt merben. 


41. Ali. Der größere Theil der bisherigen Steuern entfällt mit biefem 
Tage und wird durch bie neuen Conſumtionsſteuern erſetzt. Durch 
das neue bürgerliche Geſetzbuch ift bie Gultigkeit der Civilehe für 
Nicht-Katholiken feſtgeſtellt. 

3. „ Der König geht nunmehr nad Paris ab. 


Ende Aug. Die Regierung erlärt fich gegen den Aufſtand in Spanien 
und trifft Mafregeln, um jede Begünftigung besjelben bon Portugal 
‚aus unmöglich zu machen. 


22, Rov. Die Regierung nimmt den Vorſchlag Frankreichs, fi an einer 
Conferenz über die römiſche Frage zu betheiligen, ihrerfeits ohne 
Zögern an. Diefelbe fcheitert indeß an ber Abneigung ber Großmächte. 


9, Dec. Die Regierung veröffentliht durch einen Erlaß die Normen der 
neuen ©emeinde: und Departementalverfaffung., Das ganze Land 
wird dadurch fortan in 17 Departements eingetheilt. 

22... Neue Agitation in ben Provinzen gegen die Neuerungen in ber 
Verwaltung und im Steuerwefen. Dieſelbe führt in Oporto neuerdings 
zu ernithaften Unruhen, 

23. „ Ein neues Anlehen von 54 Mil. Pfd. St. a 3% wird ganz 
im Inlande untergebradt. Die Eröffnung ber Cortes wird wegen 
der Reorganifationsarbeiten vom 1. Januar auf den 17. Febr. 1868 
verlegt. 


2. Spanien. 


2. San. Die Regierung läßt bie verſchiedenen Regimenter Ergebenheits: 
adreſſen an fie richten. Der Club ber liberalen Union in Mabrib 
wird durch den Oeneralcapitän von Caſtilien gefchloffen. 

5.—6. Yan. In Madrid finden zahlreiche weitere Verhaftungen ftatt. 
Die Häupter und einflußreihiten Mitglieder ber liberalen Union 
fliehen in Maſſe nach Frankreich. 

26. San. Ein kgl. Decret befiehlt die Reorganifation bes Heeres, die in 
ber ſtehenden Armee und ber Referve auf 200,000 Mann gebradit 
werden fol. Dagegen wird bie bisherige Provinzialmiliz ganz 
aufgelöst. 


5. Febr. Das Kriegsgeriht verurtheilt in Madrid vier wegen Herauss 
gabe geheimer Zeitungen Angellagte zu 20: und 16jähriger Kettenftrafe. 

7. „Die Verbannung des Marſchalls Serrano wird wieder auf: 
gehoben; auch die anderen DVerbannten follen zurückkehren bürfen, 
wenn fie darum nachſuchen. 

15. „ Der Generalcapitän v. Eaftilien Pezuela bebroht in einem Erlaß 
die Druder und die Herausgeber von geheimen Zeitungen, ja jelbft 
bie Capitaliften, bie Gelb dazu hergäben, mit ber Tobesitrafe. 

22. „ General Bezuela wird entlaffen und Gen. Mayalde ftatt feiner 
zum Generalcapitän von Gaftilien ernannt. 


8. März Die Regierung hebt ben Belagerungszuftand für ganz Spanien 
auf, vctroyirt dagegen dem Lande ein neues Preßgeſetz. 

9. „ Ein !gl. Decret entfeßt ben Infanten Enrique feines Ranges wie 
feiner Aemter und Würben. 

10,—11. März. Allgemeine Wahlen zu den Eorirs, Beäsieen in 
ganz zu Ounften ber Regierung aus. 
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22. März. Die Regierung erläßt ein fog. Sicherheitögejeß, das Spanien 
in eine Art permanenten Belagerungszuftandes verjekt. 

30. „ Eröffnung ber Eortes ohne Thronrede. Der Regierungscandidat 
Belda wird mit 181 von 201 Stimmen zum Präfiventen ber 
II. Kammer gemählt. 


2. April. Die Königin ernennt 27 neue Senatoren, lauter Anhänger 
des herrſchenden Syſtems. 
5. „ ID. Kammer: Die Regierung verlangt von ihr Indemnität für 
ihre zeither verfaffungswidrig getroffenen Maßregeln. 
9, „ Der Senat lehnt ein Tadelsvotum gegen das Minifterium wegen 
der Verhaftung des Marſchalls und Senators Serrano mit 98 gegen 
69 Stimmen ab. 

— „ Conflict mit England wegen Wegnahme mehrerer engliſcher 
Schiffe, angeblich wegen Schmuggel. England fchiet einige Kriegs: 
ſchiffe an die ſpaniſche Küſte. Spanien gibt nach. 

12, „ Ein kgl. Deeret entfest 5 Richter ihrer Site im Göchften Ge⸗ 
richtshofe, weil ſie am 9. d. M. als Senatoren gegen die Regierung 
geſtimmt haben. | 

„» n» Die II. Kammer votirt der Regierung die geforderte Indemnität 
mit 245 gegen bloß 4 Stimmen. 

29. „ Der Senat lehnt einen gegen die Abſetzung von Richtern durch 
bie Willfür der Regierung gerichteten Antrag mit 117 gegen 
60 Stimmen ab. Beginn ber Debatte über die Indemnitätsbill. 
Das erfte gegen die Bewilligung berjelben gerichtete Amendement 
wird mit berfelben Meajorität verivorfen. 


2. Mai. Eine päpftliche Bulle gefteht eine Verminderung der Yeiertage 
bis auf 13 zu. 

14, „ Senat: Fortfeßung der Debatte über die Indemnitätsbill. Narvaez 
gefteht in berfelben unummwunden zu, daß ber Thron nur noch auf 
ber Armee berube. 

17. „ Der Senat nimmt bie Indemnitãtsbill nach 20tägigen Debatten 
ſchließlich mit 122 gegen 63 Stimmen an. 

20, „ I Kammer: Die Regierung legt ihr das Budget für 18%, 
vor. Dasfelbe zeigt überall bedeutende Erfparniffe, nur nicht im 
Budget des Cultus. | 

24. „ WI Kammer: Die neokatholiſche (ultramontane) Partei trägt auf 

Wiederherſtellung der feit 1834 aufgehobenen Klöfter an. 


12. Juni. II. Kammer: Der Finanzminiſter legt ihr einen Gefebes: 
entwurf bez. Converfion der fog. kündbaren Schuld vor und fündigt 
‚bie Reife der Königin nah Paris und Rom an (bie jedoch aus 
en Gründen ſchließlich unerkläitt). 
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25. Juni. Die II. Kammer nimmt mit 196 gegen 22 Stimmen eine 
neue Geſchäftsordnung nah den Wünſchen der Regierung an. Die 
DOppofition nennt den Beihluß einfach einen Selbftmorb der Kammer. 

27. „ I. Kammer: Die Regierung legt ihr einen. Entwurf zu Ums 
wandlung der fog. pafjiven Schuld in 3% äußere Rente vor. 


— Ali. Unruhen in Catalonien. General Pezuela, Graf v. Chefte, 
eines der Häupter des Staatsſtreichs und ber entſchieden abfoluti- 
ſtiſchen Partei, wird als Generalcapitän dahin gejchidt. 

4.—9. Juli. Beide Kammern genehmigen bie Converfion ber fog. tilg: 
baren Schuld, bie IE Kammer mit 166 gegen 17, ber Senat mit 
84 gegen 3 Stimmen. 

11. Juli. Der Senat unterzieht fih mit 89 gegen 12 Stimmen auch 
ſeinerſeits einer neuen Geſchäftsordnung nad dem Willen ber Re⸗ 
gierung. 

13. „ Schluß der Seffion der Gortes, die alles bewilligt haben, was 
das Minifterium nur verlangte, 


41. Aug. Die Regierung organifirt in den Provinzen eine Art Landmiliz. 

15. „ Die längft vorbereitete Infurrection bricht gleichzeitig auf vier 
verſchiedenen Punkten aus. 

17. „ Die vier cataloniſchen Provinzen werden in Belagerungszuſtand 

erklärt. 

19, „ Inſurrection in Catalonien: ihr Führer Contrera erringt einige, 
aber nicht entſcheidende Erfolge. Gen. Prim erläßt aus dem Exil 
eine Proclamation an das Volt und an die Armee, magt es aber 
nicht, ſich perſönlich an die Spitze der Inſurrection zu fielen. Der 
größte Theil der Armee bleibt der Regierung treu. 

20. „ Maſſenhafte Ausweifungen aus Barcelona; die Stadt wird von 
General Pezuela ringsum militäriſch abgefchloffen. 

21. „ Andalufien wird in Belagerungszujtand erklärt. 

22.  „ Der Belagerungszuftand wird auch über Madrid verhängt. 

30. „ Die Infurrection kann als gejcheitert betrachtet werben. 


3. Sept. Die beurlaubten Soldaten werden einberufen. 

4, „ aut eines kgl. Befehls müflen alle Offiziere in Urlaub oder 
Ruheſtand fih am 14. d. M. ftellen. | 

6.—7. Sept. Gegen eine Anzahl Aufftändifcher wird Triegsgerichtliche 
Erecution verhängt, für die große Maffe dagegen durch Fal. Amneftie 
bie Todesſtrafe in lebenslängliche Kettenitrafe umgewandelt. 

14. Sept. Der Gouverneur von Mabrid verlangt die Ablieferung aller 
Waffen binnen brei Tagen; die Säumigen follen 48 Kara WÜLIT 
werben. Die Einberufung der Urlauber wird rüsKgKnummen. 
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21. Sept. Die Regierung richtet an ihre Vertreter im Ausland eine 
Circulardepeſche über die Unterbrüdung bes Aufitandes, 


25. „ General Prim fucht fih durch ein offenes Schreiben von Gent 
aus darüber zu rechtfertigen, daß er ſich nicht perſönlich an die Spitze 
bes Aufftandes geftellt habe. 

26. „ Die Regierung ertheilt auch den Flüchtigen im Auslande Am: 

| neftie, wenn fie fi binnen 30 Tagen ftellen. Die Wenigften 
machen davon Gebrauch. 


16. Nov. Der während der Inſurrection verhängte und bis jetzt aufrecht 
erhaltene Belagerungszuſtand wird wieder aufgehoben. 


4. Dec. Ein kgl. Decret erklärt die Seſſion der Cortes von 18%, ge: 


ſchloſſen und beruft diefelbe auf den 27. zur neuen Geiflon ein. 
27. „ Eröffnung der Cortes durd eine überaus Tange Thronrede der 
Königin: | 
Die Königin beginnt damit, ihre Genugthuung über die glüdliche Unter: 
drüdung des Aufftandes auszufprechen und der ausgezeichneten Haltung der 
Armee ihr Lob zu fpenden. Die den Cortes vorzulegenden Geſetzesentwürfe 
über Reformen im Strafgeſetzbuch, in ber Verwaltung, im Unterrichtswejen ac. 
haben ben Zweck „ftufenweife die Politik bes entfchiedenen Widerftandes 
gegen die Revolution zu entwiceln und zu befeftigen.” Bezüglich bes Unter: 
richts will die Königin, daß „die Weberlieferung bes Landes, nad welder 
Kirche und Staat gemeinfchaftlich mit einander gehn, aufrecht erhalten werde.“ 
Mas die auswärtige Politik betrifft, fo nennt fie den Kaifer ber Franzofen 
„ihren Freund und Verbündeten” und verfihert, daß fie bereit gewelen wäre, 
betreffenden Falls außer ihrer moraliihen Mitwirkung aud die Hülfe ihrer 
Macht zu leihen, um bie weltliche Herrichaft des Papftes zu retten.“ 


3. England. 


8. Jan. Lord Stanley frägt in Wafhington an, ob die Ver. Staaten 
geneigt wären, ihre und bie engliihen Entſchädigungsanſprüche in ber 
immer noch jchwebenden Alabamafrage einer aus juriftifhen Auto- 
ritäten beider Nationen zufammengefegten Commilfion (jtatt, tie 
ſ. 3. Lincoln verlangt hatte, einem Schiedsrichter) zur Entſcheidung 
vorzulegen. 

— „Das Minifterium befchliegt, Teine eigentlihe Reformbill einzu> 
bringen: Disraeli unterliegt und Lord Cranbourne mit ben ftarren 
Tories fiegt. 

Das Minifterium, im Unterhaufe notorifh in ber Minderheit, befindet 
fih zwilchen zwei Gefahren: die fog. Abullamiten, mit denen es den Tories 
gelang, die Whigs zu flürzen und an's Ruder zu fommen, verlangen eine 
Dejormbi, bie ſtrengen Tories wollen dagegen von einer foren burchaus 
ni i 


— Febr. Eine Berfammlung von Bifchöfen berät über eine Petition 
von 209 anglifanifchen Geiftlihen für Einführung von Männer: 
klöſtern. 

5. „ Eröffnung des Parlaments durch die Königin; der Lordkanzler 
verliest die Thronrebe: 
. Ihre Aufmerffamfeit wird wiederum auf ben jegigen Stand ber 
Vertretung bes Volks im Parlament gelenft werden, unb Ich hege die Bu: 
verfiht, daB Ihre Beratbungen, in bem Geifte ber Mäßigung und gegen: 
feitigen Duldſamkeit geführt, zu ber Annahme von Maßregeln führen wer: 
ben, welde, ohne das Gleichgewicht der politifhen Macht ungebübrlich zu 
ftören, da8 Wahlrecht genügender Weife ausdehnen werden. . . . 

Beide Häufer genehmigen nad furzer Debatte bie Antworts⸗ 
adreſſen. Im Unterhaufe bezeichnet Gladſtone in drei Bedingungen 
das Programm und bie Taktik, welche bie Liberale Partei bez. ber 
Reformfrage einzuhalten gedenkt, indem er „es als felbftverttäuttis, 
erflärt, daß die Megierung eine Refſorwbiil zur Lola Wert is 
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— daß fie mit dem Parlament und mit der dffentlichen Meinung 
jede fernere Bertagung ber Frage für unmöglich Halte — und baf 
fie nicht daran denke, ſich der Verantwortlichfeit und der Initiative 
zu entziehen.“ 


6. Febr. Das Jamaica -Comits erhebt zunähft Klage gegen Oberft 


11. 


12, 
14. 


15. 


25. 


Nelfon und Lieut. Brand (Eyre's Mittelsperfonen bei der Hinricht- 
ung Gordon's) auf „Mord“, um erft fpäter gegen ben Er-Gouver: 
neur Eyre felbft vorzugehen. 

„ Dberhaus: Die Regierung legt eine Bill vor bez. Streitigkeiten 
zwifchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 

„ MUnterhaus: Die Regierung legt eine Bill vor bez. Controle ber 
fog. Trades-Unions, 

„ Unterhaus: Disraeli kündigt Refolutionen bezüglich Parlaments: 
reformen an und beantragt, daß fih das Haus am 25. Febr. als 
Comitd conftituire, um fie in Erwägung zu ziehen. Glabftone miß— 
billigt diefen Weg, will aber vorerft den Wortlaut der Refolutionen 
abwarten. — In London findet wieder eine Demonftration ber 
befleren Arbeiterbevölkerung ftatt: dieſelbe verläuft wiederum in 
mufterhafter Ordnung und Ruhe, ift aber wiederum nicht fehr 
zahlreich. 

„Feniſcher Putſch gegen Chefter. 

„ Unterhaus: Disraeli erflärt, von ber Oppofition gebrängt, bie 
Regierung werde eine Reformbill einbringen, ſobald über die Refoluti: 
onen Beſchluß gefaßt fei, vorausgefeht, daß ihr die Refolutionen, wie 
fie aus den Comiteberathungen des Haufes hervorgingen, convenirten, 
daß im entgegengejeßten Fall bagegen feine Bil zu erwarten ftehe. 
Die Oppofition weiß nun, daß fie in Wahrheit nichts zu erwarten hat. 
„ Die Regierung veröffentlicht bie von ihr auf ben 25. d. M. im 
Unterhaufe angekündigten Reſolutionen. Diefelben find gerade bez. 
ber entſcheidenden Punkte jo allgemein gehalten, daß die Negierung 
fi dur ihren Vorſchlag auch nicht im mindeften bindet. 

» Die englifhen Handelskammern erklären fi unter John Bow: 
rings Vorſitz geneigt, einem europäiſchen Münzverein beizutreten. 


» Die Regierung verlangt vom Parlamente eine Verlängerung ber 
Suspenfion der Habeas-corpus-Afte für Irland für weitere drei 
Monate, bis 1. Juni. Die Bewilligung wirb bis zum 25. Febr. 
von beiden Häufern ertheilt und von ber Königin ſofort fanctionirt. 


„ Die Regierung hat fidh überzeugt, daß fie für ihre Refolutionen 


bez. Parlamentsreform nicht auf die Partei der fog. Abullamiten, 


alfo nicht auf eine Mehrheit bes Unterhaufes rechnen kann. Ein 


Theil des Cabinets ift daher dafür, noch einen Schritt weiter zu 


geben. Barteiverfammlung bei Lord Derby: der Premier erklärt 
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ihr, daß er entichloffen fei, noch einige weitere Conceſſionen zu 
machen und daß, wofern bie Partei in ber Reformfrage nicht wie 
ein Mann mit ihm ftimme, er ſich zurüdziehen werde. 

Unterhaus: Disraeli bezeichnet wenigjtens die Hauptbeftimmungen, 
welche die Regierung ihrer fünftigen Reformbill zu Grunde zu legen 
beabfichtige, verweigert jedoch Hartnädig bie Zurüdnahme der Reſo— 
Yutionen, obgleich es von allen Seiten her verlangt wirb. | 

Jene Hauptbeflimmungen find außer vier jogenannten „fancy franchises“, 
welche das Wahlrecht unabhängig vom KHauptcenfus an einen gewiffen Bil: 
dungsmaßftab, an den Befit eines gewiſſen Kapitals in Sparkaffen oder in 
Eonfols, und an einen Beitrag von 20 Sh. zu den bireften Steuern Tnüpfen 
— für bie Städte: Herabjeßung des Cenſus auf 6 Pf. St. Steuerwerth bes 
bewohnten Haufes (durchſchnittlichh — 8 Pf. St. Miethe); und für das 
Land auf einen Steuerwerth von 20 Pf. St. = 25 Pf. St. Rente. Dem: 
nad) würde bie Torybill noch binter ber Gladſtone'ſchen, die 7 Pf. St. 
Mietbe für bie bouroughs und 14 Pf. St. für bie counties verlangte, 
zurüdbleiben, während dieſe jchon bedeutend binter ben Forderungen ber 
öffentlichen Meinung zurüdftand. 

26. Febr. Große Parteiverfammlung bei Gladftone: die Adullamiten 
ralliiren fi) wieder mit der liberalen Oppofitign. 

Unterhaus: Disraeli erflärt es, daß bie Regierung fich vor ber 
öffentlihen Meinung beuge und die Refolutionen zurüdziehe. Die 
Borlage einer auf die am vorhergehenden Tage mitgetheilten Cenſus⸗ 
beftimmungen gegründeten Reformbill hoffe ee am 7. März bewerf: 
ftelligen zu können. 

27. u Das Unterhaus genehmigt gegen die Regierung mit 195 gegen 
93 Stimmen in zweiter Lefung die Bil, durch welche den Katho- 
Tifen der Zugang zu den Stellen eines Lorblieutenants und eines 
Lorblanzlers von Irland geöffnet wird. 


2. März Spaltung im Minifterium: General Peel und die Lorbs 
Cranbourne und Conarvon treten aus bem Gabinet. Disraeli er: 
klärt im Unterhaus, daß die Regierung zu ihrer „urfprünglichen 
Politik“ zurückkehre und verſchiebt bie verſprochene Reformbill auf 
ben 18. März Die Oppofition fragt, worin denn biefe „urſprüng⸗ 
lihe Politik“ beftehe, ohne darauf Antwort zu erhalten. 

5. „ Unterhaus: Disraeli gibt einigen Aufihluß über die Minifter 
kriſis. Schon im Herbft 1866 Habe ihm Lorb Derby geichrieben, 
daß er nad langer und ernfter Ueberlegung zu dem Entichluß ges 
fommen fei, bie Neformfrage auf breiter Grundlage zu behandeln. 
Da jedoch nicht alle Cabinetsmitgliever fich über dieſe Anficht zu 
vereinigen vermochten, ſo habe man einen beſchränkteren Plan für 
nöthig erachtet und biefen habe er (Disraeli) am 25. Febr. (in ben 
Refolutionen) dem Haufe vorgelegt, welches fie mißbilligte. Sofort 
habe Lord Derby fich entichloffen, auf fein urkgeiagtier Iragruum 
zurüdzufommen und biefes werde er wın am AB. nutiegen. 
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6. März In Irland bricht auf verichiebenen Punkten ein foͤrmlicher 
Aufftand aus, der jedoch überall von der Regierung in kurzer Zeit 
niebergefchlagen wird. 

45. „ Korb Derby legt einer Berfammlung jeiner Parteigenofjen ben 
Plan feiner Reformbill vor. 

16. „ Das Unterhaus nimmt troß bes MWiberftandes ber Regierung 
mit 108 gegen 107 Stimmen eine Refolution an, nad welcher 
die Peitfhenftrafe in der Armee wenigftens für Friedenszeiten ab- 
geſchafft werben fol. 

48. „ Unterhaus: Disraeli legt feine Reformbill vor. 

Die Hauptbefimmungen find, außer bem fog. Bantafefimmreite, fol- 
gende: In ben Grafſchaften wird der Cenſus von 50 Pf. auf 15 (nach ber 
Steuer[ääkung) berabgefeßt; in Burgfleden erhält jeber Hausinhaber das 
Stimmredt, unter der Bedingung, baß er jelbft die Hausabgaben bezahlt 
und zwei Jahre lang vor feiner Regiftrirung als Wähler im Orte anfällig 
war. Mer als Hausinhaber, Freiſaß oder in der Grafichaft als 15:Pfb.- 
Wähler regiftrirt ift und zugleich 20 Echilling birecte Steuer zahlt, fol für 
- benfelben Ort zwei Stimmen haben. Bezüglich ber Gintheilung der Wahl: 
bezirfe ſollen alle Wahlfleden, deren Seelenzahl 7000 nicht erreicht, wenn fie 
bis jeßt buch zwei Mitglieder vertreten waren, eines verlieren, wogegen 
ae Städte und Grafſchaften ein Mitglied mehr als bioher erhalten 
ollen 

Die Bill wird von der Majorität des Hauſes nicht günſtig auf— 
genommen. Gladſtone erklärt namentlich, dem Doppelſtimmrecht 
unnachgiebigen Widerſtand leiſten zu wollen. Doch wird die erſte 
Leſung ohne Oppoſition bewilligt. 

19.: „ Unterhaus: Disraeli gibt auf eine Frage Brights zu verſtehen, 
daß er binfichtlich der Reformbill noch einmal und zwar namentlich 
bezüglih der Doppelwahlſtimmen mit fi) werde handeln Iaffen, 
wenn nur die übrigen Claufeln angenommen werben. 

25.—26. März. Unterhaus: Zweitägige Debatte über die Trage, ob bie 
zweite Leſung ber Reformbill zu geftatten fei. Die Oppofition greift 
namentlih das Doppelſtimmrecht und ben Ausihluß berjenigen 
Miether (Hausinhaber) an, bie ihre Abgaben nicht felbft, fondern 
buch ben SHauseigenthümer entrichten (ber og. compound house 
holders), Disraeli gibt fchlieglih bie Erflärung ab, daß er ge: 
neigt fei, in beiben Punkten nachzugeben, worauf bie zweite Leſung 
geftattet wird. 

28. März, Das Unterhaus übernimmt bie Garantie für eine Anleihe 
von 3 Mil. Pfd. zu Gunften Canadas behufs einer Eifenbahn von 

“ Quebec nad) Halifar troß ftarfer Anfechtungen doc mit 247 gegen 
67 Stimmen, 

nn Lord Stanley erklärt dem franz. Gefandten in London unum- 

wunden, daß er einen Erwerb Luremburgs von Seite Frantreichs 
- auf bem eingejchlagenen Wege einer Verftändigung mit dem König 
son Holland für durchaus veiitmähtg erarte. Ä 
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29. März. Die Klage bes Jamaica: -&omitd gegen ben Er: ⸗Gouverneur 
Eyre wird in Drayton von ben Friedensrichtern in den Petty 
Sessions abgewieſen. 


30. „ Die Bil zur Errichtung einer Conföderation ber vrittſchen Co⸗ 
lonien Nordamerikas iſt von beiden Häuſern des Parlaments ange⸗ 
nommen und erhält die königliche Sanction. 

— „Differenzen mit Spanien wegen Wegnahme mehrerer engliſcher 
Schiffe angeblich wegen Schmuggel. Spanien gibt im Weſentlichen 
nach, als England einige Kriegsſchiffe an ſeine Küſten abordnet. 


1. April, Unterhaus: Disraeli erklärt, er ſei bereit, bevor noch über bie 
Reformbil in Committee gegangen werbe, die Claufel ber Doppel: 
wahlftimmen zu ftreihen; alle andern ftreitigen. Punkte aber würben 
nah der Anfiht der Regierung füglicher ber Detailberathung des 
Haufes überlaffen. Lord Cranbourne verlangt, die Regierung folle 
ertlären, mit welden Beſtimmungen ber Neformbill fie ftehen ober 
fallen wolle. Eine Antwort auf diefe Lebensfrage lehnt jedoch Lord 
Stanley, unter Zuruf und Lachen des Haufes, ab. 

Die Vorlage des Kriegsminiftere, wonach die Peitichenftrafe in 
ber Armee in Friedenszeiten wenigſtens nur für zwei Fälle bei- 
behalten werben foll, wird troß lebhaften Widerftandes von Seite 
ber Gegner ber Peitichenftrafe überhaupt, mit 175 gegen 162 
Stimmen genehmigt. 

4.—5. April. Unterhaus: Disracli legt als Schablanzler das Budget 
vor. Gladſtone erklärt fih damit einverftanben. 

5.—8. April. Unterhaus: Berathungen innerhalb der Oppofitionspartei 
über bie bez. ber Committee-Berathung über bie Reformbill zu be: 
obachtende Taktik. Gladſtone will dem Haushaltswahlrecht der Bill 
durch eine Refolution zu Ounften eines 5 Pfd.-Cenſus entgegen: 
treten. Disraeli erklärt jedoch einer Deputation, baß er die Ans 
nahme eines jolhen Antrags für ein Mißtrauensvotum anfehen unb 
mit einer Parlamentsauflöfung beantworten werde. 52 unabhängige 
Kiberale erklären fi gegen Gladſtone und zwingen ihn, auf fein 
Amendement zu verzichten und auf das Princip der Regierung ein- 
zugehen. | 

9. April. Unterhaus: Beginn der Committee-Berathung über bie Reformbill. 

10. „ Der Central: Criminalgerihtshof erklärt in der Sache bes Ja⸗ 
maica: Comitd gegen Nelfon und Brand, daß bie Inanklageſtellung 
gerechtfertigt fei. Sechsſtündige Rede des Lord-Oberrichters Cockburn. 


Das Unterhaus beſchließt mit 253 gegen 166 Stimmen die Ab: 
Ihaffung ber Verpflihtung auf die 39 Glaubensartifel ber Had- 
firhe an ben Univerfitäten Oxford und Camhritar. 

13. „ Unterhaus: Eomittees:Berathung Über vie Real, Suse 
23% 
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bringt das von ihm beabfichtigte Amendemsent gegen bas Haushalte: 
wahlrecht in etwas abgejhwächter Form doch ein, unterliegt aber mit 
289 gegen 310 Stimmen. 


17. April. England übt in Berlin einen gewifjen Drud aus, um Preußen 


30. 


11, 


von einem Kriege mit Frankreich wegen Luremburgs zurückzuhalten. 


„ Unterhaus: Ein Antrag gegen ben Gtellenfauf in der Armee 
wird mit 116 gegen 75 Stimmen verworfen. 


Mai. Der Minifter des Innern Walpole verbietet die für den 6. 


Mai in Hyde Park angejagte Volksverfammlung. Die Delegirten 
ber Reformliga bejchließen, troß biefes Verbotes auf der Abhaltung 


zu beharren, 


„ Unterhaus: Committee-Berathung über die Reformbill. Die von 


‚ber Regierung geforderte zweijährige Anfälligkeit al8 Bedingung des 


Stimmredts wird mit 278 gegen 197 Stimmen verworfen. Die 
Regierung erflärt, da fie fi diefem Reſultat füge. 

„ Die Bollsverfammlung in Hyde Park findet wirklich ftatt; Die 
Regierung Hat ſich veranlaßt gefehen, auf ihr Verbot zu verzichten 
und fih auf Vorfihtsmaßregeln zu beſchränken. Der Minifter des 
Innern Walpole nimmt feine Entlaffung und wirb durch Hardy 
erſetzt. 

Unterhaus: Committee-Berathung über die Reformbill. Die 
Herabſetzung der Anſäſſigkeit von zwei Jahren auf eines geht ohne 
Widerſtand der Regierung durch. Disraeli erklärt, auch bez. ber 
compound householders und bez. ber Lodgers zu einer Verſtändi—⸗ 
gung bie Hand bieten zu wollen. 


„  Zufammentritt ber Conferenz der Großmächte behufs Löſung der 
Zuremburgerfrage zu London (f. allg. Ehronif). 

„ Unterhaus: Motion Grey gegen bie anglifanifche Kirche in Ir— 
land. Gladſtone erklärt ih im Wefentlihen mit der Motion ein- 
verſtanden. Diefelbe wird mit bloß 195 gegen 183 Stimmen ver: 
worfen. 

„ Unterhaus: Committee-Berathung über bie Reformbill. Die 
Regierung feßt die von Disraeli ermäßigte Beftimmung bez. der 
compound householders, wonach biefelben das Recht haben follen, 
perjünliche Befteuerung zu verlangen, ben direct bezahlten Steuer: 
betrag von ihrer Hausmiethe abzuziehen und jo das Stimmredt er⸗ 
halten zu können, mit 322 gegen 256 Stimmen durch, indem 59 
Kiberale mit der Regierung ftimmen. 

„ Scäluß der Londoner Konferenz. Unterzeichnung des Vertrags, 
durch welchen Preußen auf die Feſtung Luremburg verzichtet und 
bagegen die Mächte eine Collectivgarantie der Neutralität des Länd- 


chens übernehmen (ſ. Anhang zur allg. Chronik). 
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13. Mat. Unterhaus: Committee Beratfung über bie Reformbill. Die 


18, 


20. 


21. 


24. 


29. 


30. 


31. 


fog. Lodgers- ober Untermietherfrage wird mit 208 gegen 145 
Stimmen dahin entfchieven, daß ein Untermiether, der 12 Monate 
ein Logis innegehabt hat, das unmöblirt 10 Pb. Miethe iahrüc 
koſten würde, ſtimmberechtigt ſein ſoll. 


„Unterhaus: Committee-Berathung über die Reformbill. Herr 
Hodgkinſon verlangt, das Syſtem der ſog. compound householders 
überhaupt ganz zu beſeitigen: jeder Miether ſolle fortan verpflichtet 
ſein, ſeine Steuern ſelbſt (nicht mehr durch den Hauseigenthümer 
und im Miethzins inbegriffen) zu bezahlen, ſo daß alſo praktiſch 
jeder Hausmiether auch Wähler werde. Gladſtone erklärt ſich durch 
die ganze Reformbill zufrieden geſtellt, wenn die Regierung ſich dazu 
verſtehen könnte. Disraeli macht das Zugeſtändniß wirklich, vorerſt 
indeß nur im Allgemeinen und will am 20. Mai dem Hauſe dar⸗ 
über Näheres mittheilen. 
„Unterhaus: Committee-Berathung über die Reformbill. Dieraeli 
erklärt, bez. der compound householders ſich ganz der Autorität 
des Haufes zu unterwerfen, Lowe beklagt die demokratiſche Sünd⸗ 
fluth, die eingebrochen ſei, und die Clauſel wird angenommen. 

Ein Antrag John Stuart Mills auf Ertheilung des Stimmrechts 
auch an die Frauen wird mit 196 gegen 73 Stimmen verworfen. 


„Die Regierung verlangt von beiden Häuſern bes Parlaments 
eine weitere Suspenfion der Habeas- corpus-Afte für Irland vom 
1. Juni l. J. an bis zum 1. März 1868. Dieſelbe wird ohne 
Widerſtand zugeftanden. 

„  sKgl. Proclamatign bez. der Gonföberation der brittiſchen Colonien 
Nordamerikas, wonach dieſelbe am 1. Juli d. J. in's Leben treten ſoll. 
„ Unterhaus: Die Bil für Zulaſſung der Diſſenters zu den Uni- 
verfitäten von Drford und Cambridge durch Abfchaffung ber Ber- 
pflihtung auf die 39 Glaubensartifel der Hochkirche wirb auch in 
zweiter Leſung mit 156 gegen 144 Stimmen genehmigt. 


„ Unterhaus: Committee-Berathung über die Reformbil, Der 
Antrag, vier Leinen Neftern wegen Beftechlichfeit ihr bisheriges 
Wahlreht ganz zu entziehen, wird mit 350 gegen 49 Stimmen 
genehmigt. 

% St Mill ftellt einen Antrag auf municipale Reorganijation, 
refp. Uniflcation Londons. 
„ Unterhaus: Committee-Berathung über die Reformbil, Mit 
306 gegen 179 Stimmen wird beſchloſſen, allen Städten, nicht bloß 
unter 7000, fondern unter 10,000 Einwohnern von 2 Parlaments: 
mitgliedern eines zu entziehen. 
„ Großartiger Strife der Schneider in London. 
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3, Juni. Unterhaus: Committee⸗Berathung über bie Reformbil. Ein 


17. 


18. 


20. 


24. 


28. 


Antrag, ben kleinen Städten unter 5000 Einwohnern ihre bisherige 
Bertretung im Parlament ganz zu entziehen, wird mit 296 gegen 
217 Stimmen verworfen. 


„ Die Regierung verzichtet mit Rüdficht auf die Verein. Staaten auf 
die Idee, einen königl. Prinzen zum Oeneralftatthalter der neuen 
Gonföderation der brittiſchen Colonien Norbamerifas zu ernennen 
und ernennt dazu Discount Mont. 


„» Unterhaus: Disraeli bringt die Bill für die neue Vertheilung 
der PBarlamentsfite in England ein. 


„ Die Times regt eine durchgreifende Reorganijation bes Ober: 
haufes an, bas in feiner jetigen Zuſammenſetzung weder den An- 
forderungen der Zeit noch feiner Aufgabe zu genügen im Stande jei. 
„ Unterhaus: Labouchere interpellirt die Regierung bez. ber auch 
von Großbrittanien mit übernommenen Garantie der Großmächte 
für die Neutralität Luremburgs. Aus der Antwort Lord Stanley’s 
ergibt fih, daß bie ganze Collectivgarantie eben als collective eitel 
Schein ift und nicht den mindeften realen Werth hat, jondern ledig: 
ih einen Vorwand für Preußen darbieten jollte, um anftändig auf 
Zuremburg verzichten zu können. 


„ Unterhaus: Sitvertheilungsbill für England. Der Antrag Laings, 
ben 6 großen Städten Birmingham, Briftol, Leeds, Birmingham, 
Mancheſter, Sheffield je 3 ftatt der bisherigen 2 Mitglieder zuzu: 
theilen, wirb von ber Regierung eifrig befämpft und mit 247 gegen 
239 Stimmen verworfen. 

„ Unterhaus: Sibvertheilungsbill für England. Die von Diesraeli 
beabfichtigte Verkoppelung der freien Univerfität London mit der 
hochkirchlichen von Durham fallt mit 234 gegen 226 Stimmen. 

„ Dberhaus: Die Antwort Derby’s auf eine Interpellation Lord 
Nuffels beftätigt, was Lord Stanley Thon am 14. d. M. im Unter: 
haufe bez. der Garantie der Neutralität Luxemburgs dargelegt hatte, 
in der ungweibeutigften Weife, 

Unterhaus: Committee-Berathung ber Neformbill. Die von con- 
fervativer Seite beantragte Abftimmung durch beglaubigte Wahlzettel 
wird mit 272 gegen 234 Stimmen abgelehnt. 

„Oberhaus: Lorb Ruſſel verlangt eine königl. Commiſſion zur 
gründlichen und vollen Aufftelung des Eigenthums und der Ein- 
nabmequellen ber irifchen Staatskirche im Hinblid auf eine beflere 
Derwaltung und billigere Verwendung berfelben zum Wohle bes 


iriſchen Volkes. Es wirb bejchloffen, die Königin durch eine Adreſſe 


um bie Nieberfegung einer ſolchen Commiſſion zu bitten, 
„ Dberhaus: Eine königl. Botſchaft verkündet die Nieberfehung 
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einer Commiſſion für Unterſuchung und Feſtſtellung des Vermögens 
der Staatskirche in Irland. 

Unterhaus: Committee⸗Berathung der Reformbill. Der Attorney⸗ 
General tritt bez. der noch immer unerledigten Frage ber oompound 
houscholders mit ber Clauſel hervor, bie allen ſonſt ſtimmberech⸗ 
tigten Hausinhabern das Wahlrecht ertheilt, fofern fie die ihnen 
abgeforderten Steuern entrichtet haben. Die Clauſel entfpricht bloß 
ber früheren Zufage Disraeli’s, wird aber nunmehr von ber Re⸗ 
gierungspartei heftig befämpft und fchließlih mit 207 gegen 205 
Stimmen verworfen, indem ber Antragfteller ſelbſt unb mehrere 
Minifter dagegen Stimmen. Große Erbitterung der Oppofition. 


Dicraeli verfpricht, fi die Sache nochmals zu überlegen. 


— uni. Die eingeleitete Unterſuchung bez. der Trades Unions (Wrbeiter: 


vereine) bringt eine Reihe der verwerflichften Gewaltthätigkeiten ber- 
felben in mehreren Fabrifftädten, namentlich aber in Sheffield, an 
ben Tag. 


1. Juli. Unterhaus: Sitvertheilungsbill für England. Horsfall nimmt 


12, 


ben früher verworfenen Antrag Laings theilweife wieder auf und 
beanjprucht wenigſtens für die großen Städte Liverpool, Manchefter 
und Birmingham einen britten Vertreter. Disraeli erklärt ſich erit 
dagegen, dann plöglih dafür und fügt jenen Stäbten fogar noch 
Leeds hinzu. Strafrede General Peeld. Der Antrag wird mit 
297 gegen bloß 63 Stimmen angenommen. 


„ Der neue Oeneralgouverneur der Conföberation der brittiſchen 
Colonien Nordamerifas inaugurirt in Ottawa bie neue Drbnung 
der Dinge. 

„ Unterhaus: Sitvertheilungsbil für England. Auch Leeds erhält 
ein brittes Barlamentsmitglied, Briftol und Sheffield dagegen werben 
abgewieſen. 

„Unterhaus: Committee-Berathung der Reformbill. Der Antrag 
Lowe's auf Geſtattung cumulativer Wahlſtimmen (bei 3 und 4 
Candidaten) wird mit 314 gegen 173 Stimmen verworfen. 
„Beſuch des PVicelönige von Aegypten. 

„ Unterhaus: Ende der Committee-Berathung über bie Reformbill. 
„ Geſandtenwechſel: Lorb Lyons geht an bie Stelle des fi in's 
Privatleben zurüdziehenden Lord Cowley von Konftantinopel nad) 
Paris, Elliot von Florenz nah Konftantinopel, Paget von Liſſabon 
nad Florenz. 

„ Das Schießen von Wimbledon wirb von mehr als 2000 belgi- 
ſchen Nationalgarbiften bejucht. 

„ Der Sultan fommt zum Beſuche nad London, 
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15. Juli. Unterhaus: Dritte Lefung ber Reformbill. Lorb Cranbourne 
und Hr. Lowe erheben fi nochmals gegen bie „nicht mehr conjer: 
vative“ Maßregel. Der Schatfanzler vertheidigt fih. Bei ber Ab- 
ſtimmung erfolgt nur ein ſchwächliches Nein. 

16. „ Unterhaus: Debatte über bie Bill zur Vermehrung ber angli- 
canifchen Biſchöͤfe. Derbe Oppofition. Die Bill wird ſchließlich 
bo mit 45 gegen 34 Stimmen in zweiter Lefung genehmigt. 

Dberhaus: Die Reformbill wirb zum erften Mal gelefen. 

17. ,„ Zu Ehren des Sultans wird in Spithead eine große Ylotten= 
revue veranftaltet. 

19. „ Zu Ehren des Sultans findet im Gebäude des indiſchen Mini- 

- fteriums ein Ball ftatt, der an Glanz und Luxus das non plus _ 
ultra leiſtet. 


22. Das Unterhaus beginnt bereits mit dem ſog. Maflacre der unſchul⸗ 


digen Kindlein: die Regierung nimmt 9 ihrer eigenen Bills 
zurüd, darunter auch die über Grundbeſitz und Pachtverhältniſſe in 
Irland. — Die Parkbill (wonach in ben fog. königl. Parts fein 
Meeting ohne Erlaubniß der Krone gefeßmäßig fein fol) wird troß 
lebhafter Oppofition mit ber großen Mehrheit von 117 Stimmen 
in zweiter Leſung angenommen. 


23. „ MWieberabreife des Sultans. 


24. „ Das Unterhaus genehmigt mit einer Majorität von 30 Stimmen 
in dritter Lefung die Bil zur einfachen und unbebingten Abſchaffung 
der Kirchenfteuern, fo weit fie nicht freiwillig geleiftet werben. 


Dberhbaus: Zweite Leſung der Reformbill. Der Antrag bes 
Grafen Grey, der die Bill in ihrer jegigen Geftalt als „nicht geeignet, 
diefe wichtige Frage dauernd zu löſen oder bie Fünftige gute Regier— 
ung bes Landes zu fördern“ erflärt, wird gegen bloß 2 Stimmen 
verworfen. Lord Ruffel erklärt die neue Vertheilung der Site für jo 
ungenügend und mangelhaft, daß fie fi Faum einige Jahre werde 

behaupten können. 


25. „ Das Oberhaus verwirft die vom Unterhaus mit großer Mehr: 
heit angenommene Bill, welche die Privilegien ber Univerfitäten von 
Drford und Cambridge: allen ohne Unterfchied der Religion eröffnen 

ſollte, mit 84 gegen 283 Stinmen. | 

26. „ Unterhaus: Debatte über Irland. : Die Regierung verjpricht auch 
für bie nächſte Seſſion feine burchgreifenbe Maßregeln. — Layard 

interpellirt die Regierung bez. Abyſſiniens, in der Ueberzeugung, daß 
es keinen Ausweg mehr gebe, als eine Erpedition gegen dasſelbe 

auszuſenden. Lord Stanley antwortet, 
die Regierung habe ſich lange Zeit nit dieſer Frage beſchäftigt. Alle 


gütlichen Mittel zur Befreiung der Gefangenen feien nun erſchöpft. Under: 
jeit8 Fünnten im Kal einer Erpedition leicht 400 oder 500 Menſchen geopfert 
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werben, um 5 Individuen zu retten. Unter biefen Umftänden habe Sir 
Stafjord Northcothe nah Indien ben Befehl telegraphirt, zwei ober drei er⸗ 
fahrene Offiziere nah Aden zu fenden, damit fie fi) dort mit dem Oberſten 
Merewether beipredhen, die Küftenpunfte unterfuchen und andere zu einer et⸗ 
waigen Erpebition in's Innere Abyifiniens erforberliche Erfundigungen eins 
ziehen. Man könne einen Verfudy zur Rettung ber Gefangenen nicht unters 
laſſen, anderfeits dürfe man nicht übereilt handeln, nicht England der Mögs 
lichkeit einer militärischen und politiſchen Niederlage ausſetzen. 


29. Juli. Oberhbaus: Committee Berathung über die Neformbil. Der 


30. 


Antrag Halifar (die Heinen Wahlfleden unter 5000 Wählern ganz 
zu bejeitigen und dagegen die großen Städte des Reihe ſämmtlich 
befjer zu bedenken) wird mit 100 gegen 59 Stimmen verworfen, 
Dagegen der Antrag Cairn's (Erhöhung des Cenſus ber Untermiether 
von 10 auf 15 Pfb.) mit 121 gegen 89, und Harrowby's (Er: 
höhung des Cenfus der Erbpächter von 5 auf 10 Pfb.) mit 119 
gegen 86 Stimmen angenommen. 


„ Dberhaus: Committee: Berathung über die Neformbil, Der 
Antrag Grey's (die mittelbare Steuerzahlung der fog. compound 
householders abzuſchaffen und damit virtuell das unbefchräntte Haus: 
haltsſtimmrecht einzuführen) wird mit 148 gegen 53 Stimmen ver: 
worfen, ebenjo der Antrag Halifar (die in ftäbtifchen Wahlbezirken 
anfäffigen Pächter den Freilehen gleichzuftellen) mit 135 gegen 41 
Stimmen, Dagegen wird der Antrag Cairn's (für bie 11 ftäbtifchen 
MWahlbezirke, denen nad dem neuen Geſetze 3 Mitglieder zugeftanden 
find, zu beftimmen, daß jeder Wähler nur für 2 Candibaten zu 
jtimmen berechtigt fei, um der Minorität, wenn fie irgend numerifche 
Bebeutung hätte, die Möglichkeit zu fihern, ihren Canbibaten als 
ben dritten durchzubringen) wirb mit 142 gegen 51 Stimmen an- 
genommen [weil das Princip der Minoritätswahlen zunächſt wenig: 
ſen⸗ m in ben großen Gtäbten bloß den Confervativen zu Gute 
ommt]. 


1. Aug. Oberhaus: Committee Berathung über die Reformbill. Der 


Antrag Grey’s (feinem Wahlfleden unter 12,000 Einwohnern mehr 
als 1 Vertreter zugugeftehen) wird mit 93 gegen 37, ber Antrag 
Lyreden (alle Wahlfleden unter 5000 Einwohnern zu bejeitigen) 
mit berjelben Mehrheit, endlich auch ber Antrag Grey's (die Mino- 
ritätenvertretung auch auf bie ländlichen Wahlbezirfe auszudehnen) 
wird (weil den Conferbativen ungünftig) mit 98 gegen 86 Stimmen 
verworfen. 

Unterhaus: Schlimmer Eindrud der vom Oberhaus in der Re: 
formbill angebrachten Mobificationen; gegen die Erhöhung des Cenſus 
der Untermiether wirb bereits eine Motion angefündigt. 


n Dberhaus: Schluß der Committee-Berathung über bie Reformbill. 


Die (vom Unterhaus verworfene) ſchriftliche Abftimmung wird mit 
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114 gegen 36 Stimmen geftattet und die Clauſel bez. Erneuerung 
bes Unterhaufes nach dem Tode bes Souveräns geftrichen. 


5. Aug. Oberhaus: Mit Rüdfiht auf die Stimmung des Unterhaufes 
wird auf den Antrag Ruſſel's befchlofien, die Erhöhung des Cenſus 
ber Untermiether freiwillig zurüdzunehmen und berjelbe einftimmig 
von 15 wieder auf 10 Pfd. berabgefekt. 


6. „ Dberhaus: Die Reformbil wird in dritter Lefung angenommen 
und fofort dem Unterhaus überfendet, Lord Derby erklärt, 

„bie Bill ſei allerdings ein großes Grperiment und gewiffermaßen ein 
Sprung in's Dunkle; body babe er fo großes Vertrauen zum gelunben Ver: 
ftand feiner Landsleute, daß er glaube, die jetzt erfolgte Ausdehnung bes 
Stimmredhts werde den Staatseinrihtungen eine feitere Grundlage geben 
und die Loyalität und Zufriedenheit des Volfes erhöhen.“ 

8 „ Unterhaus: Berathung über die Modificationen des Oberhaufes 
zur Reformbil. Das Amendement bez. der Pächterrechte wirb mit 
235 gegen 188 und die Erlaubniß jchriftlicher Abftimmung mit 
258 gegen 206 Stimmen abgelehnt, dagegen ber Vertretung ber 
Minoritäten mit 253 gegen 204 Stimmen zugeftimmt. 


Dberhaus: Die vom Unterhaus beſchloſſene Abſchaffung ber 
Kirchenfteuern wird mit 82 gegen 24 Stimmen verworfen. 


I. „ Das Unterhaus bejchließt feine Antwort auf die Beichlüffe bes 
Oberhaufes bez. ber Reformbill demfelben mit einem jchriftlichen 
Berichte zu übermachen, dagegen eine Conferenz beiber Käufer be- 
hufs einer Einigung abzulehnen. 

13. „ Das Oberhaus fügt fi) auf Lord Derby's Antrag den fchliep- 
lihen Beichlüffen des Unterhaufes in ber. Frage ber Neformbill, die 
von der Königin dbemgemäß am 15. Aug. fanctionirt wird. 

15. „ Unterhaus: Die Oppofition weiß die ſog. Park-Regulirungsbill 

bei ber britten Lefung doch noch zum Falle zu bringen unb bie 
Regierung zu veranlafjen, fie jelber zurüdzuziehen. 

21. „ Schluß der Parlamentsfeffton. Thronrede der Königin: 


„... Die von Mir dem regierenden Monarchen von Abyffinien 
gemachten Mittheilungen, um bie Freilaſſung der brittifhen Unterthanen, bie 

er in feinem Lande feithält, zu erwirken, haben leider bis jeht ihren Zwed 
verfehlt. Ich habe es daher für nöthig erachtet, ihre fojortige Freilaſſung 
gebieterifch zu fordern, und Maßregeln zur Unterftüßung biejer Forderung 

zu ergreifen für ben Fall, daß es zulept nöthig werben follte, Gewalt anzu: 
wenden. Die verrätheriiche Verſchwörung in Jrland, auf welde Ih Ihre 
Aufmerkfamfeit ſchon früher gelenkt Habe, drach zu Anfang biejes Jahres 

in einen ohnmächtigen Aufftandsverfuh aus. Daß er fait ohne Blutvergießen 
unterdrückt wurde, verbanfen wir nicht nur ber bisciplinirten Tapferkeit 
Meiner Truppen und bem trefflichen Verhalten ber Polizei, fondern ebenjo= 

ſehr der allgemeinen Loyalität ber Bevölkerung und bem Umftande, daß bie 
Snfurgenten fein Zeichen ber Sympathie von einem irgend beträchtlichen 
Theil Meiner Unterthanen erhielten. Ich freue Mid, daß die Hoheit bes 

" Geſetzes gewahrt wurde, ohne daß Ich im bie peinliche Nothwendigfeit geriet, 
ein einziges Venſchenleben opfein zu müflen, „.. Mit bem Alte zur Einigung 
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ber brittifhenordamerifanifhen Brovinzen ift endlich ein lang⸗ 
gehegter Plan ausgeführt, in Folge deſſen fich erwarten läßt, daß jene nun 
zu einem einzigen Lande verbundenen Colonien nicht nur größere Kraft zur 
Abwehr ausmwärtiger Angriffe gewinnen, fondern auch unter einander durch 
friſche Bande gegenfeitiger Intereffen verbunden, und an das Mutterland 
durd) bie einzigen Banbe werben geknüpft werben, welche wirkſam fo wichtige 
Befisungen fefthalten können — nämlich durch Loyalität gegen die Krone 
und Anhänglichfeit an den Zuſammenhang mit Großbrittanien. Mylords 
und Gentlemen, Ich babe mit hoher Befriedigung einer Bil zur Vers 
befferung berBolfspertretung im Barlament Meine Zuftiimmung 
ertheilt. Ich vertraue ernftlich darauf, daß die umfaffende und freifinnige 
Maßregel, welche Sie angenommen haben, zur bauerhaften Löſung einer 
Frage dienen werbe, welche bie öffentlihe Aufmerffamfeit Tange beichäftigt 
bat, und daß bie große Anzahl Meiner Untertbanen, die jet zum eriten 
Mal das Wählerrecht ausüben ſoll, bei ber Erfüllung ber damit verbundenen 
Bflichten fih des vom Parlament ihnen bewielenen Vertrauens würdig 
zeigen werbe, . . .* 


16. Sept. Der Beſuch franzöftfher Sournaliften in Kopenhagen bringt 


17. 


19. 


21. 


bie wenigitens theilweife fehr veränderte Anſchauung ber öffentlichen 
Meinung in England bezügli Dänemarks deutlich zu Tage. “Der 
„Daily telegraph“ fieht fi veranlaßt, den Dänen bezüglih Norb: 
Ihleswigs und ihrer franzdi. Hoffnungen den Kopf ziemlich berb 
zurecht zu ſetzen, 
‚ indem er fie darauf aufmerffam macht, daß Frankreich ſelbſt im Fall 
eines Krieges und einer Niederlage Preußens „auf bie Abtretung vieler ihm 
näher liegenden Orte unendlih mehr Gewicht Tegen wilrde, als auf bie 
Wiederherſtellung der dänifchen Herrſchaft auf der cimbrifchen Halbinfel, unb 
baß, wenn Preußen in jenem Fall einen Theil feiner füdlichen Befitungen 
abträte, ihm ohne Zweifel geftattet würbe, zu behalten, was er im Norden 
verloren bat; die entente cordiale mit Frankreich Fönne daher den Dänen 
nur ſchaden“, und ihnen zu guter Legt ben Rath gibt: „Die einzige kluge 
Politit Dänemarks befteht barin, fein Heil in einer corbialen Allianz mit 
Deutihland zu ſuchen. Nur fo kann es fein allmäliges, aber unvermeidliches 
Aufgeben im großen teutonifchen Gemeinmwefen verzögern.“ 
„ Große Reformeonferenz ber ſchottiſchen Reformliga in Glasgow: 
E nehmen daran mehr als 200 Delegirte der verſchiedenen Ziveigvereine 
Theil und aud die Präfidenten ber englijchen und ber irifchen Neformligen. 
Einftimmig werden Nejolutionen gefaßt, melde bie Träftige Fortſetzung ber 
Agitation für geboten halten, die für Schottland beabfichtigte Vertheilung ber 
Parlamentsfige für höchſt unbefriedigend und lediglich den Einfluß ber großen 
Grundbeſitzer verftärfend erflären, das Ballot verlangen und allgemeine 
Schulpflicht, endlid die Zuftände Irlands auf die Tagesordnung des nächſten 
Parlaments gefebt wiſſen wollen. 
„ Zwei gefangene Fenier, Kelly und Deafey, werben in Dan: 
heiter auf dem Transport in's Gefängnig von einem Haufen Ir⸗ 
länder gewaltfam befreit und bei diefer Gelegenheit ein Polizeimann 
getöbtet. 
„ Achtzig Biſchöfe der anglicaniſchen Kirche aus dem Mutterland, 
ben Colonien und.den Verein. Staaten halten zu London eine Art 
allg. anglicanifcher Synode ab, ee 
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Die Beſchlüſſe berfelben zielen tm Ganzen auf einen fefteren Zufammenbang 
und größere Einheit zwiſchen ben verſchiedenen Zweigen ber anglicanijchen 
Kirche Hin. Die meiften find indeß fromme Wünſche ohne thatfächliche Bes 
beutung,, wie 3. B. die Sehnſucht nach Gründung einer allg. Synode mit 
canonifcher Autorität ober eine Refolution gegen ben bäretifchen Dr. Eolenfo, 
Biſchof von Natal in Afrifa, und die Urtbeile der Preffe über die Verſamm⸗ 
— ven bag jelbft in England die bisherige biblifche Orthodoxie arg 
erihüttert iſt. . 


3. Oct. Eine Verſammlung ber iriſchen kath. Biſchöfe zu Dublin ſpricht 


12. 


ſich entſchieden für Aufrechthaltung der Selbſtändigkeit ihrer Kirche 
und daher gegen jede Staatsdotation derſelben aus, wahrt ſich jedoch 
das Anrecht auf die ihr widerrechtlich zu Gunſten der Hochkirche 
entzogenen Güter, betont ferner ſtark das Anrecht auf eine vom 
Staate unbehelligte kath. Schulerziehung, ſucht den Eifer für Er: 
richtung einer rein kath. Univerſität anzuſpornen, warnt aber ſchließlich 
auch ernſtlich vor Theilnahme an geheimen Geſellſchaften, d. h. vor 
dem Fenierthum. 

„Beginn der abyſſiniſchen Expedition: die erſten Truppen gehen 
von Aden und Alexandria nah Maſſavah ab (im Ganzen fol In: 
bien 12,000 Mann und darunter A000 Europäer ftellen). Ver: 
Öffentlihung eines Blaubuchs bez. Abyifinien, das jedoch nicht über 
den 10. Juli d. %. zurüd reicht. 

„ Ende des großen Schneiber:Strife in London nad einer Dauer 
von fait 7 Deonaten. | 


1. Nov, Fenierproceß in Mandefter in Folge des Vorgangs vom 19. 


23. 


Sept. Die erfte Reihe der Angeklagten, fünf Irländer, werben, 
der Tödtung des Polizeimanns beſchuldigt, ſämmtlich, obgleich ber 
Beweis nicht hergeftellt werben konnte, zum Tode verurtheilt, weil 
die öffentliche Meinung in England ein Erempel ftatuirt wiſſen will. 
„ Die amtliche Zeitung verkündet die Niederſetzung einer Sommiffion 


zu Unterfuhung der irifchen Kirchenangelegenbeiten. 


„ Eröffnung des erften Parlaments ber Conföbderation ber britti- 
Ihen Colonien von Nordamerifa durch den Generalftatthalter Lord 
Mont zu Ottawa. | 

» Die Anklage auf Mord wirb gegen bie zweite Reihe ber Fenier 
in Manchefter vom öffentlichen Ankläger felbft fallen gelafien, die— 
felben werden für „nicht ſchuldig“ erflärt und fofort frei gelaffen. 
„ Eröffnung der in Folge der abyifinifhen Expedition nothwendig 


: gewordenen außerorbentlihen Seffton des Parlamentes. Thronrede 


der Königin. 

„Die in Manchefter verurtheilten Fenier werben, nachdem bie 
Königin nur einen begnabigt hat, gehängt. Alle Bemühungen bei 
ber Negierung für ihre Begnabigung bleiben wirkungslos. Trauer: 
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bemonftration in Mandefter und London, fpäter in Cork und 
Dublin. 


26. Nov. Unterhaus: Disraeli verlangt für den abyifiniihen Feldzug 


vorerft 2 Mil. Pfd. und jchlägt die Gefammtloften auf circa 3% 
Mil. an. Die Forderung wird bewilligt, aber mit 198 gegen 23 
Stimmen wenigftens theilweife auf das Budget Indiens gewälzt. 


6. Dec. Die Borhut der abyffinifhen Erpebition erreicht Senafe. 


13. 


14, 


17. 


23. 


„ Neue „Pulververihmwörung” der Fenier in London: SKataftrophe 
beim Gefängniffe von Clerkenwall. Paniſcher Schred in ganz 
England. 

n Mehrere irijche Lords, 22 iriſche Parlamentsmitglieder, Die 
Statthalter von 11 Grafſchaften und 53 Friedensrichter wenden 
ſich in einer Adreſſe an die Regierung um Abſchaffung der Privile- 
gien ber irifchen Hochkirche. 

„ Auf bie Weifung ber Regierung werben zunächft in Sonden 
und dann au in ben meilten großen Provinzialftädten zahlreiche 
freiwillige Specialconſtabler eingeſchworen. 

„ Decan O?Brien und 400 kath. Geiſtliche in Limerick fuchen 
durch eine Art Manifeſt (Nationalitätserklärung) eine neue Repeal: 
beivegung in Irland in Gang zu bringen. 


19. 3 


4. Srankreid, 


an. Der Kaiſer kündigt in einem Schreiben an den Staatsminifter 
Rouber die Abſchaffung ber Abreffe und die Erſetzung bderjelben 
dur ein „vorfichtig reglementirtes Interpellationsrecht“ fo wie bie 
fpätere Vorlage eines Gefetzesentwurfs über die Preffe und eines 
ſolchen über das Vereinsrecht an, was er als die „endliche Krönung 
des Gebäudes” bezeichnet: | | 

Brief an Rouher: „Seit einigen Tagen fragt man fi, ob unfere 
Einrichtungen die Grenzen ihrer Vervollkommnung erreicht haben, oder ob 
neue Verbefjerungen einzuführen wären; daher eine bebauerliche Ungewißheit, 
welcher ein Ziel zu ſetzen von Wichtigkeit if. Bisher haben Sie in Meinen 
Namen muthig Fänpfen müſſen, um unangemefjene Forderungen zurüdzu: 
weifen, und mir die Initiative zu Reformen zu laſſen, welche nüßlich find, 
fobald ihre Stunde gefommen ift. Heute glaub’ Ich, daß es möglich ift den 
Einrichtungen bes Kaiſerreichs alle die Entwidlung deren fie fähig find, und 
ben öffentlichen Freiheiten eine neue Ausdehnung zu geben, ohne die Gewalt, 
welche die Nation Mir anvertraut Bat, zu gefährden. Der Plan, ben Ich 
Mir vorgezeichnet babe, befteht barin, die Unvollfommenheiten, welche bie 
Zeit enthüllt Hat, zu verbejfern, und mit unfern Gewohnbeiten vereinbaren 
Fortfchritten Raum zu geben: denn Megieren beißt die gewonnenen Er⸗ 
fahrungen verwertben und die Bebürfniffe der Zukunft vorausfehen. Das 
Decret vom 24. Nov. 1860 hatte zum Zweck, den Senat und ben gefeb- 
gebenden Körper unmittelbar an ber Politik der Negierung zu betbeiligen, 
aber die Adreßdebatte hat nicht zu den Ergebniffen geführt, die man von 
ihr hätte erwarten jollen; fie bat bisweilen die öffentlihe Meinung unnüß 
aufgeregt, zu unfruchtbaren Crörterungen Anlaß geben, und eine für bie 
Geſchäfte foftbare Zeit verlieren Laffen; Sch glaube, daß man, ohne bie Vor⸗ 
rechte der berathenden Gewalten zu verfürzen, bie Abreffe durch ein vor: 
forglich reglementirtes Interpellationsrecht erſetzen kann. Eine andere Modi: 
fication in den Beziehungen ber Regierung zu ben großen Staatsförpern 
Ichien Mir nothwendig; ich glaubte, daß ch, indem Ich die Minifter Fraft 
einer befondern Delegation in ben Senat und in ben gejeßgebenben Körper 
ſchicke, um an gewiſſen Discuffionen theilzunehmen, bie Kräfte Meiner Re: 
gierung befjer verwerthen würde, ohne aus ben Beflimmungen ber Verfafjung 
zu treten, welche feine Solibarität unter ben Miniftern zuläßt, und fie aus: 
Ichlieglih vom Staatsoberhaupt abhängig macht. Aber auch hierauf dürfen 
fih die Reformen nicht beichränfen, deren Einführung angemefjen iſt; ein 


Fraukteich. 338 


Geſetz wirb vorgelegt werben, welches ber Zuchtpolizeigerichten ausfchließlich 
bie Beurtheilung der Preßvergehen überträgt, und fo bie biscrelionäre Ge- 
walt der Regierung abichafit. ES ift ferner nothwendig, das Vereinsrecht, 
mit Einhaltung der Grenzen, welche bie öffentlihe Sicherheit erheifcht, ges 
feglih zu regeln. Ich fagte im lebten Jahr, daß Meine Regierung auf 
einem befeitigten, bie Gewalt wie bie Freiheit zu ertragen fähigen Boden 
fortfchreiten will. Durch die eben bezeichneten Maßregeln erfüllen ſich Meine 
Worte: Ich erſchüttere nicht ben Boden, welchen 15 Jahre der Ruhe und 
bes Gebeihens geftärft haben, ch befeftige ihn noch mehr, indem Ich Meine 
Beziehungen zn den großen öffentlichen Gewalten noch inniger mache, inbem 
SH den Staatsbürgern buch das Geſetz neue Garantien gewähre, indem 
Ich endlich die Krönung des dur den Volkswillen errichteten Gebäubes 
vollende.” 

Dem Briefe ift fofort auch das Decret über die Abſchaffung der 
Adreſſe und über die Neglementirung bes nterpellationsrechtes bei- 
gefügt. Zugleich kündet ber „Moniteur” an, bie Regierung hege 
„den lebhaften Wunſch, ber Würdigung der großen Staatstörper bie 
Gründe zu unterbreiten, welche bie Haltung ber Regierung in ber 
auswärtigen Politik beftimmt haben; bie Aufhebung ber Adreſſe 
werde dieſe Aufflärungen nicht verzögern, denn bie Regierung fei 
entichlofien, gleih im Beginn ber Sitzung Fragen und Interpella⸗ 
tionen über die auswärtigen Angelegenheiten anzunehmen.” 


20. Kan. Das Dinifterium bietet in Folge der neuen Politit im Innern 


feine Entlaffjung an. Augenblidlihe Krifis: Hoffnungen Olliviers. 
Der Kaifer nimmt bie Entlafjung des Gabinets nicht an. Rouher 
bleibt und das Cabinet erleidet bloß einige Mopificationen: Rouher 
übernimmt auch das Yinanzminifterium, Marfchall Niel den Krieg, 
Rigault de Genouilly die Marine, Forcade de la Roquette Handel 
und Aderbau. 

Der „Moniteur” zeigt offiziell an, daß bis zu diefem Tage bie 
ganze franzöfifche Exrpebitionsarmee in Merico ftaffelförmig zwifchen 
der Hauptftabt und Veracruz aufgeftellt fein follte, um alsbald bie 
Einfhiffung nah Europa zu beginnen. 


5.—6. Febr. Die Franzofen räumen die Stabt Merico und beginnen 


ihren Rüdzug nad Veracruz. 


7. Febr. Ein kaiſ. Decret ertheilt dem Senat ſowohl als dem geſetzgeb. 


11. 


12. 


14. 


Körper ein neues Geſchäftsreglement. 

„ Ein kaiſ. Deeret ſtellt die 6. Schwadron in den Garderegimen⸗ 
tern wieder her und ordnet die Bildung eines neuen Regiments 
afrikaniſcher Jger an. Die Maßregel ſei getroffen im Intereſſe 
der Offiziere, deren Avancement durch die Reductionen vom Nov. 
1865 verlangſamt worden ſei. 

„Kaiſer Mar v. Merico, von den Franzoſen preisgegeben, verläßt Mexico 
an der Spitze ſeiner Truppen und zieht am 19. Febr. in Queretaro 
ein, um ben beranziehenben Republifanern Wiberftand zu leiſten. 

„ Eröffnung der Kammern. Thronrede bes Kaiſers: 
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„Seit Ihrer letzten Seſſion haben ſich ernſte Ereigniſſe in Europa zuge⸗ 
tragen. Wiewohl fie die Welt durch ihre Schnelligkeit und die Bebeutfamfeit 
ihrer Erfolge in Erftaunen gefett haben, jcheint es doch, daß fie nach ber 
Vorausficht des (eriten) Kaiſers fi) unabweisbar vollziehen mußten. Napoleon 
fagte zu St. Helma: „„Einer meiner größten Gebanfen war bie geographifche 
Aufammenfhliegung und bie Goncentrirung berjenigen Völker, die durch 
bie NRevolutionen und bie Politif zerfpalten und zerftüdelt worden waren... . 
Diefe Zuſammenſchließung (agglom6ration) wird früher ober fpäter durch 
bie Macht der Dinge zu Stande Tommen; ber Anftoß ift gegeben, und ich 
denfe nicht, daß nach meinem Fall und dem Verſchwinden meines Syftems 
ein anderes großes Gleichgewicht in Europa möglich fein wird, als das ber 
Zufammenjhließung und des YBundes ber großen Völker.““ Die Umge— 
jtaltungen, welche in Italien und in Deutichland vor fich gegangen find, be: 
reiten die Verwirflihung bes umfafjenden Programmes der Einigung der 
europäiſchen Staaten in einer einzigen Conföberation vor. Das Schaufpiel 
ber Anftrengungen ber benachbarten Völker, um ihre feit fo vielen Jahr⸗ 
hunderten zerfireuten Glieder zu fammeln, Tann ein Land, wie das unfrige, 
deſſen ſämmtliche Theile unwiberruflih unter einander verbunden find und 
. einen gleichartigen, unzerftörbaren Körper bilden, nicht beunruhigen. Wir 
baben mit Unparteilichfeit dem Kampfe zugeichaut, ber fich jenieits des 
Rheines entjponnen hatte. Angefichts diefes Zufammenftoßes hatte das Land 
laut feinen Wunfch Fundgegeben, bemjelben fremd zu bleiben. Nicht allein 
bin ich biefem Wunſche nachgekommen, fondern ich habe auch alle meine Be⸗ 
mühungen aufgeboten, um den Abſchluß bes Friedens zu beichleunigen. Ich 
babe nicht einen Soldaten mehr unter Waffen geftellt, Fein Regiment vor: 
rüden laſſen, unb body bejaß die Stimme Frankreich's Einfluß genug, um 
ben Sieger vor ben Thoren Wien’s aufzuhalten. Unfere Vermittlung bat 
zwiſchen den Friegführenden Theilen eine Einigung herbeigeführt, die, indem 
fie Preußen das Ergebniß feiner Erfolge beließ, Defterreih die Integrität 
feines Gebietes, mit Ausnahme einer Provinz, erhielt, fund durch die Ab: 
tretung von Venetien die italienifche Unabhängigkeit vervollftändigte. Unſere 
Aktion machte fih alfo im Sinne der Gerechtigkeit und der Verſöhnung 
geltend. Frankreich hat nicht das Schwert gezogen, weil feine Ehre nicht 
auf dem Spiele ftand, und weil es verjprochen hatte, eine ſtrenge Neutralität 
zu wahren. Sn einem andern Welttheil waren wir gendthigt, zur Gewalt 
zu greifen, um gerechten Beſchwerden abzubelfen, und wir verfuchten, ein 
ehemaliges Kaiſerreich wieder aufzurichten. Die glüdlihen Reſultate, die 
wir anfänglich erzielt Hatten, wurden buch ein unglüdliches (fächeux) Zu: 
fammentreffen von Umftänden gefährdet. Es war ein großer Gedanke, der 
zur mericanijchen Expedition veranlaßt Hatte: Die Wiedergeburt eines Volkes 
zu bewerfitelligen, die Sdeen ber Ordnung und des Fortichrittes in basjelbe 
zu verpflanzen, unferem Handel einen ausgebehnten Marft zu eröffnen und 
als bie Spur unferes vorübergehenden Verweilens bie Erinnerung an bie 

ber Civilifation geleiteten Dienſte zurüdgulaffen; das war mein und hr 
Wunſch. Allein, an bem Tage, an welchem mir bas Maß unferer Opfer 
die Intereſſen, welche uns jenjeits des Oceans geführt hatten, zu überfieigen 
ſchien, habe ih mich aus freiem Antrieb dazu entichloffen, unfer Armeecorpe 
zurüdzurufen. Die Regierung ber Vereinigten Staaten bat begriffen, baß 
eine wenig verſöhnliche Haltung bie Decupation nur verlängern und bie 
Beziehungen verbittern (envénimer) könnte, welde zum Wohl der beiden 
Völker freundfchaftlicher Natur bleiben follen. Im Orient find Unruben 
ausgebrochen, allein die Großmächte verftändigen fi, um eine Situation 
anzubahnen, die den gerechten Wünfchen ber chriftlichen Bevölkerungen genüge, 
bie Rechte des Sultans wahre und gefährlichen Verwidelungen vorbeuge. 
In Rom haben wir bie Gonvention vom 15. September getreulich ausge: 
geführt. Die Negierung bes heil. Vaters iſt in eine neue Phafe eingetreten.“ 
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Sich felber überlaffen, hält fie fi) durch ihre eigne Kraft, durch die Ver: 
ehrung, welche Allen das Oberhaupt ber Fatholiihen Kirche einflößt, und 
durch bie Ueberwachung, welche bie italienifhe Regierung in loyaler Weife 
an ihren Grenzen handhabt. Allein, wenn demagogiſche Verſchwörungen im 
ihrer Vermefjenheit wagen follten, die weltliche Macht des heiligen Stuhles 
zu bedrohen, fo würde Europa, wie ich nicht bezweifle, ein folches Ereigniß, 
das eine jo große Verwirrung in ber Latholiihen Welt hervorrufen würbe, 
nicht zu Stande kommen laffen. Ich kann mid nur mit Befriedigung über 
meine Beziehungen zu den auswärtigen Mächten ausfprechen. Unfere Ver: 
bindungen mit England geftalten ſich durch die Uebereinftimmung in unferer 
Politik und duch die Vielfeitigfeit unjeres Handelsverkehrs mit jedem Tage 
inniger. Preußen fucht Alles zu vermeiden, was unfere nationale Empfind⸗ 
lichfeit erregen Fünnte und ift in ben europäijchen Hauptfragen mit ung eins 
verfianden. Verſöhnlichen Sinnes ift Rußland geneigt, im Orient feine 
Politik nicht von der Politit Frankreich's zu trennen. Ebenſo ift es mit 
Defterreich, deſſen Größe für das allgemeine Gleichgewicht unentbehrlich ift. 
Ein fürzlid) abgefchloffener Hanbelsvertrag bat zwilchen ben beiden Ländern 
neue Bande gejchaffen. Endlich unterhalten Spanien und Stalien mit uns 
ein aufrichtiges Einverſtändniß. So vermag alfo unter den gegenwärtigen 
Berhältniffen nichts unfere Beſorgniß zu erweden, und ich hege bie feite 
Veberzeugung, baß der Friede nicht geftört werben wird. Gefihert bezüglich 
ber Gegenwart, vertrauend in die Zufunft, habe ich geglaubt, baß der Augen 
bie gefommen ift, unjere Inftitutionen zu entwideln. Alle Jahre 
ſprachen Sie mir diefen Wunſch aus; aber mit Recht bavon überzeugt, baß 
ber Fortſchritt nur in einem guten Einverfländniß zwilchen ben Regierungs⸗ 
ewalten vollzogen werben darf, hatten Sie, und ich danke Ihnen dafür, hr 
Bertrauen in mich gejeßt, über den Augenblid zu entjcheiden, an welchem ich 
die Erfüllung Shrer Wünſche für möglih Halten würde. Heute nad fünf- 
zehn Sahren der Ruhe und bes Mohlergehns, Die wir unfern gemeinfamen 
Beftrebungen und Ihrer tiefen Ergebenbeit für die Snftitutionen des Kaifer- 
reiches verdanken, bat es mir gejchienen, daß bie Stunde gefommen wäre, 
die liberalen Maßregeln zu ergreifen, welde im Gebanfen bes Senats und 
in ben Beftrebungen des gefeggebenben Körpers lagen. Ich entipreche fomit 
Ihren Erwartungen, und, ohne aus ber Conſtitution berauszutreten, bringe 
ih Ihnen Sefege in Vorſchlag, welche ben politifchen Freiheiten neue Ga= 
rantien bieten. Die Nation, welche meinen Beftrebungen Gerechtigkeit wider: 
fahren läßt, und bie noch legthin in Lothringen fo rührende Beweiſe ihrer 
Anbänglichkeit an meine Dynaftie gab, wird von bdiefen neuen Rechten einen 
weifen Gebrauh machen. Mit Recht eiferfüchtig auf ihre Ruhe und ihr 
Wohlergehen wird fie fortfahren bie gefährlichen Utopien und bie Auf: 
reizungen ber Parteien mit Verachtung zu beitrafen. Was Sie betrifft, 
meine Herren, beren überwiegende Majorität befländig meinen Muth aufs 
recht erhielt in diefem ſtets fchweren Werke, ein Volk zu regieren, Sie werben 
fortfahren, mit mir die treuen Hüter der wahren Intereſſen und der Größe 
bes Landes zu fein. Diefe Intereſſen Iegen uns Verpflichtungen auf, bie 
wir zu erfüllen willen werden. Frankreich ift geachtet nach außen, die Armee 
. bat ihre Tapferkeit gezeigt; aber ba bie Bedingungen bes Krieges verändert 
find, erbeifchen fie bie Bermehrung unferer Bertheidigungsfräfte, 

und wir müfjen uns derartig organifiren, daß wir unverwundbar find. Der 
Gefeßentwurf, welcher mit ber größten Sorgfalt geprüft worben ift, erleichtert 
bie Laft der Confcription in Friebenszeiten, bietet bedeutende Hilfsquellen in 
Kriegszeiten dar und befriedigt, indem er mit gerehtem Maße die Laften 
unter Alle vertheilt, das Prinzip der Gleichheit; er bat bie ganze Wichtigkeit 
einer Inſtitution und wird, bavon bin ich überzeugt, mit Patriotismus an⸗ 
genommen werden. Ber Einfluß einer Nation hängt von ber Zahl von 
Menſchen ab, die fie unter bie Waffen rufen kann. Vergeſſen Ste uk, IR 


ER 
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die Nachbarſtaaten ſich ſehr ſchwere Opfer auferlegen für eine gute Heeres⸗ 
verfaſſung; ſie haben die Augen auf uns geheftet, um aus Ihren Beſchlüſſen 
zu beurtheilen, ob ber Einfluß Frankreich's in der Welt wachſen oder ſich 
vermindern wird. Halten wir unfjere nationale Fahne ftets in berfelben 
Höhe; das ift das ſicherſte Mittel, ben Frieden zu bewahren. . . Unfer 
Wert in dieſem Augenblide ift, die öffentlichen Sitten für bie Ausübung 
liberaferer Inftitutionen heranzubilden. Qisher ift die Freiheit in Frankreich 
nur ephemer geweſen, fie hat nicht im Boden Wurzel faffen Fünnen, da ber 
Mipbraud fogleih auf ben Gebrauch folgte, und bie Nation vorgezogen bat, 
die Ausübung ihrer Nechte zu befchränfen, als bie Unordnung in den been 
wie in den Saden zu erdulden. Es ift Ihrer und meiner würdig, eine 
ausgebehntere Anwendung von den großen Prinzipien, welche der Ruhm 
Frankreichs find, zu machen; ihre Ausdehnung wird nicht, wie ehebem, das 
nöthige Anfehen der Autorität gefährden. Die Regierungs-Gewalt ift heute 
feft gegründet, und die brennenden Leidenſchaften, die einzigen Hinberniffe der 
Ausdehnung unferer Freiheiten, werden in ber Unermeßlichfeit der allge: 
meinen Abftimmung erlöfchen. Ich hege das befte Vertrauen in ben gefunden 
Verſtand und den Patriotismus des Volkes, und, geſtützt auf mein Necht, 
welches ich von ihm erhalten babe, geftüßt auf mein Gewifjen, welches nur 
das Gute will, forbere ih Sie auf, mit mir mit fiherem Echritt auf ber 
Bahn der Eivilifation zu wandeln.“ 


45. Febr. Geſetzgeb. Körper: Die feit 1852 befeitigte Rednertribüne ift 


16, 


20. 
22. 


wieder hergerichtet. Die Regierung legt, zum erften Mal feit 1860, 


das Budget für 1869 wieder rechtzeitig vor. Die Minifter Baroche 
und Forcade werben durch Faif. Decret zu ftändigen Vertretern ber 
Regierung neben dem Staatsminifter Rouher ernannt. 

Senat: Rouher bringt ein Senatsconfult ein, das in Abänderung 
bes Art. 26 der Verfaſſung die conftitutionellen Befugniſſe des 
Senats erweitert: 

„Der Senat widerfegt fidy ber Promulgation: 1) der Geſetze, welche ent: 
gegen wären ber Verfaflung, ber Religion, der Moral, ber Freiheit der Eulte, 
der individuellen Freiheit, ber Gleichheit ber Bürger vor beim Gefeß, ber Uns 
verfeglichfeit des Cigentbums und dem Princip der Unabjekbarfeit ber Ma—⸗ 
giftrate ; 2) jener, welche bie Vertheidigung des Staatsgebiets compromittiren 
fünnte. Der Senat fann ferner, bevor er über die Promulgation eines 
Geſetzes erkennt, beichließen, wenn dasfelbe ihm wichtiger Modificationen be= 
bürftig ſcheint, daß das Geſetz einer neuen Berathung im gefeßgebenden 
Körper unterzogen werde. In biefem Fall ſpricht ber Senat feine Anficht 
in einem an den SKaifer erftatteten Bericht aus. Wenn im einer zweiten 
Berathung der gefeßgebende Körper das Gefeb ohne Veränderung annimmt, 
jo enticheidet der Senat nur noch über bie Frage, ob er gemäß Art. 1 und 
2 biefes Acts fih der Promulgation des Geſetzes entgegenftellt, oder nicht.“ 
„Geſetzgeb. Körper: Bei der Wahl ber Gecretäre der Kammer 


unterliegt die voriges Jahr entſtandene Mittelpartei vollſtändig. 

„ uremburg). Der holländiſche Geſandte in Paris vegt bie 
Luxemburgiſche Frage an (ſ. Holland). 

„Geſetzgeb. Körper: Debatte über die Interpellation wegen eines 
vom Generalpoftdirector Vandal am 24. Yan. d. J. erlaffenen Cir⸗ 
culars, durch welches berfelbe feine Untergebenen anweist, einen 
autographirten Brief des Grafen Chamborb nicht bloß unter Kreuz: 
band, fondern auch „in geſchloſſenen Briefcouverts“ in Beſchlag zu 
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nehmen und nad) Paris einzufenden. Rouher und Vandal jelbit 
geben das Ungefeßlihe der Maßregel zu. Auf den Antrag ber 
Mittelpartei wird Uebergang zur Tagesordnung beichloffen. 


3. — 26. Fehr. Gefebgeb. Körper: Debatte über bie nterpellation Jan— 
jninais bez. Abſchaffung ber Adreßdebatte. Neben Rouhers und 
Favres. Dllivier und die Mittelpartei erklären ſich als Satisfaits 
und beginnen den Credit mehr und mehr gänzlich zu verlieren. 
Mit 241 gegen 25 Stimmen wird befchloffen, zur Tagesordnung 
überzugehn. 


3. Sehr. (Ruremburg). Frankreich benübt die holländiſche Depeſche v. 
20. Febr., um feinen Gefandten im Haag zu beauftragen, nicht bloß 
gemeinfam mit Holland die Räumung der Zeitung Luremburg 
Seitens der preuß. Bejabung zu erwirfen, jondern auch geradezu bie 
Abtretung bes Landes von Seite des Königs von Holland an Frank: 
reich im Haag anzuregen. Die franz. Regierung würde fich indeß 
für diefen Fall allein vorbehalten, mit der preußijchen eine vertrau⸗ 
liche und freundſchaftliche Unterhandlung zu eröffnen: 

„Die Mittheilung bes Haager Cabinets vom 20. d. M. regt, wie ich 
Ahnen ſagte, wichtige Fragen an, welde zu prüfen unfere Pflicht ift. Bes 
jonder8 muß unfere Aufmerkſamkeit bei der internationalen Stellung Lim: 
burgs und Luremburgs verweilen. Das biefen Gebieten vorbehaltene Roos 
intereffirt in hohem Grade bie weftlih von Deutichland gelegenen Staaten, 
namentlih TFranfreih, vom Standpunkt der Sicherheit ihrer Grenzen aus. 
Diefe drei Staaten verdanten es dem Syitem bes Miftrauens gegen ung, 
baß fie an ben deutſchen Bund gefnüpft wurden; aber bie zufälligen, durch 
verjährte politiiche Webereinkünfte geichaffenen YBande wurden in dem Augen 
blick zerriffen, da ber deutſche Bund ſich auflöste.e Vom gefetlichen Stand⸗ 
punft aus ift der König von Holland heute berechtigt zu behaupten, daß bie 
Gebiete, um welche e8 fich handelt, von jeder Servitut befreit find, und daß 
bas Preußen übertragene Recht, in Luremburg Garnifon zu halten, mit den 
Einrichtungen wegfiel, bie e8 allein begründeten und rechtfertigten. Limburg 
ift nichts anderes mehr als eine holländiſche Provinz, und das Großherzog: 
tbum muß als ein vollfommen unabhängiger Staat angefehen werden, regiert 
von einem Großherzog, der zufäligerweife gleichzeitig König von Holland if. 
Was Luremburg betrifft, welches uns am nächften liegt, fo könnte Preußen 
in Abweſenheit eines fürmlihen Rechts ſich auf Teinerlei Verwandtſchaft mit 
ibm berufen: bie wohlbefannten Gefinnungen, bie erflärten Sympathien ber 
Bevölferungen entfernen jie von jeder Vereinigung mit Deutfchland; ihre 
Neigungen find weit eher Frankreich zugekehrt. Das find Thatfachen, welche 
wir in Betracht ziehen müffen, und wir würben bebauern, wenn man darüber 
jenjeitS bes Rheins anders dächte. Nicht nur unfere materiellen Intereſſen 
wären dann bedroht, fondern wir hätten bie weiteren Tendenzen ins Auge 
zu fafjen, welche bdiefe von den unjrigen abweichenden Anihauungen vers 
rathen würden: wir könnten bejorgen, daß Preußen, von gewiffen Theorien 
fortgeriffen, ftatt fich in feinen unbeftrittenen Grenzen einzufchließen, ſich, wie 
man im Haag zu fürchten jcheint, verleiten Tieße feine Blicke darüber hinaus— 
zuridhten. Ich beeile mich hinzuzufügen, baß wir uns bis jegt von ſolchen 
Hypotheſen gern fern halten; wir haben niemals aufgehört zu glauben, daß 
bie preußifche Regierung, bie Wichtigkeit diefer Fragen begreifend und unfere 
Bedenken fie unfjererfeits anzuregen anerfennend, fie in einer für alle Theile 
zufriebenftellenben Weife zu Idjen wiſſen werde, fet «8% durk, Kine Aarau 
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blickende Initiative oder durch Nachgiebigkeit für die gerechten Forderungen 
des niederländiſchen Hofs. Indeß hat es weder in dem einen Sinne noch 
in dem andern etwas gethan, und was wir auch gutes entnehmen aus den 
Geſinnungen, welche das Berliner Cabinet uns bei jeder Gelegenheit durch 
blicken läßt, fo vergeht doch die Zeit, ohne einen anormalen Zuſtand zu ver: 
ändern, und jeder Tag, ber verfließt, feheint dieſe Lage vielmehr zu ſanc⸗ 
tiontren, flatt ihr abzubelfen. Sie werben alfo mit Aufmerkſamkeit alles 
hören, was das Haager Cabinet Ihnen jagen wird, und Sie werben in einen 
Meinungsaustaufch eingehen über bie geeignetften Mittel, um zu bem Ziel 
zu gelangen, welches wir uns gemeinſchaftlich ſetzen follen, das ift, das Auf: 


- geben jenes deutſchen Anſpruchs auf Limburg und die Räumung der Feftung 


Luremburg feitend ber preußifchen Beſatzung zu erwirfen. Was bie Mittel 
betrifit, welche man anwenden kann, fo ift das natürlichfte bereits ohne Er: 
folg verſucht worben: bie nieberländifhe Regierung ift in ihren Verſuchen 
niit Preußen birect zu unterhandeln gefcheitert. Es ftebt zu befürchten, daß 
ein officieller Schritt ber Faiferlihen Regierung in Berlin, um bie Rechte 
bes Könige von Holland zu unterftüßen, eine Discuſſion berbeiführt, bei 
welcher beiderfeits die nationale Eigenliebe ins Epiel füme; wenn fie nicht 
fofort ein befriedigenbes Refultat hätte, würde fie die Schwierigkeiten ver: 
mehren. Es gibt eine Combination, welche durch eine gründliche Mobifi: 
cation ber gegenfeitigen Stellungen das ganze Beweisiyftem umjtürzen würde, 
auf welches vielleicht bie Vertheibigung des gegenwärtigen Syſtems ſich ſtützen 
könnte. Was das Berliner Cabinet, aus Gründen welche ich bier nicht zu 
erörtern babe, dem König der Niederlande nicht zugeftehben will, könnte 
zwifchen Preußen und uns ber Gegenftand eines ehrenwerthen und freund: 
ſchaftlichen Ausgleichs werden. Es ift in ber That nicht wahrfcheinlich, daß 
bie preußifche Regierung, welche ſich täglich bemüht, ihre Beziehungen zu 
Frankreich berzlicher zu machen, barauf denfen könnte außerhalb feiner Gren- 
zen und fo nahe ben unfrigen negen jedes Recht eine von Standpunft feiner 
natürlichen Vertheidigung überflüffige Beſatzung zu verlängern, deren im 
höchſten Grad offenfiver Charakter gegen uns nicht ermangeln könnte, unfere 
aufmerffamfte Obforge in Anfpruch zu nehmen. Für wie groß man unfere 
Langmuth auch Halte, und welches auch unfer Wunfch fein mag, jedes Zer: 
würfniß zu meiden, jo war e8 doc, offenbar, daß wir über kurz ober lang 
uns ohne Zurüdhaltung hierüber auseinanderfegen mußten, und der Augen— 
blick jcheint in der That gefommen, wo längeres Schweigen ein Beweis 
gegen uns wäre. ch gehe noch weiter, und nad; meinem Gefühl darf man 
annehmen, daß das Berliner Cabinet, wenn es eine Vereinigung bes Groß: 
herzogthums mit Frankreich gutwillig anerfannte, glauben würde Beweis von 
politiſcher Gelchiklichkeit zu geben, und uns eine moralifche und materielle 
Genugtäuung gewähren zu wollen, welche ben Beziehungen ber beiden Länder 
einen böhern Grab von Sntimität geben, und fo neue Bürgichaften für ben 
Frieden Europa’s bieten würde Ohne weiter in die Gründe einzugehen, 
auf welche biefe — ſich mit einigem Recht ſtützen kann, iſt zu gewiß, 
daß bie Hypotheſe einer Ceſſion, ſei es als Mittel oder als Zweck, noth⸗ 
wendigerweiſe zwiſchen uns und ber Regierung bes König-Großherzogs er: 
örtert werben wird, und Se, Maj. wird vielleicht glauben, indem fie fich 
eined Fürftentbums entäußert, deſſen Stellung fchwierig und fraglich ge: 
worden ift, einen auch feinen bolländiihen Untertanen angenehmen Act zu 
tbun, ba biefe in Feinerlei Weife durch das Großherzogthum und die Lurem= 
burger in Mitleidenfchaft gezogen werben möchten, deren Sympathien durch= 
aus für Frankreich find, und die lebhaft beforgen, ſich mit Deutfchland ver: 
einigt zu jehen. Ich brauche nicht Binzuzufügen, daß die Zuftimmung ber 
Einwohner in unferen Augen nicht minder nothwendig wäre, als bie bes 
Königs, wenn eine Vereinigung mit Frankreich vollzogen werben follte. Au: 
gleih würden wir ber Eriftenz einer preußifchen Garniſon und ben Er⸗ 
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wägungen, welche ſich an die Erhaltung unſerer guten Beziehungen zu dem 
Berliner Cabinet und den anderen Mächten knüpfen, gebührend Rechnung 


tragen. Es würde jedoch uns allein zuſtehen, mit der preußiſchen Regierung 


eine vertrauliche und freundſchaftliche Unterhandlung zu eröffnen, von welcher 
unſere verſöhnlichen Abſichten jeden Grund eines Conflicts fern halten 
würden. Dieſe Bemerkungen werden Sie in den Unterredungen leiten, welche 
Sie mit dem Miniſter des Aeußern oder mit Sr. Maj. ſelbſt haben werden. 
Wenn der Gedanke der Abtretung einen gewiſſen Beſtand gewänne, ſo würden 
Sie mir darüber ſofort berichten, jedoch nicht aus dem Auge verlieren, daß 
unſer Hauptziel vor allem iſt, das Großherzogthum von allen auf dem 
politiſchen Syſtem, welches gegen Frankreich zu einer andern Zeit errichtet 
wurde, beruhender Servituten befreit zu ſehen. Sie heut forterhalten zu 
wollen, wäre ein Anachronismus, ſelbſt wenn man ſich noch auf einen 
Schein von Rechtmäßigkeit ſtützen könnte.“ 


8. Febr. Emil de Girardin unterzieht die am 26. von Rouher auf: 


n 


geitellte Behauptung, daß „Frankreich unter dem Kaijerreiche ftufen: 
weile und mit jedem Jahre befjeren Geſchicken entgegen gehe“ in 
feiner „Libert“ einer fehneidenden Kritil, Die Regierung leitet 
gegen den Artikel gerichtliche Verfolgung ein. 

Sefeßgeb. Körper: Wahl der Bubgetcommiffion. Sämmtliche 
18 Mitglieder gehören der Majorität an. | 


„ (Merico). Bereits haben 16,000 Franzoſen fih in Veracruz 


eingefäifft und find auf der Rüdjahrt nad Europa. 


T. März. Girardin wirb gerichtlich wegen feines Artikels vom 28. Febr. 


zu 5000 Fr. Buße verurtheilt. Er bricht in Folge davon mit dem 
Palais royal und mit dent eigentlichen Imperialismus, 

Geſetzgeb. Körper: Die Negierung legt den Entwurf der Re: 
organifation der activen Armee und ber Reſerve fowie der Organi: 
fation einer mobilen Nationalgarde, wie er jchließlih aus ben Be⸗ 
rathungen des Staatsrathes hervorgegangen iſt, vor. Bewegung 
[Piccard: das ift die Krönung des Gebäudes! Belmontet: das ift 
bie Vertheidigung bes Landes !] 

„ (Merico). Die Einfhiffung des gefammten franz. Expeditions⸗ 
corps in Mexico ift beendigt. 

„ Der Geſetzgeb. Körper beenbigt die Berathung bes von ber Re: 
gierung vorgelegten Entwurfs eines Schulgefeßes, das auf biefem 
Gebiete immerhin einen mwejentlichen Fortſchritt bezeichnet, und nimmt 
denſelben jchlieglih einftimmig an. 

„ Der Senat genehmigt einftimmig den Senatsconfult-Entiwurf vom 
15. Febr. mit der Mopdification, daß, wenn der Senat finde, daß 
ein Geſetz behufs nochmaliger Berathung an den gejeßgebenden 
Körper zurücdzumeifen fei, er bieß durch eine motivirte Reſolution 
auszujprehen babe und daß diefe wiederholte Berathung außer in 
Dringlichkeitsfällen erft in der folgenden Seſſion vor ſich gehen jolle. 


„Geſetzgeb. Körper: Die Regierung legt demjelben ben Entwurf 
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eines Preßgefee® und eines Vereinsgeſetzes vor. “Die öffentliche 
Meinung ift von den Vorlagen nicht fehr befriedigt. 


14, März. Geſetzgeb. Körper: nterpellation über die ausmwärt. Angelegen: 


15. 


16. 


18. 


22. 


24, 


26. 


27. 


heiten. Rebe Thiers gegen bie deutſche Einheit und gegen das 
Nationalitätenprincip. [,E8 darf auch nicht ein einziger Yehler mehr 
gemacht werben.” ] 

„ Geſetzgeb. Körper: Fortfeßung der Debatte über die auswärt. 
Angelegenheiten. Rebe Dllivier’8 für Deutfchland und gegen Rußland. 


„Geſetzgeb. Körper: Fortfeßung der Debatte über die auswärt, 
"Angelegenheiten. Rede Rouher’8 gegen Thiers. Scandal zwiſchen 
dem Präſidenten Walewski und J. Favbre (bez. den Brief bes 
Kaiſers). 

„ (Merico). Ein Telegramm bes Vice-Admirals La Roncière le Noury 
aus Veracruz zeigt den Abgang ber ganzen franz. Bedeckungsflotte an. 


„ Geſetzgeb. Körper: Schluß der Debatte über die ausw. Ange: 
legenheiten. Ecandal zwifchen Rouher und Thiers (über den 2. Dec.). 
Die Kammer geht mit 219 gegen 45 Stimmen zur Tagesorbnung 
über (Dllivier und Darimon ftimmen mit der Mehrheit). 

„ Geſetzgeb. Körper: Die Rechte der Majorität bildet den Club 
de la rue d’Arcade (bie feither ſog. Arfabier). 


„ (uremburg) Die am 20, Febr. zwiſchen Frankreich und Holland 
angeknüpften Unterhandlungen haben zu einem Reſultat geführt: 
Frankreich und Holland ſind über die Abtretung Luxemburgs an 
Frankreich einig. Frankreich verlangt nur neuerdings, daß Holland 
es ihm überlaſſe, Preußen davon in Kenntniß zu ſetzen und die 
Unterhandlungen zu eröffnen. 


„ (Merico). Der „Moniteur“ kündigt es wiederholt als einen 
gewiffen Erfolg an, daß e8 der franz. Armee gelungen fei, aus Merico 
wenigſtens mit heiler Haut davonzukommen. 

„ Geſetzgeb. Körper: Wahl der Commijfion für die Armeereform, 
Nur die Minderheit der Gemwählten ift entichieden für das Project 
der Regierung Die Etimmung in den Provinzen ijt demſelben 
ſehr ungünftig. Aus verſchiedenen Gegenden werben Petitionen gegen 
die Annahme desſelben an den gefeßgeb. Körper gerichtet. Die Be- 
amten und bie offiziöfe Preſſe thun das möglichite, um alle Demon: 
ftrationen zu verhindern. 

„ (&uremburg) Der König von Holland macht, gegen ben 
Wunſch und das ausdrückliche Verlangen Frankreichs, dem preuß. 
GSefandten im Haag bie erfte Eröffnung bezüglih feiner Ber: 
ftändigung mit Frankreich wegen Ruremburgs. 

„  ©efeßgeb. Körper: Die Regierung verlangt für 1866 einen nad): 
träglichen Credit von 30 Mill, außer dem Budget und dem recti—⸗ 
fizirten Budget für jenes Jahr. 
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28. März. (Luremburg). Der Prinz von Oranien langt angeblid) zur Er⸗ 
Öffnung der Inbuftrieausftellung in Paris an, in Wahrheit um dem 
Kaiſer der Franzoſen jelbit zu jagen, daß der König, von dem Wunfche 
bejeelt „ihm angenehm zu fein“ in die Eeffion Luremburgs an Frank⸗ 
reih willige und ihn bitte, ſich mit Preußen darüber zu verftändigen. 

„» nm Gefebgeb. Körper: Die Negierung feßt nur mit Mühe die Auf: 
hebung der Schuldhaft mit 136 gegen 92 Stimmen durch, obgleich 
die gefammte Oppofition, Thiers und Berryer allein ausgenommen, 
dießmal auf ihrer Seite ſteht. 

29. „ Geſetzgeb. Körper: Präfident Walewski fieht ſich genöthigt, feine 
Entlafjung einzugeben. Der Bicepräj. Schneider wird zum Prä—⸗ 
fidenten der Kammer, Walewski wieder zum Senator ernannt. 


— März u. April. Der Gefundheitszuftand der kaiſ. Prinzen erregt 
lebhafte Beforgniffe. 
. April. Eröffnung der Meltausftellung in Paris. 


„ (Luremburg). Preußen wendet fih in der Ruremburgerfrage 
jeinerfeit8 an die Unterzeichner der Verträge von 1839. 


1 
4 
6. „ Plötzliche Panik an der Parifer Börfe in Folge der Luremburger 
8 


“ 


Angelegenheit. 

. u Quremburg). ©efebgeb. Körper: Favre ftellt das Geſuch einer 
Appellation über die Luremburger Angelegenheit; dasjelbe geſchieht 
bon mehreren Mitgliedern ber Majorität. | 

Der Minifter des Ausw. Mouftier gibt auf Befehl des Kaifers eine 
beſchwichtigende Erklärung ab: „Von ber tiefen Weberzeugung beherricht, daß 
bie wahrbaften und dauernden SIntereffen Frankreichs in ber Erhaltung bes 
europäiichen Friedens liegen, ift bie Faiferliche Regierung im ihren inter- 
nationalen Beziehungen nur von Gedanken ber Beſchwichtigung geleitet. 
Darum hat fie auch aus freiem Antrieb biefe Frage nicht in Anregung ges 
bracht. Die unbeflimmte Stellung von Limburg und Luremburg hat eine 
Mittheilung des Haager Cabinets an die franzöfifhe Negierung veranlaßt. 
Die beiden Herrfiher famen aud in die Lage über ben Beſitz Luremburgs 
ihre Anfihten auszutaufhen. Uebrigens hatten dieſe Beſprechungen (pour- 
parlers) noch feinen officiellen Charafter angenommen, als, von dem König 
der Niederlande über ihre Anficht befragt, die preußiiche Regierung die Be: 
flimmungen des Vertrags von 1839 anrief. Getreu den Principien, welche 
ftet8 unfere Politik geleitet, haben wir die Möglichkeit dieſes Gebietserwerbs 
niemals anders als unter brei Bedingungen verjtanden: die freie Zuſtimmung 
des Großherzogs von Luxemburg, die loyale Prüfung ber Intereſſen ber 
Großmächte, der durch eine allgemeine Abftimmung Tundgegebene Wunich ber 
Bevölferung. Wir find alfo geneigt, im Verein mit den andern Gabinetten 
Europa’s, die Claufeln des Vertrags von 1839 zu prüfen. Wir werben bei 
biefer Prüfung mit ber verföhnlichften Gefinnung zu Werke gehen, und wir 
glauben feft, daB der europätiche Friede durch diefen Zwiſchenfall nicht ges 
flört werden wird." Präſ. Schneider: Das nterpellationsrecht ſolle 
durch dieje Erflärung in Feiner Weife gehindert werben; die Geſuche würben 
baber an bie Ausſchüſſe zu überweilen fein. Thiers erflärt die Mittheilung 
der Regierung für ungenügend und verlangt tie Warlagr er wuXigtuun 
Depeſchen. Rouher: aus ber Mittheilung ver Kern IR ya, OR 
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die Sache noch nicht in das Stadium der diplomatiſchen Verhandlung ein⸗ 
getreten und die Regierung darum keine Depeſchen vorzulegen im Falle 
ſei. Die Interpellationsgeſuche gehen an die Ausſchüſſe. 

Giecle und Opinion nationale verlangen in offiziöſen Artikeln 
nicht den Beſitz Luremburgs für Frankreich, wohl aber die Räumung 
der Feſtung durch Preußen. 


April. (Luremburg) Gefehgeb. Körper: Die Anterpellationsgefuche 


ber Majorität bez. Luremburg werben zurüdgezogen, das ber Oppo⸗ 
fition von den Büreaur verworfen (indem fih nur 59 Stimmen 
dafür, 172 dagegen erklären). 


„ (&uremburg). Mouftier richtet eine Circulardep. nah London, 
Wien, Florenz und Petersburg; Frankreich will auf die Ceſſion 
Zuremburgs verzichten, wenn Preußen feinerjeit8 auf die Garnifon 
in ber Feſtung verzichtet. 
„ Der Gefeßgeb. Körper votirt Lamartine auf den Vorfchlag ber 
Regierung eine Dotation. 


„ Der Kriegsminifter erhöht die Taxe für bie Befreiung bom 
Kriegsdienft von 2300 Fr. auf 3000 Fr. 


„ (uremburg) Defterreich ſucht zwifchen Frankreich und Preußen 
zu vermitteln. Frankreich erklärt fich feinerjeitS zu jedem ber bor= 
gejchlagenen Arrangements bereit. 


„ Eine Verfügung des Kriegsminifters befiehlt allen Offizieren, 
Unteroffizieren, Corporalen und Brigadiers, die fi auf Urlaub be- 
finden, bis zum 30. April zu ihren Corps zurüd zu Tehren. 
„ Der Kriegsminifter ordnet eine allgemeine Appell-Revue der Re: 
fervemannfdaften an. Ein Theil derjelben fol überbieß vom 1. Mai 
bi8 30, Juni die vorſchriftsmäßige Erercierzeit durhmaden. Der 
offiziöfe „Conſtitutionnel“ conftatirt die Verſchlimmerung der Lage. 
Jules Favre ftellt im geſetzgeb. Körper ein neues Interpellations⸗ 
gefuch bez. ber Ruremburger Frage. 
» (Luremburg). Oefeßgeb. Körper: Der Staatsminifter bringt in 
einem Briefe an den Präfidenten auf Verfchiebung jeber Discuffion 
„weil die biplomatifche Lage ber Faif. Regierung die größte Zurüd- 
haltung auflege und fie e8 für ihre Pflicht halte, die Verantwortlich- 
keit für eine vorzeitige öffentliche Debatte nicht auf ſich zu nehmen.” 
Die Bureaur verwerfen in Folge davon neuerdings das Interpellations⸗ 
gefuh der Oppofition. 
„ (&uremburg). Preußen nimmt in ber Ruremburger Angelegen: 
heit den Vorſchlag einer Konferenz der Großmächte auf Grundlage einer 
Neutraliſation des Gebietes unter der Collectivgarantie der Mächte an. 
„ Der „Moniteur” rechtfertigt bie bisherigen Rüſtungen, erklärt 
aber zugleich, daß jetzt Teine weiteren Maßregeln mehr erforderlich 
fein mwürben, 
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3. Mai. Gefebgeb. Körper: Der Minifter des Ausw. macht ihm in 
Folge eines fpeziellen kaiſ. Decrets die offizielle Mittheilung, daß 

„die Großmächte heute mit dem König von Holland und Großherzog von 
Luremburg übereingefommen find, eine Conferenz zu eröfinen, in welcher alle 
auf die Ruremburger Angelegenheit bezüglichen Schwierigkeiten gelöst werben 
folen, und in welcher bie internationale Stellung biefes Gebiets auf ber 
Grundlage ber Neutralifation geregelt werben wirb.” | 

T. „ (Euremburg) Zufammentritt der Londoner Conferenz behufs 
fung der Luxemburger Trage. 

11. „ (uremburg). Schluß ber Londoner Conferenz und Unterzeich⸗ 
nung bes Vertrags über die Räumung ber Feſtung Ruremburg durch 
die Preußen und Neutralifation des Gebietes unter der Collectiv- 
garantie der Großmächte (f. Anhang zur Allg. Chronif). 

Der Prinz v. Wales trifft zum Beſuch des Tail. Hofes und der 
MWeltinduftrieausftelung in Paris ein. 

13, „ (Ruremburg). Geſetzgeb. Körper: Die Regierung macht dem: 
jelben offizielle Mittheilung über bie Nefultate der Londoner Con⸗ 
ferenz bezüglich Luremburgs: 

. ... Die franz. Regierung hatte ſchon Tange ihr Augenmerk barauf 
gerichtet, daß eine für die Sicherheit unferer Grenzen fo wichtige Frage un⸗ 
entſchieden blieb. Mochte diefe Sicherheit nun dur die Vereinigung bes 
Großherzogthums mit Franfreih oder burch irgendeine andere Combination 
gewährt werden — ber Haupipunft für und war, daß Preußen in ber neuen 
Stellung, welche ihm die legten Veränderungen in Europa bereitet hatten, 
nicht jenfeits feiner Grenzen und ohne jedes internationale Recht einen mili⸗ 
tärifchen Plaß behielte, welcher uns gegenüber eine eminent offenfive Stellung 
bedeutet. Wir waren berechtigt zu hoffen, daß unjere freundjchaftlichen Be⸗ 
ziehbungen zu dem Berliner Cabinet eine günitige Löſung herbeiführen würben; 
denn unſere Abfiht war ſtets: die gerechten Empfindlichkeiten Preußens zu 
Ihonen und, in einer Frage, welche in unfern Augen einen europäifchen 
Charafter hatte, eine Ioyale Prüfung ber Verträge und bes Intereſſes ber 
Großmächte zuzulaſſen. Wir beeilten uns dieß zu erflären und fo jeden 
Grund eines Conflict zu befeitigen. Die Mächte eröffneten unter fidh vor: 
bereitende Verhandlungen, in welche wir uns aus gerechter Zurüchaltung 
und Mäßigung abfihtlih nicht einmiſchten. Auf alle Fragen, bie an uns 
gerichtet wurden, antworteten wir, daß wir jede mit unfrer Sicherheit und 
Würde vereinbare Löſung annehmen würden, weldye bie Gabinette uns als 
geeignet den europäiſchen Frieden zu befeftigen empfehlen würden. Wir 
fönnen e8 nicht laut genug betonen, wie jehr fich die Mächte bei ber Auf⸗ 
gabe, die fie übernommen, von Unparteilichfeit und beim aufrichtigen Wunſch 
befeelt gezeigt haben, durch ein billiges und ehrenvolles Arrangement zum 
Ziel ihrer Anftrengungen zu gelangen. ... Die Taiferliche Regierung glaubt 
ih dazu Glück wünſchen zu follen, baß fie diefes Reſultat erzielte, und zu⸗ 
gleich conftatiren Fonnte, wie billig und freundfchaftlich ſich die Mächte in 
ihren Gefinnungen für uns gezeigt haben. Sie hält es enblich für anges 
mefjen die Thatfache hervorzuheben, daß es vielleicht zum erften Male einer 
Gonferenz gelang, ftatt daß fie auf ben Krieg folgte und nur bie Ergebniffe 
besfelben janctionirte, bem Kriege zuvorzufommen und Europa bie Wohl: 
thaten des Friedens zu erhalten. Es ift bieß ein werthvolles Anzeichen ber 
neuen QZendenzen, welche mehr und mehr in ber Welt zur Sctung WÄIIEN, 
und über bie ſich alle Freunde ber frieblihgen Inttigitte un Ver ERNST 
freuen ſollten.“ " 


+8 


Srankreid,, 


44. Mai. Das belgiſche Königspaar trifft zum Beſuch bes tail. Hofes und 


29. 


30. 


der Weltinpnitrienusftelung in Paris ein. 

Geſetzgeb. Körper: Zwiſchen der Regierung und ber Commiſſion 

für die Armeereform treten ſehr tief greifende Differenzen zu Tage. 
„ (Mexico). Querotaro fällt durch Verrath in die Hände ber Re— 
publifaner. Kaifer May wird gefangen und vor ein Kriegsgericht geftellt. 
„ Frankreich fchlägt im Einverftändniß mit Rußland eine allge- 
meine Abftimmung auf Candia über die Frage eines Anjchlufjes der 
Inſel an Griechenland vor. England und Oeſterreich treten dem 
Vorſchlage nicht bei und die Pforte will davon entſchieden nichts 
willen. 
„ Der gefebgeb. Körper genehmigt einen Gefeßentwurf zu Regelung 
bes Genoſſenſchaftsweſen im Wefentlihen nah den Wünfchen der 
Regierung. in Tiberales Amendement DOllivierd wird mit 161 
gegen 47 Stimmen verworfen und bie öffentliche Meinung bezeichnet 
das Geſetz als eine Halbheit. 


» In Paris bildet fich definitiv ein Comité für eine internationale 


und permanente Friedensliga, und biejes bejchließt ein biekfälliges 
Manifeft zu erlaflen. 

„ Die Regierung läßt die Idee einer allgemeinen Abftimmung auf 
Candia fallen und will fih mit einer Enquöte unter Theilnahme 
von Commiſſarien der Mächte begnügen. 


uni. Der Kaifer von Rußland trifft in Begleitung bes Fürften 


Gortſchakoff zum Beſuch des kaiſ. Hofes und der Weltinduftrieaus: 
ftelung in Paris ein. 
» Der Kaifer von Rußland wird beim Befuche des Yuftizpalaftes 
und bes Musde de Clugny in beleidigender Weife mit dem Rufe 
vive la Pologne empfangen. 
„ Der König von Preußen trifft in Begleitung des Grafen Bis: 
mard zum Beſuche des Faif. Hofes und der Weltinduftrieausftellung 
in Paris ein. 
„ Große Revue im bois de Boulogne zu Ehren des Kaifers von 
Rußland und des Königs von Preußen. Auf dem Rückwege nad) 
der Stadt mißlungenes Attentat bes Polen Berezowsky auf den 
Kaifer von Rußland. 
„  ©efeßgeb. Körper: Die Commiffion legt ihren Bericht über das 
von ihr nicht unweſentlich mobdificirte Heeresreformgejeb vor. 

In Paris erjcheint auf Koften des hannover'ſchen Hofes in 
Hicking ein gegen Preußen gerichtetes Blatt „In Situation”. 
„ Der Czar verläßt Paris ziemlich verſtimmt wieder. 
„ Hit weniger ald 36 Aboofaten Haben ſich zur DVertheibigung 


Berezowsky's angeboten. 


42.—14. Juni. Gejebgeb. Körper: Die Commilfion für das Preß⸗ und 
für das Verſammlungsgeſetz legen ihre Berichte vor. 


14. Juni. Abreiſe des Königs von Preußen. 
16. „ Der Vicekönig von Aegypten trifft in Paris ein. 


19. „ Eröffnung ber offiziellen internationalen Müngconferenz in Paris. 
| Prinz Napoleon wird zum Präfidenten berfelben ernannt. Daneben + 
tagt auch cine freie Münzconferenz. 


„ n (Merico). Kaifer Dar von Merico wird in Folge kriegsgexicht⸗ 
lichen Spruchs in Queroͤtaro erſchoſſen. 


21. „ Der geſetzgeb. Körper beſchließt zuerſt das Budget zu erledigen 
und dann erſt das Armeereformgeſetz, ſowie die Entwürfe eines 
Preß- und eines Verſammlungsgeſetzes in Angriff zu nehmen. _ 

Der Kriegsminifter Marfhall Niel richtet an den Oberften ber 
og. Antibes-Legign in Rom ein Schreiben, aus welchem deutlich 
hervorgeht, baß er dieſe Legion als einen integrirenden Beftandtheil 
ber franz. Armee betrachtet, was der Septemberconvention zwijchen 
Tranfreih und Italien unzweifelhaft widerſpricht. 


25. „ Senat: Scandalöſe Debatte gelegentlich einer Petition gegen bie 
Aufnahme gefährlicher Bücher in die Volks- und Arbeiterbibliothefen. 
S. Beuve ift der einzige, der fidy der Freiheit der Literatur gegen 
die inquifitorifchen ©elüfte des Senates annimmt. Am folgenden 
Tage werben bei 10,000 Karten bei ihm abgegeben. 


Sefeßgeb. Körper: Außerordentl. Verfammlung ter Budgetcom⸗ 
million, die Regierung verlangt die Bewilligung eines außerordentl. 
Credits von 158 Mill. für (bereits gemachte) Militärausgaben unb 
zwar durch Ausgabe von Schatzbons. 


29. „ ©efeßgeb. Körper: Die Bubgetcommiffton berichtet über den von 
der Regierung verlangten außerordentl. Militärcrebit von 158 Mil. 
und trägt auf die Bewilligung an; eine Minderheit ift indeß gegen 
die Ausgabe von Schabbons hiefür, ſondern will die 158 Mill. 
und bie in's Budget für 1869 eingeftellten weiteren außerorbentl, 
Militärausgaben zufammen burd ein Anlehen beden. Beginn ber 
Bubgetdebatte: Latour-Dumoulin, das Haupt der vorjährigen, bereits 
ziemlich verſchwommenen Mittelpartei greift Die äußere unb innere 
Politik der Negierung an, zumal ben Charakter der Unbeftändigfeit 
ihrer auswärtigen Politik. 


30. „ (Merico) Die Nachricht vom Tode des Kaiſers von Mexico 
trifft in Europa ein. Der bereits verabrebete Beſuch des Kaijers und 
ber Kaiferin von Defterreih in Paris wird dadurch vorerſt vereitelt. 


— „ Einlabung zu einer internationalen Krienawaigtrng, Wr, SU 
5. Sept. in Genf abgehalten werben oðC. 
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1. Juli. Glanzvoller Schluß der Weltinduftrieausftelung burd ben 
Kaifer. Preisvertheilung. Rede des Kaifers. Die bereits ein- 
getroffene Nachricht vom Tode des Kaifers Mar von Mexico wirb 
vorerſt verſchwiegen und erjt am folgenden Tage veröffentlicht; Ein- 
ftelung aller weiteren Teftlichkeiten. 

32 , Geſetzgeb. Körper: Schluß der Generalbebatte über das Budget, 
Thiers verfchiebt die von ihm angefündigte Rede über Mexico. 

5. „ Die Präfidenten beider Kammern zeigen benfelben ben Tod des 

Kaiſers Mar von Merico offiziell an und glauben dabei das Ber: 
fahren der fiegreihen Mericaner nicht ftarf genug branbmarfen zu 
Finnen: Präfident Schneider nennt es eine „verrudte That”, Präf. 
Troplong ein „graufiges Verbrechen gegen die SKriegsgefeße, das 

WVölkerrecht und die Menjchheit.“ 

7. „ Der Moniteur entblödet fich nicht, in einem ausführlichen Artikel 
über den Ausgang der Tragödie in Merico jchließlich die Verein. 
Staaten gegen die in Merico fiegreiche Partei zu heben. 

8. „Geſetzgeb. Körper: Debatte über den 158 Mill. Credit. Rebe 
Larrabure's (früher der hauptſächlichſte Dränger auf Verminderung 
bes Militärbudgets) gegen Preußen und für eine Allianz Frankreichs 
mit Defterreih gegen jenes, ſowie für die von der Regierung ver: 
langte Armeereforn. Der Credit wird ſchließlich mit 236 Stimmen 
gegen bloß 12 bewilligt. 

„nv Ankunft des Königs von Württemberg in Paris. 


9, „ Der Oberft Lopez, der den Kaifer Mar verrathen, wirb als 

| Ritter der Ehrenlegion begradirt. 

» u Sefebgeb. Körper: Beginn der Specialbebatte über das Budget. 
Rede Thiers’ über Merico (das ganze Unglück rühre aus Mangel 
an Controle der Nationalvertretung gegenüber ber kaiſerl. Regierung 
her) und Favre's (der Erzh. Mar fei im Vertrauen auf die franz. 
Verſprechungen nad Merico gegangen und fein Blut falle daher auf 
Tranfreich zurüd). Rouher proteftirt auf's entfchiedenfte gegen dieſe 
Anſchauung. 

10. „ Durch kaiſ. Decret werben bie durch Decret vom 15. Nov. 1865 
unterdrückten zwei Compagnien per Linien-Infanterie-Regiment wieder 
hergeſtell. Den Vorwand dazu gibt die Rückkehr einer Anzahl über— 
ſchüſſiger Compagnien aus Merico, die nun in der Geſammtarmee 
unterzubringen ſeien. 

12. „Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Ollivier hält eine förmliche 
Nede als Minijtercandidat gegen Rouher, den er höher als einen 
Eonfeilspräfidenten, höher als einen Major domus, als den un: 
verantwortlichen „Vice-Kaiſer“ bezeichnet und mit der Alternative 
ſchließt: Krieg ober Freiheit ober allmäliger Untergang in ber öffent: 

lichen Ungunft und Mißachtung. Er verlangt. warten ir Mt: 
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ſchaffung des Staatsminifteriums und damit bie Herftellung eines 
verantwortlichen Miniſteriums. Maßloſer Angriff Glais-Bizoins 
auf die Regierung (Eſelsohren). 

13. Juli. Der Kaiſer verleiht Rouher als Antwort auf die Rede Olliviers 
als höchſte Auszeichnung den Stern der Ehrenlegion in Diamanten. 

14. E. de Girardin ſetzt der Auszeichnung des Kaiſers für Rouher 
in feiner „Liberte” eine Zuſammenſtellung aller früheren Behaupt⸗ 
ungen, Verſprechen und ‘Prahlereien des Staatsminifters bez. Merico 
entgegen. (Rouber bat weder Latour: Dumonlin am 29. Juni, 
noch Larrabure am 8., noch Thiers am 9., noch Olliviers am 12. 
Juli geantwortet). 

415. „Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Allgemeine Debatte über ben 
Militäretat und die Lage Frankreichs. Neben von Garnier: Pages 
(über Deutſchland), Favre und Rouber. | " 

» r Die Jury erklärt Verezowsky für ſchuldig, aber unter mildern- 
den Umjtänden (offenbar weil fie einer eventuellen Begnabigung 
nicht traut), worauf ihn ber Gerichtähof zu lebenslänglicher Galeeren⸗ 
ftrafe verurtheilt. Das Plaidoyer des Vertheidigers Arago ift eine 
förmlihe Anklage Rußlands wegen Polen. 

16. „ Geſetzgeb. Körper: Budgetdebatte. Der Kriegsminifter Niel gibt 
Aufichlüffe über die Vermehrung der Armee und des Kriegsmaterials 
zur Zeit der Luremburger Affaire und die Verwendung ber 158 
Mill. Das gefammte Militärbudget wird ohne Abjtrih fait ein- 
ftimmig genehmigt. 

17.— 18. Juli. Senat: Debatte über die Aufhebung ber Schulphaft. 
Der AJuftizminifter Baroche droht mit dem Kaiſer und Rouher muß 
wicber bejänftigen. Trotzdem jebt die Regierung ihre Vorlage nur 
mit äußerſter Mühe burch, indem eine Zurüdweifung bes Entwurfs 
an ben gejeßgeb. Körper nur mit 53 gegen 46 Stimmen ver: 
worfen wirb. 

20. Juli. Der König und die Königin von Portugal treffen in Paris ı ein. 

21. „ Der König von Bayern trifft in Paris ein. 

„nr Die Kalferin gebt auf zwei Tage zu einem intimen Befuche ber 
Königin Victoria nah Osborne. 

v»  " Die dfterreihifhe Militärmuſik und Militäruniform wirb in 
Paris ſehr demonftrativ gefeiert. 

22. „Geſetzgeb. Körper: Schluß der Budgetdebatte. Das orbentliche 
Budget wird mit 420 gegen 15 Stimmen angenommen. 


Thier8 und Berryer verlangen endliche genaue Rechnung ber 
mericanijhen Koften. Die Majorität ſucht das Begehren heftig und 
tumultuariſch zu erſticken. 

Senat: Debatte über eine Petition Tür Eintühnng wi HRS 
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riſchen Untertichts. Michel Chevalier erklärt ſich dafür, Rouland 
(ultramontan) heftig dagegen. Die Petition wird durch Tages⸗ 
ordnung beſeitigt. 

23. und 24. Juli. Geſetzgeb. Körper: Neue aufregende Debatten wegen 
Mexicos. Der berüchtigte Vertrag Foulds mit dem Comptoir 
d’Escompte gelegentlich der letzten mexicaniſchen Anleihe wird von 
Rouher nicht als definitiv gelöst betrachtet. Verächtliche Behandlung 
Caſſagnac's durch Berryer. 

25. Juli. Ein kaiſ. Decret ſchließt die Seſſion des geſetzgeb. Körpers. 
Die Armeereformfrage ſowie die Geſetzesentwürfe über die Preſſe 
und das Verſammlungsrecht bleiben bis zum Winter verſchoben. 

27. „ Der Moniteur dementirt die angebliche Note an Preußen wegen 
Rorbichleswigs (weil nur Inſtruction, nicht eigentliche Depeche zur 
Mittheilung). — Frankreich zieht ein. 

30. „ Die öfter. Militärmufit wird .in Paris nochmals und zwar in 
Gegenwart des Kaiſers und der Kaiferin bemonftrativ gefeiert. 

— „EScoandalöſe Borgänge zwilchen den Gafjagnac’s und Vermorel 
vom „Eourrier francais”, ſowie zwifchen jenen und den Söhnen 
des Minifters Duruy. 

— „  Milfion des General Dumont nah Rom (|. Rom). 


— Aug. Der Bolizeipräfeet von Paris vermweigert zweimal die Erlaubniß 

zu Abhaltung des auf den 16.—18. Aug. angefeßten internationalen 
Congreſſes der Cooperativ-Arbeitervereine und der Minifter bes In— 
nern bejtätigt fchließlich das Verbot. Der Vertreter der beutichen 
Bereine biefer Art Schulte: Deligich veröffentlicht: über das Verbot 
ein ſehr ſcharfes Urtheil. 
» Der „Moniteur“ ſucht über die Miſſion des General Dumont 
nah Rom zu beſchwichtigen, indem er bie Reiſe besjelben als eine 
bloß gelegentliche barjtelt und bie Rede besjelben für apofryph 
erklärt. 

2. „ Der König von Schweden, der Kronprinz Humbert von Italien 
und der Fürft von Serbien langen in Paris an. 

3.—4. Aug. Erneuerungsmwahlen des Drittel$ ber Oeneral- und Xr- 
rondifjementsräthe in ganz Frankreich. Die Wahlen fallen burd- 
aus nicht zu Gunften der Oppofition aus, die verhältnigmäßig nur 
ſehr wenige ihrer Candidaten durchſetzt. 

8. Aug. (Mexico). Der franz. Geſandte Dano verläßt endlich zu großer 
Beruhigung der franz. Regierung unbehelligt Mexico und ſchifft ſich 
(am 16. Aug.) in Veracruz nach Europa ein. 

nn Der Kaiſer gebt nach Chälons in's Lager. 

2» Die Nachmahlen für die Generalräthe fallen für die Oppoſition 

.Verbälnigmäßig etwas günftiger aus. 


43. Aug. Der König von Griechenland trifft in Paris ein. 

45.1 „ eier des Napoleonstages, Der Kaifer richtet von Chälons aus 
einen Brief an den Minifter des Innern LRavalette über den Aus: 
bau eines Nebes von Bicinalftraßen binnen 10 Jahren. 

18.—21. Aug. Zuſammenkunft des Kaifers mit dem Kaifer und ber 
Kaiferin von Defterreih in Salzburg. Napoleon ift von feinem 
feiner Minifter begleitet (Rouber mweilt in Karlsbad), der Kaiſer von 
Defterreich dagegen vom Reichskanzler v. Beuft, vom ungarifhen 
Minifterpräf. Andraſſy und von feinem Geſandten in Paris Fürft 
Metternich. Der Kaifer der Franzojen wird auf ber Durdhreife 
bon ben ſüddeutſchen Fürften begrüßt. In Salzburg muß fi 
Napoleon überzeugen, daß Oeſterreich zwar ſehr geneigt iſt, mit 
Frankreich in ein näheres Verhältniß namentlih mit Bezug auf den 
Drient zu treten, aber vor allem aus ein abjolutes Friedensbedürfniß 
fühlt und nicht die geringjte Luft bat, mit Frankreich eventuell auch 
gegen Preußen vorzugehen. | 

25. Aug. Ein kaiſ. Decret vernichtet ben Beſchluß des Generalraths des 
Rhone:Departements bez. Wiederherftellung des freien Gemeinderathes 
von yon. Die Bertreter der Stadt im ©eneralrathe legen in 
Folge davon ihr Mandat nieder. Die Erwartung, daß bie General: 
räthe der Stimmung der Bevölkerungen gegen die Armeereform 
Ausdruc geben würden, bat ſich nicht bejtätigt: in den meilten wird 
nit einmal ein Verſuch der Art gemacht, im Departement Aube 
ein foldher abgelehnt, im Departement de la Sarthe nur fhüchtern 
gewagt: nur in einem einzigen, dem Departement ber Seine und 
Marne fommt ein entj&hiebener Beſchluß zu Stande, 

26. „ Großer internationaler Congreß von Hülfsvereinen für bie auf 
dem Schlachtfeld verivundeten Militärs (Oenfer Convention) in Paris, 


26.— 30. Aug. Reife des Kaifers und ber Kaiferin nah Arras, Lille 
und Amiens zur Aubiläumsfeier der Vereinigung Flanderns mit 
Tranfreid. In Lille Hat fih troß ber Einladung fein einziger 
belgifcher Geſangverein zu ben Feltivitäten eingefunden. Der König 
von Belgien begnügt fi, das franz. Kailerpaar in Roubais durch 
eine Abordnung begrüßen zu laſſen. Reben bes Kaifers in Arras, 
Lille (die ſchwarzen Punkte) und Amiens. Im Mebrigen ift der 
Befuh ein wahrer Triumphaug. 

Nede in Arras: „... Sie haben Recht, Ihr Vertrauen in bie Zus 
funft auszufpreden; nur bie [hy wachen Regierungen find es, welche in äußeren 
Berwidlungen eine Ableitung (diversion) nad Außen für bie Verlegenheiten 
im Innern ſuchen. Schöpft man aber feine Kraft aus der Maſſe bes Volks, 
jo hat man nur feine Pflicht zu thun und den dauernden Intereffen des Landes 
zu genügen; indem man bad nationale Banner bochhält, läßt man fi 
doch zu feinem unzeitigen Eifer (entrainements) hinreigen, ec wär wa \n 
patriotijch fein. Ich danke Ihnen für die Seühle, wir Sir wir \ir Se 
Keiferin und meinen Sohn ausbrüden, Sem Sie Üheryrunt, TR TNÄM 
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meine Hingebung für Frankreich theilen, und daß ihr größtes Glück wäre 
alles Ungluͤck zu tilgen, alle Leiden zu lindern.“ 

Rede in Lille: „Als ich vor einigen Jahren zum erſten Mal dieſes 
Departement beſuchte, lächelte alles meinen Wünſchen. Ich hatte mich eben 
mit der Kaiſerin vermählt, und ich kann ſagen, daß ich mich eben auch mit 
Frankreich vor acht Millionen Zeugen vermählt hatte. Die Ordnung war 
wiederhergeſtellt, die politiſchen Leidenſchaften waren beſänftigt und eine neue 
Aera der Größe und des Gedeihens ſtellte ſich für unſer Land in Ausſicht. 
Im Innern ließ die Einigkeit unter allen guten Bürgern das friedliche 
Herannahen ber Freiheit ahnen, und nad Außen ſah ich unſere ruhmvolle 
Sahne jede gerechte, ber Givilifation förderliche Sache deden. In vierzehn 
Jahren baden fich viele meiner Hoffnungen erfüllt, viele Fortfchritte vollzogen. 
Doch verbunfeln auh ſchwarze Punkte unjern Horizont. Wie mid das 
Glück nicht geblendet hat, fo follen mid) vorübergehende Unfälle nicht ent⸗ 
mutbigen. Und wie jollte ih den Muth verlieren, wenn ich das Volk von 
einem Ende Frankreichs Bis zum andern die Kaijerin und mich mit feinen 
Zurufen begrüßen fehe, in die ſich ftets ber Name meines Sohnes mijcht! 
Heute komme ich nicht um einen ruhmvollen Jahrestag in ber Hauptſtadt 
bes einfimaligen Flanderns zu begehen, fondern um mid nad Ihren Bebürf- 
niffen zu erfundigen, den Muth der Einen aufzurichten, das Vertrauen Aller 
zu befeitigen und das Gedeihen dieſes großen Departements durch weitere 
Beförderung des Aderbaues, der Induſirie und bes. Handels nah Möglich- 
Teit zu vermehren. Sie werden nic, meine Herren, im dieſer edlen Aufgabe 
unterftüßen, aber Sie werben nicht vergeflen, daß bie erite Bedingung bes 
Gedeihens einer Nation, wie bie unfere, darin befteht, das Bewußtſein feiner 
Kraft zu haben, fich nicht durch eingebildete Beſorgniſſe niederichlagen zu 
laſſen, und auf die Weisheit und, den Batriotismus der Regierung zu zählen.“ 

Nede in Amiens: „Ach Habe jegt mit der Kaiſerin Frankreich von 
Straßburg bis Dünkirchen durchzogen, und überall erfüllte uns die warme 
und fompathifhe Aufnahme bie wir fanden mit bem Tebhafteften Dank, 
Nichts konnte — ich freue mich e8 zu conftatiren — das Vertrauen eridüt- 


- tern, melches das franzöfiihe Volk feit beinahe 20 Jahren in mich gefeßt bat. 


Es würdigt in ihrem ganzen Umfange die Schwierigkeiten, welche wir zu 
überwinden hatten. Der Mikerfolg unferer Politik jenfeits des Dceans bat 
das Präftigium unferer Waffen nicht verringert, denn überall befiegte der 
Muth unferer Soldaten jeden Wiberftand. Die Ereigniffe, welche fih in 
Deutſchland vollzogen, haben unjer Land nicht aus feiner würdigen und 
ruhigen Haltung treten laſſen, und es rechnet mit Necht auf die Erhaltung 
bes Friedens. Die Aufveizungen einer geringen Anzahl haben die Hoffnung, 
freifinnigere Einrichtungen frieblih in das öffentliche Leben eindringen zu 
ſehen, nit zu Schanden gemacht; endlich hat die augenblidliche Stockung 
des Handelöverfehrs die gemwerbetreibenden Klafjen nicht gehindert mir ihre 
Sympathien zu bezeugen und auf die Bemühungen der Regierung für einen 


neuen Aufſchwung ber Gefchäfte zu zählen. Dieſe Gefinnungen bes Ver⸗ 


trauens und der Hingebung finde ich mit Vergnügen in Amiens wieder, in 
biefem Tepartement ber Somme, welches mir ftetS eine anfrichtige Anhäng⸗ 


lichkeit bewieſen und wo ein Aufenthalt von ſechs Sahren mir gezeigt hat, 


baß das Unglüd eine gute! Schule ift, um bie Laſt der Negierung ertragen 
und die Klippen bes Glücks vermeiden zu lernen. . . .* 


7. Sept. Der Kaifer geht mit dem Hofe nah Biarritz. " 


» Der Oredit mobilier ift endlich an einer entſcheidenden Kriſis 

angelang; Stürmifche Sitzung bes Verwaltungsrathes: Austritt ber 

Gebrüder q xeire. Bis zur Entſcheidung durch die Generalverſamm⸗ 
MM 
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lung treten die HH. Germiny, Delahaut und Oanneron (von ber 
Regierung ernannt) an ihre Stelle. Das Journal des Actionnaires 
ergreift die Gelegenheit zu einem fchneidenden Artikel über bie 
finanzielle Lage des Landes und wird dafür, zum erften Mal wieber 
jeit dem 19. Januar d. J., mit Beſchlag belegt. Kine Anzahl 
Actionäre des Credit mobilier befähließen, für die im Jahre 1866 
(freilih nur mit Bewilligung des Staatsraths) erfolgte Verdoppe⸗ 
lung bes Nctiencapitals als betrügerifche Schwindelei, da das Inſtitut 
bamals ſchon längſt unter pari ſtand, den Verwaltungsrath per- 
fönlih vor Gericht auf Schabenerfaß zu belangen. 


23. Sept. Kriſis in Italien: Das Mittelmeergefchwader iſt in Toulon 


bereit, jeden Augenblick die Anker zu lichten und bie in und ug 
Zoulon gefammelten 12—15,000 Dann Landungstruppen werben 
bort zurüdgehalten iroß der Berhaftung Garibaldi's durch bie ital, 
Regierung. 


1. Oct. Rouher und Lavalette gehen zu Berathungen über bie Rage der 


14. 


16. 


19. 


Dinge in Stalien und Rom nad Biarrik zum Kaifer, von wo fie 
am 5. Det. wieber zurückkehren. 

„ Die Bank von Franfreih escomptirt die erſten 2 Mill. der bem 
Credit mobilier' unter perfönlicher Garantie der HH. Pereire ꝛc. 
borzufßhießenden Summen, um eine Snfolvenzerflärung besjelben zu 
verhüten und feine Liquidation anzubahnen. 


„ Eine faif. Verfügung beftimmt, baß bie jungen Soldaten ber 


zweiten Abtheilung des Contingents von 1866 in den Inſtructions⸗ 
depots vom 2. Nov. 1867 bis zum 2. April 1868 zu verweilen 
haben, um ihre vorjhriftsmäßigen zwei Erercierperioden mit einem 
Male abzumadhen. 

„ Germiny wird durch Faif. Decret auch zum Präfidenten der mit 
dem Credit mobilier verbundenen Societe immobiliere ernannt. 


„ Streit zwifchen den Barifer Fabrilanten mit dem Seinepräfecten- 
Haußmann über das Octroi auf gewiffe Rohſtoffe. in Fabrikant 
läßt ſich auspfänben. 

„ Der Kaifer trifft von Biarritz in St. Cloud ein. Miniſterrath 
unter AZuziehung bes Erzbifhofs von Paris behufs eines entz 
ſcheidenden Schrittes in der römifch:tlalienifhen Frage. Es wird 
befchloflen, Stalien eine Art. Ultimatum zu ftellen und darauf Ant: 
wort binnen drei Tagen zu fordern. Inzwiſchen fol ſich außer ben 
un Toulon gefammelten Truppen aud bie Divifion Dumont in 
Lyon bereit halten, auf den erſten Wink zur Einfchiffung bohin 
abzugehen. 

„ Neuer Miniſterrath in St. Cloud, dem auch die Kaiſerin bi 
wohnt. Die Antwort ber ital, Regierung iſt noch nicht eingetroffen. 
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Ein Schreiben des Könige Vietor Emanuel gewährt feine Be⸗ 
ruhigung. Der Befehl zur Einſchiffung der Truppen geht nad 
Zoulon ab. 

20. Oct. General Faily geht nad) Toulon ab, um ben Oberbefehl über 
bie neue römiſche Expedition zu übernehmen. 20,000 Mann find 
nah Toulon auf dem Wege. Die Antwort der ital. Regierung 

’ trifft ein und lautet ablehnenb ober doch ausweichend. Die Brigade 
Polhes wird in Toulon eingefhifft und die Dampfer Heizen zur 
Abfahrt. . 

21. „ In Folge der Entlaffung Rattazzi's und der Berufung Gial: 
dini's in Florenz wirb ber Abgang ber Expedition nad Rom vor⸗ 

J erſt wieder ſiſtirt und die bereits eingeſchiffte Artillerie wieder aus⸗ 

»geſchifft. Die Truppen bleiben inzwiſchen in Toulon und beziehen 
ein Lager. Ä Ä 

23. „ Der Kaifer von Defterreih trifft in Paris ein, 


2. „ Auf die Nadridht, daß Cialdini in Florenz fein Minifterium zu 

| Stande bringe, beſchließt der Minifterrath unter dem Vorſitze des 
Kaifers die Ausführung ber Interpention in Rom und in ber Nadt 
geht der Befehl zur Einſchiffung der Truppen nach Toulon ab. Zu: 
gleich richtet der Minifter des Ausw. Mouftier eine Circulardep. 
an die Vertreter Frankreichs im Auslande über die Abficht und bie 
Tragmeite der Intervention und regt die Idee eines Congrefjes der 
Mächte behufs Erwägung der römischen Frage an. 

„Wir wollen uns nicht bamit befaffen, bie aufeinanderfolgenden Zwiſchen⸗ 
fälle aufzuzählen, welche die Krifis hervorgerufen und bis zu ihren Con⸗ 
fequenzen getrieben haben, eine Kriſis, bie ebenjo bedrohlich für die Sicher: 
"beit des heil. Stuhles als gefährlich für die wahren Intereſſen Ktaliens ift. 
Es genügt uns, biefe Krifis von dem Gefichtspunft unſeres Rechtes und 
unferer Ehre ind Auge zu faſſen und die Pflichten darzuthun, bie fi für 
uns daraus ergeben. Der Septembervertrag wurde von ber italienischen Re— 
gierung hervorgerufen unb aus freien Stüden unterzeichnet. Er legte ihr 
die Verpflichtung auf, die Grenzen ber päpftlichen Staaten nachdrücklich gegen 

* Angriffe von Außen zu ſchützen. Niemand kann heute mehr bezweifeln, daß 
dieſe Verpflichtung nicht erfüllt wurbe, und daß wir im Rechte feien, bie . 
Dinge in den Stand zurüdzuverfegen, in welchem fie fich vor ber loyalen 
und vertrauenspollen Ausführung unferer eigenen Verbindlichfeiten, durch die 
Räumung Rome, befanden. Unjere Ehre legt uns ficherlich die Pflicht auf, 
nicht mißzuverfennen, welde Hoffnungen bie fatholiiche Welt auf einen Aft 
gegründet hat, der unfere Unterjchrift trägt. Wir halten indeß auch darauf 
auszufprehen, baß wir in feiner Weile eine Dccupation erneuern wollen, 
beren Bebeutuung wir, befler als irgend Jemand, ermefjen. Wir werden von 
feinem feindjeligen Gedanken gegen Stalien beherriht; wir bewahren ein 
treues Gedächtnig für die Bande, die ung mit ihm vereinen; wir find aber 
auch überzeugt, daß ber Geift der Orbnung und Gefeplichfeit, bie einzige 
Grundlage feines Gedeihens und feiner Größe, fi alsbald offen und beutlich 
bethätigen werde. Sobald das päpſtliche Gebiet befreit und die Sicherheit 

wiederher enellt fein wird, werden wir unfere Aufgabe vollendet haben und 
ung uni en. Aber von nun an müſſen wir auf das gegenſeitige Ver⸗ 

+ BA — 2 — Italien und dem heil. Stuhl die Aufmerkſamkeit der Mächte 


26. 


28. 


” 
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hinlenken, welde, gleich uns, ein Intereſſe daran haben, in Europa bie 
Prinzipien der Ordnung und bes Beſtandes zur Geltung zu bringen. Wir 
zweifeln nicht, daß fie Fragen, mit welchen ſich für eine fo große Zahl ihrer 
Unterthanen ſittliche und veligiöfe Intereſſen des erhabenften Charakters vers 
binden, mit dem aufrihtigen Wunſch erörtern werben, biefelben zu Iöfen. 
Dieß find, mein Herr, die Erwägungen, welchen Geltung zu verichaffen Sie 
bemüht fein wollen, und welche, ich hege das Vertrauen, bie Regierung 
würdigen wirb, bei der Sie beglaubigt find.“ 


Dct. 6 Uhr Morgens: Die Transportflotte geht mit den Erpeditions⸗ 


truppen von Toulon in See. 9 Uhr: Neue Contreordre von Paris 
aus, da Cialdini die Hoffnung hegt, doch ein Miniſterium zu 
Stande zu bringen. Nachmittags: Die Hoffnung Cialdini's beſtätigt 
fich nicht. Abends: Von Paris trifft der Befehl in Toulon ein, 
ſofort in See zu gehen. Das erſte Transportgeſchwader geht bee 
finitiv nach Civitavecchia ab. 

„Abgang des zweiten Transportgeſchwaders von Toulon nach 
Civitavecchia. 

„Bankett im Pariſer Stadihauſe zu Ehren des Kaiſers von Oeſter⸗ 
reich. Toaſt des Kaiſers Napoleon, Antwort des Kaiſers Franz 
Joſeph. 

„ Die erften Franzoſen rücken wieder in Rom ein. 


„ Stürnmiſche Situng des (von ber Regierung ernannten) Gemeinde: 
rath8 von Paris wegen der Trage eines Anlehens, um bie For: 
derungen ber Societ6E immobiliere zu befriedigen. Baron Hauß— 
mann wird wegen feines Gebahrens mit ben Finanzen ber Stabt 
mit einer ihm bisher ungewohnten Rückſichtsloſigkeit angegriffen. 
„Frankreich richtet mit Rußland, Preußen und Stalien an bie 
Zürfei eine Collectiv-Erflärung, ber fih England und Oeſterreich 
nicht anſchließen (f. Türkei). 


. Nov. Auf die Notification des Einrüdens der italienifhen Truppen 


in den Kirchenſtaat antwortet die franz. Regierung weder mit einer 
Kriegserflärung, noch aud nur mit einem förmlicdyen Proteft, ſon⸗ 
dern begnügt fi, zu erklären, daß fie diefen Schritt auch „nicht 
im Entfernteften mit ihrer Gutheißung decken könnte,“ vielmehr 
„darüber ihr Lebhaftes und aufrichtiges Bedauern“ ausſprechen müffe, 
„  Wieberabreife des Kaifers von Oeſterreich. 

„ Niederlage der Garibaldianer bei Mentana, nicht durch die päpft- 
lichen, ſondern durch bie franz. Truppen. „Das Chaffepotgewehr 
hat Wunder gethban” (ſ. Rom). 

„ Kine Note des franz. Geſandten in Konjtantinopel an die Pforte 
bezeichnet wieder eine Schwenkung Tranfreihe gegen Rußland: 
Frankreich beruhigt fich feinerfeits mit der ablehnenden Antwort der 
Collectivnote durch die Türkei und bie offiziöfe Preffe ift bemüht, 
bie Theilnahme Frankreichs an ber Collectivnote Defterreich und 
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dem Salzburger Einverftänbnig gegenüber zu erflären und zu ent: 
ſchuldigen. 


10. Nov. Frankreich ladet durch Circulardep. ſämmtliche größere und 


. 


fleinere Staaten Europas zu einem Congreß über bie römiſche 
Trage ein: 
„Beleelt von den Empfindungen einer loyalen Freundſchaft in Rüdficht 


auf Italien und durchdrungen von der Wichtigkeit der Intereſſen, welche fich 
auf die Sicherheit und Unabhängigfeit des päpftlichen Thrones beziehen, bat 


der Kaifer nie aufgehört, mit lebhafter Betrübniß und beftändiger Sorge 


ben Antagonismus zu jehen, in welchen bie Ereigniſſe die Regierungen des 
Papſtes und Victor Emanuels verjegt haben. Unfer höchſter Wunſch war 
gewefen, die Möglichkeit eines guten Einvernehmens zu entbeden und biefes 
Refultat in Betracht zu ziehen. Wir haben Feine Anflrengung unterlaffen, 
welche eine beſonnene Beobachtung ber Thatſachen uns an die Hand gab, 
und die Aufzählung der Mittel, welche wir angemwenbet haben, würde eine 
weitläufige fein. Weniger präoccupirt troßdem zu einem unmittelbaren Res 
fultat zu gelangen, als aufmerffam darauf nicht Durch verfrühte Verſuche ein 
Reſultat bloßzuftellen, welches allein bie Zeit fruchtbar machen kann, haben 
wir uns beftrebt, die Agitationen einerjeit8 und das Mißtranen anbererfeits 
zu beſchwichtigen, und dieß war bie Tendenz des Vertrags vom 15. Sept. 1864. 
Indem wir das Schidjal des Pontificats unter den Schuß des Ehrenmworts 
ftellten, das Stalien Franfreich gegeben, bot biefe Thatjache für Rom Sicher: 
heit, der italienischen Regierung dagegen das Mittel, buch bie Loyalität 
feiner Haltung die Beunruhigung und das Mißtrauen, welches tief im bie 
Gemüther eingedrungen, zu beihwichtigen. Dieſe vorausfichtlihe Haltung 
batte die Beftimmung, vom Augenblid an, wo fie Früchte zu tragen begann, 
die Leidenichaften zu beruhigen, welche unter der Form des Patriotismus immer 
verſucht haben, ben Geijt bes italienischen Volks aus feinen natürlichen 
Bahnen zu lenken, um jene Leidenfchaften zu Werkzeugen der Unordnung zu 
mißbrauchen, einer Unordnung, welde bie revolutionäre Partei überall mit 
bemfelben Ziel und mit denfelben Mitteln herbeizuführen verfuht. Die Er: 
eigniffe, welche auf der Halbinfel fo eben flattfinden, bringen eine fchivere 
Lehre mit fih, und find von der Art die europäifchen Gabinette zu prä- 
occupiren. Wenn die Negierung bes Kaifers die mit ihr eingegangenen Gon= 
ventionen unverlegt aufrecht erhalten mußte, und wenn fie durdy ihre Feltig- 


keit den Gefühlen der Mäßigung, welche in Stalien bie Größe bes Landes 
anf nicht chimäriſchen Grundlagen zu errichten hoffen — neue Stärfe ver: 


lieben, jo ift das nicht ein Grund um bie Aufgabe, welche burch die Er: 
eigniffe Frankreich auferlegt war, ausſchließlich auf fie allein zurüdfallen zu 
falten. Ihre Anftrengungen müſſen, um vollftändig wirkffam zu fein, in 
hohem Grabe von den andern Regierungen getheilt werden, bie nicht weniger 
intereffirt find, die Principien ber Ordnung und Stabilität in Europa zur 
Geltung zu bringen. Heute erifliten die Erwägungen nicht mehr, bie zu 
einer andern Zeit den europäifchen abinetten die Prüfung folder Fragen 
Ihwierig machten. Bon den Mächten anerkannt, in Frieden mit ihnen und 
nur mit feinen eigenen Bewegungen bejhäftigt, kann Stalien nicht eine 
birecte Urfache der Unordnung und bes Conflicts fein, allein man kann nicht 
läugnen, baß feine und Roms Situation in ernſter Weife an bie Aufmerf- 
famfeit aller appellirt, weil dieſe Situation eine Gelegenheit der Verwirrung 


. und ein Vorwand des Vorurtheils if. Dank ben Principien, welche in der 
mobernen Welt vorherrichend geworden, wirb ſich Feine Regierung freiwillig 
von ber Pflicht losſagen, ihren Unterthanen jeder Confeſſion bie berechtigte 
Befriedigung, welche ber Triebe ihres Gewiſſens forbern Tann, zu verſchaffen. 


Wir zweifelg daher nicht, daß von biefem Gefihtspunft aus bie europäifchen 
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Regierungen ben Vorſchlag, weldhen wir ihnen machen, fi in einer Con⸗ 
ferenz zur Prüfung diefer wichtigen ragen zu vereinigen, mit Bereitwillig: 
Teit annehmen werden, Indem fie jo die Thatfahen mit Ruhe und Auf: 
merkjamfeit erörtern, wird biefe Verjammlung, welche untergeorbnneten Rüds 
fihten unzugänglich fein wird, die Grundlagen für eine Arbeit finden, deren 
Grenzen wir ben Augenblid nicht beflimmen dürfen, unb beren Rejultate 
wir nicht verauszufehen vermögen. Wollen Sie dieſen Gegenftand der Aufe 
merfjamfeit der Regierung unterbreiten, bei welcher Sie accrebitirt find. 
Unjrerfeits haben wir das Vertrauen, daß dieſe Regierung fich nicht bebenfen 
wird, eine günftige Antivort zu geben, und baß fie erfennen wird, wie 
günftig die Umſtände zu einer unmittelbaren Zuſammenkunft ber Bevoll: 
mächtigten find.” 

12. Nov. Der „Moniteur” erflärt, daß bie franz. Truppen nicht in Rom 
bleiben, fondern allmälig in Civitavechia concentrirt werben follen. 


413. „ Mopification des Minifteriums: Lavalette wird entlaffen und 
Pinard (mit clericaler Färbung) zum Minifter des Innern ernannt, 
Rouher gibt das Finanzminifterium an Magne ab. 


16. „ Marſchall Bazaine wird zum Nachfolger Yorey’s in Nanch 
ernannt. 


18. „ Cröffnung der Kammern. Thronrebe des Kaifers: 

„... Seitdem Sie auseinandergegangen find, haben ungewiffe Beſorg⸗ 
nifje den öffentlichen Geift in Europa befallen und überall die gewerbliche 
Bewegung und den Hanbelsverfehr eingeſchränkt. Trotz der Erflärungen 
meiner Regierung, deren friedliche Haltung nie eine Mandelung erfahren 
bat, hat man den Glauben verbreitet, Daß jede Umänderung ber inneren 
Staatseinrichtungen Deutſchlands eine Urlache des Eonfliktes fein müſſe. 
Diefer Zuftand der Ungewißheit darf nicht länger dauern. Man muß bie 
jenfeits des Rheines eingetretenen Veränderungen oifen annehmen, ver> 
fündigen, daß Jo lange unfere Intereſſen und unfere Würde nicht 
bedroht find, wir uns nit in Umgeftaltungen einmifdhen, bie 
duch den Wunſch der Bevölkerungen bewerfftelligt werden. Die Belorgniffe, 
die fi Fundgegeben haben, erklären fi ſchwierig zu einem Zeitpunft, wo 
Frankreich der Welt das acdhtunggebietendite Schaufpiel der Verſöhnung und 
bes Friedens geboten hat. -— Tie Weltausftellung, zu ber fi) beinahe 
alle Herrfcher Europa’s zufammengefunden hatten, wo ſich bie Vertreter ber 
arbeitenden Klaffen aller Länder begegneten, hat die Bruderbande zwilchen 
ben Nationen fefter geſchlungen. Die Ausftelung ift nun vorüber, allein 
ihre Spur wird unferer Zeit tief eingeprägt bleiben, denn wenn auch, nach⸗ 
bem fie ſich fo majeftätijch eröffnet, die Ausftelung nur in vorübergehendem 
Glanze ftrahlte, fo bat fie doch für immer die Vorurtheile und Irrthümer 
ber Vergangenheit vernichtet. Hemmniſſe der Arbeit und der geiftigen 
Thätigkeit, Schranfen zwiſchen den verfchiedenen Völfern und den verſchiedenen 
Ständen, internationalen Haß, alles dies bat fie weit hinter fich zurückge⸗ 
drängt. Diefe unbeftreitbaren Unterpfänder ber Eintracht Fünnen uns der 
Verpflichtung nicht entheben, die militärifhen Einrihtungen Frank: 
reichs zu verbefjern. Es ift für bie Negierungen eine gebieterifche Pflicht, 
unabhängig von ben äußern Verbältniffen, den Fortfchritt in allen Elementen, 
welche bie Stärke bes Landes ausmachen, weiter zu verfolgen, und es ift für 
und cine Nothwendigkeit, unfere militärische Organifation, wie unſere Waffen 
und unfere Marine zu vervollfonnmnen. Der bem Gefeßgebenden Körper 
vorgelegte Gefegentwurf vertheilte die Laſten der Refrutirung auf ale Bürger. 
Diefes Syſtem wurde als zu abfolut angefehen, und man hat befjen Trag⸗ 
weite burch Vermittlungen zu mildern geſucht. Seitdem babe ich geglaubt 
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über dieſe hohe Frage neue Studien anſtellen laſſen zu müſſen. Man kann 
wirklich nicht mit zu großer Sorgfalt dieſe wichtige Aufgabe ergründen, die 
fo bedeutende und häufig fo widerſtrebende Intereſſen berührt. Meine Re: 
gierung wird Ihnen neue Beſtimmungen vorfchlagen, bie nur einfache Um: 
änderungen bes Geſetzes vom Jahre 1832 find, die aber das flet8 von mir 
verfolgte Ziel erreichen, ben Militärdienft während bes Friedens zu verrin⸗ 
gern und während des Krieges zu vermehren. Sie werden biejelben, ebenjo 
wie bie Einrichtung einer mobilen Nationalgarde, unter bem Eindrude des 
patriotiichen Gedankens, daß, je ftärfer wir find, deſto mehr ber Friede ge: 
fichert ift, Ihrer Prüfung unterziehen. Dieſer Friede, den wir Alle erhalten 
wollen, fhien einen Augenblid in Gefahr zu fein. Nevolutionäre Aufs 
teizungen, bie am hellen Tage betrieben wurden, bedrohten bie päpſtlichen 
Staaten. Da die Convention vom 15. Sept. nit ausgeführt wurde, 
mußte ich abermals Truppen nad Rom ſchicken und bie Herrfchaft bes bei. 
Stuhles beihüten, indem ich bie Eindringlinge zurüctrieb. Unjer Auftreten 
fonnte feinen feindjeligen Charakter für die Einheit und die Unabhängigkeit 
Ktaliens barbieten, und es hat diefe Nation, nach ber Ueberraſchung des erſten 
Augenblids, gar bald bie Gefahren eingefehen, welche diefe revolutionären 
Kundgebungen dem monardifchen Prinzip und der europäifchen Ordnung bes 
reiteten. Heute ift in den päpſtlichen Staaten bie Ruhe beinahe völlig wieder 
bergeftelt und wir Fünnen den nahen Zeitpunft der Wieberheimfehr unferer 
Truppen berechnen. Für uns eriftirt der Vertrag vom 16. September, fo 
lange er nicht durch einen neuen internationalen Aft erfeßt worden ift. Die 
Beziehungen Staliend zum heil. Stuble intereffiren ganz Europa, und wir 
baben den Mächten den Vorſchlag gemacht, dieſe Beziehungen in einer Con— 
ferenz zu regeln und fo neuen Verwidlungen vorzubeugen. Dean hat Be: 
forgniffe gehegt über die Drientfrage, welcher indefjen der verſöhnliche 
Geift der Mächte allen gereizten Charafter benimmt. Wenn unter ihnen einige 
Meinungsverichiebenheiten über die Mittel, die Racification Creta's herbeizu— 
führen, obgewaltet haben, fo ſchätze ich mich fehr glüdlih, zu conftatiren, 
daß fie alle über zwei Hauptpunfte wenigftens, nämlich über bie Aufrecht: 
haltung ber Integrität des Ottomanifchen Reiches und bie Verbeiferung ber 
Lage der Chriſten einig find. Die auswärtige Politik geftattet uns allo, alle 
unfere Sorgfalt den inneren NVerbefferungen zu widmen. . . Diefe Seſſion wirb 
hauptfächlich zur Prüfung der Gefege verwandt werben, zu denen ich im ver: 
wichenen Januar die Initiative ergriffen habe. Die feitbem verftrichene Zeit 
hat meine Ueberzeugung von ber Nüßlichkeit diefer Reformen nicht geändert. 
Gewiß, die Ausübung bdiefer neuen Freiheiten feßt die Gemüther gefährlichen 
Aufreizungen und Verführungen aus; aber ich rechne, um fie unmädtig zu 
machen, gleichzeitig auf den aelunden Sinn bes Landes, den Fortichritt ber 
öffentlichen Sitten, die Feftigfeit der Unterdrüdung, die Energie und Autorität 
ber Regierung. Berfolgen wir mithin da8 Merk, welches wir zufammen 
unternommen haben. Geit fünfzehn Jahren ift unſer Gebanfe berjelbe ge— 
weien: über den Gontroverien und den feindlichen Leidenschaften unfere 
Grundgeſetze, die bie Volksabſtimmung fanctionirt bat, aufrecht zu erhalten, 
aber gleichzeitig unfere liberalen Anftitutionen zu entwideln, ohne das Prin— 
zip der Nutorität zu Schwächen. Hören wir nicht auf, den Wohlſtand durch 
die fchnelle Vollendung unferer Communicationswege auszubreiten, bie Unter: 
rigtsmittel zu vermehren, die Benützung der Juſtiz durch die Ginfachheit 
ber Prozeduren minder Toftfpielig zu machen, alle Maßregeln zu ergreifen, 
welche das Schidial der größern Anzahl eriprießlich machen fürmen. Wenn 
Sie, wie ich, überzeugt find, daß biefer Meg ber bes wahren Kortichrittes 
und ber Civiliiation ift, jo fahren wir fort, in dieſem Einverſtändniß ber 
Anfichten und Gefühle, welches eine fo Foftbare Garantie des öffentlichen 
Wohles if, fortzuihreiten.. Sie werben, hoffe ich, die Gefege annehmen, bie 
Shnen vorgeſe gt ſind, ſie werden zur Größe und zum Reichthum des Landes 
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beitragen. Meinerſeits, ſeien Sie deſſen verſichert, werde ich die Macht, die 
mir anvertraut worden iſt, hoch und feſt aufrecht erhalten, denn ungerechte 
Hinderniſſe und Widerſtand werden weder meinen Muth noch meinen 
Glauben an die Zukunft erſchüttern.“ 


20. Nov. Geſetzgeb. Körper: Die Regierung theilt demſelben den neuen 


28. 


" 


29. 


in der Thronrebe berührten Plan der Armeereform mit. 

„ Der „Moniteur” verfündet, daß bie franz. Truppen im Kirchen: 
ftaat ihre Concentration auf Rom angetreten hätten und fi all 
mälig nad Civitavechia zurüdziehen würben, we die Einfchiffung 


‚ber erften Divifion bereits begonnen babe. 


„ Gefeßgeb. Körper: Der Kriegsminifter Niel feht in der Com: 
miffion das Zugeftändniß ber jährigen Dienftpfliht in der Armee 
durch, um fo bei einer jährlichen Refrutenbewilligung von 100,000 Dann 
in ber ftehenden Armee und ber Referve zufammen 800,000 Mann 
effectiv zu befommen, abgefehen von dem neuen Inſtitut ber mobilen 
Nationalgarbe, 

„» Die Parifer Fabrifanten verlieren ihren gegen die Stabt (Hauf- 
mann) angeftrengten Prozeß über die Octroifrage vor dem Civil: 
gerichte, das den Spruch des Friedensrichters gegen fie beftätigt. 


29I.— 30. Nov. Senat: Debatte über die römilhe Frage. Rede bes 


Erzbifhofs von Paris (durdy die er ſich in Rom fchledht sanfchreibt) 
und Mouftiers. Der Eenat geht [hlieflid mit einem Vertrauens: 
botum für die Regierung zur Tagesordnung über. 


— Nov. Das Conferenzproject der Negierung findet nur von Geite 


— 


einiger Tleineren Mächte und Spaniens und Defterreihs Beifall, 
Die übrigen Großmächte verlangen ein Programm und ein vor: 
läufiges Einverftändniß zwiſchen Franfreih, Stalien und Rom. Zu: 
lebt taucht die ‘bee einer Art Vorconferenz der Großmächte auf. 

„ Feldzug der Bilchöfe gegen ben vom Unterritsminijter Duruy 
angeregten und protegirten weltlichen Unterricht der Mädchen ftatt 
ber Kloftererziehung. 

„ Die Bifchöfe werben mit Tebhaftem Eifer Soldaten zu Ber: 
mehrung der päpftl. Armee. Die ultramontane Preffe verlangt von 
der Regierung in Folge der zweiten Intervention in Rom mit großer 
Heftigfeit die Rückkehr zum Frieden von Zürich. 


2. Dec. Gefeßgeb. Körper: Beginn der Debatte über bie römiſche 


4. 


Trage. Rede Jules Favre's. 
„ Gefeßgeb. Körper: Fortfeßung der Debatte über die römijche 
Trage. Rede des Minifters des Ausw. Marquis de Mouftier: 


Der Minifter fucht wie im Senate aufrecht zu erhalten, daß bie Regierung 
in ber römifchen Frage ſtets eine confequente, ihren Principien getreue Politik 


“verfolgt habe. Zwiſchen der Haltung Franfreihs in der römifchen Frage 


und den Brincipien von 1789 beftehe kein Widerfpruch; bie legteren feien 
im Gegentheil in vollfommenem Einklange mit bem Geifte und ber Moral 
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bes Evangeliums. Der Syllabus, auf ben man fich Berufe, fei ein letzter 
Proteſt der alten Ordnung gegen bie neue; aber bas Papſtthum werbe fich 
in die moberne Welt einrichten, gerade wie es ſich nach einander in bie rö- 
miſche, in die barbariihe und in bie Welt bes 17. Jahrhunderts gefunden 
abe. Der Minifter gibt bierauf, wie im Senat, die Geidichte ber letzten 

reigniffe, nur daß er dießmal gegen bad abgetretene Minifterium Ratazzi 
eine beftigere Sprache führt, als felbft bie Kirchenfürften im Oberhauſe an: 
geſchlagen haben. Er Flagt biefes Gabinet offen an, feit Beginn der Bewe⸗ 
gung Frankreich geräulst und Garibaldi nur vorgefchoben zu haben, um im 
geeigneten Augenblide fich ftatt dieſes republikaniſchen Führers an die Epige 
ber Bewegung zu fielen. „Sn diefem Augenblide — als die Garibaldianer 
in das päpftlicde Gebiet einrückten, und bie italienifchen Truppen des Grenz: 
corbons ſich in Golonnen formirten — betrachteten wir die Convention als 
verletzt. Ta machte mir der italienische Gejandte mündlich eine Mittheilung 
von ber höchſten Michtigfeit: er fchlug eine europäilche Conferenz und für 
ben Augenblid bie gemeinfchaftlihe Belebung Roms dur Franfreih und 
Stalien vor. Wir nahmen von dem erften Vorſchlage Aft und wiejen ben 
zweiten zurüd. In der That kann ich dieſen zweiten Antrag nicht andere 
als in folgender brutaler Weiſe charakterifiren: man trug ung nicht nur Die 
Nolle des Gefoppten, fondern audy die des Verräthers an. Mir wielen mit 
Entrüftung diefe Mitſchuld zurüd, welde man uns mit einer Art von Bon 
Bommie zumuthete, die den Schimpf noch verboppelte." Redner entwidelt, 
wie von nın an bie Erpedition entjchiedben war und gerade noch im rechten 
Augenblide, um Rom zu retten; er gefteht zu, daß ohne die Hilfe der Tran: 
zofen die ewige Stadt unfehlbar in die Hänbe der Garibaldianer fallen mußte. 
Die Occupation ſei demnach eine Nothwendigkeit, aber Feine Löſung gemelen. 
Er hält daran feit, daß eine Verfühnung zwilchen Stalien und bein Rapft- 
thum hergeftellt werben muß. „Es find Unterhandlungen wegen jener euro— 
päifchen Gonferenz angefnüpft worden, welche Italien ſelbſt vorgeichlagen bat. 
Ich kann in biefem Augenblicke nicht gewiß jagen, ob die Conferenz zufammen: 
treten werde oder nicht, da einige Mächte noch ein ſehr begreifliches Bedenken 
tragen, an der Löfung fo delicater Fragen Theil zu nehmen; aber ich kann 
ber Kammer fagen, welches in bem einen ober dem anberen Falle unfere 
Haltung fein wird. Wenn bie Conferenz zufammentritt, fo werben wir mit 
Loyalität und mit VBorfiht umterfuchen, ob die Lage Staliene und die all: 
gemeine Lage in dem Augenblide bed Zuſammentritts ber Gonferenz derart 
ift, daß wir die Sicherheit des heiligen Stuhles als verbürgt betrachten fünnen, 
und ift dieß der Fall, fo werden wir unfere Truppen zurüdziehen. Wenn 
bagegen bie Konferenz nicht zufammentritt, fo fallen wir unter die Herrichaft 
ber Septemberconvention zurüd und fagen zu Italien: Wollt Ihr fie dieß— 
mal ausführen und uns ftärfere Sicherheiten bafür geben, als die früheren 
waren? Könnt Xhr uns verbürgen, daß das Papſtthum von nun an wirklich 
außer aller Geiahr iſt?“ Schließlich bittet der Minifler im Namen der Ne: 
gierung um ein Vertrauensvpotum für die Vergangenheit, das jie auch für 
die Zukunft flärfen werbe. 


5. Dec. Gefeßgeb. Körper: Schluß der Debatte über die römifche Trage. 


Der Etaatsminifter Rouher gibt endlich eine unummunbene, unzwei⸗ 
beutige Erklärung über die Abſichten der Regierung: 

Rouber ergänzt zunächft die Aufflärungen Mouftiers bezüglich ber letzten 
Ereigniſſe. Er ſpricht die Anficht aus, daß bie italienische Regierung bis 
zum 21. Sept. aufrichtig, aber ſchwach, vom 21. Eept. an nadjfichtig, ab— 
hängig, faft möchte er lagen, mitihuldig war. Ratazzi ſpeciell ſei ſchwach 
geweſen; er g£: beftändig den unglüdieligen Traum gehegt, die revolutio- 
nären Anfchyg IT durch gute Beziehungen mit ber Partei der Linfen vereiteln 
au können ng ben Irrthum begangen, fich mit einer fuflematifchen 
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DOppofition in Unterhandlungen einzulaffen, was immer mit dem Sieg biefer 
Dppofition ende. Die franzöfifche Megierung babe unter biefen Umftänben 
nichts anderes thun Fönnen, als bie Bewegung aufmerffam zu verfolgen, zu 
warnen und, nahdem Warnungen nichts mehr fruchteten und die Ereignilfe 
brängten, einzufchreiten. Im Ausland glaube man gerne an ba®, was bie 
Oppofitionshlätter fagen; man bilde ſich ein, daß fie bie Meinung bed Landes 
ausdrücken. (Sronifhes Gelächter.) So babe man auch, in Stalien gebacht, 
Frankreich werde palfiv bleiben, weil die Preſſe fi) gegen die Intervention 
erklärt babe. In biefem Einne falle ein Theil der Mitſchuld für bie fleis 
gende Kühnheit der Staliener auf die franzöfifche Oppofitionspreffe. „Hier 
fißt ber Urfprung des Mebels, Hier die Duelle ber Verwirrung, welche man 
in ben Geiftern felbft inmitten biefer großen Stabt verbreitete; bier ent= 
iprangen bie verhängnißvollen Illuſionen, welde jene Unglücklichen auf bie 
Felder von Mentana lodten, . . . a, wir haben intervenirt. Dieſe Inter⸗ 
vention gegen vegellofe Banden, welche über das Leben ber Völker verfügen 
wollen, war fie etwa ausfchließlih durch die Antereffen Roms geboten ? 
War fie nicht auch ein energiſcher Schub des Thrones Viktor Emanuels ? 
Mar bie Revolution, Herrin in Rom, nit einige Tage fpäter Herrin in 
Florenz? Indem wir Rom vor ber Invaſion retteten, retteten wir Stalien 
vor der Anarchie. Ich fage vielleicht nicht genug; ich habe vielleicht nicht 
genug bie Complotte enthüllt, welche in Genf geſchmiedet wurben; benn bie 
Anftekung der Demagogie bat beinahe Paris geftreift. (Bemwegung.) Es be⸗ 
ftand in ber That ber elende Verſuch einen Aufrufs zu den Waffen, welchen 
ih in Händen babe, und ber Fläglich ſcheiterte. Denn alle Revolutionäre 
kennen fih, alle Rädelsführer verftehen fich, alle ſchlechten Leibenfchaften find 
eng verwandt mit einander. Es gab drei Schlagwörter in biefer Frage: 
Nom, Florenz, Paris. (Za, ja! So ift es!) Wir haben uns wegen bieler 
elenden Unjchläge feinen Kummer gemadt. Alle Regierungen find ihnen 
ausgeſetzt; es ift das gewifjermaßen ber Bodenſatz aller fchlechten Leidens 
haften, der fi in den unterfien Schichten der Gefellichaft anfanımelt, manchs 
mal an die Oberfläche fleigen will, und ben man bann mit ein Bischen 
Teltigfeit und Energie niederwirft.” Hierauf gelangt nun ber Staatsminifter 
zu dem Programm ber Regierung für bie Folgezeit; er will es ohne Rüd- 
halt ausipreden: „Die nah Rom geſchickten Truppen werden bort bleiben, 
jo lange die Sicherheit bes heil. Vaters es nöthig machen wird, und unter 
dem Worte Sicherheit verfteht die Regierung nicht nur bie Ruhe auf bem 
Gebiete des heil. Stuhle, fondern auch ernftliche Bürgfchaften, melche bie 
italienifche Regierung nach den erfahrenen Täufchungen geben muß. Auf ber 
Conferenz, weldye ftatthaben fol, werden wir mit unferer Vergangenheit und 
mit unjerer gegenwärtigen Haltung erfcheinen, ohne irgend etwas aufzugeben, 
irgend etwag zu verleugnen. Was wollen Sie mehr, ba ber am nächften 
Betheiligte, der Papſt ſelbſt, die Conferenz beſchicken will? Es Tiegt ein 
Dilemma vor, fagt man: Der Papſt bedarf Roms für feine Unabhängigfeit, 
und Stalien verlangt es für feine Einheit. Nun benn, wir erklären im 
Namen ber franzöfiichen Negierung: Stalien wirb fih Roms nicht bemächtigen ! 
(Stürmifcher Beifall.) Nein! Niemals! (Sehr viele Stimmen: Niemals! 
Niemals!) Niemals wird Frankreich diefe Gewaltthat gegen feine Ehre und 
gegen ben Katholizismus ertragen! (Neuer Beifall.) Es verlangt bie ener= 
gifche Ausführung des Vertrags vom 15. Sept., und wenn biefer Vertra 

in der Zufunft nicht feine wirkffame Anwendung findet, fo wirb —— 
ſich ſelbſt an ſeine Stelle ſetzen. Iſt das klar?“ (Ja, ja! — nochmaliger, 
nicht enden wollender Beifall.) Der Miniſter verſichert nun, von dieſer 
Kundgebung ergriffen, daß Frankreich nie dieſen Standpunkt verleugnet habe. 
Was einen falfhen Schein auf die franzöfifche Regierung habe werfen Fönnen, 
das feien ihre Sympatbien für bie italienifche Einheit. Frankreich wolle fein 
eigenes Werk nicht vernichten, e8 wolle das Nebeneinanberbefleben Noms und 
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Staliene. Gusroult und Jab al (gleichzeitig): Das ift fehr ſchwer. Der 
Staatsminister: „Ja, nach meiner innigſten Ueberzeugung würde Frankreich, 
wenn man ihm morgen die zwei Fragen vorlegte, ob es die Vernichtung der 
weltlichen Herrſchaft des Papſtes und die Vernichtung des Königreichs Italien 
wolle, beide Male mit einer impoſanten Mehrheit: Nein! antworten. (Tiefe 
Bewegung.) Man muß alſo für das Nebeneinanderbeſtehen der beiden 
Mächte wirken und in Stulien an bie freifinnige und confervative Maffe 
appelliven, ohne biefem Yande die Degenfpige zu zeigen; man überlaſſe der 
Zeit ihr Werk.” .. . Herr Guséroult: Verfügen Sie über die Zeit? Die 
Zeit gehört Niemanden. Ter Staatsminifter: „Moken Sie damit fügen, 
baß bie Revolution in diefem Lande ausbrechen und unfer Werk umitürzen könnte? 
Geben Siel Die Macht bes Uebels ift vorübergehend, dauerhaft iſt nur die 
Macht des Guten. Wir werden alio in Zufunft nicht zugeben, daß zwijchen 
Frankreich, Rom und Stalien die Gewalt enticheide. Ytalien würde an bem 
Tage, da e8 in bie päpftlihen Staaten eindränge, FTranfreich auf dem Wege 
nah Rom finden (vLebhafter Beifall). Appelliven wir aber an die Verſöh— 
nungl Iſt das ein Traum? Die Zukunft wird e8 fagen; für jeßt find alle 
Intereſſen gewahrt, Feines Läuft Gefahr, Feines wird Schaden erleiden.” — 
Nah diefen Erklärungen wünſcht der Staatsminifter ein Vertrauensvotum, 
in welchem bie Kammer ihrem Ginverftändniß mit der Regierung einen feiers 
lichen Ausdruc geben ınöge. Herr Rouher verläßt die Tribune unter ſtürmi— 
ſchem Beifall; nachdem er einige Worte mit Herrn Berryer gewechlelt, befteigt 
er jedoch die Tribüne noch einmal, um zur Beleitigung jedes Mifverftänds 
nifjes folgende Erflärung abzugeben: „Wenn ich von Rom gefprochen babe, 
fo habe ich von der Hauptftadt des gegenwärtigen Gebiet8 geſprochen, und ich 
begreife in bie Vertheidigung der weltlichen Herrichaft des Papites das gegen 
wärtige Gebiet in feinem ganzen Umfange.* (Nochmals anhaltender Beifall.) 
Jules Favre verfucht eine Replik, wird jedoch gezwungen abzubrechen und 
zur Abftimmung, gefchritten, nachbem ber Staatsminifter erklärt, baß bie 
Negierung nur in ber einfachen Tagesordnung tiber bie Anterpellation des 
Herın Jules Favre ben Beweis der Beftätigung ihrer Politik dur bie 
Kammer erbliden würde. 


Nach dem Verlangen der Regierung wird mit 237 gegen 17 
‚Stimmen die einfache Tagesordnung votirt. Mit der Regierung 
ftimmen aud Thier8 und Berryer, mit der Oppofition Guséroult 
und Havin (die fog. imperaliftifche Demokratie). 

Das Conferenzproject über bie römifche Frage ift durch bie Er: 
klärung Rouhers ſelbſtverſtändlich unmöglich geworden. 


9.—10. Dec. Geſetzgeb. Körper: Debatte über die deutſche Frage. 
Rouher erklärt, zu feinen Erklärungen vom 5. d. M. bez. Roms 
ermächtigt gewefen zu fein. Rebe Thiers’ (gegen die großen Agglo- 
merationen). Unerbörter Ausfall des Marquis de Kerveguen gegen 
bie liberale Prefje. Mit 231 gegen 23 Stimmen wird aud) über 
dieſe Interpellation die Tagesordnung bejchloffen. 

11. Dec. Denkſchrift des Baron Haußmann über die Finanzen der Stadt 
Paris. Die Etatsüberſchreitungen betragen nicht weniger als 530 
Millionen. 

12, „ Der geſetzgeb. Körper beſchließt, zuerſt das Armeereformgeſetz 

und —* erſt das Preß—⸗ und das Serlammtungegeiet in Angriff 


Frankreich. 858 


19. Dec. Gefebgeb. Körper: Beginn der Debatte über das Armeereform- 


21. 


23. 


geſetz. Die Comniiffion bat fi mit ber Regierung über alle Haupt⸗ 
punkte geeinigt, 


Geſetzgeb. Körper: Fortfegung der Debatte über bie Armeereform: 

Polemik des Berichterftatters Greſſier: „Laffen wir die Beſorgniß bei⸗ 
feite, daß die Regierung ohne ein gewiſſes Ziel 740,000 Mann auf bie Beine 
bringen Fünnte. Die großen europäifchen Kriege drängen fich von felbft auf. 
Man fucht fie nicht, man vermeidet fie nur felten. Zweimal in einem 
Jahrhundert erfcheinen dieje großen Ereigniffe. Wenn das Gleichgewicht ges 
brochen ift, fo muß es wieberhergeftellt werben; nun wird es. fich aber meber 
durch das Einvernehmen ber Völker noch durch die Anftrengungen der Re⸗ 
gierungen wieberherftellen Lafjen, jondern nur durch die Ergebniffe eines 
Kriegs.” Stürmifche Unterbrehdung. Olivier: Da haben wir ben Schlüfjel 
zu bem Geſetze. Havrincourt ale Mitglied der Commiſſion 'erflärt, baß 
biefe Niemanden beauftragt habe, eine folche Anfchauung zu äußern. Grej- 
fier entfchuldigt ſich: er babe Lediglich vom philofophtichen Standpunfte aus 
bier geſprochen. Rouher: Die Regierung ift nicht durch die geringfte Vor⸗ 
ausficht eines benachbarten ober nahen Krieges geleitet, fie hat nur ein Inter⸗ 
ejfe im Auge, nämlich ben Schutz der Unabhängigkeit des Vaterlandes. 
„Geſetzgeb. Körper: Fortfeßung der Debatte über die Armeereform. 
— Amendement ber Linken zu $ 1: 

„An die Stelle des durch Conſcription gebildeten ſtehenden Heeres mit 
längerer Tienftzeit die Wehrhaftigkeit ber ganzen Nation mit allgemeiner 
Wehrpflicht, aber nur für eine möglichft Furze Zeit in der acliven Armee 
(MilizeHeer) zu jegen.” Jules Simon vertheidigt mit großer Berediam: 
feit das Amendement gegen das herrſchende Syſtem des bewaffneten Friedeng, 
dem ein großer, raſch vorübergehenber Krieg fogar noch vorzuziehen wäre. 
Marſchall Niel: „Und Sie wollen unter derartigen Bedingungen Franfreid) 
ber Gefahr ausfeken, eincs Tages gegen eine Nation (Preußen) zu marſchiren, 
die geſchickt und von langer Zeit ber organijirt ift, in der vielfache Uebungen 
fattfinden, im welcher der militärifche &eift in einem Grade, wie wir ihn 
vielleicht nie erreichen werden, vorberriht? Daran denfen Sie nicht, ober, 
wenn Sie auf das franzöſiſche Wolf das Syſtem des Drafjenanfgebots an⸗ 
wenden wollen, fo müfjen Sie basielbe vollfommen nad) preußiſchem Mufler 
organifiren, und dann, aber nur dann, können beide Nationen, ohne Nach⸗ 
theil für die eine von ihnen, fih auf dem fo ſchwierigen Schlachtenboden 
gegenübertreten.” Der Marſchall geht nun auf das Lob der heutigen frans 
zöliichen Armee über und weist mit Befriedigung auf ben Grad der Schlag: 
fertigfeit hin, den bie Armee unter feiner kurzen Amtsführung bereits erlangt 
hat. Die gefammte Infanterie wird bis zum nächſten Frühjahr mit einem 
ansgezeichneten Gewehr verjeben fein; die Zeughäufer und die Magazine find 
gefüllt, die Feftungen find bereits in einem beijern Zuftand und man arbeitet 
alle Tage baran. Und durch Alles dieß ift der Marſchall überzeugt, weſent⸗ 
li zum Fortbeſtehen bes Friedens beigetragen zu haben. „Dem das fran⸗ 
zöſiſche Volk ift von jeher ſehr ftolz gewefen, und die Armee ift fein Ebenbild. 
Es Hat galliiches Blut in den Adern und vermag nicht lange eine Gefahr, 
die es bebroht, zu ertragen. Es gebt lieber dieſer Gefahr entgegen. Das 
franzöfifche Volk lebt darum nicht gerne in ber Ungemwißheit und fieht feinen 
Handel und feine Induſtrie babinfiehen; lieber fofort ben Krieg, Gibt man 
ihm nun eine militärifhe Organilation, die ihm alle Sicherheit gewährt, jo 
läßt e8 die Sorgen fahren. Es fürchtet feine Nachbarn nicht, träumt felber 
von feinen Eroberungen und überläßt fi denn in Frieden feinen gewohnten 
Belchäftigungen. Dieſes Nefultat wird durch die Einführung bes neuen 
Armeegejees erreicht." Ollivier: „Wir, Frankreich, Haben ben Krieg von 
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u fein |« 
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41866 organifirt, indem wir bie Allianz zwifchen Preußen und Stalien er: 
weiterten. Indeß Benetien war nur ein Vorwand. Der eigentlide Grund 
war ber, unfere Armee zu befchäftigen und bann jene abjcheuliche, in gewiffen 
Gemüthern allmächtige Ueberzeugung, daß man nur durch Siege und Er: 
oberungen neue Dynaftien gründe. Man Hofite, daß der Krieg zwiſchen 
Preußen und Defterreich fich in die Länge ziehe, und daß fih ans ihm eine 
Veränderung ergeben werbe, bie eine Intervention und einen Antheil an ber 
Beute geftatte. Allein man täufchte ſich und Bat jegt nicht den Muth, fid 
in biefe Enttäufchung hineinzufinden. Und Sie trugen viel dazu bei. (Linke: 
Das ift wahr!) Sie begrüßen unb verfündigen bei jeder Gelegenheit ben 
Frieden, bei jeder Gelegenheit ſprechen Sie Wünſche für feinen Fortbeftand 
ans, und in ber Wirklichfeit votiren Sie jeden Tag den Krieg. (Widerſpruch 
rechts; Zuſtimmung links.) Ja, jeden Tag votiren Sie ben Krieg. Jedes: 
mal, wenn in biefem Hauſe ein Redner fich erhebt, um Ihnen darzuthun, 
baß zulegt die in Deutſchland vollzogenen Greigniffe weber brohend noch be= 
mütbigend für uns find, erfliden Sie feine Stimme durch Ihr Gemurr. So 
wie bagegen ein Redner behauptet, daß ber Sieg von Sadowa für Frankreich 
eine Art Niederlage, eine Schwächung, eine Schmälerung feines Präftigiums 
fei, zollen Sie Beifall. (Verſchiedenartiger Widerſpruch.) Sie leugnen e8? 
Lefen Sie boh ben „Moniteur” nah! a, Sie zollen Beifall. (Einige 
Etimmen: Es ift wahr!) Wohlan! in einem Rande, wie das unferige, das 
ftolz, empfindlich, Leicht reizbar im Ehrenpunfte ift, fanıı man unmöglich auf 
ber Tribune und in der Preffe unter jeder Form es benfen, behaupten und 
ale Tage wieberholen, baß wir geſchwächt, gefährbet, erniedrigt find (Nein!), 
ohne daß fi eine wirkliche Aufregung kundgebe. Es ift unmöglich, daß, 
wenn ber, welcher an ber Spite ber Regierung fteht, Napoleon heißt, welches 
auch feine humanen Gefinnungen, fein richtiges Auffajjen der Rage, feine 
Wünſche für den Fortbeſtand bes Friedens fein mögen, daß er lange, daß er 
immer einem fo ftetig wiederkehrenden, gebieterifhen Drucke wiederjtehe. Es 
müffen alfo entweber diele Kammern und diefe Nation ſich nicht nur in das 
Vollbrachte ergeben, fondern e8 auch ohne Rückgedanken hinnehmen, ober aber 
fie müfjen mannhaft die früher oder fpäter unvermeidliche Nothwendigkeit 
eines ernten, furchtbaren Krieges mit Deutfchland in’s Auge fallen. (Ber: 
fhiedenartige Bewegung.) Sie fünnen mir widerſprechen, Sie fünnen mid) 
bementiren und behaupten, daß Sie ben Frieden wollen; das ändert nichts 
an meiner Veberzeugung. Sie haben gut ben Frieden wollen: wenn Sie in 
Ihrer gegenmärtigen Bolitif verbarren, jo padt Sie ber Krieg auch wider 
Ihren Willen. (Abermalige Unterbrehung; „das fommt darauf an.” — „Um 
jo mehr Grund, uns darauf vorzubereiten”). Unb aus allem dem, was vor= 
gebt, ſehe ich Feinen andern Ausweg, als das Schlachtfeld. Zwei einzige 
Mittel gibt es, um biefes Unheil zu beichwören; von Seite ber Regierung 
eine Rüdfehr zu fich felbft, einen entfcheidenden Entfchluß und die Errichtung 
einer liberal-conftitutionellen Regierung an der Stelle bes perlönlichen Negi: 
ments. (Anhaltende Unterbrehung.) Bon Seite bes Landes und von Ihrer 


Seite gilt es bie Verpflichtung, ein Geſetz zu verwerfen, deſſen Nüßlichfeit 


zum Mindeften zweifelhaft, das aber gewiß nicht nothwendig ift, und dag, 
mögen Sie nun fagen und thun, was Sie wollen, in Franfreih und in 
Europa als gleichbedeutend mit Krieg gilt. Ich werde unbebenklich gegen 
bas Geſetz fiimmen. Was Fümmert es mid, wenn man in leidenjchaftlichem 
Tone mir fagt und wiederholt: „„Seien wir Franzoſen und Feine Deutfchen 
oder Italiener!““ Sa, feien wie Franzofen, aber glauben wir nicht, daB 
man in nopfer Weile Franzoſe ift, wenn man bie Beitrebungen anderer 
Völker unterppüdt, glauben wir nicht, baß man in nobler Weile Franzoſe ift, 
wenn man die Oeutſchen verhindert, Deutſche, und die Staliener, Staliener 
@y, yammuns links.) 


— 
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Das Amendement der Linken wird gegen eine ſehr kleine Minder⸗ 
heit verworfen. 


24. Dec. Geſetzgeb. Körper: Fortſetzung der Debatte über die Armee⸗ 


27. 


28. 


reform. Garnier Pages erklärt ſich für das preuß. Wehrſyſtem, 
Marſchall Niel dagegen; jener berechnet die Mehrkoſten der von der 
Regierung vorgeſchlagenen Reform auf 60, dieſer bloß auf 11 Mil. 
jährlich. 

„ Geſetzgeb. Körper: Fortfegung der Debatte über die Nrmeereform. 
— Umendement Louvet, das der Regierung nur eine 8=, ftatt ber 
Hiährigen Dienftzeit und nur mit Einbeziehung des Mlarinecontin- 
gents ein gejammtes ahrescontingent von 100,000 Mann zuge: 
ftehen will, Rouher befämpft den Antrag auf’s Lebhaftefte, da er 
bie Hauptfadhe, die Vermehrung der Armee, vereiteln würbe. “Der: 
jelbe wird fchließlich verworfen, doch erheben ſich dafür 81 Stimmen 
gegen 177, 

„  GSefebgeb. Körper: Fortſetzung der Debatte über die Armeereform. 
Die Regierung erleidet eine kleine Niederlage, indem mit 230 gegen 
11 Stimmen die Erlaubniß zum Heirathen für die Reſerviſten von 
2 auf 3 Jahre ausgedehnt wird. 


5. Italien, 


1: 
hr 


4. Jan. . Neujahrsrebe des Königs an bie Deputirten: 


.. 


| Der, König bofft, daß das Jahr 1867 für Stalien nicht weniger glückich 
ſein möge als das abgelaufene. „Ter Zuſtaud ber Finanzen erfordert bie 


’ "ganze Aufmerffamfeit meiner Regierung und bie Ihrige. Ich bitte Sie, 


meine Herren, nur um Eines: Die Armee: Organijation nidt umzuwerfen. 
Sparſamkeit ift vonnöthen, ich weiß es, aber auf die Armee angewendet, 
bürfte fie verhängnigvoll werden. Es Fünnte ji) ereignen, baß die Armee 
von einem Augenblide zum andern berufen würde, nicht bloß die Grenzen 
zu vertheibigen, ſondern auch noch einen neuen Ruhm auf neuen Schlacht: 
felde zu erwerben.“ Der legte Theil der Rede wird von ber offiziellen Zei— 


tung unterdrüdt und bie öffentliche Meinung bleibt im Zweifel, ob der Künig 


11. 


fih lediglich durdy jeinen Eifer für bie Armee dazu hat hinreißen laſſen, 
oder ob eine franzöſiſch-italieniſche Allianz im Werke ſei. 

„ Ein tgl. Decret verfügt die Verminderung des Armeebudgets, 
bas bisher gegen 200 Mill. betragen bat, um 45 Mill. 

Um dieſe Erſparniß zu bewerftelligen, fol von jebem ber 80 Linien: 
regimenter 1 Bataillon, von jedem ber 45 Berfaglieribataillone die 4. Com: 
pagnie aufgelöst werden. Dem entiprehend ſollen aud Verminderungen im 
Genie, bei der Artillerie und beim Fuhrweſen, fowie in der Armeeverwaltung 
ftattfinden. Die Altersflaffe von 1842 und zum Theil die von 1843 wird 
beurlaubt. Gin Armeecommando und drei Divifionscommandos werben aufs 
gehoben, ebenjo alle Bezirfscommanbdos. Die Provinzialcommandos jolen 
aufrecht erhalten bleiben, während Sicilien eine direct dem Kriegsminifterium 
unterftehende Divifion erhalten foll. 


„ Die IE Kammer genehmigt durch Acclamation die Antworts- 


adrefie auf die Thronrebe vom 15. Dec. v. J. 

Diejelbe ſagt bezüglich Roms: „Pünktlich geräumt durch die franzoͤſiſchen 
Truppen, ſieht die ewige Stadt noch in ihrem Schooß jene wirre Miſchung 
menſchlicher und göttlicher Dinge gähren, welche Ordnung und Regel von 
der Vollendung der Zeiten erwartet. Auf dieſe vertrauen wir, und wir 
werden warten in Achtung der Freiheit der Gewiſſen und der Treue des 
Verträge, zugleich aber als beharrlihe Dolmetſcher der nationalen Beftres 
bungen |“ Ein anderer bemerfenswertber Saß beutet auf die Frage ber 
Trentino, { nbeB- nicht in der Form einer Revindication, fondern als befcheis 


bener Wunfg einer Grenzberichtigung, 
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12. Jan. Die vertraulichen Unterhandlungen Tonnello's in Rom haben 
zu einem vorläufigen Einverſtändniß geführt, das jedoch noch ber 
Ratification bebarf (die nicht erfolgt). 


Dasſelbe bewent ſich ausſchließlich auf kirchlichem Gebiete, da die Curie 
jede Einflehtung politifcher Fragen, worunter auch bie der Civilehe, entjchieben 
abgelehnt hat. Dagegen wäre Rom zu einer Reduction ber zahlreichen unb 
tbeilweile ganz überflüffigen Bijchofsfiße (indeß doch nicht auf 68, gleich 
ber Zahl der Provinzen) geneigt, die jedoch nicht fofort, fordern nur nad) 
und nach, je nach dem Ableben ber betreffenden Bifchöfe zu exfolgen hätte, 
wogegen die italienifche Regierung auf bie bisher für unentbehrlich gehaltenen 
Abwehrichilde gegen clericale Uebergriffe, das jog. Erequatur und das Placet, 
verzichtet. ' 

16.—17. San. II. Sammer: Das Minifterrum KRicafoli legt berjelben 
das feit dem 21. Dec. v. J. umgearbeitete Budget für 1867 vor 
und der Finangminifter entwidelt feinen Finangplan zu Dedung bes 
Deficits, geftübt auf einen, am 16. Januar zu Paris zwifchen ber 
Regierung und dem belgifhen Haufe Langrand-Dumonceau unter: 
zeichneten Vertrag über die Liquidation des Kirchenvermögens. Der 
Auftizminifter Borgatti legt einen Geſetzesentwurf vor, ber bie 
Freiheit der Kirche fihern und ihr das Kirchenvermögen zurüd'geben 
fol nah Abzug von 600 Mil. zu Gunften des Staats, nebit 
einem einläßlichen Diotivenberichte, 

Budget für 1867: Lie Einnahmen merden nunmehr zu 865 Mil. 
veranfchlagt, die ordentlichen und außerordentlihen Ausgaben zu 1024 Mill, 
wodurd das urfprüngli auf 185 Mill. angejette Deficit auf 159 Mill. 
herabgemindert wäre. 

Finanzplan Scialoja’s: Der Mintiter meist zur Erklärung ber 
Tinanzlage auf die außerordentlichen Bedürfniſſe des Jahres 1866 Hin, die 
ein Anlehen der Nationalbanf von 250 Mill. und in Folge davon den 
Zwangscurs der Banknoten, ferner ein Nationale Zwangsanlehen im Betrage 
von 220 Mill., endlich eine außerordentliche Ausgabe von 94 Mill. Rente 
nöthig gemadıt hätten. Davon feien aber Ende 1866 nod 364 Mill. im 
Shape geweſen, binreihend um verjciedene Paſſiva von 1866 zu ſaldiren 
und das Deficit von 1867 zu beden. Die Ausgaben jeien im Budget für 
1867 nunmehr aufs Iparfamfte bemeſſen, der Militäretat namentlich (bei 
einem Triedensitande von 146,000 Mann) auf 140 Mil. reducirt. Um 
bas immerhin noch bleibende Deficit zu beden, werden theils Mopificationen 
beitehender, theils Einführung neuer Steuern vorgefchlagen, wodurch dasſelbe 
auf 100 Mill. vermindert würde, biefe aber follen fir die nächſten Jahre 
und bis das natürliche Gleichgewicht zwilchen Einnahmen und Ausgaben ers 
reiht wäre, durch eine Operation mit dem Kirchenvermögen gededt werben, 
die dem Staate 600 Mill. eintragen würde. Der Minifter hofft, baß ber 
Glerus auf die Operation felbft eingehen werbe und erneuert fchließlich bie 
Erklärung, daß feine Nebuction ber Anterefjen der öffentlichen Schuld ftatts 
finden folle. 

Der Sefegentwurf, betreffend die Freibeit ber Kirche und 
bie Liquidation ber Kirchengüter, enthält in zwei Abtbeilungen 31 
Kapitel mit folgenden wejentlihen Beſtimmungen: Die fatholifhe Kirche im 
Königreih Stalien wirb von jeder fpeciellen Cinmengung ber Regierung in 
die Ausübung des Cultus und in Alles, was bie inneren Angelegenheiten 
ber religiöfen Körperſchaften betrifft, befreit. Die Negierung enthält fich des 
Rechts zur Srnennung ber Biſchöfe; ber biefen wie andern kirchlichen Würbenr 
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trägern vorgefchriebene Eid, das Tönigliche Placet und Erequatur hört gleich 
allen übrigen von Privilegien, Gewohnheitsrechten oder Concordaten herrüh— 
renden Belehränfungen jeder Art auf, fowie auch alle Privilegien, Immuni— 
täten und Prärogative ber fatholifchen Kirche aufgehoben werden. Die Kirchen 
verfaffungen und canonifchen Lehrjäge haben im Staate feine Rechtskraft 
mehr, fondern werden bloß al8 Neglements und Privatftatute ber Kirche be⸗ 
trachtet, deren Nechtsaniprüche, infofern fie ben Staatögefegen und politifchen 
Rechten nicht zuwider find, nur bei ben Eivilbehörden und Gerichten vor: 
gebracht werben fünnen. Alle Leitungen von Seite des Staates, ber Pro: 
vinzen, Gemeinden und Privatperfonen für die Kirche hören auf, indem biefe 
fih ſelbſt mittelft der freiwilligen Beiträge ihrer Mitglieder und ber Erträg: 
niffe der ihr eigenthümlich zugehörenden Güter verforgt, bie fie unter Beob⸗ 
achtung ber vom Staatsgefege vorgeichriebenen Formen rechtöftäftig erwerben 
bar. Die Güter, welde das Patrimonium ber Kirche bilden, bleiben auch 
ferner ihr Eigenthum, werden jedoch nad, gewillen Formen „convertirt und 
Hiquidirt”. Die zwilchen bein Staate und der Kirche zu vertheilenden Güter 
gehen in ben Bejiß des Staates über und werben vom Tönigl. Deconomie- 
rath verwaltet werben. Die Monumente und Monumental: Gebäude, welche 
vermöge des die Aufhebung ber religiöfen Körperfchaften betreffenden Gefetes 
im Befite des Staates find, werden auf Staatskoften, bagegen diejenigen, 


weiche im Bejige ber Kirche bleiben, auf Koften ber Kirche im Einflang mit- 


ben dießfällig erlaflenen Geſetzen und Borichriften erhalten. Die ber Kirche 
gehörenden Güter werben veräußert, mit Ausnahme der Gebäude zum Ges 
braude des Eultus mit ben in benfelben befindlichen Gemälden, Möbeln 
und heiligen Geräthen, ſowie der von den Biſchöfen und Pfarrern bewohnten 
und zu Seminarien dienenden Gebäude. Wenn die Bilchdie binnen einem 
Monate nach Veröffentlihung bes Geſetzes erklären, daß fie die Gonvertirung 
und Liquidation der Kirchengüter felbft in die Hand nehmen wollen, übergibt 
ihnen die Regierung bie Güter, die fie in ben betreffenden Diöceſen in Beſitz 
genommen und bie früher den aufgehobenen Körperſchaften gehörten, ſowie 
einen Theil des Cultusfonds, um die Liquidation zu bewirken und die Ver— 
äußerung ber Güter vorzunehmen. Etatt ber Güter in natura fann die 
Regierung audy ein Acquivalent in Staatsjhuldrenten den Biſchöfen über: 
geben, wogegen dieſe binnen zehn Jahren alle Güter des Kirchenpatrimoniums 
veräußern und bie immobilen Güter in mobile verwandeln, ferner 600 Mill. 
in balbjährigen Raten à 50 Mill. Franfs zahlen, bie Gebäude, welche eine 
andere Beſtimmung befommen, erhalten und am Beginne jedes Jahres nad): 
weifen müfjen, daß fie wenigfiens ben zehnten Theil der immobilen Güter 
veräußert haben. Sollte dieſer Nachweis nicht geboten werden, dann ift die 
Negierung berechtigt, fih in ben gänzlichen Befig der nicht verkauften Güter, 
infoweit e8 die Ergänzung bes zehnten Theils erheifcht, zu jeßen und bie: 
felben öffentlich verfteigern zu laſſen. Die Biſchöfe haben ferner bie ben 
Mitgliedern ber aufgehobenen Körperfchaften ausgefegten PVenfionen zu be— 


. ftreiten. Zur Gewähr für die Zahlung von Seite ber Biſchöfe erhält ber 


Staat eine Hypothek auf ſämmtliche Güter. Wenn die Mehrzahl der Biſchöfe 
nicht erklären follte, fih ben von der Regierung geftellten Bedingungen 
unterziehen zu wollen, fo wird bie Regierung felbit bie Convertirung und 
Veräußerung der Kirchengüter vornehmen, und bie Bifchöfe werben immer: 
bin zur Beftreitung der Penſionen für die Mitglieder der aufgelösten 
Körperfchaften gehalten fein. Wenn nun bie Regierung zum Berfaufe ber 
Güter ganz ober theilweiſe jchreiten müßte, dann werden ben Bijchöfen 50 
Millionen Franks in fünfprozentiger Rente zugeftanden, das ganze Firchliche 
Vermögen beponirt und das unbewegliche veräußert. Die Veräußerung gebt 
in einzelnen heilen vor fih, und ber Preis wirb fi immer nad) ber 
beſtimmten Reute richten. Der Kaufihilling kann im einzelnen, aber nie 
weniger gjg Fünfzehn und nie mehr als vierzig jährlichen Raten berichtigt 
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werben, wogegen ben Käufern für die ſofortige Zahlung ein Disconto zu⸗ 
geftanden wird. 

Die franzöfiihe Preffe hebt hervor, daß die italienische Regierung dem⸗ 
gemäß geneigt fei, der Kirche ſchlimmſten Falls noch eine jährliche Entfchädigung 
von 50 Mill. Franks zu bezahlen, während das franzöfifche Cultusbudget 
nur 33MIN. betrage. Mit Berüdfichtigung des Unterfchieds der Bevöfferungs- 
ziffee wäre alſo das italienische Cultusbudget noch einmal fo Hoch als dag 
franzöfiſche. 

In dem Motivenberichte dazu erklärt ſich die Regierung auch über 
bie Frage: Wie verhält ſich bie Freiheit der Kirche mit dem Art. 1 ber ita= 
lienifchen Berfaffung, welder bie katholiſche Religion für bie Religion bes 
Staats, bie andern Culte nur für geduldet erklärt? „Die Tatbolilche Re⸗ 
ligion wird in jenem Artifel Staatsreligion genannt, um anzubeuten, baß 
fie von ber Mehrheit der Staliener befannt wird. Jedwede andere Snter: 
pretation jenes Artikels widerftrebt vor allem ber Vernunft, infofern es 
nit der Laiengewalt zuftebt, veligiöfe Bekenntniſſe oder Culte vorzu= 


ſchreiben; und falls jene Erklärung in der Abficht geichehen wäre, befondere 


bürgerliche oder politifche Rechte denen einzuräumen, welche eine fpecielle Re⸗ 
ligion befennen, jo würde fie das Gebot ber Gleichheit verlegen, ba alle 
politiſchen und bürgerlichen Rechte ohne Unterjchied dem Menſchen als Bürger 
und nicht als Befenner einer gegebenen Religion angehären; fie würde endlich 
von den Thatſachen widerlegt werden, benn burdy die Trennung der bürger- 
lihen Ehe von ber religiöfen Ehe, und aus denſelben Fundamentalſätzen bes 
Öffentlichen Rechts bat unfere neue Gefehgebung, ohne das Statut zu miß: 
achten, der Verfügung bes erſten Artikels fchon jene einzige interpretation 
gegeben, welche fih mit feinem Geift und mit den ber Gewiſſens- und Ver⸗ 
einsfreiheit zugefidherten Garantien verträgt.“ 


Der ſehr umfangreihe Bertrag mit bem Haufe Langrand:Dus 

monceau enthält 21 Artikel. Der erfte berfelben lautet: „Wenn das ita= 
lienifche Parlament den Geſetzesentwurf über die Liquidation und Eonverfion 
bes Kirchengutes dur Vermittlung ber Bilchöfe genehmigt, und wenn bie 
Majorität der VBilchdie bie Converfion bes Kirchengutes unter den durch das 
befinitive Geſetz feftzufeßenden Bedingungen annimmt, fo überträgt die Re⸗ 
gierung und übernimmt Graf Langrand= Dumonceau die Verpflichtung, bie 
Summe von 600 Millionen oder jede andere gejeglich eingehende geringere 
Summe als den der Regierung aus der Liquidation bes Kirchengutes zu⸗ 
fommenbden Antheil unter den in dieſer Convention feftzufetenden Bedingungen 
zu beſchaffen.“ Art. 13 lautet: „Wenn in Crmangelung der Gejammtbeit 
nur die Mehrzahl der Biſchöfe ihre Zuflimmung ertbeilt, jo werben die aus 
ber gegenwärtigen Convention hervorgehenden gegenfeitigen Verbindlichkeiten 
und Rechte ber Regierung, bes Unternehmers und der Bilchöfe auf ben vers 
hältnigmäßigen Theil ber Diöcefangüter ber zuftimmenden Biſchöfe zurüds 
eführt, und die Regierung wird alsdann birect vorgehen, um fich ben ihr 
eblenden und durch das Gefeß ihr zufommenden Theil zu verichaffen.” 
Für feine Bemühungen erhält das Haus eine Commiffionsgebühr von 10%. 
In einem Gefchäftscireular des Haufes an feine Actionäre fpricht ſich das⸗ 
felbe über die Operation dahin aus: „Wir benadrichtigen Sie hiemit, baß 
wir mit ber italienifchen Regierung eine große Operation abgejchlofjen haben, 
nah langen Verhandlungen, welche gleichzeitig in Florenz, Rom und bei bei 
Bifchdien Italiens eröffnet wurden.” 

Die Kammer befchließt auf ben Antrag Criſpi's (Linke), den 
Geſetzesentwurf über die freiheit der Kirche und die Liquibation 
ber Kirchengüter für dringlich zu erklären und zuerſt in Behandlung 
zu nehmen. 0 
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Die unabhängige Preſſe erhebt ſofort große Bedenken gegen ben Plan 
Nicafoli’s, namentlih dagegen, ber Kirche, d. 5. den Bilchöfen ein fo un: 
geheures Vermögen ohne bie mindefle Controle zu übergeben und will es 
daher nicht bem Glerus allein fondern ber Gemeinde, bem Clerus und ben 
Gläubigen, überantwortet wiffen, muß aber felbit zugeben, daß der Begriff 
ber Gemeinde bem in ber kath. Kirche berrfchenden Papalſyſtem völlig fremd 
fei und ber Staat biefe Gemeinde unmöglich von fih aus ſchaffen fünne, 
ohne jofort wieder ber bee ber „freien Kirche” untreu zu werben. 


23. Jan. Ein kgl. Decret löst in Folge bes Friedens mit Oeſterreich 


29, 


bie bisher beftandene ungarijche Legion auf. 

„ Der Senat befchließt die Verſetzung bes Admirals Perfano wegen 
feines Benehmens in ber Seeſchlacht bei Liſſa im Anklagezuftand 
und zwar mit 83 gegen 48 Stimmen wegen Ungehorfam unb mit 116 
gegen 15 Stimmen wegen Unfenntnig und Nachläſſigkeit, während 
bie Anklage wegen Feigheit mit 71 gegen 60 Stimmen abgelehnt wir. 


4, Schr. IL Kammer: Säimmtlihe 9 Bureaur der Kammer haben das 


10. 


11, 


Gefeß über die Freiheit der Kirche und die Liquidation der Kirchen: 
güter abgelehnt. 

Zwei Bunte find es, welche allgemeinen Wiberftand fanden: die don bem 
Etant ben Biſchöfen eingeräumte Stellung, welche biejelben zu wahren 
Lehensherren bes niedern Elerus machen würbe, und ber Mangel einer 
zwingenden Vorſchrift über bie Anlage bes convertirten Kirchenvermögens in 
unveräußerlicher Rente auf den Staat. Nah dem Vertrage init Langrand 
ſollen die Bilchöfe das ber Kirche heute gehörige Vermögen binnen 10 Jahren 
in bewegliche Güter verwandeln und nah Entrihtung von 600 Mil. an 
ben Staat ben Erlös unter bie kirchlichen Snflitutionen und Körper ihrer 
betreffenden Diözefen vertheilen. Cine Verwendung diefer Güter zu anderen 
als dieſen Zweden ift aber durchaus nicht ausgefchloffen und läge lediglich) 
im Belieben ber Bilchöfe. Es könnte nur verhindert werden, wenn bie Kirche 
verpflichtet würde, ihr nunmehr beweglich gewordenes Bermögen in unver: 
Außerlicher Staatsrente anzulegen. Wirflihd war Scialoja in feinen Unter: 
handlungen mit Langrand lange bemüht gewejen, dieſe Beflimmung in ben 
Vertrag hineinzubringen. Langrand ging jeboch nicht darauf ein und beftand 
darauf, daß bie Bilchöfe das Vermögen anlegen dürften, wo und wie inmer 
fie wollten. Die Mehrheit der Kammer glaubte daher, hinter dem Haufe 
Zangrand die gefammte ultramontane Reaction Europas erbliden zu müffen. 


„ Der neue öſterr. Gefanbte, Baron Kübeck, überreicht feine Cre- 


. bitive ohne befondere Anſprache, wird indeß durch eine beſonders 


glänzende Aufnahme ausgezeichnet. | 
» Die Regierung beginnt Bollsverfammlungen gegen bie neuen 
Kirchengeſetze, namentlih im Venetianifchen, zu unterfagen. 

II. Kammer: Die Commiffion für das ſog. Kirchengefeß wählt 
Criſpi zum Berichterftatter, mit dem Auftrage, die Verwerfung des 


Geſetzes zu beantragen, bezüglich des politiihen Theils mit 8 gegen 


1, bezüglich des finanziellen mit 5 gegen 4 Stimmen. 
„ I. Kammer: Die Regierung wirb über das Verbot von Volks⸗ 


verſammlungen in Padua und Benebig interpellirt. Ricafoli ant- 


wortet ayf bei Stelle, daß nicht der Art. 32 der Verfafjung über 
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das Verſammlungsrecht, ſondern einfach das Sicherheitsgeſetz in Be⸗ 
tracht komme. Die Kammer geht auf den Antrag Maneini's mit 
einer Art Tadelsvotum, das die Regierung einlädt, das Verſamm⸗ 
lungsrecht nicht zu hemmen, zur Tagesordnung über, und zwar mit 
136 gegen 104 Stimmen (die Rechte ift zufällig nur fpärlich ver- 
treten, die Linke faft vollzählig). Das gefammte Minifterium gibt 
fofort feine Entlafjung ein, die jedoch vom König nicht angenommen 
wird. 


12. Febr. Die IL Kammer wird bis zum 28. Febr. vertagt. 


13. 


17. 


22, 


23. 


„ Ein Egl. Decret löst die Kammer auf und orbnet Neuwahlen 
auf den 12. März, den Zujammentritt der neuen Kammer felbft 
auf den 20. März an. | 


„ Mopification des Minifteriums: Jacini (Öffentliche Arbeiten), 
Borgatti (Juſtiz) und Scialoja (Hinanzen) treten aus; Kicafoli 
übernimmt bie Präfidentihaft und das Innere, Visconti:Venofta das 
Auswärtige, Depretis bie Finanzen, Cugia das Kriegsweſen, Correnti 
den Unterricht, das Yuftizminifterium bleibt noch offen. 

v Ricafoli ſetzt in einem Rundſchreiben an die Präfecten bie 
Gründe der Kammerauflöfung auseinander: 

Stalien ſei der unfruchtbaren Discuffionen, ber Schwäche ber Regierung, 
ber ewigen Perfonalveränderungen und Programme müde. Bezüglich ber 
Freiheit der Kirche folle ein neuer Gejegesentwurf ausgearbeitet werben, ber 
dem Urtheil der öffentlichen Meinung Rechnung trage. Stalien brauche eine 
ftarfe Regierung, es wolle Entwidelung bes öffentlihen Reichthums, aber 
nicht eine Abenteuerpolitif; e8 fei barum ein Parlament aus Männern nöthig, 
bie diefen Bebingungen entiprechen. 

„ Die Linke der Kammer erläßt ein von 77 Namen unterzeichnetes 
„Manifeft der parlamentariihen Oppofition”, in dem fie behauptet, 
bie Kammer ſei heimgeſchickt worden wegen ihrer Wiberjtandes gegen 
die reactionären Unternehmungen der Regierung. Zehn Mitglieder 
ber piemontefifhen Oppofition, früher der Kern der gemäßigten 
Fraction, jchließen fih dem Manifeſt der Linken an. Auch das 
Tiberale Wahleomitd der alten Provinzen erklärt fi gegen Ricafoli. 
Garibaldi erläßt ein Wahlmanifeft gegen die Clericalen. 

„ Saribaldi tritt eine Rundreife in den venetianifchen Provinzen 
an und organifirt eine maßlofe Agitation gegen die Elericalen und 
für eine gewaltfame Erwerbung Roms, 


— März Spaltung der Linken: Morbini mit dem Diritto gebt zur 


10, 


Majorität über, die äußerfte Linke gründet ein neues Blatt L'Avan⸗ 
guarbia, das vom republifanifhen Mazzinismus nicht mehr allzus 
weit entfernt ift. 
» Wahlen zur zweiten Kammer. Das Refultat entſpricht keines⸗ 
wege den Erwartungen Ricafoli’8 und ändert bie bisherige Zus 
fammenfeßung der Kammer nicht weſentlich. 
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Während bie aus ben Wahlen von 1865 bervorgenangene Kammer aus 
2238 Souvernementalen, 197 Oppofitionellen, 41 Unbeftimniten und 7 Uns 
befannten beftand, bejtebt die neue Kammer aus 219 Gouvernementalen, 
176 Oppofitionellen, 36 Unbeflimmten und 44 Unbefannten. Die C:ppofition 
theilt ſich in zwei Kategorien: die. radicale oder Linfe, und die piemontefifche 
DOppofition. Zu erfterer gehörten in ber aufgelösten Kamıner 165 Mitglieder, 
jet 138. Zur zweiten bisher 32, jept 39. In Piemont haben bie Provinzen 
Guneo und Turin, im Neapolitanifchen die Provinzen Galabria Ulteriore 


Prima, Terra di Lavoro, Abruzzo Ulteriore Secundo, Gapitanata, Terra di 


Bari, Terra d'Otranto ausichließlich oder faft ausſchließlich oppofitionell ge= 
wählt. Im Ganzen vertheilen fi die piemontefilhen Wahlen auf 8 Gous 
vernementale, 36 Oppofitienelle, 4 Unbeftimmte, 6 Unbefannte; bie neapolis 


 tanifchen auf 42 Gouvernementale, 88 Cppofitionelle, 7 Unbeftimmte, 12 


49. 


21. 


22. 


n" 


Unbekannte. In ben übrigen Landestheilen namentlich ber Lombardei, in 
Toscana und dem Benetianiichen bat bie Regierung die Mehrheit, in leßteren 


gehören ihr von 50 Wahlen 44 an. 


Unter den Wahlreben machen namentlich biejenigen Sella’s in Eoffato 
(über die Finanzlage und die Realifirung des Kirchenvermögens) und La: 
marmora’s in Biella (über die preußiſche Allianz) ungewöhnliches Auffehen. 


März. Oaribaldi beginnt nun aud eine Rundreife in Piemont und 


feßt babei feine Agitation gegen das Papſtthum fort. 
Ein kgl. Decret orbnet. die Ueberführung ber fterblichen Reſte 
Daniel Manin's aus Paris nad Venedig auf Staatsfoften an. 


„ Eröffnung der Kammern. Thronrede des Könige: 


v» ... Durch unjere Eintracht und Ausdauer haben wir die Unabhän- 
gigfeit errungen und bie Freiheit behauptet. Jetzt aber, da Staliens Beftand 
gefichert ift, verlangt es, daß bie Kräfte feiner Intelligenz und feines Willens 
fih nicht in unmäßigen Beftrebungen und Eiferfüchteleien erjchöpfen, fondern 
im Gegentheil insgefammt nad dem Ziele hinftreben, ibm eine dauerhafte 
verftändige Organifation zu verleihen. ... . Um zu dieſem Ergebniß zu ges 
langen, wirb Meine Regierung Ihren Berathungen den vollitändigen Ent: 
wurf einer abminiftrativen NReorganijation vorlegen, bie gleichzeitig die Frei: 
heit und die Autorität flärfen und bie Beziehungen zwifchen Verwaltern und 
Berwalteten bequemer und moblfeiler geftalten fol. Während die Provinzen 


“ und Gemeinden eine größere Freiheit im Kreis ihrer Wirffamkeit genichen 


werben, wird man in ber Hand des Chefs ber Provinz eine ausgebehntere 
Macht vereinigen, und foldhergeftalt die ber Gentralifation anhaftenden Stür: 
ungen vermindern durch ein Mittel, welches die Bande ber Einheit ftärfen 
fonn. Man wird Shnen gleichzeitig Gefebentwürfe vorlegen, um bie Art 
und Weile der Steuereintreibung einfacher und gleichförmiger zu machen, 


um einige Theile unjeres Beftenerungsfyftems zu reformiren und um durch 


eine .rationellere Methode der Steuerberechnung zu einer fichern Controle und 
einer jchleunigen Darlegung ber Verwendung bes öffentlichen Schaßes zu 
gelangen. . . . Die Finanzfrage ift heutzutage für Stalien nicht allein eine 
Trage des höchſten Intereſſes, ſondern fie ift auch eine Frage der Ehre und 
ber Würde ber Nation. Das Parlament wird, daran zweifle ich nicht, feine 
ganze Thätigfeit verwenden, um biefe Frage zu löſen. Bei feierlichen Gele= 
genheiten haben wir Europa verjprochen: wir würben für dasſelbe eine Macht 
der Civilifation, ber Ordnung und bes Friedens werben, fobald wir nur erft 
in ben Beni unferer nationalen Exiſtenz gelangt fein würden. Es ift jebt 
an ung dieſes Verſprechen zu halten, und der Hoffnung zu entſprechen, die 
man in ung gefest hatte. ...“ 

„ I Say, get: Der Regierungscandivat Mari wirb mit 195 
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Stimmen gegen 145, die auf Criſpi (Linke) fallen, zum Präfidenten 
gewählt. 


28. März Kin Lönigl. Deeret regelt die Beziehungen der Miniſter zum 


30. 


Miniſterpräſidenten nach den perſönlichen Wünſchen Ricaſoli's. 


„Die I. Kammer bewilligt der Regierung die Forterhebung ber 
Steuern nad dem proviforiichen Budget mit 267 gegen 26 Stimmen 
auf meitere 3 Monate. Criſpi als Haupt ber Linken fpricht ſich 
bei biefer Gelegenheit ſehr gemäßigt aus. 


4. April. Beginn des Procefjes gegen den Admiral Berfano dor dem 


4. 


11. 


15. 


23. 
25. 


30, 


GSenate. — Tonello kehrt von feiner Miſſion nah Rom zurüd. 


»„ Die I Kammer nimmt die Antwortsadrefle ohne beſondere 
Kämpfe mit großer Mehrheit an. Ricafoli gibt ganz unerwartet 
und aus bisher noch keineswegs aufgehellten Gründen feine Ent: 
laffung ein, die vom König nunmehr fofort angenommen wird. 


» Nachdem General Menabrea auf die Bildung eines neuen Mis 
nijteriums verzichtet, wirb ein ſolches von Ratazzi gebildet: Ratazzi 
übernimmt darin das Präſidium und das Innere, Yerrara bie Fi: 
nanzen, Campello das Auswärtige, 

„Alle die, welde den italienichen Dingen feit Monaten aufmerkjamen 
Auges folgten, baben längft ein Gabinet Ratazzi vorausgefagt; denn ed war 
Hat, daß, wenn die echte das aus ihr gebildete Cabinet Ricaſoli nicht zu 
unterftüßen,, bie Linke ein eigenes Cabinet nicht zu bilden verſtände, die 
Regierung nothwendig dem Mann in die Hände fallen müßte, der ſich zum 
Herrn aller halben, aller zweideutigen Lagen zu machen gewußt bat. Ra⸗ 
nah er oeutet eine zweibdeutige, principlofe und eben darum verbächtige 

oliti 
„Perſano wird vom Senat als oberftem Staatsgerichtshof zum 
Berluft feiner Admiralswürbe und au Tragung ber gefammten Koften 
verurtheilt. 
„Abſchluß eines Handelsvertrages mit Oeſterreich. 
„ Die I. Kammer nimmt die Uebereinkunft mit Frankreich bez. 
der päpftliden Schuld für die ehemals päpftlichen Provinzen an 
und bejchließt, eine parlamentariihe Commiſſion zu Unterfuhung der 
Verhältniffe der Provinz Sicilien nah Palermo zu fchiden. 
„ Das fgl. Decret vom 28. März bez. der Verhältniffe der Minifter 
zum Minifterpräfidenten wird mieber aufgehoben. 


8. Mai.” Die Regierung ſchließt mit dem Bevollmächtigten der Herren 


Rothſchild und Fremy in Paris einen neuen Vertrag behufs Liqui⸗ 
dation der Kirchengüter ab, der jedoch von den leßteren nicht rati⸗ 
fieirt wird. 


„ Der König löst durch Decret das Koftfpielige und militärifch 
nußlofe Inftitut der kgl. Leibgarde ganz auf und verzichtet geg 
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über der Finanzlage des Staats auf 4 Millionen feiner Civilliſte, 
fpriht dagegen den Wunſch aus, bag ber Staat einige Schulben 
berjelben tilgen möge, 

14. Mai. II. Sammer: Die Regierung legt berfelben einen neuen Ge⸗ 
feßesentwurf behufs Liquibirung ber Kirchengüter vor: 

Art. 1. Alle Güter, alle Eintommen, alle wie immer gearteten Werthe, 
weldye das Kirchenvermögen bes Königreichs bilden, mögen diefelben nun 
bereits in Folge Aufhebung ber religidfen Körperichaften zufolge des Geſetzes 
vom 7. Suni 1866 in ben Befit des Fiscus übergegangen oder der Um— 
wandlung in Öffentliche Rente unterworfen worden fein, oder mögen fie fid) 
nod im Beſitz geiftlicher Perfonen befinden, follen betrachtet werden als eine 
einzige Maſſe bildend, auf welche eine Summe von 600 Millionen Franken 

u Gunften des Staates in ben im gegenwärtigen Geſetze vorgeichriebenen 
erminen und Mobalitäten erhoben werben fol. Art. 2. Auf Rechnung ber 
erwähnten Summe wirb ber Staat zu feinem Vortheil die öffentliche Rente, 
welche zu Gunften bes Eultusfonds eingejchrieben ift, als aus unterbrüdten 
Kirchenkaſſen ſtammend, fowie die Rente, weldhe in Anwendung bes Geſetzes 
"vom 21. Auguft 1862 zu Gunften besfelben Eultusfonds eingefchrieben ift 
ober werben fol, convertiren. Der Staat wirb in gleiher Weile auf Rech: 

- nung ber 600 Millionen bie Gebäude, melde aus bem Kirchenvermögen 
ftammen unb ben Gemeinden und Provinzen überlaffen werben jollen, zu 

- 42 Millionen veranichlagen. Art. 3. Der Ueberfhuß wird unter dem Titel 
einer außerordentlichen Tare auf bie Maffe ber im Art. 1 erwähnten Güter 
zu 25 Procent des Kapitald umgelegt werden, welde zu 5 Procent durch 
bas Einfommen repräfentirt wird, wie es fich burch die Anwendung ber Tare 
ber todten Hand ermittelt. Die Bezahlung dieſer außerordentlichen Taxe bat, 
vom 1. Januar 1868 beginnend, in acht balbjährigen Raten zu erfolgen. 
Art. 4, Um die Abführung der erwähnten Quote zu erleichtern, wird jede 
Elaufel ber Unveräußerlichfeit aufgehoben, der die Kirchengüter bisher unter: 
worfen waren; , biejelben Tönnen nad Veröffentlichung dieſes Geſetzes mit 
Hypotheken belajtet, vertaufcht und verfauft werden, wie jedes andere Privat: 
eigentbum. Art. 5. Die Güter, Renten und Wertbe, welche heute dem 


nenden Weile bie im Art. 5 erwähnten Güter und Werthe zu veräußern, 


voraus 
6 ag ER gefichert bleibt. Art. 11. Die durch bas gegenwärtige 


26. 
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Geſetz vorgeichriebenen Operationen können einer Handelegeſellſchaft, welche 
im eigenen Namen das glüdliche Eingehen bes Betrages ber Tare ſicher ſtellt, 
gegen eine Provifion, die 3 Procent nicht überfteigt, überlaffen werben. 
Art. 12. In Folge ber Verfügungen dieſes Geſetzes find im großen Bud 
ber Öffentlihen Schuld bie NRenteninferiptionen zu Gunften der Berwaltun 
bes Eultusfonds, welche den Renten, die von ben durch das Gefeh vom 7. 
Yuli 1866 aufgelösten religiöien Körperichaften an ben Fiscus übergegangen 
find, entſprechen, zu tilgen. In Ausführung bes Artikels 11 dieſes Gefebes 
findet Feine neue Inſcription ftatt. 


Mai. Da Rothſchild und Fremy die Ratification des von ihrem 


Bevollmächtigten abgejchlofjenen Vertrags behufs Liquidirung ber 
Kirchengüter verweigern, jo wirb berfelbe nunmehr mit dem Haufe 
Erlanger abgefchloffen und unterzeichnet. 


3. Juni. II Sammer: Die Regierung legt ihr den Vertrag Erlanger 


vor, fcheint fih aber von vornherein Feine Illuſionen darüber zu 
machen, daß ihr Gefeßesentwurf vom 14. Mat und ihr DVertrag 
mit Erlanger vom 26. Mat von der Kammer eher angenommen 
würden, als der Geſetzesentwurf Ricafoli’8 vom 17. Januar und 
fein Vertrag mit Langrand vom 16. Januar. 

Tie Herren Erlanger verpflichten fi einen Monat nach Genehmigung 
des Vertrags durch das Parlament eine anonyme Gefellihaft unter dem 
Namen „Banca fondiaria d’Italia“ zu bilden mit einem Kapital von 50 
Milionen in 100,000 Actien, jede zu 500 Franke. Dieſe Geſellſchaſt wirb 
bie ſämmtlichen Operationen behufs ber Erhebung ber auf das Kirchengut 
gelegten außerordentlichen Steuern vornehmen, und dafür 3 Procent Com⸗ 
miffionsgebühr erhalten; um aber bie Operationen zu erleichtern, wirb bie 
Geſellſchaft für Rechnung der Regierung fo viele Obligationen ausgeben als 
bem Betrag ber außerorbentlichen Steuer entfprechen. Die Obligationen 
werden zum Curs von 77 emittirt, und find innerhalb 25 Jahren zum 
Nominalwerth rüdzahlbar, d. h., da jede Obligation auf 500 Franks lautet, 
fo bat der Zeichner nur 385 Franken, und zwar in 12 monatliden Raten 
einzuzablen, und erhält dafür innerhalb 25 Jahren 500 Franke, alfo einen 
Vortheil von 115 Franks am Kapital; außerdem werden ihm die Zinfen 
mit 35 Franks jährlich bezahlt. Mit andern Worten, der Staat nimmt ein 
Anlehen auf zu mehr ald 11 Procent, während felbft heute die conſolidirte 
Rente nicht ganz 10 Procent trägt. Rechnet man gar die Commiſſions⸗ 
gebührt von 3 Procent binzu, jo zahlt ber Staat mehr als 144 Procent 

infen. 

3 Die Mailänder „Perfeveranza” ftellt folgenden Vergleih an zwiſchen den 
Projecten Scialoja’8 und Ferrara’ bez. ber Behandlung des Kirchenver⸗ 
mögens: „Scialoja begnügte fih 600 Millionen in ſechs Jahren zu haben; 
Ferrara nimmt fogleih 158 durch ben Verkauf ber dem Cultusfonds anges 
hörigen Nente, und verlangt vom Clerus weitere 430 in vier Jahren. Scia⸗ 
Ioja wollte, baß das ganze Firchliche Eigenthum in Staatsrente verwandelt 
ober wenigftens mobilifirt werde, indem er bem Clerus Freiheit Tieß das 
Kapital im Staat oder im Ausland anzulegen. Ferrara ſchafft bie Ver: 
pflichtung zur Gonverfion in Rente für diejenigen geiſtlichen Güter ab, welchen 
diefelbe kraft bes Geſetzes vom 7. Juli 1866 obliegt (Geſetz über die Auf: 
bebung ber geiftlihen Genoffenichaften), und legt fie ben übrigen nicht auf. 
Scialoja menbete fih, um die 600 Millionen zu haben, an die Gef ntbeit 
bes italienifchen Glerus, und überließ es ihm zu beurtheilen, in wel . ie 
er fie auf bie verſchiedenen geiftlichen Inſtitute veribeilen fönnte, 1 1 


4... Jan. Neujahrsrede des Königs an die Deputirten: 


. y 


5. Italien, 


Der -sönig hofft, daß das Jahr 1867 für Stalien nicht weniger glücklich 


“fein möge al& das adgelaufene. „Ter Zuſtand der Finanzen erfordert die 
“ganze Aufmerkſamkeit meiner Negierung und die Ihrige. Ich bitte Sie, 


meine Herren, nur um Cines: Die Armee-Organiſation nicht umzumwerfen. 
Sparjamfeit iſt vonnöthen, ich weiß e8, aber auf die Armee angewendet, 
bürfte fie verhängnißvoll werden. Es könnte jich ereignen, daß die Armee 
von einem Augenblicke zum andern berufen würde, nicht bloß bie Grenzen 
zu vertheidigen, fondern auch noch einen neuen Ruhm auf neuem Schlacht: 
jelde zu erwerben.” Der legte Theil der Rede wird von der offiziellen Zei— 


tung unterdbrüdt und die öffentliche Meinung bleibt im Zweifel, ob der König 


11. 


fi lediglich durch jeinen Eifer für die Armee dazu bat hinreigen Tafjen, 
oder ob eine franzöſiſch⸗italieniſche Allianz im Merfe fei. 


„ Ein gl. Decret verfügt die Verminderung des Armeebubgets, 


bas bisher gegen 200 Mill. betragen bat, um 45 Mill. 

Um diefe Erjparniß gu bewerfitelligen, fol von jedem der 80 Linien 
regimenter 1 Bataillon, von jedem der 45 Berfaglieribataillone die 4. Com: 
pagnie aufgelöst werden. Dem entiprechend follen auch Verminderungen im 
Genie, bei der Artillerie und beim Fuhrweſen, ſowie in der Armeeverwaltung 
ftattfinden. Die Altersklafje von 1842 und zum Theil die von 1843 wird 
beurlaubt. Ein Armeecommando und brei Divifionscommandos werben auf 
gehoben, ebenjo alle Bezirfscommandos. Lie Provinzialceommandos jollen 
aufrecht erhalten bleiben, während Sicilien eine direct dem Kriegsminijterium 
unterftehende Divifion erhalten foll. 


„ Die IE Kammer genehmigt dur Acclamation die Antworts- 


abrefie auf die Thronrede vom 15. Dec. v. J. 

Diefelbe ſagt bezügli Roms: „Pünktlich geräumt durch bie franzöfiichen 
Truppen, fieht die ewige Stadt noch in ihrem Schooß jene wirre Miſchung 
menſchlicher und göttliher Dinge gähren, welche Ordnung und Negel von 
ber Vollendung ber Zeiten erwartet. Auf biefe vertrauen wir, und wir 
werben warten in Achtung ber Freiheit der Gewiljen und der Treue des 
Verträge, zugleich aber als bebarrliche Dolmeticher der nationalen Beftres 
dungen!" Gin anderer bemerfenswerther Sa deutet auf die Frage ber 
Trentino, indeß nicht in der Form einer Revindication, fondern als befcheis 
bener Wunſch einer Grenzberichtigung. 
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12. Jan. Die vertraulichen Unterhandlungen Tonnello's in Rom haben 
zu einem vorläufigen Einverſtändniß geführt, das jedoch noch der 
Ratification bedarf (die nicht erfolgt). 


Dasſelbe bewegt ſich ausſchließlich auf kirchlichem Gebiete, ba die Curie 
jede Einflechtung politiſcher Fragen, worunter auch die der Civilehe, entſchieden 
abgelehnt hat. Dagegen wäre Rom zu einer Reduction der zahlreichen und 
theilweife ganz überflüffigen Biſchofsſitze (indeß doch nicht auf 68, gleich 
ber Zahl der Provinzen) geneigt, die jeboch nicht fofort, fondern nur nad) 
und nad), je nah dem Ableben ber betreffenden Bifchöfe zu erfolgen hätte, 
wogegen bie italienifche Regierung auf bie bisher für unentbehrlich gehaltenen 
Abwehrfchilde gegen clericale Uebergriffe, das jog. Erequatur und das Placet, 
verzichtet. 

16.—17. San. II. Sammer: Das Minifterium Ricafoli legt berjelben 
bas feit dem 21. Dec. v. J. umgearbeitete Budget für 1867 vor 
und der Finangminifter entwidelt feinen Sinanzplan zu Deckung bes 
Deftcits, geftübt auf einen, am 16. Januar zu Paris zwifchen ber 
Regierung und bem belgifhen Haufe Langrand: Dumonceau unter: 
zeichneten Vertrag über bie Liquidation des Kirchenvermögende. “Der 
Juſtizminiſter Borgatti legt einen Gefeßesentwurf vor, ber bie 
Treiheit der Kirche fihern und ihr das Kirchenvermögen zurüdgeben 
fol nah Abzug von 600 Mil. zu Gunften des Staats, nebft 
einem einläßlichen Motivenberichte, 

Budget für 1867: Die Einnahmen werben nunmehr zu 865 Mill. 
veranjchlagt, bie ordentlichen und außerorbentlichen Ausgaben zu 1024 Mill., 
woburdh das urjprünglih auf 185 Mill. angeſetzte Deficit auf 159 Mil. 
herabgeminbert wäre. 

Sinanzplan Scialoja’s: Der Mintiter meist zur Erklärung ber 
Finanzlage auf die außerordentlihen Bebürfnifie des Jahres 1866 hin, bie 
ein Anlehen der Nationalbauf von 250 Mill. und in Folge bavon den 
Zwangscurs der Banknoten, ferner ein National-Zwangsanlehen im Betrage 
von 220 Diill., endlich eine außerordentliche Ausgabe von 94 Mill. Rente 
nöthig gemacht hätten. Davon feien aber Ende 1866 noch 364 Mill. im 
Schatze geweſen, binveihend um verjdiedene Paſſiva von 1866 zu faldiren 
und bag Deficit von 1867 zu deden. Die Ausgaben feien im Budget für 
1867 nunmehr aufs Iparfamfte bemeifen, ber Militäretat namentlich (bei 
einem Friebensftande von 146,000 Dann) auf 140 Mill. rebucirt. Um 
bas immerhin noch bleibende Deficit zu beden, werden theils Deodificationen 
beſtehender, theils Einführung neuer Steuern vorgefchlagen, wodurch basjelbe 
auf 100 Mill. vermindert würde, dieſe aber follen für die nächſten Jahre 
und bis das natürliche Gleichgewicht zwijchen Einnahmen und Ausgaben ers 
reiht wäre, durch eine Operation mit dem Kirchenvermögen gededt werben, 
die dem Staate 600 Mill. eintragen würde. Der Minifter hofft, baß ber 
Clerus auf bie Operation felbft eingehen werde und erneuert ſchließlich die 
Erklärung, baß feine Neduction der Intereſſen ber öffentlihen Schuld ſtatt⸗ 
finden folle. 

Der Sefetentwurf, betreffend bie Freiheit der Kirde und 
bie Liquidation ber Kirchengüter, enthält in zwei Abtbeilungen 31 
Kapitel mit folgenden wejentlihen Beſtimmungen: Die katholiſche Kirche im 
Königreich Stalien wird von jeder fpecielen Einmengung der Regierung in 
die Ausübung des @ultus und in Alles, was die inneren Angelegenheiten 
der religiöfen Körperfchaften betrifft, befreit. Die Regierung enthält ſich bes 
Rechts zur Ernennung ber Biſchöfe; der biefen wie andern kirchlichen Würbens 
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trägern vorgefchriebene Eid, das Königliche Placet und Erequatur hört gleich 
allen übrigen von Privilegien, Gemwohnbeitsrechten oder Concordaten herrüh— 
renden Belhränfungen jeder Art auf, fowie auch ale Privilegien, Immuni— 
täten und Prärogative ber fatholifchen Kirche aufgehoben werden. Die Kirchen 
verfaffungen und canonifchen Lehrſätze haben im Staate feine Rechtsfraft 
mehr, jondern werben bloß al8 Reglements und Privatftatute der Kirche bes 
trachtet, beren NRechtsaniprüche, inlofern fie den Staatsgefeben und politischen 
Rechten nicht zumwider find, nur bei den Civilbehörden und Gerichten vor= 
gebracht werden fünnen. Alle Leiltungen von Seite bes Staates, ber Pro- 
vinzen, Gemeinden und Privatperjonen für die Kirche hören auf, indem biefe 
fih felbſt mittelft der freiwilligen Beiträge ihrer Mitglieder und ber Erträg- 
nilfe ber ihr eigenthümlich zugebörenden Güter verforgt, bie fie unter Beob⸗ 
achtung der vom Staatsgejege vorgeichriebenen Formen vechtsfräftig erwerben 
barf. Die Güter, welhe das Batrimonium der Kirche bilden, bleiben auch 
ferner ihre Eigenthum, werben jeboch nad) gewiflen Formen „convertirt und 
liquidirt”. Die zwifchen bem Staate und ber Kirche zu vertheilenden Güter 
gehen in den Bejiß des Staates über und werben vom königl. Deconomie: 
rath verwaltet werden. Die Monumente und Monumental: Gebäude, welche 
vermöge bes die Aufhebung ber religiöſen Körperfchaften betreffenden Geſetzes 
im Bejite des Staates find, werden auf Staatsfoften, bagegen diejenigen, 
welche im Befite ber Kirche bleiben, auf Koften der Kirche im Einklang mit- 
ben bießfällig erlaffenen Geſetzen und Vorſchriften erhalten. Die der Kirche 
gehörenden Güter werben veräußert, mit Ausnahme ber Gebäude zum Ge⸗ 
braude bes Cultus mit ben in beufelben befindlichen Gemälden, Möbeln 
und heifigen Geräthen, fowie der von ben Bilchöfen und Pfarrern bewohnten 
und zu Seminarien dienenden Gebäube. Wenn bie Bifchdie binnen einem 
Monate nach Veröffentlihung des Geſetzes erflären, daß fie die Convertirung 
und Liquidation ber Kirchengüter felbft in die Hand nehmen wollen, übergibt 
ihnen die Regierung bie Güter, bie fie in den betreffenden Diöcefen in Beſitz 
genommen und bie früher ben aufgehobenen Körperihaften gehörten, fowie 
einen Theil des Eultusfonds, um bie Liquidation zu bewirfen und die Ver—⸗ 
äufßerung ber Güter vorzunehmen. Etatt ber Güter in natura kann bie 
Regierung auch ein Nequivalent in Staatsihuldrenten den Bifhöfen über: 
geben, wogegen dieſe binnen zehn Jahren alle Güter des Kirchenpatrimoniums 
veräußern und bie immobilen Güter in mobile verwandeln, ferner 600 Mill. 


‚in balbjährigen Raten & 50 Mill. Franke zahlen, bie Gebäude, weldhe eine 


andere Beſtimmung befommen, erhalten und am Beginne jedes Jahres nadh= 
weifen müfjen, baß fie wenigſtens den zehnten Theil der immobilen Güter 
veräußert haben. Sollte dieſer Nachweis nicht geboten werben, dann ift bie 
Regierung berechtigt, fich in den gänzlihen Beſitz der nicht verfauften Güter, 
infoweit e8 die Ergänzung bes zehnten Theils erheifcht, zu feßen und bie= 
felben öffentlich verfteigern zu laſſen. Die Bifchöfe Haben ferner bie ben 
Mitgliedern ber aufgehobenen Körperſchaften ausgefegten PBenfionen zu be: 


. ftreiten. Zur Gewähr für die Zahlung von Seite ber Biſchöfe erhält ber 


Staat eine Hypothek auf ſämmtliche Güter. Wenn die Mehrzahl ber Bifchöfe 
nicht erklären follte, fih den von ber Regierung geftellten Bedingungen 
unterziehen zu wollen, fo wirb bie Regierung ſelbſt bie Convertirung und 
Beräußerung ber Kirchengüter vornehmen, und bie Bifchöfe werben immer— 
bin zur Beftreitung der Penfionen für bie Mitglieder ber aufgelösten 
Körperfchaften gehalten fein. Wenn nun bie Regierung zum DVerfaufe ber 
Güter ganz ober theilweile fchreiten müßte, dann werben den Bijchöfen 50 
Millionen Franks in fünfprozentiger Rente zugeftanden, das ganze Firchliche 
Vermögen beponirt und das unbewegliche veräußert. Die Veräußerung geht 
in einzelnen Theilen vor fih, und der Preis wird fich immer nad) ber 
beftimmten Rente richten. Der Kaufihilling kann in einzelnen, aber nie 
weniger als fünfzehn und nie mehr als vierzig jährlichen Raten berichtigt 
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werden, wogegen ben Käufern für bie ſofortige Zahlung ein Disconto zu: 
geftanden wird. 

Die franzöfifche Preffe hebt hervor, daß die italienijche Negierung dem⸗ 
gemäß geneigt jei, der Kirche ſchlimmſten Falls noch eine jährliche Entſchädigung 
von 50 Mi. Franks zu bezahlen, während das franzöſiſche Cultusbudget 
nur 33 Mill. betrage. Mit Berüdfichtigung des Unterjchieds ber Bevölferungs- 
ziffer wäre alfo bas italienische Cultusbudget noch einmal jo Hoch als das 
franzöfilche. 

Sn dem Motivenberichte bazu erflärt fich die Regierung auch ilber 
bie Trage: Wie verhält fich bie Freiheit der Kirche mit bem Art. 1 der ita= 
lienijhen Verfaſſung, welcher bie katholiſche Religion für die Religion des 
Staats, bie andern Culte nur für geduldet erflärt? „Die katholiſche Re⸗ 
ligion wirb in jenem Artifel Staatsreligion genannt, um anzudeuten, baß 
fie von der Mehrheit der Staliener befannt wird. Jedwede andere Inter⸗ 
pretation jenes Artikels widerfirebt vor allem ber Vernunft, infofern es 
nit der Laiengewalt zuftebt, veligiöfe Belenntniffe oder Culte vorzu= 
Schreiben; und falls jene Erffärung in der Abficht geichehen wäre, beſondere 
bürgerliche oder politijche Rechte denen einzuräumen, welche eine pecielle Re⸗ 
ligion befennen, jo würde fie das Gebot ber Gleichheit verleben, ba alle 
politiſchen und bürgerlichen Rechte ohne Unterfchied dem Menſchen als Bürger 
und nicht als Befenner einer gegebenen Religion angehören; fie würde endlich 
von ben Thatſachen widerlegt werden, benn durch die Trennung ber bürger- 
lihen Ehe von der religiöfen Ehe, und aus benjelben Yundamentaljäten bes 
öffentlichen Rechts hat unfere neue Gejebgebung, ohne das Statut zu miß- 
achten, ber Verfügung bes erſten Artikels ſchon jene einzige interpretation 
gegeben, welche ſich mit feinem Geift und mit den der Gewiljens: und Ver: 
einsfreiheit zugeficherten Garantien verträgt.” 


Der fehr umfangreihe Vertrag mit bem Haufe Langrand-Dus 
monceau enthält 24 Artikel. Der erfte derfelben Iautet: „Wenn das itas 
Tienifche Parlament den Gefetesentwurf über die Liquidation und Converſion 
des Kirchengutes duch Vermittlung der Bilchöfe genehmigt, und wenn bie 
Majorität ber Biſchöfe bie Converfion des Kirchengutes unter ben burch das 
befinitive Geſetz feftzuleßenden Bedingungen annimmt, fo überträgt bie Res 
gierung und übernimmt Graf Langrand= Dumonceau bie Verpflichtung, bie 
Summe von 600 Millionen oder jede andere gejeglich eingehende geringere 
Summe als ben ber Regierung aus der Liquidation des Kirchengutes zus 
fommenden Antheil unter den in diefer Convention feftzufetenden Bedingungen 
zu beichaffen.” Art. 13 lautet: „Wenn in Ermangelung ber Geſammtheit 
nur bie Mebrzahl der Biſchöfe ihre Zuſtimmung ertbeilt, jo werben die aus 
ber gegenwärtigen Convention hervorgehenden gegenjeitigen Verbindlichleiten 
und Rechte ber Regierung, des Unternehmers und ber Bilchöfe auf ben ver⸗ 
hältnigmäßigen Theil der Diöcefangüter der zuſtimmenden Biſchöfe zurück⸗ 
geführt, und die Regierung wird alsdann direct vorgehen, um ſich ben ihr 
fehlenden und durch das Geſetz ihr zufommenden Theil zu verichaffen.“ 
Für feine Bemühungen erhält das Haus eine Commiffionsgebühr von 10%. 
In einem Gefchäftscireular bes Hauſes an feine Actionäre fpricht fih das⸗ 
felbe über die Operation bahin aus: „Wir benachrichtigen Sie biemit, baß 
wir mit ber italienifchen Regierung eine große Operation abgejchlofjen haben, 
nah langen Verhandlungen, welche gleichzeitig in Florenz, Rom und bei beit 
Biſchöfen Italiens eröffnet wurden.” 

Die Kammer beſchließt auf den Antrag Criſpi's (Linfe), den 
GSefeßesentwurf über die freiheit der Kirche und die Liquidation 
ber Kirchengüter für dringlich zu erklären und zuerft in Behandlung 
zu nehmen. 0 
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Die unabhängige Preſſe erhebt fofort große Bebenfen gegen ben Plan 
Ricaſoli's, namentlih dagegen, ber Kirche, d. 5. den Bilchöfen ein fo un: 
geheures Vermögen ohne bie minbefle Controle zu übergeben und will es 
baber nicht dem Clerus allein fondern der Gemeinde, dem Clerus und ben 
Gläubigen, überantwortet wiffen, muß aber felbjt zugeben, baß ber Begriff 
ber Gemeinde bem in ber kath. Kirche herrjchenden Papaliyftem völlig fremd 
fei und der Staat biefe Gemeinde unmöglih von ſich aus ſchaffen könne, 
ohne fofort wieder ber Idee ber „freien Kirche” untreu zu werben. 


23. Jan. Ein kgl. Decret löst in Folge des Friedens mit Oeſterreich 


29. 


bie bisher beftandene ungarijche Legion auf. 

„ Der Senat befchließt die Verfegung des Admirals Perjano wegen 
feines Benehmens in ber Seeſchlacht bei Liffa im Anflagezuftand 
und zwar mit 83 gegen 48 Stimmen wegen Ungehorjam und mit 116 
gegen 15 Stimmen wegen Unfenntnig und Nadhläffigkeit, während 
die Anklage wegen Feigheit mit 71 gegen 60 Stimmen abgelehnt wird. 


4. Sehr. IL. Kammer: Sämmtlihe 9 Bureaur der Kammer haben bas 


10. 


11, 


Geſetz über die Freiheit der Kirche und die Liquidation ber Kirchen: 
güter abgelehnt. 

Zwei Punkte find es, welche allgemeinen Wiberfiand fanden: die von dem 
Etaat ben Biſchöfen eingeräumte Stellung, welche biejelben zu wahren 
Lehensherren des niebern Elerus machen würde, und ber Mangel einer 
zwingenden Vorſchrift über die Anlage des convertirten Kirchenvermögens in 
unveräußerliher Rente auf den Staat. Nach dem Bertrage mit Langrand 
jollen bie Bijchöfe das der Kirche heute gehörige Vermögen binnen 10 Jahren 
in bewegliche Güter verwandeln und nach Entrichtung von 600 Mill. an 
ben Staat ben Erlös unter die kirchlichen Snfitutionen und Körper ihrer 
betreffenden Diözejen vertheilen. . Eine Verwendung biefer Güter zu anderen 
al8 biefen Zwecken ift aber burchaus nicht ausgefchloffen und läge lediglich 
im Belicben der Biſchöäfe. Es könnte nur verhindert werden, wenn bie Kirche 
verpflichtet würde, ihr nunmehr beweglich geworbenes Vermögen in unver: 
Außerlicher Staatsrente anzulegen. Wirklich war Scialoja in feinen Unter: 
bandlungen mit Langrand lange bemüht gewejen, biefe Beflimmung in den 
Vertrag bineinzubringen, Langrand ging jedoch nicht darauf ein und beftand 
barauf, daß die Biſchöfe das Vermögen anlegen bürften, wo und wie immer 
fie wollten. Die Mehrheit der Kammer glaubte daher, hinter dem Haufe 
Langrand die gefammte ulttamontane Reaction Europas erbliden zu müffen. 


»„ Der neue öſterr. Gefandte, Baron Kübeck, überreicht feine re: 


. bitive ohne bejondere Anſprache, wirb inbeß durch eine beſonders 


glänzende Aufnahme ausgezeichnet, 
„ Die Regierung beginnt Vollsverfammlungen gegen die neuen 
Kirhengefege, namentlih im Venetianifchen, zu unterfagen. 

II. Kammer: Die Commiffion für das fog. Kirchengeſetz wählt 
Crifpi zum Berichterftatter, mit dem Auftrage, die Verwerfung des 
Geſetzes zu beantragen, bezüglich des politiichen Theil mit 8 gegen 
1, bezüglich des finanziellen mit 5 gegen 4 Stimmen. 

„ I. Kammer: Die Regierung wird über das Verbot von Volks: 
verfammlungen in Padua und Venedig interpellirt. Ricafoli ant- 
wortet auf ber Stelle, daß nicht der Art, 32 der Verfaſſung über 
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das Verſammlungsrecht, fondern einfach das Sicherheitsgeſetz in Be: 
trat fomme. Die Kammer geht auf den Antrag Maneini’s mit 
einer Art Tadelsvotum, das die Regierung einläbt, das Berfamm: 
lungsrecht nit zu hemmen, zur Tagesordnung über, und zwar mit 
136 gegen 104 Stimmen (die Rechte ift zufällig nur fpärlich ver: 
treten, bie Linke fat vollzählig). Das gefammte Deinifterium gibt 
fofort feine Entlaffung ein, die jedoch vom König nicht angenommen 
wird. 


12. Febr. Die IL Kammer wirb bis zum 28. Febr. vertagt. 


13. 


17. 


22, 


23. 


„ Ein !gl. Decret löst die Kammer auf und ordnet Neuwahlen 
auf den 12. März, den Zufammentritt der neuen Kammer felbft 
auf den 20. März an. 


„ Mopification des Minifteriums: Jacini (Öffentliche Arbeiten), 
Borgatti (Juſtiz) und Scialoja (Hinanzen) treten aus; Ricafoli 
übernimmt die Präfidentfhaft und das Innere, Visconti:Venofta das 
Auswärtige, Depretis die Finanzen, Cugia das Kriegsweſen, Correnti 
den Unterricht, das Juſtizminiſterium bleibt noch offen. 

„ Ricafoli fett in einem Rundſchreiben an die Präfecten bie 
Gründe der Kammerauflöfung auseinander: 

Stalien fei der unfruchtbaren Discuffionen, der Schwäche der Regierung, 
der ewigen Perfonalveränderungen und Progranıme mübe. Bezüglich ber 
Freiheit ber Kirche Tolle ein neuer Geſetzesentwurf ausgearbeitet werben, det 
dem Urtheil der öffentlihen Meinung Rechnung trage. Stalien brauche eine 
ftarfe Regierung, es wolle Entwidelung bes öffentlichen Reichthums, aber 
nicht eine Abenteuerpolitif; es fei darum ein Barlament aus Männern nöthig, 
bie dieſen Bebingungen entiprechen. 

„ Die Linke der Kammer erläßt ein von 77 Namen unterzeichnetes 
„Manifeſt der parlamentariihen Oppofition”, in dem fie behauptet, 
die Kammer fei heimgefchieft worden wegen ihrer Widerftandes gegen 
die reactionären Unternehmungen der Regierung. Zehn Mitglieder 
der piemontefifhen Oppofition, früher der Kern der gemäßigten 
Fraction, jchließen fih dem Manifeſt der Linken an. Auch bas 
liberale Wahlcomitd der alten Provinzen erklärt ſich gegen Ricafoli. 
Garibaldi erläßt ein Wahlmanifeft gegen die lericalen. 

„ Garibaldi tritt eine Rundreiſe in den venetianifchen Provinzen 
an und organifirt eine maßlofe Agitation gegen bie lericalen unb 
für eine gewaltfame Erwerbung Roms, 


— März Spaltung ber Linfen: Morbini mit dem Diritto geht zur 


10, 


Majorität über, die äußerſte Linfe gründet ein neues Blatt L'Avan⸗ 
guarbia, das vom republifaniihen Mazzinismus nicht mehr allzus 
weit entfernt ift. 
„ Wahlen zur zweiten Kammer. Das Rejultat entipricht Teiness 
wege ben Ermartungen Ricafoli’8 und ändert bie bisherige Zus 
fammenjeßung der Kammer nicht weſentlich. 
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Während bie aus ben Wahlen von 1865 hervorgegangene Kammer aus 
228 Gouvernementalen, 197 Oppofitionellen, 41 Unbeftimmten und 7 Uns 
befannten beftand, beitebt die neue Kammer aus 219 Gouvernementalen, 
176 Oppofitionellen, 36 Unbeflimmten und 44 Unbelannten. Die C:ppofition 
theilt fih in zwei Kategorien: die radicale oder Linfe, und die piemontefiiche 
Oppofition. Zu erfterer gehörten in ber.aufgelösten Kammer 165 Mitglieder, 
jeßt 138. Zur zweiten bisher 32, jetzt 39. In Piemont haben die Provinzen 
Guneo und Turin, im Neapolitanifhen bie Provinzen Galabria Ulteriore 


Prima, Terra di Lavoro, Abruzzo Ulteriore Secundo, Capitanata, Terra di 


Bari, Terra d'Otranto ausſchließlich oder faft ausſchließlich oppofitionell ge— 
wählt. Im Ganzen vertheilen fi bie piemontefilhen Wahlen auf 8 Gou⸗ 
vernementale, 36 Oppofitionelle, 4 Unbeftimmte, 6 Unbefannte; die neapolis 


- tanifchen auf 42 Gouvernementale, 88 Cppofitionelle, 7 Unbeftimmte, 12 


19. 
21. 


22. 


Unbekannte. In den übrigen Landestheilen namentlich der Lombardei, in 
Toscana und dem Venetianiſchen hat die Regierung die Mehrheit, im letzteren 
gehören ihr von 50 Wahlen 44 an. 

Unter ben Wahlreben machen namentlid diejenigen Sella’s in Goffato 
(über die Finanzlage und bie Realifirung bes Kirchenvermögens) und La: 
marmora’s in Biela (über bie preußtihe Allianz) ungewöhnliches Aufjehen. 


März. Garibaldi beginnt nun aud eine Rundreiſe in Piemont und 


jeßt babei jeine Agitation gegen das Papitthum fort. 


-„ Ein !gl. Decret orbnet. bie Ueberführung der fterblichen Reſte 


Daniel Manin’s aus Paris nad Venedig auf Staatskoſten an. 
„ Eröffnung der Kammern. Thronrede des Königs: 


„0. Durch unfere Eintradht und Ausbauer haben wir bie Unabhäns 
gigfeit errungen und bie Freiheit behauptet. Sept aber, da Staliens Beftand 
gefichert ift, verlangt es, daß die Kräfte feiner Intelligenz und feines Willens 
fih nicht in unmäßigen Beftrebungen und GEiferfüchteleien erfchöpfen, fondern 
im Gegentheil insgefammt nad dem Ziele hinftreben, ihm eine dauerhafte 
verftändige Organifation zu verleiben. ... . Um zu diefem Ergebniß zu ge= 
langen, wirb Meine Regierung Ihren Berathungen den vollitändigen Ent: 
wurf einer abminiftrativen NReorganijation vorlegen, bie gleichzeitig die Frei— 
heit und die Autorität flärfen und die Beziehungen zwiichen Verwaltern und 
Berwalteten bequemer und mwohlfeiler geftalten fol. Während die Provinzen 


und Gemeinden eine größere Freiheit im Kreis ihrer Wirffamfeit genießen 


werben; wird man in ber Hand bes Chefs ber Provinz eine ausgedehntere 
Macht vereinigen, und joldergeftalt die der Gentralifation anhaftenden Stör- 


. ungen vermindern durch ein Mittel, welches die Bande ber Einheit ftärfen 


fann. Man wird Shnen gleichzeitig Gefeßentwürfe vorlegen, um bie Art 
und Weiſe ber Steuereintreibung einfacher und gleihförmiger zu machen, 
um einige Theile unferes Beftenerungsfyftems zu reformiren und um durch 
eine rationellere Methode der Steuerberechnung zu einer fihern Controle und 
einer fehleunigen Darlegung ber Verwendung des öffentlichen Schatzes zu 
gelangen. ... . Die Finanzfrage ift heutzutage für Italien nicht allein eine 
Trage des höchſten Intereſſes, fondern fie ift auch eine Frage der Ehre und 
ber Würde der Natior. Das Parlament wird, baran zweifle ich nicht, feine 
ganze Thätigkeit verwenden, um biefe Frage zu löſen. Bei feierlichen Gele— 
genheiten haben wir Europa verjprochen: wir würden für basjelbe eine Macht 
der Civilifation, ber Ordnung und bes Friedens werden, jobald wir nur erft 
in ben Befiß unferer nationalen Eriftenz gelangt fein würden. Es iſt jetzt 
an und biefes Verjprechen zu halten, und ber Hoffnung zu entjprechen, bie 
man in ung gefeßt hatte, . . .* 


„ I. Kammer: Der Regierungscandivat Mari wird mit 195 
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Stimmen gegen 145, die auf Criſpi (Linke) fallen, zum Präfidenten 
gewählt. 


28. März Ein königl. Deeret regelt die Beziehungen ber Minifter zum 


30. 


‚Minifterpräfidenten nad den perſönlichen Wünſchen Ricafoli’s, 

„ Die I. Kammer bewilligt ber Regierung bie Forterhebung ber 
Steuern nad dem. proviforiichen Budget mit 267 gegen 26 Stimmen 
auf weitere 3 Monate. Criſpi als Haupt ber Linken fpricht fid 
bei biefer Gelegenheit fehr gemäßigt aus. 


41. April. Beginn des Proceſſes gegen ben Womiral Perſano vor dem 


4. 


11. 


15. 


23. 
25. 


30. 


Senate. — Tonello kehrt von ſeiner Miſſion nach Rom zurück. 


„ Die IL Kammer nimmt die Antwortsadreſſe ohne beſondere 
Kämpfe mit großer Mehrheit an. Ricaſoli gibt ganz unerwartet 
und aus bisher noch Feineswegs aufgehellten Gründen feine Ent: 
laffung ein, die vom König nunmehr fofort angenommen wird. 

» Nachdem General Menabrea auf die Bildung eines neuen Mi: 
nijteriums verzichtet, wird ein ſolches von Ratazzi gebildet: Ratazzi 
übernimmt darin das Präſidium und das Innere, Yerrara die Fi: 
nanzen, Campello das Auswärtige, 

„Ale die, welche den italienifhen Dingen ſeit Monaten aufmerffamen 
Auges folgten, haben längft ein Gabinet Ratazzi vorausgefagt; benn ed war 
far, daß, wenn die Rechte das aus ihr gebildete Cabinet Ricafoli nicht zu 
unterftügen, bie Linfe ein eigenes. Cabinet nicht zu bilden verftände, bie 
Regierung nothwendig dem Mann in die Hände fallen müßte, ber fi zum 
Herrn aller halben, aller zweideutigen Lagen zu machen gewußt hat. Ra: 
a eine zweideutige, principlofe und eben barum verbächtige 

dit 
»„ Perfano wird vom Senat als oberftem Staatsgerichtshof zum 
Berlujt feiner Abmiralswürde und au Tragung ber gefammten Koften 
verurtbeilt. 
„Abſchluß eines Handelövertrages mit Defterreic.. 
„ Die II. Kammer nimmt die Uebereinkunft mit Frankreich bez. 
der päpftlihen Schuld für die ehemals päpftlihen Provinzen an 
und beichließt, eine parlamentarifhe Commiſſion zu Unterfuhhung der 
Verhältniſſe der Provinz Sicilien nah Palermo zu ſchicken. 
„Das fgl. Decret vom 28. März bez. der Verhältniffe der Minifter 
zum Minijterpräfidenten wird wieder aufgehoben. 


8. Mai.” Die Regierung ſchließt mit dem Bevollmächtigten der Herren 


Rotbihild und Fremy in Paris einen neuen Vertrag behufs Liqui⸗ 
dation ber Kirchengüter ab, der jedoch von den letzteren nicht rati- 
fieirt wird. 


„ Der König löst durch Decret bag Toftfpielige und militäriſch 
nußlofe Inſtitut der kgl. Leibgarde ganz auf und verzichtet gegen- 


97% Italien. 


über der Finanzlage des Staats auf 4 Millionen feiner Eivillifte, 
fpricht dagegen den Wunfh aus, daß ber Staat einige Schulde 


berjelben tilgen möge. | 
14. Mai. I. Kammer: Die Regierung legt berfelben einen neuen ©e- 
feßesentwurf behufs Liquibirung ber Kirchengüter vor: 

Art. 1. Alle Güter, alle Eintommen, alle wie immer gearteten Werthe, 
welche das Kirchenvermögen bes Königreichs bilden, mögen bdiefelben num 
bereit8 in Folge Aufhebung ber religiöfen Körperfchaften zufolge des Geſetzes 
vom 7. uni 1866 in ben Befit des Fiscus übergegangen oder der Um— 
wandlung in Öffentliche Rente unterworfen worden fein, oder mögen fie ſich 
noch im Beſitz geiftlicher Perfonen befinden, follen betrachtet werben als eine 
einzige Maſſe bildend, auf welche eine Summe von 600 Millionen Franken 
zu Gunſten bes Staates in ben im gegenwärtigen Gelege vorgeſchriebenen 
Terminen und Modalitäten erhoben werben fol. Art. 2. Auf Rechnung ber 
erwähnten Summe wirb ber Staat zu feinem Vortheil bie öffentliche Nente, 
welche zu Gunften bes Cultusfonds eingefchrieben ift, als aus unterbrüdten 
Kirchenkaſſen ſtammend, ſowie bie Rente, weldhe in Anwendung bes Geſetzes 

“vom 21. Auguft 1862 zu Gunften besjelben Eultusfonds eingefchrieben ift 
ober werben foll, convertiren. Der Staat wirb in gleiher Weile auf Rech⸗ 
nung der 600 Millionen die Gebäube, weldhe aus dem SKirchenverinögen 
ftammen und den Gemeinden und Provinzen überlaffen werden ſollen, zu 

42 Millionen veranihlagen. Art. 3. Der Veberfhuß wird unter beim Titel 
einer außerordentlihen Tare auf die Maffe ber im Art. 1 erwähnten Güter 
zu 25 Procent des Kapitals umgelegt werden, welche zu 5 Procent durch 
bas Einfommen repräfentirt wird, wie es fich durch die Anwendung ber Tare 
ber todten Hand ermittelt. Die Bezahlung diefer außerorbentlichen Tare hat, 
vom 1. Januar 1868 beginnend, in acht halbjährigen Naten zu erfolgen. 
Art. 4. Um bie Abführung der erwähnten Quote zu erleichtern, wird jede 
Glaufel der Unveräußerlichfeit aufgehoben, der bie Kirchengüter bisher unter: 
worfen waren; , biefelben können nach Veröffentlichung dieſes Geſetzes mit 
Hypotheken belajtet, vertaufcht und verfauft werden, wie jedes andere Privat: 
eigenthbum. Art. 5. Die Güter, Renten und Wertbe, welche heute dem 
Fiscus gehören oder vermöge des Geſetzes vom 7. Juli 1866 bemjelben ge— 
bören jollen, find, nachdem bie im Art. 3 auferlegte Tare von 25 Procent 
von denjelben erhoben wurde, beftimmt, ausſchließlich al8 ein Fonds zu dienen, 
aus welchem bie Laften, bie Art. 28 jenes Geſetzes auferlegt, getragen werben 
follen. Art. 6. Sollte ber Fonds, von ben im vorhergehenden Artifel die 
Rebe if, zur Tragung jener Laften nicht genügen, jo wird die fehlende 
Summe auf die ber Gonverfion nach dem Gefete vom 7. Juli 1866 nicht 
unterworfenen geiftlichen Wefen repartirt werden. Art. 7. Die geiftlichen 
Weſen, beren Güter ber Converfion nicht unterworfen find, und welche der 
im Art. 4 biefes Gefeßes gewährten Begünftigung, ihre Güter zu verfaufen, 
tbeilhaftig werben follen, ſind gehalten, dem Staate auf eine fichere Weife 
bie Bezahlung ber noch nicht abgeführten Tare fowie des Ergänzungsbeitra: 
ges, zu dem fie nah Art. 6 angehalten werben könnten, zu verbürgen. 
Art. 8. Um alle durch diefes Gefeß vorgefchriebenen Operationen zu garan⸗ 
tiven, wirb ber Staat ein Hypothekrecht auf alle Kirchengüter, auf bie das 
Geſetz anwendbar ift, erwerben durch einfache Eintragung feiner Forderung 
in die Hypothekar-Regiſter des Königreiches. Art. 10. Die kgl. Regierung 
ift ermächtigt: 1) bie öffentliche Nente, von der im Art. 2 dieſes Gefetes 
bie Rebe ift, zu veräußern; 2) in jeber den Finanzintereffen zuträglich ſchei— 
nenden Weiſe die im Art. 5 erwähnten Güter und Werthe zu veräußern, 
vorausgeſetzt, daß durch dieſe Ceſſion die Bezahlung der im Art. 3, 5 und 
6 auferlegters Tare gefichert bleibt. Art. 11. Die durch bas gegenwärtige 


26. 
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Geſetz vorgeichriebenen Operationen können einer Sandelegejellfchaft, welche 
im eigenen Namen das glüdliche Eingehen bes Betrages ber Tare ficher ſtellt, 
gegen eine Provifion, die 3 Procent nicht überfteigt, überlaffen werben. 
Art. 12. In Folge ber Verfügungen dieſes Geſetzes find im großen Bud 
ber öffentlihen Schuld bie Nenteninfcriptionen zu Gunften der Verwaltun 
bes Cultusfonds, welche den Renten, die von ben durch das Geſetz vom 7. 
Juli 1866 aufgelösten veligiöfen Körperfchaften an den Fiscus übergegangen 
find, entiprechen, zu tilgen. In Ausführung bes Artikels 11 dieſes Geſehes 
findet Feine neue Inſcription ftatt. 


Mai. Da Rothſchild und Frémy die Ratification des von ihrem 


Bevollmächtigten abgejchloffenen Vertrags behufs Liquidirung der 
Kirchengüter verweigern, jo wirb berfelbe nunmehr mit dem Haufe 
Erlanger abgeſchloſſen und unterzeichnet. 


3. Juni. I. Kammer: Die Regierung legt ihr den Vertrag Erlanger 


vor, fcheint ſich aber von vornherein Feine Illuſionen darüber zu 
machen, daß ihr Gefeßesentwurf vom 14. Mai und ihr Vertrag 
mit Erlanger vom 26. Mai von der Kammer eher angenommen 
würben, als ber Geſetzesentwurf Ricafoli’8 vom 17. Januar und 
fein Vertrag mit Langrand vom 16. Januar. 

Tie Herren Erlanger verpflichten fi einen Monat nach Genehmigung 
des Vertrags dur das Parlament eine anonyme Gejellihaft unter bem 
Namen „Banca fondiaria d’Italia“ zu bilden mit einem Kapital von 50 
Milionen in 100,000 Actien, jede zu 500 Franke. Diefe Gefellfchaft wird 
bie jämmtlichen Operationen behufs der Erhebung der auf das Kirchengut 
gelegten außerordentlihen Steuern vornehmen, und dafür 3 Procent Com: 
mijfionsgebühr erhalten; um aber bie Operationen zu erleichtern, wirb bie 
Geſellſchaft für Rechnung ber Regierung fo viele Obligationen ausgeben als 
bem Betrag der außerorbentlihen Steuer entfprehen. Die Obligationen 
werden zum Curs von 77 emittirt, und find innerhalb 25 Jahren zum 
Nominalwerth rüdzablbar, d. h., da jede Obligation auf 500 Franks lautet, 
jo bat ber Zeichner nur 385 Franken, und zwar in 12 monatlichen Raten 
einzuzablen, und erhält dafür innerhalb 25 Jahren 500 Franke, aljo einen 
Vortheil von 115 Franks am Kapital; außerdem werben ihm bie Zinfen 
mit 35 Franks jährlich bezahlt. Mit andern Worten, der Staat nimmt ein 
Anlehen auf zu mehr als 11 Procent, während felbft heute die confolidirte 
Rente nit ganz 10 Procent trägt. NRechnet man gar die Commiſſions⸗ 
gend von 3 Procent hinzu, fo zahlt ber Staat mehr als 14 Procent 

nien. 
3 Die Mailänder „Perfeveranza” ftellt folgenden Vergleich an zwilchen ben 
Projecten Scialoja’8 und Ferrara’ bez. der Behandlung bes Kirchenver- 
mögens: „Scialoja begnügte fih 600 Millionen in jehs Jahren zu haben; 
Ferrara nimmt fogleih 158 durch den Verkauf der dem Gultusfonds ange: 
hörigen Nente, und verlangt vom Clerus weitere 430 in vier Jahren. Scia⸗ 
loja wollte, baß das ganze Firchliche Eigenthum in Staatsrente verwandelt 
oder wenigftens mobilifirt werde, indem er dem Glerus freiheit Tieß das 
Kapital im Staat oder im Ausland anzulegen. Ferrara Schafft die Ver: 
pflihtung zur Converfion in Rente für diejenigen geiftlihen Güter ab, welchen 
diefelbe Fraft des Gefekes vom 7. Juli 1866 obliegt (Gejet über bie Auf: 
bebung der geiftlihen Genoſſenſchaften), und legt fie ben übrigen nicht auf. 
Scialoja wendete fi, um die 600 Millionen zu haben, an die Geſammtheit 
bes italtenifchen Clerus, und überließ es ihm zu beurtheilen, in welcher Weile 
er fie auf die verjchiebenen geiftlihen Inſtitute verlbeilen könnte, und welde 
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Beränderungen in Zahl und Vertheilung biefer letzteren zu geſchehen hätten, 
bamit fich diefelben von ben übrig bleibenden Gütern zu erhalten vermöchten. 


u Serrara verlangt von jedem geiftlihen Inſtitut feine Steuerquote im Bes 


‚tage von 25 Procent bes Kapitals, welches durch Verzivanzigfachung ber 
behufs Feſiſtellung ber Todtenhand-Steuer conflatirten Rente gebildet wirb. 
Der Unterfchied befteht nur darin, daß Scialoja die Vertbeilung ber Steuer 
Leuten überließ, die ſich nicht bamit abgegeben bätten; Ferrara verfügt eine 
finnlofe Norm ber Vertheilung. Endlich wälzte ber erftere auf bie Bilchöfe 
alle die Laften, weldhe heut auf ber Laienverwaltung des Cultus ruhen; ber 
zweite läßt bem Staat bie Verpflichtung, biefelben zu tragen, und beſtimmt 
dafür jenen ſchon confiscirten, ober, Traft bes Gefetes von Juli 1866 fes 
queftrirten Theil bes Kirchenvermögens, welcher übrig bleiben wird nad 
Abzug ber Steuerquote, und befleuert im Fall der Unzulänglichfeit abermals 
bas Vermögen ber Pfarrbeneficien. Darin aber flimmen die beiden Minifter 
überein, daß fie fich Feinerlei Mühe geben herauszufinden, ob das Kirchen 
vermögen Zeug genug enthalte, um fo viele Blößen zu decken..... Im 
Entwurf des erſten Miniſters war das Problem der Liquidation des Kirchen⸗ 
vermögens mit dem andern der Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche ver⸗ 


knüpft, während fie in dem bes zweiten nach Möglichkeit auseinander gehalten 


find. Aber befonders widtig ift, daß in den zwei Entwürfen bas geiftliche 
Eigenthum, nachdem einmal biefer Aberlaß vorgenommen, ganz in ben Händen 
bes Glerus, völlig frei und unverfehrt für alle Zukunft bleibt, indem es 
benfelben Gejeten unterworfen und derjelben Garantien theilhaftig wird wie 
alles andere Privateigenthum. Ferrara und Scialoja fagen zum Clerus: 
Gib uns 600 Millionen und gehab’ bih mit Gott! ... Der Staat wacht 
fi die Hände, er macht fich aus jeder Frage los, welche das Eigenthum 
und bie Bertheilung des Kirchenvermögens betrifft, werüber den Biſchöfen 
und bem Papſt freie Dispofition bleibt. Das Syftem ber Freiheit ber Kirche 
wird nicht vermwirfficht bezüglich des Erequatur, des Placet oder der Ernen⸗ 
nung ber Bifchöfe, wohl aber, wo es am wichtigften ift, bezüglich der Natur 
des geiftlihen Eigenthbums, und zwar wird es in biefer Beziehung gerade fo 
verwirklicht wie im Project Scialoja, welches die Laien von jeden Antheil 
an ber Adminiftration des kirchlichen Eigenthums ausſchloß.“ 


7. uni. Mehrere Blätter fünden eine Invafion in den Kirchenftaat an. 


10. 


11. 


23. 


„ I. Kammer: Sämmtliche Bureaur haben den Vertrag Erlanger 
verworfen. 


„ 1. Kammer: Der Finangminifter Ferrara bringt das Gefeb über 
die Mahljteuer ein und erklärt fih für das Gefeb vom 7. Auli 
1866 bezüglih Kinziehung der Kirdhengüter und gegen eine Rück⸗— 
gabe derjelben an den Clerus, weßhalb er auch der Sammer be: 
züglich feines Gefehesentwurfes vom 14. Mai und des Vertrags 
Erlanger durchaus freie Hand laſſe. 
„ TI. Kammer: Die in Folge der Schlacht von Kiffa eingefebte 
Commiffion zur Unterfuhung der Marine erftattet einen ſehr menig 
tröftlihen Bericht. 
„ TI. Kammer: Berathung des Budget. — Der Borfchlag ber 
Commiſſion, die Rente mit einer Steuer von 8% zu belegen, wird 
mit große, Majorität verworfen. 
v Gariß j veröffentlicht einen Briefwechſel, aus dem hervorgeht, 
daß ihn * 8 römiſche National-Comits den Entſchluß zu erfennen 
(7 4 
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gegeben habe, zur Action zu ſchreiten“ und daß ſich in Florenz be⸗ 


reits ein Emigrations⸗Comité als „Inſurrections-⸗Centrum“ gebildet hat. 

Aus ſpäteren Enthüllungen Nicotera's ergibt ſich, daß die erſten Anfänge 
ber Unternehmung ſchon ins Spätjahr 1866 zurückreichen, wo drei Abge⸗ 
fandte aus Nom Garibaldi auf Caprera aufſuchten, und ihm angeblich 


2000 Bewaffnete in Rom jelbft verfprachen. | 


25: Juni. Die II. Kammer beichließt ‚gelegentlich des Budgets bie Auf⸗ 


29. 


hebung ber 6 großen Militärcommanbos mit 207 gegen 86 Stimmen. 
Lamarmora und Cialdini verlangen aus Werger darüber ihre Ent: 
laſſung. 

„ I. Kammer: Die Commiſſion für das Geſetz bez. Liquidation 
der Kirchengüter legt ihren Bericht nebſt einem betaillirten völlig 


umgearbeiteten Antrage vor. Ä 
Antrag ber Commiffion: Das durch das Gefet vom 7. Juli 1866 
fanctionirte Prinzip ber Converſion (im Gegenfag zur Einfämmerung) bes 
Kirhenvermögens fol aufrecht erhalten bleiben, und auch auf eine Reihe ber 
im vorigen Jahr nicht betroffenen Objecte Anwendung finden, Bor allem 


. wird bie juriftifche Perfönlichkeit den Seminarien, den Sanonifaten, ben Abs 


teien, den Prälaturen, den Kapiteln der Kollegiatfirchen, ben Laienpatronats 
benefizien, den Bruderſchaften, den frommen Stiftungen entzogen. Was bie 
Bisthümer betrifft, jo will man bie jet Iebenden Titulare nach ihrem Weg: 
fall nicht erjegen, fondern nur die der Erzbisthümer. Für bie Biſchöfe wird 
ber jährlihe Gehalt auf 10—20,000 Fr. feftgefeßt, für bie Pfarrer auf 
800—10,000 Fr. Den Snhabern ber unterbrüdten Benefizien wird eine 
Peuſion auf ben Eultusfonds angerwiefen, vorausgejeht, daß fie im Amte 
bleiben. Die den unterdrüdten Seminarien gehörigen Gebände und deren 
Dotationen werben zu Gunſten des fecundären Laienunterrichts in ben be= 
treffenden Gemeinden verwendet. Die heute in ber Zahl von 288 in Stalien 
eriftirenden Seminarien werben auf die Zahl von 21 reducirt. Alle Güter 
ber unterdrüdten Körperſchaften nimmt ber Staat in Beſitz. Die Güter 
werden von demfelben in üffentliher Verfteigerung verfauft. Commilfionen 
verwalten die noch nicht verkauften Güter. Die Güter werden mit Ertbeilung 
einer zwanzigjährigen Zrift verfauft; ein Zehntel des Preifes ift unmittelbar 
zu erlegen. Die Megierung wirb ermächtigt, Obligationen auszugeben, ges 
nannt „Bodenſcheine“, um mittelfi berjelben eine Vorauszahlung von 600 
Millionen zu erhalten. Die Gommilfion bat fchließlih in der Erwägung, 
daß mit dem Verkauf der Kirchengüter der Staat fih feiner letzten Hilfs- 
quelle entäußert, beichloffen, in der Kammer eine „Tagesordnung“ einzu⸗ 
bringen, wodurch einerfeits bie Negierung eingeladen wird, vor dem Verkauf 
eine neue Steuer, die für die Finanzen 80 Millionen zu ertragen babe, vors 
zufchlagen, und andererſeits bie Kammer aufgefordert wird, dieſe Steuer zu 
bewilligen. [„Ter erfte Artikel ift unzweiielhaft der wichtigfte des ganzen 
Entwurfs. Derfelbe will geradezu die Abſchaffung aller kirchlichen Körper: 
[haften — nichts full beftehen bleiben als die Pfarreien mit Seelforge. Geht 
ode buch, jo ift jegliche Verföhnung mit dem Papſt unmöglich 
geivorben.“ 


30. „ Beide Kammern haben fih mit großen Majoritäten geeinigt, 


ber Regierung die probiforifche Bewilligung des Budgets auch für 
den Monat Juli zuzugeftehen. | 


1.—2. Juli. Die IL. Kammer genehmigt den Handelsvertrag mit Defter- 


veih mit 165 gegen 64 Stimmen, und verwirft dagegen ben präs 
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jubiciellen Antrag, die Genehmigung von einer „Orenzregulirung“ 
* in Trentino abhängig zu machen. | 
3. Salt. Der Finanzminifter Yerrara verlangt und erhält feine Ent: 
Ioffung, Rattazzi übernimmt neben dem Innern aud noch bas 
Portefeuille der Finanzen. 


6. „ I. Kammer: Beginn der Debatte über die Kirchengüterr. Es 
find nicht weniger als 82 Rebner eingefchrieben, deren Reihenfolge 
durchs Loos beftimmt werben fol. Rattazzi erflärt, daß die Re: 
gierung den von ber Commiffion ausgearbeiteten Entwurf (f. 29. Suni) 
als Grundlage der Berathung annehme und fi nur vorbehalte, 
verſchiedene Mopdificationen zu beantragen; den urfprüngliden Ent: 
wurf und die Convention mit dem Haus Erlanger gebe die Re: 
gterung auf und übrigens habe fich diefes Haus in höchſt loyaler 
Weiſe zurüdgezogen, angefihts ber Schwierigkeiten, welchen bie Gon- 
vention in der Kanımer begegnet fet. 

10. „ IE Kammer: Rattazzi legt die Correſpondenz mit Tonello 
während feiner Miffton in Rom vor, mit dem Beifügen, er glaube, 
baß die DVeröffentlihung nicht nothwendig ſei. Fortſetzung ber De: 
batte über bie Kirchengüter: Rattazzi erklärt neuerdings 

feine Zuftimmung zu dem Entwurf der Commiſſion wenigfteng im Ganzen 
und meint, daß überhaupt zwijchen der Regierung und dem Parlament über 
die hauptfächlichften äußeren und inneren Fragen Fein Zwieſpalt beftehe. Die 
Freiheit der Kirche Fünne nur dann zugeflauden werden, wenn fie Garantien 
gebe und Zugeftändniffe made, auf welche bie Civifgewalt ein Recht habe. 
Ginftweilen geniche die Kirche volle religiöfe Freiheit und auf die In—⸗ 
camerirung ber Privatfapellen-Güter werde fein Anſpruch erhoben. Dagegen 
glaube er, baß bie geleßgebende Gewalt Feine Verfügungen bez. ber Er: 
nennung ber Bifchöfe treffen könne, welche die Vorrechte ber Krone be: 
ſchränkten. Einer Ermäßigung bes Staatsantheils an den Kicchengütern 
fönnte die Regierung nicht beitreten, deun um den Zwangscurs der Bank: 

. billete aufzubeben, jeien die vollen 600 Mil. unerläßlich. 

15. „ IE Kammer: Debatte über die Unterhandlungen Tonello mit 
Rom. Es wird beſchloſſen, die vorgelegte Correſpondenz zu bruden 
‚und bie ſchwache Haltung Ricaſoli's gegenüber Rom einer ſcharfen 
Kritik unterzogen. Schließlich geht die Kammer mit 192 gegen 
93 Stimmen 

„indem fie Act nimmt von der Erflärung ber Regierung, daß ohne 
Specialgejete Feine Neuerung zum Nachtheil ber Rechte der Staatsgewalt 
in kirchlichen Angelegenheiten eingeführt werben jolle, und fefthaltend, daß 
bie Regierung bie Staatsgefeße und die Würde ber Nation umverlegt auf: 
recht Halten wird, zur Tagesordnung über.“ 

18, „ I. Kammer: Debatte über das Kirchengütergefeg. Der Art. 1, 
ber entjcheibende der ganzen Vorlage, wird mit 298 gegen 30 Stim: 
men angenommen. 

20. „ I. Kammer: Schluß der Budgetdebatte. Das paffive Budget 
für 1867 mird mit 193 gegen 27 Stimmen angenommen und das 


Defiig 5 a zgmöh auf 217 Dill. fefgeftell | 
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21. Juli. Die Gefahr einer getwaltfamen Unternehmung gegen Rom wird 


24, 


26. 


a7. 


29. 


30. 


brohender. In Genua und a. and. Orten finden Volksverſamm⸗ 
Yungen ftatt, die fi offen zu der Abficht bekennen. Garibalbi und 


Mazzini fcheinen ſich zu dieſem Ende hin genähert und verftänbigt 


zu haben. Die Mittelmeerflotte unter Abmiral Ribotti geht von 
Spezia nad) Gaöta ab, um bie römiſche Kuſte zu überwachen und 
eine Landung von Freiſchaaren zu verhindern. 


„ Die I. Sammer beſchließt nah dem Antrage der Budget⸗ 
commiffion, daß das Budget für 1868 mit allen nur möglichen Er- 
iparungen außer den bereits feftgefeßten aufgeftellt werben jolle und 
beauftragt die Budgetcommiffion, darüber einen fummarifchen Bericht 
beim Beginn der nächſten Sefjion vorzulegen. 


„  Gemaltige Aufregung der öffentlihen Meinung über den Brief 
Niels (j. Frankreich) und die Sendung des franz. Generals Dumont 
nad Rom (ſ. Rom). Rattazzi Tann fi ber Snterpellationen 
darüber in der II. Kammer nur mit Mühe erwehren. Die Re- 
gierung beruft den Geſandten in Paris, Hm. Nigra, nach Florenz, 
um fi zu rechtfertigen. 

„ I. Kammer: Schluß der Debatte über das Kirchengütergeſetz. 
Rattazzi verlangt die Bewilligung von 400 Mil. (ftatt der ur 
fprüngliden 600 Mill., indem 200 davon für die Befeitigung bes 
Zwangscurſes der Banknoten beitimmt waren und barauf nun bor: 
erft verzichtet werden will) in der Weife, daß die Regierung für 
diefe Summe fünfprogentige Titel ausgeben bürfe, die bei bem Ver⸗ 
auf der Kirchengüter für voll angenommen werben. Das Begehren 
wird bon der Rechten (ber fog. Eonforteria) heftig befämpft, während 
Crispi mit der Linken entjchieden für das Miniſterium Rattazzi 
einjteht „jo lange es auf der Bahn des Fortſchritts wandle.“ Bei 
der Abftimmung werben bie 400 Mill. mit 296 gegen bloß 
41 Stimmen (worunter Lamarmora, Minghetti, Sella, Peruzzi, 
Lanza 2c.) bewilligt und ſchließlich das ganze Geſetz mit 204. gegen 
58 Stimmen angenommen. Unter ber Mechrheit ift bie gefammte 
Linke, da Rattazzi wiederholt erflärt hat, daß er von einer Trans: 
action mit dem Clerus nichts wiſſen wolle. Ueber die mit bem 
Kirchengütergefeß in Verbindung gebradten neuen Steuern Lie 
29. Suni) fol erſt nad den Ferien entſchieden werden. 


„ I. Kammer: Rattazzi antwortet auf eine bezügliche Interpellation, 
daß weder eine Converfion noch eine Rebuction der Rente ftatt 
finden werde. 


„ Die IL, Kammer geht fchließlich über die Snterpellationen wegen 
ber Miſſion des franz. Sen. Dumont nad Rom zur Tagesordnung 
über, indem fie 

„in Erwägung, daß die September-Convention mit Frankreich bie Geſchicke 
Italiens in hohem Grabe intereffirt, das Miniſterium auffordert, bie verein? 
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barte Nichlintervention in Rom buch alle ibm zu Gebote fiehenden Mittel 
aufrecht zu erhalten, 


— Aug. Garibaldi Hält fi feit einiger Zeit in ber Nähe von Siena 
auf, augenſcheinlich mit Vorbereiturigen zu einem Unternehmen gegen 
.. Rom beichäftigt, das jedoch vorerft noch in ber öffentlichen Meinung 
in Italien nur einen fehr theilweifen Anklang findet. 

— „ Ein Erlaß der Regierung behnt das Verbot, Proceffionen ohne 

beſondere Erlaubniß öffentlich abzuhalten, auf alle Provinzen aus. 

2. u Die IL Kammer ift nicht mehr in befhlußfähiger Anzahl zu: 

-  fammenzubringen, fo daß die Seffion factiſch zu Ende ift, noch be: 
vor die Vertagung ausgefprocdhen wird. 

6. „ Rattazzi meldet vertraulich nad Paris, Nigra werde dahin zurüd- 
fehren, wünfcht bagegen dringend die Abberufung des fehr unbe: 
liebten Malaret. (Der Tebtere geht am 10. Juli in Urlaub nad 
Paris, Nigra kehrt am 17. eben dahin zurüd). 

12. „ Der Eenat nimmt das Kirchengütergefeg auch feinerfeit mit 
84 gegen 29 Stimmen an. Rattazzi erflärt ſich energijch gegen eine 
Zinfenrebuction der Staatsſchuld. | 

20. „ Dffizielle Vertagung beider Kammern. 

26. „ Die Bahn über. den Mont Cenis nah dem Syſtem Fell wird 
eröffnet, doch muß der Betrieb vorerſt wieder eingeftellt werben. 

30. „ Unterhandlungen zwiſchen Rattazzi und Garibaldi durch Ver— 
mittlung ber Freunde bes lebteren. Derfelbe entſchließt fi, zum 
Friedenscongreß nach Genf zu gehen (f. Schiwetz). 


10, Sept. Garibaldi Tehrt von Genf zurück und nimmt nunmehr feine 
Thätigkeit gegen Nom energifch in die Hand. 

11, „ General Nunziante erhält den Oberbefehl über bie Truppen 

Ä an ber römifhen Grenze Die Zahl derjelben wird offiziell zu 
50,000 Mann angegeben, fo daß ein gemwaltfames Unternehmen 

gegen Rom fo viel als unmöglich fe. In Wahrheit find es nur 
414,000 Mann, die bei der Beſchaffenheit bes Terrains für ben 
Zwed ganz ungenügend find. 

13. „ Garibaldi geht trotz aller Vorftellungen der Regierung von 
Florenz direct an die römifche Grenze ab. 

20. „ Oaribaldi in Orvieto. Die Freiwilligen überfchreiten bie römifche 
Grenze in kleinen Truppe, was ber Kegierungscorbon nicht zu 
hindern vermag. 

24, „ Garihaldi wird in Afinalunga an der römiſchen Grenze von, ber 
Regierung perhaftet. Auf die Nachricht davon brechen in Florenz, 
Mailand enua, 33 — und Neapel Unordnungen aus, 

die 7, At. unterbrüdt werben. 
jedoch gie 
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27. Sept. Garibaldi, in die Feſtung Aleffandria gebracht, wird bort von 


| — 


29. 


der Regierung bedingungslos nah Caprera entlaffen, dagegen bie 
Inſel durch Regierungsdampfer bewacht, um ihn an jeder Rückkehr 
aufs Feſtland zu verhindern. 

„  Gialdini und Lamarmora, die wegen Unterbrüdung ber großen 
Militärcommandos ihre Entlaffung verlangt haben, werben in Dispo: 
nibilität verfeßt, da die Maßregel am 1. Det. ins Reben treten foll, 


„ — 5. Det. Internationaler ſtatiſtiſcher Congreß in Florenz. 


2. Oct. Garibaldi will von Caprera nad Livorno abgehen, wirb aber 


5. 


8. 


10, 


14, 


15. 


18.— 


gefangen genommen und gewaltiam nah Caprera zurüdgebradt. 

„  Garibaldi erläßt eine Proclamation von Caprera aus, in ber 
er den an ber römiſchen Grenze gelammelten Freiwilligen feinen 
Sohn Menotti an feiner Stelle als ihren Führer bezeichnet. 

„ An Zlorenz bildet fi) ganz offen ein Lentralcomitd für das 
Unternehmen gegen Rom, das mit zahlreihen Werbebüreaur in ben 


. verfchiedenen Provinzen in Verbindung jteht. Die öffentlihe Meinung, 


dem Unternehmen lange wenig günftig, hat überall gänzlih umge: 
ſchlagen und bie Preffe ift jett mit fehr wenigen Ausnahmen bafür, 
daß ber Moment gelommen jei, um um jeden Preis nah Rom 
zu gelangen. Die Regierung beobachtet eine zweideutige Haltung, 
indem fie das Unternehmen wohl zu hemmen ſucht, aber bemjelben 
offen bereitS nicht mehr entgegen zu treten wagt. 


„ Die Regierung fegt den Beginn des Verkaufs der neuen Obli- 
gationen nad) dem Kirchengütergele auf den 28, Oct. bis 6. Nov. 
feft und bejtimmt den Preis zu 78%. 

„ 88 gelingt Oaribaldi, Caprera auf einem Fiſcherkahn unbemerkt 
zu verlafjen. 

„ Die Regierung beſchließt die Truppen an ber römifchen Grenze 
zu verftärfen und überträgt den Oberbefehl proviſoriſch dem General 
Ricotti. 

20. Oct. Frankreich nimmt gegenüber ber Gefahr für Nom eine 
drohende Haltung an, was eine Minifterfrifis in Florenz zur Folge 
hat, die bamit jchließt, daß Rattazzi feine Entlaffung verlangt, da 
er dem Verlangen Frankreiche, die Werbebüreaur nöthigenfalls ge: 
waltſam zu fchließen, nicht entſprechen will (j. Frankreich). 


20. Oct. Garibaldi landet glücklich bei Livorno und geht von bort nad 


21. 


Florenz. — Der König nimmt Rattazzi's Entlaffjung an und be: 
auftragt Cialdini mit der Bildung eines neuen Minifteriums. Die 
in Zoulon ſchon bereite Expedition nah Rom wird wieder fiftirt 
(ſ. Frankreich). 

„Garibaldi erſcheint in Florenz und kündigt ben Freiwilligen 
ſeine Rückkehr von Caprera an: 
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hören der franz. Intervention in Rom und bringt auf eine Löſung 


ber römifhen Trage im Sinne Ntaliens: 
ne. Wenn auch das Verhalten ber k. Regierung und ihr fefter Ent: 
ſchluß jeden verfihern, baß die legten Greiguiffe fich nicht wiederholen können, 
fo führen doch dieſe Vorfälle zu dent Schlufje, daß die September-Convention, 
welche in dem vertrauenspollen Glauben an eine baldige Verſöhnung zwi— 
fen Ztalien und dem Hl. Stuhl ſtipulirt wurde, ihren Zwed vollftändig 
verfehlt Hat. In der That, nichts bat bisher geholfen, die von der päpft: 
lichen Regierung angenommene feindlie Haltung gegen das Gonvernement 
bes Königs zu mildern. Nom bietet gegenwärtig bes eigenthümliche Schau⸗ 
fpiel einer Regierung, welche, um fich aufrecht zu erhalten, eine Armee von 
Leuten aus allen Ländern gefammelt hat, und in einem großen Diifverhält- 
niß zur Bevölferung und zu den finanziellen Krälten bes Staats ‚hält, und 
welche fi gezwungen fieht, fremde Intervention anzurufen. Ein aufrichtiges 
Uebereinfommen mit Stalien würde indeſſen bie leiſeſte Furcht vor Gefahr 
befeitigen, und geftatten, daß der Echaß, ben man jet zu einer überflüffigen 
Bewafinung vergeubdet, zum Nutzen der Religion angewendet Werde, und 
während man die Halbinjel gegen eine Wiederholung bedauerlihen Blutver- 
gießens ficherftellt, würbe man ein feſtes Band besjenigen Friedens erhalten, . 
welcher dein Papſt ebenfo fehr wie Stalien nothwendig ift. Unfer Land be: 
ſitzt ebenſo tiefes religiöſſes Gefühl mie irgendein anderes, aber mehr als 
. . irgendein anderes empfindet es bie Schwirrigfeiten und Berfliimmungen, 
welche aus der Vereinigumg mit einer Macht hervorgehen, bie, durch unver: 
änberliche Geſetze regiert, die höchſten Sphären bed Glaubens verwaltet, 
während fie gleichzeitig durch die Aufgaben der irdifhen Regierung dem Ein: 
fluffe politifcher Leidenfchaften unterworfen und beflimmt ift, mit ber Zeit: 
frömung und dem Fortihritte der Givilifation zu wechſeln. Der Boden, 
. welcher die Gräber der Apoftel birgt, und auf welchem die Traditionen bes 
"Tatholifhen Glaubens vereinigt find, ijt der fiherfie Sitz des Pontificats. 
Italien wird denjelben vertheibigen, ihn mit aller Ichuldigen Verehrung und 
bein gebührenden Glanz umgeben, und jeine Freiheit und Unabhängigkeit be« 
gründen. Dieß ijt ber fehnlichfte Wunfch aller Staliener; allein Sie werben 
verfiehen, daß, um dieſen Zweck zu erreichen, Vereinbarungen, welche mit ben 
Sintereffen des heiligen Stuhls und Staliens im Einflange ftehen, unerläß: 
Nlich find. Die Sache ber Religion und jelbit die Ruhe Europa’s find gleich» 
. mäßig in biefer Angelegenheit aufs Spiel gelegt. Wenn ein in fi feit be- 
grünbetes Stalien beſtimmt if, ein großes Element ber Ordnung ebenjo wie 
des ortichritts zu bilden, jo muß, um «8 in ben Stand zu feten, biefe 
edle Aufgabe zu erfüllen, der Anlaß, welcher es in fortwährender Aufregung 
erhäft, aus feinem Innern entfernt werben.“ 


10. Nov. Der König weist 50,000 Sr, für die Verwundeten von Men- 

tana, ihre Waifen ꝛc. an. . 

20, „ Durch kgl. Decret werden bie Kammern auf den 5. Dec. zu 
. Fortfeßung der Seſſion eingeladen. 

25. „ Oaribalbi wird aus Gefundheitsrüdfichten vom Yort Varignano 

nach aprera entlafjen. 


‘5. Dec. Miebereröffnung der Kammern ohne Thronrede. Erlaß eines Fol. 
Ammeftjepectetd. Menabrea legt der II. Kammer bie nunmehrige 
Rage dep Dinge dar und meint in feiner Rebe „Rom fei für 

allen gg nöthig als Paris für Frankreich“ — an bemfelben 


Italien. y, 


lich ſich unterſcheidende Angelegenheiten und zwei gänzlich verichiebene Goyers 
fände in eine zu vermengen. Stalien muß über bie Gefahren berudige 
werben, welche ihn drohen können, Europa muß überzeugt fein, daß Stalien, 
treu feinen Berbmblichkeiten, die Öffentliche Ordnung weder flören wolle noch 
inne. Ein Krieg mit unſern Alliirten würde ein Bruderkrieg zmifchen zwei 
Armeen fein, welche für dieſelbe Sache gefämpft haben. Nachdem Mir bas 
Recht über Krieg und Frieden zu entfcheiden allein zufteht, jo Tann Ich 
befien Ufurpirung nicht bufden. . .* 

27.—31. Oct. Die Benölferung im Römiſchen erklärt fih nunmehr faft 
überall für den Anſchluß an Italien und pflanzt die ital. Tricolore 
ftatt der päpftl. Fahne auf. 

28. Oct. Lamarmora wird in befonderer Mijfion nach Paris geſchickt. 

„no Die franz. Truppen fleigen in Civitavecchia ans Land. 


29. „ In Florenz wirb eine Art von Belagerungszuftand ins Wert 
geſetzt. 

„„ Die Vorpoſten Garibaldi's ſtehen nur noch eine Heine Stunde 
von Rom. 


30. „ Cialdini wird an bie Spitze ber an ben Grenzen bes Kirchen: 
ftaats gefammelten Truppen geftellt und erhält den Befehl, in ben: 
felben einzurüden, was noch am gleihen Tage auf 4 Punkten ge 
ſchieht. Die offiz. Ztg. kündigt den Schritt an, eine Circulardep. 
Menabreas erläutert ihn. | | 

„„ Die Frangofen rüden in Rom ein. Garibalbi tritt auf bie 
Nachricht davon den Rüdzug auf Monte Rotondo an. 


31. „ Aufregung in einer Reihe großer Städte. An Turin wird bas 
Standbild des Königs verjtümmelt. 


1. Nov. Die Hilfe: und Werbebireaur (es find beren im Ganzen 85) 
werben aufgehoben, doch werben Gelber und Schriften unangetaftet 
gelaflen. 


2. „ Nigra erflärt in Paris, dag Italien bie Plebiscite im Römiſchen 
für Vereinigung mit dem Königreich nicht annehme. ' 

3. u Tag von Mentana: Die Freiwilligen Garibaldi’8 werben bon 
ben Franzoſen mit Hilfe der Chafjepotgewehre angeſichts ber itas 
lienifhen Armee theils zufammengehauen, theils gefangen und nad 
Rom abgeführt. Garibaldi wirb von ber ital. Regierung bei Filigne 
verhaftet und nad dem Fort Varignano abgeführt. 

5. „ Die ital. Truppen werben aus ben Römiſchen wieder zurüd: 
berufen. Menabrea rechtfertigt die Maßregel in einer Circulars 
depeſche. Demonftrationen in Florenz, Turin, Mailand ꝛc. werben 
vom Militär ohne Schwierigkeit unterbrüdt. 

7. „ Eine Eircularbep. Menabrea's erörtert bie Wieberzurüdziehung 
ber kgl. Truppen aus bem Kirchenſtaat, erwartet ein balbiges Auf: 
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hören der franz. Intervention in Rom und bringt auf eine Löſung 
ber römifhen Frage im Sinne Italiens: 

„... Wenn auch das Verhalten ber k. Regierung und ihr fefter Ent⸗ 
ſchluß jeden verfihern, daß die legten Greiguiffe fich nicht wiederholen können, 
fo führen doch diefe Vorfälle zu dent Schlufje, daß die Septemiber-Convention, 
welche in bem vertrauensvollen Glauben an eine baldige Verſöhnung zwi: 
ſchen Stalien und dem HI. Stuhl ſtipulirt wurde, ihren Zwed vollitändig 
verfehlt hat. In der That, nichts Hat bisher geholfen, die von ber päpft: 
lichen Regierung angenommene feindlie Haltung gegen das Gonvernement 
bes Königs zu mildern. Nom bietet gegenwärtig bes eigenthümliche Schau⸗ 
jpiel einer Regierung, welche, um ſich aufrecht zu erhalten, eine Armee von 
Leuten aus allen Ländern gefammelt hat, und in einem großen Mifverhält- 
niß zur Bevölterung und zu den finanziellen Krälten bes Staats ‚hält, und 
welche fi gezwungen fieht, fremde Intervention anzurufen. Gin aufrichtiges 
Vebereinfommen mit Stalien würde indeffen bie Teifefte Furcht vor Gefahr 
befeitigen, und geftatten, Daß ber Schatz, ben man jebt zu einer überflüffigen 
Bewafinung vergeubet, zum Nuten der Religion angewendet erde, und 
während man die Halbinfel gegen eine Wieberholung bedauerlichen Blutver: 
gießens fiherftellt, würde nıan ein feſtes Band besjenigen Friedens erhalten, 
welcher dein Papft ebenfo fehr wie Stalien nothwendig ift. Unjer Land be: 
fitt ebenfo tiefes veligiöjes Gefühl wie irgendein anderes, aber mehr als 
irgendein anderes empfindet es bie Schwirrigfeiten und Verſtimmungen, 

‚ weldye aus der Vereinigung mit einer Macht hervorgehen, bie, durch unver⸗ 
änderliche Geſetze regiert, die höchſten Sphären des Glaubens verwaltet, 
während fie gleichzeitig durch die Aufgaben der irdiihen Regierung dem Ein: 
fluffe politiicher Leidenfchaiten unterworfen und beftimmt ift, mit bev Zeit: 
frömung und dem Foriſchritte der Civilifation zu wechſeln. Der Boden, 
welcher die Gräber ber Apoftel birgt, und auf weldhem die Traditionen bes 
katholiſchen Glaubens vereinigt find, ijt der ſicherſte Sig des Pontificats. 
Stalien wird benjelben vertheidigen, ihn mit aller ichuldigen Verehrung und 
bein gebührenden Glanz umgeben, und feine Freiheit und Unabhängigkeit bes 
gründen. Dieß ijt ber ſehnlichſte Wunſch aller Staliener; allein Sie werben 
verftehen, daß, um dieſen Zweck zu erreichen, Vereinbarungen, welche mit ben 
Snterefjen des heiligen Stuhls und Staliens im Cinflange ftehen, unerläß:- 
li find. Die Sache der Religion und felbit die Ruhe Europa’s find gleich- 

. mäßig in biefer Angelegenheit aufs Spiel gelegt. Wenn ein in fih feit be= 
gründetes Stalien beſtimmt if, ein großes Element dev Ordnung ebenjo wie 
des Fortichritts zu bilden, jo muß, um es in den Stand zu feben, Diele 
edle Aufgabe zu erfüllen, der Anlaß, welcher e8 in fortwährender Aufregung 
erhäft, aus feinem Innern entfernt werben.“ 


10, Nov. Der König weist 50,000 Fr. für die Verwundeten von Men- 
tana, ihre Waiſen ꝛc. an. | 


20. „ Durch kgl. Decret werben bie Kammern auf ben 5. Dec. zu 
Fortſetzung der Seſſion eingelaben. 


5. „ Garibaldi wirb aus Gefunbheitsrüdfihten vom Fort Varignano 
nach Caprera entlafjen. 


5. Dec. Wiebereröffnung ber Kammern ohne Thronrede. Erlaß eines tgl. 
Anmneſtiehecrets. Menabrea legt der II. Kammer die nunmehrige 
Lage inge bar und meint in feiner Rede „Rom jei für 
. alien —* noͤthig als Paris für Frankreich“ — an demſelben 


17. 


18. 
19, 


20. 


21. 


22, 
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Tage, da Rouher im franz. geſetgeb. Körper erklart daß Italien 
Rom niemals erhalten werde, niemals, niemals.“ 


. Dec. I. Kammer: Der Regierungscandidat Lanza wird mis: 194 


gegen. 154, die auf Rattazzi als den andidaten ver Oppoſition 
fallen, zum Präfidenten gewählt. 


u Senat: Debatte über bie römifhe Frage. Der Senat geht 
ſchließlich einſtimmig zur QTagesorbnung über, indem er 


„Act nimmt von ben Erklärungen des Minifteriums und ficher ift, daß 
man in ber römiſchen Frage bie Würde und das Recht Staliens aufrecht ers 
halten werbe” und zwar ausbrüdlich mit dem Zuſatze „mit Aufrechthaltung 
ber Tagesordnung vom 27. März 1861* (durch die Rom als Hauptſtadt 
Italiens erklärt worden war). 


„ I. Kammer: Beginn der Debatte über die römiſche Frage. 

„ HI. Kammer: Der Finanzminifter Cambray-Digny legt das Bub- 
get für 1868 vor und verlangt die probiloriihe Fortführung des 
bisherigen Budgets bis Ende Januar. 

II, Kammer: Debatte über die römifhe Trage. — Rede Mena: 
brea’s. Er erflärt, daß die September-Convention nad feiner Auf: 
faflung nicht aufgelöst, aber fuspendirt fei und ebenfo fei auch die 
Bezahlung der Semeftralquote der päpftl. Schuld fuspendirt; Franl: 
reich habe vor allem das römiſche Gebiet wieder zu räumen. 

„ I. Kammer: Debatte über die römifche Frage. Beginn der Rebe 
Rattazzi's. 


„ U. Kammer: Debatte über die römiſche Frage. Fortſetzung ber 
Rede Rattazzi's. 


„ IL Kammer: Debatte über die römiſche Frage. Schluß der 
Rede Rattazzi's. Menabrea erklärt, daß er bereit fei, dem Ders 
langen Rattazzi's zu entjpreden und alle Xctenjtüde vorzulegen, 
was nur aus Schonung nicht geichehen ſei. (Rattazzi Hatte bei 
feinem Rüdtritt im Oct. ſämmtliche compromittirende Actenſtücke 
vernichtet, aber Die Telegramme vergejjen.) 

„ I. Kammer: Schluß der Debatte über die römijche Frage. Die 
Kammer beſchließt Act zu nehmen von der Erklärung des Mini: 
fteriums, daß die Zahlung ber päpftl. Schuld fuspendirt werbe, Es 
find 19 Tagesorbnungen vorgefhlagen: Die Abjtimmung wird auf 
ben folgenden Tag verjchoben. — Das probiforifche Budget für den 
Monat Sanuar 1868 wird dem Minifterium nur mit 230 gegen 
129 Stimmen bewilligt. 

„ I. Kammer: Abftimmung über die römifhe Frage. Die von 
ber Nechten vorgefchlagene und von Menabrea acceptirte Tages: 
ordnung: 

„die Kammer, indem fie Kenntniß' nimmt von ber Erklärung des Mis 
nifteriums, das nationale Programm „Rom Hauptftabt“ unverjehrt zu er= 
halten, beflagt, daß man verſucht hat, diefes Programm mit ungejeglichen 
Mitteln auszuführen und billigt die Haltung des Miniſteriums“ 


28 


886 Hatien. 


wirb mit 201 gegen 199 Stimmen verworfen. Alle anderen vor: 
geichlagenen Tagesordnungen werben hierauf zurüdgezogen, mit ein- 
iger Ausnahme der bes (clericalen) Grafen Erotti für Aufredt- 
altung ber weltlihen Gewalt bes Papftes, für bie er ſich indeß 
allein erhebt. Das Minifterium gibt fofort feine Entlafjung ein. 

23. Dee. Der König nimmt die Entlaffung der Minifter an, beauftragt 
aber fofort Menabrea wieder, ein neues Cabinet zu bilden und ver- 
tagt inzwilchen die Kammern bis zum 7. Januar. 

31. „ Die BVerfuhe Menabreas, das Miniftertum durch Tiberale Ele- 
mente zu ergänzen, fcheitern ſowohl gegenüber ber Mittelpartei 
(Depretis) als gegenüber ber piemonteſiſchen Fraction (Ponza di 

S. Martino). 


.. — — — 





Rom. 


— Jan. Veröffentlichung des Budgets für 1867: 


5. F 


Dasſelbe weist eine Einnahme von 36,431,058 Fre. auf, worunter bie 
Douanen mit 19,699,213, bie birecten Steuern und SKammergüter mit 
5,882,307, das Lotto mit 4,191,892 und bie Bank mit 2,576,623 Fre. bie 
bebeutendften Poften find. Die Gefammtjumme ber Ausgaben entziffert 
73,833,754 Fr., wovon bie öffentlihe Schuld 39,160,131 Frs., das Waffen: 
minifterium 10,611,503 und bas Finanzminifterium 8,523,906 Fre. in Anz 
ſpruch nehmen. Es ergibt fih alſo ein Deftcit von 37,402,635 Irs., das in 
dieſem Jahr gebedt werben kann durch 20 Millionen, welche bie italienifche 
Negierung im März für bie Intereſſennachträge feit 1859 zu zahlen hat, 
und durd 18 Millionen, welche im Laufe des Jahrs von Stalien für bie 
jährlichen Zinfen der übernommenen päpftliden Schuld zu zahlen find. Das 
Militärbubget, das noch im J. 1865 auf bloß 6,354,575 Fr. angeſetzt war, 
iſt demnach auf 10,611,503 Fr., alſo etwas mehr als der jährliche Durch⸗ 
ſchnittsertrag des Peterspfennigs, geſtiegen und zwar für ca. 11,000 Mann 
aller Waffengattungen, zu denen dann noch in ben Provinzen eine Art 
mobiler Nationalgarde kommt. 


ebr. Der franz. Geſandte in Rom zeigt feiner Regierung den Bei: 
tritt bes Kirchenſtaats zu dem zwiſchen Frankreich, Stalien, Belgien 
und der Schweiz beitehenden Münzvertrage an und die Wieberauf- 
nahme der Unterhandlungen über einen Handelsvertrag mit Frans 
reich, mit dem Beifügen ber. 


„Hoffnung, aus biefem internationalen Acte eine Art Zollverband her⸗ 
vorgeben zu ſehen, ber einft auf freundſchaftlichem Wege bie Befeitigung ber 
Zollämter herporbringen Tönnte, die bas päpftliche Gebiet von dem italienis 
fen trennen. Dieſe Notbwendigfeit einer Vereinbarung mit Stalien in 
materieller Beziehung ſchien ber römische Hof mehr als früher anzuerkennen 
geneigt zu fein, und er ftellte nicht in Abrede, baß bie Annäherung, welche 
man durch die Unterhandlungen mit Heren Tonello erzielen würde, ein wenn 
auch nicht volftändiges, doch ein folches Mebereinfommen zur wünſchens⸗ 
wertben Regelung der ökonomiſchen Fragen erleichtern Tönnte. Der bem 
italienischen Parlament vorgelegte Gejebentwurf in Betreff der Kirche und 
ber Liquidation ber Kirchengüter bat wieder Alles in Frage geftellt.” 
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Mitte Febr. Die ital. Grenztruppen verhindern einen Beinen Freiſchaaren⸗ 
einfall 

23. Febr. Der Papft verkündet im Confiftorium eine Anzahl italienifcher 
Bifchöfe, auf Grund der mit Tonello getroffenen Vereinbarung, wo⸗ 
bei, gegen alle Gewohnheit bei Confiftorialacten, aber im Einver: 
ftändnig mit der ital. Regierung, der Name bes Landesfürften gar 


nicht genannt wird. 

Die Ernennungen betreffen vacante Bifchofsfite in ber Lombarbei, bem 
ehemaligen Kgr. Sarbinien, Venetien, ben ehemals päpftl. Provinzen und 
Sicilien, nicht aber Neapel diesſeits des Karo, weil Franz II. dagegen Ein 
ſpruch erhoben hatte. 


5. März Der Falding ift ohne alle Betheiligung ber Bendlferung 
vorüber gegangen; was geſchah, erfolgte auf Anordnung der Re: 
gierung jelbit. 

16. „ Die päpftl. Regierung hebt die von ihrer Douane bisher er: 
hobenen Tranfitzölle für italienifche Handelsartifel auf. 

17. „ Die päpfil. und bie ital. Militärbehörden fchließen eine münd⸗ 
liche Uebereinfunft bez. gemeinfamer Unterftüßung in der Verfolgung 
von DBriganten ab, die jedoch thatſchlich nicht zur Ausführung 
kommt. 

27. , Der Papſt präconifirt im geh. Confiſtorium eine neue Reihe von 
(17) italieniſchen Biſchöfen. 


20. Mai. Die päpſtl. Regierung entſchließt ſich endlich, der drohenden 
Haltung der ital. Regierung gegenüber, den auf die annectirten 
Provinzen fallenden Theil der ital. Staatsſchuld in conſolidirter 
ital. Rente anzunehmen. 

— Das Banditenunweſen ergreift nunmehr auch die letzte bisher da⸗— 
"yon noch frei gebliebene Provinz des Kirchenſtaats, diejenige bon 
Civitavecchia. 


3. ni, Beginn der Einleitung ; zur Feier des Centenariums Petri: 

Der Papſt Hält ein öffentliches Conſiſtorium ab, in dem ber Advocat 

besfelben die Sache der Heiligzufprechenden pläbirt, barunter auch 
die des ſpaniſchen Inquiſitors Pedro v. Arbues. 

20. „ Die franzöſ. Biſchöfe, die zur Feier des Centenariums nach Rom 
gekommen, beſchließen in einer Verſammlung, wie i. J. 1861 ſo 
auch jetzt wieder eine Adreſſe an den Papſt zu erlaſſen. 

21. u Das Jahresfeſt der Krönung des Papſtes wird durch eine große 

Truppenrevue gefeiert. 

25. „ Der Papft empfängt im Batican bei 6000 zur eier des Gen- 

| en ums u Rom gelommene Prieiter, meift Sranzofen. 


"Veffeng ß æs Conſiſtorium und Allocution des Papſtes an bie 


la 


mehr als 400 zur Feier bes Gentenariums Petri aus 
genden ber Erbe nah Rom gefommenen Biſchöfe: 

„Nichts ift rühmlicher als diefes Schaufpiel ber Einigkeit ber Wurde der 
Gelegenheit der Heiligfprehung ber Martyrer, welche ihr Leben für die Ver 
theibigung bes beil. Stuhls und des katholiſchen Glaubens hergegeben haben. 
Angefichts diefer Einheit müfjen die Feinde der Neligion die ungeheure Kraft 
ber katholiſchen Kirche begreifen, und anerfennen, wie ſehr diejenigen fich 
irren, weldye fie für gealtert erklären. Dieſe Einigkeit ber Biſchöfe mit dem 
Statthalter Ehrifti wird bie Kirche mehr und mehr ftärfen.” Der Papſt bes 
ftätigt hierauf die Verurtbeilung der Irrthümer, welche er in ber Allocution 
vom 29. Det. 1865 ausgelproden bat (Syllabus) und drüdt den Wunſch 
aus, fobalb die erhoffte Gelegenheit fi) dazu bieten würde (ubi primum 
optata opportunitas aderit) ein öfumenijches Concil zu berufen, um bie 
Uebel, welche die Kirche bedrängen, zu befeitigen, und die geeigneten unb 
nothwendigen Heilmittel zu bezeichnen. „Hoffen wir, daß die Kirche, wie 
eine in Schlachtordnung aufgeltellte Legion, ihre Feinde verwirren und das 
triumpbirende Reich Chrifti über bie Erbe verbreiten werde.“ 

29. uni. Glänzende Hauptfeier bes Gentenariums Petri. 25 Heilig: 
fprehungen, darunter namentlich auch die des ſpaniſchen Inquiſitors 
Pedro v. Arbues, Allocution des Papſtes. Es haben fih nicht 
weniger als 495 Biſchöfe zu der eier eingefunden. 

Allocution des Papſtes: „... Wir vertrauen endlich, daß ber längft ges 
hegte Gebanfe, ein heiliges öäkumeniſches Goncilium fämmtlicher Biſchöfe der 
katholiſchen Melt, ſich verwirklichen werbe, in welchem mit göttlicher Hilfe 
die nothwendigen und heilfamen Mittel zu Stande Tommen werben, ben 
Uebeln entgegenzutreten, von benen bie Kirche ergriffen ift.” 


1. Juli, 450 Biſchöfe überreichen dem Papft eine Adreſſe, in ber fle 
ihm neuerbings ihren unbebingten Gehorſam bezeugen und erklären, 
daß fie glauben und lehren was der Papſt glaubt und lehrt, und 
ihre Freude ausdrüden über die Proclamation eines olumenifchen 
Concils, von dem fie reihe Früchte hoffen. 

T. „Schluß der Feite des Centenariums: 205 Seligfpredungen. Der 

Garbinal Laterini, als Präfect der Congregation des Concils, richtet 

ein Schreiben an alle Bifchöfe bes Erdkreiſes mit 17 Fragen be- 

züglich des angefünbigten Concils, auf welche binnen 3 bis 4 Mo: 
naten Antwort erbeten wird. 

In Rom wird fehr unliebfam bemerft, daß ſich zu dem großen Kirchen⸗ 
fefte auch nicht ein einziger kath. Fürft eingefunden bat, während biejelben 
dagegen zu derſelben Zeit fo zablreih nach Paris eilten, um bie Welt: 
induftrieausftellung ſich anzujehen. Nur die Königin von Spanien hatte 
wenigftens daran gebadht. 
„ Das fog. römiſche Nationalcomitd und das fog. Infurrectiong- 
centrum zeigen ihre Verſchmelzung als Giunta nazionale romana an. 


17. „ Die neue Nationaljunta erläßt eine Art Kriegsmanifeft an bie 
Römer: 

„... Es ift Zeit, einer Sachlage ein Ende zu maden, welde für Alle 
unerträglich if. Ihr Habt gewartet, Ihr Habt für das Wohl, für das In⸗ 
tereffe Staliens genug gelitten. Die franzöfifhe Occupation wurde bis zu 
Ende ertragen; die Ausführung des Septembervertrags wurde nicht geftört. 
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Die italienifche Negierung bat Zeit genug gehabt, zu beweifen und al zu 
gut zu bemeilen, daß fie Euch Euch ſelbſt überlajfen hat. Da Ihr fortan 
von allem Zwange befreit feid, da Ihr bie Herren Eurer Geſchicke geworben 
feid, fo iſt's an Euch, heute zu zeigen, baß bie Rube nicht Gleichgiltigfeit, 
ba bie Refignation nicht Feigheit war, baß endlich ber Augenbli gefommen 
ift, da ihr den päpſtlichen Defpotismus berauszuforbern und zu befiegen ver- 
ſteht. Rom, Stalien, die ganze Welt erwartet von Euch dieſes Refultat. 
Ihr Habt nichts mehr zu Hoffen, weber von ber Diplomatie noch von der 
italienifhen Regierung. Die Diplomatie unterbrüdt, fie ermuntert nicht die 
Emancipation der Völker. Die italienische Regierung ift durch einen feier- 
lichen Vertrag gebunden. Die eine wie die andere werben bie vollendete 
Thatſache annehmen, fie Finnen fie nicht bervorrufen. Uns Römern, uns 
allein ift alfo die Ehre vorbehalten, bie römifche Frage zu löſen. . .* 

47. Juli. Ankunft des franzöf. Generals Dumont in Rom, um die Ur: 
fahen ber zahlreichen Defertionen in ber fog. Legion b’Antibes zu 
unterfuhen und für die Zufunft abzuftellen. Wiederholte Anreben 
bes Generals an bie Legion, die nachher vom Moniteur offiziell ge— 
Yäugnet werben und bie feinen Zweifel laſſen, daß bie Soldaten ber 
Region von der franz. Regierung als ein integrirender Theil der 


franzöſiſchen Armee angefehen werden. 

31. „ Der franz. Gefandte Sartiges geht in Urlaub nah Paris und 
ebenbahin kehrt auch der Gen. Dumont nad) Erfüllung feiner fpe: 
ziellen Miffion zurüd. 


— Aug. Der päpftl. General Zappi entwidelt eine raftlofe Thätigfeit, 
die Engelsburg und Civitavecchia nothhürftig in Vertheidigungszuftand 
zu ſetzen. | 

„» Die Römer find ausſchließlich von der Cholera in Anfprud ges 
nommen, bie in ber Stadt und Umgegend große Verheerungen 
anrichtet, 


7. Sept. Die Nationaljunta appellirt an bie. thätige Mitwirkung ber 

- Staliener zu einem Schlag gegen die weltliche Macht des Papites: 

„Darauf bedacht, möglichft ſchnell eine römische Inſurrection vorzubes 

reiten, ohne Unannehmlichfeiten für die italienifche Negierung, haben wir 

eine weitgreifende Organifation vollftändig fertig. Aber biefelbe erhält ſich 

(wer weiß e8 nicht?) nur buch viel Geld, und ſehr koſtſpielig find die Vor: 

bereitungen für ben Tag ber That. Die Kaffe, die Grundlage von allem, 

hat feit einigen Monaten feine andere Nahrung als bie Gaben biefer pa= 

triotifhen Bevölkerung, welche durch eine lange Tyrannei und eine Reihe 
großer Opfer ins Elend geratben ift.” 

24. „ Garibaldi wird in Afinalunga an ber römifchen Grenze von ber 
ital. Regierung verhaftet und nad Aleſſandria abgeführt. 

25. „ Die Nationaljunta erklärt in einer Proclamation, daß fie in 
Folge der Haltung ber ital. Regierung fi zurüdziehe und bie 
Leitung der Bewegung abgeben wolle, ohne indeß ber Unternehmung 
felbft entgegen zu treten. | 

27., Abſchluß eines Handelsvertrages mit Frankreich. 

29. Der 5 pt erläßt ein Breve gegen ben ungehorfamen, wiber ben 
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Willen bes, Papſtes in einer Art Oppofitionsftellum. 2 Heapel mes 
enden Cardinal d'Andrea. 

29. Sept. — 4. Oct. Beginn des Einfalls der Freiſ Maren. Dieſelben 
überfallen Aquapendente und überziehen verſchiedene Grenzorte ſo— 
wohl im Süden als beſonders in römiſch Tuscien, Bagnorea, Bo— 
marzo, Orte und Ronciglione, verlieren fie aber meiſt wieder an 


bie Päpftlichen. 


5. Oct. Die Päpftlihen erflürmen Bagnorea, wo das erfte bebeutenbere 
Gefecht ftatt findet und 110 Garibaldianer in Gefangenſchaft fallen. 

8 u Das römische Nationalcomitd reconftituirt fi wieder unb ver: 
ſpricht durch Proclam im Sinne ber Nctionspartei zu handeln. Be 
mühungen, eine Inſurrection in ber Stadt Rom felbjt zu Stande 
zu bringen. 

13. „ Menotti Garibaldi befett Monte Libretto in ber Sabina, Bag: 
norea und Nerola mit 1200 Mann. Auch Aquapendente wird 
neuerdings von ben Freiſchaaren befekt. 

14. „ Die Freiſchaaren befegen Zalvaterra in Latium. 

15. „ Die Freifhaaren werben bei Ballecorfa von ben Päpftlichen 
geichlagen. 

17. „ Der Papft richtet eine Encyclica an fämmtliche Erzbiſchöfe und 
Biſchöfe der kath. Chriftenbeit, in ber er „ihnen und allen Gläu⸗ 
bigen bie äußerft traurige Rage meldet unb bie fo ernften Gefahren, 
in benen er fich heute befinde”, ohne Frankreichs zu erwähnen und 
ohne ein directes Hilfsgeſuch an die kath. Mächte zu richten. 

Die Päpftlihen rüden von Monte Rotondo aus, um bie Frei: 
fhaaren unter Menotti Garibaldi aus Monte Libretti und Nerola 
zu vertreiben; Menotti zieht fih zurüd. ine andere Freifchaar, 
meift aus römiſchen Emigrirten beftehend, unter Major Grivelli be- 
febt Orte und febt eine proviforifche Regierung ein. 

18. „ Die og. Confervatoren bes Capitols überreichen dem Papft eine 
an ben Senator gerichtete Adrefje von angeblih 12,000 Römern, 
worin biefer, auf Grund der verzweifelten Lage und drohenden Ge: 
fahr der Stabt, aufgeforbert wird, die fofortige Intervention ber re: 
gulären italienifhen Armee beim PBapft zu beantragen. 

Die päpftl. Zuaven nehmen Nerola wieber nad) zweiflünbigem 
Kampf und machen 134 Oaribaldianer zu Gefangenen, 

Der franz. Gelhäftsträger notifizirt dem Papſte den unfehlbaren 
Schutz Frankreichs, 

49. „ Die Päpftliden verjagen bie Freiſchaaren aus Vallecorſa. 

In Toulon fammelt ſich die franz. Erpebitionsarmee. In Florenz 
gibt am Abend Rattazzi feine Entlaffung ein. Garibaldi ift aus 
Caprera entlommen und landet bei Livorno. 
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20. Oct. In Florenz wird Cialdini mit ber Bildung eines Minifteriums 
beauftragt. 

Der Kirchenſtaat ift an dieſem Tage augenblidlih von Frei⸗ 
ſchaaren fo viel als gänzlich geräumt und haben ſich biefe über bie 
ital. Grenze zurüdgezogen. Die Notiz wirb nach Frankreich gemeldet. 

21. „ Auf diefe Nachricht und die Berufung Cialdinis in Florenz hin 
befiehlt Napoleon, den Abgang ber Erpebition in Toulon wieber zu 
fiftiren. 

Garibaldi erfcheint in Florenz und ſpricht unbehelligt zum Volke. 

Das römische Nationalcomite ruft durch eine Proclam. Rom zum 
Aufftand auf. | | 

22. „ Mendes: Mißglüdter Aufftandsverfuh in Rom. Kinige Wacht: 
poften, namentlih auf dem Capitol und dem Forum, werben über- 
fallen und die Hälfte der Zuavencaferne in der Nähe des Baticans 
in die Luft gefprengt. Zu gleicher Zeit fährt eine. Freifchaar, meift 
römifhe Emigranten, 75 Mann ſtark unter Enrico Cairgli ben 
Tiber herab und ſetzt fih auf dem Monte Parioli bei Aqua Ace⸗ 
tofa fl. | Ä 

23. , Die Breilhaar auf dem Monte Parioli unter Cairoli wird nad 
verzweifelter Gegenwehr von ben Päpftliden niedergemacht, Cairoli 
ſelbſt fällt. | | 

Garibaldi vereinigt fi) an der römiſchen Grenze bei Scandriglia 
mit feinem Sohne Menotti und übernimmt da8 Commando ber Frei: 
ſchaaren. I 


24. „. Garibaldi läßt Viterbo auf ſechs Punkten ſtürmen, wird aber 
- zurüdgeichlagen. Immer ftärfere Banden dringen von allen Seiten 
ber, auch von Frofinone unter Nicotera, gegen Rom vor. In Rom 
werben mit Beginn der Dunkelheit Orfini:Bomben in die Straßen 
geworfen; zahlreihe Batrouillen, von Bürgern unterftüßt, burd)- 
ziehen fie. Die Lage der Stabt, in der faum 2000 Mann er: 
ſchöpfter päpſtl. Truppen liegen, wird bedenklich. 


25. „ Rom mwirb in Belagerungszuftand verfeßt und die Ablieferung 
aller Waffen im Privatbeſitz befohlen. Banden ftreifen bis in die 
Nähe der Stab, Das Haus Ajani in Trafterere wird von den 
Zuaven geftürmt, 16 Garibaldianer werben darin niedergemadht, die 
- Übrigen gefangen. Ä 

Garibaldi befegt Monte Maggiore und den Paß von Correfe; 
bie. unter ihm vereinigten Schaaren von Menotti, Caldefe, Salomone, 

Mefto und Frigeſſy erreichen die Stärke von 4000 Mann. 
26. „ Garibaldi erflürmt Monte Rotondo, 15 Miglien von Rom, nad 
langer und tapferer Vertheidigung von bloß 400 Mann päpftlicher 
Truppen welche ſchließlich capituliren. Die Lage der Stadt Rom 
wird berg, jet Säimmtlihe Truppen in ber Campagna erhalten 


Befehl, diefe zu räumen und fi nah Rome zumdgugichen. Ber 
Garibaldi 8000 Mann auf bie Stabtmauenw werfen Tann, u, — 
es zweifelhaft, ob ihm Rom zu widerſtehen vermag. 

In Florenz bringt Cialbini kein Cabinet zu Stande Ayo 3% 
franz. Erpeditionsarmee geht in Folge davon von Toulon ab. 


27. Det. Eine vorgefhobene Bande Garibaldi's bringt bis in bie Nähe 
der Salariſchen Brüde; flrömender Regen verhindert ihr weiteres 
Borrüden. Eine andere Yagert in Torre de Pazzi, jenfeits bes 
Ponte Nomentano. Garibaldi ſelbſt befindet fi im Caſino von 
S. Eolomba bei Marcigliana auf der Salariſchen Straße, nur 
8 Miglien von Rom, und erläßt von bort eine Proclamation an 
die Römer. 

Menabres übernimmt in Florenz das Minifterium; ber König 
erläßt eine Proclamation an bie Staliener, in ber er das Unters 
nehmen Garibaldi’8 verdammt. 

28. „ Die franzdf. Flotte ift in Sicht vor Civitavecchia. Die päpft: 
lichen Truppen aus der Campagna rüden allmälig in die Stabt ein. 

29. „ Die Srangofen verfuchen die Ausſchiffung in Eivitavechie. Das 
ſtürmiſche Wetter verzögert dieſelbe. Beſtürzung in Nom, 

Garibaldi erläßt von S. EColomba vor den Mauern Roms aus 
einen Tagsbefehl als Antwort auf bie Proclamation Bictor Ema- 
nuels, in ber er zum Ausharren ermahnt. Die Banden Nicoterg’s 
befeben Tivoli, Velletri, Albano, Mocino und a. DO. im Latiner- 
gebirg, in Viterbo nimmt Oberſt Ncerbi das Regiment an fi. So 
ziemlich im ganzen Kirchenftaat außer in Rom felbit ift die päpftl. 
Fahne verſchwunden und überall die ital. Tricolore aufgepflanzt. In 
den meiſten größeren Orten werben Plebiscite gemacht für bie Ver: 
einigung mit dem Kgr. Italien. Die päpftl, Regierung ift auf bie 
von innen unb außen aufs äußerfte bedrohte Stadt Rom beſchränkt. 

30. „ Die Zrangofen find ausgefhifft. Ihre Generale Dumont und 
Polhos kommen des Morgens nach Rom. An den Straßenecken 
iſt eine Proclamation des commandirenden franz. Generals de Failly 
zu leſen. 

Um Mittag überſchreitet die reguläre ital. Armee die Grenzen 
des Kirchenſtaates und beſetzt Aquapendente, Civitacaſtellana, Ceperano 
und Froſinone. Die Italiener richten die päpſtl. Wappen wieder 
auf und befeſtigen daneben die Fahne Italiens. 

Um 5 Uhr ziehen die erſten zwei franzöſ. Bataillone in Rom 
ein, wo ſie von der Bevölkerung mit düſterem Schweigen empfangen 
werden. 

Um 8 Uhr Abends dringt eine Freiſchaar bis vor das Thor 
St. Johann, wie man ſagt, den verzweifelten Garibaldi an der 
Spitze, feuert die Flinten gegen die Mauern ab und kehrt um. In 
der Nacht zieht ſich Garibaldi auf Monte Rotondo zurück. 
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Nom, 


4. Rov. Garibaldi Halt Monte Rotondo und Umgegenb mit circa 8000 


Mann beſetzt und läßt jenes und Mentana verbarricadiren. Tags⸗ 
befehl Garibaldi's von Monte Rotondo aus: 

„Die Regierung von Florenz bat das römiſche Gebiet, welches wir mit 
koſtbarem Blut den Feinden Italiens abgewonnen haben, befegen lafien. Wir 
mäfjen unfere Brüder vom Heer mit gewohnter Freundlichkeit aufnehmen, 


. and ihnen helfen bie fremden Soldknechte, melde bie Tyrannei aufrecht 


‚balten, aus Rom zu verjagen. Wenn jedoch infame Handlungen, ort: 
jeßungen ber feigen Convention vom 15. Sept. 1864, den Jeluitismus und 
eine (hmufige Gonforterie fo weit treiben follten, um uns zu zwingen, 
unfere Waffen aus Gehorfam gegen ben 2. December 1852 niederzulegen, 
bann will ih bie Welt daran erinnern, daß ich bier allein, römiſcher Ge: 
neral, mit Vollmacht ber einzigen gelegmäßigen Megierung ber romiſchen Re- 
publif, durch allgemeine Abjtimmung erwählt, das Recht habe, mich auf 
biefem Boden meiner Aurisbiction in Waffen zu kehaupten und baß, wenn 
biefe Freiwilligen, bie Kämpfer ber italienifchen Freiheit und Einheit, Rom 


: zue Hauptfladt Staliens fordern, treu dem Votum bes Parlaments und ber 


Nation, fie die Maffen nur dann nieberlegen werben, wenn bas Vaterland 
vollendet, die Freiheit des Gewiffens und des Cultus auf den Ruinen bes 
Nektomantismus aufgeführt und die Söldner ber Tyrannen braußen find.” 
„ Garibaldi gibt das Unternehmen auf: ein Theil feiner Frei: 
willigen zieht nach Correfe ab, um in bie Heimath zurüdzufehren; 
etwa die Hälfte erhält den Befehl, über Mentana in der Richtung 
nach Tivoli abzumarichiren (anfcheinend um die Abruzzen zu ge: 


- winnen und fi bort möglicher Weife zu halten). 


„ 3000 Mann päpftl. Truppen unter General Kanzler, von ber 
franz. Brigade Polhes von 2000 Mann als Referve gefolgt, ziehen 
Morgens früh von Rom aus und ftoßen um 12 Uhr Mittags bei 
Mentana auf die Oaribaldianer. Gefecht von Mentana. Die Frei: 
willigen kämpfen mit Muth und Verzweiflung, um %3 Uhr fteht 
bas Gefecht für die Päpftlichen fehr ſchlimm. Da treten die Fran: 
zofen mit dem Chafjepotgewehr ein, ftellen das Gefecht her und 
drängen die Freiſchaaren zurüd, bie jeboh den Ort bei Einbrud 
der Dunkelheit behaupten. 

„ Die Preifhaaren in Mentana ziehen um 5 Uhr früh die meiße 
Fahne auf und ergeben fi). Eirca 1000 find gefallen, circa 1400 
werden gefangen nah Rom abgeführt, der Reſt ift über Monte Ro: 
tonbo und weiter über bie ital. Grenze abgezogen, Garibaldi mit 


. ihnen. 
Der franz. General be Failly berichtet feiner Regierung über 


ben Tag von Mentana — „das Chaffepotgewehr hat Wunder gethan“. 
„ Die päpftlihe Regierung beginnt bie gefangenen Saribalbianer 
an Italien auszuliefern. 

„ Die erftle Divifion der franz. Erpebitionsarmee ſchifft ſich in 
Civitavecch ia ein, um nach Frankreich zurückzukehren. 

„Die zranz. Truppen, beginnen Rom zu räumen und ſich in 


Cibitahee — p zu, concentciren. 
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30. Nov. Harter Sequeflrationserlaß des Minifters des Innern, Migr. 


be Witten, bez. aller derjenigen, bie fi nur irgendwie an ber In⸗ 
furrection betheiligt haben. Zahlreiche Beamte, die ſich betbeiligt, 
werben abgeſetzt. Der lebte Transport Garibaldiſcher Gefangener 
verläßt Civitavecchia; doch hat die päpftl. Regierung alle diejenigen 
zurüdbebalten, die bem jebigen ober bem früheren Kirchenſtaate 
angehören. 


2. Dee. Die Franzofen räumen Rom gänzlich; doch bleiben die mit- 


13. 


26. 


gebrachten großen Borräthe von Kriegsmaterial und Mundvorrath 
in der Engelsburg. Die gefammte franz. Erpeditionsarmee ift in 
und um Civitavecchia concentrirt. 

„ Carbinal b’Andrea gehorcht enblih und verläkt Neapel, um nad 
Rom zurüdzufehren. 

„ Barbinal d'Andrea unterwirft fi vollftändig und leiftet den von 
ihm verlangten Widerruf. 

„» Die Yranzgofen find eifrig beidäftigt, bie Befeftigungen von 
Civitavecchia zu verpollftändigen und zu verflärfen; unter ber Leitung 
franzöſ. Ingenieur werden aud in Rom felbft mannigfaltige Be 
feftigungsarbeiten ausgeführt; an der Vermehrung der päpftl. Armee 
wirb eifrig gearbeitet, biefelbe fol von 11,000 auf 20,000 ober 
gar 25,000 Mann gebracht werben. Zahlreihe Flüchtlinge haben 
Rom und das päpftlihe Gebiet verlaffen. 


im 


6. 5ch weiz. 


— Sn. Die amerifanifhe Waffenfabrit Newhaven lehnt es ab, die Her: 


ſtellung ber Windefter:Repetirgewehre für die neue Berwaffnung ber 


‚eidg. Armee fowie die Umänderung der bisherigen Gewehre in Hin: 


terlader in ber. Schweiz felbft (durch Anlegung von Waffenfabrifen) 


‚vorzunehmen, fo daß der Bunbesrath gezivungen wirb, beides gänzlich 
inlandiſchen Kräften anzuvertrauen. 


41. Febr. Der Bundesrath beſchließt, den Antrag Oeſterreichs anzunehmen 


22. 


und einen Handelsvertrag zwiſchen beiden Ländern in: der Form 
einer einfachen Reciprocitätserflärung abzufchließen. 
„ (Bern) Der Große Rath beſchließt nad, fechstägiger Debatte 
die Subventionirung der juraflifhen Eifenbahnen mit 7 Mill. Fr. 
nad dem Antrage der Commiffion und verwirft das Begehren ber 
Eonfervativen, in erfter Linie die Staatsbetheiligung ganz abzulehnen, 
in zweiter Linie, biefelbe dem Veto bes Volkes zu unterftellen. Das 
Eintreten auf die Anträge der Commiffion wird mit 153 gegen 714, 
die Annahme ber Anträge felbft mit 137 gegen 85 Stimmen be: 
ſchloſſen. 
„ (Genf) Das Civilgericht entfcheidet zum zweiten Mal zu 
Gunſten der Anerkennung des literarifhen Eigenthums. 
„ Der Bundesrath befchließt bie erfte Hälfte der Zwölf-Millionen⸗ 
Anleihe für Durchführung der neuen Bewaffnung ber eidg. Armee 
mit Hinterladern mittelft öffentliher Subjeription vom 1. bis 15. 
März zu emittiren (Rüdzahlung 1876 bis 1892, jährliher Zins 
11/ 


Anh). 


18, Din, ür das Bunbesanlehen bon vorerſt 6 Mil. Fr. find faft ganz 


im Inland über 6 Mill. al pari und 11 Mill. nicht unter 98 ge⸗ 


*. 
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zeichnet worben. Der größte Theil ber angenommenen Offerten 
fällt auf die franzöſiſche Schweiz. 


— April. Der Bundesrath trifft mit Rüdficht auf die Quremburger Frage 


22. 


29. 


einige Vorbereitungen. Tas Gerücht einer Allianz Frankreichs mit 
Holland, Belgien und ber Schweiz findet in ber Schweiz ſelbſt 
nicht den mindeften Anhalt. Nicht ein einziges Blatt ſpricht fich für 
ein näheres Verhältniß zu Franfreih aus. Die öffentliche Meinung 
ift vielmehr allgemein und entſchieden für „ftrenge, bewaffnete 
Neutralität.” 


„  Sandammann Heer v. Glarus wird vom Bunbesrath zum ſchweiz. 
Sefandten in Berlin und an den ſüddeutſchen Häfen ernannt. 


„ Der Bundesrath verfügt eine neue Cintheilung der eidg. Armee 
(Territorialeintheilung). 


Die ganze Arnıee zerfällt in 9 ftändige Tivifionen nebft einigen Einzel: 
brigaben. Jede Divifion befteht aus 3 Brigaben, jebe Brigade zählt 6 Ba⸗ 
taillone (3 Bat. Auszug, 1 Bat. Reſerve und 2 Bat. Landwehr) à durch⸗ 
fhnittlih 800 Mann und außerdem 10 Scarfiüßencompagnien, 3 Batterien 
Arrillerie, 1 Guiden-, 2 Dragonercompagnien und I Sappeurcompagnie. 
Jedem Brigadecommandanten ift ein zweiter Oberft ad latus beigegeben, um 
im al ber Einberufung aller Truppentheile im Commando auszubelfen. 


5. Mai. (Luzern) Die Großrathswahlen fihern ber liberalen Partei 


neuerdings das Uebergewicht. 


— Juni. (Solothurn, Bern, Aargau) ſetzen, da mit den Organen 


der Kirche nicht zu Ende zu kommen iſt, von Staatswegen die Feier⸗ 
tage auf 6 im Jahr herab, das ganz kath. Solothurn durch ein⸗ 
fachen Regierungsbeſchluß, Bern und Aargau durch Beſchlüſſe der 
Gr. Räthe. In Solothurn verſucht die Geiſtlichkeit einen Vetoſturm 
dagegen hervorzurufen, indeß ohne Erfolg. 


1. Juli. Eröffnung der Bundesverſammlung. 


2. 


„Nationalrath: Bundesrath Welti gibt Aufſchlüſſe über ben Stand 
der Bewaffnung der eidg. Armee mit Hinterladern: 

Die Frage eines neuen Repetirgewehres ſei noch nicht entſchieden, wie denn 

auch noch von keinem einzigen europ. Staate ein endgültiges Modell adoptirt 
worden ſei, auch nicht in Frankreich, wo man immer an dem Chaſſepot 
verbeſſere. Dagegen würden bis zum 1. Jan. 1868 von den alten Gewehren 
80,000 Stück und der Reſt in weiteren 6 Monaten umgeändert ſein. 
„ Der Nationalrath genehmigt trotz lebhafter Oppoſition ber ſog. junge 
rabicalen Partei mit großer Mehrheit das Geſetz über ben bei einem 
Begehren nach Revifion ber Bundesverfaffung einzubaltenden Modus 
nach dem Antrage der Mehrheit der Commiſſion: 

Art. 1. Fünfzigtaufend - flinmberechtigte Schweizer Bürger koͤnnen zu 
jeder Zeit verlangen, baß bie Stage, ob eine Nevifion ber Bundesverfaſſung 
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ſtattfinden ſolle, dem ſchweizeriſchen Bolfe zur Abſtimmung vorgelegt werde. 
Art. 2. Das Verlangen wird auf dem Wege der ſchriftlichen Eingabe an 
den Bundesrath geſtellt. Die Eingabe kann mittelſt Namensunterſchrift des 
ſtimmberechtigten Bürgers oder mittelſt Auszugs aus dem Protokoll der ver⸗ 
faffungsmäßigen Gemeinde⸗ ober Kreisverſammlungen, welcher bie Namen 
ber für Reviſion Stimmenden genau anzugeben bat, gemacht werben. Die 
Stimmberehtigung jedes Unterzeichners ift vom Vorftand ber Gemeinde, wo 
der Unterzeichner feine politiihen Rechte ausübt, zu bezeugen. gi biefe 
Amtsverrihtungen bürfen von ben Gemeinbevorftänden Teinerlei Gebühren 
Bezogen werden. Art. 3. Die Unterfchriften werben in dem zwiſchen zwei 
ordentlichen Seffionen ber Bunbesverfammlung liegenden Zeitraum gefammelt. 
Art. 4. Findet der Bundesrath, daß die Unterjchriften, die bei ihm zu einem 
ber nächſten ordentlichen Selfion der Bunbesverfammlung um mehr als drei 
Monate entfernt liegenden Zeitpunkt eingegangen find, die Zahl von 50,000 
offenbar erreichen, fo bat berfelbe fofort die Bunbesverfammlung einzuberufen. 
Art, 5. Sind auf den Tag ber Eröffnung der ordentlichen Seffion der Bun: 
besverfammlung bie 50,000 Unterfriften nicht beilammen, fo find die Unters 
ſchriften für diefelbe nicht verbindlich und wird Leine Volksabſtimmung ange: 
ordnet. Art. 6. Sind die 50,000 Unterfchriften beifammen, ſei e8 bei der 
Eröffnung ber außerorbentlichen (Art. 4) oder ber ordentlichen Seſſion (Art. 3), 
fo wird die Bundesverfammlung dem Schweizer Volke fofort die Frage vor- 
legen: ob bie Bunbesverfaffung revidirt werben folle oder nicht. Art. 7. Der 
Bunbesrath ift mit ber Vollziehung bes gegenwärtigen Bundesgeſetzes be⸗ 
auftragt. 


16. Juli. Hannoverſche Flüchtlinge treffen, aus Holland ausgewieſen, ziem: 


2A. 


25. 


26. 


27. 


lich zahlreich in der Schweiz ein. 
»  Bundesverfammlung: Beide Räthe ertheilen bem Vertrag mit 
Belgien zum Schutze bes Titerarifchen Eigenthums bie Ratification. 


„  Bundesverfammlung: Beide Räthe einigen fi über das Decret, 
durch welches ben Cantonen Bern, Freiburg, Solothurn, Waadt und 
Neuenburg behufs der endlichen Ausführung der Juragewäſſer-Cor⸗ 
rection ein Bundesbeitrag von 5 Mill. Fr. bewilligt wird, ber 
nah Maßgabe des Vorrüdens ber Arbeiten erfolgen und jährlich 
ben Betrag von 500,000 Fr. nicht überfteigen fol. Schluß ber 
Seſſion. 

„ Der Bunbesrath erläßt bez. ber hannover'ſchen Flüchtlinge ein 


: Kreisihreiben an die Cantone: 


„... Die Bundesbehörden müfjen ſich einftweilen mit der Erklärung begnügen, 
baß fie ihrerfeits gegen die Gewährung bes Aſyls nichts einzumenden haben 
und auch fo Tange gegen biefes Aſyl nichts einwenden werben, als bie be: 
treffenden Fremden nicht aus politiſchen Gründen die Aufmerfjamfeit auf ſich 
ziehen. Es ift daher lebiglih Sache ber betreffenden Cantone, ob fie Aſyl ge: 
währen wollen unb unter weldhen Bedingungen, oder ob fie Gründe haben, 


es zu verweigern.“ 


„ Zwiſchen ber Schweiz und dem Großh. Baden wird ein Ver—⸗ 


trag abgeſchloſſen und ratificirt, dur welchen ber Art. 32 des 
"Staatspertrags Über bie badiſche Eiſenbahn Waldshut-Schaffhauſen⸗ 


ber den Transport badiſcher Truppen über ſchweiz. Gebiet 
n 


: Bon 
geſtatt aufgehoben wird. 


— — — — — —r,,e— — — — — — —— — — — — 
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4. Aug. (Genf.) Eine Erfabwahl in den Staatsrath ergibt 2597 
Stimmen für den Canbidaten ber Anbependenten Collart und nur 
21 für James Fazy. Da indeß die gefeglihe Zahl von 3000 
Stimmen nicht erreicht wurbe, fo fällt die Entſcheidung dem Gr. 
Rathe zu. | 

0. „ (Genf) Ber Gr. Rath entfcheidet bez. ber Staatsrathswahl 
mit 53 Stimmen für Collart; 23 rabicale Mitglieder enthalten fich 
der Abſtimmung oder flimmen für Fazz. 

2. Sept. Abhaltung eincs internationalen Veterinärcongreſſes, der von 
ben meiften europ. Staaten beſchickt wird, in Zürich, 


2.—7. Sept. Abhaltung eines internationalen Arbeitercongreſſes in 
Raufanne. 

Derſelbe ift ziemlich zahlreich beſucht aus Frankreich, ber Schweiz, Deutjch- 
land, England und Stalien, wählt zu feinem PBräfidenten Dupont aus London, 
zu Vicepräfibenten Eccarius aus London unb Beder aus Genf und bes 
fchließt eine Anzahl Reſolutionen, deren Spite bahin gebt, daß bie gegen: 
wärtige Gejellichaft in zwei Klafjen zerialle, von denen bie eine bie andere 
ausbeute (celle des exploit6s et celle des exploiteurs), daß beide Klafjen 
dagegen durch eine einzige biejenige der Probucenten erjeßt werden jollte und 
daß die fociale Drganijation in diefem Sinne mobificirt werden müffe. 


7. Sept. Der Bunbesrath regt bei Stalien die Alpenbahnfrage wieber 
an. Der Schritt führt zu feinem Reſultat und findet in ber 
Schweiz felbjt vielfache Anfechtung, indem barin eine einfeitige Be 
günftigung des Gotthardprojektes erblidt wirb. 

8 „Gaaribaldi trifft zur Theilnahme am Friedenscongreſſe in Genf 
ein und wirb mit ungeheurem Jubel empfangen. Ein aus beiben 
Parteien der Stabt zufammengefeßtes Comité begrüßt ihn. 


9,—12. Sept. Internationaler Friedenscongreß in Genf. Derfelbe 
nimmt durch die Anweſenheit Garibaldi's und den Einfluß der Frans 
zojen eine entjchieden revolutionäre Wendung gegen bie beftehenden 
Zuftände Europa’s, was den Widerſtand ber theilnehmenden Schweizer 
unb ber Genfer Bevölkerung hervorruft. Nur mit Mühe wirb bie 
Annahme einer Anzahl Refolutionen erzielt und das Centralcomité 
muß nad) Bern verlegt werben. 


Schon bie Eröffnungsfißung vom 9. Tegt den Zwieſpalt zwifchen ber 
Mehrheit ber anweſenden Fremden, namentlich Franzoſen, und der Minbers 
beit der Schweizer an den Tag. Eine Zuſchrift des Genfer Staatsraths 
Gamperio verlangt die unbebingte und unbefchränfte Nebefreiheit als unbes 
ftrittenes Recht auf Schweizer Boden und ba bie Geſetze und die Neutralität 
ber Schweiz rejpectirt würden; Schmidlin (von Bafel) verlangt, daß bie Bes 
firebungen bes Gongrefjes ſich innerhalb ber gefeglichen und verfafjungss 
mäßigen Grenzen zu balten hätten und erregt einen gewaltigen Sturm durch 
bie Behauptung „iebes Volt Habe nur die Regierung, bie es verbiene.” 
James Fazy betont, daß ber Congreß eine friedlihe Verſammlung fei und 
weder confpiriren noch provochren wolle. Dagegen legt Garibaldi das Gewicht 
feines Anfehens in bie Schnale ber entgegengefegten Partei und beantragt eine 
Reihe von Refolutionen, worunter auch bie: „das Papfithbum wird für abs 


400 Sqhueij. 


geſetzt erflärt und bie Religion Gottes vom Congreſſe angenommen.” Zur 
Vermittlung wird ber Berner Reg.⸗Rath Zoliffaint zum Präfidenten gewählt. 
In der zweiten Situng beantragt ber Vorftand folgende Beſchlüſſe: 

„Sn Anbetracht, bar bie Regierungen ber großen Staaten in Europa ſich 
unjähig erwiefen haben ben Trieben zu erhalten, und bie regelmäßige Ent: 
widlung aller moralijhen und materiellen Kräfte ber mobernen Gejellichaft 
u jihern; in Anbetracht ferner, baß das Daſein und das Wachsthum der 
Hebenben Heere ben Krieg im latenten Zuftand conftituiren, und unverträglich 
finb mit ber Freiheit und Wohlfahrt aller Klaſſen der Gefellichaft, vorzüglich 
aber mit ber Arbeiterflaffe — befhließtder internationale Congreß, 
in dem Wunſch, den Frieden auf die Demokratie und die Freiheit zu gründen: 
baß eine Friedensliga, ein wahres Tosmopolitiiches Bündniß (federation) ge: 
gründet werde; daß es bie Pflicht eines jeden Mitgliedes dieſer Kiga fei, da⸗ 
bin zu arbeiten, bie öfjentlihe Meinung aufzuklären unb zu bilden (former) 
über das wahre Weſen ber Regierung, ber Vollfirederin bes allgemeinen 
Millens; burdy feine beftändigen Bemühungen bie Subftitution bes Syſtems 

" ber Rationalmilizgen an Stelle ber ſtehenden Heere vorzubereiten; in allen 
Ländern die Lage ber arbeitenden und enterbten (desheritees) Klaffen auf 
bie Tagesordnung zu bringen, damit bie inbivibuelle und allgemeine Wohl- 
fahrt die politifche Freiheit ber Bürger befeftige; er beichließt ferner, daß ein 
permanentes Gentralcomits, mit dem Sig in Genf, beauftragt werde: 1) in⸗ 
bivibuelle oder collective Zuftimmungen zu provociren und zu fammeln, na⸗ 
mentlih Aufrnfe ergeben zu laffen an beftchende Gefellichaften ober neue zu 
gründen in den veriäieberen Ländern, damit fie alle ihre Anftrengungen für 
bie Verbreitung ber vom Friedenscongreß proclamirten Grundſätze vereinigen; 
2) die zufünftigen Verfammlungen des Congreſſes, ſei es in Genf oder jeder 
andern freien Stabt Europa’s, vorzubereiten ; 3) die Annalen des Congreffes 
zu redigiren und zu veröffentlichen; 4) zu Genf oder zu Bafel ein franzöſiſch⸗ 
deutſches Blatt unter dem Titel „Die Vereinigten Staaten von Europa“ (les 
Etats-Unis d’Europe) zu gründen; die Beiträge der Mitglieder, bie im 
Minimum auf 10 Gent monatlih ober 1 Fr. 20 Cent. jährlich feſtgeſetzt find, 
einzukafliren, und davon ben dem gemeinfamen Werfe nüglichften Gebrauch 
zu machen, vorbehaltlich der Rechnungsablage bei jeder Congreßfigung.“ 


Die revolutionäre Stimmung gewinnt in diefer Situng entjchieben bie 
Dberhand, fo daß Dupasquier (aus Neuenburg) fragt: „Bin ich auf einem 
Friedens- oder Kriegscongreg? Auf zehn SKriegserflärungen höre ih nur 
eine Friedenserklärung.“ An demſelben Tage richten bie Genfer Katholiken 
einen förmlihen Proteft gegen bie Haltung des Congrefies an den Genfer 
Staatsratb und beichlicht eine Volksverſammlung auf ben Antrag Fazy’s, 
ben Wunſch auszufprechen, daß „der Gongreß in Anbetracht der Ideen⸗ 
verwirrung und feines wenig praftiichen Charakters, im Intereſſe bes Frie⸗ 
bens, ber Freiheit und ber ſchweiz. Eidgenoſſenſchaft keinen Beſchluß faflen 
möge.” Am 11. hält Garibaldi es für angemeffen, plößlich wieder abzu⸗ 
reifen. Am 12. wurde ziemlich tumultuarisch abgeflimmt und werden bie 
Anträge bes Comits mit Diehrheit angenommen. Die anwelenden Schweizer, 
namentlich die Genfer proteftiven. Um ben Sturm zu bejchwicdhtigen, über: 
nimmt das bisherige Comité aus eigener Machtvollkommenheit die Befug⸗ 
niffe des permanenten Gentrals:Comite, bejchließt jeinen Sit in Bern aufzu- 
fhlagen und dort fein Drgan in beutfher und franz. Sprache unter bem 
Titel „Die Vereinigten Staaten von Europa” berauszugeben, den nächſten 
Congreß aber nah Mannheim (ſpäter nah Bern) auszujchreiben. 


21. Oct. obwalben.) Die Landgemeinde genehmigt bie ihr vorge: 
ar gr Nevifion ber Be tellang. u etwa 2500 Anwejenden 
} r 60 bis 70 für Verwerfung. 
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10. Nov. (Senf) In den Staaisrathwahlen erringt die Partei ber 
Independenten neuerdings einen vollftändigen Sieg. James Fazy ift 
wieber nicht unter den Gewählten. u 


17. „ (Zürid,) Beginn der demokratiſchen Bewegung. Pamphlete 
bes Dr. Fr. Locher gegen das herrichende „Syſtem“ und feine 
hauptſächlichſten Vertreter. Eine von ihm einberufene Verfammlung, 
zu ber ſich gegen 3000 Menſchen einfinden, erklärt ſich mit feinem 
Borgehen gegen ben Obergerichtspräfidenten Ullmer einverftanden, 
fpriht den Wunſch aus, daß der Gr. Rath diefen Mann von feiner 
Stelle entfernen möge und bejchließt einmüthig, die Reviſion der 
Verfaſſung durd einen Berfaflungsrathb und die zu ihrer Einleitung 
erforberlihen 10,000 Unterfchriften anzuregen. Ullmer erhebt dagegen 
Klage gegen Locher und nimmt bis zum Austrag der Sache feinen 
Austritt aus dem Dbergerichte, 


22. „ (Bern) Der Gr. Rath beſchließt nad) zweitägiger Debatte 
über die Ertheilung bes Primärunterrihts an öffentlichen Schulen 
durch Angehörige religiöfer Orden mit 128 gegen 75 Stimmen: 


„Der Gr. Rath in Betracht, daß bie Beobachtung der Geſetze und Vor: 
ſchriften des öffentlihen Schulwelens, welche der Staat aufzuftellen berechtigt 
und verpflidtet ift (Art. 81 der Verfaſſung), mit dem unbedingten Gehorjam, 
weldhen die Mitglieder rveligiöfer Orden ihren baherigen Oberen fhuldig find, 
fi) unvereinbar erwiejen bat, bejchließt: Als Primarlehrer oder Lehrerinnen 
bürfen von nun an nicht patentirt oder angeftellt werden Perſonen, welche 
religiöfen Orden angehören; ebenjo find in Zufunft bereits patentirte ober 
an Öffentlihen Primarfchulen angeftellte Lehrer und Lehrerinnen, welche reli: 
giöfen Orben beitreten, als auf Patent und Anftellung verzichtend anzuſehen. 
Die gegenwärtig in Kraft beftehenden definitiven Wahlen werden durch biefen 
Beſchluß nicht aufgehoben.” 

"+ (Bürid.) Die bemofratlihe Bewegung ergreift den ganzen 
Canton. Gelegentlich der Feier des Uftertages finden zahlreiche 
Berjammlungen für und gegen bie Bewegung, in Zürich felbft nicht 
weniger als brei, ſtatt, die indeß meift mit Erflärungen gegen bas 
„Syſtem“ endigen. Die Befchlüffe einer Verfammlung in Winter: 
thur werben zum Programm der Bewegung: 

„Sie VBerfammlung von Winterthur: in Erwägung 1) daß bie politifchen 
Erfahrungen des Cantons Zürich, die Volfsbildung und bie fortgefchrittene 
öffentlihe Meinung eine Erweiterung ber Volksrechte wünfchbar und zeitge⸗ 
mäß erjcheinen laffen; 2) daß auch bie Weberrefte eines indirecten Wahlſyſtems, 
por allem die indirecten Sroßrathsftellen, aus der Verfaſſung zu bejeitigen 
find; 3) daß eine auf bie Spige getriebene Gentralifation den berechtigten 
Einfluß der öffentlihen Meinung gelähmt, und eine andauernd einjeitige Ver⸗ 
wendung ber Staatseinfünfte bie Unzufriedenheit der bintangefebten Landes⸗ 
theile hervorgerufen bat; 4) daß einerfeits bie neueften finanziellen Ausweiſe 
anbrerjeits wichtige mit Opfern verbundene Reformen, wie 3.3. der Ausbau 
ber Volksſchule, eine gründliche und allfeitige Prüfung ber gefammten Finanz: 
lage und ber möglichit richtigen Beiziehung der Steuerfräfte unumgänglich 
fordern; 5) daß eine Reihe von Klar und allgemein ausgefprochenen Volks⸗ 
wünfcden, wie namentlih Erleichterung ber Militärlaften, Vereinsrecht und 
Freiheit ber öffentlichen Meinungsäußerung, entweder Teine Beachtung fand, 
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ober über Gebühr verſchleppt wurde; 6) daß das Vertrauen ber öffentlichen 
Meinung in die Auftigpflege des Cantons erjhüttert worden ift theils durch 
eine Anzahl verwerflicher Urtheilsiprüche, theils durch bie Bloßſtellung ber 
moralifhen Würde und Unabhängigkeit einzelner Auftizbeamten — beſchließt: 
1) e8 fei eine Verfafjungsrevifion durch einen Verfafjungsrath und Erneuerung 
ber gefebgebenben ſowie ber oberjten Verwaltungs: und Yuftizbehörben des 
Cantons anzuftreben; 2) es iſt ein Ausihuß von fieben Mitgliedern zu 
wählen, welcher fi mit ben Vertrauensmännern ber andern Lanbestheile in 
Verbindung fegen wird, um durch Sammlung der 10,000 Unterjchriften bie 
Berfaffungsrevifion zu ermöglichen und überhaupt mit allen gefetlichen 
Mitteln dns angeftrebte Ziel zu verfolgen.“ 


29. Nov. Der Bundesrathb nimmt die Einladung ber franz. Negierung 


zur Theilnabme an europäiſchen Konferenzen über die römifche 
Frage an: 


„... Diefer zuftimmenden Erklärung glaubt jedoch der Bunbesrath noch einige 
freimüthige Bemerkungen beifügen zu follen. Es liegen feit längerer Zeit 
in Rom zwei große Intereſſen mit einander im Streit, das eine religiöjer 
Natur, mwurzelnd im Bebürfnig der Unabhängigkeit des Oberhauptes der 
Tatholiihen Kirche, das andere politifcher Natur, beftebend in ben Beftrebungen 
bes römifchen Volks feine Staats: und Regierungsform jelbitändig zu bes 
flimmen. Man wird billigerweife bie Berechtigung dieſer beiden Intereſſen 
nicht verneinen, und ber vorhandene Streit wird nicht wohl anders zu einem 
dauernden Abichluß gelangen Fünnen al8 durch Anerkennung und Befriedigung 
ber beiderfeitigen Intereſſen. Ob zur Erreichung dieſes Ziels nicht eine vor= 
gängige Verhandlung ber Faiferlihen Regierung mit ben Hauptinterefjenten 
wünſchbar gewejen wäre, vermag ber Bunbesrath nicht zu beurtheilen. Er 
kann feinerjeits ganz ben im Einlabungsfchreiben bezeichneten Weg einer freien 
Berathung ohne vorherige Feitftelung eines Programms acceptiren. Dagegen 
fcheint e8 dem Bundesrath, diefer lettere Standpunft babe wieder feine be- 
fondern Bedingungen und Conjequenzen. Eine erfte Bedingung einer freien 
Berathung ift wohl bie, daß die europäifche Gonferenz eine nicht ſchon eins 
jeitig präjubicirte Sachlage vor fi habe. In Folge des von Sr. Majeftät 
dem Kaifer felbft angefündigten baldigen Aufhörens der bewaffneten Inter⸗ 
vention im Kirchenftaat, glaubt indeß der Bunbesrath einer weitern Erörter- 
ung biefes Punktes enthoben zu fein. Als weitere Folge betrachtet der Bundes: 
rath den Grundfaß, daß einer Schlußnahme nur in fo weit rechtliche Wirk: 
ung zufommen dürfe, als ſolche von ben Betheiligten felbft acceptirt worden 
iſt. Endlich muß jedem Theilnehmer wohl das Recht zuftehen, fih von den 
Gonferenzen zurüdziehen zu dürfen, falls die Verhandlungen einen Gang 
nähmen, welder mit bejjen politifhen Grundfägen nicht vereinbar wäre, 
Der Bundesrath muß fehon jet erklären, daß er nur zu Schlußnahmen mit- 
wirken Fann, welche ben Grundjägen entſprechen, auf welchen das politifche 
Syſtem der Schweiz felbit berubt.. .* 


v„ Der preuß. Geſandte übermittelt dem Bunbesrathe die Erklärung, 
baß den fog. hannover’fhen Flüchtlingen bis zum 1. Januar bie 
ftraffreie Rüdfehr in ihre Heimath offen ſtehe. Eine frühere Zähl: 
ung berjelben hat 228 folder Flüchtlinge ergeben, eine neue con⸗ 
ftatirt deren 383. 


2, Dee, Eröffnung der Bundesverfammlung. 


8. 


"Der Slnderath tritt dem. unter dem 5. Juli vom National⸗ 
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rathe beſchloſſenen Geſetze über das bet einer Reviſion ber Bundes: 
verfammlung zu beobachtende Verfahren bei. 


6. Nov. Die Bundesverfammlung wählt Dubs (Zürich) zum Präfidenten, 


7. 


Welti (Aargau) zum PVicepräfidenten des Bundesrathes und erſetzt 
ben freiwillig ausgetretenen Bunbesrath Fornerod aus Waadt durch 
Ruffy, ebenfalls aus Waadt. 

» Die eidg. Gewehrcommiffion entſcheidet ſich mit 6 gegen eine 
Stimme für bie Einführung des dreizehnſchüſſigen Betterli-:Repetir- 
gewehres als die neue Hinterlabungswaffe bes Bunbesheeres. 


„C(Zürich.) Der Centralausjhuß der demofratifhen Bewegungs: 
partei ſetzt das Programm feit, das den 4 großen auf den 15.0. M. 
an A verjchiedenen Orten des Cantons anberaumten Volfsverfamm: 
ungen zum Entſcheid vorgelegt werben foll: 

I. Shwädung bes Einfluffes der Negierungsgewalt, ber Beamten: und 
Geldherrſchaft aut die Geſetzgebung durch Erweiterung ber Volfsredhte. Zu 
biefem Ende: bas Recht, den großen Rath abzuberufen. Das Referendum, 
b. 5. das Recht der Gemeinden, über alle Gefeße abzuftimmen. Das Snitiativ- 
recht, wonach 5000 Bürger eine Gejekesvorlage machen Tönnen, und ber 
Große Rath aledann gehalten ift, fie in Erwägung zu ziehen. Beamtenaus⸗ 
ſchluß. IL. Hebung der Intelligenz und Produftiongfraft dee Volles. Ausbau 
ber Volksſchule. Vertheilung der Staats: und Gemeindelaften nad) Maßgabe 
ber wirkliden Steuerfraft aller Privaten und Geſellſchaften. Erbichaftsiteuer. 
Befeitigung ber indirecten Abgaben. Militärausrüftung durch ben Staat. 
Gantonalbanf. Nevifion des Straßengejeßes und jtaatliche Beförderung von 
Lofaleifenbahnen. III. Bereinfahung des VBerwaltungsorganismus. Ber: 
minderung ber Zahl ber Beamten. Hebung ber Gemeinbefreiheit. IV. Ber: 
befjerung des Gerichtsweſens und Vereinfachung bes Juſtizganges. Einführung 
ber Civiljury. Abjchaffung der Todesſtrafe. Beichränfung der Befugnifje 
bes Staatsanwalts. Abſchaffung des Sportelnunmwejens. Treigebung der 
Advokatur und PBefeitigung des Geſetzes betreffend die Gefchäftsagenten. 
V. Gründliche Revifion bes Schulbbetreibunge: und Notariatswefens. Ueber: 
tragung ber bezüglichen Gefchäftsverrichtungen an bie Gemeindammänuet 
und Gemeindrathsfanzleien. Aufhebung ber infamirenden Folgen unver- 
ſchuldeter Concurfe. VI. Freie Preſſe und uneingefchränftes Dereinsreit. 
Abſchaffung der Amtsehre. Aufhebung bes Maulfratten- und Coalitions- 


geſetzes. 


Das Programm ſoll dem Volke durch ein Manifeſt mitgetheilt 
werden: 


„Es iſt ein unveräußerliches Recht freier Männer, in offenen Verſamm⸗ 
lungen unter freiem Himmel zu tagen, bie Lanbesangelegenheiten zu .bes 
Iprechen, fie grundfäglich zu beſtimmen, Schäden in Gejeßgebung, Verwaltung 
und Nechtspflege aufzubeden und abzuftellen, die Verbefjerung vorübergehen 
ber ober länger andauernder Notbitände anzubabnen — und für biefe Zwecke 
bie ihnen geeignet jcheinenden rechtlichen Mittel in's Werk zu ſetzen.“ Bon 
dieſem Rechte mache man Gebraud, um Reviſion ber Verfaffung zu verlangen. 
Ter Uftertag von 1830 ſei ein Segen für das Volt gemein. „Im Bent: 
freie bes Zürchervolfes bildete ſich aber mittlerweile durch ſiebenundddreißig 
Sabre hindurch die politifche Erfenntniß weiter, und wo früher bloße bunfle 
Ahnungen bezüglich ber politifhen und jocialen Rechte bes Bürgers auf: 
bämmerten, ba faßte allmählig bie Einfiht Boden, daß es das Bolt und das 
Volk allein fei, welches als die Quelle bes flantlichen Willens, als fein Aus» 
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9. 


11. 


15. 


18. 


Iyael;. 


gangs= und Zielpunft betrachtet werben müſſe. Mit biefer nah und nad 
erfolgten Wandelung und Klärung bes politiſch-bürgerlichen Selbſibewußtſeins 
war bas reine NRepräfentativipften der Dreißigerverfaffung überwunden, fo 
baß es nun galt, neue Lebensformen aufzufinden für die directe Selbftregier: 
ung bes Volkes, und den anerkannten Sag: „Alles für das Volk“ zu er- 
gänzen durch ben eben fo berechtigten: „Alles burch das Voll.“ Für dieſen 
Umbildungsprozeß in bem geiftigspolitiichen unb focialen Aufchauungen bes 
Zürder Volkes, Hinftrebend zur birecten Gefeßgebung durch den Souverän, 
hatten unfere verantwortlihen unb unverantwortlichen Staatslenfer bis zur 
Stunde entweder Fein Verſtändniß, oder fie fürdhteten bie unmittelbar ſich 
"Außernde Volksſtimme. Vom Träfibialftuble des Großen Raths berunter 
wurbe bie reine Demofratie zwei Mal nicht ohne fcharfe Zurechtweilung aus 
bem Glarner Lande verfleinert und als weniger leiftungsfähig erklärt, bie 
Nepräfentativreform dagegen ale das A und O aller politifhen Weisheit ge: 
priefen. Und gerabe jeßt wieder ruft man uns aus bem gegnerifchen Lager 
u: „Nur kein Referendum (feine Volksabſtimmung über bie Geſetzel). 
Ihr bereitet damit allem fernern Fortſchritte das Grab.““ In guten Treuen 
fern von demagogiſcher Volksſchmeichelei, geftübt auf tiefe Ueberzeugungen, 
protefticen wir gegen bie Herabwürbigung bes Zürcher Volles, welde darin 
liegt, daß man es für unfähig erklärt, den wahren Fortichritt Ju erfennen 
und bafür Opfer zu bringen. Wir erbliden in biefer falſchen Beurtheilung 
des Volkes ben hauptjäckhlichften Keim ber gegenwärtigen Bewegung!* Durch 
das demokratiſche Programm fol nun das Volk in fein Recht, als ſelbſtän⸗ 
diger, ſelbſthandelnder Souverän bes Staats eingeführt werben. 


Dec. Nationalrath: Der Bunbesrath wirb von 23 Mitgliedern über 
bie beabfichtigte Theilnahme an Conferenzen über die römijche Frage 
interpellirtt. Dubs beantwortet die Snterpellation ſehr einläßlich, 
worauf ſich die AInterpellanten für vollitändig befriedigt erklären. 

„ Der Nationalrath beichließt auf den Antrag des Bundesrathes 

mit großer Mehrheit troß des Widerftrebens der Mitglieder aus der 

franz. Schweiz, namentlih von Waadt, eine jehr wefentlihe Verein: 
fahung im Belleibungswefen der eidg. Armee. 

„ (Züri) Die demokratiſchen Volksverſammlungen in Zürich, 

Minterthur, Ufter und Bülach werben troß firömenden Regens von 

mehr als 20,000 Bürgern beſucht und nehmen einmüthig das ihnen 

vorgelegte Programm an. Die für das Begehren einer Revifion der 

Verfaſſung nothwendigen 10,000 Unterfchriften find bereit8 über: 

fhritten. Der Sieg der Bewegung kann als entfchieden betrachtet 

werden. 

„ Nationalrath: Auf eine Snterpellation bez. des Stands ber 
Bewaffnungsfrage antwortet Bundesrath Welt, daß die einheimifche 
Induſtrie fih anfänglich ihrer Aufgabe keineswegs ganz gewachſen 
gezeigt habe und daß die Zahl der umgeänberte Gewehre bis Neujahr 
allerdings die früher angenommenen 80,000 Stück nit erreichen 
werde, Was die neue Waffe betreffe, fo ſei dagegen die eingetretene 
Bgerung nicht von Nachtheil geweſen, das Vetterli:Gewehr habe 
dag W „ehelter:©ewehr übertroffen und ſtehe nach dem lirtheile ber 
Erperge, jerneieie bis jet unübertroffen ba. 
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21. Dec. Schluß der Bunbesverfammlung. 


28. 


„ (Zürid.) Zufammentritt des Gr. Raths. Derfelbe wählt zu 
feinem Präfibenten mit 153 von 199 Stimmen den Dr. X. Ejcher, 
das Haupt des angegriffenen „Syſtems“ und zu feinem Vice⸗ 
präfidenten den Dr. Eugen Eſcher, einen Gegner der demofratifchen 
Bewegung und erklärt ſich damit für jenes und gegen dieſe. Das 
Begehren von circa 26,000 ftimmfähigen Bürgern um Reviſion 
ber DVerfafjung durch einen DVerfaflungsrath wirb vorgelegt und ein- 
ftimmig befchloffen, dem Regierungsrathe den Auftsag zu geben, bie 
Trage verfaflungsgemäß der allgemeinen Volksabſtimmung zu unter: 
breiten, 


7. 8elgien. 


48, San. Die II. Kammer entſcheidet fih bei Berathung bes neuen 


Strafeoder mit 55 gegen 43 Stimmen für Beibehaltung ber 
Todesſtrafe. | 


2. Febr. Arbeiterunruhen in Marchiennes (in ber Umgegendb von Char: 


14, 


19. 


leroi) wollen vom Pariſer „Pays“ (Caſſagnac) im Intereſſe Frank: 
reichs ausgebeutet werden. 

„Der Graf von Flandern, ber Bruder bes Königs, verlobt ſich 
mit ber preußifhen Prinzeffin von Hohenzollern. 

„ Die II. Kammer befchließt gegen ben Widerſpruch der Regierung 
mit 50 gegen 40 Stimmen, ben vorjährigen Wahlreformentmwurf 
endlich auf den 19. März auf die Tagesordnung zu eben. 


15. März. Die I. Kammer genehmigt das Militärbudget mit 73 gegen 


23. 


12, 


25. 


30, 


18 Stimmen (und 7 Enthaltungen). Der Senat fhließt fih am 
23. d. M. dem Beſchluſſe mit allen gegen 1 Stimme an. 
„ IL Kammer: Debatte über die Wahlreform. Der Finanzminifter 
Trere-Orben erklärt fich gegen das allgemeine Stimmredt. 


April. II. Kammer: Schluß der Debatte über die Wahlreform. 
Das neue Geſetz bezeichnet in Feiner Weife eine weſentliche Aus: 
behnung des Wahlrechts. 

„ Dermählung des Grafen von Flandern mit der Prinzelfin von 
Hohenzollern. Der König bat feinen Bruder nad) Berlin begleitet, 
um ber Teierlichfeit beizumohnen. 

„ Belgien Iehnt den Vermittlungsvorſchlag Defterreihs, Luremburg 
mit Belgien zu vereinigen, wogegen dieſes ein gewiſſes Gebiet an 
Frankreich abzutreten gehabt hätte, feinerfeitd ab. 

» Ir, Kammer: Die Regierung verlangt einen außerorbentlichen 
Cresj, yo" 8,400,000 Franks für Umgeftaltung ber Infanterieiwaffen 
und , Va ſolchen von 60 Mill, für unvorhergefehene Eventualitäten. 

in 
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7. — 11. Mai, Belgien betheiligt fi) an der Londoner Conferenz behufs 
Löſung ber Luremburgerfrage, nimmt jedoch an der Collectivgarantie 
ber Neutralität Zuremburgs, weil felber ein neutraler Staat, Teinen 
Antheil. 

24, Mai. Die IL. Kammer bewilligt den 60-Mill.-Credit mit 63 gegen 
15 Stimmen und den Credit für Umwandlung der Infanteriewaffen 
mit 87 gegen 11 Stimmen, 


11. Juni. Erneuerung der Hälfte des Senats. Niederlage der liberalen 
Partei, welche vier Site verliert (bisher zählte fie von ben in Er- 
neuerung fallenden 17 gegen 15, in Zukunft umgefehrt nur 15 
gegen 17 Stimmen), woburd ihre. bisherige Majorität von 12 auf 
4 Stimmen berunterfinft. 


31. Juli. Die Königin bringt die Kaiferin Charlotte von Miiramare nad) 
Schloß Tervueren. 


2.—7T. Sept. Generalverfammlung der fath. Vereine in Mecheln. Die 
gemäßigtere Partei unterliegt auf derjelben ber ftrengeren. 


25. Det. II Kammer: Die Regierung legt berfelben den Heeresreform: 
entwurf vor, | 

der bie Effectivflärfe der Armee auf 100,000 Mann ftellt, bie jährliche 
Aushebung auf 13,000 Mann, die Geſammtkoſten auf 36 Mill. Franke, 
Der erfte Bann ber Bürgergarde fol außerdem in der Weile organifirt werben, 
bag er in Kriegszeiten eine Refervearınee von 30,000 Mann zu bilden ver: 
möchte. Die Befagung Antwerpens würbe 52,000 Dann erfordern und bie ber 
übrigen feften Pläße circa 20,000 Mann, fo daß noch eine Beobachtungs⸗ 

armee von 55,000 Mann zur Dispofition bliebe. 


5. Dec. DO. Kammer: Die Oppofition verlangt den Nachweis ber 
Kenntniß der vlämifhen Sprache jeitens der Richter in den vlämi- 
ſchen Lanbestheilen. 

12.—13. Dee. II. Kammer: Der vlämifche Antrag wird nad) zweitägiger 
Debatte mit 54 gegen 40 Stimmen verworfen (bie ganze Linke 
gegen die ganze Rechte). 

16. Dec. Uneinigkeiten im Cabinet: Das ganze Minifterium bietet dem 
König feine Entlaffung an. 

19... „ Die I. Kammer befcließt mit 80 gegen 17 Stimmen, das 
Militärcontingent für 1868 noch auf der bisherigen Höhe von 
10,000 Mann zu belaffen und die Militärreform erft nah Neujahr 
in Behandlung zu nehmen. | 

30. „ Der Minifterpräfident Rogier ſcheidet aus ben Cabinet aus und 
ber Finanzminifter Frere-Orben übernimmt es, ein neues Miniſte⸗ 

rium zu bilben, 


8. Holland, 


12. Febr. Wieberzufammentritt der Kammern, nachdem die Minifter 


20, 


während der Vertagung ihre Antworten. auf den Commijfionsbericht 
ber II. Kammer über das Budget abgegeben haben. Promemoria 
bes Colonialminifters Trakenen. 


„ Das bolländifche Cabinet regt bei Frankreich bie Zuremburgifche 


Frage vor. 

Die Depeihe der holländischen Regierung an ihren Vertreter in Paris 
Hrn. Lightenvelt ift nicht befannt geworben. Der franzöfiihe Miinifter bes 
Auswärtigen Mouftier macht indeß dem franzöfilchen Gefandten im Haag 
unter dem 27. Febr. folgende Mittheilung bavon: „ . . . Um GStreitigfeiten 
fern zu bleiben, welche fih aus folhem Anlaß ergeben können, und um vor 
allen Dingen zu conftatiren, daß die deutſchen Angelegenheiten ihr von nun 
an vollfommen fremd find, hatte die niederländifche Regierung ſchon im Oc⸗ 
tober dem Berliner Cabinet ein Webereinfommen vorgefchlagen, nad) weldem 
Holland auf feinen Antheil an dem Bundeseigenthum verzichtet haben würde, 
wenn Deutfchland feinerfeits jeder aus den Banden, welche ber Krieg eben 
gelöst hatte, Herzuleitenden Neclamation entjagen wollte. Nachdem er lange 
vermieden auf diefe Eröffnungen zu antworten, batte Graf Bismard fchließ- 
lich erklärt, daß er fih nicht auf benfelben Standpunft wie das Haager Ca⸗ 
binet ftellen Fönne, und daß bie preußifche Regierung bie Löſung diefer Frage 
bem norbdeutichen Parlament vorbehalte. Die niederländifhe Regierung 
zeigt fich übrigens Teineswegs überraicht von einer Antwort, welche, von ber 
Haltung ber officiöfen preußiſchen Preſſe abgefehen, verfchiedene Zwiſchenfälle 
errathen ließen. Das Haager Cabinet Icheint zu fürchten, daß Preußen, nicht 
zufrieden mit ben Crleichterungen, welche fein Handel in Holland wie in ben 
nieberländiihen Colonien findet, fi auf eine gewifje Racengemeinihaft und 
auf die geograpbiiche Lage ber Niederlande ftüken könnte, um eine außer: 
ordentlihe Stellung zu wünſchen und eine intime Allianz herbeizuführen, 
beren Refultat bie Vervollftändigung. feines Handels- und Militärfyftems 
befonderd vom maritimen Standpunkt wäre. Angeſichts derartiger Beſtre⸗ 
bungen von Seiten einer Regierung, weldhe jo befannte Beweife von ber 
Schnelligkeit ihrer Entſchlüſſe und Handlungen gegeben, war e8 für das 
Haager Gabinet von der höchſten Wichtigfeit zu willen, welches das Handeln 
Ötanfreich® in dem alle jein würde, daß Holland ohne jede PBrovocation 
von deuiſchland bedroht würde, Die Mittheilung, welche uns Herr van 
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Lightenvelt überreichte, war geeignet unfere ganze Objorge auf fich zu ziehen, 
und id bitte Sie in einer Unterredung mit bem Minifter des Aeußern ers 
gründen zu wollen, was an ben Beforgniffen ber hollänbiichen Regierung, 
wegen ber Gefahren, von welchen ihre Unabhängigkeit und ihre Rechte bes 
droht wären, und für bie wir felbft nicht gleichgültig zu bleiben vermöchten, 
begründet fein könnte.“ 


27. Gebr. II. Kammer: Schluß ber Ttägigen Debatte über das Budget 


28. 


oder eigentlih über ben vorjährigen Conflict der Kammer mit bem 
Minifterium in Folge des Votums vom 27. Sept. 

„Frankreich geht auf die bollänbifche Anregung bez. Luremburgs 
ein unb beauftragt feinen Gefandten im Haag, nicht bloß gemeinſam 
mit Holland die Räumung ber Feſtung Luxemburg von Geite ber 
preußifchen Beſatzung zu betreiben, ſondern aud geradezu bie Ab- 
tretung bes Landes von Seite bes Königs von Holland an Frank⸗ 
reih im Haag anzuregen. Die franz. Regierung würde es fid 
indeß für diefen Fall allein vorbehalten, die dießfälligen Unterhand⸗ 
lungen mit Preußen in vertraulicher und freundſchaftlicher Weife zu 
eröffnen (ſ. Frankreich). 


3. März. II. Kammer: Der Miniſter des Auswärtigen Graf van Zuylen 


20. 


21. 


26, 


ertlärt in beftimmtefter Weife: 

Die Stellung ber Niederlande fei nicht ber Art, daß fie irgend Jemanden 
Beforgniffe einzuflößen babe; bie Politit der Niederlande könne nur auf 
Selbjtvertheidigung gerichtet fein; übrigens fei von feinem Staate irgend 
eine Bedrohung gegen bie Nieberlande gerichtet worden. Was bie Provinz 
Limburg anbelange, fei bie thatfächlichg Trennung berfelben aus ihrem 
Bunbesverhältniffe zu Deutfchland durch die Auflöfung bes beutfchen Bunbes 
erfolgt ; eine Beftätigung biefer Trermung durch die europäifchen Großmächte 
fei zwar „wünſchbar“, nicht aber „nöthig“. Der Minifter würde es nicht 
mit ber räthlichen Behutſamkeit übereinftimmend gefunden haben, wenn bie 
Niederlande fih an der in Frankfurt -tagenden Bundesliquibationscommiffion 
betheiligt hätten; er habe aber eine befreundete Macht erſucht, auf bie Wahrs 
nehmung ber Intereſſen der Nieberlande bei ber Liquidation bebadht zu fein, 
und könne erklären, daß die nieberlänbifche Regierung ihren Antheil nach 
Maßgabe der Matricularbeiträge erhalten werbe. 


„ Die IL Kammer genehmigt das Marinebudget mit 44 gegen 
26 Stimmen und beginnt die Debatte über das Militärbudget. 


„ Frankreich und Holland find über die Abtretung Luremburgs 
an das erftere einig. Frankreich verlangt aber neuerbings, daß 
Holland es ihm überlaffe, Preußen davon in Kenntniß zu feben und 
bie Unterbandlungen zu eröffnen. | 


„ Die IL Kammer genehmigt das Militärbubget und die Reorga⸗ 
nifation bes DVertheidigungsfuftens mit 54 gegen 14 Stimmen. 
Eine Denkſchrift bes Kriegsminifters hatte bie Anfichten ber 
Regierung über die Landesvertheibigung und bie dadurch nothwendig gewor⸗ 
bene Erhöhung bes Kriegsbudgets bes nähern auseinanbergejett. Nach bem 
Plane der Regierung ift es nicht ausführbar, bie ganzen Grenzen bes Lanbes 
im Kriegsfalle als Vertheibigungslinie anzunehmen, man muß vielmehr bie 
geſammte Kriegsmacht zufammenbalten, um eine duch Natur und Kunft 
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verftärkte Stellung zu halten. Demnach bat im Kriegsfalle bie Vertheidigung 
bes Landes zu beginnen auf der öſtlichen Grenze an ber geldern’schen Yſſel 
und bem Niederrhein, auf der jüblichen Grenze auf bem Haringsvliet, dem 
holländiſch Diep, ber Maas und ber Waal, Die Hauptvertheibigung bes 
Landes wird dann befieben in ber neuen bolländifchen Wafjerlinie von Muiden 
bis Gorinchem in Verbindung mit ben Strömen, welde fi von letzterem 
Drte nad) der See erjireden. Als legte Pofition für die Armee, wenn biefe 
Linie forcirt werben follte, muß dann bie Linie von Amfterdam angenommen 
werden. An ber Seefeite muß man fich befchränfen auf bie Vertheidigung 
ber Rofition von Helder:Terel, der Zugänge nach Amſterdam, der Mündungen 
ber neuen Wafjerrvege von Amiterdbam und Rotterdam zur See und von bem 
Haringsoliet und Volkerak. In den meilten Fällen wird aud bie Stellung 
von Groningen: Delfztijl zur VBertheidigung von großem Werthe fein. Dan 
wird ſich beeilen, biefe Vertheibigungslinten, tnfofern fie noch mangelhaft find, 
zu vollenden. Ueber die Koften diejer Vertheidigungswerfe und bie Zeit bis 
zu ihrer Vollendung Tann der Miniiter noch nichts Beſtimmtes angeben. 
Zunächſt und haupiſächlich jollen bie Pofitionen von Amſterdam und die neue 
bolländifche Wafferlinte befeftigt werben, meil biefe zu einer Vertheibigung 
genügen. Die projectirten Werke follen zwiichen den Jahren 1867 und 1870 
ausgeführt werben und bie Koften find auf 7,178,000 31. veranlagt. 
Der Minifter erachtet es für nöthig, die jährliche Aushebung für die Armee 
von 11,000 auf 14,000 Dann zu erhöhen. Dann ſoll fortgefchritten werben 
mit der Umwandlung bes Geſchützes in gezogene Kanonen; für die Küften- 


-batterien fol fchweres Geſchütz angeſchafft werden. 40,000 Gewehre follen 


in Hinterlader umgeftaltet und 90,000 neue innerhalb brei Jahren angefchafft 
werben, — In ber Debatte legt der Kriegsminifter van den Boſch den Ver⸗ 
tbeidigungsplan noch näher dar. Nach feinen Aufichlüffen würde die Verthei- 
digung bes Landes im Falle der Gefahr um die Hauptpofition von Utrecht 
zuerft und baun um Amſterdam concentrirt werden. Die erftere ſtützt ſich 
einerjeits auf die Zuyder-See, andererfeits auf bie Waal. Die zweite bietet 
durch bie natürliche Stärke ihrer geographifchen Lage ein fehr bedeutendes 


Bollwerk. Diele beiden Stellungen find durch ein ausgedehntes Weber: 


ſchwemmungsſyſtem und durch mehrere ftarfe Forts gebedt. Da demnach bie 
Landesvertheidigung ausfchließlih auf dem rechten Ufer des Rheins und ber 
Mans concentrirt ift, fo werden bie auf dem linfen Ufer gelegenen Feftungen 
Maeftricht, Venloo, Bergen op Zoom, Bath, Vliffingen und Breda übers 
flüffig und follen daher gejchleift werden. 


26. März Der König richtet ein Schreiben an den Kaifer ber Fran 


zojen, in welchem berfelbe gebeten wirb, die Schwierigkeiten einer 


Abtretung Ruremburgs in Berlin zu ebnen. An demjelben Tage 


28. 


macht er jedoch, der wieberholten Forderung Frankreichs zumiber, 


bem preuß. Geſandten Perponcher Mittheilung von dem Handel mit 
Frankreich. | | 


n Der Prinz von Dranien geht angeblih zur Eröffnung ber 


Meltausftellung, in Wahrheit mit dem Auftrage nah Paris, dem 
Kaifer felbjt zu fagen, daß ber König „von dem Wunfche bejeelt, 
ihm angenehm zu fein“ in bie Abtretung Quremburgs gemwilligt habe 
und um ihn nochmals zu bitten, die Schwierigkeiten in Berlin (bie 
ber König felbft durch bie vorzeitige Mittheilung hervorgerufen) zu ebnen. 


5. pri], AL Kammer: Der Minifter des Auswärtigen van Zuylen be⸗ 
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antwortet eine Sinterpellation Thorbecke's über: die Luxemburg: 
Limburgiſche Angelegenheit dahin: 
„er wiffe, daß ber Großherzog bie frage wegen Luremburgs ernftlich 
und genau unterfucht babe, und baß er nad) langer Unterfuhung zu ber 
Meberzeugung gefommen jei, daß das Antereffe von Holland die Trennung 
ber dynaftifhen Verbindung, bie, wenn auch noch jo ſchwach, zwiſchen 
den Niederlanden und Luxemburg befteht, verlange. Bon ber Vorſpiegelung 
von Millionen und Schäten, deren man erwähnt bat, ift durchaus feine Rebe 
eweſen. Wenn eine Entihädigung gefordert worden wäre, jo würde biefe 
ß gering geweſen ſein, daß ſie noch nicht die Hälfte würde betragen haben 
von den Domänen, die 1816 zuerkannt wurden.“ Der Miniſter gibt zu, daß 
Holland kein Intereſſe in der luxemburgiſchen Frage habe, jedoch nur in der 
Vorausſetzung, daß die Verhältniſſe von Limburg genügend und vollſtändig 
geregelt ſeien. Er habe bei der preußiſchen Regierung im Intereſſe eines 
uten Einverſtändniſſes zwiſchen Holland und Frankreich ſowie zwiſchen Hol: 
and und Preußen darauf gedrungen, daß alle Beſchwerden, welche aus den 
Verhältniſſen von Luxemburg erwachſen koönnten, beſeitigt würden; Preußen 
habe in dieſer Beziehung die ausführlichſte Erklärung gegeben. Der Mi⸗ 
niſter verliest hierauf folgende Depeſche bes holländiſchen Geſandten in Berlin; 
„Herr Graf Bismarck, welchen ich heut interpellirte, ermächtigt mich in ſeinem 
Namen zu erklären, daß bie preußiſche Regierung Limburg als vollſſtändig 
gelöst betrachte aus jeder politifchen Verbindung mit Deutſchland, und daß 
fie geneigt jet, dieſes demnächſt durch irgendein officielles Document, zu bes 
tätigen, obgleich fie dieſe Formalität für überflüffig Hält, nah dem Votum 
bes deutjchen Parlaments." Ber Minifter ſchließt: „Ach glaube, daß ich das 
Ziel der holländiſchen Regierung deutlich Tundgegeben babe. Es veriteht ſich 
von jelbft, daß ich die Frage jebt dem Nepräfentanten des Großherzogthums 
überlaffen kann, welcher gegenwärtig bier iſt. Heute, wo ih die Gewißheit 
erlangt habe, daß bie Angelegenheiten Limburgs erledigt find, füge ich Hinzu, 
baf ich mich mit ber Angelegenheit von Luremburg weder officiell noch offie | 
ciös beichäftigen werbe.“ 


29. April. Die I. Kammer genehmigt auch ihrerfeits das Marine- und 
Militärbudget und fpricht ſich bei diefer Gelegenheit gegen bie Eiys 
führung ber allgemeinen Wehrpflicht aus. 

30, „ Frankreich und Preußen haben: fi) über die Grundlagen eines 
Ausgleichs bez. Ruremburgs und der Erledigung der Angelegenheit, 
durch eine Konferenz ber Großmächte geeinigt: Preußen verzichtet 
auf die Beſetzung der Feſtung Luxemburgs, Frankreich auf die An- 
nerion; Holland muß das Land als neutrales Gebiet unter der 
Sarantie der Mächte behalten und der König die Großmächte quf 
ben 7. Mai zur Conferenz nach London einladen. 


7,—11. Mai. Londoner Conferenz bez. Luremburg. Löfung ber Frage 
durch einen Vertrag darüber (ſ. allg. Chronik). 

22. Mai. Königl. Erlaß über die von ben Kammern genehmigte Heeres⸗ 
reform. II, Kammer: Beginn der Debatte über bie Bürgerwehr 
(Schutterey). | 

Die Hauptbeflimmungen bes Entwurfs find: Jeder männliche Einwohner 
bes Landes wird vom 21. bis zum 34. Sabre in bie Schuttery eingereiht, 
ſobald er die phufien Bedingungen, beziehungoweiſe feine militaͤriſchen 
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Pflichten, erfüllt bat. Die Stärfe ber Bürgerwehr beträgt In Kriegszeiten 
100,00 Mann, in Friebenszeiten bie Hälfte bes Kriegsftandes. Stellver- 
treter find nur in Kriegszeiten zuläffig. Die Koften werben, fobald die Mo⸗ 
biliſirung erfolgt ift, durch den Staat entrichtet; in Friebenszeiten aber muß 
die Bürgerwehr feitens ber betreffenden Gemeinde unterhalten werben, welche 
dafür jährlich höchſtens 5 Gulden per Mann von ber Staatsregierung er: 
ält. Die Bürgerwehr bleibt Übrigens von ben in ber Bildung begriffenen 
ſchaaren geſchieden. Die Organifation dieſer Freifhaaren wird Tünftig 
aft eines Föniglihen Erlafjes der Töniglichen Genehmigung untergeordnet. 
Der König ernennt außerdem bie Offiziere. Die Wahl ber Belleibung 
bleibt, wenigftens was ben Gemeinen betrifft, ben Führern ber Freifchaaren 
überlaffen ; doch werben den Eorps, melde für ihre Uniform die allerhöchſte 
Genehmigung nagelut und erhalten haben, gewilfe Vortheile ſowie bie 
Berabreihung von Munition für bie Waffenübungen u. f. w. zugefagt. 


414, Juni. Der Auftizminifter ertheilt den Befehl, die in Arnheim ge 

bildete hannoverſche (welfiſche) Legion auszuweifen. (Die Zahl ber- 
felben wird auf 160 Offiztere und Soldaten angegeben). 

45. „ I. Kammer: Das Geſetz über die Organifation ber Bürgerwehr 
(Schutterejen) wird mit 2 Stimmen Mehrheit angenommen. 


9, Juli. J. Kammer: Das Gefeß über die Organifation der Bürgerwehr 
wird mit 19 gegen 15 Stimmen verworfen. 

18. „ Der Eolonialminifter Trafenen wird entlaffen und durch Haffel- 
mann, einen Vertreter des alten Regierungs: und Hanbelsiyftems in 
Indien, erfebt. 

28. „ Ein kgl. Decret betätigt 52 Freiwilligen-Vereine für militärifche 
Vebungen. 


46, Aug. Schluß der Seffion ber Generalftaaten. 


16. Sept. Eröffnung der neuen Seffion der Generalftanten. Die Thron⸗ 

: vebe bes Königs ftellt eine Vorlage behufs Vermehrung der Armee, 

in Folge der DVerwerfung des Geſetzes zur Reorganifation der 
Bürgerwehr durch die I. Kammer in Ausſicht. 


8 Det. II Kammer: Die Regierung legt ben Gefebesentwurf zu Er: 
weiterung bes Armeebeitandes vor: 
Die VBollftärke der Armee fol von 55 auf 70,000 Mann gebracht, bie 
jährliche Aushebung von 11 auf 14,000 Man erhöht werben. 


10. Nov. Der Yuftizminifter Borret ſtirbt und bringt dadurch bas ganze 
Minifterium in’s Wanken, da er Katholit war und dem Cabinet die 
Unterftüßung ber Tath. Fraction in der II. Kammer zugebradt hatte. 

25. „ I. Kammer: Debatte über das Budget bes Auswärtigen. Der 

Mirniſter des Auswärtigen van Zuylen greift ben früheren Minifter 

1. biefes Departements Cremers an und behauptet, berjelbe habe im 
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Mai 1866 Holland beinahe in einen Krieg mit Preußen verwidelt. 
Der Abg. Geertfema widerſpricht und legt als Gegenbeweis zwei 
Privatbriefe des holländ. Geſandten in Berlin an jenen Minifter vor. 
Große Aufregung und Etreit, ob diefe Briefe Privat: oder Staats: 
eigenthum ſeien. Die Ernennung eined DVertreterd in Süddeutſch⸗ 
Yand wird mit 49 gegen 24, diejenige eines Generalconſuls in 
Berlin mit 45 gegen 29, das ganze Budget des Auswärtigen mit 
38 gegen 36 Stimmen verworfen. Sämmtliche Minifter bieten dem 
König ihre Entlafjung an. 


30. Nov. IL Kammer: In Folge des Demiffionsbegehrene der Minifter 
werden bie Budgets zurüdgezogen und durch Creditforderungen auf 
6 Monate erjebt. 


3. Dec. Ein Eabinetsfchreiben des Königs behält ſich die Entſcheidung 
über das Demiffionsbegehren der Minifter vor, wenn erſt beide Kam⸗ 
mern die interimiſtiſchen Credite bewilligt haben würden. 


7.—19. Dec. Beide Kammerr haben bie interimiſtiſchen Credite bewilligi. 


21. Dec. Der König nimmt das Demiſſionsbegehren des Miniſteriums 
nicht an. 


27. „ Die Regierung jchließt die Seſſion ber Generalſtaaten und kün⸗ 
digt ihre Abſicht an, neuerdings an das Land zu appelliren. Rede 
des Miniſters des Innern im Namen des Königs: 

„Nicht ohne Leidweſen, aber zugleich mit dem Bewußtfein ber Pflicht und 
gebietender Nothwendigkeit, kommen wir bereits heut, um Ihren gelepgebenben 
Arbeiten ein Ende zu machen. Ber Anfang ber Sefſion ließ von ben Ver⸗ 
handlungen zwiſchen den Kammern und der Regierung beſſeres erwarten. 
Ein gewichtiger Vorfall iſt zwiſchen beide gekommen. Bezüglich breier großen 
Angelegenheiten war bem Ausland gegenüber ein günfliger Erfolg erlangt. 
Des Landes Recht auf fein Stromgebiet war behauptet ohne Störung bes 
guten Ginverftändniffes mit unfern Nachbarn; Limburg war befinitiv von 
Deutihland Tosgetrennt; Niederland hatte feine Neutralität bewahrt in bes 
benflihen Augenbliden, und mit Ehren an ber Londoner Gonferenz zur 
Sicherung des Rechts und bes Friedens in Europa theilgenommen, Jedoch 
die Verwerfung bed Budgets ber auswärtigen Angelegenheiten bat dem König 
Beranlaffung gegeben zu einer erneuten Berufung an bas getrene Volk.” 


r 


9, Dänemark. 


10. Ian. Landsthing: Die Negterung Tegt den Entwurf eines Einfommen- 


fteuergefebes vor und macht aus der Uinnahme- eine Kabinetsfrage, 


nu. Weil aus diefer Mebreinnahme die Mehrausgabe der Armeereform 


gedeckt werben fol. 


7. Febr. Volksthing: Die Regierung legt ben Entwurf einer Reform ver 


Armee und der Marine vor: 

Nah dem Entwurfe für das Landheer befteht die Infanterie aus 5 Bri- 
gaben und der Leibgarde. Jede Brigade wirb in zwei Halbbrigaben einge: 
theilt und befteht aus A Linien-Bataillonen (zu 800 Mann), 2 Referve: und 
2 Berftärfungs:Bataillonen. Die Leibgarde beftcht aus 1 Linien: und 1 Ber: 
ftärfungsbataillon. Die Cavallerie beftehbt aus 5 Regimentern zu 3 Esca⸗ 
drons und einer Schule, welche auf dem Kriegsfuße zu einem Depot ent- 
widelt wird, Die Artillerie beftebt aus dem Artillerieftabe, der Feldartillerie, 
Teftungsartillerie und den technifchen Abtheilungen. Die Feldartillerie befteht aus 


- 2 Regimentern, 1 von 6 Linien-Batterien und 2 Rejerve:Batterien und 1 von 3 


Linien-Batterien und 1 Reſerve-Batterie. Die Feftungsartillerie befteht aus 2 
Bataillonen. Das Reich wird in 5 Brigabefreife eingetheilt. Die Ausbildungs- 
zeit iſt für die Infanterie 7 Monate, für bie Cavallerie 3 Donate, für die Feldar⸗ 


uillerie 5 Monatexe. Nach bern Entwurf für die Marine befteht das See-Offizier- 
corps aus 1 Abmiral, 16 Orlogs-Capitäns, 30 Capitän-Lieutenants und 70 


Lieutenants. Nach 10 Jahren Dienft wirb jeder Lieutenant Premier-Lieutenant. 
Das Avancement geſchieht zum Theil nah dem Altersprincip, zum Theil 
buch Wahl, was in ähnlicher Weife ebenfalls bei dem Landheere ftattfindet. 
Durch $ 3 wird ein Beförderungsrath aus See:-Dffizieven bergeftellt, welcher 
bei jedem Avancement Vorſchläge macht. Ebenfalls ift bei ben verfchiedenen 
MWaffengraden ein Alterszeitpunkt feftgeftelt, wo Abſchied eo ipso eintritt. 
Ueber das Material enthält das Gefeb nichts, da, wie der Minifter bemerkte, 
bas in einem Augenblide eine Unmöglichkeit fei, wo eine fo große Entwidlung 
ftattfinde. Uebrigens fchließt ſich das Geſetz im Wejentlichen ben Vorfchlägen 
ber Vertheibigungscommiffion an, welcher ber Minifter ebenfalls in Betreff 
bes Seeweſens große Anerkennung zoll. 


30. März Das Volksthing genehmigt in zweiter Leſung das Budget 


für 4869. Dasjelbe zeigt eine Einnahme von 22,035,637 Rd. 


‚ Dünemmch. an 


und eine Ausgabe von 23,040,375 Rd., fomit ein Defteit von 
1 Mil. Rd. 


10. Mai. Das Volksthing ertheilt der Regierung die Ermächtigung zur 


25. 


a 


* 


15. 


Shleifung ber Befeftigungswerfe von Kopenhagen. 

„Volksthing: Debatte über die Armeereform. Auf den Antrag 
des Hofjägermeifters Carlſen wird mit 52 gegen 42 Stimmen troß 
bes MWiderftandes der Negierung beichloffen, daß das Gefe nur ein 
ad tempus gültiges fei und nur bis zum Ausgang bes Finanzjahres 
1872173 in Kraft bleiben folle. 


uni. Das Vollsthing nimmt das Armeereformgefes mit 62 ‚gegen 


25 Stimmen an. | | 
„ Eine kgl. Kundmachung an das isländijche Altbing verheißt dem: 
jelben eine neue Verfaſſung, 

„indem der Entwurf eines volftändigen Verfaffungsgefekes für Island, in 
Kraft beffen dem Althing ausgedehnte Befugnilfe mit Rüdficht auf alle 38: 
Iand berührenden Verhältniſſe beigelegt und Unfere lieben Untertdanen in 
diefem Land berjelben ftaatsbürgerlihen Rechte wie die Unterthanen in dem 
übrigen Theilen des Reichs theilhaftig werden follen, nun bem Thing vorge: 
legt werden wird. Und es ift unfere Hoffnung, daß das Thing durch feine 
Ioyale Mitwirkung beitragen wird, daß biefe für Jolands Wohl wichtige Ans 
gelegenheit zu einem raſchen und glüdlihen Abſchluß geführt werden kann.“ 


2. Juli. Das Volksthing genehmigt die vom Landsthing im Armeeres 


6. 


formentwurf angebradgten Mobificationen mit 64 gegen 19 Stimmen, 
jo daß darüber Geſammtbeſchluß erzielt ift. 


„» Beide Thinge beſchließen auf den Antrag von 7 Mitgliebern 
des Lanbs- und 30 des Volksthings einftimmig eine Adreſſe wegen 
Nordſchleswig an die Krone zu richten: 


„+. Jene Beftimmung im Prager Frieden ift indeß ebenfowenig jett als 
vor acht Monaten zur Ausführung gebracht worben. Während dieſer langen 
Zeitdauer bat die däniſche Bevölkerung Nordſchleswigs nicht ermangelt, ihre 
wirklichen Gefühle und Gelinnungen an den Tag zu legen, und es Tann jebt 
wahrlich fein Zweifel mehr darüber berrichen, wo bie richtige Linie zwiſchen 
beuticher und dänijcher Bevölkerung zu ziehen ift, und wie weit bie leßtere 
ihre Wünſche laut werben ließ, mit Dänemark vereinigt gu werben. Diefem 
gegenüber ſtehen nicht nur einzelne wiberjprechende Veranflaltungen, ſondern 
das ganze Verfahren gegen bie dänische Bevölkerung Nordſchleswigs fteht im 
jhneidendften Gontraft zu dem im Prager Frieden gegebenen Berfpreihen. 
Seber Tag bringt uns nene Beweiſe ber traurigen Zuftände, welche baraus hervor 
gegangen find. Angefichts folcher Thatiachen, welche ſogar nicht verfehlt haben, 
im Ausland Aufmerkfamfeit und Mißbilligung zu erregen, kann ber bänifche 
Reichstag nicht auseinander gehen, ohne vorher feine innige und ſchmerzliche 
Theilnahme zu erfennen zu geben, womit wir alle, wie aud) das ganze däniſche 
Volk, bie Leiden unſerer fchleswigiihen Brüder bei beren Verharren im 
däniſchen Sinne verfolgt haben. Allein, gleihwie wir wiſſen, baß bie Bes 
völferung Nordjchleswigs in ihrem Muth ober in ihrem Vertrauen zu ber 
Zukunft nicht erjchättert worden ift, jo Iprechen wir es aud vor Ew. Mai. 
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als unſern unerjgütterlihen Troft aus, daß bie Gerechtigkeit gegen Däne⸗ 
marf, welche durch bie Beftimmung im Prager Friedensvertrage beabfichtigt 
wurbe, fo zur Wahrheit werden möge, daß bie wahre, auf dem Wunfche der 
Bevölferung berubende Trennung zwiſchen dem Eigentbum Dänemarfs und 
Deutſchlands vollzogen werbe, und zwar ohne bag dadurch ber Keim zu er: 
neuerten Qerwidlungen und GStreitigfeiten entftehe. Und wenn wir in Ueber: 
einfiimmung mit bem gefammten bänifchen Volk in ungetheilter Freude den 
Tag begrüßen würben, an welchem cine folche Entſcheidung zwifchen Däne: 


‚marf und Deutſchland zum Abfchluffe gelangen Fönnte, jo würde dies auch 


12. J 


darin begründet ſein, daß wir die von Ew. Majeſtät ausgeſprochene Ueber: 
zeugung theilen, nach welcher auf ſolche Weiſe und nur auf ſolche Weiſe der 
Grundſtein zu dauernden und aufrichtigen Freundſchafts-Beziehungen zwiſchen 
Dänemark und unſerm ſüdlichen Nachbarvolk gelegt werden kann.“ 


uli. Das Volksthing genehmigt das Einkommenſteuergeſetz mit großer 
Mehrheit (gegen 2 Nein und 20 Enthaltungen) nach dem An— 
trage eines gemeinſamen Ausſchuſſes beider Thinge, der ſich ſchließ— 
lich für das vom Landsthing angenommene Contingentsſyſtem ent- 
ſchieden hatte, dem fich jchlieklid das Volksthing fügt. Schluß des 
Reichstags. Der König ſpricht in der Thronrede jeine Befriedigung 
aus über das glückliche Zuftandefommen der Armeereform und ber 


Einfommenfteuer: 

... Schließlih fprehen Wir dem Reichstag Unfern Dank aus für bie 
Einftimmigfeit, mit welcher er in einer Uns überreichten Adreſſe ſich demjenigen 
angeichloffen bat, was Wir in Unferer Eröffnungsrede über Unfere auswär⸗ 
tigen Beziehungen geäußert haben. Diele Einigfeit in Unferm Bolf wird 
Unfere Regierung in ihren Beftrebungen, ſoweit es in ihrer Macht Liegt, 
unterftügen, die freundjchaftlihen Beziehungen zum Ausland aufrecht zu er⸗ 
halten und bie obwaltenden Schwierigfeiten zu bejeitigen, ohne daß ber Keim 
zu Fünftiger Zwietracht gelegt werde.“ 


42. Aug. Eine Anzahl Franzofen (13 Sournaliften und 2 unbebeutende 


Deputirte) machen in Kopenhagen einen fehr bemonftrativen Beſuch 
gegen Deutichland und werben daſelbſt gefeiert, auch vom König 
empfangen. 


2. Ron. Dänemark verkauft zwei feiner weftindifchen Injeln, ©. Thomas, 


und ©. Yuan, an die Der. Staaten. 


7. Dee. Der Reichstag nimmt feine am 7. Det. eröffneten, aber alsbald 


wieber vertagten Sibungen neuerdings auf, zunächſt zur Berathung 
bes Budgets für 1868. 


| 


19. J 
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10. Schweden und Norwegen. 


an. (Schweden) Eröffnung bes erften Reichstags nach der neuen 
ſchwediſchen Verfaſſung. Thronrebe des Königs, 

„... In forgiältiger Bewahrung ber freundfchaftlichen Beziehungen, in denen 
Ich ununterbrochen zu jämmtlihen fremden Mächten geftanden babe, und 
ohne den Wunſch zu empfinden, nad der Theilnahme an denjenigen Streite 
fragen, welche anbere Theile Europa's in Bewegung gejegt oder biefe in Be: 
wegung zu feßen drohen, bege Ich gegründete Hoffnung, daß bie vereinigten 
Reiche, melde auf allen Seiten von natürlichen Grenzen umgeben find, fich 
auch in Zufunft der Segnungen bes Friedens erfreuen werden. Die Ereigs 
niffe, deren Zeugen wir jüngit gewefen find, Haben inzmwilchen warnend bie 
durch die Erfahrung verflojjener Zeiten beftätigte Lehre neubelebt: daß wir 
behuis der Eicherung unferes felbfiändigen Beſtehens nädft Gott auf uns 
felbft und auf unfere eigenen Kräfte vertrauen müſſen. Bis dahin, wann 
ber Plan für die Eröffnung ber Landesvertheidigung, melcher dem legten 
Reichstag vorgelegt wurde, in Berüdfichtigung ber desfallfigen Anſprüche ber 
Stände des Reich8 ungearbeitet werben Fann, ift mit Beziehung auf die Stärfung 
unferes Vertheidigungsſchutzes nichts nothwenbiger als bie Ausrüftung ber Kriegs: 
macht mit Echießwaffen befjerer Conftruction. ° In ber Meberzeugung, baf bie 
Nation bereit fein wird, fich zu diefem Zwed ben nothwendigen Aufopferungen zu 
unterwerfen, babe Ich es nicht beanftandet, von euch bedeutende Bewilligungen 
behufs der Anſchaffung von neuen Gewehren zu verlangen, obwohl die bezüg- 
lichen Mittel durch erhöhte Befleuerung berbeigefchafft werden müſſen. Ich 
babe im übrigen in der Darftelung bezüglih ber Stellung wie auch der 
Bebürfniffe der Staatsverwaltung, welche euch heute in Webereinfliimmung 
mit der Vorſchrift bes Grundgeſetzes überreicht werben wird, es für Meine 
Pflicht erachtet, bie größte Sparfamfeit obwalten zu Taffen. Cbenfo habe Ich 
in Erwägung ber jeßigen Lage mit Beziehung auf unfere Eifenbahnen ges 
glaubt, daß die Arbeiten in ber nächſten Zufunft auf die Fortfegung ber 
Stammbahn beichränft werben müffen, welche bie beiden Brüdervölfer (Schwe⸗ 
den und Norwegen) näher mit einander verbinden fol...“ 

Die Regierung macht dem Reichstage Vorlagen bezüglich des 
Budgets, bezüglich außerorbentlicher Eredite für die Vertheibigung zu 
Rande und zur See und bezüglih Erhöhung der Steuern. 

Das Bubget zeigt ein nicht umbebeutendes Defizit, das auf 1,890,000 
Reichsthlr. ſchwediſch berechnet if. Zu außerorbentlihen Ausgaben im In⸗ 
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tereffe des Vertheidigungsmwefens werben 5 Millionen verlangt, davon 3 Mil- 
lionen zur Anſchaffung von Snianteriegewehren und eine halbe Million zur 
Verbeſſerung ber Seevertbeidigung. Ferner werden Erhöhungen der Zollab: 
gaben proponirt für Kaffee und Zuder ſowie für Tabaf. Außerdem wird 
für die Dauer von zwei Jahren eine Wafjenfteuer proponirt, und zwar fo, 
baß Ländereien 1% und fonflige Befigungen 2% Dere für je 100 Reichsthaler 
Steuerwerth entrichten, während von ber Jahreseinnahme durch Capital ober 
Arbeit ein halbes Procent beanfprucht wird. 


16. Fehr. (Schweden) Die IL Kammer genehmigt einen Vorſchlag 
wegen Erweiterung ber den Befennern anderer Confeſſionen zuge: 
ftandenen Rechte ohne Abſtimmung; die I. Kammer verwirft ihn 
mit 58 gegen 43 Stimmen. 


— März, (Schweden) I. Kammer: Beratbung des Budgets und 
ber Steuervorlagen. Die Eifenbahnbauten werden noch mehr ein: 
geihränft als nah dem Vorſchlage der Regierung, die geforberten 
Steuererhöhungen dagegen im Wefentlihen nach ben Forderungen 
ber Regierung bewilligt. a 


15. April. Die II. Kammer beſchließt die Abfchaffung der Todesſtrafe 
mit 103 gegen 53 Stimmen; die I Kammer verweigert ihren Bei: 
tritt zu dem Beichluffe mit 39 gegen 30 Stimmen. 


24. „ (Schweden) Reichstag: Verhandlungen über die Reorgani— 
fation der Armee. Der erjte Abjchnitt des Ausihußantrags, welcher 
fih für Errichtung eines „Truppenſtamms“ in der ſchwediſchen Armee 
ausipricht, wird von beiden Kammern angenoınmen, in ber erjten 
ohne Abftimmung, in ber zweiten mit 116 gegen 39 Stimmen, 
Der zweite Abjchnitt, wonach diefer Stamm ſowohl aus Wehrpflich: 
tigen als aus Werbtruppen beftehen jolle, wird nur von ber I. Kam: 
mer genehmigt, in der IL Kammer mit 88 gegen 55 Ctinmen 
verivorfen. (Die Angelegenheit wirb in der Seſſion noch nicht de 
finitiv erledigt.) 


16. Mai. (Schweden) Schluß des Reichstag, Die Thronrebe bes 
Königs: Ä 
weist mit Genugthuung darauf Hin, daB bie neue Verfaflung durch ben 
jetzt beendigten Reichstag ihre erite Probe beftanden habe. Die Nation habe 
mit Spannung dem BZufammentritt des Neichstages entgegengefeben, und fei 
mit Aufmerffamfeit diefen Arbeiten gefolgt. Wichtige Fragen feien zur Bes 
rathung gefommen, und obgleich viele derfelben noch unerledigt geblieben, fei 
die darauf verwandte Arbeit doch Feine fruchtlofe gewejen. In Berüdfichtig- 
ung ber allgemeinen Finanzlage des Staates habe ber Reichstag mehrere 
‚von ber Regierung gemachte Vorlagen betreffs der Fortſetzung der Eifenbahn: 
Bauten und anderer Staatszwede Beihränfungen unterworfen. Der König 
erkennt dieſe Hinderniffe an, melde die Flüffigmahung der Mittel für alle 
8 Fniſſe des Staates erſchwert haben, und ſpricht ſeinen Dank aus, daß 
be, -Hötag Yieber durch Steuererhöhungen als durch neue große Anleihen 


- fr % Igewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben bes Staates gefichert habe. 
7 
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- Det. Schluß der Verhandlungen des zur Reviſion der ſchwediſch— 
norwegiihen Bundesverfaffung niedergefegten Comite. 

Sowohl die jchwedilchen als die norwegifchen Commiſſäre haben ihr Tettes 
Ziel nicht erreicht, welches bei biefen in der Aufhebung ber Vorfchrift, daß ber 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten flet8 ein Schwede fein muß, bei 
jenen in ber Herftellung einer gemeinfamen ſchwediſch-norwegiſchen Volksver⸗ 
tretung für bie gemeinfamen Angelegenheiten bejtand. Den Echweben wäre 
e8 wohl recht geweſen, wenn beibe Forderungen ausgleichsweife bewilligt 
worden wären, aber die Norweger fanden den ihnen zugemutheten Preis zu 
hoch. Sie wollen von feinem Unionsparlament, in weldem fie unfehlbar 
regelmäßig den Kürzern ziehen würden, etwas wiſſen, jo lange die Tänen 
nit im Bunde die Dritten fein fönnen, und das auch dann noch übrig 
bleibende numerifhe Webergewiht der Schweden mindejtens moraliſch er⸗ 
mäßigen. Dagegen wird der König mit ber Annahme dieſes Vorſchlags 
durch bie beiden Landtage allerdings in ben Befig größerer Macht und erz 
weiterter Freiheit der Bewegung gelangen. Lebteres durch die Befeitigung 
bes Vorbehalte, das fiehende Heer Norwegens nicht ohne Zuflimmung bes 
Storthing außerhalb ber Landesgrenzen verwenden zu bürfen; erſteres burch 
bie Vorſchrift, daß ein gemeinlames Gefeß die Minimalziffer des Heerbe⸗ 
flandes im Verhältniß zur Bevölkerungszahl für beide Staaten gleichmäßig 
fetftellen, und daß jeder der beiden Staaten dem König für Kriegsfälle einen 
außerorbentlien Credit bereitbalten fol. Gleichzeitig hat das Reviſions⸗ 
Comité, um bie norwegifhe Spröbigfeit gegen ftärfere Anziehung ber Unions⸗ 
bande zu erweichen, für ein neues Mittel geforgt, die Führung ber auswär⸗ 
tigen Politif unter parlamentarifche Controle zu ftellen. Eine ganze Reihe 
ber wichtigften Amtshandblungen des Miniſters der auswärtigen Angelegen: 
heiten wirb zur Competenz des frhmwebifchenorwegifchen Staatsraths gezogen; 
und ba deſſen Protofolle, einer fpecifiich-ffandbinavifchen Inſtitution gemäß, 
regelmäßig den beiden Landesvertretungen vorgelegt werben, jo ergibt fich 
das weitere von ſelbſt. Die auswärtige Politik der Dynaftie Bernadotte wird 
in insfünftige noch genauer als bisher an ben Geift ihrer Völker zu binden 
aben. 


a 


11. Rußland. 


17. Kan. Der Yürft von Mingrelien tritt feine bisherigen Souveränetäts 


19. 


rechte gegen eine Million Rubel an ben Kaijer ab. 
„ &Bolen). Circulardep. des Fürften Gortſchakoff über den kaiſ. 


Ulas vom 4. Dec. 1866, durch welden das Concordat mit Rom | 


von 1847 für aufgehoben erklärt wurde. 


Gortſchakoff erklärt darin, daß jenem Ufas Iebiglih aus Schonung für 


Rom feine zur Aufflärung und Motivirung ber Maßregel beſtimmte Be 
trachtungen beigegeben worden fein. Da nun aber Rom darauf durch bie 
Veröffentlihung einer Sammlung von Actenflüden zu feiner Rechtfertigung 
und als Anklage gegen bas kaiſ. Cabinet geantwortet habe, fo ſehe fich dieſes 
gezwungen, ihr durch eine (ber Tep. beigegebene ſehr ausführliche) „biftorifche 
Veberfiht über bie Handlungen bes römischen Hofes, welche ben Bruch ber 
Beziehungen bes kaiſ. Cabinets zu bem h. Stuhle und bie Aufhebung bes 
Goncordats von 1847 herbeigeführt haben“, entgegenzutreten. Die Ueberſicht 
fchildert jene Beziehungen vom polnifchen Aufftande von 1830 bis zu Dem 
von 1863 herab und fchließt mit folgender Darſtellung des endlichen Bruce: 

„Nachdem ber polnische Aufitand bezwungen worden war, begann bie 
Reihe der Reformen, weldhe dem Königreiche eine neue Geftalt verliehen. 
Keine Reform war wohl bdringlicher, als die des Klofterivefens. . . . Die 
Schritte, die deßhalb geſchahen, reizten ben römifhen Hof zu erneuerter 
Feindfeligkeit. In der Allocution vom 24, April 1864 bat Pius IX, Se. 
Maj. den Kaiſer perfönlich angeklagt, „bie Kirche zu quälen und zu unter: 
drüden, bem katholiſchen Glauben Gewalt anzuthun und die Unglüdlichen, 
melde bis zum Tode ber Religion Jeſu Chrifti treu geblieben waren, zu 
verfolgen“. Dieſelben Anklagen wiederholten fih mit nicht minderer Heftig⸗ 
feit in der Encyklica vom 3. Juli 1864, in welcher der Papft bie polnifchen 
Bifchöfe zur Ausdauer und Beharrlichfeit ermahnte. Es vertrug fich nicht 
mehr mit der Würbe des SKaifers, ſich bei einem Souverain vertreten zu 
Yaffen, der alfo Hanbelte. Herr Kiffelew wurde von Rom abberufen; bie 
Geſchäfte ber Gefandtfhaft wurben bem erften Secretär, Baron Meyendorff, 
übertragen, welcher ben Befehl erhielt, die firengfte Zurüdhaltung zu bes 
obachten und ſich jeber politiihen Initiative zu enthalten. Seiner Inftruction 
gemäß vermied e8 Baron Meyendorff faft während eines ganzen Jahres, fich 


im Valican zu zeigen. In officiöfer Weile wurde ihm zu verftehen gegeben, 


bag die ſe Fernhaltung einen peinlichen Eindruck mache. In Folge deſſen 
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wurde Baron Meyendorff autorifirt, bem Empfange bes biplomatifchen Corps 
zum Weihnachtsfeite mit beizuwohnen. Am 15. (27.) December 1865 hatte 
demnach Baron Meyendorff die Ehre, vom Papſt empfangen zu werden. 
Mas bei diefem Zwiegeſpräch vorgefallen, hat zu den willfürlichften Gerüchten 
Anlaß gegeben, Seit ber officielle Berichteritatter bes heiligen Stuhles in 
feiner „bocumentalen Tarftelung” jenen unwahren Gerüchten eine gewiſſe 
Betätigung gegeben hat, darf die ruffiihe Regierung nicht länger bazu 
fhweinen. In jener „Darftelung“ wird behauptet, daß Baron Meyendorff 
die Kühnheit jo weit getrichen babe, zu erklären, ber Katholicismus fei 
ibentifceh mit ber Revolution, worauf ber Papft in gerechtem Unmillen bem 
Geſchäftsträger geantwortet babe: „Ich achte und ehre Se. Maj. den Kaiſer, 
aber ich kann nicht dasjelbe von feinem Gefchäftsträger jagen, ber ficher dem 
Willen ſeines Souveraind entgegen mich in meinem Gabinet beleidigt.” Diefe 
Behauptung muß zurüdgewiefen werden. Der ruffifche Geſchäftsträger bat 
fih nicht erlaubt, zu fagen, daß ber Katholicismus und bie Revolution eins 
ſeien. Er bat nur gejagt, daß in Polen der Katholicismus fich mit ber 
Revolution verbunden babe. Diejes tief beflagenswertbe Factum ift Eigen⸗ 
thum der Gelchichte geworden, basjelbe war den heiligen Stuhle mehr als 
einmal mitgetheilt worden, und es bätte nur von ihm abgehangen, fie zu 
verhindern. Da ber heilige Vater ben Kaifer religiöfer Verfolgung beichul- 
bigt, bat ber Geſchäftsträger Sr. Majeftät dieſer grundlofen Behauptung eine 
allerdings betrübende aber unwiberleglihe Wahrheit entgegenftellen Tönnen 
und müfjen. Da jede biplomatifche Beziehung mit bem römijchen Hofe un⸗ 
möglid geworben war, erhielt Baron Meyendorff ben Befehl, bem Garbinal 
Untonelli anzuzeigen, daß feine politiide Miffion beendet fei. Baron Meyen- 
borff entledigte fich biefes Auftrages am 28. Januar (9. Februar) 1866 und 
antivgrtete auf Befragen, baß er bis auf Weiteres zur einfachen Führung ber 
laufenden Gefchäfte in Rom bleiben werde. Diele Lage ber Dinge bauerte 
bis zum 1. (13.) März. An diefem Tage erflärte Cardinal Antonelli dem 
Baron Meyendorff, daß ber römiſche Hof bie ruſſiſche Geſandtſchaft nicht 
mehr als beftebend anſehe; baß ber Papſt ihm nur deßhalb nicht feine Päffe 
geſchickt Hätte, weil er wüßte, daß er in einigen Wochen abreifen würde; baß 
e8 nicht in der Abfiht Er. Heiligkeit Liege, eine ruſſiſche Geſandtſchaft in 
Rom fich etabliren zu ſehen, und Baron Meyendorff die Intereſſen ber ruſſi⸗ 
ſchen Untertbanen ber Gefandtfchaft einer anderen Macht anvertrauen könnte. 
In Folge diefer Erklärung erhielt ber zweite Geſandtſchafts⸗Secretär, welcher 
zur Bewahung ber Archive in Rom zurüdgeblieben war, ben Befehl, augen: 
blidlih das Mappenihild von dem Gefandtihafts:Hotel nehmen zu laffen 
und dem Gardinal Antonelli zu erflären, daß, da der Papſt die Snitiative 
bes Bruches ergriffen, Se. Majeftät jede Verantwortung, welche daraus her⸗ 
vorgehen fünnte, von ſich ablehne.“ 


26. San. (Finnland). Eröffnung bes Landtags. Thronrebe im Namen 
des Kaiſers (in ruffiiher Sprache, während von ben Abgeordneten 
franzöfifch, ſchwediſch und finniſch geiprochen wird). Vorlage einer 
neuen Landtagsordnung, wornad der Landtag in Zukunft regelmäßig 
alle vier Jahre zufammentreten fol. 


Conflict der Regierung mit dem Oouvernementslandtag von St. 
Petersburg: Die Regierung erflärt die Befchlüffe des Landtags für 
null und nichtig, feßt den Präfidenten Graf Orlow-Dawidow fowie 
den Ausfhuß ab und fchidt den Landtag nach Haufe. 

Der Landtag hatte beichloffen, für dießmal das Decret vom 21. Nov. 
1866, welches das Steuervotirungsrecht der Lanbtage anſehnlich beſchränkt 
hatte, nicht zu befolgen, angeblih weil bereits vor deſſen Erſcheinen bie 
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Pflichten, erfüllt bat. Die Stärke ber Bürgerwehr beträgt in Kriegszeiten 
100,000 Mann, in Friedenszeiten bie Hälfte bes Kriegsftandes. Gtellver- 
treter find nur in Kriegszeiten zuläffig. Die Koften werden, fobald die Mo- 
Bilifirung erfolgt iſt, durch ben Staat entrichtet; in Friedenszeiten aber muß 
bie Bürgerwehr feitens ber betreffenden Gemeinde unterhalten werben, welche 
baflir jährlich höchſtens 5 Gulden per Mann von der Staatsregierung er: 
Halt. Die Bürgerwehr bleibt Übrigens von ben in ber Bildung begriffenen 
fchaaren geichieden. Die Organifation biefer Freiſchaaren wird künftig 
aft eines koͤniglichen Erlaffes der königlichen Genehmigung untergeorbnet. 
Der König ernennt außerdem bie Offiziere. Die Wahl der Bekleidung 
bleibt, wenigftens was ben Gemeinen betrifft, ben Führern ber Freiſchaaren 
überlaffen; doch werden ben Corps, welde für ihre Uniform die allerhöchfte 
Genehmigung nachgeſucht und erhalten haben, gewiffe Vortheile fowie bie 
Berabreihung von Munition für die Waffenübungen u. f. w. zugefagt. 


44, Juni. Der Juſtizminiſter ertheilt ben Befehl, bie in Arnheim ge: 

bildete hannoverſche (welfiſche) Legion auszumweifen. (Die Zahl der: 
felben wird auf 160 Dffiztere und Soldaten angegeben). 

45. „ I. Kammer: Das Gefeß über die Organifation der Bürgerwehr 
(Schutterejen) wird mit 2 Stimmen Mehrheit angenommen. 


9. Ali. J. Kammer: Das Gefeb über die Organifation der Bürgermwehr 
wird mit 19 gegen 15 Stimmen verworfen. 

18. „ Der Eolonialminifter Trakenen wird entlaffen und durch Haflel- 
mann, einen Vertreter bes alten Regierungs: und Handelsiyftems in 
Indien, eriebt. 

28. „ Ein fgl. Decret beftätigt 52 FreiwilligenzBereine für militärifche 
Hebungen. 


16. Aug. Schluß der Seffion ber Generalftanten. 


16. Sept. Eröffnung der neuen Seffion der Öeneralftanten. Die Thron: 
rede des Königs ftellt eine Vorlage behufs Vermehrung ber Armee, 
in Folge der Verwerfung bes Gefebes zur Reorganijation der 

Bürgerwehr durch die I. Kammer in Ausfidt. 


9 Oct. II Kammer: Die Regierung legt den Gefebesentwurf zu Er: 
mweiterung des Armeebeitandes vor: 


Die Volftärfe der Armee foll von 55 auf 70,000 Mann gebracht, die 
jährliche Aushebung von 11 auf 14,000 Maun erhöht werben. 


10. Nov. Der Auftizminifter Borret ftirbt und bringt dadurch das ganze 
Minifterium in's Wanken, da er Katholik war und dem Cabinet bie 
Unterſtü zung ber kath. Fraction in der II. Kammer zugebracht hatte. 

25. , ammer: Debatte über das Budget des Auswärtigen. Der 
u Diinip, bes Auswärtigen van Zuylen greift ben früheren Minifter 
*. dieſeg 2 ꝓortemenis Cremers an und behauptet, derſelbe habe im 
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Mai 1866 Holland beinahe in einen Krieg mit Preußen verwickelt. 
Der Abg. Geertſema widerſpricht und legt als Gegenbeweis zwei 
Privatbriefe des holländ. Geſandten in Berlin an jenen Minifter vor. 
Große Aufregung und Etreit, ob diefe Briefe Privat: oder Staats⸗ 
eigenthum jeien. Die Ernennung eines DBertreterd in Süddeutſch⸗ 
land wird mit 49 gegen 24, diejenige eines Generalconſuls in 
Berlin mit 45 gegen 29, das ganze Budget bes Auswärtigen mit 
38 gegen 36 Stimmen verworfen. Sämmiliche Minifter bieten dem 
König ihre Entlafjung an. 


30. Nov. I. Kammer: In Folge des Demiffionsbegehrens ber Minifter 
werden die Budgets zurüdgezogen und durch Creditforderungen auf 
6 Monate erjekt. 


3. Dec. Ein Cabinetsichreiben des Königs behält ſich die Entſcheidung 
über das Demiffionsbegehren der Minifter vor, wenn erft beide Kam⸗ 
mern die interimiftihen Credite bewilligt haben würben. J 


7.—19. Dec. Beide Kammerr haben die interimiſtiſchen Credite bewilligi. 


21. Dec. Der König nimmt das Demiſſionsbegehren des Miniſteriums 
nicht an. 


27. „ Die Regierung ſchließt die Seſſion der Generalſtaaten und kün⸗ 
digt ihre Abſicht an, neuerdings an das Land zu appelliren. Rede 
des Miniſters des Innern im Namen des Königs: 

„Nicht ohne Leidweſen, aber zugleich mit dem Bewußtſein der Pflicht und 
gebietender Nothwendigkeit, kommen wir bereits heut, um Ihren geſebgebenden 
Arbeiten ein Ende zu machen. Der Anfang der Seſſion ließ von den Ver⸗ 
handlungen zwiſchen den Kammern und ber Regierung beſſeres erwarten... 
Ein gewichtiger Vorfall iſt zwiſchen beide gekommen. Bezüglich dreier großen 
Angelegenheiten war dem Ausland gegenüber ein günſtiger Erfolg erlangt. 
Des Landes Recht auf fein Stromgebiet war behauptet ohne Störung bes 
guten Kinverftändniffes mit unfern Nachbarn; Limburg war definitiv von 
Deutſchland Iosgetrennt; Niederland Hatte feine Neutralität bewahrt in bes 
benflihen Augenbliden, und mit Ehren an ber Londoner Gonferenz zur 
Sicherung bes Rechts und bes Friedens in Europa theilgenommen. Jedoch 
bie Verwerfung bes Bubgets ber auswärtigen Angelegenheiten bat bem König 
Veranlaffung gegeben zu einer erneuten Berufung an das getrene Volt." 


> 


9. Banemark. 


10. Jan. Landething: Die Regierung legt den Entwurf eines Einkommen: 
0 fteuergefebes vor und macht aus ber Annahme- eine Babinetsfrage, 
ni. Weil aus biefer Mehreinnahme bie Mehrausgabe der Armeereform 


gedeckt werden joll. 


7, Fehr. Volksthing: Die Regierung legt den Entwurf einer Reform ber 


Armee und der Marine vor: 
Nach bein Entwurfe für das Landheer befteht die Infanterie aus 5 Bri⸗ 
gaben und ber Leibgarde. Jede Brigade wird in zwei Halbbrigaden einge: 


“  theilt und befteht aus 4 Linien-Bataillonen (zu 800 Mann), 2 Referve: und 


2 Berftärfungs-Bataillonen. Die Leibgarbe befteht aus 1 Linien: und 1 Ber: 


- -Härfungsbataillon. Die Cavallerie befteht aus 5 NRegimentern zu 3 Esca⸗ 


drons und einer Schule, welde auf dem Kriegsfuße zu einem Depot ent- 


“ "widelt wird. Die Artillerie befteht aus dem Artillerieftabe, der Feldartillerie, 
Selungeoriilerie unb den techniſchen Abtheilungen. Die Felbartillerie befteht aus 


Regimentern, 1 von 6 LiniensBatterien und 2 Referve-Batterien und 1 von 3 
Linien-Batterien und 1 NRejerve-Batterie. Die Feftungsartillerie befteht aus 2 


Bataillonen. Das Reich wird in 5 Brigadefreije eingetheilt. Die Ausbildungs: 


in zeit iſt für bie Infanterie 7 Monate, für die Cavallerie 8 Monate, für bie Feldar⸗ 


tilferie 5 Monatexc. Nach bein Entwurf für die Marine befteht das See⸗Offizier⸗ 


rorps aus 1 Admiral, 16 Orlogs-Capitäns, 30 Capitän-Lieutenants und 70 


Lieutenants. Nach 10 Jahren Dienft wird jeder Lieutenant Premier-Lieutenant. 
Das Anancement gejchieht zum Theil nah dem NWltersprincip, zum Theil 


durch Wahl, was in ähnlicher Weife ebenfalls bei dem Landheere ftattfindet. 


Durch $ 3 wird ein Beförderungsrath aus See-Offizieren bergeftellt, welcher 
bei jedem Avancement Vorſchläge macht. Ebenfalls ift bei ben verfchiebenen 
Waffengraden ein Alterszeitpunft. feitgeftellt, wo Abſchied eo ipso eintritt. 
Ueber das Material enthält das Geſetz nichts, da, wie ber Minifter bemerkte, 
das in einem Augenblide eine Unmöglichkeit fei, wo eine fo große Entwidlung 
ftattfinde. Uebrigens fchließt fih das Gefe im Wefentlichen ben Vorfchlägen 
ber Bertheibigungscommilfion an, welcher ber Minifter ebenfalls in Betreff 
bes Seeweſens große Anerkennung zoll. 


30. März Das Volksthing genehmigt in zweiter Lejung das Budget 


für 1869. Dasjelbe zeigt eine Einnahme von 22,035,637 Rd. 


u 
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Dänemark. au 


und eine Ausgabe von 23,040,375 Rd., fomit ein Deficit von 
1 Mil. Rd. 


10. Mai. Das Volksthing ertheilt der Negierung die Ermächtigung zur 


25. 


De) 


‘. 


15. 


Schleifung der Befeſtigungswerke von Kopenhagen. 

„Volksthing: Debatte über die Armeereform. Auf den Antrag 
des Hofjägermeifters Carlſen wird mit 52 gegen 42 Stimmen troß 
bes Wiberftandes der Regierung beichloffen, daß das Geſetz nur ein 
ad tempus gültiges jei und nur bis zum Ausgang bes Yinanzjahres 
1872/73 in Kraft bleiben folle. Ä 


Yuni. Das Volfsthing nimmt das Armeereformgejeß mit 62 ‚gegen 


25 Stimmen an. | 
„ Eine tgl, Kundmachung an das islänbiiche Althing verheißt dem: 
ielben eine neue Verfaſſung, 

„indem der Entwurf eines vollſtändigen Verfafjungsgefebes für Island, in 
Kraft deſſen dem Althing ausgedehnte Befugniſſe mit Rüdficht auf alle Is⸗ 
land berührenden Berhältniffe beigelegt und Unfere lieber Untertfanen in 
biefem Land berfelben ftaatsbürgerlihen Mechte wie bie Unterthanen in ben 
übrigen Theilen des Reichs theilhaftig werden follen, nun dem Thing vorge: 
legt werben wird. Und es tft unfere Hoffnung, daß bas Thing durch feine 
Ioyale Mitwirkung beitragen wird, daß biefe für Jolands Wohl wichtige Ans 
gelegenheit zu einem raſchen und glüdlichen Abſchluß geführt werben Tann.” 


2. Juli. Das Volksthing genehmigt die vom Lanbsthing im Armeeres 


6. 


formentwurf angebradten Mobificationen mit 64 gegen 19 Stimmen, 
fo daß darüber Geſammibeſchluß erzielt ift. 


» Beide Thinge beſchließen auf den Antrag von 7 Mitgliebern 
des Lanbs- und 30 bes Volksthings einftimmig eine Adreſſe wegen 
Nordſchleswig an die Krone zu richten: 


„... Jene Beſtimmung im Prager Frieden ift indeß ebenſowenig jetzt als 
vor acht Monaten zur Ausführung gebracht worden. Während dieſer langen 
Zeitdauer hat die däniſche Bevölkerung Nordſchleswigs nicht ermangelt, ihre 
wirklichen Gefühle und Geſinnungen an den Tag zu legen, und es —* jetzt 
wahrlich kein Zweifel mehr darüber herrſchen, wo die richtige Linie zwiſchen 
deutſcher und däniſcher Bevölkerung zu ziehen iſt, und wie weit die letztere 
ihre Wünſche laut werden ließ, mit Dänemark vereinigt zu werden. Dieſem 
gegenüber ſtehen nicht nur einzelne widerſprechende Veranſtaltungen, ſondern 
das ganze Verfahren gegen bie däniſche Bevölkerung Norbichleswigs ſteht im 
ſchneidendſten Contraft zu dem im Prager Frieden gegebenen Verfprechen. 
Sseber Tag bringt ung neue Beweife ber traurigen Zuftänbe, welche baraus hervor⸗ 
gegangen find. Angefichts folcher Thatſachen, welche jogar nicht verfehlt haben, 
im Ausland Aufmerkfamkeit und Mißbilligung zu erregen, Tann der bänifche 
Reichstag nicht auseinander geben, ohne vorher feine innige und fchmerzliche 
Theilnahme zu erfennen zu geben, womit wir alle, wie auch das ganze bänijche 
Bolt, bie Leiden unjerer Ichleswigiihen Brüder bei beren Verharren im 
däniſchen Sinne verfolgt haben. Allein, gleihwie wir wilfen, baß bie Bes 
völferung Nordfchleswigs in ihrem Muth oder in ihrem Vertrauen zu ber 
Zukunft nicht erjchättert worden ift, jo Iprechen wir e8 aud vor Ew. Maj. 
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Dänemark. 


als unfern unerſchütterlichen Troft aus, daß bie Gerechtigkeit gegen Däne: 
marf, welde durch bie Beſtimmung im Brager Friebensvertrage beabjichtigt 
wurde, jo zur Wahrheit werben möge, daß die wahre, auf bem Wunfche ber 
Bevölferung beruhende Trennung zwijchen bem Eigentbum Dänemarfs und 
Deutſchlands vollzogen werde, und zivar ohne daß dadurch ber Keim zu er: 
neuerten Qerwidlungen und Streitigfeiten entflehe. Und wenn wir in Ueber: 
einftimmung mit bem gefammten dänifchen Volk in ungetheilter Freude ben 
Tag begrüßen würden, an welchem cine ſolche Entſcheidung zwifchen Däne⸗ 
marf und Deutfhland zum Abjchluffe gelangen könnte, fo würde dies aud 
barin begründet fein, daß wir die von Ew. Majeität ausgefprochene Ueber: 
zeugung tbeilen, nach welcher auf ſolche Weiſe und nur auf ſolche Weife ber 
Grundftein zu dauernden und aufrichtigen Freundſchafts-Beziehungen zwifchen 
Dänemark und unferm jüdlichen Nachbarvolk gelegt werben Tann.“ 


uli. Das Volksthing genehmigt bas Einkommenfteuergejeg mit großer 
Mehrheit (gegen 2 Nein und 20 Enthaltungen) nah bem An— 
trage eines gemeinjamen Ausſchuſſes beider Thinge, der fich ſchließ— 
ih für das vom Landsthing angenommene Contingentsiyftem ent: 
ſchieden hatte, dem fich jchlieklich das Volksthing fügt. Schluß des 
Reichstags. Der König ſpricht in ber Thronrebe feine Befriedigung 
aus über das glüdlihe Zuftandefommen der Armeereform und ber 
Eintommeniteuer: 

... Schließlih fprehen Wir dem Reichstag Unſern Dank aus für bie 
Einftimmigfeit, mit welcher er in einer Uns überreichten Abrefje fich bemjenigen 
angeſchloſſen bat, was Wir in Unjerer Eröffnungsrede über Unſere auswär: 
tigen Beziehungen geäußert haben. Diele Einigfeit in Unferm Bolt wird 
Unfere Regierung in ihren Beftrebungen, foweit e8 in ihrer Macht Liegt, 
unterftügen, die freunbjchaftlichen Beziehungen zum Ausland aufrecht zu er⸗ 
halten und bie obwaltenden Schwierigfeiten zu bejeitigen, ohne baß der Keim 
zu Fünftiger Zwietracht gelegt werbe.“ 


42. Aug. Eine Anzahl Franzofen (13 Sournaliften und 2 unbedeutende 


Deputirte) machen in Kopenhagen einen jehr demonftrativen Befud 
gegen Deutichland und werben daſelbſt gefeiert, auh vom König 
empfangen. | 


2. Ron. Dänemark verfauft zwei feiner weſtindiſchen Infeln, S. Thomas, 


und ©. Juan, an die Der. Staaten. 


7. Der. Der Reichstag nimmt feine am 7. Det. eröffneten, aber alsbald 


wieder vertagten Situngen neuerdings auf, zunächſt zur Berathung 
bes Budgets für 1868. 


10. Schweden und Horwegen. 


419. Jan. (Schweden) Eröffnung des erften Reichstags nad) der neuen 
ſchwediſchen Verfaſſung. Thronrede bes Könige. 

.... In ſorgfältiger Bewahrung ber freundfchaftlichen Beziehungen, in denen 
Ich ununterbroden zu jämmtliden iremden Mächten geftanden habe, unb 
ohne den Wunſch zu empfinden, nad ber Theilnabme an denjenigen GStreite 
fragen, weldye andere Theile Europa’s in Bewegung gelegt oder biefe in Be⸗ 
wegung zu feßen broben, hege Sch gegründete Hoffnung, baß die vereinigten 
Reiche, welche auf allen Seiten von natürlichen Grenzen umgeben find, fich 
auch in Zukunft der Segnungen bes Friedens erfreuen werden. Die Ereig- 
niffe, deren Zeugen wir jüngft gewefen find, haben inzwiſchen warnend bie 
burch die Erfahrung verfloffener Zeiten beftätigte Lehre neubelebt: daß wir 

‚ behuis der Sicherung unferes felbftändigen Beſtehens nächſt Gott auf uns 
felbft und auf unfere eigenen Kräfte vertrauen müffen. Bis dahin, warn 
der Plan für die Eröffnung ber Landeövertheidigung, welcher bem lebten 
Reichstag vorgelegt wurde, in Berückſichtigung der desfallfigen Aniprüche der 
Stände des Reichs umgearbeitet werden kann, ift mit Beziehung auf die Stärfung 
unferes Vertheidigungsſchutzes nichts nothwendiger als die Ausrüftung der Kriegs- 
macht mit Echießwaflen befferer Conftruction. * In ber Ueberzeugung, baß bie 
Nation bereit fein wird, fi) zu biefem Zweck den nothwenbigen Aufopferungen zu 
unterwerfen, babe Ich es nicht beanftandet, von euch bedeutende Bewilligungen 
behufs der Anfchafjung von neuen Gewehren zu verlangen, obwohl die bezůg⸗ 
fihen Mittel dur erhöhte Beftenerung berbeigefchafit werden müffen. Ich 
babe im übrigen in der Darftellung bezüglich ber Stellung wie auch ber 

- Bebürfniffe der Staatsverwaltung, welche euch heute in Webereinftimmung 
mit der Vorfchrift des Grundgefeges überreicht werden wird, es für Meine 
Pflicht erachtet, die größte Sparfamfeit obwalten zu laſſen. Ebenſo habe Ich 
in Erwägung ber jegigen Lage mit Beziehung auf unfere Eifenbahnen ges 
glaubt, daß die Arbeiten in ber nächſten Zufunft auf bie Fortſetzung ber 
Stammbahn beihränft werben müffen, welche bie beiden Brübervölfer (Schwe⸗ 
ben und Norwegen) näher mit einander verbinden fol...“ 

Die Regierung macht den Neichstage Vorlagen bezüglich bes 
Budgets, bezüglich außerorbentlicher Erebite für die Vertheibigung zu 
Lande und zur See und bezüglih Erhöhung der Steuern. 

Das Budget zeigt ein nicht umbebeutendes Defizit, das auf 1,890,000 
Reichsthlr. ſchwediſch berechnet iſt. Zu außerorbentlihen Ausgaben im In⸗ 
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tereffe des Vertheidigungsweſens werben 5 Millionen verlangt, davon 3 Mil: 
lionen zur Anſchaffung von Infanteriegewehren und eine halbe Million zur 
Berbefjerung der Seevertheidigung. Ferner werben Erhöhungen ber Zollab— 
gaben proponirt für Kaffee und Zuder fowie für Tabaf. Außerdem wirb 
für die Dauer von zwei Jahren eine Waffenfteuer proponirt, und zwar fo, 
daß Ländereien 1% und fonflige Befigungen 2% Dere für je 100 Reichsthaler 
Steuerwerth entrichten, während von ber Sahreseinnahme durch Capital oder 
Arbeit ein halbes Procent beanjprucht wird. 


16. Fehr. (Schweden) Die II. Kammer genehmigt einen Borfchlag 
wegen Erweiterung ber den Belennern anderer Confejfionen zuge: 
ftandenen Rechte ohne Abftimmung; die I. Kammer verwirft ihn 
mit 58 gegen 43 Stimmen. 


— März, (Schweden) I. Kammer: Beratfung des Budgets und 
ber Steuervorlagen. Die Eifenbahnbauten werden noch mehr ein: 
geichränkt als nach dem Vorſchlage ber Regierung, die geforberten 
Steuererhöhungen bagegen im Wejentlihen nah ben Torberungen 
der Regierung bewilligt. — 


45. April. Die II. Kammer beſchließt die Abſchaffung der Todesftrafe 
mit 103 gegen 53 Stimmen; bie I. Kammer verweigert ihren Bei: 
tritt zu dem Beichluffe mit 39 gegen 30 Stimmen, 

24. „ (Schweden) Reichstag: Verhandlungen über die Reorgani— 
fation der Armee. Der erite Abjchnitt des Ausihußantrags, welcher 
fih für Errichtung eines „Truppenſtamms“ in der ſchwediſchen Armee 
ausfpricht, wird von beiden Kammern angenommen, in ber eriten 
ohne Abftimmung, in der zweiten mit 116 gegen 39 Stimmen. 
Der zweite Abſchnitt, wonach diefer Stamm fowohl aus Wehrpflid- 
tigen als aus Werbtruppen beſtehen jolle, wird nur von der I. Kam: 
mer genehmigt, in ber IL Kammer mit 88 gegen 55 Stimmen 
verworfen. (Die Angelegenheit wird in ber Seſſion noch nicht de: 
finitiv erledigt.) 


16. Mai. (Schweden) Schluß des Reichsſtags. Die Thronrede des 
Königs: 

weist mit Genugthuung barauf bin, daß bie neue Verfaffung durch den 

jet beenbigten Reichstag ihre erfte Probe beitanden habe. Die Nation habe 

mit Spannung dem Zuſammentritt bes Reichstages entgegengefehen, und fei 

mit Aufmerkfamfeit diefen Arbeiten gefolgt. Wichtige Fragen feien zur Be: 

rathung gefommen, und obgleich viele berjelben noch unerledigt geblieben, fei 

bie barauf verwandte Arbeit doch Feine fruchtlofe gewefen. In Berüdfichtig- 

ung ber allgemeinen Finanzlage des Staates babe ber Reichstag mehrere 

von der Regierung gemachte Vorlagen betreffs der Fortſetzung ber Eifenbahn- 

bauten und anderer Staatszwede Beihränfungen unterworfen. Der König 

erke dieſe Hinderniſſe an, welche die Flüſſigmachung der Mittel für alle 

Des niſſe des Staates erſchwert haben, und ſpricht ſeinen Dank aus, daß 

der uf Bstg lieber durch Steuererhöhungen als durch neue große Anleihen 

Da bag a7 gewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben des Staates geſichert habe. 
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- Det. Schluß der Berhandlungen des zur Reviſion der ſchwediſch⸗ 
norwegifchen Bundesverfafjung niebergefeßten Comite. 

Sowohl die ſchwediſchen als die norwegiſchen Commiſſäre haben ihr leßtes 
Ziel nicht erreicht, welches bei biefen in ber Aufhebung der Vorfchrift, daß der 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ftetS ein Schwede fein muß, bei 
jenen in ber Herftellung einer gemeinfamen ſchwediſch-norwegiſchen Volksver⸗ 
tretung für die gemeinfamen Angelegenheiten bejtand. Den Echweben wäre 
e8 wohl recht gemefen, wenn beide Forderungen ausgleichsweife bewilligt 
worden wären, aber die Norweger fanden den ihnen zugemutheten Preis zu 
hoch. Sie wollen von feinem Unionsparlament, in weldhem fie unfehlbar 
regelmäßig den Kürzern ziehen würben, etwas wiffen, fo lange die Dänen 
nit im Bunde die Dritten fein fünnen, und das auch dann noch übrig 
bleibende numerifche Uebergewicht ber Schweden mindeftens moralifdy er: 
mäßigen. Dagegen wird der König mit der Annahme dieſes Vorſchlags 
durch die beiden Landtage allerdings in ben Befig größerer Macht und er: 
weiterter Freiheit der Bewegung gelangen. Letzteres durch die Bejeitigung 
bes Vorbehalte, das ftehende Heer Norwegens nicht ohne Zuftimmung bes 
Stortbing außerhalb ber Landesgrenzen verwenden zu bürfen; erſteres durch 
die Vorſchrift, daß ein gemeinfames Geſetz die Minimalziffer des Heerbe⸗ 
fandes im Verhältniß zur Bevölkerungszahl für beide Staaten gleichmäßig 
feftftellen, und daß jeder der beiden Staaten dem König für Kriegsfälle einen 
außerorbentlichen Credit bereithalten fol. Gleichzeitig hat das Reviſions⸗ 
Comits, um bie norwegiſche Spröbigfeit gegen ftärfere Anziehung ber Unions⸗ 
banbe zu erweichen, für ein neues Mittel geforgt, die Führung ber auswär⸗ 
tigen Politif unter parlamentarifche Controle zu ftellen. Eine ganze Reihe 
der wichtigften Amtshandlungen des Miniſters der auswärtigen Angelegen- 
heiten wird zur Competenz des frhmedifchenorwegifchen Staatsraths gezogen; 
und ba deſſen Protofolle, einer fpecifilch-ffandinavifchen Inſtitution gemäß, 
regelmäßig den beiden Lanbesvertretungen vorgelegt werben, jo ergibt fich 
das weitere von felbft. Die auswärtige Politif der Dynaftie Bernabotte wird 
I insfünftige noch genauer als bisher an ben Geift ihrer Völker zu binden 
aben. 
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11. Rußland, 


17. Kan. Der Fürft von Mingrelien tritt feine bisherigen Souveränetäts⸗ 


19. 


rechte gegen eine Million Rubel an den Kaiſer ab. 


„ (Bolen). Circulardep. des Fürften Goriſchakoff über den kaiſ. 
Ukas vom 4A. Dec. 1866, durch welden das Concordat mit Rom 


von 1847 für aufgehoben erflärt wurde. 

Gortſchakoff erklärt darin, daß jenem Ufas Iebiglih aus Schonung für 
Nom feine zur Aufflärung und Motivirung ber Maßregel beftimmte Be: 
trachtungen beigegeben worden fein. Da nun aber Rom barauf durch bie 
Beröffentlihung einer Sammlung von Actenjtüden zu feiner Rechtfertigung 
und al8 Anklage gegen das Faif. Cabinet geantwortet habe, fo fehe fich dieſes 
gezwungen, ihr durch eine (der Dep. beigegebene ſehr ausführliche) „Biftorifche 
Meberfiht über die Handlungen bes römifchen Hofes, welche den Bruch ber 
Beziehungen bes Tail. Cabinets zu bem 5. Stuhle und bie Aufhebung bes 
Eoncorbats von 1847 herbeigeführt haben“, entgegenzutreten. Die Neberficht 
fhildert jene Beziehungen vom polnifchen Aufftande von 1830 bis zu dem 
von 1863 herab und jchließt mit folgender Darftelung des endlichen Bruchs: 

„Nachdem ber polnische Aufftand bezwungen worben war, begann bie 
Reihe ber Reformen, welche dem Königreihe eine neue Geftalt verliehen. 
Keine Reform war wohl dringlicher, al8 die des Klofterwefene. . . . Die 
Schritte, die deßhalb geſchahen, reizten ben römischen Hof zu erneuerter 
Feindſeligkeit. In der Allocution vom 24. April 1864 hat Pius IX. Se. 
Maj. den Kailer perſönlich angeflagt, „die Kirche zu quälen und zu unter: 
brüden, bem fatholiihen Glauben Gewalt anzuthun und die Unglüdlichen, 
welche bis zum Tode ber Religion Jeſu Chrifti treu geblieben waren, zu 
verfolgen“. Diefelben Anklagen wiederholten ſich mit nicht minberer Heftig- 
feit in ber Encyflica vom 3. Juli 1864, in welcher ber Papft die polnifchen 
Bilhöfe zur Ausdauer und Beharrlichkeit ermahnte. Es vertrug fich nicht 
mehr mit der Würde bes Kaifers, fich bei einem Souverain vertreten zu 
Yaffen, der alfo handelte. Herr Kiffelew wurde von Rom abberufen; bie 
Geſchäfte ber Gefandtichaft wurden dem erften Secretär, Baron Meyenborff, 
übertragen, welder ben Befehl erhielt, Die firengfie Zurüdhaltung zu bes 
obachten und ſich jeder politiſchen Initiative zu enthalten. Seiner Inſtruction 
gemä permieb e8 Baron Meyendorff faft während eines ganzen Jahres, fidh 
Tan con zu zeigen. In officiöfer Weiſe wurde ihm zu verftehen gegeben, 
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wurbe Baron Meyenborff autorifirt, bem Empfange des biplomatifchen Corps 
zum Weihnachtsfeite mit beizumwohnen. Am 15. (27.) December 1865 hatte 
bemnad Baron Meyenborff die Ehre, vom Papſt empfangen zu werben. 
Mas bei dieſem Zwiegeſpräch vorgefallen, hat zu ben willfürlichften Gerüchten 
Anlaß gegeben. Seit ber officielle VBerichteritatter des heiligen Stuhles in 
feiner „documentalen Darftelung” jenen unmwahren Gerüchten eine gewiffe 
Betätigung gegeben bat, darf bie ruffiihe Regierung nicht länger bazu 
fhweigen. In jener „Darftelung“ wirb behauptet, daß Baron Meyenborff 
die Kühnbeit jo weit getrieben babe, zu erklären, ber SKatholicismus fei 
ibentiich mit ber Revolution, worauf ber Papft in gerechtem Unwillen dem 
Geſchäftsträger geantwortet habe: „Ich achte und ehre Se. Maj. den Kaiſer, 
aber ich kann nicht dasſelbe von ſeinem Geſchäftsträger ſagen, der ſicher dem 
Willen ſeines Souverains entgegen mich in meinem Cabinet beleidigt.“ Dieſe 
Behauptung muß zurückgewieſen werden. Der ruſſiſche Geſchäftsträger hat 
ſich nicht erlaubt, zu ſagen, daß der Katholicismus und die Revolution eins 
ſeien. Er bat nur geſagt, daß in Polen der Katholicismus ſich mit ber 
Revolution verbunden babe. Dieſes tief beflagenswerthe Factum ift Eigen- 
thum der Geſchichte geworben, basjelbe war ben heiligen Stuhle mehr als 
einmal mitgetheilt worden, und e8 hätte nur von ihm abgehangen, fie zu 
verhindern. Da ber heilige Vater ben Kaifer religiöfer Verfolgung beſchul⸗ 
digt, hat ber Geſchäftsträger Sr. Majeftät diefer grundlojen Behauptung eine 
allerdings betrübende aber unwiberleglihe Wahrheit entgegenftellen können 
und müfjen. Da jebe diplomatifche Beziehung mit bem römifchen Hofe un 
möglich geworben war, erhielt Baroit Meyendorff den Befehl, dem Cardinal 
Antonelli anzuzeigen, daß feine politiihe Miſſion beendet fei. Baron Meyen⸗ 
borff entledigte fich diefes Auftrages am 28. Januar (9. Februar) 1866 und 
antwortete anf Befragen, daß er bis auf Weiteres zur einfachen Führung ber 
laufenden Gefchäfte in Rom bleiben werde. Diefe Lage ber Dinge bauerte 
bis zum 1. (13.) März An diefem Tage erflärte Carbinal Antonelli dem 
Baron Meyendorff, daß ber römische Hof die ruffiihe Geſandtſchaft nicht 
mehr als beftehend anjehe; daß der Papft ihm nur befhalb nicht feine Päſſe 
gefchict Hätte, weil er wüßte, daß er in einigen Wochen abreifen würde; baß 
es nit in der Abfiht Er. Heiligkeit Liege, eine ruffifhe Geſandtſchaft in 
Rom fich etabliren zu jehen, und Baron Meyenborff die Intereſſen ber ruffis 
Ihen Untertbanen ber Geſandtfchaft einer anderen Macht anvertrauen Tönnte, 
In Folge diefer Erflärung erhielt ber zweite Geſandtſchafts⸗Secretär, welcher 
zur Bewachung ber Archive in Rom zurücdgeblieben war, den Befehl, augen 
blicklich das MWappenichild von dem Geſandtſchafts-Hotel nehmen zu laſſen 
und dem Garbinal Antonelli zu erklären, daß, ba der Papſt die Initiative 
bes Bruches ergriffen, Se. Majeflät jede Verantwortung, welche Daraus her» 
vorgehen Fönnte, von fich ablehne.“ 


6. Yan. (Finnland). Eröffnung des Landtags. Thronrede im Namen 
des Kaiſers (in ruffiiher Sprache, während von den Abgeordneten 
franzöfiſch, ſchwediſch und finniſch geſprochen wird). Vorlage einer 
neuen Landtagsordnung, wornach der Landtag in Zukunft regelmäßig 
alle vier Jahre zuſammentreten ſoll. 


Conflict der Regierung mit dem Gouvernementslandtag von St. 
Petersburg: Die Regierung erflärt die Beſchlüſſe des Landtags für 
null und nichtig, fest den Präfidenten Graf Orlow-Dawidow fowie 
den Ausſchuß ab und ſchickt den Landtag nah Haufe. 

Der Landtag hatte beichloffen, für dießmal das Decret vom 21. Nov. 
.1866, weldyes das Steuervotirungsrecht der Landtage anſehnlich beichräntt 
hatte, nicht zu befolgen, angeblih weil bereits vor deſſen Erſcheinen bie 
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Kreislandtage die Steuerrollen für 1867 entworfen hätten und man dieſe zu 
ändern feine Mittel und auch Feine Zeit mehr babe, und gleich darauf ferner 
nad dem Antrage des Grafen Schumwalow mit 38 gegen 19 Stimmen be: 
ſchloſſen: „Die Entwidelung des Gefeßes vom 21. Nov. auf Grundlage ber 
Gleichheit und des Rechtéſchutzes Aller durch Zuſammenwirken der Central: 
verwaltung und der Zemſtvo zu erbitten. In dem Beichluß lag eine ab: 
fihtlihe Zweideutigkeit. Zemſtvo ift nämlich bie rufjiihe Bezeihnung für 
die gegenwärtig beftehenden, mit befchränften Rechten ausgeftatteten Provinzial: 
vertretungen, R emftoo ‚beißt aber audy ber von vielen gewünfchte allgemeine 
Landtag, von bem body eigentlich allein bie Rede fein konnte, wenn er mit ber 
Gentralregierung zuſammenwirken joll. 


24. Febr. (Sog. weftl. Provinzen). Der neue Gouverneur Baranow 


erläßt ein Circular, durch welches die Aufrehthaltung des Zwangs 
für die Polen, ihre Güter bis zum 10. Dec. d. J. zu verkaufen, 
angefündigt wird. | 


3. März Ein k. Ukas dehnt die Aufhebung ber Leibeigenſchaft auch auf 


21. 


26. 


den Kaukaſus und Mingrelien aus. 


„ Miliutin, das Haupt ber Nationalpartei (Bruder des Kriege: 
minifter8) wird wegen Krankheit als Chef der Kanzlei des Kaifers 
für die Angelegenheiten des Kgr. Polen definitiv entlaflen. 


„» (Bolen) Ein k. Ukas Fündigt die vollftändige Kinverleibung 
bes Landes an und hebt zunächſt die ſog. Schatcommijfion auf, 
deren Geſchäfte fortan an das ruffiihe Finanzminifterium in St. 
Petersburg übergehen: 

„Das Ziel ber von uns beichloffenen Umgeftaltungen in ber Civil-Or— 
ganifation und in ber Adminiftration des Königreichs Polen tft die noth— 
wendige volftändige Verſchmelzung desfelben mit den anderen Theilen unferes 
Reichs. Demnach ericheint es erforderlich, daß die in ber Hauptftadbt Warjchau 
beftehenden Regierungs-Commiffionen, jowie ber Abminiftrationsrath und die 
übrigen Gentralbehörden aufgehoben und die einzelnen Iocalen Verwaltungs: 
zweige ben bezüglichen Minifterien in Petersburg zugetheilt werden. Es bat 
bies nicht unverzüglich, fondern ftufenweife zu gefchehen, und wir haben bie 
Minifter, und zwar jeden in Betreff feines Refforts, fowie unfere Statthalter 
mit den DetailsEntwürfen in Bezug auf bie Ausführung mit Ordre verjehen.“ 


16, April. DVeröffentlihung des Budgets für 1867: 


18, 


Das Gefammteinfommen bed Reichs wirb auf 443,800,000 Rubel ange⸗ 
fest, mit Einſchluß von 15 Mill., die vom englifcheholländifchen Anlchen von 
1866 genommen find, um das Defizit in diefem Betrage zu decken. 254 Mill. 
N. werben flr ben Eiſenbahnbau angewiefen und werden burch Einnahmen 
aus verichiedenen Quellen gebedt. Bie Ausgabe für bie Nationalfchulb be: 
trägt 734 Mill. R. Das Budget für Polen wird noch befonbers aufgeführt 
nit 16% Mill. Einnahme und 20 Mill. Ausgabe; bie Finanzverwaltung 
Polens ift indeß gänzlih ber Gontrolle bes ruſſiſchen Finanzminiſters 
unterftellt. 

„ Nachdem bie ruſſiſche Regierung ben Großmächten bereits unter 


dem 9A- März d. J. ein Memoire über bie in ber Türkei bisher 


U, zoimenen Reformen und fpeziell über die Unzulänglichfeit bes 
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Hatt-Houmajoun von 1856, der bis heute nicht zur Ausführung ge: 
langt fei und in Wahrheit auch gar nicht ausführbar fei, hatte zu: 
gehen laſſen, legt fie benjelben ein weiteres Memoire vor, in benen 
fie ihre pofitiven Vorſchläge für die Reconftruction ber Türkei und 
die Mittel, um die wirklide Befriedigung ihrer chriftlichen Be: 
völferungen zu erzielen, vorlegt. 


Das Memoire gebt bavon aus, daß die Elemente einer Löfung ber 
türfifchen oder orientalifhen Frage in ben hiſtoriſchen Traditionen ber Türken 
und in den Sitten ber Mufelmanen ſelbſt gefucht werben müßten. Es handle 
fih darum, eine fociale, politiihe und adminiftrative Orbnung ber Dinge 
zu gründen, bie den reſp. Anfprüchen der Chriften und ber Mufelmanen des 
Reichs entipreche, ihre Exiſtenz neben einander zu organifiren, ohne darum 
die einen den andern zu opfern, vielmehr beiden alle nur möglide Ent: 
widelung unter ber gemeinfamen Oberbobeit bes Sultans zu fihern. Erft 
feit höchſtens vierzig Jahren hätten die Türken die Affimilirung der ihnen 
unteriworfenen chriſtlichen Wälferfchaften unternommen. In ber Meinung, 
durch Adoption eines Syflems der Abforption und Gentralifation der euro⸗ 
päifchen Givilifation Bahn zu brechen, hätten fie feit jener Zeit die chriftl. 
Bölferjchaften ihrer communalen und provinzialen Autonomie beraubt, deren 
fie fih bis zu Anfang dieſes Jahrhunderts in mehr oder weniger befriedis 
gender Weile erfrenten. Es ſei Thatfache, daß gerade von jener Epoche an 
bie inneren Unruben in ber Türkei gewiffermaßen chronifch geworben feien. 
Das Memoire fchildert Hierauf einige noch gebliebene Ueberrefte jener früheren 
Ordnung ber Dinge, um zu beweilen, daß es keineswegs unmöglich fei, bie 
abminiftrative Autonomie ber chrifilichen Völkerſchaften des Orients mit ber 
Aufrechthaltung ber Autorität des Sultans in Einklang zu bringen. „Um 
dahin zu gelangen, ift e8 keineswegs nothwendig, fich auf das Gebiet bes Un⸗ 
befannten unb Ungewiffen zu berufen. Es ift dazu feinesmwegs erforberlich, 
bas Gebäude des ottomannifhen Staats umzuftürzen oder zu zerilören unter 
bem Vorwande, e8 ganz neu aufbauen zu wollen. Es genügt bazu, es von 
gefährlichen Meberbauten, die feine Solidität gefährden, zu befreien und durch 
Combinationen zu flüßen, bie feinen Grunbdelementen wie feinem uriprüng- 
lihen Plane entipreden. Das kaiſ. Cabinet fchlägt daher bie Prüfung einer 
zuſammenhängenden Reihe von Mafregeln vor, beren allgemeine 
Züge fi) ungefähr folgendermaßen refumiren ließen: 

„I. Geographiſche Gintbeilung, Gruppirung ber Be: 
völferungen. Die alten geographiſchen Eintheilungen bes ottomannifchen 
Reihe entiprehen den verichiedenen Gruppen der unterworienen Völker⸗ 
ihaften. So oft bie Sultane ein Volt bezwungen hatten, feflelten fie das⸗ 
felbe an das Reich durch eine Art Lehensband, legten ihm einen Tribut auf 
und fiellten zuweilen einen mufelmannifhen Chef an feine Spite, aber fie 
ließen die Grenzen besfelben und feine nationale Organifation unangetaftet. 
Die neulihe Organifation von Vilayets hat diefer alten Ordnung ber Dinge 
Eintrag getban und es wäre von Wichtigkeit, davon wieder abzufommen, ins 
bem man ebenfo viele Provinzen bilden würde, als es hauptſächlichſte 
Gruppen von Nationalitäten gibt, die unter dem Gcepter des Sultans 
fiehen. So würde die gemifchte Gruppe Rumeliens, mit einem Theile Ma: 
cedoniens bie erite Provinz bilden, Bulgarien bie zweite, Bosnien, Herze⸗ 
gomwina, Albanien und bie benachbarten Paſchaliks bes alten Serbiens die 
britte, Epirus, das füdliche Albanien, Theffalien und ein Theil Macedoniens 
bie vierte, endlich bie jämmtlichen Sporaden mit Chio als Vorort bie fünfte 
infulare. Jede diefer Gruppen, beren genaue Abgrenzung den Gegenftand 
eines belonderen Studiums zu bilden hätte, fcheint ihre eigenen geographi⸗ 
hen, ethnographiſchen und religiöfen Eriftenzbebingungen barzubieten. Es 
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bebürfte nur geringer Mobificationen, um bie jetzigen Cintheilungen mit 
jenem Syſtem in Einklang zu ſetzen. 

„U. Abminiftrative Organifation der Provinzen, Bezirke 
unb Gemeinden. Das Princip ber Autonomie muß als Grundlage für 
bie abminiftrative Organifation ſämmtlicher Provinzen ber europäiichen Türkei 
anerfannt werben. jede Provinz, jeber Bezirk, jede Gemeinde würde burd 
eingeborene Chefs verwaltet werben, bie frei von der Majorität der Stimmen 
der Bevölkerung gewählt wären. Ber Vorfteher ber Gemeinde würde von 
einem Gemeinderath unterfüßt, der von allen Einwohnern ber Gemeinde ge: 
wählt würde ohne Unterichieb der Herkunft, bes Cultus ober ber Nationalität. 
Dieler Gemeinderath würde bie von den Provinzialräthen votirten Steuern 
vertheilen und einziehen. Derielbe hätte die Aufgabe, durch von ihm be 
ftellte Organe bie öffentliche Sicherheit, den Unterhalt ber Communalftraßen, 
bie Primarfhulen unb andere Snftitutionen für ben Unterriht und bie 
MWopithätigkeitepflege zu überwaden. Er würbe bie Taren und localen Ab: 
gaben votiren. Er würbe Über bie Gemeinbe-Miliz verfügen, bie unter ben 
Einwohnern refrutirt würde und Ordnung und Sicherheit aufrecht zu er: 
halten bätte. Tie Sandſchaks- ober Bezirfsräthe wären auf berfelben Grund: 
lage organifirt und beftänden aus Delegirten der Communalräthe unter dem 
Präfidium eines Staatsbeamten, welcher der überwiegenden Nationalität bes 
Bezirks angehören müßte. Delegirte der Bezirke hätten ben Generalrath ber 
Provinz zu bilden unter bem VBorfige eines vom Sultan ernannten General: 
gouverneurd. Er würde die Angelegenheiten ber Provinz mit dem General: 
rath berjelben leiten und bätte fi ben Beichlüffen des letzteren zu unter: 
ziehen, außer daß ihm für gewiſſe wichtigere Fälle freiftände, an den Ent: 
ſcheid der h. Pforte zu appelliven. Die orthoboren und römiſch-kath. Biſchöfe 
wie bie Rabbiner und Muftis ſäßen Fraft ihres Amtes im Generaltathe, um 
die Intereſſen ihrer reip. Neligionsgenoffen zu wahren. 

„Il. Juſtizorganiſation. Die Auftizorganifation ber chrijtlichen 
Bevölferungen bes oemaniſchen Reichs Hätte ebenfalls auf Grundlage bes 
Wahlprincips zu erfolgen. Jede Gemeinde würbe einen Friedensrichter er: 
nennen, ber ber überwiegenden Nationalität in berfelben angehören müßte 
und in correctionellen ſowie in Civilſachen von einem bejtimmten Betrage 
zu erkennen hätte bei Streitigfeiten unter Chriften. Ein Tribunal eriter In⸗ 
ftanz, deſſen Glieder von den Bezirfsräthen ernannt würden, beftände für 
mehrere Bezirke und erfennte ala Appellationsinftanz in Givil- und Erimis 
nalfahen zwiſchen Ehriften und auch zwiſchen Chriſten und DMufelmännern, 
wofern bie letzteren fich freiwillig der Gompetenz unterzögen. Je nach Be: 
bürfniß könnten Appeüböfe für eine oder zwei Provinzen aufgeftellt werben. 
Für gemifchte Streitfahen b. 5. für ſolche zwiſchen Chriften und Muſel⸗ 
männern beftänden in jeder Provinz einige gemijchte Tribunale, in denen 
Chriſten und Mufelmänner in gleicher Anzahl fäßen unter dem wechjelnden 
Borfig eines Chriften und eines Mufelmanns. Jeder Chrift, der vor ein ges 
milchtes Tribunal gezogen würde, hätte das Recht, die Anweſenheit eines 
Gonfuls oder fremden Gonfularagenten zu verlangen, der über eine unparteiilche 
Rechtspflege zu wachen hätte. Tiefe Garantie, beren unerläßliche Noth⸗ 
wenbigfeit bie Erfahrung bewiefen Hat, könnte mit ber Zeit fallen gelafien 
werben, fobalb bie Principien bes Rechts im Lande Wurzel gefaßt haben 
werben. In ben überwiegend mufelmännijhen Giemeinden und Bezirken 
würden Streitfahen zwifchen Chriften dem nächftgelegenen chriſtlichen Tri⸗ 
bunal zufallen. Die Competenz der von ben PVorftänden ber verfchiebenen 
Religionsgeſellſchaften präſidirten geiftlihen Gerichtshöfe müßte genau be= 
grenzt werden. Bloß ſpezielle Streitſachen zwiſchen Rerionen desjelben Ritus 
Tönnten pur biefelben abgeurtbeilt werden. Die Handelsgerichte wären in 
ben großen Städten in ihrer bisherigen Form zu erhalten jedoch auf Grund⸗ 
Tage be gggeminipe, Die Civil, Eriminal- und Procepgejegbücher unters 
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lägen einer Reviſion unter Zuziehung fremder Rechtsgelehrter und müßten 
in türkiſcher, griechiſcher, ſlaviſcher und armeniſcher Sprache bekannt gemacht 
werden. 

„IV. Militärorganiſation. Die chriſtlichen und iſraelitiſchen Unter⸗ 
thanen des Sultans muͤſſen vom Militärdienſt (servitude militaire) mittelſt 
einer Loskaufsſteuer befreit werden, deren Betrag in billigem Maße feſtzu⸗ 
ſetzen wäre und nur bie dienſtfähigen Männer von 18 bis 35 Jahren treffen 
würbe. Tiefe Steuer würde von ben Gemeindevorftänden angelegt und ein= 
getrieben. Diejenigen Chriften und Sfraeliten übrigens, die in die Armee 
einzutreten wünjchen follten, würden in biefelbe ganz ebenfo wie bie Mujel: 
männer aufgenommen und wären dann von der Losfaufsfteuer frei. Alle 
Unterthanen des Sultans ohne Unterfchieb bes Eultus oder ber Nationalität 
hätten in den Reihen der Localmiliz zu dienen, um zur Aufrechthaltung ber 
Öffentlihen Ordnung mitzuwirken. Dieſe Miliz hätte die Polizei auszuüben 
unter Leitung der Gemeindbevorflände und bem Gommanbo bed Provinz: 
gouverneurs, In Feinem Fall könnte biefe Miliz gehalten werden, bie 
Grenzen ihrer reſp. Bezirke zn überfchreiten. 

„V. Sinanzen. Die Gefammtheit ber Steuern unb Abgaben jeder 
Provinz wird alle 3 Jahre en bloc von ber Piorte feſtgeſetzt, indem fie zu 
biefem Ende hin Delegirte der Provinzialräthe mit berathender Stimme ein= 
beruft. Die Delegirten können fih zu Dollmetſchern ber Begehren und Vor⸗ 
ftelungen ber Provinzen, beren Bevollmäcdhtigte fie find, machen. Indem bie 
Piorte die Höhe ber Steuerfumme jeder Provinz feitfett, hätte fie die Größe 
ber Bevölferung und beren agricole, inbuftrielle und commercielle Reffourcen 
in Rehnung zu ziehen. Tiefe Steuerfumme wird dann von den Provinzialz, 
Bezirks- und Gemeindberäthen vertheilt und eingezogen. Jede Gemeinde ift 
für die richtige Bezahlung des auf fie fallenden Antheile daran verantwortlid. 
Die geiftlihen Abgaben werden von den Provinzialräthen feftgeftellt, von den 
Gemeinden umgelegt und beigetrieben und bdiefe haften biefür gegenüber den 
Religionsvorftänden. Ale andern Abgaben, welder Art fie immer fein 
mögen, werben abgeichafft, mit Ausnahme ber Zölle nach dem Zolltarif Des 
Reiches. Dicfelben werben an ben Grenzen von ben Zollbehörden erhoben 
und bieje hängen Tebiglih vom Fiscus ab. 

„VI Deffentlihes Unterrihtswefen. In allen überwiegend 
riftlichen oder ifraelitifchen Gemeinden bes Reichs ift die Freiheit bes Unter: 
tits lebiglih durch die von ber öffentlichen Moral gebotenen gefeglichen 
Einſchränkungen begrenzt. Die Gründung, Unterhaltung und Leitung von 
Volks- und Mittelfhulen fteht den Gemeinde: und Bezirksräthen zu. Die 
höheren und Specialfhulen, die der Etaat unterhält, wären ben Chriften 
ebenjo zugänglid wie ben Mufelmannen und Sfraeliten. Indeß können 
auch die Provinzialräthe auf ihre Koiten Schulen diefer Kategorie gründen, 
die dann ausjchließfich fiir die in der Provinz oder im Bezirk überwiegende 
Nationalität beftimmt wären. Kein Hemmniß darf dem freien Befuch von 
Schulen und Univerfitäten bes Auslandes denjenigen entgegengefeßt werben, 
bie fih dem Schulfach widmen wollen und folde Perfonen jollen bei ihrer 
Rückkehr ungehindert das Profefforat in ben Gemeinden oder Bezirken ihrer 
Provinz ausüben können. 

„VII Allgemeine Dispofitionen. Alle Untertbanen des Sultans 
ohne Unterfchied des Eultus, Standes ober der Nationalität follen vor bem 
Geſetze gleich fein und zu allen öffentlichen Functionen Zutritt haben. Die 
Fremden, bie fih in ber Türkei aufhalten, werben noch eine Zeitlang ber 
Erterritorialität genießen, d. b. fo lange, bis bie neuen Xnftitutionen Wurzel 
gefaßt und in die Sitten und Gewohnheiten bes Landes übergegangen fein 
werden. Nah Ablauf diefer Frift und nachdem eine europäiſche Commiſſion 
ad hoc bie gewonnenen Refultate conftatirt haben wird, mögen bie fremben 
Mächte auf dieſe Vorrechte zu Gunften ihrer Nationalen kraft ber Capitula⸗ 
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tionen oder alten Verträge verzichten. Die Vorſtände ber chriſtlichen Religions: 
genofjenichaften werden die Privilegien und Immunitäten, beren fie feit Alters 
her genießen, beibehalten, haben ſich indeß den Gefegen zu unterziehen und 
ihre Streitigkeiten von den competenten Gerichten entſcheiden zu laſſen, ohne 
an fremde Intervention oder Protection recurriren zu bürfen. Die Verwal: 
tung der Zölle, Poſten, Telegraphen, Eijenbahnen, Reichsſtraßen und Ca: 
näle x. fteht ber Gentrafregierung zu, bie bie Beamten biefür unter allen 
Unterthanen des Sultans ohne Unterſchied auswählt. — Die Anwendung 
biefer Maßregel könnte indeß erfahrungsgemäß nit dem ausschließlichen 
Belieben ber türkiſchen Regierung überlaffen werben. In ihrem eigenen 
Snterefje wie in bem ber Bevölferungen ber europäifchen QTürfei müffen 
Klippen vermieden werben, an benen alle früheren Verfuche gejcheitert find. 
Es genügt indeß, ernithafte Garantien der Aufrichtigfeit und des praftifchen 
Werthes eines Unternehmens barzubieten, das im Orient in die Hand ge: 
nommen und durchgeführt werden muß, wenn fünftige Verwidelungen und 
großes Unglüd verhütet werben follen. Ohne diefe Garantien, die nur in 
ber Cooperation der europäiſchen Deächte liegen können, dürften alle Bemüh— 
ungen an einem Widerftande der chriftlichen Bevölferungen fcheitern, ber zwar 
paſſiv aber bartnädig und unüberfteiglich ift, da biefelben jchon zu graufame 
und zu Häufige Enttäufchungen erfahren haben, um ſich ferner auf den guten 
allen und auf die Gejchidlichfeit der mufelmännifchen Behörden zu ver: 
aſſen.“ 


— April. (Polen). Die Ruthenen im Gouvernement Lublin, ber größte 


Theil der Bevölkerung desſelben und die bisher ber griechiſch-unirten 
Kirche angehörten, werben einfach wieder mit ber orthoboren Kirche 
vereinigt, indem das Konfiftorium den Geiſtlichen desſelben ben 
Befehl zugehen läßt, im Privat: und amtlichen Verkehr mit ihren 
Pfarrfindern fih fortan nicht mehr der polnifhen, fondern aus: 
ſchließlich der ruſſiſchen Sprache zu bedienen und alle in den unirten 
Ritus aufgenommenen römiſch-kath. Kirchengebräuche fofort zu befeitigen. 


4, Mai, Eröffnung der fog. ethnographiſchen Ausftelung in Moskau. 


16. 


20. 


22, 


mn de 


„ Rußland tritt der Genfer Convention für die Verwunbeten im 
Kriege bei. 
„ Ankunft der Deputation der öfterr. Slaven zur fog. ethnogra- 
phiſchen Ausftelung Moskau's in St. Petersburg, wo fie in bemon: 
ftrativ-flavifhem Sinne gefeiert wird. 
„ (Bolen). Ein kaiſ. Ufas verfügt auf den Antrag des Comite 
für die Angelegenheiten des Königreichs Polen in Erwägung, daß 
bie diplomatifche Verbindung zwiſchen bem Faiferlichen Hofe und ber 
römiſchen Regierung aufgehört hat, u. a, folgende Beitimmungen, 
betreffend das Verhältniß der römiſch-katholiſchen Geiftlichfeit und 
ber Privatperfonen des römiſch⸗-katholiſchen Bekenntniſſes zu dem 
Oberhaupte ihrer Kirche: | 

1. Alle Angelegenheiten ber dem ruffiihen Scepter auch in bem König- 
Teiche Polen untergebenen Perſonen des römiſch-katholiſchen Bekenntniſſes, 
der ſeiſt lichen wie der weltlichen, welche ihrer Natur nach eine Mittheilung 

apſt erfordern, unterliegen der Verwaltung bes römiſch-katholiſchen 


‚ven 
eig, Colegiums in St. Petersburg. Deßhalb find Bittgefuche in allen 
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biejen Angelegenheiten, welche Privatperfonen betreffen, von benfelben an das 
Oberhaupt ihrer Diöcefe einzureichen, welches, wenn es das Bittgefuch nicht 
aus eigener Machtvollfommenheit entſcheiden Tann, dasſelbe dem geiftlichen 
Collegium zu unterbreiten hat. Ebenſo haben in Saden, welche unmittelbar 
die Diöcefan-Oberhäupter (den Erzbifhof von Mohilew nicht ausgenommen) 
betreffen und bie Entſcheidung des Papftes erfordern, bie Diöcefan » Ober: 
häupter ihre Vorftelungen an das Collegium zu richten. 2. Das geiftliche 
Collegium prüft dieſe Geſuche nach ber für dasſelbe feftgeftellten Geſchäfts⸗ 
ordnung, und wenn es erfennt, baß ein Geſuch durch bas Collegium allein 
nicht erledigt werben kann und nothivendig eine Mittdeilung an ben Rapft 
erjorderlich ift, jo beichließt e8, die Sache der Enticheidung desfelben vorzus 
legen, und beauftragt den Vorfigenden bes Eollegiums, die Sache auf bem 
geeigneten Wege an den Papft zu bringen. 3. Nah Empfang der Entſchei⸗ 
dung bes Papſtes, welchen Charakter dieſe auch haben mag, find alle von 
beinjelben erhaltene Bullen, Aufrufe, Grmahnungen und überhaupt alle Do: 
cumente und Papiere, fie mögen einen Namen haben, welchen fie wollen, 
vom Vorfigenden des Collegiums ohne Verzug und vor ihrer Bekanntmachung 
oder anberweitigen Verfügung in Betreff ihrer Ausführung im Original bem 
Minifter des Innern vorzulegen, ber, nachdem er fich überzeugt, daß bieje 
Documente nichts gegen die Staatsgefeke und bie geheiligten Rechte und 
Prärogativen ber höchſten unumfchränften Gewalt enthalten, die Sache in 
Bezug auf ihre Ausführung ber gejhäftsmäßigen Behandlung überweist. 
4. Die in ben vorftehenden Artifeln feftgeflellte Ordnung ift auch zu beob⸗ 
achten, wenn es ſich darum handelt, für Perfonen, welche von der höchſten 
Staatsbehörbe zur Würbe des Erzbiſchofs, Metropoliten und ber Didcefans- 
Biſchöfe beftimmt find, die canonijche Betätigung Seitens bes Papftes, ſowie 
für den Erzbiſchof, die Bilhöfe und Diöceſan-Verweſer aller Art die päpft- 
lihe Ermädtigung zur Diöceſan-Verwaltung zu erwirfen. Die Didcejan: 
Oberhäupter haben in gleicher Weile die canonishe Beftätigung ber zur 
Würde von Suffragan-Biſchöfen beftimmten Perſonen zu erwirfen. 5. Sei: 
nerlei Documente, Bullen, Entſchließungen und Erlaffe des römtfhen Papftes 
und deſſen Regierung haben innerhalb bes ruffiishen Staates, mit Einfluß 
bes Königreiches Polen, Geſetzeskraft, wenn fie nicht auf dem oben bezeich⸗ 
neten Wege empfangen und nicht vorher dem Minifter bes Innern vorgelegt 
iind. 6. Im Falle der Nichtachtung und Webertretung der obigen Beſtim⸗ 
mungen find, abgefehen davon, daß die auf ungefeglihem Wege ans Rom 
erhaltenen Enticheidungen für ungültig erklärt werben, diejenigen Perfonen, 
welche fi ber Unterhaltung von Verbindungen mit dem römiſchen Papfte 
oder deſſen Regierung auf einem anderen, als bem hier vorgefchriebenen 
Mege ſchuldig maden, ſowie biejenigen Perſonen, welde, nachdem fie auf 
ungejeglihem Wege vom römiſchen Papfte, deſſen Regierung oder von im 
Auslande fih aufhaltenden Geiftlichen irgend welche Bullen, Documente, 
Auffordberungen, Ermahnungen und Erlafje erhalten Haben, diefelben nicht 
jofort und vor ihrer Publicirung oder Ausführung dem betreffenden Gou⸗ 
verneur oder bem Minifter bes Innern vorlegen, von ben Gerichten oder 
auf dem Verwaltungswege auf Grund eines bejonberen Gefeges zur Beſtra⸗ 
fung zu ziehen. 


22. Mai. Ein kaiſ. Ukas befiehlt die fofortige Aufhebung der Diöcefe 


26. 
28. 


29. 


Podladhien. 


*„ Die öfterr. Stavenbeputation wird vom Kaifer empfangen. 


„ Ankunft der öfterr. Elavendeputation in Moskau und neue Te: 
ftivitäten zu ihren Ehren. 
» (Bolen). Der Kaifer erläßt auf dem Wege nah Paris in 
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Kußland. 


Wirballen eine jedoch nur beſchränkte Amneſtie für die bei dem 
Aufſtande von 1863 Betheiligten. 


31. Mai. (Finnland). Schluß des Landtags. Da derſelbe ein ihm von 


Ha 


0 


6. 


13. 


18. 


ber Regierung vorgelegtes Preßgefeg (nah Art der im übrigen 
Rußland geltenden Normen) faft einftimmig abgelehnt bat, jo wird 
e8 von dieſer im Abminiftrationswege veröffentlicht. 


. uni. Ankunft des Kaifers in Paris. 


„ Der Kaifer wird in Paris im SJuftizpalafte und im Musde de 
Clugny durch wiederholte Rufe vive la Pologne beleidigt. 


» Mißlungenes Attentat des Polen Berezowsky in Paris auf den 
Kaifer bei Gelegenheit der großen Revue im bois de Boulogne an 
der Seite des Kaijers Napoleon. 


» (Bolen). Weiterer Schritt der Einverleibung: Ein kaiſ. Ufas 
hebt die polniihe Regierungscommilfion für das Unterrichtöwefen 
auf und unterjtellt die bisherigen Aufgaben derfelben dem ruſſiſchen 
Unterridhtsminifterium. 

„ (Baltifhe Provinzen). Der Kaifer genehmigt einen Beſchluß 
bes Minifter-Comitd vom 9. Mai, der es für „unumgänglid er: 
achtet, durch vereinte Anftrengung aller Reſſorts bie in ber That un⸗ 
aufichiebbare Erfüllung des Ukaſes vom 3. San. 1850, der troß 
feiner Aufnahme in das baltiiche Geſetzbuch ein tobter Buchſtabe ge- 
blieben jei, in's Wert zu feßen.“ . 

Ufas vom 3. Jan. 1850: „1) Die Gouvernements-Regierungen und 
alle Kronbehörden ber drei Dftfee-Gouvernements müſſen ihren Schriftwechfel 
in ruffiiher Sprache führen, nicht nur mit ben oberften und allgemeinen 
Reichsbehörden und Verwaltungen, und ben Behörden außerhalb ber Oſtſee⸗ 
Gouvernements (j. Anmerf. 1 zu Art. 121), fondern audy mit allen in ben 
Oſtſee-Gouvernements befindlichen Behörden und Perfonen, bie ihre Gejchäfte 
felbft nicht in beutfcher, fondern in ruffiiher Sprache verhandeln, deßgleichen 
auch mit allen in den Oftfee-Gouvernements befindlichen Militärbehörben und 
Perſonen. 2) Der Generalgouverneur hat darauf zu fehen, baß in Zufunft “ 
als Mitglieder und als höhere Kanzleibeamte der Kronbehörden vorzugs⸗ 
weile ſolche Perſonen angeftellt werben, bie binläugliche Kenntnifje in der 
ruffiihen Sprache befiten, um in derſelben bie Geſchäfte führen zu können. 
3) Vom 1. San. 1858, d. h. alfo nachdem bie jetzt ihre höhere Bildung in 
ben Gymnafien und ber Univerfität bes Dorpat’ichen Lehrbezirks Beginnenden 
ben vollen Lehrcurſus durchgemacht, follen zu allen Aemtern, ſowohl ald Mit: 
glieder wie als Kanzleibeamte der Kronbehörben des Dftieegebiets nur jolche 
Perſonen angeftellt werden, die gründliche Kenntnifje in der ruffiichen Sprache 


. beiten, und im Stande find, in berfelben die Geſchäfte zu führen. 4) Wenn 


nad Dafürbalten ber oberften Gouvernementsobrigfeit bie Zahl folder Be⸗ 
amten in allen Kronbehörden hinreichend ift, fo bat Diefelbe eine bejonbdere 
Borftelung zu machen, über die Feftftellung eines pofitiven und entſcheiden⸗ 
ben Termins, von dem an bie Geſchäftsführung in denjelben ausjchließlich in 
ruſſiſcher Sprache ftatthaben ſoll.“ 


„Golen.) Der Kaiſer trifft von Paris zurück wieder in Warſchau 
ein. Unfreundliche Haltung deſſelben. 
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20. Juni. (Polen) Ein k. Ulas befiehlt die Einftellung weiterer Ver: 


mögensconfiscationen wegen Betheiligung an ber Inſurrektion von 
1863, aber ausbrüdlih nur für Polen, nicht auch für die fog. weft: 
lihen Gouvernements. 
»„ Fürſt Gortſchakoff wird anläßlich feines 5Ojährigen Dienftjubi- 
läums vom Kaifer zum Reichslanzler ernannt. 
„ (Oftfeeprovinzen). Der Kaifer empfängt in Riga die Behörden 
und bie Kaufmannſchaft und fpridt fie in ruſſiſcher Sprade an. 
Das ungewohnte Benehmen bes Kaifers erregt im Lande große Be 
forgniffe. 

„Mir find Ihre ungeheucdhelten Ergebenbeitsgefühle befannt. Mein Ber: 
trauen zu Ihnen ift ftets dafjelbe, doch vergeffen Sie nicht, daß Sie einer 


Familie angehören und einen untrennbaren Theil Rußlands bilden. Ich hoffe 
zuverfichtlih auf Ihre Mitwirkung für bie Reformen in ben Oftjeepropinzen.“ 


T. Juli. (Baltifhe Brovinzen) Ein Erlaß des ruff. Kriegsminifte- 


riums geht nody über den Ulas vom 3. San. 1850 hinaus. Der 
Commanbirende der Truppen in ben Oftfeeprovinzen, General Ale: 
binsky, gibt davon den Truppen bes Riga'ſchen Militärbezirts (d. h. 
allen brei Ditjeeprovinzen) folgendermaßen Kenntniß: 

„Nah Durchſicht des Memoriald des Minifters der VBolfsaufflärung über 
bie Mittel zur Stärkung bes Unterrichts der ruſſiſchen Sprache im Dorpater 
Lehrbezirke hat das Miniſter-Comité zum Ausgangspunfte feiner Erwägungen 
den Umſtand genonmen, baß ber Allerhöchſt am 3. Yan. 1850 beitätigte 
Beihluß des Miniſter⸗Comité's, betreffend bie Einführung ber Correſpondenz 
in ruſſiſcher Sprache in ben Kronbehörden ber Oſtſee-Gouvernements, unge 
achtet der wiederholten Verſuche der örtlichen Obrigkeit zur Realiſirung bers 
jelben, Bis zur gegenwärtigen Zeit ein tobter Buchfiabe geblieben ift, und 
mitteld Journals vom 9. Mai d. Is. unter anderen Maßnahmen für noth⸗ 
wendig anerfaunt und befchlofjen, die bejondere Aufmerfjamfeit der Miniſter 
und ber Ober-Dirigenten ber einzelnen Verwaltungen barauf zu lenken, baß 
es gegenwärtig unumgänglid) fei, durch vereinte Anftrengungen aller Reſſorts, 
bie in ber That unaufihiebbare Erfüllung bes monardiihen Willens bins 
fihtlih ber Einführung des Geihäftsganges in ruffiiher Sprache in ben 
Kronbehörben der baltiichen Provinzen, welche in dem Allerhöchſt am 3. Jan. 
1850 beftätigten Beſchluſſe bes Minifter-Comits’8 ausgedrüdt ift, ins Werk 
zu jeßen. Auf bas erwähnte Journal des Comité's ift am 1. Juni d. J. 
die eigenhänbige Rejolution Sr. Kaiferl. Majeftät erfolgt: „Zu erfüllen.“ 
Um dem oben ausgeführten Allerhöchften Befehle Seitens bes Kriege-Minis 
fteriums Erfüllung zu geben, Hat der Kriegsminifter für nothwendig aners 
fannt, folgende Maßregeln zur unverweigerlichen Erfüllung zu ergreifen: 
1) dem Chef der Riga'ſchen Junkerſchule zur unabänderlichen Pflicht zu 
machen, bei der Aufnahme von Junkern und Freiwilligen aus den Einge⸗ 
borenen der baltiſchen Provinzen in die genannte Schule von denſelben die 
ſichere Kenntniß der ruſſiſchen Sprache zu fordern und nur bei vollſtändig 
befriedigender Keuntniß dieſer Sprache fie für würdig zu erklären, zu Offi— 
zieren befördert zu werden. 2) Allen Militär⸗Verwaltungen des Riga'ſchen 
Militärbezirks zu verbieten, irgend welche Schreiben in einer anderen Sprache 
außer in ruffifcher entgegenzunehmen; nur angereiften Ausländern zu ge⸗ 
ftatten, Bittfchriften in ihrer Mutterfprache einzureichen, jedoch auch das nicht 
anders, als mit Hinzufügung eines ruſſiſchen Translate, deſſen Nichtigkeit 


- 
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von ben betreffenden örtlichen Civil⸗Behörden atteſtirt ſein muß. Indem id 
ſolches gemäß ber Requiſition des Chefs des Hauptſtabes vom 24. Juni d. J., 
sub Wr. 1573, ben Truppen bes mir anvertrauten Militärbezirf$ zur unab: 
änderlichen und pünktlichen Erfüllung bes Obigen eröffne, befehle ich außer: 
dem, die größte Aufmerkſamkeit ebenfalls auf die vollftändig befriedigende 
Kenntnii der ruſſiſchen Sprache folder junger Leute, bie in ben Militärdienft 
zu treten wünfchen, zu wenden unb ohne ſolche Kenntuiffe junge Leute über: 
haupt nicht in ben Dienft aufzunehnen.“ 


8. Juli. König Georg von Griechenland verlobt fi mit der Prinzeſfin 
Olga, Tochter des Großfürften Conftantin. | 


47. „ Ein k. Ukas führt mit dem 1. Sept. d. J. das öffentliche und 
mündliche Gerichtsverfahren auch für die Militärbehörben ein. 


18. „ Um Borfälle, wie fie im Provinziallandtage von St. Petersburg 
für die Zukunft unmöglid zu machen, ermächtigt ein k. Ufas bie 
Präfidenten der Landtage zu entſcheiden, ob bie Debatten über biefe 
oder jene Trage Öffentlich fein follen oder nit und bie ihm an- 
ſtößig ericheinenden Debatten zu unterjagen und macht überhaupt die 
PBräfidenten für alle Debatten verantwortlich. 


20, ; „ Ein E. Ufas ordnet den Wiederzufanimentritt der im Januar auf: 
gelösten Provinzialvertretung des Coup. St. Petersburg nad) ben | 
beftehenden Vorſchriften an. 


" no &Bolen) Weiterer Schritt zur Einverleibung Polens: Durch 

| k. Ukas wird auch die Commiſſion für die inneren Angelegenheiten 
bes Kor. Polen aufgehoben und werben ihre Befugnifje unter bie 

bverſchiedenen ruffiihen Minifterien in St. Petersburg vertheilt. 


28. „ Ein E. Ukas befiehlt die Organifation eines neuen Gouv. Turfe- 
ſtan und ernennt den Gen. Kaufmann zum Gouverneur befjelben 
und zum Commandirenden des turfeftanifchen Militärbezirks. 


— „ Herzens Kolofol (die Glocke), die zulegt noch in Genf erſchien, 
geht in Folge ber gänzlich veränderten Stimmung in Rußland 
völlig ein. 


— Aug. (Sog. weftlihe Provinzen). Ein Circular bes Generalgon: 
verneurs Baranow macht neuerdings barauf aufmerffam, daß an ber 
Zwangsentäußerung der polnifhen Güter bis zum 10. Dec. d. J. 
unerbittlich feitgehalten werde und 


„baß alle die Güter, welche in einer Frift von zwei Jahren verkauft fein 

müſſen und welche am 10. Dec. 1867 nicht verfauft find, mit Beſchlag belegt 

werben müfjen und Feine Verhandlung über ben Verkauf aus freier Hand 

diieeſer Güter nad) biefem Termine von der zuftändigen Gerichtsbehörbe weder 

erlaubt noch für gültig erfannt werden darf." Für die der Regierung be- 

reits anheimgefallenen Gütercomplere wirb auf die frühere Beftimmung, bag 

“ fie nur an Ruffen follten verfauft werben bürfen, verzichtet und auch Deut: 

ſchen geftattet, folche zu Faufen und zu zerflüdeln. Ginzelne große Compfere 

‚ parzellirt bie Regierung felbft und beginnt fie an Ruſſen und Deutjche zu 
verkaufen oder in Erbpacht zu geben. - 
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— Aug. (Bolen) Die offiz. Ztg. meldet faft täglich Verſchenkungen 
von Staatsgütern an ruffiihe Militärs und Beamte unter der Bes 
bingung des orthodoren Slaubensbefenntniffes für ihre Nachfolger. 

Der renitente Biſchof von Kaminicz in Podolien wird nach Sym: 
pberopol internirt und dahin abgeführt und dem zu Warfchau in 
Haft gehaltenen Biſchof von Podlachien daſſelbe angebroht, wenn er ſich 
nicht füge. Auch das unirte Gonfiftorium von Chelm befiehlt feinen 
Geiftlicden, fi beim Gottesdienſt und allen gottesdienftlihen Hand: 
lungen der ruffiichen, jtatt der polniſchen Sprache zu bedienen und 
alles wegzulafien, was nit zum ortboboren @ultus gehört. Die 
zahlreichen projectirten Volksſchulen für Polen ſollen [päteftens bis zum 
1. an. 1866 eröffnet und der Religionsunterricht an denſelben überall 
in rufliicher Sprache durch die rutheniſchen Geiſtlichen ertheilt werben. 
Auch das niedere Gerichtswejen wird ruflifizirt, indem die fog. Woyt⸗ 
ämter (Schulzen) aufgehoben und durch Bezirksgerichte erjeßt werben, 
deren Mitglieder durch die Regierung ernannt werben und entweder 
Ruſſen fein oder der ruffiihen Sprache mächtig fein follen. National: 
ruffen, weldye in Polen Staatsdienfte nehmen wollen, werben burd 
k. Ukas mit bejonderen ‘Privilegien ausgeftattet. 


1. Oct. (Baltifhe Provinzen), Aud bie | eſthländiſche Ritterſchaft 
läßt das ausſchließliche ablige Güterbeſitzrecht fallen, wodurch für 
alle 3 Oſtſeeprovinzen ein gleichmäßiger Zuſtand bez. des Erwerbs 
von Rittergütern hergeſtellt iſt. 

— „ BvBaltiſche Provinzen). Das ruſſ. Miniſterium der Wege und 
öffentlichen Bauten erläßt an die Direction der Riga-Dünaburger⸗ 
Eiſenbahn den Befehl, daß alle ihre Bedienſteten ruſſiſch ſprechen 
müſſen und ſchlägt das Geſuch um einjährige Geſtundung für die 
Ausführung des Befehles ab. Zwanzig Preußen treten in Folge 
davon aus dem Bahndienſt. Die localen Civilbehörden der Krone 
in den Oſtſeeprovinzen faſſen ihre Correſpondenzen an das Riga'ſche 
Börfencomite, an den Magiſtrat von Reval in ruſſiſcher Sprache ab. 
Die nationalsruffifhen Blätter in Moskau verlangen gerabezu und 
offen die Ruflifizirung der Oſtſeeprovinzen. 

Goloß: „Wir beftreiten Teineswegs bie Verbienfte, welche die baltifchen 
Deutfhen Rußland erwiefen haben. Zwiſchen Deutichen und Deutichen ift aber 
ein Unterſchied. Wahre Verbienfte haben nur diejenigen um das Vaterland 
gehabt, die volftändig Ruſſen geworden find. Solche Deutiche wird Rußland 
ftet8 werth halten; aber bieje wadern Perſönlichkeiten haben nichts gemein 
mit ben parafitiiyen beutjchen Baronen, welche das Blut ber von ihnen bes 
Landes beraubten Bauern ausſaugen, noch mit ben Mitgliedern verſchiedener 
deutſchen Geſellſchaften in Rußland, welche ihre Mufifanten zwanzigmal bie 
preußifche Nationalhymne ſpielen laſſen“ „Moskwa“: „Bon zwei Dingen 
eined — entweder den baltiſchen Deutſchen die volle Möglichkeit Iafjen, bie 
£ofalbevälferung zu germanifiren, und jo mit eigenen Händen allmählig bas 
Gebiet bes deutihen „Vaterlands“, in beffen Nähe fchon jet, noch ehe es fich 
vollſtändig gebildet, die erſte europäiſche Militärmacht eine flarfe Unruhe 
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fühlt, erweitern, oder offen, ohne ſich verſchämt mit verſchiedenen Masken zu 
verhüllen, ohne im Geringſten das Geſchrei unſerer Gegner zu beachten, die 
ruſſiſche Fahne in den Oſtſeeprovinzen aufpflanzen, und dann wollen wir 
ſehen, welche Seite die Oberhand behält.“ 

Um der Polemik zwiſchen ben nationalruſſiſchen Moskauer Blät⸗ 
tern und den deutſchen Zeitungen der Oſtſeeprovinzen über die 
Frage der Ruſſifizirung der Oſtſeeprovinzen und die verbrieften Rechte 
dieſer gegen ein ſolches Vorgehen wird der baltiſchen Preſſe (die 
ſeit dem Dec. 1865 unter Cenſur ſteht, während die Blätter 
von Moskau und St. Petersburg ſeit dem Sept. 1865 einer gewiſſen 
Preßfreiheit genießen) die Behandlung der Sprachenfrage gänzlich 
unterfagt. 


46. Nov. (Polen.) Den Beamteten wird die Datirung nad dem alten 


21. 


Kalender anbefohlen; das Publitum führt indeß "fort, fi) des neuen 
zu bedienen. 

„ &Baltifhe Provinzen). Der zur Bericiterftattung über bie 
Stimmung der beutfchen Bevölkerung nah St. Petersburg berufene 
Öeneralgouverneur Aldebinsky kehrt nah Riga zurüd: die Der: 
fügung vom 13. Juni bez. Ausdehnung der ruff. Sprade wird 
keineswegs außer Kraft geſetzt. Ein offiz. Artikel der „Nord. Poſt“, 
des Organs des Minijteriumsd des Innern, fucht fie vielmehr zu 
rechtfertigen und verlangt neuerdings „bebingungslofe Unterwerfung 
unter bie allgemeinen Grundſätze der Bürgereinheit.” 


— Dec. (Baltifhe Provinzen). Der livländiſche Landtag beichließt, 


dem Kaifer eine ehrfurchtsvolle Adreſſe zu unterbreiten und in biefer 
offen und loyal um die Aufrehthaltung des Landesrechts in der 
Spradenfrage zu bitten. | 
Anmerfung. Eſth⸗- und Livland gehören feit Neter dem Großen, Kur⸗ 
land feit 1795 zum ruſſiſchen Reiche. Aber durch Verträge und Gapitula= 
tionen find ihren Ritter: und Lanbdjchaften Rechte zugebilligt und garantirt 
worden, bie im Nyſtädter Frieden betätigt und von allen rufjiihen Mo⸗ 
nardhen beim Negierungsantritte befchworen wurden. Zu dieſen Rechten ges 
hört ausbrüdlich „der Gebrauch ber beutfchen Sprache in den Gouvernements— 
und Stadt-Kanzleien, eben jo bei ben Gerichten.” Nicht nur in der voll- 
ftändigen Gefeßfammlung bes rufjifchen Reiches, fondern auch in ben „Sſwod,“ 
bem für richterliche Entſcheidungen maßgebenden Coder, fteht diefes Recht ver⸗ 
zeichnet und verbrieit. Der Provinzial-Coder (I, 121) faßt ben rechtlichen 
Zuftand in folgende Worte zufammen: „In den Behörden ber Oftfee-Gous 
vernements werben bie Geſchäfie im Allgemeinen im beuticher Sprache ver: 
banbelt, außer in ben Bauergemeinbegericdhten, wo fie im ber örtlichen lettifchen 
ober efthniichen Sprache verhandelt werden.“ Als ein Beweis für die aus- 
ſchließliche Geltung der deutſchen Sprache kann ein Geſetz von 1842 gelten, 
das einer aus der allzu ſtricten gefotgung biejes Rechtes möglicher Weiſe 
entſtehen DER uftizverweigerung vorbeugen Tollte und als Art. 122 in ben 
Prop; en 1:Cober aufgenommen wurde. Tiefer Artifel lautet: „Die Gerichts: 
beug nd per Oſtſeeprovinzen können, alle ihre Geſchäfte in deutfcher Spradye 
berg, on d, bephalb nicht Geſuche und Schriften, welche aus anderen Gous 
nf" 
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vernements in ruſſiſcher ober in einer anderen Sprache an fie gelangen, ben 
Bittftellern zurückgeben; ſolche Schriften werden vom Gerichte angenommen, und 
auf feine Verfügung wird eine genaue deutſche Ueberſetzung zur weiteren vor⸗ 
hriftsmäßigen Verhandlung der Sache angefertigt.” Im Jahre 1847 wurde 
ein Gejeß erlaffen, welches faum eine Neränderung enthielt und als An: 
merfung zu Art. 121 feine Stelle im Provinzialredhte gefunden bat. Diele 
Anmerkung beftimmt: „Behufs ber Abfaffung von Schriften in ruſſiſcher 
Sprade für bie Correfpondenz mit den allgemeinen Behörden und Verwalt⸗ 
ungen bes Reiches und ben Behörden anderer Gouvernements gibt es in ben 
Behörden ber Oftjee-Gouvernements bejondere Erpebitionen oder Translateure.“ 
Grit das Geſetz vom 3. Yan. 1850, das als Anmerfung 2 zu Art. 121 des 
eriten Theile in den Provinzial-Cober aufgenommen wurde, brachte eine 
wirflihe Beichränfung des officiellen deutſchen Sprachgebrauchs (ſ. oben 
13. Juni). Bisher hatte dieſe geleglihe Beitimmung nicht zur Ausführung 
gelangen können, weil fie nicht nur nicht einem vorhandenen Bebürfniffe ents 
ſprach, fondern den thatjächlichen Verbältniffen jchnurftrads zuwiberlief. Nun 
aber wurde ber im vierten Punkte vorbehaliene Termin durd den vom Kaifer 
beftätigten Beſchluß bes Minifter-Comite’s v. 13. Juni als definitiv einges 
treten bezeichnet. Zu biefem Eingriffe in die Landesprivilegien hält fich bie 
Regierung für vollfommen berechtigt, da bie Provinzen fi) den „Srundfägen 
ber Neichseinheit”" Bebingungslos zu unterwerfen hätten, unb in ber That 
haben bie Kaiſer Alerander J. Nifolaus und Alerander II. bei ihrer Throns 
befteigung die Privilegien der baltifchen Lande nur unter bem ausbrüdlichen 
Vorbehalte confirmirt: „fo weit fie ben allgemeinen Snftitutionen und Ges 
feßen unferes Reiches entſprechen.“ Diefe Klaufel muß jebt dazu dienen, 
um gegen das Deutſchthum ber Oftfeeprovinzen vorzugehen. 


8. Dec. (Baltifhe Provinzen.) Der Kaifer verweigert die Annahme 
der Adreſſe bes livländiſchen Landtags in ber Sprachenfrage. 


12. Lürkei. 


4. Ian. (Aegypten). Entdeckung einer Palaftverfhmwärung, an deren 


9, 


Spitze Selim Paſcha, Oheim des Vicekönigs, ftand. Derfelbe fo- 
wie eine Anzahl Würbdeträger werben in Haft genommen. 

„ (Sandia). Der Sultan richtet ein Refcript an den Militär: 
commandanten Muftapha Paſcha, in bem er ihn beauftragt, bie Wahl 


. „von Delegirten der mufelmännifhen und chriftlichen Bevölkerung zu 


veranlaffen und dieſelben nach Konftantinopel zu fchiden, um mit 
ihnen die Beſchwerden der Inſel zu unterfucdhen. 


12.—20. Yan. (Candia). Muſtapha Paſcha verfudht umfonft in die 


Thäler der Sphafia einzubringen. 


20. San. (Rumänien) Die Großmächte, mit Ausnahme Rußlands, 


26. 


a7. 


31, 


das in anderer Form ſchon vorausgegangen tft, richten ibentijche 
Noten an dic Pforte, dur welde fie bie Anvejtitur des Prinzen 
Karl von Hohenzollern als Fürften von Rumänien anerkennen. 

„ Rumänien) Die I. Kammer anerkennt endlih bie im 
vorigen Jahr vom Yürften Karl mit dem Haufe Oppenheim zu 
[hweren Bedingungen abgefchloffene Anleihe mit 58 gegen 40 
Stimmen. 

„ (Serbien). Fürft Michael gibt zu Eröffnung von Militär: 
conferenzen in Belgrad ein großes Feſteſſen und bringt babei (mit 
Rüdfiht auf feine an die Pforte bereits geftellte Forderung bez. 
ber Feſtungen) einen fehr friegerifhen Toaſt auf die Reorganifation 
der Armee und die Gründung der Landwehr aus: 


„Der Grundgedanke biefer Reform, die ſchon mein in Gott ruhender 
Bater verfolgte, ift der, Serbien in den Stand zu ſetzen, daß es auf ber 
Balfın ⸗Halbinſel eines feines Ranges würbige Stellung nehme und mir ift 
eg ber gr biefe große und patriotifche Idee zu verwirklichen.” 

banon). Joſeph Karam räumt das Land und fchifft fich in 


y ⸗ 
5 — nach Algier ein. 
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1. Behr. (Candia). Die Nationalverfammlung ber Creter veriwirft bie 
Wahl von Delegirten und bie Senbung folder nah Konftantinopel 
und räth durch Proclamation davon ab. 


11. „ Wechſel des Minifteriums: Aali Paſcha übernimmt wieder das 
Großvezirat, Fuad Paſcha das Auswärtige, 

„ —13. Febr. (Candia). Die Aufftändifhen bringen den Türken 
mehrfache fehr empfindliche Schlappen bei. Die cretifche National: 
verfammlung bejchließt, eine aus 7 Mitgliedern beftehende proviſo⸗ 
rifche Regierung im Namen George I, Königs der Hellenen, ein- 
zuſetzen. 

17. Fehr. (Aegypten). Das erſte 80 Tonnen haltende Schiff, von 
Trieft kommend, geht durch den Suezcanal. 

22. „ (Rumänien). Fürft Karl fieht ſich genäthigt, ben Kriegs⸗ 
minifter Oberſt Haralambi, einen der DVerfchworenen gegen Cufa 
und gewejenes Mitglied der proviſoriſchen Regierung, in Folge einer 
im Offiziercorps gegen benfelben organifirten Agitation zu entlafjen 
und durch General Ghergel zu erſetzen. | 

25. „ (Sandia) Es ift Muſtapha Paſcha gelungen, 33 Delegirte 
zufammenzubringen und dieſe ſchiffen fi nunmehr nah Konitanti- 
nopel ein (14 Türken und 19 Chriften, nad andern bagegen 24 
Türken und nur 9 Chriften). 


3. März (Serbien). Die Pforte antwortet endlich officiel auf das 
Schreiben des Fürſten Michael vom 5. Det. 1866 (f. Geich.: Kal. 
f. 1866 ©. 413) bez. Räumung ber türkiſchen Feſtungen, läßt bie 
bisher feitgehaltenen Bedingungen fallen und willigt in die bebin- 
gungslofe Räumung. 

Das Schreiben bes Großvezirs nimmt zunächſt Bezug auf bie lebhaften 
Verfiherungen ber Loyalität, bie ber Fürſt in feinem Schreiben für fih und 
fein Bolt gegen ihren Suzerän ausgebrüdt hatte, und fährt dann fort: 
„Nach diefen Gefühlen bes ferbifhen Volks gegen bie hohe Pforte konnten 
wir natürlih nicht ben Gedanken Raum geben, daß bas Volk Serbiens bie 
Anweſenheit mufjelmännijcher Garnijonen in ben kaiſerlichen Feſtungen als 
eine ewige Drohung für bie Ruhe des Fürſtenthums anfehen werden — 
eine Drohung, an welche bie Faiferliche Regierung nie dachte. Daß bie Bel⸗ 
grader Feltung einmal ihrer eigentlichen Beftimmung untreu wurbe, bieß lag 
in befondern traurigen Verbältnifien, beren Urfachen ih Ew. Durchl. nicht 
erſt auseinanderzufegen brauche. Allein dem fei wie ihm wolle — ſobald 
Ew. Durdl. und durch biefelbe das ſerbiſche Volt an die Borforge Sr. Faif. 
Majeftät appeliirt, und Höchitberjelben Ihre Zweifel und Ihre Furcht vors 
trägt, bat der Suzerän Serbiens feinen Anftand genommen feine Miniſter 
zu bevollmächtigen, daß biefelben eine ſolche Löfungsart ausfindig machen 
möchten, welche fowohl Sr. Majeftät Wohlwollen als den Rechten feines 
Throns entfprechen könnte. Erw. Durchl. werden ficherlich anerkennen, daß 
durch dieſes Wohlwollen genug befundet wird, wie jehr Se. Majeftät zu 
allem bem, was Ew. Durdl. in bieler Frage auseinanderjegte, Vertrauen 
faßte, wie auch zu der Garantie, welche Sie geben wollen für bie Achtung 
jener Rechte, welche beftehen und tractatengemäß feftgeftellt find. Se. Majeftät 
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glaubt, daß Ew. Durchl. aufrichtig wünicht, daß die Beziehungen bes Fürften- 
ſhums zum fuzeränen Hof unverjehrt auch weiter erhalten bleiben. Ew. Durchl. 
iſt befannt, welche Wichtigkeit unfere Connationalen ben oben erwähnten 
Feſtungen beilegen, wie auch die vielen politifchen Erinnerungen, die fich an 
diejelben für uns knüpfen. Ueberdieß gibt es noch eine Rüdfiht, die fi 
nicht beftreiten läßt, nämlich die Rückſicht auf die geographiſche Lage diejer 
Feſtungen. Es braucht kaum ber Bemerkung, daß biefelben, ihrer Lage nach, 
Pyramiden gleihen, welde bie äußerſien Grenzen bes Reichs bezeichnen. 
Deßhalb, wie aus vielen. andern Gründen, muß ſowohl der hoben Pforte 
als dem Fürſtenthum, beffen Sicherheit auf dem Princip der Integrität bes 
Reichs ruht, viel daran liegen, daß bie Fellungen erhalten bleiben. Indem 
die Tailerliche Negierung die Annahme ber Temolirung ber Feftungen von 
fi) weijen zu müſſen glaubte, damit nicht hochwichtige LXebensinterefjen ver: 
legt werben, bat diefelbe (Regierung) auf Mittel finnen müffen, welche bie 
Mebelftände entfernen, und zugleich aufs Neue unfer Vertrauen zum ferbi: 
[hen Volk und zu feinem Fürften bezeugen könnten. Bon biefem Gebanfen 
geleitet und von dem Wunſche bejeelt, die Frage auf eine alle legitimen 
Intereſſen zufriebenftellenbe Art zu löſen, bat ber Minilterrath folgenbe brei 
Löfungsarten bem Sultan unterbreitet: 1) daß das Dbercommanbo ber Fe: 
flungen und ihrer mufelmaniihen Garnijonen an Em. Durdl. übertragen 
werben folle; 2) daß die Gamijonen gemifcht, zu gleichen Theilen aus 
Mufelmanen und Serben, beftehben, und Ew. Durchl. deren Hauptcomman: 
dant werben folle; und 3) baß die Erhaltung ber Feilungen Ew. Durchl. 
anvertraut werde. Die muſelmaniſchen Sarnifonen follen erfeßt werben durch 
jerbifche, nur daß bie Faiferlihe Fahne auch fernerhin neben ber ſerbiſchen 
auf ber Zinne der Feſtungen wehen ſoll. Das find, unferer Meinung nad, 
bie allein möglichen, allein praktiſchen und zielentfprechenden Löfungsarten. 
Und in ber That, wollte Ew. Durchl., wie Sie felber fagen, doch nur ben 
jerbifchen Geift beruhigen und bie Spannung verihwinden laſſen, — und 
auf welche pofitivere Art könnte bie hohe Pforte ihr Vertrauen bezeugen, als 
wenn fie das Obercommando über die Feſtungen Ew. Durchl. überträgt ? 
Sndefjen hat Se. Majeftät auf eine noch Elarere Art fein Vertrauen bezeugen 
wollen, indem er ben britten Löjungsmodus wählte. Und fo befahl mir 
mein erhabener Herr Ew. Durchl. dieſe glückliche Föfung anzuzeigen — eine 
Löfung, welche — beifen find wir gewiß — ein Ffoftbares Unterpfand für 
das hohe Faijerliche Wohlwollen, wie für das Vertrauen, welches Se. Majeftät 
in Ihre Treue ſetzt, bilbet. Sie werben gewiß verfiehen zu erwahren und 
zu verwirklichen bie Verfiherungen, benen Sie im Briefe, worauf ich zu ants 
. worten die Ehre habe, Ausdrud gaben. Da Em. Durchl. uns verfländigten, 
daß Sie willens feiern auf einige Zeit nah Konftantinopel zu fommen, fo 
wirb bie faiferliche Regierung bie Ankunft Ew. Durchl. bier abwarten, um 
mit Ihnen über die Einzelheiten biefer Anordnung ſich zu verftändigen.“ 


5. März (Rumänien). Die I. Kammer ertheilt dem Minifterium 


10. 


13. 


Ghika mit 59 gegen 56 Stimmen ein Tadelsvotum. “Dasfelbe 
verlangt feine Entlafjung. 

„ Hegpyten). Nubar Paſcha langt in außerordentlicher Miffion 
in Konftantinopel an, um für Aegypten ähnliche Conceffionen, wie 
fie Rumänien, und Serbien von der Pforte bereits zugeftanden 
wurden, in Anſpruch zu nehmen. 

» (Rumänien). Nachdem die Verſuche, ein Fufionsminifterium 
zu bifpen, geieitert find, Fommt endlich ein vein rabicales Minifte: 
rium „gs Stande, in bem Cretzulesco ben Vorſitz, Golesco das 
Mei? sind Joan Bratiano das Innere übernimmt, 
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15. März. . (Canbia). . Faft die ganze Inſel mit Ausnahme ber brei 


20. 


23. 


26. 


30. 


Feſtungsſtädte ift in den Händen ber Inſurgenten. 

„ (Candia). Der Sultan empfängt bie cretifhen Delegirten. 
Diefelben verweilen noch einige Zeit in Konftantinopel ohne Refultat 
und kehren jchlieglih in aller Stille in ihre Heimat zurüd, 

„ (Sanbia). Muſtapha Paſcha wird abberufen und zunächſt durch 
Huſſein Paſcha erſetzt. 

„ (Rumänien). Die II. Kammer genehmigt die von ber Re⸗ 
gierung, um bie Moldau menigftend einigermaßen zu entjchädigen, 
vorgefchlagene Verlegung des Kaffationshofes von Bufareft nad) 
Jaſſy mit 75 gegen 52 Stimmen. 

„ (Serbien). Fürft Michael gebt nah Konftantinopel, um ſich 
mit der 5. Pforte über bie Räumung der Feſtungen befinitib zu 
verjtänbigen. 


6. April. (Candia). Omer Paſcha, der für ein Commando in Theflas 


10. 


12. 


18. 


24. 


lien befignirt war, übernimmt ben Oberbefehl auf Candia und geht 
mit 3000 Mann friiher Kerntruppen bahin ab. 


„ (Rumänien) Die Regierung legt den Kammern ben Ent: 
wurf einer Reorganifation ber Armee vor. 

Derfelbe ſetzt das ftehende Heer auf20,000 und dic Reſerve auf 10,000 Mann, 
Tazu fommt dann noch die Miliz oder Landwehr mit circa 30,000 unb ber 
Landſturm mit circa 50,000 Mann. Jeder wafjenfähige Rumäne ift dienfte 
pflihtig vom 20. bis zum 40. Lebensjahre. Für bie Infanterie ift bie 
Dienftzeit: 4 Jahre unter ber Fahne, 2 in ber Referve, 6 in der Miliz und 
8 im Stamme bed Landſturmes. 

„ (Serbien). Fürft Michael erwirft in SKonftantinopel vom 
Sultan ben förmlichen Ferman, durch welchen bie Feitung Belgrad 
und bie kleineren bisher von türkiſchen Garniſonen beſetzt gehaltenen 
ferbifchen Feftungen Setislam, Temendria und Sabat Serbien über: 
geben werden jollen, unter der einzigen Bedingung, daß aud im 
Zufunft die türkiſche Fahne neben der ferbiihen auf denfelben wehen 
fol. Der Fürſt kehrt alsbald wieder nady Serbien zurüd, wobei 
er auf dem Rückwege (13. April) den Fürften Karl von Rumänien 
in Bukareſt bejudt. 

»„ (Rumänien) Die erfte Kammer lehnt die Verlegung des 
Gaffationshofes nach Jaſſy ab. Große Unzufriedenheit in der Moldau. 
„ (Serbien). Feierliche Uebergabe der vollftändig armirten Ye: 
ftung Belgrad an Serbien. Auf der Erplanabe find türfifdhe und 
jerbifhe Truppen in Parade aufgeftellt, Zürft Michael verliest ben 
Mebergabsferman und reitet in die Yeltung. 

„ Tuab Pafcha richtet eine Depeſche an den türkifchen Geſandten 
in Athen, in ber er neuerdings bittere Klagen über bas Verhalten 
ber griechifchen Regierung erhebt, die auf die Beſchwerden ber Pforte 


fortwährend antworte, bie Gefehgebung des Landes verbiefe ihr, 
auf dem Verwaltungswege bie Anwerbung von Breitwilligen und 


deren Ausmarj zu verhindern — „ber helleniſche Staat zwar Bat 


ung nicht ben Krieg erflärt, aber jeder einzelne Grieche hat es 


gethan.“ 


25, April. (Rumänien) Schluß ber Seſſion der Kammern. Die 


Thronrede des Fürften Karl conftatirt, daß bie Kammern von ben 
ihnen ‚gemachten Vorlagen nur fehr wenige erledigt haben und ſpricht 
dem Senat das Bedauern aus, daß er der Verlegung des Caflations- 
hofes nach Jaſſy nicht zugeftimmt habe. 


4—6. Mai. (Candia). Mißlungener Angriff Omer Paſcha's auf bie 


Sphakia. 


6. Mai. (Serbien). Der letzte Reſt der türkiſchen Beſatzung mar⸗ 


10. 


1 5. 


ſchirt von Belgrad ab. Auch die kleinen Feſtungen ſind geräumt. 
„ (Rumänien) Die Regierung publizirt ein Geſetz bezüglich 
Einführung bes franz. Münzfußes. | 

„ Aegypten). Die Unterhandlungen Nubar Paſcha's haben zu 
einem Reſultate geführt: Der Sultan unterzeichnet bern Ferman, 
welcher für Aegypten einen weiteren Schritt zur GSelbftänbigfeit 


. bezeichnet: 


„An meinen erlauchten Vezir Ismail Paſcha Khedivé von Mila, dienſt⸗ 
thuenden Großvezir, bdecorirt mit den Osmanie und Mebjidie-Orben in 
Diamanten I möge Gott feinen Ruhm verbreiten und feine Macht und fein 
Glück vermehren! Bei Empfang meines Taiferlihen Fermans fei e8 Dir be: 
Tannt, daß dem Inhalte meines Fermans, welcher bem KChebive von Mila 
bas Privilegium ber Erblichkeit ertbeilte, gemäß, Aegypten regiert werben 
muß nad) dem Charakter feines Volkes, mit Gerechtigkeit und Biligfeit, nad) 
ben Grunbgeiegen, welche in ben anderen Provinzen meined Neiches in 
Kraft find und bie in dem Hat Humayum von Gülhane begründet find. 
Da indeflen die innere Verwaltung von Aegypten, d. h. alles, was ſich auf 
bie financiellen und localen Intereſſen bezieht, zur Competenz der ägyptiichen 
Negierung gehört, fo ift e8 erlaubt, zur Erhaltung und Förderung biefer 
Intereſſen bejondere Beitimmungen zu treffen, welche ſich nur auf die innere 
Verwaltung erfireden, wobei jedoch in Aegypten der gegenwärtige Beſtand 


‚ber Verträge meines Meiches gewahrt werden muß. Uebrigens bift Du noch 


autorifirt, Anordnungen zu treffen bezüglih auf die Douanen, bie Fremden⸗ 

polizei, den Tranfit und die Bot unter ber Bedingung, baß biefe 

Anordnungen nicht bie Form und den Charakter von inter: 

nationalen Verträgen, noch von politifhen Conventionen 

. annehmen. Wenn bieje Anorbnungen nicht im Einklange mit ben oben 
angeführten Grundſätzen und ben urjprünglichen Rechten der Souverainetät 

fein follten, fo werden fie als nichtig und als ungeſchehen betrachtet werden. 

Im alle, wo die ägyptilhe Verwaltung im Ameifel fein follte über ben 

Einklang oder den Nichteinflang einer . folhen Anordnung mit ben Grund⸗ 

-gefeg er pe® Reiches, muß fie fich deßwegen mit meiner Regierung ins Ein= 
Derpermre N! feßen, ehe fie einen endgültigen Beſchluß faßt. Jedes Mal, wenn 
ehm est ein beſonderes Zoll-Reglement in der befannten Weiſe erlaſſen 


. In 
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werben, gleicher Weile wird zur Gicherung der mercantilen Intereſſen 
Aeghpiens bei den Handels-Verträgen, welche zwiſchen meiner Regierung und 
ben fremden Regierungen gefchloffen Werben, die Ägyptifche Verwaltung um 
igre Meinung befragt werden. Um das oben Geichriebene befannt zu machen, 
haben wir unjerem kaiſerlichen Divan befohlen, den gegenwärtigen Ferman 
auszufertigen und zuzuſenden.“ 


— Mai. Frankreich hat ſeinen früheren Vorſchlag einer Abtretung Candias 


20. 


21. 


22. 


25. 


26. 


30. 


an Griechenland fallen laſſen und macht nunmehr den Großmächten 
den Vorſchlag, die Pforte durch einen Collectivſchritt zur Befragung 
der Bevölkerungen Cretas unter Anweſenheit von Abgeordneten der 
Mächte aufzufordern, um auf dieſem Wege bie Urſachen bes Auf: 
ftandes und bie zu ihrer Befeitigung geeigneten Mittel zu erforjchen, 
mit dem Beifügen, daß für den Fall des Mißlingens das „Er: 
falten“ ber Beziehungen zwiſchen der Türfei und ben Mächten ins 
Auge zu faflen wäre. England und Defterreih lehnen auch dieſen 
Dorihlag ab und Frankreich läßt die dee einer Abjtimmung der 
Bevölkerung Cretas fallen. 

„ (Eandia), DOmer Paſcha beginnt feine Operationen gegen 
Laſſithi. 

„ Der franz. Geſandte überreicht dem Sultan bie Einladung zum 
Beſuche ber Weltausftellung in Paris. Der Sultan nimmt bie 
Einladung fofort an. Die Koften der Reife follen durch einen 
Abzug von 16% von ben Gehalten der Beamten und dem Solde 
ber Offiziere und dur eine Erhöhung des Zehntens für 5 Jahre 
von 10 auf 15% gedeckt werden. 

„ Rumänien) Schmähliche Verfolgung und Mißhandlung ber 
Juden in Jaſſy und an anderen Orten der Moldau. Dieſelbe 
wird dem in Jaſſy anmwefenden Minifter Joan Bratiano Schuld ge 
geben, um bie Unzufriebenheit der Moldauer abzulenken. 

„ (Sandia), Die Bereinigung Omer und Reſchid Pafchas (von 
Rethymno aus) ift mißlungen, indem ber lebtere von den Inſur⸗ 
genten zurückgeſchlagen worben ift. 

„ Rumänien). TFranfreih, England und Defterreih remon- 
ftriren in Bukareſt „freundlich aber ſtark“ gegen die Judenhetzen 
in der Moldau, worauf der Befehl nah Jaſſy erfolgt „die ad⸗ 
miniftrativen Maßregeln, melde gegen bie ber Landftreicherei be: 
ſchuldigten fraeliten eingeleitet worden feien, eingujtellen und den 
vertriebenen Individuen neuerdings den Aufenthalt zu geftatten.” 

„ Der Sultan unterläßt dießmal feinen jährlichen Beſuch bei ber 
b. Pforte aus Furt vor einer angeblichen Verſchwörung ber jung: 
türfifhen Partei (Flucht des Zia Bey). 


1. Juni. Der Sceil:ül-Islam genehmigt bie Reife des Sultans nad) 


Paris, obgleih das Unternehmen ein in ber türkiſchen Geſchichte 
bisher unerhörtes ift. 
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2. Juni. (Candia). Der erfte Angriff Omer Paſcha's auf Laſſithi 


8. 


4. 


mißlingt. 

„ Erlaß eines neuen Geſetzes bez. ber Vakufs (Moſcheengüter): 
Die Unveräußerlichleit berjelben wirb nicht angetaftet, aber die Erb⸗ 
pacht für biefelben bis auf 8 Generationen ausgedehnt und bie 
Tare zu Gunften bes Staats erhöht. 

„ Der englifhe Geſandte ladet den Sultan ein, bei Gelegenheit 
der Reife nah Paris auch London zu beſuchen. Auch dieſe Ein: 
ladung wird fofort angenommen. 


„ (Serbien). Die Reorganifation der Armee wird als vollendet 


betrachtet, 

Tie ganze Armee it in 32 Brigaben getheilt, von benen jeber eine 
Batterie und eine Escadron Cavallerie zugegeben worben ifl. Die 32 Bri: 
gaben werben wiederum in 10 Divifionen eingetheilt, die zu mobilifiren bie 
fürzefte Frift genügen würde. Drei Divifionen haben bereits Hinterlaber be⸗ 
fommen. Im Ganzen bat Serbien 70 Bataillone gut eingejchulter Soldaten, 
zu deren Erſatzmannſchaft 30 neue Bataillone, deren Formation ſchon einges 
leitet ift, beftimmt find. Außerdem wirb ein Freicorps von 20,000 Mann 
gebildet. Die Neorganifations-, reſp. Organifationsfoften, jollten 40 Mil. 
Piafter guter Währung (6% Mill. Gulden 8. W.) betragen. Diefe Summe 
bat der Staat aus dem Baarfonds bes Staatefchages entnommen. 


6.—7. Juni. In Konftantinopel werben zahlreihe Verhaftungen unter 


der jungtürfifhen Partei vorgenommen, angeblih in Folge einer 
entdeckten Verſchwörung. 


7. —9. Juni. (Bulgarien) Ausbruch einer Inſurrection, die von den 


8. 


9. 


15. 


Donaufürſtenthümern aus angelegt, geleitet und unterſtützt iſt, indeß 
in Siſtow und an anderen Orten von Midhat Paſcha raſch und 
blutig unterdrückt wird. | 
uni. (Rumänien). Der radicale Oberft Hadrian wird ftatt 
Shergeld zum Kriegsminifter ernannt. 
„C(Candia). Omer Paſcha erringt endlich einen entjchiedenen 
Vortheil über die Inſurgenten, indem er das Plateau von Laſſithi 
beſetzt, das von den Inſurgenten geräumt wird. Omer verfolgt in- 
deß den errungenen Vortheil nicht weiter, räumt Laſſithi wieder und 
kehrt nach Canea zurück. 
„ Die Pforte veröffentlicht den Beſchluß, durch welchen das Vila— 
jetſyſtem auf alle noch fehlenden Provinzen ausgedehnt und zu dieſem 
Behuf 13 neue Vilajete organiſirt werden ſollen. 
„Frankreich, Rußland, Preußen und Italien richten eine Collectiv⸗ 
note an bie Pforte, in welcher fie zu Entjendung einer Unter: 
fußungscommiffion nad) Creta aufgefordert wird, welcher Delegirte 
ber jiprigen Mächte beigeorbnet werben fellten und deren Aufgabe 
es Wäre, durch den Augenfchein und durch Zuratheziehen vertrauen: 
würd; Perfönlichkeiten fi volle Einfiht in die wirkliche Sachlage 
0 Wünſche und Bebürfniffe ber Bevölkerung zu verſchaffen 


fo fe IS 


16. 


18. 
20. 


21. 


24. 
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und die am beften entfprechenden Maßnahmen zu beren Befriedigung 
borzufchlagen, | | 


Juni. Oeſterreich unterſtützt ben Schritt der vier Mächte dur eine 
- befondere Depeſche. England ift dem Schritte nicht entgegen, ohne 


ihn jedoch förmlich zu unterſtützen. 
„Die Pforte publizirt ein Geſetz über die Berechtigung ber Aus⸗ 
länder in der Türkei Grundeigenthum zu erwerben. 

„ Die Pforte antwortet auf die Noten der Mächte vom 15. und 
16. d. M. bez. Candia, daß fie auf eine ſolche Enquäte in einer 
von ihr felbft feftzufegenden Yorm und unter ber Vorausjegung ber 
Wahrung der Hoheitsrechte des Sultans einzugehen bereitwillig jet, 
jedoch nur unter der unerläßlichen Vorbebingung, daß die Bevölkerung 
Candia's durch Entfernung der fremden Eindringlinge von dem 
Drude befreit werbe, buch ben fie fih in der freien Kundgebung 
ihrer Oefinnungen gehemmt fehen würde... Da dieſe Bedingung ohne 
Zwang gegen Griechenland nicht zu erfüllen ift, fo bleibt ber Schritt 
ber Mächte erfolglos, 

„ Abreife des Sultans nah Paris in Begleitung feines Sohnes 
und des muthmaßlichen Thronfolgers fowie Fuad Paſchas. “Der 
Großvezir Aali Paſcha übernimmt für die Dauer der Abwefenheit 
bes Sultans die Regentſchaft, Sawfet Paſcha das Auswärtige. 

„ (Bulgarien) Mithad Paſcha gelangt dur Verrath in bem 
Beſitz einer Kifte der Aufftändifgen und der ſog. nationalen Re: 
gierung. Einige der Hauptanführer werben eingefangen unb aufge: 
fnüpft. Die Infurrection ift als beendigt anzufehen und erhält fid 
im Balkan lediglich) noch als eine Art Brigantaggio. 


5. Juli. (Rumänien) Fürft Karl wohnt in Jaſſy einem Gottes: 


14. 


15. 


dient in ber Synagoge bei und empfängt eine Deputation ber 
Juden. 

„C(Candia). Omer Paſcha unternimmt einen combinirten Angriff 
gegen die Sphakia. Er ſelbſt bricht von Franco-Caſtelli gegen As⸗ 
kypho, Mehemed Paſcha gegen die Pälle von Kallifrati auf. Die 
Türken fiegen und vereinigen fi, in ber Sphalia. 

„ (Rumänien) Neue Audenverfolgung. Graufames Ertränfen 
bon ausgewiefenen Juden in Galacz. | 


„ (Rumänien) Sämmitliche Confuln in Galacz richten, geſtützt 
auf „genaue Ermittlungen” einen energiihen Proteft gegen bie 
Barbarei vom vorhergehenden Tage an den Präfecten der Stabt: 
„... Wir wifjen nicht, ob fi unter dieſen Siraeliten ein fremder Unters 
than befindet, aber in Anbetracht ber notorifhen Verfolgungen, beren Gegen: 
fiand die Iſraeliten in diejem Lande find, halten wir es für firenge Pflicht, 
nahdrüdlih im Namen der Regierungen, welche wir bier vertreten, Bean 
biefen Akt ber Barbarei zu proteſtiren und bie ganze Berantwortung bafür 
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egenüber ber civilificten Welt auf Sie, Herr Präfelt, und bie höhere Be: 
Ddche zu wälzen.” 

18. Juli. (Candia). Ein Telegramm Omer Paſcha's meldet die Be: 
fegung ber Sphakia. Indeß ift es ihm doch nicht gelumgen, in das 
eigentliche Gebirge einzubringen, ber Aufſtand darum noch feines: 
wege zu Ende. — Ein gleichlautendes Telegramm der Conſuln Ruf: 
lands, Frankreichs, Englands und Italiens in Banea berichtet von 
allerlei Sraufamkeiten der Türken in der Sphafia. Die Regierungen 
Rußlands und Frankreichs beauftragen in Folge davon ihre bei 
Candia ſtationirten Kriegsichiffe, Weiber und Kinder der Candioten 

nach Griechenland überzuführen. 

21. „ (Rumänien). Die Separatiftenpartei der Moldau labet bie 

Abgeordneten und Genatsren ber Moldau auf. den 6. Auguft zu 
einer Berfammlung nad Roman ein. 


22. „ (Rumänien) Fürſt Karl trifft von Jaſſy wieder in Bukareſt 
ein. “Die Generalconſuln verlangen von ihm eine Collectivaudienz 
bezitgfich der Vorfälle in Galacz. Der Fürft verweigert fie. — Die 
Regierung erläßt ein Verbot gegen die projectirte Verfammlung in 
Roman und fit zwei Regimenter dahin ab. 

23. „ (Candia). Omer Paſcha verweigert dem ruſſiſchen Säiffe: 

commandanten, Weiber und Rinder an der Küfte aufzunehmen und 
nad Griechenland überzuführen. 

25. „ Die Pforte richtet eine Depeſche an die Großmächte gegen bie 

| Abſicht, den wehrlofen Theil der canbiotifhen Bevölkerung nad 
Griechenland überzuführen. 

27. „ (Candia). Der franz. Admiral erzwingt von Omer Paſcha bie 
Erlaubniß, Weiber und Kinder an der Küfte aufzunehmen und nad 
Griechenland überzuführen. 

31. „ (Sandia). Der Transport von MWeibern und Kindern nad 
Griechenland wird nunmehr auch den ruſſiſchen Schiffen geftattet. 


7. Aug. Der Sultan trifft von feiner Reife nach Paris und London 
. Über Wien zurüd wieber in Koftantinopel ein. 

10, „ (Rumänien) Die von ben molbauiihen Geparatiften in 
Roman beabfichtigt gewejene Verſammlung wirb auf den 6. Sept. 

verſchoben und dann aufgegeben. 

12. „ (Rumänien) Ein dacoerumänifher Kongreß für bie Romanen 
in der Moldau und Wallachei, Bulowina, Siebenbürgen, Banat, 
Befjarabien tritt in Bufareft zufammen angeblich zu Gründung einer 

rumäniſchen Akademie. 

18. „ (Serbien) In Belgrad tritt ein ſerbiſcher Studentencongreß 

zuſammen. 

m Fuad Paſcha geht im Auftrage des Sultans nach Livadia, wo 
der Kaiſer von Rußland weilt. 
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Der Kaifer ſoll bei diefer Gelegenheit Fuad Paſcha ‚neuerdings aufgefors 
bert haben, Candia an Griehenland abzutreten und ih an Rußland anzus 
Idlieben, unb da Fuad die fiir rein unmöglich erklärte, ihn eingeladen haben, 
feine Anjichten dem Sultati zu Wwieberholen, ihn zum Eingehen auf bie aus- 
einandergefekte dee aufzufordern, ihm vorsubalten, daß es beffer fei einen 
Nachbar zum Freund zu baben als freunde, bie am anbern Weltenbe jeien 
und, obſchon fie fich zu Türkenvertheidigern um jeden Preis aufwerfen, in 
Wahrheit doch nur ber Politik des Nachbars die Schleppe tragen. „Sagen 
Sie dem Sultan, baß bdiefer Nahbar im gegebenen Augenblid aufhören 
könnte conjervativ zu fein, daß alsdann die Türkei mit allen ihm zur Vers 
fügung ftehenden Kräften zu rechnen haben würde.“ 


27. Aug. Die Vertreter Frankreichs, Rußlands, Preußens und Italiens 


maden ber Pforte den mündlichen Vorſchlag, die Feindſeligkeiten 
auf Candia für 3 Monate zu ſuſpendiren und eine internationale 
Commiſſion zu Erforfhung der Stimmung ber Bevölkerung einzufeßen. 


4. Sept. Die Pforte lehnt das Begehren ber Mächte ab: 


13. 


28. 


Die Pforte verwerfe nicht ben vorgeſchlagenen Waffenftillftand, doch willige 
fie nur in eine Suspenfion der Feindfeligkeiten für einen Monat zu Land, 
indem fie auf ber gleichzeitigen Fortdauer ber Blofade beitehe. Während 
biefer Zeit könnten alle, welche es wünfchten, die Inſel unbeläftigt verlaffen, 
jedoch verlieren alle Ereter, welche in dieſer Weife auswanberten, ihr Heimats- 
tet, und bürften ohne vorgängige Erlaubniß der Regierung auch nicht mehr 
heimfehren. Während der Waffenrube fol von ben türkiſchen Truppen fein 
weiterer Angrifi gemacht werben, jollte jedoch von Seiten ber Aufſtändiſchen 
ein Angriff geſchehen, fo würden fih die Truppen natürlich vertheibigen. 
Was bie vorgefchlagene Commiſſion betreffe, jo halte bie Pforte eine derartige 
Erforihun Hr ln, ba ber Anfchluß ber Inſel an Griechenland 
ausgefcloffen fei, und jomit bie Einwohner nur über etwaige Wünſche be: 
fragt werben müßten. Was Neformen anbelange, jo beabfichtige aber bie 
Piorte mehr Eonceffionen zu maden als jemals von Seiten der Mächte ober 
gar ber Ereter felbft beansprucht worden. 


„ (Sandia), Die Pforte erläßt ein Ammneftiedecret für Einhei⸗ 
milde und Fremde, die binnen 6 Moden (bis zum 1. Nov.) bie 
Inſel verlaffen. 

„ (Sanbia). Der Großvezier Aali Paſcha geht in Perfon nad 
Candia ab, um das Friebenswerf in bie Hand zu nehmen. 


4. Oct. (Candia). Omer Paſcha erläßt eine Proclamation, durch bie 


15. 


er die Nieberlegung der Waffen verlangt, ber Großvezier Aali ver: 
öffentlicht das Amneftiebecret und ladet die Candioten ein, aus jebem 
Diftriet 4 Abgeordnete nah Canea zu ſchicken, um jeine Vorſchläge 
entgegen zu nchmen und jelber die Wünfche der Bevölkerung zu 
formuliren. 

n (Sandia). Die cretifhe Nationalvderfammlung erflärt von Ar: 
gyropulis aus in einer Zufchrift an die Conſuln das Amneſtie⸗ 
anerbieten ber Pforte für ungenügend. 


„ (Sandia). Omer Paſcha wird abberufen und durch Huſſein 
Paſcha erſetzt. 
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30. Sept. Auf den Vorfchlag Rußlands übergeben biefes, Frankreich, Preußen 
und Italien ber Pforte eine gemeinfame „Erklärung“, durch welche 
fie ihrerſeits die diplomatiſche Intervention in Betreff Candia’s zum 
Abſchluß dringen wollen. England und Defterreih haben ben Bei: 
tritt zu ber Erklärung abgelehnt. 

Die Erflärung erinnert daran, baß vom Beginn ber in Ereta ftattgefun- 
benen bebauerlidhen Creigniffe mehrere Großmächte übereingefommen jeien, 
ber Pforte zu empfehlen, baß fie das Blutvergießen einftelle und in Gemein: 
ſchaft mit ihnen durch eine Ioyale Enquste über bie Klagen und Wünſche ber 
Candioten eine Löfung ſuche. Vorläufig beftanden fie barauf, die Familien 
ber Inſurgenten den Kriegsunfällen zu entziehen. Die Pforte hat dem feine 
materiellen Hindernifje entgegengeftellt, aber den Nathichlägen, den Anforber: 
ungen ber Gabinette bat fie eine unbefiegbare Unthätigkeit entgegengejekt. 
Die Amneftie, welche die Ginftellung ber Feindfeligfeiten anbot, enthält Feine 
einzige Garantie, welche die Maßregel zu einer ernften machen Fönnte, und 
bie definitive Verweigerung einer Enqudte läßt Teinerlei Löſung ber anhän— 
gigen Fragen, feine Abhilfe der Mißbräuche erwarten, welche bie candiotiſche 
Erhebung hervorriefen, ben criftlihen Orient erregten und bie Sorge ber 
Großmächte mwachriefen. Troß ihrem Drängen iſt Feine organiſche Reform 
angeorbnet, um den Wünſchen ber übrigen chriftlichen Bevölferungen Genüge 
zu leiften, fiir welche ber Anblick diefes Hartnädigen Kampfes eine fortwäh⸗ 
rende Urfache der Aufregung ift. Unter diefen Gonjuncturen haben bie Mächte, 
welche ihre Ratbfchläge der Pforte anboten, das Bewußtfein, das vollbracht 
zu haben, was ihnen ihre Menſchlichkeits-Gefühle und ihre Sympatbien ge: 
boten, nicht nur für bie allgemeinen Intereſſen der chriftlihen Racen, jondern 
für die Zufunft der Türkei felbft, denn biefe Zukunft ift unlösbar mit der 
Ruhe ber unter das Scepter des Sultans geftellten Bevölferungen verfnüpit. 
Die Cabinette fürdten, daß bie Verlängerung biefes blutigen Conflicts und 
ber hartnäckige Widerftand ber Pforte gegen freundihaftlihde Ermahnungen 
bei dieſen Bevölferungen die Hoffnung auf eine wirfliche Verbefferung ihrer 
Lage gerade in dem Augenblick zerftören merde, wo fie fi an biefelbe am 
ſtärkſten Hammern, und daß fo im Orient die Krifis befchleunigt werbe, 
welche zu verhindern fie (die Mächte) bemüht find. Sie glauben, Die ver: 
ſöhnlichſten Anftrengungen und bie Rathichläge ber Vorausficht erichöpft zu 

haben. Obne auf die großmüthige Miffion, welche ihr Gewiſſen ihnen auf: 

erlegt, zu verzichten, erübrigt ihnen nur, fi von ihrer Verantwortlichfeit zu 
entbinden, indem fie die Pforte den Confequenzen ihrer Thaten überlafjen. 
Auf dem Wege, den fie gewählt hat und auf welchem fie verharrt, Fonnte 
die türfifhe Negierung ficherli nicht auf einen materiellen Beiltand der 
riftlichen Mächte rechnen. Die Cabinette aber, nachdem fie vergebens ver: 
fucht, diefe Regierung aufzuflären, halten für ihre Pflicht, ihr zu erklären, 
daß bdiefelbe von nun an vergebens beren moraliiche Unterftügung inmitten 
ber Berlegenbeiten anrufen würde, welche ber Türkei aus ihrem geringen 
Entgegenfommen für ihre Rathſchläge erwachfen würden. 


5. Nov. (Candia). Nachdem der Waffenftillftand mit dem 1. Nov. 
abgelaufen ift, erläßt ber Großvezier Aali eine Proclamation, durd 
welche er zwar ben Inſurgenten, namentlich aber den fremden Ein- 
bringlingen kriegsgerichtliche Beſtrafung in Ausſicht ftellt, aber jeine 
Keformverheißungen aufrecht hält und baren unmittelbare Ausfüh- 
rung in Ausſicht ftellt. 

Diefe Reformen beziehen fich feineswegs auf die Verwaltung allein, ſon⸗ 
bern auf die Geſammtheit des flaatsbürgerlichen Lebens. . Die Abminiftration 
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ber Inſel jol ein .General= Gouverneur oder Balt,. ben Oberbefehl über 
Truppen und Feſtungen ein Chef» Commandant führen — zwei Bolten, bie 
nur - in Ausnahmsfällen in Einer Hand vereint fein follen. Zur Unter: 
ftügung des Bali wird der Sultan aus ben Reiben der höheren Beamten 
einen chriftliden umb einen muſelmaniſchen Rath ernennen. Die Inſel zer⸗ 
fällt in Sandſchaks, deren Gouverneure zur einen Hälfte Chriften, zur andern 
Moslims fein jollen; den eriteren jtehen muſelmaniſche, den leßteren chrift: 
liche Adjuncten zur Seite, Alle aber ernennt die Regierung. Die gleiche 
Regel ift bei Bejegung ber Kaimakam- oder Unter:&ouverneursftellen einzus 
halten, welchen die Verwaltung der Cantone oder Kazas, Unterabtheilungen 
ber Sandſchaks, obliegt. Auch bei den Finanzpoften jollen beide Nationali- 
täten concurriren; ein Defterdar fteht an der Epite des Ganzen und bat 
Unter = Directoren für bie Sandſchaks, fomie einen Beamten für jeden Kaza. 
Jedem Gouverneur fteht ein Berwaltungsconfeil zur Seite, und zwar haben 
“m bemjenigen bes General⸗Gouverneurs deſſen beide Räthe, ber Chef bes 
Gerichtsweſens, der griechiſche Metropolit, dev Defterdar, die Directoren ber 
Gorrefpondenz und ſechs andere Mitglieder Sit und Stimme, welche Tebteren, 
brei Ehriften und drei Moslims, von ihren Glaubensgenofien gewählt werden. 
Die offizielle Eorrejpondenz wird auf ber ganzen Inſel in beiden Sprachen 
geführt. In ähnlicher Weiſe beiteht der Verwaltungsconjeil des Gouverneurs 
in jedem Sandſchak aus dem Ndjuncten, dem Richter, dem Bifchof, dem 
Finanz: Intendanten, ben Directoren ber &orrejpondenz und ſechs vom Volke 
gewählten Männern, unter denen drei Ehriften find; nur in ben Sandſchaks 
mit rein riftlicher Bevölkerung find alle ſechs Chriften. Für jeden Canton 
fol ein analoger Abminifirationsrath zufanımengefcht werden. Am Regie⸗ 
rungsfige, fowie in jebem Sandſchak und Canton follen Eivil- und Criminal: 
gerichte gebilbet werden, deren Beifiger bie Bevölkerung wählt, und welche 
in ben gemijchten Bezirken aus Chriſten und Moslims, in den Territorien 
mit rein chriftlicher Bevölkerung Iediglih aus Chriften befteben. In ber 
Hauptftadt Creta's wirb ein rein mohamedaniſches Tribunal mit religiöfem 
Charakter die Procefje zwiſchen Moslims enticheiben. Jede Gemeinde und 
jedes Sandſchak fol überdieß einen von der Bevölkerung erwählten Rath ber 
Alten haben, und zwar einen für die Moslims, einen anderen für die Chriften. 
In jedem bürgerlichen, peinlichen oder geichäftlichen Prozeſſe zwiſchen Türken 
und Ehriften erkennt ein gemijchter Gerichtshof. Außerdem fol eine Art von 
Bolfsrepräfentanz am Sitze ber Regierung gebildet werben, zu welcher jeder 
Canton Creta's zwei Delegirte entjendet, einen Chriften und einen Mufelman 
in Fällen gemifchter Bevölferung, fonft zwei Chriften oder auch refp. zwei 
Moslims. Dieſes Parlament wirb einmal jährlih zufammenberufen, um 
ſich mit ben auf das öffentliche Wohl bezüglichen Gegenftänden zu beichäftigen, 
wie: Straßenbau, Ereditanftalten, Hebung von Handel, Gewerbe und Aders 
bau, endlich allgemeine Principien bes öffentlichen Unterrichts. Die Fonds 
zur Ausführung ber von biefem Parlamente vorgefchlagenen Verbefferungen 
wird die Pforte auf bie Einfünfte der Inſel anweilen, und die Verwendung 
jelbiger Fonds unter die Controle bes Parlamentes ftellen, welches in dem 
Entwurfe den Namen „Generalrath” führt. Da bie Einwohner Candia's 
von jeher der birecten Steuern, welche bie anderen Provinzen zahlen, ent= 
hoben geweien find, werden fie auch in Site un nur ben Zehent, die Abgabe 
für Enthebung vom Militärbienfte, die Zölle und die Auflagen auf Getränke, 
Salz und Tabak entrichten, welche letzteren als Compenfation für die Herabs 
jegung ber Zölle eingeführt find. Außer biefen und einigen anberen auf 
Greta wie im ganzen Reiche üblichen Steuern veripricht die Pforte den Ganz 
bioten Feine Zahlungen zuzumuthen. Wie diefe Laften am leichteften einzu= 
heben und zu tragen find, das zu berathen foll die erfte Aufgabe bes Generals 
Gonfells fein. 
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413. Nov. (Rumänien), Die Regierung Bst die am 5. d. M. in 
außerorbentliher Seſſion behufs Erledigung mehrerer bringenber 
Vorlagen zufammen getretenen Kammern in Yolge heftiger Inter⸗ 
pellationen auf und rechtfertigt bie Maßregel bamit, baß von ben 
drei Kammerparteien feine die Majorität hatte und au die Majo: 
rität, aus welder das Märzminifterium hervorgegangen, nur eine 
ephemere geweſen fei. 

415. „ (Serbien). Der Minifterpräfident Garaſchanin, die Seele ber 
bisherigen Regierung, gibt unerwartet feine Entlaffung und wird 

durch Riſtitſch erfekt. 

22. „ (Candia). Der Großvezier Aali eröffnet die Delegirtenverſamm⸗ 
Jung der Inſel mit einer Rebe. Dieſelbe beſteht aus 75 Mitglie⸗ 
dern, worunter indeß nur 26 chriftliche. 

2%. „ In Konftantinopel wirb ein vorläufiger Vertrag über die Her: 
ftellung einer Eifenbahn von Konftantinopel bis an den perfifchen 
Golf unterzeichnet. 

u. (Rumänien) Das Minifterium mobifteirt fi, bie leitenden 
PVerjönlichleiten bleiben inbeß biefelben: Golesco behält das Heußere 
und übernimmt dazu das Präfibium, Joan Bratiano behält das 

Innere und proviſoriſch auch die Yinanzen, Demeter Bratiano tritt 
aus und übernimmt eine Milfion in's Ausland, um das Aufhören 
der fremden Gerichtsbarkeit zu betreiben. 


27. n (Üegppten) Nubar Paſcha regt dur ein Memoire das Auf: 
hören der fremden Confulargerihtsbarkeit an. 


n » (Candia). Der Großvezier ernennt eine Anzahl türfifcher und 
chriſtlicher Beamten, die indeß in ihre Amisbezirke nicht einzubringen 
vermögen. Die Inſurrection dauert fort, obgleih bie griechifchen 

“ Freiwilligen die Inſel größtentheils, angeblih bis auf etwa 200, 
verlaffen haben. — Zweite Sitzung ber Delegirtenverfammlung: 
Die 26 chriftlihen Delegirten überreihen dem Großvezier ein Me 
morandum mit 6 Forderungen behufs Pacificirung der Inſel. 

15 Steuerfreiheit für mehrere Jahre; 2) Eubfidien für die nethleibenben 
Familien und Gelder für ben Wiederaufbau der zerftörten Gebäude; 3) Re: 
vifion der Eteuergefeßgebung; 4) Aufhebung der Bebelliöfteuer (Steuer für 
bie Beireiung vom Militärbienft); 5) Herftellung von Banken zur Hebung 
bes Aderbaues; 6) Ausbaggern ber cretiichen Häfen. 


3. Dec. (Serbien). Der neue Minifterpräfident Riſtitſch gibt ſchon 

‚wieder feine Entlafjung und wird durch Milan Petroniewitſch erfekt. 

11. „ Der Minifterrath befchließt, die Forderungen ber chriftlichen 
Delegirten Candia's vom 27. v. M. zu bewilligen. 

— (Montenegro) berlangt durch eine eigene Aborbnung nad 

Konftantinopel von ber Pforte neuerdings und in ziemlich brohenber 

sife die Abtretung eines Hafens am abriatiihen Meere, Antivari 


o er Spizza. 


13. Griechenland, 


l. Kan. Rammer: Das neue Minifterium Komunburos legt mündlich 


fein Programm vor unter fortwährender Iebhafter Zuftimmung ber 


Kammer. _ 

Der Minifterpräfibdent beginnt mit einer nichts weniger als günftigen Schil- 
derung der inneren Zuſtände. „Die öffentliche Sicherheit, wie Ihr wißt, ift nicht 
blühend; das Anſehen der Geſetze ift verbleicht. Der finanzielle Auftand ift 
trauriger als wir es glauben konnten; in der Staatsfafje befinden fi) wenig 
Gelder, befto mehr werben wir von Schulbnern und Gläubigern gedrängt 
— überſchwemmt. Die Armee ift in vollftändiger Mangelhaftigkeit.“ Die 
auswärtigen Beziehungen betreffend erffärt der Diinifterpräfident, daß es ber 
Wunſch des Minifteriums fei, die freundfchaftlichen Beziehungen mit allen 
Mächten zu erhalten. Allein wenn auch biefe Abficht vorherricht, und wenn 
auch das Königreich iweber Unordnungen wünſcht noch fie hervorruft, jo gibt 
e8 doch Ereigniffe, ganz unabhängig von feiner Thätigfeit, Unorbnungen in 
ben Nachbarprovinzen, bie aus localen Gründen hervorgehen, für welche 
Griechenland nicht verantwortlich ift, die aber Gefahr für die Ordnung im 
Sunern und für bie Harmonie in ben auswärtigen Beziehungen bringen 
Tonnen. „Wie ift es möglich, daß das griechifche Volt unempfindlich bleibe!” 
Hier wird ber Redner dur flürmifchen Veifallsruf aus der Kammer wie 
von ben Galerien unterbroden, und fährt erft nach einer langen Baufe fort 
den Eindrud zu befchreiben, welchen die faft täglich aus Creta anfommenben 
faft nadten Weiber und Kinder auf das griehifche Volk ausüben. „Niemand 
kann fich beflagen, wenn wir dieſen Flüchtlingen jede mögliche Unterftüßung 
gewähren. Niemand kann von der griechifchen Regierung verlangen, daß fie, 
während fie die internationalen Rechte ber andern achtet, die Rechte ber Neus 
tralität des griechifchen Volks mißachten fol. Und welche griechiſche Regie⸗ 
rung, ſelbſt wenn fie wollte, ift im Stande fie zu mißadhten? Die Lage, in 
welche der Aufftand Creta's Griechenland gebracht hat, ift nicht ohne Gefahr, 
und felbft die Unterbrehung ber biplomatilchen Beziehungen mit einer be⸗ 
freundeten Macht gehört zu ben Möglichkeiten.” 

„ Die Kammer genehmigt fait einftimmig bas ihr am Tage vor: 
ber vom neuen Minifterium vorgelegte Regentichaftsgefek. 

Die Vorlage eines folchen Geſetzes wurde bei ber Abfiht bes Königs, 
bald eine längere Reife in’s Ausland zu unternehmen, fchon vom abgetretenen 
Minifterium Bulgaris beratben und bamals ein Regentihaftsrath in's Auge 
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gefaßt, an deſſen Spike Bulgaris felber zu treten gedachte. Das neue 
Minifterium einigte fih dagegen alsbald darüber, daß die Regentſchaft nicht 
einem Einheimiſchen, fondern weit bejfer einem Fremden übertragen werbe, 
ber allen Parteien und beren politifchen Sombinationen fern ſtehe, wofür ſich 
der Oheim bes Könige, Prinz Johann von Glücksburg zu eignen fcheine. 
Terjelbe muB indeß vorher von ber Kammer nationalifirt werben, weil dieß 
bie Berfafjung verlangt und hat nach dem angenommenen Geſetz den bort 
vorgeichriebenen Eid in der Kanımer und im Beifein des Königs abzulegen. 
Für feine Tienftleiftung bat ber- Prinz feine Entſchädigung weder jeßt noch 
in Zufunft in Anjpruch zu nehnten. 


12. Yan. Die Kammer bewilligt einen Credit von 200,000 Dramen 


für außerorbentlihe Miffionen an die Höfe der Großmächte und 
nah Wajhington und 1 Mill. Drachmen für die Anſchaffung neuer 
Gewehre. 


20,—21. Ian. Ein türkiſcher, ein ägpptifcher und ein franzöfifcher Dampfer 


29.9 


wollen im Piräus 480 aus Creta zurückkehrende Freiwillige landen. 
Die Bevölkerung läßt ed nicht zu, zwei bon jenen werben getöbtet 
und ben übrigen vorerft eine müßte Inſel bei Salamis zur Aus: 
ſchiffung angewiejen. | 


an. Kammer: Der Kriegsminifter Botzaris legt einen Gefebesent: 
wurf vor für Vermehrung ber Armee und Dedung ber baburd 
erwachienden Mebrkoften dur neue Steuern. Die Kammer nimmt 
ben Antrag mit großem Enthufiasmus auf. 

Der Minifter theilt die Streitmacht der Landarmee in eine reguläre unb 
irreguläre, und entwidelt die Gründe für jede berfelben. Er erklärt es als 
Pflicht die öffentliche Drönung im Innern berzuftellen, wo es ber geeigneten 
Mititärmacht bedürfe, durch bie allein diefes Ziel erreicht werben könne; aber 


"außer biefer Pflicht liege noch ob, daß Griechenland fähig fei den Frieden zu 


erhalten, für den es aufrichtig wirfe, aber bafür doch, wenngleich die Regie⸗ 
rung bie Neutralität fireng beobachte, während bes Aufftands in Creta von 


. einer benachbarten Macht mißverfianden werde und ihre Verfiherungen in 


Zweifel gezogen ſehe. „Die Regierung in Kenntniß aller ber Mißhandlungen 
der unter ber Knechtichaft Iebenden Ehriften, beobadytet mit Bebauern, baf 
die hohe Pforte weit entfernt die Urſachen biefer Uebelftände abzuftellen, dar: 
auf benft noch andere Zwangsmaßregeln einzuführen. Wenn ben Noten 
Glauben zu fchenten ift, die in den verjchiebenen Blättern veröffentlicht wer: 
ben, jo bebroht bie Pforte Griechenland mit Gefahr (türf. Note vom 26, 


Dec. ſ. Geſch.⸗Kal. f. 1866). In dieſem Fall müffen wir von jeßt an ent: 


gegentreten, um jeden feindlichen Angriff auf feine Grenzen zurüdzuweifen, 
damit nicht dev Friede geftört werde, ber nur auf zweierlei Weife gewahrt 


. wird — durch die Erniebrigung und durch bie Rüftung. ch frage bemnad) 


bie Kammer, welche Löſung fie vorzieht?“ Wie aus einem Mund unter be 
täubendem Jubel, antivortet bie Kammer „Bewaflnung!” — Durch ben 
neuen Entwurſ ift die Stärke ber Lanbarmee für das Jahr 1867 auf 31,300 


“ Mann feftgefegt und wirb eingetheilt in reguläre und irreguläre. Die re 


guläre Truppe fol aus 14,300 Mann beftehen, von denen 2000 Freiwillige 


nicht mehr dem Refrutirungsgefeß unterworfen fein follen. Die irreguläre 


Truppe wird aus 17,000 Mann beftehen, nämlih aus Refruten zur Heeres: 
eraänzung in der Zahl von 2000 Mann, aus ber Reſerve, aus eigen 
und, wenn notbwendig, aus ausgebienten Soldaten. Die Refrutirung für 


das Jahr 1867 bat demnach 4500 Mann zu liefern, nämlich 2500 Mann 
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für bie reguläre und 2000 Mann für die irreguläre Macht. Die Slteuerlaſt 
wird gleichmäßig nach der Seelenzahl auf die Gemeinden vertheilt. 


. Gebr. Die Kammer genehmigt einftimmig bie ihr angenufthete Der- 
mehrung der Armee. 

2 Kammer: Die Regierung verlangt die Bewilligung ber noth⸗ 
bendigen Mittel zu Beſqhaffung von 2 Banzerfregatten und 4 

Zu Corvetten. | 

.3Ein türkiſcher Dampfer bringt aerdinge 300 Breite aus 

4 Sanbia nad) dem. Piräus zurück. Ä 
„ Der griehifhe Dampfer Banbellenion, ber fortwaͤhrenb Lebens: 
mittel, Munition und Freiwillige nad) Candia bringt, entlommt nur 
mit genauer Noth einer ihn verfolgenden türkifchen Fregatte. 

4» „Kammer: Die Regierung legt das Budget vor. Dasſelbe weist 

u Sa Einrechnung der neuen Steuern) eine Einnahme bon 32 Mill. 

rachmen und bagegen eine Ausgabe von bloß 28 MIN. Dr. aus. 


. Mär, Zur Ueberwadhung der griechiſchen Blocadebrecher erſcheinen 
zwei türkiſche Kriegsdampfer im Piräus. Die griech. Regierung 
proteſtirt dagegen und die türkiſchen Schiffe: entfernen ſich wieder. 


April. Kammer: Die Regierung verlangt die Bewilligung zu einem 
Anlehen von 25 Mill. Drachmen für Armee⸗ und Marinezwecke. | 

. „ Die Kammer genehmigt das neue Gewerbeſteuergeſetz, um den 
vermehrten Bebürfniffen ber Verwaltung zu genügen. 
„ Prinz Johann von Glücksburg leiftet in ber Kammer und in 
Gegenwart des Königs den Eid als Regent für die Dauer ber 
Abweſenheit des Tebteren. 

. u Der König tritt feine Reife nad) Europa an. 


. Mai. Der König verlobt fi in St. Petersburg mit der Großfürftin 
Dlga, Tochter des Großfürften Conftantin, 


l. Juni. Der Blocadebrecher Arcadion, von türkiſchen Schiffen anges 
griffen, entkommt benfelben nur mit genauer Noth. 


- Juli. Franzöfifhe und ruffifhe Schiffe fangen an, Weiber, Kinder 
und reife maffenhaft aus Candia nah Griechenland zu transportiren. 


), Aug. Der Blocabebreher Arcadion wird enblih auf feiner 24ften 
Fahrt nah Ereta von dem türkifchen Kriegsichiffe Izzedin überrajcht 
und nad erbittertem Kampfe gezwungen auf den Strand zu laufen. 
Die Mannſchaft rettet ſich größtentheils und wird von einem ruſſiſchen 
Schiffe nad Athen gebracht. 

W 
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1. Det. Die aus Candia geflüchteten Weiber, Kinber und Greiſe betragen 
bereite nahe an 40,000 Seelen und fleigen bis Ende d. J. auf 
60,000. 

Tu Eröffnung ber Kammer ohne Thronrede des Regenten. 

42. „ Kammer: Wahl des Präfidenten. Der Regierungscandidat wird 

: mit 83 gegen 42 Stimmen gewählt, | 

21. „ Kammer: Die Regierung verlangt einen Grebit von 7 Millionen 

..undb bie Anerkennung bon 4 Millionen bereits gemachter Ausgaben. 

27. " Teierlihe DVermählung des Loͤnlze mit der eojſurſin Olga 

in St. Petersburg. 


34 Nov. Einzug des neuen Königspaars in Athen. 


% Dec. "Kammer: Schluß der vierzehntägigen Debatte über bie vom 
Minifterium geforderten außerorbentl. Crebite unb über Die innere 
und äußere Lage. Das Minifterium erhält mit "105 gegen 52 
Stimmen ein Vertrauensvotum. 
24.., Der. König legt trotz des von ber Kammer dem Minifterium 
ertheilten Vertrauensvotums beutlih an ben Tag, daß er basfelbe 
zu wechſeln wünſche. 
20. „ Das Miniſterium entſchließt ſich, dem Könige zu entſprechen und 
.. gibt feine Entlaſſung ein; Bulgaris wird neuerdings mit ber Bil 
. bung eines Cabinets betraut. 


IV, 


Außereuropäiſche Staaten, 


29° 


1. Bereinigte Staaten non Nordamerika. 


San. Das Repräjentantenhaus beichließt, den Antrag Afhley’s, ben 
Präfibenten Johnfon wegen Verlegung ber Verfaflung in Anklage⸗ 
zuftand zu fegen, einem Comité dur Prüfung zu überweifen. 

Der Präfident legt fein Veto ein gegen den übereinftimmenden Bes 
ſchluß beider Häufer, den Negern des Diftricts Solumbia Waſhington) 
das Stimmrecht zu ertheilen. 


„ Beide Häuſer ſtürzen das Veto bes Präflbenten gegen bas Stimm: 
recht ber Neger im Diſtrict Columbia mit Zweibrittelmajoritäten um. 
„ Der Senat genehmigt die Zulaffung der bisherigen Territorien 
Colorado und Nebraska als. Staaten in bie Union, biejes mit 24 
gegen 15, jenes mit 23 gegen 11 Stimmen und zwar bießmal 
unter der Bedingung ber Ertheilung bes Stimmrechts an die Neger. 
(Schon im vorigen Jahr war bie Aufnahme Colorabos, damals noch 
ohne diefe Bedingung, vom Congreſſe befchloffen worben, aber am 
Veto des Präfidenten gefcheitert.) 

„ Der Senat tritt mit 26 gegen.7 Stimmen bem Belchluffe des 
Repräfentantenhaufes vom 14. Dec. v. %. bei, der den Beginn des 
neuen Congrefles ſchon auf den 4. März ftatt auf den 4. Dec. feſt⸗ 
feßte, um jedes Interregnum und bamit bie freiere Hand bes Prä⸗ 
fidenten während eines ſolchen zu verhüten. 

Der Senat genehmigt mit 29 gegen 9 Stimmen eine Bill 

(tenure of office bill), welche dem Präfibenten verwehrt, ohne Zus 
fiimmung des Senats Beamte zu ernennen over abzufegen, mit ein- 
ziger Ausnahme feiner Minifter. 
„ Das Repräfentantenhaus genehmigt auch feinerfeits Die Aufnahme 
von Colorado mit 90 gegen 60 und von Nebrasfa mit 103 gegen 
55 Stimmen, verftärkt aber noch die vom Senate baran geknüpfte 
Bedingung bez. bes Negerſtimmrechts. 
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16. Jan. Der Senat erflärt fi mit dem verſtärkten Zuſatze bes Repr⸗ 
fentantenhaufes in ber Nebraska: und Coloradobill bez. Negerftimm: 
recht einverftanden, fo daß Geſammtbeſchluß eriftirt. 

47. „ Der oberfte Bunbesgeritshof erklärt ben fog. Reinigungse 
der gewefenen Rebellen (Teftimonialcib) für verfafjungswibrig. 

« — 23. Januar. Repräfentantenhaus: Antrag von Thabbäus Stevens 
auf Reorganifation der Südſtaaten (unter Befeitigung ber John: 
ſon'ſchen Behörden). Langwierige Debatte darüber. Der Antrag 
wirb ſchließlich mit 88 (morunter alle Demokraten und 50 Re 
publifaner) gegen 65 Stimmen (Republifaner) dem vorjährigen 
XVer Comité zur Weberarbeitung zugewieſen. 

23. Jan. Das Sepäfentantenpans genehmigt mit Ar gegen 42 Stim 


ee: N tet 
einge RN het 'gen —S 


30. „ Der Präſident legt —* gegen die Zulaſſung der Territorien 
Leler⸗ und Nebraslaa als Staaten im. bie Union fein Vets eil 


Br: ji Das‘ re ef reißt: Die bisherige Gefanrbtfehaft in | 
em, weil ſich der Papftf. Z. füt die Sidflaaten ausgeſprochen 
bein anglicaniſches Betfans in Rom nicht heſtatiel habe. 
u 
6 Febr. Der Senat beharrt auf feinen Aemterbil (tannre of office 
„bill) und. verwirft das vom . Repräjentantenhans dazu beſchloſſen 
. . „Amenbement, das aud ‚bie Entlafjung von Miniftern durch den 
. Präfidenten von ber Zuſtimmung des Senats abhängig mager 
toolfte, mit 28 gegen 17 Stimmen, 
, Repräfentantenhaus: Der XVer Ausſchuß legt gegen alle Er: 
wartung einen fehr bürdigreifenben Antrag. für bie Recomftructn 
der Sübftaaten vor, der nicht nur die rechtliche Ungültigkeit der vn 
Johnſon creirten Slaatsorhaniſotionen ausſpricht ünd einfach al. 
den status quo änte db. h. auf den December 1865 zurädgrei, 
fonbern aud) die militäriſche Beauffihtigung bed Sübens ausbrüdli 
bem Präftdenten abnimmt · und dern Generaf Grant zumeist: 
In Erwägung, daß bie ohne Vollmacht von Seiten: bed Congteffes un 
e eine Buftimmung "bes Volks creivten angeblichen -(pretended) Gtaatört: 
>: glerungen ber, zehn früßer, ſogenannten Gonfäberirten Staaten feinen ang 
gemeffenen Schuß für Lehen und Cigenthum bieten, fonberu im Gegentkeil 
GSefeplofigfeit und Verbregert ermuntern; und in Ctwägung, daß es notl 
wvwendig iſt, in jenen jogenanitfen Staaten ‚Frieden unb gejeglide Ordni 
aufrecht zu erhalten Bis dort auf gejeplihe Weile loyale republitaniſch 
Stanisregierungen errigptet. werben können, wird hiehurch Bersröpet: 4) Je] 
J Staaten werben in bie folgenden fünf Mititärbezftte gethen 
en; b) Nord» und Süb⸗Carolina; e) Georgia,’ Alabama 
Fon Horibas d). mifffinpi und Artanſas; e) Louißaua und: Teras. 2) 
,... „General ber Vereinigten Stanien (Grant) —5 — die, Minitarbefe hlohel 
"für. biefe Bezirke, and weist. — bie De un. gan ftieguing ihrer Yutori 
5 -tenforbekfiche Benitarmacht gt. feblepäet Hat- allen Gi 
wohnern für ihre EN nn Spa: gu: gemähre) 
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Aufruhr, öoffentliche Ruheſtörungen und Gewaltthaten zu unterdrücken; alle 
Störer ber Öffentlichen Ruhe und Verbrecher zur Strafe zu ziehen. Zu 
biefem Zweck kann er bürgerlichen Gerichten geflatten über Verbrecher abzus 
urtheilen — Tann aber aud, wenn es nad) feiner Anficht nothwendig ift, 
Militärgerichte dazu einfegen. Jede Einmiſchung ber fogenannten Staats: 
behörben in diefes Verfahren ift nichtig und ohne rechtliche Wirkung. 4) Die 
YBunbesgerichte dürfen keinen Habeas⸗Corpus-Befehl zu Gunſten von in 
Militärgewahrfam befindlichen Individuen erlaffen, wenn nicht ein in dem 
betreffenden Bezirk flationirter Bundescommiffär oder Bunbesofflzier fchrift- 
fh und anf Ehrenwort erklärt, daß feiner Anficht nach die Detention bes 
betreffenden Individuums ungeredhtfertigt, auch das Geſuch um einen Habeas⸗ 
Corpus:Befehl in gutem Glauben und um ben Amweden ber Rechtspflege 
bienlich zu fein, nicht aber um fie zu vereiteln, eingebracht worben ſei. Alle 
fraft vorliegenden Geſetzes von ben Militärbehörden in Haft genommenen 
Individuen follen ohne unnöthigen Verzug procelfirt, und es fol feine grau⸗ 
fame oder ungewöhnlidhe Strafe zuerkannt werden. 5) Kein das Leben ober 
bie Freiheit eines Menfchen afficirendes Strafurtheil eines Militärgerichts 
barf volftredt werben, ohne von bem Militärbefehlshaber bes betreffenden 
Militärbezirks beftätigt zu fein.” ' 


9. Febr. Beide Häufer flürzen das Veto bes Präfibenten gegen bie 
Nebresfabil um, das Repräſentantenhaus mit 120 gegen 44, ber 
Senat mit 31 gegen 9 Stimmen. 


» Die Legislatur von Tennefjee nimmt ein Gefeb, das den Negern 
das Stimmredt ertheilt, in dritter Lefung an. Ä 


11, „ Repräfentantenhaus: Beriht und Antrag ber zu Unterfuhung 
ber Negermeßelei in Neuorleans vom 30. Juli 1886 niebergejehten 
Commiffion. Uebereinftimmend damit nimmt das Haus mit 113 
gegen 48 Stimmen eine Bill behufs Keconftruirung des Staats 
Louiſiana an, bie als das geiftige Ergebniß ber feit zwei Jahren 
geführten Parteifämpfe angefehen werben muß: 

„1. Der Präfident ernennt mit Zuſtimmung be2 Senats einen Gouvers 
neur für Louifiana auf böchitens ein Jahr. Der zu Ernennende barf in 
Teiner Weiſe direct oder indirect Theil an der Rebellion genommen haben, 
muß vielmehr allezeit dem Bunde treu gemwefen fein, und barf fein Amt erft 
nach feiner Betätigung burch den Senat antreten. 2. In gleicher Weile er- 
nennt der Präfident (und Senat) eine aus neun Mitgliedern beftehenbe pro= 
viſoriſche Regierung, beren Mitglieder ebenfo qualificirt fein müſſen wie ber 
Gouverneur, Diejes Neuner:Collegium übt (nachdem es vom Senat be= 
ftätigt it) in Gemeinfchaft mit bem Gouverneur die gelanımte gefeßgebenbe 
Gewalt des Staats auf fo lange bis eine Reorganifation besjelben jtattge= 
finden bat. 3. Die proviforifche Negierung ernennt fo lange, bis bie Wähl: 
barkeit der Beamten wieber eintritt, alle Unterbeamten im Staat, und barf 
dazu nur folhe Individuen wählen, welche im Stande find, den unterm 
2. Juli 1862 formulirten Loyalitätseib zu leiften. 4. Am 4. Suni 1867 
wählen bie qualificirten (f. u.) Urwähler einen Gouverneur, Vicegouver: 
neur ac. fowie eine Staatsgefeßgebung, unb zwar proviforifch auf ein Jahr. 
Die zu Ermählenden müſſen biefelben Quallficationen wie oben angegeben 
befigen (db. h. keinerlei Antheil an ber Rebellion gehabt haben, und ben 
barauf bezüglichen Loyalitätseid zu leiften im Stande fein). 5. Das Wahl: 
recht üben hierbei: alle volljährigen, feit minbeftens einem Jahr in Louiſiana 
anfälftgen Bürger ohne Unterſchied ber Hautfarbe, bie nicht, feit fie Bürger 
find, gegen die Bundesregierung die Waffen geführt haben, und ben Loyalitäts⸗ 
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13. Nov. (Rumänien). Die Regierung st die m 5. d. M. in 
außerorbentliher Seſſion behufs Erledigung mehrerer bringenber 
Vorlagen zufammen getretenen Kammern in Yolge heftiger ter: 
pellationen auf und rechtfertigt die Mafregel bamit, daß von ben 
brei Kammerparteien Leine bie Majorität hatte und auch die Majo- 
rität, aus welcher das Märzminifterium hervorgegangen, nur eine 
ephemere geweſen fei. 

415. „ (Serbien) Der Minifterpräfident Garafhanin, die Seele ber 
bisherigen Regierung, gibt unerwartet feine Entlaflung und wirb 
durch Riſtitſch erfekt. 

22., (Candia). Der Großvezier Aali eröffnet die Delegirtenverſamm⸗ 
lung der Inſel mit einer Rede. Dieſelbe beſteht aus 75 Mitglie⸗ 
dern, worunter indeß nur 26 chriſtliche. | 

26. „ In Konftantinopel wird ein vorläufiger Vertrag über die Her: 
ftellung einer Eifenbahn von Konftantinopel bis an ben perfijchen 
Golf unterzeichnet. 

nr (Rumänien) Das Minifterium modificirt fi, die leitenden 
Perjönlichleiten bleiben indeß biefelben: Golesco behält das Aeußere 
und übernimmt dazu das Präfidium, Joan Bratiano behält das 

Innere und proviforiih auch die Yinanzen, Demeter Bratiano tritt 
aus und übernimmt eine Miſſion in’ Ausland, um das Aufhören 
ber fremden Gerichtsbarkeit zu betreiben. 


27. „(Aegypten). Nubar Paſcha regt durch ein Memoire das Auf: 
hören ber fremden Conjulargerihtsbarfeit an. 


„nn (Candia). Der Großvezier ernennt eine Anzahl türfifcher und 
chriſtlicher Beamten, die indeß in ihre Amtsbezirfe nicht einzubringen 
vermögen. Die Inſurrection dauert fort, obgleih bie griechifchen 
Freiwilligen bie Inſel größtentheils, angeblich bis auf etwa 200, 
verlafien haben. — Zweite Sihung der Delegirtenverfammlung: 
Die 26 riftlihen Delegirten überreihen dem Großvezier ein Me 
moranbum mit 6 orberungen behufs ‚Pacificirung der Inſel. 

1) Steuerfreiheit für mehrere Jahre; 2) Subfidien für die nothleidenden 
Familien und Gelder für ben Wiederaufbau ber zerftörten Gebäude; 3) Re⸗ 
vifion der Eteuergefehgebung; 4) Aufhebung ber Bebellisfteuer (Steuer für 
bie Beireiung vom Militärbienf); 5) Herftelung von Banken zur Hebung 
des Aderbaues; 6) Ausbaggern ber cretiſchen Häfen. 


3; Dee, (Serbien). Der neue Minifterpräfident Riſtitſch gibt ſchon 
wieder feine Entlafjung und wird durch Milan Petroniewitſch erſetzt. 

41. „ Der Minifterrath befchließt, die Forderungen ber chriftlichen 

| Delegirten Candia's vom 27. v. M. zu bewilligen. 

— u. (Montenegro) verlangt durch eine eigene Aborbnung nad 
Konftantinopel von der Pforte neuerdings und in ziemlich brohenber 
Meife die Abtretung eines Hafens am abriatifchen Meere, Antivari 
oder Spizza. 


13. Griechenland. 


1. Yan. Kammer: Das neue Minifterium Komunburos legt mündlich 


fein Programm vor unter fortwährender Iebhafter Zuftimmung der 


Kammer. 

Der Minifterpräfident beginnt mit einer nichts weniger als günftigen Schil- 
berung ber Inneren Zuftände. „Die öffentliche Sicherheit, wie Ihr wißt, ift nicht 
blühend; das Anſehen der Geſetze ift verbleicht. Der finanzielle Zuſtand ift 
trauriger als wir es glauben konnten; in ber Stantsfafje befinden fid) wenig 
Gelder, befto mehr werben wir von Schulbnern und Gläubigern gedrängt 
— überſchwemmt. Die Armee ift in vollfländiger Mangelhaftigkeit.“ Die 
auswärtigen Beziehungen betreffend erklärt ber Miniſterpräſident, daß es ber 
Wunſch des Minifteriungs fei, bie freunbfchaftlichen Beziehungen mit allen 
Mächten zu erhalten. Allein wenn auch diefe Abficht vorherrfcht, und wenn 
auch das Königreich weber Unorbnungen wünfcht noch fie hervorruft, fo gibt 
e8 doch Ereigniffe, ganz unabhängig von feiner Thätigfeit, Unorbnungen in 
den Nachbarprovinzen, die aus localen Gründen hervorgehen, für welche 
Griechenland nicht verantwortlich ift, die aber Gefahr für die Ordnung im 
Innern und für bie Harmonie in den auswärtigen Beziehungen bringen 
können. „Wie iſt es möglich, daß das griechifche Volt unempfindlich bleibe!“ 
Hier wird ber Redner dur flürmifchen Beifallsruf aus der Kammer wie 
von ben Galerien unterbroden, und fährt erſt nach einer langen Pauſe fort 
ben Einbrud zu bejchreiben, welchen bie faft täglich aus Creta ankommenden 
faft nadten Weiber und Kinder auf das griechilche Volk ausüben. „Niemand 
fann ſich beklagen, wenn wir biefen Flüchtlingen jede mögliche Unterftüßung 
gewähren. Niemand kann von ber griechilchen Regierung verlangen, daß fie, 
während fie die internationalen Rechte der andern achtet, die Rechte ber Neus 
tralität bes griechiichen Volks mißachten fol. Und welche griehifche Regie⸗ 
rung, felbft wenn fie wollte, ift im Stanbe fie zu mißachten? Die Lage, in 
welche der Aufitand Creta's Griechenland gebracht hat, ift nit ohne Gefahr, 
und ſelbſt die Unterbrechung ber diplomatiſchen Beziehungen mit einer be= 
freundeten Macht gehört zu den Möglichkeiten.“ 

„ Die Kanımer genehmigt faft einftimmig das ihr am Tage vor: 
ber vom neuen Diinifterium vorgelegte Regentſchaftsgeſetz. 

Die Vorlage eines foldhen Geſetzes wurbe bei ber Abficht bes Königs, 


bald eine längere Reife in's Ausland zu unternehmen, ſchon vom abgetretenen 
Minifterium Yulgaris berathen und damals ein Negentihaftsrath in’ Auge 
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gefaßt, an bdeifen Spike Bulgaris felber zu treten gedachte. Das neue 
Diinifterium einigte fi dagegen alsbald barüber, daß die Regentſchaft nicht 
einem Ginbeimifchen, fondern weit beſſer einem Fremden übertragen werbe, 
ber allen Parteien und beren politifchen Gombinationen fern fiche, wofür fich 
der Oheim des Königs, Prinz Johann von Glücksburg zu eignen fcheine. 
Terjelbe muß indeß vorher von der Kammer nationalifirt werben, weil bieß 
bie Berfafjung verlangt und hat nach dem angenommenen Geſetz den bort 
vorgeihriebenen Eib in ber Kanımer und im Beifein des Königs abzulegen. 
Für feine Tienftleiftung Hat der Prinz feine Entſchädigung weder jetzt noch 
in Zufunft in Anſpruch zu nehmen. 


12. Yan. Die Kammer bewilligt einen Grebit von 200,000 Dramen 


für außerordentlihe Miffionen an die Höfe der Großmächte und 
nah Waſhington und 1 Mil. Dramen für die Anjchaffung neuer 
Gewehre. 


20,—21. Ian. Ein türfifcher, ein ägpptifcher und ein franzöfifcher Dampfer 


29.3 


wollen im Piräus 430 aus Creta zurüdfehrende Freiwillige landen. 
Die Bevölferung läßt es nicht zu, zwei von jenen werben getöbtet 
und ben übrigen vorerſt eine wüſte Inſel bei Salamis zur Aus: 
ſchiffung angewieſen. 


an. Kammer: Der Kriegsminiſter Votzaris legt einen Gefetzesent⸗ 
wurf vor für Vermehrung der Armee und Deckung der dadurch 
erwachſenden Mehrkoſten durch neue Steuern. Die Kammer nimmt 
den Antrag mit großem Enthuſiasmus auf. 


Der Miniſter theilt die Streitmacht der Landarmee in eine reguläre und 
irreguläre, und entwickelt die Gründe für jede derſelben. Er erklärt es als 
Pflicht die öffentliche Ordnung im Innern herzuſtellen, wo es der geeigneten 
Militärmacht bedürfe, durch bie allein dieſes Ziel erreicht werden könne; aber 
außer dieſer Pflicht liege noch ob, daß Griechenland fähig ſei den Frieden zu 
erhalten, für ben es aufrichtig wirke, aber dafür doch, wenngleich bie Regie⸗ 
rung bie Neutralität fireng beobachte, während des Aufftands in Creta von 
einer benachbarten Macht mißverfianden werde und ihre Verfiherungen in 


Zweifel gezogen ſehe. „Tie Regierung in Kenntnig aller ber Mißhandlungen 


ber unter der Knechtſchaft lebenden Chriften, beobachtet mit Bedauern, baß 
bie hohe Pforte weit entfernt die Urfachen biefer Uebelſtände abzuftellen, bar: 
auf benft noch andere Zwangsmaßregeln einzuführen. Wenn ben Noten 
Glauben zu fchenten ift, bie in den verjchiebenen Blättern veröffentlicht wer: 
ben, jo bedroht die Pforte Griechenland mit Gefahr (türf. Note vom 26. 
Dec. ſ. Geſch.⸗Kal. f. 1866). In biefem Fall müffen wir von jegt an ents 
gegentreten, um jeden feindlihen Angriff auf feine Grenzen zurüdzuweifen, 
damit nicht der Friede geftört werbe, ber nur auf zweierlei Meife gewahrt 
wird — durch bie Erniebrigung und durch bie Rüftung. Ich frage demnach 
bie Kanımer, welche Löſung fie vorzieht?" Wie aus einem Munb unter bes 
täubendem Jubel, antiwortet bie Kammer „Bewaffnung! — Dur ben 
neuen Entwurf ift die Stärke ber Landarmee für das Jahr 1867 auf 31,300 
Mann feftgefebt und wird eingetheilt in reguläre und irreguläre. Die res 
guläre Truppe fol aus 14,300 Mann beflehen, von benen 2000 Freiwillige 
nicht mehr dem Nefrutirungsgefeß unterworfen fein follen. Die irreguläre 
Truppe wird aus 17,000 Mann beftehen, nämlich aus Refruten zur Heeres: 
ernänzung in ber Zahl von 2000 Mann, aus ber Rejerve, aus —— 
und, wenn nothwendig, aus ausgedienten Soldaten. Die Rekrutirung für 
bas Jahr 1867 hat demnach 4500 Mann zu liefern, nämlich 2500 Mann 
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. für bie reguläre und 2000 Mann für die ivreguläre: Macht. Die Steuerlaft 
wird gleihmäßig nach der Seelenzahl auf die Gemeinden vertheilt. 


1. Febr. Die Kammer genehmigt einſtimmig die ihr angemufthet Ver⸗ 
mehrung der Armee. 

4, Kammer: Die Regierung verlangt bie Bewilligung der noth⸗ 
menbigen Mittel zu Beſqhaffung von 2 Panzerfregalten und. 4 

en Corvetten. J J 

40. . „ im türkiſcher Dampfer bringt aierdinge 300 Breite 9 aus 

Sandia nad) dem Piräus zurüd, 

14. „ Der griedhifche Dampfer Penhellenion, ber fortwährend Lebene⸗ 
mittel, Munition und Freiwillige nach Candia bringt, entkommt nur 
mit genauer Noth einer ihn verſolgenden türkiſchen Fregatte. 

23. „ „Kammer: Die Regierung legt das Budget vor. Dasfelbe weist 

(unter Einrechnung ber neuen Steuern) eine Einnahme bon 32 DHL. 
Drachmen und dagegen eine Ausgabe bon bloß 28 Mil. Dr. aus. 


16. März. Zur Ueberwadhung der griechiſchen Blocadebrecher erſcheinen 
zwei türkiſche Kriegsbdampfer im Piräus. Die griech. Regierung 
proteſtirt dagegen und die türkiſchen Schiffe entfernen ſich wieder. 


13. April. Kammer: Die Regierung verlangt die Bewilligung zu einem 
Anlehen von 25 Mil. Dramen für Armee. und Marinezwede. 

20. „ Die Kammer genehmigt das neue Gewerbeſteuergeſetz, um den 
vermehrten Bedürfniſſen der Verwaltung zu genügen. 

21. „ Prinz Johann von Glücksburg leiſtet in der Kammer und in 
Gegenwart des Königs den Eid als Regent für die Dauer ber 
Abwejenheit bes Tebteren. 


22. „ Der König tritt feine Reife nad) Europa an. 


16. Mai. Der König verlobt fi in St. Petersburg mit der Großfürftin 
Olga, Tochter des Großfürften Conftantin. 


4. Juni. Der Blocadebrecher Arcabion, von türkiſchen Schiffen ange 
griffen, entlommt benfelben nur mit genauer Noth. 


— Yuli. Franzöfiihe und ruffifhe Schiffe fangen an, Weiber, Kinder 
und Greiſe maflenhaft aus Candia nach Griechenland zu transportiren, 


20. Aug. Der Blocabebredher Arcadion wird endlich auf feiner 24ften 
Fahrt nad Ereta von dem türfifhen Kriegsichiffe Izzedin überrafcht 
und nad erbittertem Kampfe gezwungen auf ben Strand zu laufen. 
Die Mannſchaft rettet ſich größtentheils und wird von einem ruffifchen 
Schiffe nad Athen gebradt. 

W 
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- 4..Dct. Die aus Candia geflüchteten Weiber, Kinber unb Greiſe betragen 


bereits nabe an 40,000 Seelen und felgen big Enbe d. J. auf 
60,000. 

Eröffnung der Kammer ohne Thronrede des Begenten. 
Kammer: Wahl bes Präfidenten. Der Regierungscanbidat wird 


n 


‚ mit 83 gegen 42 Stimmen gewählt, 


Kammer: Die Regierung verlangt einen Credit von 7 Millionen 


und bie Anerkennung bon 4 Millipnen bereit gemachter Ausgaben. 


r Feierlihe Vermählung bed Königs mit ber Gropfürkin Olga 
in St. Petersburg. 


34 Rov. Einzug bes neuen Königepaare in Athen. 


14 Dec. Kammer: Schluß ber vierzehntägigen Debatte über bie vom 


Minifterium geforberten außerordentl. Credite und über Die innere 


"und äußere Lage. Das Minifterium erhält mit 105 gegen 52 


Heiss! 


‚Stimmen ein Vertrauensvotum. 
24., 
ertheilten Vertrauensvotums deutlich an ben Tag, Daß er dasſelbe 


Der König legt trotz des von ber Kammer dem Minifterium 


zu wechſeln wünſche. 


„Das Miniſterium entſchließt fi, dem Könige zu entſprechen und 
.... gibt feine Entlaſſung ein; Bulgaris wird neuerdings mit der Bil: 
. bung eines Cabinets betraut. 


IV, 


Anßerenropäifhe Staaten, 


Dr 
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1. Bereinigte Staaten non Hordamerika. 


. Kan. Das Repräfentantenhaus befchließt, den Antrag Afhley’s, ben 
Präfidenten Johnſon wegen Verletzung ber Verfaſſung in Anklage⸗ 
zuftand zu feßen, einem Comite zur Prüfung zu überweiſen. 

Der Präfident legt fein Veto ein gegen ben übereinitimmenben Bes 
ſchluß beider Häufer, den Negern bes Diftricts Columbia Waſhington) 
das Stimmrecht zu ertheilen. 


„Beide Häufer flürzen das Veto bes Präſidenten gegen das Stimm⸗ 
recht der Neger im Diftrict Columbia mit Zweibrittelmajoritäten um. 
„ Der Senat genehmigt bie Zulaffung ber bisherigen Territorien 
Colorado und Nebrasfa als. Staaten in bie Union, dieſes mit 24 
gegen 15, jenes mit 23 gegen 11 Stimmen und zwar bießmal 
unter der Bedingung ber Ertheilung des Stimmredts an bie Neger. 
(Schon im vorigen Jahr war bie Aufnahme Colorabos, damals noch 
ohne diefe Bebingung, vom Congreſſe befchlofen worden, aber am 
Veto des Präfidenten gefcheitert.) 

„ Der Senat tritt mit 26 gegen 7 Stimmen bem Beſchluſſe bes 
Repräfentantenhanfes vom 14. Dec. v. %. bei, ber ben Beginn des 
neuen Congrefies ſchon auf ben 4. März ftatt auf ben 4. Dec. feſt⸗ 
feste, um jedes Interregnum und bamit bie freiere Hand bes Prä- 
fidenten während eines foldhen zu verhüten. 

Der Senat genehmigt mit 29 gegen 9 Stimmen eine Bill 

(tenure of office bill), welche dem Präfidenten verwehrt, ohne Zu: 
flimmung des Senats Beamte zu ernennen oder abzuſehen, mit ein⸗ 
ziger Ausnahme ſeiner Miniſter. 
„Das Repräſentantenhaus genehmigt auch ſeinerſeits die Aufnahme 
von Colorado mit 90 gegen 60 und von Nebrasfa mit 103 gegen 
55 Stimmen, verftärkt aber noch die vom Senate baran gelnüpfte 
Bedingung bez. bes Negerfiimmrechts. 
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16. Ian. Der Senat erflärt fih mit bem verftärkten Zufabe des Reprä— 
fentantenhaufes in ber Nebraska: und Colorabobill bez. Negerftimm: 
recht einverftanden, jo daß Geſammtbeſchluß eriftirt. 

17. „ Der oberfte Bunbesgerihtshof erflärt ben fog. Reinigungseib 
der gewefenen Rebellen (Teftimonialeib) für verfaflungsmwibrig. 


„— 23. Januar. Repräfentantenhaus: Antrag von Thaddäus Stevens 
auf Reorganifation der Südſtaaten (unter Befeitigung der SYohn: 
fon’ihen Behörden). Langwierige Debatte darüber. Der Antrag 
wird fchlieglih mit 88 (morunter alle Demofraten und 50 He 
publifaner) gegen 65 Stimmen (Republifaner) dem vorjährigen 
XVer Comitd zur Weberarbeitung zugewieſen. 

23. Ian. Das Repräfentantenhaus genehmigt mit 109 gegen 42 Stim: . 
men - eidg. Billy hie” tuapg, des Beiehfuffes: ; hey: Hhentggundoßgerichtes 
He RA ei ehema —— feſtſetzt. 

30. „ Der Präſident legt neuerdings gegen bie Zulaſſung der Territorien 

nt Colorado und Nebraska alt Staaten in bie Union - fein Des eil. 

Ida yo Das Neprüfentantenhuns ſtreicht die bisherige Geſandiſchaft in 
Rem, weil ſich ver Papft-f. 3. für die Südſtaaten ausgeſprochen 

»2 und ein amglicaniſches Bethaus in Rom nicht geſtatket Habe. 


u PP . : , 
6. Febr. Der Senat beharrt auf feiner Aemterbill (tanure of office 
;., DU) und verwirft das vom Repräſentantenhaus dazu beſchloſſene 
„.. Amenbement, das auch. bie Entlaffung von Miniftern durch ben 
Praſidenten von ber Auftimmung des Senats abhängig machen 
‘wollte, mit 28 gegen 17 Stimmen, N 
| Repräfentantenhaus: Der XVer Ausſchuß legt gegen alle Er: 
wartung einen’ fehr bürchgreifenden Antrag. für die Reconftruction 
. ber Südſtaaten var, ber nicht nur die rechtliche Ungültigkeit ber von 
Johnſon creirten Staatsorganifationen ausſpricht und einfach auf 
den status quo ante d. h. auf ben December 1865 zutüdgreift, | 
ſondern auch die militäriiche Beauffichtigung bes Südens ausbrüdlid 
"dem Präftbenten abnimmt und dem General Grant zumeist: 

5%, Erwägung, daß bie ohne Vollmacht von Seiten: des Congreſſes un 
:7; ohne Zuflimmung bes Volks creivten angeblichen (pretended) Staatsre⸗ 
x: ;; gierungen der zehn früher ſogenannten Gonföberirten Staaten feinen ange 
gemeffenen Schuß für Leben und Eigentum bieten, jondern im Gegentheil 
Gefeglofigfeit und Vetbrechen ermuntern; und in Erwägung, daß es noth: 

rt wendig: ift, in jenen ſogenannten Staaten Frieden unb geſetzliche Ordnung 
‚aufrecht zu erhalten. bis .dort auf geſetzliche Weile loyale republikaniid: 
Staatsregierungen errichtet werben können, wird hiedurch vererbnet: 4) ai 


ſogenannten Staaten werden in bie folgenden fünf Militärbezitfe getheilt: 
a) Dirginien; b) Nord: und Süb⸗Carolina; e) Georgia, Alabama un 
ur. Florida; d) Milfilfippi und Arkanſas; e) Louiſiana und: Texas. 2) Tr 
- .... General ber Vereinigten Staaten (Grant) ernennt, bie Militärbefehlshake 
für. biefe Bezirke, and weist. ihnen bie zur Inkräftfegung ihrer Autorität 
- erforderliche Rmitãrmacht zu. 3)" Der -Milfkärbefehlsnkier hat allen Gin: 
wohnern für ihre perfönlichen And: Eigentfatinssechte. Scart. zu gewähren 
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Aufruhr, öoffentliche Ruheſtörungen und Gewaltthaten zu unterbrüden; alle 
Störer ber öffentlichen Ruhe und Verbrecher zur Strafe zu ziehen. Zu 
biefem Zweck kann er bürgerlichen Gerichten geflatten über Verbrecher abzus 
urtheilen — Tann aber aud, wenn ed nad) feiner Anficht nothwendig ift, 
Militärgerichte dazu einfegen. Jede Einmiſchung ber fogenannten Staats: 
behörben in biefes Verfahren ift nichtig unb ohne rechtliche Wirkung. 4) Die 
Bunbesgerichte dürfen feinen Habeas⸗Corpus-Befehl zu Gunften von in 
Militärgewahrfam befindlichen Individuen erlaffen, wenn nicht ein in bem 
betreffenden Bezirk flationirtee Bundescommiffär oder Bunbesofflzier fchrift- 
fh und anf Ehrenwort erflärt, daß feiner Anficht nach die Detention bes 
betreffenden Individuums ungeredhtfertigt, auch das Gefuch um einen Habeas⸗ 
Corpus⸗Befehl in gutem Glauben und um den Zwecken ber Rechtspflege 
dienlich zu fein, nicht aber um fie zu vereiteln, eingebracht worden ſei. Alle 
fraft vorliegenden Geſetzes von ben Militärbehörden in Haft genommenen 
Snbivibuen follen ohne unnöthigen Verzug procelfirt, und es fol feine grau⸗ 
fame oder ungewöhnlidhe Strafe zuerkannt werden. 5) Kein das Leben ober 
bie Freiheit eines Menſchen afficirendes Strafurtheil eines Milttärgerichts 
barf vollfiredt werben, ohne von dem Militärbefeblshaber bes betreffenben 
Militärbezirks betätigt zu fein.“ 


9. Febr. Beide Häufer flürzgen das Veto bes Präfidenten gegen bie 


" 


11. 


Nebrestabil um, das Repräſentantenhaus mit 120 gegen 44, ber 
Senat mit 31 gegen 9 Stimmen. 


» Die Legislatur von Tenneſſee nimmt ein Gefeb, das ben Regern 
das Stimmredt ertheilt, in dritter Leſung an. Ä 


„ Repräfentantenhaus: Beriht und Antrag ber zu Unterſuchung 
ber Negermeßelei in Neuorleans vom 30. Juli 1886 niebergejebten 
Commiffion. Webereinftimmend damit nimmt das Haus mit 113 
gegen 43 Stimmen eine Bill behufs Keconftruirung des Staats 
Louiſiana an, die als das geiftige Ergebniß ber feit zwei Jahren 
geführten Parteifämpfe angefehen werben muß: 

„1. Der Präfident ernennt mit Zuſtimmung be? Senats einen Gouver: 
neur für Louiſiana auf böchitens ein Jahr. Der zu Ernennende barf in 
Teiner Weife direct oder inbdirect Theil an ber Rebellion genommen haben, 
muß vielmehr allezeit bem Bunde treu gewefen fein, und barf fein Amt erft 
nach feiner Betätigung durch ben Senat antreten. 2. In gleicher Weife er: 
nennt der Präjident (und Senat) eine aus neun Mitgliedern beſtehende pro⸗ 
viſoriſche Regierung, deren Mitglieder ebenfo qualificirt fein müffen wie ber 
Gouverneur. Diejes Neuner:Collegium übt (nachdem es vom Senat be= 
ftätigt if) in Gemeinjchaft mit bem Gouverneur die gelanımte gejeßgebende 
Gewalt bes Staats auf fo lange bis eine NReorganifation besjelben ftattges 
funben bat. 3. Die proviforifche Regierung ernennt fo lange, bis die Wähl⸗ 
barkeit der Beamten wieber eintritt, alle Unterbeamten im Staat, unb barf 
dazu nur ſolche Sndivibuen wählen, welche im Stande find, den unterm 
2. Juli 1862 formulirten Loyalitätseib zu leiften. 4. Am 4. Suni 1867 
wählen bie qualificirten (f. u.) Urwähler einen Gouverneur, Vicegouver⸗ 
neur ac. fowie eine Stantegelebaehung, und zwar proviforifch auf ein Jahr. 
Die zu Ermwählenden müſſen biefelben Quallficationen wie oben angegeben 
befigen (d. h. keinerlei Antheil an der Rebellion gehabt haben, und ben 
barauf bezüglichen Loyalitätseib zu Teiften im Stande fein). 5. Tas Wahl: 
recht üben Hierbei: alle volljährigen, feit minbeftens einem Jahr in Louiſiana 
anfäffigen Bürger ohne Unterfähteb ber Hautfarbe, bie nicht, feit fie Bürger 
find, gegen die Bundesregierung die Waffen geführt haben, und ben Loyalitäts⸗ 
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eid vom 2. Zuli 1862 leiſten können. Solche ſonſt qualificirte Bürger, 


welche in keinem höhern Rang ale bem gemeiner Soldaten in ber Rebellen 
armee gedient haben, Tünnen das Wahlrecht erhalten, wenn fie diefe Thatfache 
buch das Zeugniß loyaler Bürger beweilen, fowie auch, daß fie nach bem 
4. März 1864 nit mehr willig an ber Rebellion theilgenommen haben, 
und wenn fie für die Zufunft bem Bund Treue fchwören. 6. Der Kriegs: 
minifter bat die nöthigen Anordnungen für die Anlegung ber Wäblerliften, 
die Abhaltung ber Wahlen x. zu erteilen. Zu Wahlbeamten barf er jedoch 
nur folde Individuen nehmen, bie laut $ 5 als Wähler qualificirt find. 
7. Am 15. October 1867 erwählen bie (wie sub 5) qualificirten Urwähler 
einen Verfafjungsconvent, Wählbar dazu find nur ſolche Individuen, welche 
die sub 1 für ben proviforiihen Gouverneur vorgefchriebene Dualification 
befiten und ben Loyalitätseib vom 2. Juli 1862 leiften. Die vom Convent 
zu entwerfende Verfaffung muß: a) feine Rechtsunterfchiebe auf Grund ber 
Hautfarbe ober Race flatuiren, b) bie Autorität bes Bundes zur Beſchützung 
und immerwährenden Erhaltung bes Bundesverbandes anerkennen, c) bes 
ſtimmen, daß feine im Namen bes Staats ober fonftwie zur Förderung ber 
Rebellion contrahirte Schuld je übernommen ober bezahlt werben barf, und 
daß d) der Staat niemals irgenbjemandem für das was er zur Förderung 
ber Rebellion gethan ober gelitten eine Entfhäbigung, Schenkung, Penfion zc. 
gewähren barf. Die fo zu entwerfende Berfaffung wird ben Urwählern zur 
Genehmigung vorgelegt, unb, wenn genehmigt, beim Congreß eingereicht. 
8. E8 wird dem Präfidenten zur Pfliht gemacht, fofort einen General zum 
Militärbefehlshaber in Pouijiana zu ernennen, und bemielben eine Militärs 
macht zur Verfügung zu ftellen, welche hinreichend if, um bie bem Befehls: 
baber geftellte Aufgabe zu erfüllen. Wo immer im Staat bie bürgerlichen 
Behörden außer Stand oder nicht willens find bie Gefete über Verhütung. 
und Beftrafung von Verbrechen pünktlich zu vollftreden, fol ber Militär: 
befehlshaber die Verbrecher verbaften laffen, und in Gewahrſam halten bis 
bie bürgerlihen Behörden eine Verfolgung ber Verbrechen eintreten lafien. 
In der Aufrechthaltung der öffentlichen Orbnung und Vollftredung der Ge: 
ſetze ſoll der Militärbefehlshaber ben bürgerlichen Behörden dergeftalt behülf- 
li fein, Daß gleiches Recht Für alle ohne Unterichied der Farbe geübt wird. 
9. Alle von der proviloriihen Regierung getroffenen gefeglichen Anordnungen 
unterliegen ber Zuſtimmung des Congreſſes. 10. Die jebt in Louifiana be= 
ftehenden Geſetze bleiben nur injoweit in Kraft als fie nicht mit der Bundes: 
verfafjung und den Bunbesgefeßen, fpeciell mit dem vorliegenden, in Wider: 
ſpruch ſtehen. Zu Gefchwornen dürfen nur foldhe Individuen genommen 
werden, welde fih nad Maßgabe bes vorliegenden Geſetzes als Urwähler 
qualificiren.“ 

Das Haus fährt indeß tro& dieſes Befchluffes fort, die Recon: 
fiructionsbill des X Ver Ausſchuſſes bez. fämmtlicher Südſtaaten zu 
berathen, bie bazu beftimmt ift, den Boben frei zu machen für ähn- 


‚liche. Geftaltungen auch in den übrigen Rebellenftaaten. 
Gebr. Das Nepräfentantenhaus nimmt jchließlich die Reconſtructions⸗ 


bil des X Ver Ausſchuſſes mit 109 gegen 55 Stimmen (morunter 
16 Republifaner) an. 

„» Das Repräfentantenhaus beharrt gegenüber dem Senat bez. der 
Aemterbil nun auch feinerjeits darauf, daß durch diefelbe dem Prä- 
fidenten verboten werde, feine Minifter, fobald er fie einmal ernannt 
habe, ohne bie Zuftimmung bes Senats wieder zu entlaffen und 
verlangt deßhalb eine Konferenz mit bem Senat, die von dieſem zu: 


. geftanden: wird. Ä | 
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16. Fehr. Der Senat mildert bie vom Repräfentantenhaufe angenommene 


19. 


20. 


Reconftructionsbill für die Sübftaaten, mobificirt und vervollitänbigt 
fie ſehr wefentlih nad einem Antrag bes Eenators Sherman 
(Bruber des Generals). | 

Das Projekt des Senats flimmt mit bemjenigen bes Repräfentantenhaufes 
darin überein, daß fie bie rechtliche Gültigkeit der |. 3. vom Präfidenten Johnſon 
getroffenen Reorganilationen gleichfalls aufhebt, den Süden zeitweilig gleich» 
falls der Militärgewalt unterftelen will. Dagegen untericheidet fi) dasſelbe 
ſehr weientlih barin, daß es bie Ernennung ber Commandanten für bie 
fünf Militärbezirke, in welche der ganze Süden eingetheilt wird, dem Präs 
fidenten läßt und nit bem General Grant überträgt. Neu ift darin, daß 
als 3—5. Artikel feftgefeßt wird: Einführung bes allg. Stimmrechts für alle 
männlichen Einwohner des Südens, bie Neger inbegriffen und bloß mit Auss 
nahme ber wegen Berbredhen Verurtbeilten unb ber wegen Theilnabme an 
ber Rebellion für ihrer Nechte verluftig Erflärten; 4) Reorganifation der 10 
Südflanten auf biefer Baſis; 5) ſobald dieſelben fih eine vom Congreß ge- 
nehmigte Verfafjung gegeben und das Amendement zur Bunbesverfafjung 
angenommen haben werden, follen ihre Vertreter in beide Häufer des Con: 
grejjes zugelafjen werben und alle außerorbentlihen Maßregeln aufhören. 


„ Der Senat verzichtet auf die bisher von ihm behauptete Claufel 
ber Aemterbill bez. der Minifter und tritt ben Beichlüffen des Re⸗ 
präfentantenhaufes bei, fo daß dießfalls Gefammtbefhluß erzielt ift. 

Das Repräfentantenhaus meist mit 98 (Ultraradicale und bie 
39 Demokraten) gegen 73 die vom Senat modificirte Reconftruc- 
tionsbill zurüd und verlangt vom Senat eine Conferenz behufs einer 
Verſtändigung, bie jedoch von biefem abgelehnt wird. 

» Das Repräfentantenhaus fügt fi) mit unmefentlicher Mobiflcation 
dem Senat bezüglih ber Reconftructionsbil mit 125 gegen 46 
Etimmen (die 39 Demofraten und 6 Republifaner). 

Der Senat genehmigt feinerfeits die Modification des Nepräfen: 
tantenhaufes in ber Reconftructionsbill mit 35 gegen 7 Stimmen, 
jo daß ein Geſammtbeſchluß erzielt ift. Derſelbe Tautet: 

„In Anbetradt, daß in den (zehn) Nebellenftaaten zur Zeit feine geſetz⸗ 
mäßigen Stantsregierungen und fein Schuß für Leben und Eigenthum bes 
fteben; daß es aber nothwenbig ift dort Ruhe und Orbnung zu erhalten, 
bis auf gefegmäßige Weije loyale republifanifche Staatsregierungen errichtet 
werden Fünnen, wird hiedurch verordnet: 1) Die genannten Staaten werden 
in fünf Militärbezirte getheilt und find ber Bundes: Militärautorität unters 


worfen. 2) Ter Präfident bat die commanbirenden Generale ber Bezirke zu 
ernennen und ihnen eine zur Erfüllung ihrer Pflichten hinreichende Truppen 


macht zur Verfügung zu flellen. 3) Der Militärbefehlshaber hat das Leben 


und Eigenthum der Einwohner. zu beihügen; Aufruhr, Unorbnungen und 
Gewaltthaten zu unterbrüden; alle Störer der öffentlihen Ruhe und Ver: 
brecher beftrafen zu lafjen. Zu dem Zweck kann er den Tocalen bürgerlichen 
Gerichten Competenz zum ftrafrechtlihen Einfchreiten gegen Verbrecher ein» 
räumen, ober aber, wenn e8 feinem Ermeſſen nach nothwenbig ift, Militärs 
gerihhte zu diefem Zweck organifiren. Alle im Namen irgendeiner Staates 
autorität flattfindende Einmiſchung in die Militärautorität nah Maßgabe 
des vorliegenden Gefeßes ift null und nidtig. 4) Bei ben militärijchen 
Verhandlungen ift jeder unndthige Verzug zu vermeiben; Feine graufame ober 
ungewöhnlige Strafe zuzuertennen; Tein die freiheit bes Angeklagten affici⸗ 


Ausrike. 


rendes Urtbeil zu vollſtrecken, ehe es vom Bezirfseommanbeur befätigt iſt. 
Zodesurtheile dürfen nux nachdem fie vom Präfidenten beilätigt find vollftredt 
werden. 5) Wenn a. die Einwohner eines ber Rebehenftaaten durch einen 
Convent, beffen Mitglieder von allen volljäßrigen männlichen Bürgern ohne 
Unterfchied der Race (ausgenommen ſolche, denen wegen Theilnahme an ber 
Rebellion oder gemelner Verbrechen bas Wahlrecht abgeiprodhen worben) er- 
wählt worden find, eine in jeder Beziehung mit ber Bunbesverfaflung in 
Ginflang ftehende Staatsverfaffung und Vermaltungsorganifation angenommen 
haben werben; b. wenn dieſe Berfaffung allen wie borftehend qualificirten 
Bürgen bas Wahlrecht gibt; c. wenn fie von den fo qualificirten Bürgern 
in Urabſtimmung angenommen worden ift; d. wenn ber Congreß fte geprüft 
und gutgeheißen bat; e. wenn die auf Grund biefer Verfaffung gewählte 
Staatsgefebgebung das ale Art. 14 ber Bunbesverfaffung vom Congreß vor: 
geihlagene Amendement ratificirt haben wirb, und f. wern dieſes Amenbe: 
ment zu einem integrirenden Theil der Bundesverfafjling geworden ift: dann 
foU ber betreffende Staat zur Vertretung im Bunde berechtigt fein; feinen 
Senatoren und Repräfentanten, infofern fie den vom Gefet vorgefchriebenen 
Amtseid leiſten können, der Autritt in ben Gongreß offen ftehen und das 
vorliegende Geſetz für den Staat außer Kraft treten. An der Wahl von 
Mitgliedern ber Eonvente, welche neue Staatsverfafjungen zu entwerfen haben, 
bürfen biejenigen, welchen bas vorgeichlagene Amendement zur Bundesver⸗ 
faffung bie Wählbarkeit zu öffentlichen Aemtern abipriht, nicht als Wähler 
tbeilnehmen, aud find fie nicht zu Mitgliedern diefer Convente wählbar. 
6) So lange bis bie Vertreter ber genannten Mebellenftanten in ben Bundes: 
congreß zugelaffen werben, find Die dort etwa beitehenden Givilregierungen 
(that may exist) nur als provijorische zu betrachten, und in allen Stüden 
der Befugniß des Bundes fie abzufchaffen, zu verändern, zu beauffichtigen, 
oder durch andere zu erjegen, unterworfen. Auch haben bei allen unter dieſen 
proviforischen Regierungen ftattfindenden Wahlen alle diejenigen, und nur 
diejenigen Bürger das Wahlrecht, welden es der vorfiehende $ 5 zuipricht. 
Niemand ift zu einem Amt unter diefen proviforifchen Regierungen wählbar, 
weldher ber durch $ 3 des proponirten Amendements zur Bundesverfafjung 
ber Wahlbatkeit zu Öffentlichen Aemtern verluftig erflärten Kategorie an: 
gehört.” 


20. Febr. Nebraska hat die ihm vom Congreß geftellten Bebingungen 
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27. 
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2. 


erfüllt und tritt ſomit als der 37ſte Staat in die Union. 


„Das Repräſentantenhaus beſchließt ſtatt ber einzuziehenden 150 
Mill. Dollar Schuldtitel die Ausgabe von 100 Mill. neuen Papier⸗ 
geldes. 

„Das Repräfentantenhaus beſchließt, bie neue Baumwollſteuer 
vom 1. Sept. ab wieder fallen zu laſſen. 


„ Der Senat beſchließt die Auflöſung ber beſtehenden Miliz in 


den Südſtaaten und verwirft den Beſchluß bes Repräſentantenhauſes 


bez. die Creirung von 100 Mill. neuen Papiergeldes. 


März. Der Präſident proclamirt die Aufnahme Nebraskas als Staat 


in die Union. Diejenige von Colorado dagegen bleibt in Folge des 
Veto des Präſidenten wiederum abgewieſen, da bezüglich dieſes Terri⸗ 
toriums das Veto nicht umgeſtürzt worden iſt. 


„Der Präfident legt ſowohl gegen die Reconſtructionsbill als 
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gegen die Aemterbill (tenuro of.office bill) jan Veto ein. Beibe 


werben umgeftoßen: Das erjte vom Repräfentantenhaufe mit 125 


. gegen 46, vom Senate mit 35 gegen 7 Stimmen, das zweite vom 


Repräfentantenhaufe mit 131 gegen 37, vom Senat mit: 35 gegen 
11 Stimmen. | 

Beide Häufer verftänbigen fi) darüber, daß ſtatt der einzuzie- 
henden verzinslichen Trejoricheine im Betrage von 150 Mill. Dollars 
nur für 50 Mil. Dollars neue Certificate emittirt werben follen. 


4. März. Der neue (40ſte) Congreß der Union conftituirt fich in beiden 


10. 


11. 


14, 


Häufern: 

Repräjentantenhaus: 32 Demokraten proteftiren gegen bie Con: 
ftituirung, weil 16 Staaten noch unvertreten feien (bie 10 Süb- 
ftaaten und 6 andere — Californien, Connecticut, Kıntudy, New: 
Hampihire, Tenneffee und Rhode Island — deren Wahlen noch aus: 
ftehen). Der bisherige Sprecher Schuyler Colfar wird mit 127 
gegen 36 Stimmen wieder dazu gewählt. 

Senat: Benjamin Wade wird zum Bräfidenten und bamit zum 
Bicepräfidenten der Union gewählt, 

n Präfibent Johnſon richtet feine Botſchaft am beide Häufer bes 
Congreſſes, in der er die inneren Zuftände in Folge bes Vorgehens 
der Congreßmehrheit in den ſchwärzeſten Farben ſchildert und einen 


Staatsbankerott, d. h. die Nepubiation der Staatsfchuld als ganz 


unvermeidlich) auf biejer Bahn in Ausficht ftellt. - 


„ Das Repräfentantenhaus empfiehlt dem Unterfudungscomite ale 
Warnung für den Präfidenten die Fortfebung der Prüfung einer 
Anklage gegen dieſen mit bem Beifügen, biefelbe auch während einer 
allfälligen Vertagung bes Congreffes fortzuführen. 
„ Das Repräfentantenhaus beräth über einen Zuſatz zur Recon 
jtructionsbil von 2. März, der die Formen näher feftftellt, unter 
welchen die Wahlen im. Süden jtattfinden jollen, um biefelben nicht 
den proviforifchen Regierungen zu überlafen und bie Leitung bes 
ganzen Wahlgefhäfts den neuen Bunbesmilitärcommandanten in bie 
Hände zu legen, 
„ Der Präftdent ernennt auf den Vorfchlag des General Grant bie 
Militärcommandanten für die fünf neuen Militärbiftricte des Südens: 
41. Birginien (Hauptquartier Richmond) General Schofielb. 
2. Die beiden Carolinas (Hauptquartier Columbia in Sübcarolina) 
General Sidles. | 
. Georgien, Florida und Alabama (Hauptquartier Montgomery 
in Mabama) General J. B. Thomas, 
. Mifftffippi und Arkanfas (Hauptquartier Vicksburg in Miſſiſ⸗ 
fippi) General Orb. 
. Zouifiana und Texas (Daupiquartier Neuorleans) General 
. Sheriben. 
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— Imi. Der Bau ber großen Pacifie⸗Fiſenbahn hat in der letzten Zeit 


diesſeits und jenſeits der Felſengebirge ſo große Fortſchritte gemacht, 
daß ihre Vollendung bis 1870 außer Zweifel erſcheint. Für die 
noch übrige Indianerbevölkerung Nordamerikas liegt barin ber lebte, 
entſcheidende Schlag. 


j 8. Juli. Wieberzufammentritt bes Kongrefjes in genügenber Anzahl. 
5.—6. Juli. - Beide Häufer des Congrefjes befchließen, fi während ber 


13. 


kurzen Sitzung ausſchließlich mit der Reconſtructionsangelegenheit 
des Südens zu beſchäftigen. Das Repräſentantenhaus votirt den 
ſämmtlichen Militärcommandanten des Südens, mit Ausnahme des 
General Ord, den Dank der Nation. 
uli. Die Juſtizcommiſſion des Repräſentantenhauſes erſtattet gar 
keinen Bericht bez. der Anklage des Präſidenten. 
„Beide Häuſer verſtändigen ſich über einen weiteren Zuſatz zur 
Reconſtructionsbill, um allen weiteren Verſuchen des Präſidenten 
dagegen ein Ende zu machen. 

1. Die Militärautorität ſteht in den ehemaligen Rebellenſtaaten über 


(is paramount) ben daſelbſt beſtehenden Civilregierungen und dieſe ſollen 


die Ansübung jener Autorität in keiner Weiſe hemmen dürfen. 2. Die Mi— 
litärceommandanten haben, wofern der Obergeneral feine Einwilligung dazu 
ertheilt, die Befugniß, die Civilbeamten ihrer Diſtricte abzuſetzen und durch 
Difiziere ber Arınee oder durch Nichtmilitärs (Civilians) zu erſetzen. Z. Dem 
Dbergeneral flieht biejelbe Befugniß zu. 4. Die Verfügungen bdiefer Art, bie 


‘ bisher fchon ergangen find, werben hiemit beftätigt. 5. Tie boards of re- 


gistration (Wahlcommifjäre) haben bie Pflicht, die Aniprüche der Bürger, 


. bie ihre Eintragung in die Wahlliften verlangen, zu unterſuchen und darüber 


zu enticheiden. Die Leitung des geforderten Eibes genügt für die Eintragung 
in die Wahlliften Teineswegs. Die Wahlcommilfionen werden ohne alle 
Rückficht auf Race ober Hautfarbe beftellt werben. 6. Der wirflide Sinn 
jenes Eides ift, daß jede Perſon, bie eine „erecutive ober gerichtlihe" Function 
in ben Rebellenftaaten ausgeübt bat, nicht als Wähler in die Wahlliften fol 
eingetragen werben können. Alle Eivilfunctionen, die fih auf die Anwendung 
ber Geſetze im Allgemeinen beziehen, find in ber obigen Bezeichnung „exre= 
cutiv ober gerichtlich” inbegriffen. 7. Der Termin für den Schluß ber Wahl: 
liften wird bis zum 1. Oct. erfiredt, Die Boards follen 5 Tage haben, um 


dieſe Lilten zu prüfen und alle ungehörig aufgenommenen Namen zu ftreichen, 


alle ungehörig ausgefchlofferien barin aufzunehmen. Die Thatfache, daß ein 
Smbivibuum vom Präfibenten begnadigt worden ift, gibt ihm nicht das Necht, 
in bie Mahlliften aufgenommen zu werben, wenn es unter bie obigen Auss 
nahmen fällt. 8. Die Militärcommanbanten haben bas Recht, bie Wahl: 
commifjäre abzufegen und durch andere zu erfeßen. 9. Alle ſchon ernannten 
oder noch zu ernennenden Wahlcommiffäre haben den für bie Beamten ber 
Union vorgefchriebenen Eid zu leiften. 10. Kein Militärcommandant und 


kein Mitglied der Wahlcommiſſionen ift verpflichtet, fih an die Anſicht irgend 


welches Civilbeamten ber Union zu halten (Gutachten Stansberry). 11. Alle 
Vorſchriften dieſes Beichluffes ſowie diefenigen früherer Befchlüffe, die dadurch 


‚ergänzt werben, find in liberalem Sinne zu verftehen, fo daß die darin lie: 


gende Abficht vollſtändig erreicht wird. 
Bon Befugnifjen des Präftventen ift in bem ganzen Beichluß 


gar Feine Mebe mehr. Derfelbe ift für den Süden und die Re= 
eonftructiondarbeit thatfächlich befeitigt und durch Grant ald Ober: 
general erjegt. 


15. Juli. Bräfident Johnſon legt gegen den Zufab zur Reconftructiong- 


22. 


bill fein DVeto ein. Dasfelbe wird ſofort vom Repräfentantenhaufe 
mit 100 gegen 22, vom Senat mit 30 gegen 6 Stimmen umge: 
ſtürzt. 

Beide Häufer verſtändigen fi darüber, außer ben bereits be⸗ 
milligten 500,000 Dollars, noch eine Million Dollars für bie 
Koften der Reconftruction der Südſtaaten zu bewilligen. 


„Der Präſident legt auch dagegen. fein Veto ein, das jedoch vpm 


Repräfentantenhaufe mit 109 gegen 24, vom Senate mit 32 ‚gegen 
4 Stimmen gleihfalls umgeftoßen wird, 
» Beide Häufer vertagen fid. 


1. Aug. General Sheridan in Neuorleans ſetzt ben johnſoniſtiſchen Gou⸗ 


4. 


12. 


20. 


27. 


29. 


verneur von Texas ab. 

Praſident Johnſon fordert den Kriegsminiſter Stanton auf, ſeine 
Entlaſſung einzugeben. Stanton lehnt die Zumuthung rund ab. 

„ Präſident Johnſon ſuspendirt den Kriegsminiſter Stanton und 
ernennt proviſoriſch den Obergeneral Grant an ſeine Stelle. Grant 
nimmt die Ernennung an und Stanton weicht ihm. 

„Der Militärcommandant bes fünften Militärdiſtriets des Südens 
(Louiſiana und Texas) Gen. Sheridan wird vom Präſidenten ſeines 
Amtes enthoben und durch Gen. Thomas erſetzt. 

„ Der Militärcommanbdant des zweiten Militärdiſtrictes des Südens 
(die beiden Carolinas), Gen. Sickles, wird vom Präſidenten feines 
Amtes enthoben und durch Gen. Canhy erſetzt. 

„ Ben. Grant erläßt an die Militärcommanbanten bes Südens 
einen Befehl, der ihnen bie Wiebereinfeßung abgeſetzter Civilbeamten 
verbietet. 


4. Sept. Eine Proclamation bes Präfidenten warnt vor jedem Zuwider⸗ 


24. 


handeln gegen bie Beſchlüſſe des (auf feiner Seite ftehenden) Ober: 

bundesgerichtshofes. 

„ Eine Proclamation des Präſidenten reducirt die Ausnahmekate⸗ 

gorien der Amneſtieproclamation vom 29. Mai 1865 von 14 auf 

3, wodurch die urſpruünglich etwa 100,000 Nicht-Amneſtirten auf 

2— 3000 im ganzen Umfange der Südſtaaten herabgeſetzt werben. 

„ Schluß der Wahlliften in den 10 Südſtaaten. In 6 berfelben 

bilden bie Neger, in 4 anberen bie Weißen bie Majorität ber ein: 

getragenen Wähler. Es beträgt bie 

Mehrheit ber Neger über die Weißen In Alabama 15,511 

Florida 4,655 
Louiſiana 38,142 


’ Miſſiſſippi 17,865 
Südcarolina 24,845 
Zeras circa 10,000 
ber Weißen über bie Neger in Arkanfas ca. 5,000 
Georgia 1,886 
Rorbcarolinaca.4,000 
Virginien 13,667. 
27.—28. Sept. Wahlen zur Stantsconvention (Berfaffungsrath) in 
Louifiana. 


1.-3. Det. Wahlen zur Staatsconvention (Verfaſſungsrath) in Alabama. 


— Oct. u. Nov. Die Wahlen in einer Reihe von Staaten, theils zum 
Congreß, theils in die Staatslegislaturen, fallen gemifcht, aber im 
Ganzen überwiegend zu Ungunften ber republikaniſchen Partei aus. 
Im Staate Newyork 3. B. gewinnen bie Demofraten, hauptfächlid 
mit Hilfe der iriſchen Bebölkerung, wieder die Oberhand. 


26. Nov. Der Prozeß gegen Sefferfon Davis wird neuesdings auf den 
28. März 1868 hinausgeſchoben. 


8. Dec. Der Präfident richtet feine gewöhnliche Botſchaft an den wieder 
zufammengetretenen Congreß. 

Die Botſchaft ift nad Gewohnheit ber amerif. Präfidenten ein überaus 
langes Actenftüd. Der größte Theil ift bemüht, ben Meconftructionsplan bes 
Eongrefjes für den Süben zu befämpfen; bie wichtigfte Stelle ift biejenige, 
wo Johnſon fi direct gegen den Congreß wenbet und fein Berhältniß zu 
ihm beleuchtet. Sie lautet im Wefentlihen: „Wie weit bie Pflicht bes Prä⸗ 
finenten, die Conftitution zu beihügen, von ihm verlangt, in der Oppofition 

egen einen unconflitutionellen Act des Congreſſes vorzugehen, ift eine 

. Schwierige Frage, über welche ich wahrhaft ängſtlich zu einem befriedigenden 
Schluß zu fommen ſuchte. Wo gemäß den Formen der Conftitution von 
ber Höchften gefeßgebenden Autorität ein Beſchluß gehörig in bie öffentlichen 
Geſetze eingetragen ift, Fönnte ber Widerftand ber Erecutive gegen benfelben, 
beſonders in Zeiten hoher politifcher Partei:Aufregungen, leicht eine gewaltige 
Collifion der bezüglidhen Anhänger ber beiben Zweige ber Regierung berbei- 
‚ führen. Dies würde aber einfach ein Bürgerkrieg fein, und ein Bürgerfrieg 
fann nur als bas letzte Heilmittel für das fchlimmfte aller Nebel betrachtet 
werben. Was immer barauf zielen möge, ihn hervorzurufen, muß auf bas 
forgfältigfte vermieden werben. Ein pflichtgetreuer und gewiſſenhafter Bes 
amter wirb einem ebrenhaften Irrthum ſehr viele Zugeftändniffe machen, 

‚ einige fogar auch verblendeter Malice, bevor er ben öffentlichen Frieden in 
Gefahr bringt, und er wird zu feinen Gewaltmaßregeln greifen, ober zu 
folgen, bie zu ber Gewalt hinführen, fo lange frieblihe Mittel ihm ober 
feinen Conftituenten offen ſtehen. Es ift richtig, daß Fälle eintreten können, 

in benen bie GErecutive gezwungen fein Tann, fi auf ben Rechtsboden zu 
ftelen, ohne Rüdfiht auf bie Tolgen. Wenn der Congreß einen Beichluß 
faffen follte, der nicht nur im handgreiflichen Wiberfpruche mit der Con⸗ 
fitution fleht, fonbern auch, wenn ausgeführt, offenbar dem organiſchen Ge⸗ 
bäude ber Regierung einen unmittelbaren und nicht wieber gut zu machenden 
“. Stoß verfegen würbe, unb wenn es weber eine gerichtliche Hülfe gegen bie 
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Uebel, die er berbeifüihrt, gibt, noch auch das Volk die Macht hat, fich davor 
zu ſchützen, ohne bie pflichtgemäße Hülfe ihres erwählten Schüßers; wenn 
3. B. ber gejeßgebende Factor einen Beſchluß faſſen follte, eben in aller 
Form eines Geſetzes, einen ihm coordinirten Factor ber Regierung abzu= 
Ihaffen: in ſolchem Falle müßte ber Präſident bie höchſte Ver— 
antwortlidhfeit feiner amtliden Stellung in Anfprud neh— 
men und das Keben der Nation auf alle Gefahr hin retten. 
Die jogenannte Reconftructionsacte, obwohl jo durchaus unconftitutionell, wie 
man fih nur eine vorjtellen kann, kann man nicht zu der erwähnten Klaſſe 
rechnen. Das Volk ift nicht völlig aller Macht zur Selbitvertheidigung ent: 
blößt. In allen Staaten des Nordens hält e8 noch das geheiligte Stimm- 
recht in jeinen Händen, und man kann ſicher annehmen, daß es in gehöriger 
Zeit zur Rettung feiner eigenen Inſtitutionen gelangen wird. Es macht mir 
befonderes Vergnügen, binzuzufügen, baß bie Berufung an unfere gemein 
Samen Wähler nicht vergeblich geweien, und daß mein Zutrauen auf ihre 
Weisheit und Nechtichaffenheit nicht getäujcht zu fein fcheint.“ 

Der Botihaft des Präfidenten ift ein Rechenſchaftsbericht bes 

Finanzminiſters beigelegt, der ſich entſchieden für die fortgefegte Ein- 
ziehung bes Papiergeldes, die bamit allmälig anzuftrebende Her: 
ftelung der Valuta und für die vollftändige Befriedigung ber 
Staatsgläubiger (durd Zahlung der Bonds in Gold und nicht in 
Papier) ausjpricht. 
7. Dec. Repräjentantenhaus: Debatte über den vom Juſtizcomité 
mit 5 gegen 4 Stimmen beſchloſſenen Antrag, den Präfidenten in 
Anklagezuftand zu verjeßen. Der Antrag wird mit 108 (66 Re 
publifaner und 42 Demokraten) gegen 57 Stimmen verworfen. 


7. Dec. Das Repräfentantenhaus entzieht, gegen die vom Yinanzminifter 
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Mac Culod in feinem Finanzberichte dargelegten Grundſätze, dem⸗ 
jelben die ihm bisher eingeräumte biscretionäre Kinziehung von 
Papiergeld mit 127 gegen bloß 21 Stimmen, 
„ Die Staatsconvention (DVerfaflungsrath) des ehemaligen Rebellen: 
ftaats Alabama löst fih auf, nachdem fie eine neue Verfaflung für 
den Skaat im Sinne ber Congregmehrheit befchloffen hat, über bie 
am 4. Febr. 1866 abgejtimmt und zugleich die dem Staate zu: 
fallenden Wahlen in. den Senat und das Repräfentantenhaus des 
Eongrefjes getroffen werben jollen. 
„ Beide Häufer des Congrefjes genehmigen eine Bill, durch melde 
in der Verfaſſung des Diſtricts Columbia (MWafhington) das „Weiß“ 
geftrihen und damit ben Negern der Zutritt zu allen öffentlichen 
Aemtern frei gemacht werben joll. 
» Das Repräfentantenhaus verwirft mit 83 gegen 55 Stimmen 
den Antrag des rabicalen Butler, die Coupons (und ebenjo jpäter 
auch das Capital) der Staatsfhuld mit Papier ftatt in Gold zu 
bezahlen und befchließt mit 117 gegen 32 Stimmen, bei ber bie: 
herigen Reconjtructionspolitit zu beharren, den Präfidenten dagegen 
zu tadeln, weil er in feiner Botihaft den Widerruf berjelben be: 
antragt hatte, 
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5. Jan. Kaifer Dear kommt von Puebla wieder nad der Hauptftabt 
Merico und nimmt feinen Aufenthalt in dem nahe gelegenen Meier: 
hof La Teja. 

14, „ Da die von Kaifer Mar auf ben 1. Febr. beabfichtigte National: 
verfammlung, um über das Schidjal des Kaiſerthums zu entjcheiden, 
an der Ablehnung ber Juariſten gefcheitert ift, fo treten auf feine 
Einladung 35 Notable zufammen, von denen fi 10 für Abdankung, 
25 dagegen für Ausharren erklären. 

20. „ Die franz. Armee bat den nörblihen Theil von Mexico voll: 
ftändig geräumt und iſt theils in ber Hauptſtadt Merico concentrirt, 
theils zwiſchen Merico und Veracruz ftaffelförmig aufgeftellt. 

* 


3. Febr. Marſchall Bazaine erläßt ſeine Abſchiedsproclamation an die 

Maericaner. 

5. „ Die Srangofen räumen bie Stadt Merico und beginnen die Con: 
centrirung auf Veracruz. 

6. „ General Marquez verhängt den DBelagerungszuftand über bie 
Stadt Merico, General Miramon marſchirt den von Norden an: 
rüdenden Juariſten entgegen. 

412. „ Kaifer Mar verläßt mit dem Kern feiner Truppen Merico und 
wendet fi mit denfelben nach Norden. 

19. „ Kaiſer Mar zieht mit circa 10,000 Mann in Querdtaro ein 
und fest ſich daſelbſt feft, um die Juariſten zu erwarten. 

28. „ 16,000 Franzoſen haben ſich bereits in Veracruz eingejhifft, um 
nad Frankreich zurüdzufehren. 
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6. März. Die lebten Truppen ber franz. Erpebitionsarmee ſchiffen fich 


12. 


16. 


19. 


28. 


in Veracruz nad Frankreich ein. 

„ Marihall Bazaine folgt feinen Truppen und ſchifft ſich im 
Beracruz nach Frankreich ein. 

»„ Die ganze franz. Bedeckungsflotte unter dem Admiral La Ronciere 
fe Noury verläßt Veracruz. 

„ Kaifer Mar ernennt den General Marquez zum Generallicutenant 
des Kaijerreihs. Derjelbe geht von QDuerdtaro nad) Merico ab, 
un von dort aus das von den Juariſten unter Porfirio Diaz be: 
drohte Puebla zu retten. 

„ General Marquez, der mit 4000 Mann von Merico ausgezogen ift, 
um Puebla zu retten, wird unterwegs von Porfirio Diaz gejchlagen 
und fehrt nah Merico zurüd. 


2. April. Die Auariften unter Porfirio Diaz nehmen Puebla durch 
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Sturm. 


„ Defterreih fucht die Verwendung der Der. Staaten nad, um 
die perjönlihe Sicherheit des Kaiferd Mar zu erzielen. 

22. April. Der nordamerikaniſche Gejandte für Mexico entfpridht 
dem DBerlangen Oeſterreichs und verwendet fi bei der Regierung 
bes Präfidenten Juarez für die perſönliche Sicherheit des Kaiſers 
Mar. Der Minifter des Präfidenten Lerbo de Tejada lehnt das 
Begehren ab. 


18. April. Die Stadt Merico wird von Porfirio Diaz eingefchloffen. 


15. Mai. Querétaro fällt durch Verrath (des Oberſten Lopez) ben 


21. 


Auariften in die Hände. Kaiſer Mar mit den Generalen Mejia 
und Miramon werben gefangen. 


„ Kaifer Mar verlangt von Juarez feine Freiheit, indem er ſich ben 
vom Präſidenten der Republik zu ftellenden Bebingungen unter: 
ziehen will. Juarez geht nicht darauf ein und befiehlt, ihn vor 
ein Kriegsgericht zu ftellen. 


13. Juni. Das republifantfche Kriegsgericht in Queroͤtaro verurtheilt den 


19. 


20. 


Kaiſer Mar und feine Generale Mejia und Miramon zum Tode. 
Die Erecution wird indeß vom 16. auf den 18. verfchoben. Die 
Frift wird vom preuß. Geſandten benübt, um ſich bei Juarez für 
das Leben des Kaiſers zu verwenden. Der franz. Gefandte thut 
feinerlet Schritte. 


„ Kaiſer Mar, Mejia und Miramon werden nah bem friegs- 
gerichtlichen Sprude in Querétaro erſchoſſen. 
„ Die Hauptftadt Merico, die Misher von Gen. Marquez über has 
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25. uni. Auch Veracruz ergibt fi durch Vermittlung ber europ. Conſuln 


Mexico. 





Schickſal Querdtaro’8 und des Kaiſers im Dunkel gelaſſen worden, 
ergibt ſich auf die Nachricht vom Ende des Kaiſers auf Gnade un 
Ungnade an Porfirio Diaz, beffen Truppen am folgenden Tage in 
die Stadt einziehen. Gen. Marquez weiß zu entkommen. 


ben Suariften. Ende des Kaiſerreichs. Ganz Merico anerkennt 
wieder die Republik. | 
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Weberfiht der Creigniffe des Jahres 1867. 


Man ift in Deutſchland feit dem Wieberaufwachen ber Bes Deutit- 


wegung für eine Reform der Bundesverhältniffe und des Rufs.nad 
Parlament und Centralgewalt vielfach der Anficht geweſen, daß bie 
deutihe Frage lediglich eine innere Angelegenheit der Nation ſei und 
daß das Ausland nicht nur nicht berechtigt fei, ſich in dieſelbe ein- 
zumifchen, fondern daß dieß auch ernftlich kaum zu befürchten ftehe. 
Zwei Momente mögen zu bdiefer Anſchauung hauptſächlich geleitet 
haben. Kinmal nämlid war fie von dem Bemußtjein getragen, 
daß die deutſche Nation zunädft und in erfter Linie eine befjere 
Ordnung ihrer rein inneren AZuftände anftrebe als deren fie fid 
unter bem alten Bundestage erfreute und daß, wenn fie allerdings 
außerdem auch eine andere Stellung nad) außen verlange, bie 


deutſche Nation doch unter allen Umftänden nur defenfive Zwecke im 


— 


Auge habe und nicht daran denke, irgend einen ihrer Nachbarn an⸗ 
zugreifen. Das andere Moment mochte die Ueberzeugung bilden, daß 
keine Macht es wagen, keine Macht auch ſtark genug ſein würde, 
dem entſchloſſenen Willen einer Nation von vierzig Millionen Seelen 
entgegenzutreten. Die praktiſchen Politiker waren kaum jemals dieſer 
Anſicht und täuſchten ſich darüber auch nicht einen Augenblick, daß 
einer Löſung der deutſchen Frage von außen zum mindeſten ebenſo 
große Schwierigkeiten entgegenſtänden, wie in ben inneren DVerhält: 
niffen. Freilich jo weit es fih nur darum handelte, ein deutſches 
Parlament zufammenzurufen, mochten bie Großmächte vorerft ganz 
ruhig bleiben; barüber Hatte fle die Erfahrung hinreichend belehrt 
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Deufd- und mußte fie jeden Augenblick auch nur die flüchtigſte Erwägung 
der in Deutſchland ſelbſt mannigfaltigen Parteianſichten und Partei— 
kämpfe beruhigen. Aber zugleich mit dem Rufe nach einem Bar: 
lament war ja auch derjenige nach einer Centralgewalt erhoben 
worden und dieſe Seite der Frage war es, bie fie unmöglich gleich⸗ 
giltig laſſen konnte. Yür die Großmächte mußte alles darauf an . 
fommen, wie diefe Centralgemalt gebildet werde. Wurde fie födera⸗ 
liſtiſch zuſammengeſetzt, jo mochten fie ſich auch dießfallg beruhigen, 
denn dann blieb ja der alte Antagonismus zwiſchen den beiden 
Großmächten unter ſich wie zwiſchen ihnen und den für ihre Sou— 
veränetät und Selbſtändigkeit beſorgten Mittelſtaaten, folglich Deutſch— 
land ſchwach wie bisher, jedenfalls nicht weſentlich ſtärker. Eine ganz | 
andere Tragweite dagegen hatte bie Frage, wenn es fihb um bie 
Schaffung einer ftarfen, aljo einheitlihen Centralgewalt handeln’ 
ſollte. Eine einheitlihe Centralgewalt, gleichviel ob fie in bie 
Hände Defterreih8 oder Preußens gelegt werden mochte, der aber 
doch zum minbeften die oberjte Leitung der Diplomatie, ſowie bie 
oberjte Leitung ber gefammten deutſchen Streitkräfte übertragen 
werden mußte, wie ausgedehnt man fi daneben auch die Befugnifle 
bes Parlaments denke, wie autonom man immerhin die Stellung 
ber inzelftaaten in allem Uebrigen belaffen modte, eine folde 
Gentralgewalt bedeutete nicht mehr und nicht minder als eine vollftändige 
Verſchiebung der bisherigen Machtverhältniffe, auf der das Syſtem 
Europas beruhte. Eine ſolche Centralgewalt, überhaupt die Schaffung 
einer wirklichen Deutſchen Macht, Fonnte unmöglich dem Intereſſe 
Frankreichs noch dem Intereſſe Rußlands entjprehen. Beide, das 
eine wohl nicht minder als das andere, tröfteten ſich damit, daß bie 
Gefahr feine gar drohende fei, und daß ihr jedenfalls ein Kampf 
auf Leben und Tod zwiſchen den beiden rivalifirenden deutſchen 
Großmächten vorausgehen müfle und daß der Ausgang desfelben 
wenigſtens zweifelhaft fei, höchſt wahrſcheinlich aber zunächſt die 
Schwächung beider zur Tolge haben werde. Nur darum konnte es 
dem Staatsmanne, der an der Spitze Preußens den Krieg von 
1866 vorbereitete, gelingen, die beiden Großmächte zu einer vor: 
Yäufigen „aufmerffamen" Neutralität zu bewegen, bis e8 zu einem 
rechtzeitigen Kingreifen zu fpät mar. Rußland, deſſen Intereſſen 
bas Emporfommen einer flarfen und völlig jelbjtändigen deutjchen 
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Macht gerade an feiner gefährlichften Grenze trotz ſeines freund: Deutqh⸗ 
ſchaftlichen, ja ſogar ſcheinbar intimen Verhältniſſes zu Preußen 
dennoch unmöglich entſprechen kann, machte gute Miene zum ſchlimmen 
Spiel, in der Hoffnung nad) anderer Seite hin dabei feine Rechnung 
finden zu können; Frankreich aber mußte fih begnügen, bloß biplo- 
matiſch und vermittelnd aufzutreten, um wenigſtens Dejterreih und 
Sachſen intact zu erhalten und den ſüddeutſchen Staaten eine „inter: 
nationale Unabhängigkeit” zu fichern, mogegen es Preußen aller: 
dings Hannover, Kurheffen, Naffau und Schleswig-Holſtein gänzlich 
Preis zu geben genöthigt war. Frankreich, zu deſſen Politik es feit 
Sahrhunderten als einer ihrer Fundamentalſätze gehörte, Deutichland 
in feiner Zerfplitterung und damit in feiner Schwäche zu erhalten, 
fühlte fi durch die Ereigniffe von 1866 in feinen vitaljten Inter: 
eflen bedroht und die Thatfache, daß es fich felber jo arg getäujcht 
und daß es in biefer Täuſchung befangen hatte gejchehen laſſen, was 
e8 allerdings hätte verhindern können, brannte ihm jchiver auf ber 
Seele. Unmittelbar nad der Schlacht von Sodowa war es nicht 
in der Lage gewefen, dem jiegreichen ‘Preußen fofort entgegenzutreten 
und den Verſuch zu wagen, basjelbe aud alsbald wieder nieberzu: 
werfen. Aber Preußen mit fammt jeinen neuen Crwerbungen und 
mit fammt dem nordd. Bunde an Volkszahl noch immer überlegen, 
ſchien es feither im Zweifel zu fein und zu überlegen, ob es nidt, 
was im erjten Augenblid allerdings nicht rathſam gejchienen, fpäter, 
nachdem es bie nothwendigen Vorbereitungen getroffen, vielleicht aud) 
Bundesgenoſſen gefunden haben würde, dennoch unternehmen folle, 
zumal wenn Preußen auch nur die geringfte Miene machen follte, 
das anerkannter Weife nur halb zu Stande gebrachte Werk voll- 
enden und auch nur mit einem Schritte über den Main gehen zu 
wollen. Diefe Ungewißheit war es, welche die europ. Situation 
während des ganzen J. 1867 und noch darüber hinaus beherriäht hat. 
Preußen machte fi darüber feine Illuſionen und feine Auf: Preusen. 
gabe war überhaupt zu Eingang des J. 1867 keine Eleine und 
feine leichte troß der kriegeriſchen Erfolge, auf deren Schultern eg 
ftand. Bon allen feinen größeren und Hleineren Nachbarn rings: 
herum war auch nicht einer, der mit freundlichen Augen auf die 
von ihm errungenen Vortheile hingefehen hätte, England allein 
hatte laut feine Sreube über das Emporkommen einer ftarfen deut: 
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Green. [hen Macht, auf die ein Verla wäre, ausgebrüdt. Allein bie eben 
ins Amt getretene Toryverwaltung war ganz auf das neuerlich 
aboptirte Syſtem ber engliſchen Politik, fih den Händeln des Con: 
tinentS jo fern wie möglih zu halten, eingegangen und gerabe 
Preußen follte ſchon binnen wenigen Monaten bie Erfahrung aachen, 
baß e8 feinerfeits in England nur eine ſehr unzuverläffige Stüße 
finden würde, wenn es fie juchen möchte. Im Innern war zwar 
gegenüber ber durchaus veränderten Lage der Dinge ber große 
Conflict zwiſchen dem Abgeordnetenhauſe und der Regierung durch 
die begehrte und gewährte Indemnität und durch die bedingungsloje 
Senehmigung des Militäretats und damit der gefammten Armee: 
reform beigelegt worden, aber die DVitterfeit des mit allen Mitteln 
während vier voller Jahre geführten leidenſchaftlichen Kampfes konnte 
unmöglich jogleih verfchwinden und ſich in gegenfeitige8 Vertrauen 
umwandeln, weber von ber einen noch von der andern Seite; bon 
ben neun annectirten Landestheilen traten eigentlih nur Kurhellen 
und Naflau, die in der That keinerlei Urſache hatten, ihr früheres 
Regiment zurüdzumwünfchen, mit Freude in den größeren preußifchen 
Staatsverband, während dieß von der unzweifelhaften Mehrheit ber 
Bevölferungen Hannovers und Scleswig-Holfteins, von dem mit 
ausgefuchter Härte behandelten Frankfurt gar nicht zu reden, ent= 
Ihieden nicht der Fall war. Don den Schleswig-Holfteinern mar 
troßdem eine ziemlich raſche und gefahrlofe Meberleitung in das 
preußiihe Staatsweſen mit Sicherheit zu gemwärtigen, keineswegs da⸗ 
gegen von den Hannoveranern. In Wahrheit hatten allerdings 
auch dieſe wenig Gründe, die Rüdfehr eines Fürften zu wünſchen, 
deſſen Beſchränktheit mit feiner Starrföpfigfeit woetteiferte und der 
fih in eine ſo byzantiniſche Vergötterung ſeines Geſchlechtes und 
ſeiner königlichen Würde verrannt hatte, daß er thatſächlich wenig— 
ſtens fo handelte und ſprach, als ob die Hannoveraner nur ſeinet—⸗ 
wegen auf ber Welt und Gott felbjt verpflichtet wäre, das Land 
feinem Stamme als eigen zu laffen „bis zum Ende der Dinge". 
Aber im Unglüd wurde ihm viel vergeflen und vergeben und in bie 
Berbannung folgte ihm nur Theilnahme und Mitleid, um jo mehr 
als die allgemein beliebte Königin im Lande zurücgeblieben mar 
und von der Marienburg aus die zahlreichen Fäden zu erhalten be: 
müht war, die das Volk mit feinem Fürſtengeſchlechte ſeit Jahr— 
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hunderten verbunden hatten. Die große Mehrheit des hannoverſchen Preußes. 
Volkes hätte wohl gewünfcht, daß der König zu Gunſten bes Kron⸗ 
prinzen abdanket und in diefem Falle einer gewiſſen Unterorbnung . 
unter die Krone Preußen in einem ganz Deutſchland umfafjenden 
Bundesſtaate nicht nur Feinerlei Widerſtreben entgegen gejekt, Ton: 
bern darin im Gegentheil eine fehr wünſchbare Garantie für ein - 
wenigftens mehr als das bisherige zeitgemäßes Negiment erblidt, 
wofür die überaus einfeitige Erziehung des Kronprinzen feinerlei 
Gewähr geboten haben würde. Das gänzlihe Aufgehen in Preußen 
fam dem Volke völlig unerwartet, wie ein Blib aus heiterem Him- 
mel, und rief einen paffiven Widerftand hervor, der bei der Zähig- 
feit diefes niederfähfiihen Stammes Preußen für längere Zeit viel: 
fache Schwierigkeiten zu bereiten geeignet war, wenn auch nicht leicht 
irgendwie ernftliche Gefahren, da die Zeiten und ihre Strömungen: 
doch ganz andere geworben find, als fie es vor fünfzig Jahren 
waren. Auch die abfolut nothwendige Unterordnung Sachſens und 
der zahlreichen Kleinftaaten, mit denen der neue norddeutſche Bund 
gefchloffen werden follte, unter eine ftarfe Centralgewalt und ein ” 
einheitliches Parlament war feine jo ganz einfahe Sache. Kinige 
wie 3. B. Medlenburg, wußten gar wohl, was ihrem particularifti= 
ſchen Dafein, ihrer nichts weniger als gerechtfertigten Eigenthümlich- 
feit unter allen Umftänden von ber neuen Geftaltung drohte; andere, 
wie Sachſen fügten fid) nur der Zwangslage und mit dem vollen 
Bemußtfein, in dem unglüdliden Kriege wenigjtens ihre militäriiche 
Ehre wie wenige völlig intact erhalten zu haben. Von all diefen 
fleinen und mittleren Dynaftien ohne alle Ausnahme aber wußte 
Preußen und aus Erfahrung nur zu gut, weld ein fpröder Stoff 
fie jeien und wie ſchwer es halte, fie gleichviel ob unter das Haus 
Hohenzollern oder unter das nationale Intereſſe, jo weit es ihren 
Privatintereffen widerſprach, zu beugen, ba fi ja gerade in ihnen 
die antinationale, particulariftifhe Entwidelung Deutſchlands jeit 
mehr als einem halben Kahrtaufend gewiſſermaßen verkörpert hat. 

AN dieſe thatſächlichen Zuſtände mußte Preußen und ber 
Staatsmann, der nunmehr ziemlich unbeftritten an feiner Spike 
ftand, in Erwägung ziehen, als e8 mit Beginn des Jahres an feine 
nächte Aufgabe ging, den Yund zu conftituiren, der ihm felbjt bie 
Unterlage zu einer ganz andern europäifchen Stellung bieten follte, 
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ber Nation aber bie Anfänge und ben erſten Rahmen jenes gemein⸗ 
jamen deutſchen Bundesſtaats, nah dem fie feit Jahren mit allen 
Fibern ihres Dafeins gefucht hatte, ohne ihn finden zu können, fo 
lange fie in die alten bunbestäglichen Zuftände wie in einen Zauber: 
freis gebannt blieb, aus benen fie in ber That nur eine Revolution 
von unten wie |. 3. im Sabre 1848 und wie fie fih langſam 
aber fiher wiederum anzubahnen ſchien, oder eine ſolche von oben, 
wie fie dann burdy Preußen eintrat, herausführen konnte. An den 
Aufbau eines regelrechten conftitutionellen Bundesſtaates dachte frei: 
lih Graf Bismard nad) feinem ganzen Weſen und feiner ganzen 
Berfangenheit auch nicht einen Augenblid, während er doch auf der 
andern Eeite die beredtigten Forderungen der Nation in der Ge: 
genwart und Zufunft keineswegs verfannte und denfelben in feiner 
Weiſe gerecht zu werben entſchloſſen war, darin aber den abjolutiftifch- 
reactionären Ideen Stahl und des preußiſchen SHerrenhaufes, ſeit 
er in bie großen Geſchäfte eingetreten war, ebenjo fern ftand, ob: 
gleich er aus dem Herrenhaufe hervorgegangen war und mit dieſem 
ben großen Kampf der Conflictszeit durchgefämpft hatte. Es mußte 
eben ein Ausgleich gefunden werben zwijchen dem Derlangen der 
Nation nad einer angemefjenen Betheiligung an ber Leitung ihrer 
Geſchicke auf der einen und dem Bebürfniffe einer ftarfen, von 
einen Parlamente nicht abhängigen Regierung auf der andern Seite 
und ebenjo mußten die Kleinftanten und Kleinfürften fammt und 
fonders unter die nationale Leitung Preußens und feines Königs ge: 
beugt werben, ohne doch dem bisher fouveränen und nur allzu fou- 
veränen Gefühle ber Tebteren allzu nahe zu treten. Der ganzen 
Lage der Dinge entfpredend dachte Graf Bismarck zunächſt auch 
nicht an eine fertige befinitive Verfaſſung von mögliher Weiſe 
ewiger Dauer, fonbern Iebiglih an die Schaffung eines feften Ber: ' 
fafjungsrahmens, der die Grundzüge ordnen, in übrigen aber ben 
Ergebniffen des nah allen Geiten nod) unfertigen unb flüffigen 
Lebens freien Raum laſſen follte. Diefem Grundgedanken entiprach 
ber Berfaflungsentwurf, den er am 15. December 1866 im Nanıen 
Preußens den Bevollmächtigten der übrigen 21 Bundesſtaaten vor- 
Vegte, ber jedoch von denfelben erſt in den erjten Tagen des 
Sahres 1867 in ernjte Behandlung gezogen wurde. Ihre Bes 
rathungen führten ſchon am 9. Februar zu einer alljeitigen Eint- 
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gung, fo daß ber Entwurf noch an diefem Tage ‚als die dem Neidhs Ari. 
tage zu madyende Vorlage (ſ. S. 54) unterzeichnet werben konnte. 
Nah dem allein zur DVeröffentlihung gelangten Schlußprotofoll ber 
Conferenz (ſ. S. 64) ſcheint es nicht, daß der Entwurf innerhalb 
der Regierungen zu irgend welchen wejentlichen Differenzen führte, 
daß fich Diefelben vielmehr in bie Anforderungen ber Lage ohne 
Miderftreben willig ergaben; nur Dldenburg und Coburg-Gotha 
ſprachen fich mwenigftens im allgemeinen fchon jest für die Einführung 
vollſtändig conftitutioneller Normen bez. des Verhältniffes der Bundes: 
gewalten unter einander aus, ohne indeß darauf zu beharren; bie 
übrigen Regierungen beſchränkten fi auf einige Seufzer bezüglich 
der zu übernehmenden fchweren Militärlaft und auf einzelne fie 
ſpeziell berührende Intereſſen, bie ſich theilweife in Kleinlichkeiten‘ 
verliefen. Der Entwurf umfaßte ber Natur der Sache gemäß bie 
Schaffung eines Bundesraths aus den Vertretern der Regierungen 
als einer Art Bundesregierung unter ber Leitung Preußens lediglich 
nit einem vom König von Preußen zu ernennenden Bundeskanzler 
an ber Spige ohne Berantwortlichfeit gegenüber bem NReichstage und 
eines Neichstags, der aus allgemeinen und directen Wahlen hervor: 
geben follte ohne das Gegengewicht eines Oberhaufes, aber dagegen 
mit Ausfhluß von Diäten für die Abgeordneten — die Herftellung 
einer gemeinfamen diplomatiſchen und Confular-Bertretung in ber 
Hand des Königs von Preußen, ohne jedoch basjelbe den einzelnen 
Bundesfürften bisher zugeftandene Recht ihnen zu entziehen oder es 
auh nur zu beichränfen — die Drganijation eines gemeinfamen 
Bundesheers und einer gemeinfamen Marine entſchieden in der Hand 
ber Krone Preußen und im genaueften Anſchluß an die militärijchen 
Einrichtungen Preußens — endlich die Feſtſtellung einer Reihe ber 
wichtigften materiellen Intereſſen, die für gemeinjame erklärt und 
dem Belieben der Einzeljtaaten entzogen wurben: bie gejammte Zoll: 
und Handelögejebgebung ſowie eine Anzahl indirecter Steuern, das 
Eifenbahn-, Poft: und Telegraphenweſen, gemeinfames Indigenat, 
Beftimmungen über Freizügigkeit, Heimathe: und Niederlaflungsver: 
hältniffe, das gefammte Gewerbsweſen, die Ordnung des Maß, 
Münz: und Gewichtſyſtems, des Bankweſens, des Papiergeldes und 
eine Reihe anderer über die Intereſſen der Einzelſtaaten entſchieden 
hinausgreifender Angelegenheiten. Die Finanzen bes Bundes wurden 
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im Wefentlihen auf den Ertrag der Zölle und ber für gemeinfam 
erflärten indirecten Steuern gegrünbet, der Reſt follte durch Matri⸗ 
cularumlagen aufgebracht werben. Alles Uebrige, die ganze eigentliche 
Verwaltung, die gefammte Juſtizpflege und das fämmtliche Unter- 
richtswefen, fowie immerhin nod ein guter Theil des öffentlichen 
Verkehrsweſens blieb den Kinzelftaaten und ihrer freien Verfügung 
zugefchieden, genug, um ihnen ein reiches Feld eigener autonomer 
Thätigleit zu fichern. 

Sieht man in dem Entwurfe von der Organifation und ber 
Stellung des Bundesraths zu der Krone Preußen, die fi mit dem 
befeheidenen Titel eines Bundespräſidiums begnügte, ferner von dent 
den Kleinfürften gelafjenen Rechte unbeſchränkter biplomatiicher Ver- 
tretung, fowie von ben der Nation und dem Reichstage als ihrem 
Vertreter zugefchiedenen eingreifenden und umfafjenden materiellen 
Sntereffen, deren enorme fociale und dadurch alsbald auch politifche 
Bedeutung in unferer Zeit nachgerade in's allgemeine Bewußtjein 
eingetreten ift, ab, fieht man enblid auch davon ab, daß von einer 
Garantie ſog. Grundrechte im Entwurfe vollſtändig Umgang genom: 
men war, fo fiel das Schwergewicht für Preußen als der Seele 
des ganzen Gebäudes, unzweifelhaft auf die Organifation des Militär: 
weſens. Zwei Gefihtepunfte waren es, bie hierin augenjcheinlich 
Preußen leiteten: einmal nämlich ſollte ein hinreichend großes, burch= 
aus gleihmäßig organifirte8 und vollftändig einem Willen gehorchen— 
bes Heer gejchaffen werben, um jeder Eventualität, jeder Gefahr, 
jedem Angriff, von welcher Seite immer, aud) von derjenigen Frank— 
reih8, das fi die erſte Militärmacdht Europas zu fein berühmte, 
vollfommen gewachſen zu fein; und dann war e8 auf biefem Gebiete, 
wo Preußen nicht eine formelle, wohl aber bie thatſächliche und ent: 
Icheidende Unterordnung ber Bundesfürften und der Particularftaaten 
unter bie Krone Preußen und den Willen der Nation fuhte In 
erfterer Beziehung mußte die nutzloſe Liebhaberei, die bloße militä- 
rifhe Spielerei, der geradezu lächerliche Firlefanz ber allerhöchſten 
Kriegsherrn über — einige Compagnien, oder Bataillone oder jelbft 
einige wenige Negimenter endlich einmal aufhören, da es längſt ein 


Öffentliches Geheimniß war, daß die Contingente al diefer Klein- 


ftaaten für ‚die Vertheidigung Deutſchlands, wenn es angegriffen 
worden wäre, auch nicht ein Sandkorn in die Wagfchaale gelegt 
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hätten, hat doch ber Krieg von 1866 in Süddeutſchland gezeigt, Yorb- 
daß ſelbſt die ſehr anjehnlihen Streitkräfte der Mittelftaaten ohne 
wirklich einheitliche Leitung lange nicht dasjenige leiften, was fie 
leiften follten und auch leiften könnten, während fie den Bevölker— 
ungen immerhin ſchwere Opfer auferlegten. Vernünftiger Weiſe 
blieb in der That nichts anderes übrig, als entweder für biefe 
Kleinftanten das Militär ganz abzufchaffen und fo die Bevölkerungen 
bon ber brüdenden und body rein nublojen Laft zu befreien oder 
aber dasjelbe aus einer Spielerei in ernfte Wirklichkeit umzuwandeln, 
indem man es bem preuß. Heere einfügte, freilich aber auch bie 
Bevölkerungen zu benfelben jchweren Laften beranzog, bie das 
preuß. Volt ſchon feit einer Reihe von Jahren trug. Gelbjtver: 
ſtändlich entſchied ſich Preußen mit Rüdfiht auf die Gefahren, bie 
den jungen norbd. Bund von allen Seiten bebrohten, für die letztere 
Alternative, die zugleich den Vortheil bot, die Bundesfürften definitiv 
bem Bunbegfeldherrn unterzuordnen und von Preußen in der ent: 
ſcheidendſten Beziehung abhängig zu machen. Aud das mochte 
Preußen von feiner Forderung nicht abhalten, daß durch bie vermehrte 
Militärlaft das ganze bisherige Finanzſyſtem diefer Kleinftaaten in 
Trage gejtellt wurde; was Preußen wenn auch unläugbar als jchwere 
Laſt ertrug, das konnte auch für die Kleinftaaten nicht gerabezu er: 
brüdend fein, wofern fie ſich entihlofjen, nad anderer Seite hin 
ben Forberungen der Neuzeit gerecht zu werden und bie äußerſt 
complicirte Berwaltungsmafchinerie, wie fie freilich bisher ber par: 
ticufariftiihen Gewohnheit und dem particulariftifhen Behagen ent 
ſprochen hatte, ganz weſentlich zu vereinfadhen. Demgemäß verlangte 
Preußen in dem Entwurfe einer Bunbesverfaffung nad) der einen 
Seite: die Ausdehnung ber allgemeinen Wehrpflicht nach preußifchen 
Normen und der geſammten preußiihen Militärgefebgebung, jowie 
ber preußiſchen Bewaffnung auf den ganzen Bund, ferner, daß die 
Friedenspräfenzftärke des Bundesheeres auf ein Procent der Bevölkerung 
bon 1867 normirt werben und eine Abänderung hierin nur von 
zehn zu zehn Jahren ftattfinden folle, endlich daß von ben einzelnen 
DBundesftaaten dem König von Preußen jährlih je 225 Thlr. pro 
Kopf der Friebenspräfenzftärfe des Heeres zur Beitreitung ber Mi: 
litärkoſten zur Verfügung geftellt werden; nad der anderen Geite: 
Einführung ber preuß. Uniformirung für das gefammte Heer unter 
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23. Beſeitigung der bisherigen particulariſtiſchen Buntſcheckigkeit, obwohl 


ſich daran achtungswerthe Erinnerungen knüpfen mochten, Verpflich⸗ 
tung aller Bundestruppen durch den Fahneneid, den Befehlen des 
Bundesfeldherrn unbedingte Folge zu leiſten, Ernennung der Höchſt— 
commandirenden und aller Feſtungscommandanten durch dieſen, das 
Recht der Beſtätigung bei Ernennung von Generalen oder Offizieren 
mit Generalsſtellung, das Recht, innerhalb des Bundesgebiets die 
Garniſonen zu beſtimmen ꝛc., ſo daß den Bundesfürſten nur noch 
das Recht blieb, die unteren Offiziere zu ernennen, Rapporte u. dgl. 
ſich erſtatten zu laſſen, ihre Truppen zu inſpiziren und über ſie zu 
Polizeizwecken zu verfügen. So empfindlich die Gewährung dieſer 
Forderungen ihnen fein mochte, bie Kleinfürſten konnten ſich der: 
ſelben nach der ganzen Lage der Dinge unmöglich entziehen: die 
Schwere der finanziellen Laſt, die durch die neue Organiſation auf 
ihre Staaten gewälzt wurde und die nicht ſofort durch Entlaſtung 


nach anderen Seiten Hin aufgewogen werden konnte, trat dagegen 


in erfte Linie; aber hierin war Preußen jofort bereit, ihnen Hilf: 
reihe Hand zu bieten und ſchon am 4. Febr., aljo noch bevor die 
Bevollmächtigten ber Regierungen den Entwurf der Bundesverfaflung 
angenommen und unterzeichnet hatten, ſchloß Preußen mit Weimar 
eine beſondere Militärconvention ab, durch welche der jährliche Militär: 
toftenbeitrag von 225 Thlr. pro Kopf vorerft auf 162 Thlr. er: 
mäßigt und erft im Jahre 1874 auf die volle Summe anfteigen 
follte, wogegen Preußen die Reorganifation des weimar’ichen Con: 
tingents in feine eigene Hand nahın, eine Convention, ber jpäter 
auch die übrigen thüringifhen und andere Kleinftaaten beitraten. 
Größere Schwierigkeiten, nicht in finanzieller, fondern in militärifch- 
politifcher Beziehung bot Sachſen, aber auch mit ihm fam und 
zwar gleichfalls noch vor Unterzeihnung des Bundesverfaflungs- 
Entwurfs durch die Regierungen, am 7. Febr., eine befondere Con: 
bention zu Stande, bie beide Theile zufrieden ftellte: die k. ſächſi— 
fhen Truppen follten demnach ein in fich geſchloſſenes Armeecorps 
gleih den preußijhen, das 12. des Bundesheeres bilden und ihre 
eigenen Fahnen und Feldzeichen führen, im übrigen aber troß einiger 
Milderung fih im Wefentlihen bo ganz den Beftimmungen bes 
Derfajjungsentwurfs unterziehen. 
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Die wejentlihften Schwierigkeiten innerhalb ber Regierungen bes 
neuen Bundes waren bamit geebnet. Der Berfaflungsentwurf wurbe 
am 9. Febr. von denfelben allfeitig angenommen und unterzeichnet. 
Am 12. Febr. fanden die Wahlen zum erſten Reichdtage im ganzen 
Umfange des Bundes ftatt und ſchon am 24. desjelben Monats 
Eonnte diefer zu Berlin unter Entfaltung ungewöhnlichen Gepränges 
vom König von Preußen eröffnet werden. Die Thronrede Tnüpfte 
an den „erhebenden Augenblid an, in dem Ich in Ihre Mitte trete; 
mächtige Ereigniſſe haben ihn herbeigeführt, große Hoffnungen fnü: 
pfen fi an denjelben.” Dann fuhr der König fort: „Einft mädtig, 
groß und geehrt, weil einig und von flarfen Händen geleitet, ſank 
das deutſche Reich nicht ohne Mitſchuld von Haupt und Gliedern 
in Zerriffenheit und Ohnmadt. Des Gewichtes im Rathe Europas, 
des Einfluffes auf die eigenen Gefchide beraubt, ward Deutichland 
zur Wahlftatt der Kämpfe fremder Mächte, für welche es das Blut 
jeiner Kinder, die Schladtfelder und die Kampfpreife bergab. Nie: 
mals aber hat die Sehnſucht des deutichen Volkes nad, jeinen ver: 
Iorenen Gütern aufgehört und die Geſchichte unferer Zeit it erfüllt 
von ben Beitrebungen, Deutichland und dem beutfhen Volke bie 
Größe feiner Vergangenheit wieder zu erringen.” Uebergehend zu 
dem von ben Regierungen vereinbarten Berfaffungsentwurf, bezeich: 
nete der König benjelben bloß al8 „eine Anzahl beftimmter und 
begrenzter, aber praktiſch bedeutſamer Einrichtungen“ und mahnte 
„die Einigung bes deutſchen Volfes an ber Hand ber Thatſachen 
zu jucdhen und nicht wieder das Erreichbare dem bloß Wünſchens⸗ 
werthen zu opfern.” Die Verhältniffe zum Auslande wurden nur 
indirect berührt: „Wie die Richtung bes deutſchen Geiftes im Al: 
gemeinen dem Frieden und feinen Arbeiten zugewandt ift, fo wird 
die Bundesgenoffenfhaft ber deutſchen Staaten einen weſentlich de⸗ 
fenfiven Charakter tragen. Keine feindliche Tendenz gegen unfere 
Nachbarn, Fein Streben nah Eroberung hat die deutſche Bewegung 
der Testen Jahrzehnte getragen, ſondern lediglich das Bebürfniß, den 
weiten Gebieten von den Alpen bis zum Meere die Grundbebings 
ungen bes ftaatlihen Gebeihens zu gewähren, welche ihnen ber Ents 
widelungsgang früherer Jahrhunderte verfümmert hat. Nur zur 
Abwehr, nit zum Angriff einigen ſich die beutfchen Stämme. 
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fammlung, die erfte, die aus allgemeinen, directen, geheimen Wahlen 
hervorgegangen war, ftellte in ihren faft 300 Mitgliedern fo ziemlich 
alle Parteien und deren Fractionen, in bie die Nation felber zerfiel, 
wiederum dar: der Dften, bie alten preuß. Provinzen hatten über: 
wiegend confervativ, ber Weiten und die meijten ber Eleineren 
Bundesftaaten überwiegend liberal gewählt; Sachſen und die neu an: 
nectirten preuß. Landestheile ſchickten nur zum Theil particulariftifch, 
zum Theil entſchieden national gefinnte Abgeordnete; ſelbſt bie de— 
mofratifch-focialijtiiche Partei war durch einige Mitglieder vertreten; 
derjenige Theil ber früheren preuß. Fortfchrittspartei, der ſich mit 
ber Regierung des Grafen Bismard auch jet noch nicht ausfühnen 
und auf die neue Tage der Dinge nicht ober body nur mit Vorbehalt 
eingehen wollte, bildete, gleichwie ſchon im lebten preuß. Abgeorb: 
netenhaufe nur nod eine ziemlich beichränfte Minderheit. Am 4, 
März legte Graf Bismard dem Reichstage den Entwurf der Bundes: 
verfaffung vor, am 9. begann darüber die Generalvebatte, die am 
13. gefchloffen wurde. Das Ergebniß war, daß offenbar die große 
Mehrheit der Verfammlung bereit war, auf den Entwurf und bie 
darin niebergelegten Anjchauungen einzugehen, während auf der an- 
dern Seite auch Graf Bismard ſich Teineswegs abgeneigt zeigte, auf 
einzelne Eoncejfionen ſich einzulaffen, die allerdings nicht auszumeichen 
waren, wenn er feinen Entwurf im Wefentlihen durchſetzen wollte, 
Am 18. März trat der Reichstag in die Specialdebatte des Ent: 
wurfs ein und fehon bie erften Abftimmungen beftätigten es, daß 
die große Mehrheit nicht geneigt war, den Entwurf völlig abzu: 
ändern und ihn zu einer mehr oder weniger regelrechten Bunbes- 
verfaffung nad) den Anforderungen der Theorie umzuarbeiten, fon= 
bern ihn auch ihrerfeitS nur als ein Werk des Hebergangs betrachtete, 
das eben darum manches abfichtlich zweifelhaft Tieß, was erft bie 
Praris und die weitere Entwidelung des Lebens felbjt geitalten 
müſſe, bis es als feite Form und Norm aud in die Verfaflung 
übergehen könne. Im Großen und Ganzen ftand fo eine über: 
wiegende Majorität auf Seite der preuß. Regierung, doch ſank dieſe 
Majorität nicht felten auf wenige Stimmen herab und in einigen 
entfoheidenden Punkten unterlag jene ihrerſeits einer mehr ober 
weniger ftarfen Majorität. Es genügt, die Hauptpunkte hervorzu⸗ 
heben. Am 19. März worde heantogt, weiten dir Urahl 
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von Grundrechten wie in der preuß. Verfaflung hervorzuheben und Rerbb. 
ausdrücklich zu gewährleiſten, der Antrag aber in namentlicher Ab⸗ Dun, 
ſtimmung mit der großen Mehrheit von 180 gegen bloß 65 Stim⸗ 
men und wenige Tage fpäter auch bie Aufnahme negativer Grund⸗ 
rechte, d. 5. die Feſtſtellung derjenigen perſönlichen und ftaatshürger: 
lihen Befugniffe, melde fein Bunbesjtaat feinen Angehörigen 
vorenthalten dürfe, verworfen, doch bloß mit 130 gegen 128 Stimmen. 
Dagegen wurde am 20. und 21. März ber Kreis der gemeinfamen 
Angelegenheiten faft einftimmig noch um bas Obligationenrecht, 
Strafredt, Handels: und Wechſelrecht, das gerichtliche Verfahren, 
das Staatsbürgerreht, Paßweſen und die Fremdenpolizei erweitert, 
namentlich aber (mit 125 gegen 122 Stimmen) die fehr bebeut: 
fame Möglichkeit der Einführung directer Bunbesfteuern neben ben 
Matricularumlagen beſchloſſen. Vom 23. bis zum 27. März wurde 
die Organifation der eigentlihen Bundesregierung und bie Stellung 
berjelben zum Reichstage behandelt. Die Errichtung eines fürmlichen 
Bundesminifteriums mit verantwortlichen Minijtern wurde beantragt, 
aber mit 177 gegen 86 Stimmen verworfen unb jelbjt der Antrag, 
dem Bunbeslanzler wenigftens „Vorftände der einzelnen Verwalt⸗ 
ungszweige beizugeben, welche nad dem Inhalt dieſer DVerfaflung 
zur Competenz des Präſidiums gehören”, unterlag mit 126 gegen 
127 Stimmen und, nochmals eingebracht, nochmals mit 124 gegen 
140 Stimmen. Der Bundeskanzler blieb ber einzige Vertreter ber 
Regierung gegenüber dem Reichstage und ihm blieb es überlaflen, 
wie er fih mit dem Bundesrathe und mit dem preuß. Staats: 
minifterium abfinden wollte, nur daß wenigſtens ausbrüdlich feft- 
gefeßt wurbe, daß „alle Anordnungen und Verfügungen des Bundes: 
präfidiums zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Bundes: 
Tanzlers bebürfen, der dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt”, 
freilich nur eine moraliihe. Am 28. März wurde der vom Ent: 
wurf verlangte Ausſchluß der Beamten aus dem Reichstage befeitigt 
und im Gegentheile bejtimmt, daß fie zum Kintritte in denſelben 
feines Urlaubs bebürften und am 29. wiederum gegen bie Abfichten 
der Regierung beichloflen, daß „mwahrheitsgetreue Berichte über bie 
Verhandlungen des Reichstags von jeder Verantwortlichkeit frei fein 
follten”, am 30. fogar troß einer energifhen Erklärung Bismarcks 


bie Gewährung von Diäten und KReifeloften an die Risk. 
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un glieder mit 136 gegen 130 Stimmen aufgenommen. Vom 3. dis 


8. April wurbe über bie Beitimmungen bez. des Bundeskriegsweſens 
gefämpft: die Normirung der Triebenspräjenzftärfe von 1 Procent 
der Bevölkerung von 1867 wurde ſchließlich zugeſtanden, aber nicht 
auf 10 Jahre, wie gefordert wurde, ſondern mit 137 gegen 127 
Stimmen nur bis zum 31. Dec. 1871 und ebenfo wurbe auch ber 
Koftenbeitrag von 225 Thlr. per Kopf zugeftanden, aber mit 138 
gegen 130 Stimmen wiederum nur bie zum 31. December 1871. 
Am 9. April wurden mit 145 gegen 122 Stimmen jährliche Bub: 
gets und damit auch jährliche Reichstage beichloffen. Am 10. April 
wurde fchließlich über das künftige Verhältniß zu den ſüddeutſchen 
Staaten verhandelt und die Faflung des Entwurfs: „Die Bezieh⸗ 
ungen bes Bundes zu ben fübbeutfchen Staaten werben fofort nad 
Feitftellung der Verfaffung durch befondere dem Reichstage zur Ge: 
nehmigung vorzulegende Berträge geregelt werben” dahin erweitert, 
daß „der Eintritt der ſüddeutſchen Staaten oder eines berfelben in 
den Bund auf den Vorihlag des Bundespräfiviums im Wege ber 
Bundesgeſetzgebung erfolge“. Das Werk war bamit in verhältnif- 
mäßig jehr kurzer Zeit erledigt; es fragte fih nur, ob bie Resier: 
ungen fich mit den vom Neichetage befchlofjenen Aenderungen ihres 
Entwurfs einverftanden erflären würden. Sie entſchloſſen ſich dazu 
nah der Erklärung des Grafen Bismard vom 15. April bis auf 
zwei Punkte, die Bewilligung von Diäten. und die Sicherftellung der 
Heereseinrihtungen auh nad dem 31. Dec. 1871. Der erfte 
Punkt, eine in der That offene Frage, machte geringe Schwierig: 
feiten und wurde noch an demſelben Tage mit 178. gegen 90 
Stimmen zugeflanden. Größeres Bedenken erregte die Milttärfrage: 
eine anjehnliche Partei der Verſammlung war der Anſicht, Daß weis 
tere Sonceffionen an die Regierung und zumal in diefem Punkte 
abjolut unjtatthaft feten, und daß biefe alle Urfache habe, mit bem, 
was fie in ber Verfaſſungsfrage überhaupt durchgeſetzt, vollkommen 
äufrieben: zu fein; eine noch größere und unzweifelhaft die Mehrheit 
war zwar geneigt, ber Megierung jo weit möglich entgegenzulommen, 
aber feft entfchloffen, bieß nur zu thun, fo weit e8 möglich ſei, ohne 
auf bas volle Budgetbewilligungsrecht bes Neichstags au für den 
Militäretat wenigftens vom 1. Jan. 1872 an zu verzichten, Mur 
bie ſtreng conſervative Cfeubale) Vartei wollte auch darin der Re 
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gierung völlig zu Willen fein: die mittleren Parteien der National: 8 


liberalen und Freiconſervativen verſtändigten ſich über einen Antrag, 
deſſen Annahme von Seite des Hauſes geſichert ſchien und von dem 
ſie vorausſetzten, daß auch die Regierungen oder vielmehr die preuß. 
Regierung ſich ihn gefallen laſſen werde, da ihr in der That nicht 
minder als dem Reichstage ſelbſt daran gelegen ſein mußte, das 
Werk nicht noch im letzten Augenblicke ſcheitern zu laſſen, vielmehr 
ſo ſchnell wie möglich unter Dach und Fach zu kommen, wie denn 
auch wirklich Graf Bismarck ſich ausdrücklich weigerte, die Frage zu 
einer Cabinetsfrage zu machen. So wurde der Antrag der Feudalen: 
„Für die ſpätere Zeit wird die Friedenspräſenzſtärke des Heeres 
durch ein Bundesgeſetz feſtgeſtellt, bis zu deſſen Erlaß die vorſtehen⸗ 
den Beſtimmungen von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben“ mit 167 
gegen 110 Stimmen und als er nochmals in etwas modificirten 
Faſſungen geſtellt wurde, trotz der leiſen Drohung Bismarcks „man 
laufe Gefahr, daß das Werk noch im letzten Augenblicke ſcheitere“, 
nochmals mit 157 gegen 119 und wiederum mit 156 gegen 120 
Stimmen verworfen, dagegen der Antrag der Mittelparteien mit 
202 gegen 80 Stimmen angenommen. Derſelbe: „Nach dem 31. 
Dec. 1871 müſſen dieſe Beträge von den einzelnen Staaten des 
Bundes zur Bundeskaſſe fortbezahlt werden. Zur Berechnung der⸗ 
ſelben wird die im Art. 60 interimiſtiſch feſtgeſtellte Friedenspräſenz⸗ 
ſtärke ſo lange feſtgehalten, bis ſie durch ein Bundesgeſetz abge⸗ 
ändert iſt. Die Verausgabung dieſer Summe für das geſammte 
Bundesheer und deſſen Einrichtungen wird durch das Etatsgeſetz 
feſtgeſtellt. Bei der Feſtſtellung des Militär-Ausgabeetats wird die 
auf Grundlage dieſer Verfaſſung feſtſtehende Organiſation des 
Bundesheeres zu Grunde gelegt“ — wahrt das Budgetbewilligungs⸗ 
recht des Reichstags jedenfalls fo weit, daß Bismarck conſtatiren 
mußte, der Beſchluß „laſſe allerdings die Möglichkeit zu, daß im 
Jahre 1872 ein Budget- und Militärconflict ſich erneuern könne, 
deſſen Folgen ſich in dieſem Augenblick noch nicht überſehen ließen.“ 
Er erkannte indeß, daß augenblicklich für die Regierungen entſchieden 
nicht mehr zu erreichen ſei und dieſe fügten ſich der Nothwendigkeit: 
am 17. April erklärte jener, daß die Regierungen die Bundesver⸗ 
faflung, wie fie aus ben Berathungen bes Reichstags hervorgegangen 


fei und ſchließlich als Ganzes mit 230 gegen DI Summen una 
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Rerdd. nommen worden war, auch ihrerfeitS annähmen, worauf der Reichs⸗ 


Frank⸗ 
reich. 


tag noch am gleihen Tage burd eine Thronrede des Königs von 
Preußen gejhloffen wurde. Die Befriedigung über das glücklich zu 
Stande gebrachte große Wert, das fih in dieſer Thronrede aus- 
ſprach, fand ihren Wiederhall in ber überwiegenden Mehrheit der 
Nation, wenn auch von allen Seiten zugegeben werben mußte, baß 
das Wert in mehrfacher Beziehung ein unfertiges fei und von ber 
Minderheit Taute Klagen ertönten, daß bie Volksvertretung fehr 
wefentliche Rechte preisgegeben und barin felbjt ber preuß. Verfafſung, 
deren Unzulänglichfeit doch thatſächlich ſich erwieſen, wejentlichen 
Abbruch gethan habe. Nicht ohne Grund wurde von der andern 
Seite hervorgehoben, daß die Dinge im norddeutſchen Bunde von 
Anfang an bezüglich des Grund- und Eckſteins alles parlamentari- 
ſchen Weſens, des Bubgetbewilligungsredhtes, ganz anders lägen, als 
in Preußen, wo die Steuern vom Abg.-Haufe verfaffungsmäßig nicht 
verweigert werben dürften und baber diefem ber feite Punkt gegen- 
über der Regierung fehle, während im norbbeutihen Bunde das 
jährlide Bebürfniß durch den Ertrag der Zölle ꝛc. nicht gebedt 
werde und ber Reſt jährlih durch Matricularumlagen oder durch 
befondere Bundesſteuern bewilligt werben müfje oder verweigert 
werben könne. Unter allen Umftänden war bie Bahn frei gemacht 
und eine erite Grundlage enbli errungen, auf ber das innerfte 
Sehnen und Streben der Nation nad) einem großen und freien 
Nationalftaate mit einer ſtarken Spite aber aud mit freien und 
fih innerhalb des Ganzen und jo weit es das Intereſſe Aller er: 
laubte frei fühlenden und frei bewegenden Gliedern erfüllt werben 
fonnte, wenn auch „Jedermann fühlte, daß es nad Innen und Außen 
noch jahrelanger ernſter und unabläffiger Arbeit bebürfe, bis das 
große Ziel wirklich erreicht fein werde. 

Daß ber Reichstag in feinen Konceffionen gegenüber der preuß. 
Regierung in der Berfaflungsfrage ſo weit ging, daß eben audh bie 
Regierung ſchließlich mit der in der Militärfrage erlangten Conceſ⸗ 
fion fi zufrieden gab, war nit zum mindeften eine Folge des 
Berhältnifjes zu Frankreich, das gerade Damals, um die Mitte April, 
einen Bruch mit bemjelben wenigſtens als möglich erfcheinen lieh. 
Diefes Verhältnig war feit dem Kriege der Art geweſen, baß bie 
preuß. Regierung und bie äffentlihe Meinung in Deutſchland noth⸗ 
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wendig zweifelhaft fein mußten, ob ſich Franfreich in die vollendete Frant- 


Thatſache zu ſchicken entſchloſſen oder es nur darauf bedacht fei, bie 
Gelegenheit und die Mittel zu fchaffen, um biefelbe wieder in Frage 
zu ftellen. Die Eymptome widerſprachen fi, beuteten die einen un: 
läugbar auf friebliche und freundliche Gefinnungen, jo ſprachen da⸗ 
gegen andere nicht minder entſchieden für Friegerifche Abfichten, bie 
im Hintergrund zu lauern fchienen, und indem bie einen und bie 
anbern mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit abwechſelten, erzeugten fie 
eine Unficherheit gleihmäßig in Frankreich und in Deutſchland, bie 
beide fortwährend in peinlicher Spannung erbielt. Daß die Gefahr 
eine drohende war, daß es vielleicht nur eines einzigen faljchen oder 
boreiligen Schrittes von Seite Preußens, nur eines leiſen Drudes 
bon Seite des Kaifers bedurfte, um fie plöglih zum Ausbruche zu 
bringen, ließ fi unmöglich verfennen. Kinige Beruhigung mochte 
indeß baraus gejchöpft werben, daß wenn Frankreich unmittelbar nad 
der Schlacht von Sabowa nicht hinreichend gerüftet zu fein glaubte, 
um fofort zum Kriege mit Preußen zu jchreiten, dieß immerhin auch 
jetzt noch der Fall war. 
Es ift doch merkwürdig, wie in unferer Zeit vollſter Deffent: 
lichfeit, wo feine Erfindung von praftiiher Wichtigkeit lange ver: 
borgen bleiben fann und wo alle großen Staaten an jämmtlichen 
Höfen der übrigen Großmächte nicht bloß diplomatifhe Geſandte, 
fondern noch bejondere Militärbevollmächtigte halten, um ſich fort: 
während von allem, was fpeziel in diefer Richtung gejchieht, zu 
unterrichten, ale Welt von der Mafle der Truppen, die Preußen 
gegen Defterreih ins Feld ftellen Fonnte, und von den Erfolgen des 
preußifchen Zündnabelgewehrs fo überrafht werben konnte. Geit 
mehr als fünfzig Jahren war die allgemeine Wehrpflicht in Preußen 
in Geltung — fein anderer Staat Europas dachte audy nur daran, fie 
ober doch irgend etwas ihr Ähnliches bei fich einzuführen, Vor mehr 
als zwanzig Jahren war das Zündnabelgewehr von Dreyſe erfunden 
und von Preußen für fein Heer abdoptirt worden; und unabläflig 
war dieſes feither bemüht geweſen, e8 zu verbeflern, jeine Truppen 
darauf einzuüben und ihre tactifchen Bewegungen barnady zu mobi- 
fiziren; in Schleswig-Holſtein hatten bie Preußen es fogar zu krie— 
gerifcher Anwendung gebracht, im amerikaniſchex Bürgertirg Wet 
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Brent — und doch hatten weder Defterreich noch Frankreich baran gebadkt, 


fih die Erfindung gleihfall8 anzueignen. Erſt nach dem Kriege von 
1866 gingen ihnen die Augen barüber auf, was fie bisher hoch— 
müthig verkannt unb gering geachtet hatten und entwidelte ſich jene 
‚wahre Wuth, die nun durch Europa raste, das Verſäumte nachzu: 
bolen, die alten Gewehre mit dem Aufgebot aller Kräfte fo ſchnell 
Wie nur immer möglich in gute ober ſchlechte Sinterlader umzu— 
wandeln und gleihfalls nad preußiſchem Vorbilde entweder geradezu 
die allgemeine Wehrpflicht einzuführen, ober wo der Nationalgeift 
ſich dazu nicht entſchließen konnte, wenigitens die Wehrpflicht bis auf 
die äußerſt mögliche Grenze auszubehnen. Frankreich war natürlic 
unter ben erften, bie bie Frage in die Hand nahmen. Schon An: 
fang Winters 1866 berief der Kaijer eine Commiſſion bon Gene— 
ralen, mit der er perjönlid den Entwurf einer umfafjenden Armee: 
reform ausarbeitete, der dann zunächſt an ben Staatsrath ging und 
Anfangs 1867 an den gejebgebenden Körper gelangte, indeß noch 
mehrere Umarbeitungen und Mopificationen erlitt, bevor er in biefem 


- im December 1867 zur Berathung und erft Anfangs 1868 zur 


Annahme gelangte. Die Spite des ganzen Plans, bie von Anfang 
feitftand, aber fi erft allmälig dur die Verhandlungen der Com: 
miſſion des gejeßgebenden Körpers für das Pubkikum herausmwicdelte, 
ging dahin, die bisherige ftehende Armee von 4—450,000 Mann 
mit ber Referve auf 800,000 zu erhöhen und biefe ganze Armee 
ber Offenfive dadurch zur Verfügung zu fielen, daß eine fogenannte 
mobile Nationalgarbe von wiederum 400,000 Manır gejchaffen werde, 
die als Landwehr im Kriege die Feftungen und Städte zu beſetzen 
hätte. Die Kriegsmacht Frankreichs follte dadurch auch an Zahl 
den Streitkräften Preußens und des norddeutſchen Bundes zum min: 
beten glei) gebracht werben, mo möglich fie nody um etwas über: 
fteigen. Da indeß die Franzojen den Militärdienft im Frieden durch— 
aus nicht Tieben, fo täufchte fi die franzöſiſche Regierung darüber 
nicht, daß es ſchwer halten werde, die Vorlage durch ben gejek- 
gebenden Körper troß der ergebenen Majorität befjelben zu bringen 
und daß es zu dieſem Ende hin unerläßlich fei, in ben ihr zur Ber: 
fügung ſtehenden Blättern die Kriegsgefahr nie ganz von ber Bühne 
berichwinden zu laflen, ohne daß dadurch erwiefen war, daß fie, wenn 
fie ſich zum Kriege vorbereitete, venläben au wrtüh hehiiätiete. 
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Geradezu beabfichtigt wurde dagegen der Krieg und zu bemfelben Brant- 
mit Bewußtſein gehebt von einem heile ber alten Parteien, bie in. 
nichts zu verlieren und alles zu gewinnen hatten, fo wie von dem⸗ 
jenigen Theile der bonapartiftifchen Partei, ber den wachſenden Schwier 
rigfeiten im Innern gegenüber Tein anderes Mittel mehr ſah, we⸗ 
nigftens Tein wirkjameres als einen Krieg mit Preußen. 

Diefe Schwierigkeiten aber wuchlen, je ſchwerer die Schläge 
bes Schickſals auf den Friegerifhen Glanz des franzöſiſchen Namens 
fielen und je mehr fi bie Nation in der hervorragenden Gtellung 
bedroht fühlte, die fie unter bem zweiten Napoleon in Europa wies 
berum eingenommen hatte. Zu dem erſten Schlage, ben fie im Mexico. 
%. 1866 durch das gewaltige Auftreten ber preußifchzdeutihen Macht 
erlitt, gejellte fich bald ein zweiter, noch empfindlidyerer, das Zurück⸗ 
weichen der franzöfiihen Waffen vor dem drohenden Stirnrunzeln 
ber großen Republik jenfeit8 des Deeans und das Zuſammenbrechen 
ber ganzen Erpebition nah Mexico. Wie Napoleon es unterlafien _ 
hatte, in den deutſchen Dingen zu rechter Zeit fein Schwert in die 
Wagſchale fallen zu laſſen, in ber irrigen Ueberzeugung, daß es jpäter 
bazu nod immer früh genug fei und daß die Deutſchen inzwiſchen 
jelber die Arbeit für Frankreich beforgen würden, fo hatte er fich 
auch nicht bazu entichließen Fünnen, dem Bunde ber nordamerifani- 
Ihen Südſtaaten offen feine Hand zu reihen und jelbft einen Krieg 
mit den Norbftaaten nicht zu fürchten, um jenen zur Unabhängigfeit 
zu helfen nnd fie zwifchen feine mexicaniſche Schöpfung und bie 
demokratiſche Republif im Norden hineinzuſchieben, in ber gleichfalls 
irrigen Ueberzeugung, daß fie jelber jtark genug feien, fich des Nors 
dens zu erwehren und daß jedenfalls beide jo geſchwächt aus bem 
Kriege hervorgehen würden, baß eine Gefahr von dieſer Seite we: 
nigſtens zunächſt kaum zu bejorgen ftünde Als im April des %. 
1865 bie Heere des Nordens fiegreich in Richmond einzogen, ftand 
das mexicaniſche Kaijerreih in ber Luft und erfannte wohl ber 
Kaijer der Franzoſen den ſchweren Fehlgriff, den er begangen; und 
als es ſich bald darauf herausftellte, daß eine Verftändigung mit 
ber Union geradezu ein Ding ber Unmöͤglichkeit und daß dieſe unter 
feinen Bedingungen geneigt fei, eine europäiſch⸗ monarchiſche Schöpfung 
auf dem Continente, den fie für fih in Anſpruch zu nehmen ge 
wohnt war, zu bulden, ließ er in feinem Bette den Kalerigemm in 
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Mesico. Merico fallen und war nur noch bemüht, feine Würbe zu wahren 


und fi wenigftens, wann und mie es ibm conveniren möchte, 
zurücziehen zu wollen. Auch das mißlang ben wenig biploma- 
tiſchen, ziemlih ungeſchlachten Nepublifanern gegenüber. Bevor 
no das Jahr 1866 zu Ende ging, wußte alle Welt, daß - bie 
franzöfiihe Fahne in Wahrheit vor dem wieberhergeftellten Sternen- 
banner ber Union weiche und darauf verzichtet habe, der lateiniſchen 
Race auch jenfeitS des atlantilhen Oceans einen Stützpunkt ſchaffen 
und dem allmäligen, aber ſichern Fortichreiten der angeljächftfchen 
Race, wie der Kaifer feiner Zeit offen erklärt hatte, einen Damm 


- entgegen fegen zu wollen. Umſonſt hoffte Napoleon, den unglüd: 


lichen, verrathenen und verlaffenen Kaiſer Mar zur Abdankung zu 
bewegen, um fi jelber mit Juarez und den Seinen verftändigen zu 
innen. Es mißlang: ber ritterliche Sproffe des älteften europäi- 
ſchen Türftenhaufes wollte die Folgen feines kühnen Schrittes aud) 
felber tragen und nährte bis zuletzt die trügerifhe Hoffnung, die 
Mericaner von der Reinheit feiner AUbfichten überzeugen zu Tönnen. 
Da waren die Franzoſen nur noch bemüht, fich felbft zu retten, nichte 
weniger als ficher, nur jelber ohne Schlappe davonzufommen. Doch dieß 
gelang ihnen. Bis zum 20. Jan. 1867 hatten fie den ganzen Nor: 
ben Merico’8 geräumt und fidh theils in der Hauptſtadt concentrirt, 
theils jtaffelförmig zwijchen biefer und Veracruz, wo fie fich einſchiffen 
mußten, aufgeſtellt. Am 6. Febr. räumten fie auch die Hauptftabt 
und zogen in gejchloffenen Maſſen Veracruz zu, mo alsbalb die Ein: 
ſchiffung begann und glüdlich vollzogen werben konnte. Am 8. März 
verließen die legten Trausportſchiffe Veracruz und ſchwamm die ganze 
Erpedition auf dem Ocean wieder der Heimath zu. Weil das meri- 
caniſche Kaiſerthum feinen Frankreich gegenüber eingegangenen finan- 
ziellen Verpflichtungen zu genügen, wie vorauszufehen war, außer 
Stande war, hatte Napoleon ſich für berechtigt gehalten, den mit 
dem damaligen Erzherzoge abgefchloffenen Vertrag von Miramare auch 
feinerjeitö nicht zu halten und Marimilian, der den Kaiferthron aus 
ber Hand Napoleons und im Vertrauen auf feinen mächtigen Schuß 
in Einpfang genommen, blieb feinem Schickſal überlaffen, aber nicht 
nur Mar, fondern auch al die zahlreichen Franzofen, die fi dort 
niedergelaſſen, und all die zahlreichen Antereffen, die fie unter dem Schutze 
der franz. Waffen angelnüpit datten, Von len In wargeintegelten 
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Errungenſchaften blieb Frankreich nichts übrig als die ſchweren Koften Mexico. 
ber unfeligen Expedition, die auf mindeftens 500 Dil. Tr. berechnet 
wurden und in Wahrheit leicht taufenb betragen haben mögen. 
Franfreich, fagte man ihm, ift reich genug, eine unglüdlich Brant- 
ausgefallene, aber großartig concipirte Exrpebition zu bezahlen unb vi. 
die Ration ließ fih das gefallen. Aber es fühlte die Erfahrung 
wie eine brennende Wunde, Der Schlag war unzweifelhaft ber 
ſchwerſte, den der Kaifer erlitten. Die öffentlide Meinung legte 
eine gereizte Stimmung an ben Tag und warf fi tabelnb bald 
auf die auswärtige, bald auf die innere Politik, welche, beide ja bie 
Nation feit zwanzig Jahren faſt willenlos ber Hand bes Kai- 
fers anvertraut hatte. Unverfennbar nagte eine tiefe Unzufrieben- 
heit im Gemüthe der Nation. Napoleon felbft erkannte, daß etwas 
gefchehen müfje, um die Stimmung zu wenden und bie Geifter nad) 
einer andern Seite hin zu befhäftigen. Am 19. Jan. trat er plötz⸗ 
lich mit einem Briefe an feinen Staatsminifter Rouher hervor, durch 
ben er ihm eine Reihe von Maßregeln verfünbigte, bie er felbft ohne 
tweiteres als die Längft verfprochene, längft erwartete” „Krönung bes 
Gebäudes“ bezeichnete. Demnach follte die Adreßdebatte, die fich nicht 
bewährt habe, ſchon wieder abgefhafit und durch ein übrigens fehr 
borfitig reglementirtes Interpellationsrecht erfeßt und, was von un: 
gleich größerer Tragweite war, das Vereins- und Verfanmlungsrecht 
innerhalb gewiſſer Schranken geftattet, namentlich aber bie bisherige 
Willkür der Verwaltung gegenüber ber Preſſe durch ein Preßgeſetz 
erjegt werden. Am 14. Febr. eröffnete der Kaifer die Kammern mit einer 
Thronrebe, in ber er fi über diefe Eonceiftonen des Näheren ver: 
breitete; erft am 13. März jebod legte die Regierung bem gefeb: 
gebenden Körper bie betreffenden Gefeßentwürfe vor. Die öffent: 
liche Meinung ernüchterte fi fehr, fobald fie von diefen Entwürfen 
nähere Kenntniß erhielt und urtheilte alsbald, daß es vielmehr Ge: 
feßesentwürfe gegen als über die Preßfreiheit und das Vereinsrecht 
jeien. Selbſt in diefer Form dauerte e8 noch bis in ben Anfang 
bes J. 1868 hinein, bevor fle zur fchließlichen Berathung kamen 
und vom Kaifer fanctionirt wurden. Der ganze angeblihe Um: 
ſchwung vom 19. Januar erwies fi als ziemlich bedeutungslos. 
Wäre es wirkli ein Wendepunkt in der Entwidelung des in 
Empire gewejen, fo hätte der Kaiſer notimenig za Küker WEN 
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‚Srant- fein Minifterium ändern und namentlich, ben Staatsminifter Rouher 
wid. entlafjen müflen. Er und feine Collegen gaben auch wirklich im 
erſten Moment ihre Entlaſſang ein, aber allem nach mehr zum 
Schein; Rouber blieb do wieder und bie angebliche Krifis, von 
ber behauptet worden war, baß fie Em. Ollisier an bie Spitze eines 
liberalen und verantwortlihen Minifteriums führen würde, enbete 
mit einer geringen Modification, durch welche einige unbedeutende 
Berfönlichfeiten über Bord geworfen und durch andere von derjelben 
Sefinnung erfeßt wurden. Die einzige wefentliche Veränderung war, daß 
Marſchall Niel das Kriegsminifterium übernahm und fofort mit raftlofer 
Energie die Umwandlung der bisherigen Gewehre in Hinterlader nad 
dem angeblich verbefjerten Syſtem Ehafjepot, die Anhäufung eines ge: 
waltigen Kriegsmaterials und die Inſtandhaltung der Feſtungen in bie 
Hand nahm und überdieß alles für bie beabfichtigte Armeereform 
vorbereitete. Die Anficht, daß ein Krieg mit Preußen beabjichtigt 
werde und vielleicht näher als man vente, bevorſtehe, fand dadurch 
neue Nahrung und trat bald momentan wieder in ben Vordergrund. 
Und dießmal war jene Anfiht in der That feine ganz leere, 
Zunächſt trat eine fehr gereizte Stimmung gegen Preußen in ben 
Verhandlungen des gejeßgebenden Körpers zu Tage Kaum war 
derſelbe beifammen, jo benühte Hr. Thiers, der Mann der alten 
Parteien und der alten Politik, das ihm eben eingeräumte Red, 
um bie Regierung am 14. März über bie beutjchen Angelegenheiten 
zu interpelliren. War doch er e8 geweſen, ber |. 3. unmittelbar vor 
dem Ausbruch des deutſchen Krieges von berjelben Stelle aus ben 
Kaiſer und feine Regierung aufgefordert hatte, denſelben nicht zu 
geitatten und Preußen, das fi) damals al8 von Oeſterreich bedroht 
binzuftellen bemüht war, das er aber vor ganz Europa als ben eis 
gentlichen und wahren Friebensftörer denuncirte, rechtzeitig in ben 
Arm zu fallen. Seine Worte waren damals ungehört verhallt, ber 
Kaifer nicht darauf eingegangen. Jetzt nahm er den Faden wieder 
auf, unterwarf die kaiſerliche Politik in Italien und Deutſchland 
einer einſchneidenden Kritik und entwickelte jenes naive Syſtem, nach 
welchem Frankreich berechtigt wäre, alle Genoſſen ſeiner Nationalität 
in einem ſtarken Bündel zuſammenzufaſſen, um als großes geſchloſ⸗ 
fenes Ganzes gebietend bazuftehn, alle andern aber ringsherum, 
Deutf chland und Aelꝛen vyrov8 in Gene Stapen yilglittert zu 
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bleiben verurtheilt wären, um dem Willen des einen Mächtigen zu Branfe 
Gebote zu ſtehn. Es war das alferbings der Gang: der europäiſchen 
Entwidelung in den letzten Jahvhunderten geweſen unb ber Rebner 
konnte darauf rechnen, taufendb ſympathiſche Saiten in feinen Hörern 
wach zu rufen. Und das gelang ihm auch: nicht bloß feine Ge 
finnungsgenofjen, auch die kaiſerliche Majorität hing an feinen Lippen 
und von ben entgegengejeteiten Seiten ber Verjammlung wurde ihm 
Beifall und Unterftügung gefpendet. Vom 14. bis zum 18. März 
wurde darüber debattirt und die Debatte geftaltete ſich zu einer fort: 
laufenden Anklage gegen Preußen und Deutihland. Emil Ollivier 
war im ©runde ber einzige, der auch den Deutſchen bas Recht zu: 
geftand, fi) zu conjtituiren, wie es ihnen gefalle und die Ueber 
zeugung ausſprach, daß die neue Geſtaltung des norbbeutichen Bundes 
nicht gegen Frankreich gerichtet fei. Dagegen verlangte Granier 
v. Caſſagnac laut die Wiedererwerbung der fog. natürlichen Grenzen 
Frankreichs und ‚meinte ſelbſt Jules Favre, der berebte Advokat de⸗ 
mokratiſcher Ideen, daß bie beutfche Einheit verhindert werden müfje 
und Frankreich zu diefem Ende hin ben unterbrüdten deutjchen Völker⸗ 
ihaften und ben vertriebenen Yürften die hülfreihe Hand zu bieten 
berufen jei. Am jchärfiten zeichnete Graf Latour von der Majorität 
Frankreich feine Aufgabe vor, indem er eine Allianz defjelben mit 
Defterreihh und mit den ſüddeutſchen Staaten verlangte, um Preußen 
am Maine feitzuhalten und Ihm gebieterifch zuzurufen: Bis bieher 
und nicht weiter, 

Die Entgegnung Deutſchlands auf biefe Herausforderung, wel: Deutig- 
her Rouher nur einen höchſt ſchwachen Widerſtand entgegengejekt land. 
hatte, ließ nicht lange auf ſich warten. Schon am folgenden Tage, 

d. 19. März, wurden gleichzeitig in Berlin und in München bie 
Ihon im Auguft 1866 abgefhloffenen, aber bisher forgfältig ge: 
heim gehaltenen Schub: und Trutzbündniſſe Preußens mit Bayern, 
Württeniberg und Baden veröffentliht. Preußen hatte ben Main 
bereits überfhritten! Die fübbeutfchen Fürften verpflichteten ſich durch 
jene Bündniffe, im Kriegsfall ihre ſämmtlichen Etreitfräfte bem Ober: 
befehl des Königs von Preußen zu unterftellen, wogegen ihnen dieſer 
ihr gegenmärtiges Gebiet ausdrücklich und feierlich garantirte. Und 
bald wurde auch befannt, daß es nicht Preußen gemeacn war, N 
ben Abſchluß berfelben geforvert, \onvern he \ühbenihen SWEET 
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Ba felbft, und zwar Württemberg voran, bie ihm biefelben entgegen ge: 
“ tragen hatten, und auch warum fie e8 getban hatten, weil eben Frank—⸗ 
reih don Preußen als Compenfation die Abtretung nicht etwa Rhein⸗ 
preußen fonbern bie ſüddeutſchen Gebiete Rheinheſſens und Rhein: 
Bayerns mit ben Feſtungen Mainz und Landau geforbert hatte! Dem 
gefeßgebenden Körper war bamit die Antwort und eine überrajchenbe 
geworden. Db die franzöfiihe Regierung von der Eriftenz jener 
Bündniſſe unterrichtet war und ſeit wann, ift nicht zuverläffig be: 
kannt geworben. ebenfalls fand fie für gut, die Veröffentlichung 
ſtillſchweigend hinzunehmen. 
Lurem⸗ Sie konnte es um ſo eher, als ſie gerade damals einen 
burg. benſo bedeutſamen Schachzug gegen Preußen vorbereitete, in dem 
dieſes den Kürzern ziehen ſollte. Wie am anderen Ende Deutſch⸗ 
lands das kleine Liechtenſtein, ſo hatten auch Luremburg und Lim: 
burg in Folge der Ereigniſſe von 1866 ihre „internationale Unab⸗ 
hängigkeit“ wieder gewonnen. Liechtenſtein blieb, was es ſchon bisher 
geweſen war, eine Art Anhängſel Oeſterreichs und bezüglich Limburgs 
wurde vorerſt wenigſtens thatſächlich der Wunſch Hollands erfüllt, 
es von jeder Verbindung mit Deutſchland gelöst zu ſehen und als 
einen integrirenden Theil bes Königreich betrachten zu Können. 
Schwieriger und complizirter war dagegen bie Tage Luremburgs. Mit 
Holland bloß durch Perfonalunion verbunden blieb es auch nach ber 
Auflöfung des deutſchen Bundes wenigitens noch ein Glied des Zoll: 
bereing und überbieß war bie Feftung in den Händen Preußens. 
- Auf Ddiefe zu verzichten, dachte Preußen auch nicht von ferne und 
hatte eine dießfällige Anfrage Hollands ſchon im Sabre 1866 ver: 
neinend beantwortet; dagegen nahm es hinwieder Anftand, das 
Ländchen in ben norbbeutichen Bund, was eigentlih das natürlichite 
geweſen wäre, hineinzuziehen, theils weil bie Erfahrung gezeigt hatte, 
wie nachtheilig die Verquickung deutſcher mit außerbeutihen Gebiets: 
theilen unter allen Umftänden fein mußte, theils weil die Zurem- 
burger felber in particulariftifcher Behaglichkeit Teinerlei Luft fühlten, 
die ſchweren Laften des neuen Bundes auf fi zu nehmen. Und 
doch mußte fi) Preußen geftehen, daß ohne dieſen Schritt feine 
bisherige Stellung in der Feſtung eine thatfächlich wie rechtlich mehr 
ober minder zweifelhafte ſei. Die Frage blieb indeß vorerft in ber 
Schwebe, bis der König von Hand ver Vaggminet din Ente 
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machte. Unter dem 20. Februar wandte er fi durch eine Depefche u 


feines Geſandten in Paris an die franzöfifhe Regierung, um 
Holland als von Preußen bebroht zu ſchildern, indem biefes „ſich auf 
eine gewiſſe Nagegemeinfhaft und auf die geographiihe Lage 
ber Niederlande ſtützen könnte, um eine erceptionelle Stellung zu 
benfelben zu wünſchen und eine intime Allianz herbeizuführen, beren 
Refultat die Vervollftändigung feines Handels: und Militäriyftems 
bejonderd vom maritimen Standpunft wäre” und zu willen wünjchte, 
was Frankreich in einem ſolchen Falle zu thun gedächte. Frank—⸗ 
reich verſſtand ben Wink und ging ſchon unter dem 28. Februar 
barauf ein, indem es feinen Oejandten im Haag beauftragte, bie 
Räumung ber Feſtung Luremburg von Seite Preußens zu betreiben, 
und bie fürmliche Abtretung des Großherzogthums an Frankreich an⸗ 
zuregen. Im Grunde mochte fih Deutſchland über ben dergeſtalt 
eingeleiteten Handel nicht wundern, obgleih der König von Holland 
einem beutichen „Fürjtengefchlechte entjlammt und der Enfel großer 
Ahnen if. Holland hat fich feit der Gründung bes beutichen 
Bundes und obgleich fein König als Großherzog von Luremburg ein 
Glied desfelben war, gegen Deutſchland von jeher und zumal in 
ber Rheinzollfrage durchaus feindfelig erwieſen und nicht ofne Grund 
modte ihm jeßt der Gedanke aufbämmern, daß die Lage eine total 
andere geworben ſei und baß Preußen an ber Spitze des norb: 
deutſchen Bundes und getragen von einer activen öffentlichen Meinung 
eine ähnlihe Haltung fortan vieleicht nicht ebenfo geduldig hin⸗ 
nehmen würbe, wie fie ber alte Bundestag, der ſich um bie öffent: 
lihe Meinung gar nicht Fümmerte, hingenommen hatte; überdieß 
brauchte der König Gelb und war vielleicht von feiner nächſten Um: 
gebung aufgeftachelt worden, Preußen diefe Schwierigkeit zwifchen bie 
Füße zu werfen. So kam denn ſchon unter dem 20, oder 21. März 
ein Einverftändniß zwiſchen Frankreich und Holland zu Stande, durch 
welches das Ländchen Luremburg mit fammt ber Feſtung, natürlich 
gegen Entſchädigung, durch einen förmlichen Vertrag an Frankreich 
abgetreten werben follte, der nur noch der Ratification beider Sou⸗ 
veräne bedurfte. Daß Preußen nicht ohne weiteres barein willigen 
und die Feſtung räumen werbe, daß es dieß mit NRüdficht auf bie 
Lage der Dinge in Deutfchland überhaupt nicht leicht könne, lag auf 


der Hand, wobei e8 ganz dahin geftellt bleiben way, sb Wr im 
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eurem. militärisch wirklich für Preußen und Deutſchland von fo wefentlicher 


burg. 


Bedeutung war, wie mehr ober weniger offiziöfe preußifche Federn 
bis dahin behaupteten, oder aber nicht, wie biefelben Federn nachher 
verficherten. Frankreich bebang ſich daher von Holland aus, daß bie 
ganze Unterhandlung mit Preußen ihm überlaffen werde, in der feften 
Hoffnung, fie jeinerfeitS eher zu bem gewünfchten Ziele zu führen. 
Und daran lag ihm allerdings viel, da es darin eine, wenn aud 
noch fo geringfügige Genugthuung für den gereizten franzöftjchen 
Nationalgeift gegenüber Preußen und Deutſchland erkannte, weil bie 
Feſtung ja bekanntlich feiner Zeit von der europäiſchen Coalition 
ausbrüdlic als ein Bollwerk gegen Frankreich in bie Hand Preußens 
gelegt und erft jpäter zur Bundesfeſtung erflärt worden war. Der 
König von Holland konnte fi jedoch nicht enthalten, den Handel 
auszuplaudern und dem preußiſchen Gefandten im Haag am 26. 
März davon Mittheilung zu maden. Die Folge davon war, baf 
ganz Deutfchland alsbald im eine gewaltige Aufregung gerieth, 
welche nothwendig die Plane Frankreichs durchkreuzte. Allerdings 
mußte ſich Preußen fagen, daß feine Stellung in Zuremburg nad) 


dem Megfall des früheren deutihen Bundes durchaus feine unan- 


fechtbare mehr fei und daß ber Beſitz der Feſtung einen Krieg mit 
Frankreich vieleicht durchaus nicht rechtfertigen würde. Allein auf 
ber andern Seite war es ihm doch ganz und gar unmöglich, vor 
Frankreich einfach zurüdgumeichen und den Kandel, den ganz Deutſch— 
fand einen fchmählichen nannte, feinerjeits ohne Widerſtand zu be- 
fiegeln. Eine nterpellation des hannoverſchen Abgeordneten v. Ben- 
nigſen im Reichstage des norbbeutihen Bundes gab jener Anſchauung 
einen energiichen Ausdrud und felbft in Süddeutſchland erflärte die 
Mehrheit der Mitglieder der Abgeorbnetenfammern von Bayern und 
Baden Taut und unumwunden ihre Geneigtheit, gleich bei biefer 
erften Gelegenheit treu an ber Seite Preußens und Norbbeutfch: 
lands gegen ben galliſchen Nachbar ftehen zu wollen. Geftübt auf 
biefe Kundgebungen zeigte ſich denn aud) Preußen vorerft nicht: ges 
neigt, auf die Forberungen Frankreichs einzugehen und der von ben 
einen erjehnte, von den andern gefürchtete Krieg zwiſchen Frankreich 
und Deutichland, der bie preußijchen Crrungenichaften von 1866 
wieder in Frage ftellen mußte, fchien vor der Thüre zu ftehen. Aber 
beide, Frankreich und. Breuken, mußten fid doch geftehen, baß ber 
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Beſitz Luremburg eines folhen Kampfes wahrhaftig nicht werth fei, rend 
wofern es ſich wirflih nur Darum handelte und e8 dauerte nicht 
allzu lange, bevor beide wenigſtens einen Schritt zurüdgingen und 
wenigſtens bie Möglichkeit einer Verftändigung aufdämmerte. Preußen 
fegte die Frage zu Anfang April® den IUnterzeichnern der Verträge 
von 1839 vor und biefe waren alsbald eifrig bemüht, eine Pers 
-mittlung zwiſchen den entgegengefehten Anfichten ausfindig zu madhen, 
wobei fih namentlich Defterreich hervorthat. Preußen mußte fich 
dabei überzeugen, daß es in der Behauptung feines Rechts oder 
feines Anſpruchs, wie man es auffaflen mag, im Kreiſe der Groß- 
mächte im Grunde ziemlich allein ftand und daß dieſe ſammt und 
fonders biefe Meine Genugthuung, biefe kleine Compenfation zu 
Gunſten Frankreichs für bie im vorigen Jahre eingetretene Macht⸗ 
verichiebung für nicht gang unbillig eradhteten, wofern nur eine Form 
gefunden werden Tünne, die es der Würde Preußens überhaupt er: 
mögliche. Das Schwergewicht bei dieſen Erwägungen fiel für Preußen 
wohl nicht fojehr auf Defterreich und bie emfigen Bemühungen bes 
Freiherrn v. Beuft, als auf die Haltung Englands. England aber 
ließ Preußen von Anfang an und völlig im Stich, obgleich es Eng⸗ 
land und England allein gewejen mar, das dem Umſchwung ber 
Dinge in Deutfchland unmittelbar nad dem Kriege feinen lauten 
Beifall und feine herzliche Theilnahme zugerufen hatte und obgleich 
England in jenen Gegenden alte und fpezielle Intereſſen gegen 
Frankreich zu wahren hatte. Jetzt erflärte Lord Stanley, fein Minifter 
des Auswärtigen, von allem Anfang an, daß er feinerjeits ben 
Handel zwiſchen Pranfreih und Holland für durchaus correct ers 
fennen müſſe und als Preußen zunächſt nicht nachgab und. ein 
frtegerifcher Ausgang nit unmöglich jchien, machte e8 in Berlin 
freundichaftlid darauf aufmerffam, daß Tranfreih Preußen und 
Deutjchland wenigſtens zur See unzweifelhaft und weit überlegen 
wäre, und daß bie deutſchen Oft: und Norbjeefüften und die reichen 
Handelsſtädte an denfelben in großer Gefahr ſchweben dürften, mit 
andern Worten, daß Preußen in einer Weife und unter einen Um⸗ 
fänden auf England zählen möge. Dazu kam, daß Preußen für 
feine beutfchen Intereflen in ber ganzen Angelegenheit in der deutſchen 
Bevölkerung Luxemburgs auch nicht den mindeften Stüßpunft fand, 
Bon feinen Fürften mißhandelt und vernaklälfiat, va ver irre 
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eurem⸗ Beamtenwelt franzöfifirt, war das Ländchen in particulärer Engherzig- 
ours · geit geradezu verkommen und nur auf ſeine materiellen Intereſſen, 


nur darauf bedacht, ja keine neuen Laſten übernehmen zu müſſen, 
für eine nationale Auffaſſung dagegen wenig zugänglich und faſt gleich— 
gültig, welcher Nation und welchem Herrn e8 jchließlich zugetheilt werde. 
Als daher Frankreich gegen Ende Aprils ſich geneigt zeigte, von ber 
Annerion des Ländchens abzuftehen und Preußen eine von den 
Mächten garantirte Neutralität desjelben die Möglichkeit bot, auf 
die Feſtung zu verzichten, ohne wenigftens feiner Ehre etwas zu ber- 
geben, neigte es ſich auch ſeinerſeits dieſem Auswege zu und nod 
vor Ende des Monats waren die Betheiligten und alle Großmächte 
einig, die Trage in biefem Sinne in einer Gonferenz zu London 
zum Austrag zu bringen. Die Conferenz, zu ber außer Belgien 
und Holland auch “Italien beigezogen, Spanien aber, obwohl es feine 
Zuziehung gleichfalls verlangte, ausgeſchloſſen wurde, trat am 7. Mai 
zufammen und ſchon am 11. wurde ber Vertrag unterzeichnet. Wenn 
die militärifche Bebeutung der Feſtung für Deutichland feine unbe- 
dingt wichtige war, was wir bahingeftellt Tafjen müſſen und worüber 
die Anfichten getheilt fcheinen, wenn ferner die Garantie der Neu: 
tralität Ruremburgs von Seite der Mächte eine aufrichtige und ernft: 
haft übernommene war und wenn enblid bie vom König von Holland 
übernommene Schleifung ber Feſtung wenigftens in ihren wejent: 
lichten Theilen wirklich ausgeführt wurde, fo mochte ſich gegen die 
Löfung der Frage auch vom Standpunkte ber deutſchen Intereſſen 
aus in ber That wenig ftichhaltiges einmwenden lafjen. Leider war 
bieß jedoch bezüglich der beiden letzteren Vorausſetzungen nicht der 
Fall. Die Feſtung iſt bis heute nicht gejchleift, die Schleifung 
nicht einmal angefangen worden und biefelbe flände, wenn die Um: 
ftände e8 erlaubten, jeden Augenblid fo wie fie war den Franzofen 
als ein Bollwerk gegen Deutſchland zur Verfügung; und mas bie 
Garantie ihrer Neutralität betrifft, jo bat England Preußen und 
Deutihland noch einmal im Stich gelaffen, indem Lord Stanley 
am 14. Juni und Graf Derby, der englifhe Minifterpräfident, am 
20. Suni und nochmals am 5. Juli ganz unzweibeutig erklärten, 
daß bie Garantie jener Neutralität, weil eine Colectivgarantie, auch 
nicht den allermindeften practiihen Werth habe. Nicht in- der for⸗ 
mellen Löfung jener Trage, wohl aber hierin, daß Preußen gegen 
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feine Conceflion eine durchaus werthlofe Garantie eintaufchte, liegt — 
eine Schlappe für Preußen und Deutſchland, die es erlitten hat und "9 
bie nicht geläugnet werden Tann. 

Für die Machtfrage zwiſchen Deutſchland oder wenn man will 
zwifchen Preußen und Frankreich bildet Luremburg immerhin nur 
ein einzelnes und jedenfalls untergeordnetes Moment. Biel wichtiger 
war auch dafür das Verhältnig Preußens zu Süddeutſchland, an 
fih und in ben Augen Frankreichs. Unterlag nun Preußen in ber 
Zuremburger Frage, jo that e8 dagegen gleich nachher einen zweiten, 
und noch entſchiedeneren Schritt über den Main, troß Frankreich, 
bas ihm verbieten wollte, denjelben nicht zu überjchreiten. Doch be- 
vor wir barauf eintreten, wirb es pafjend fein, einen Blid zur Seite 
zu werfen, nach Oefterreih und hinüber nah England, wo in der 
eriten Hälfte des Jahres 1867 tiefgreifenbe Deränberungen Platz 
griffen. 

Um ſich zu überzeugen, wie nothwendig es war, den Kreis Oeſter⸗ 
bes Bundestags und ber bundestäglichen Zuftände — in den Deutſch⸗ vi. 
land feit der Gründung bes deutſchen Bundes, vornehmlich aber feit 
der gewaltfamen Wieberherjtellung besjelben im Sabre 1851 durch 
Defterreih und die mitteljtaatlihen Regierungen, fich eingelchloffen 
fah und an beflen Reform e8 ohne allen Erfolg ſich faſt zehn Jahre 
lang abarbeitete — fchließlih mit Gewalt zu durchbrechen, bürfte faſt 
allein Ion die Erwägung genügen, daß durch bie Ereigniffe von 
1866 die Luft nicht bloß nad einer ſondern nach allen Seiten bin 
gereinigt, die Bahn nicht bloß für den fliegenden, fondern aud für 
den unterliegenben Theil frei gemacht worden ift. Die öfterreichifche 
Regierung hat allerdings im Jahre 1866 eine furdtbare, leider 
nur allzumohl verdiente Niederlage erlitten; die äfterreichifchen Völker 
baben alle Urſache, fi über diefelbe zu tröften. Defterreih war, 
wie feine Freunde von damals behaupteten, ber einzige noch „wirklich“ 
confervative Staat in Europa. Auch diefer ift nun babingegangen 
und fein Reichenftein Liegt auf den Feldern von Königsgrätz. Mit andern 
Worten: feit dem Anfange des 16. Jahrhunderts hat nad) und nad 
in allen Staaten Europas fait ohne Ausnahme (denn Spanien und 
ber Kirchenſtaat fallen politiih gar nicht ins Gewicht) eine andere 
politiide Weltanfhauung fich geltend gemacht und Tchliektih 1® 
Uebergewicht errungen, als während bed ganyen Mitsohts HRüNt 
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Deſter⸗ hat, In Defterreih allein war das bis auf die jüngfte Zeit nicht 
Der Tal. Nicht daß die gewaltigen Wogen ber Zeit nicht auch 
vielfach nach Defterreich binübergefchlagen hätten; in feiner Weiſe 
machte Oeſterreich allerdings alle Wandlungen ber Zeit mit und 
folgte allen Strömungen berjelben fo gut wie das übrige Deutſch⸗ 
land oder irgend fonft einer ber europäiſchen Staaten: allein als 
der lebte Neft der großen Schöpfung bes Mittelalters, des heiligen 
Römiſchen Reichs deutfcher Nation, widerſtand es auch am Tängften 
dem Wandel der Zeit und erjt jebt haben, wenn nicht alles trügt, 
befinitiv die modernen been auch in Defterreich über die Anſchauungen 
des Mittelalters, die noch, im Jahre 1855 durch den Abſchluß des 
Soncorbates mit Rom d. 5. durch die formelle Unterwerfung des 
Stants unter die Ideen und die Anſprüche ber Kirche einen glän: 
zenben Triumph davon getragen hatten, das Uebergewicht errungen 
und iſt endlih auch Dejterreih in die Reihe der modernen Staaten 
eingetreten. Nur aus ber Uebertragung ber Ideen bes früheren 
deutſchen Kaiſerreichs auf Oefterreih läßt es fich erflären, mit 
welcher Zähigkeit bie öſterreichiſche Regierung feit dem Sturze des 
erften Napoleon ihre Weltftelung in Deutichland und in Stalien 
aufrecht zu erhalten bemüht war und biefem Ziele alle Kräfte ber 
eigenen Länder ohne Mitleid ppferte und Schulden auf Schulden 
bäufte, bis fie endlich unter ber Wucht eines einzigen furdhtbaren 
Schlages zuſammenbrach, um bießmal in ber alten Weile ficherlich 
nit wieder aufzuftehen. Preußen, das von Anfang an aus dem 
allmälig abſterbenden deutſchen Reiche feine Kräfte 30g und langfam aber 
fiher emporwuchs, bis es ben Beruf in ſich fühlte, das Reich von 
neuem wenn auch in anderer Form zu geftalten und die zertheilten 
und in ber Zertheilung ſchwachen Kräfte mit ftarfer und vielleicht 
auch rauher Hand wieder zufammenzufaflen, bat im Jahre 1866 
bie alte Schale völlig zerbrochen und der Weltſtellung Defterreichs 
in Deutſchland und Stalien zu gleicher Zeit ein Ende gemacht. Von 
biefen beiden Laſten, die es zu erbrüden brohten, — denn Raften 
waren fle, Stalien zumal, für Defterreih, nicht Stützen — befreit 
und mit Gewalt auf fich ſelbſt und feine eigenen und wahren Kräfte 
zurückgeworfen, iſt Defterreih feither in der That zu neuem Leben 
erwacht und hat im Jahre 1867 eine innere Regeneration durch— 
gemacht, die ſich wieleigt vereimit. mit verienigen wird vergleichen 
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laſſen, welche Preußen nah einem ähnlichen Unglücke ſeit dem Oeſter⸗ 
Jahre 1806 durchzumachen berufen war. win 
Die Niederlage von 1867 traf Defterreih in einer mert: 
würdigen Art von innerer Auflöfung. Die Niederlage von Solferino 
im Sabre 1859 Hatte dem abfoluten Regimente, das nah 1848 
wieber emporgelommen war, ein Ende gemacht unb der Einführung 
der conjtitutionellen Staatsform die Bahn gebrodhen. Aber wenn 
auch das abjolute Regiment hatte preisgegeben werden müfjen, bie 
abſolutiſtiſchen Jdeen waren in ber Hofburg zu Wien nad wie vor 
am Ruder geblieben und man dachte bort, mit conftitutionellen 
Zormen fi) ben Forderungen des Zeitgeifted gegenüber abzufinden, 
ohne die Ideen ber Neuzeit fich felber aneignen zu müflen. Das 
Concordat, der prägnantefte Ausdrud der alten Zeit, follte außer 
Trage bleiben, Herr v. Schnierling mußte es als ein noli me tangere 
betrachten und er felber mit fammt dem Reichsrathe blieb im Grunde 
nur gebuldet, weil es abjolut unmöglih war, ohne eine Volksver⸗ 
tretung weitere Anlehen aufzubringen und ohne weitere Anlehen un- 
möglich, den großen Heeresitand aufrecht zu erhalten, den namentlich 
Deiterreihs Stellung in Italien durchaus erforderte. Sobald daher 
ber Reichsrath Miene machte, das geradezu Tieberlihe Finanzweſen 
ordnen und Einnahmen und Ausgaben mwenigitens allmälig ins Gleich— 
gewicht zu bringen und zu biefem Ende bin auch im Militärwefen 
Eriparnifie durchzuführen, hatte er gewifjermaßen jeinen Zweck ver- 
loren und wurde Herr dv. Schmerling entlaflen, die Verfaflung wieder 
fiftirt. Graf Beleredi, ein böhmiſcher Cavalier, übernahm mit einigen 
anderen Grafen, dem fog. Orafenminijterium, das Negiment und 
gebachte, auf die fog. hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten der ver- 
ſchiedenen Kronländer geſtützt, Defterreih zu einer Art Föderativ⸗ 
ftaat mit abfoluter Spite umzuwandeln, in dem der Schwerpunft 
auf die ſlaviſchen Elemente des Reichs gefallen und die alten hiftorijchen 
Adelsgefchlechter das Regiment geführt hätten. Zu dieſem Ende hin 
war auch mit Ungarn angelnüpft und eine Art Ausgleich eingeleitet 
worden, der aber aud dort nicht den Yorberungen Deals, bes po⸗ 
puläriten Mannes im Lande, und der Mehrheit des ungarifchen 
Landtags genügen, fondern ganz entjpredend den Planen für bie 
deutſch⸗ſlaviſchen Provinzen auch in Ungarn das Heft bem jog. 
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Deſter⸗ Spielen ſollte. Die ganze Conception war von Anfang an nicht 
Iebensfähig, die Elemente, auf die er geftüßt werben follte, waren 
überall viel zu ſchwach, um auch nur dem eriten Sturm zu wider⸗ 
ftehen, gefchtweige benn einer fo furchtbaren Niederlage, wie fie das 
Jahr 1866 dem ganzen Staate brachte. Defterreich ſtand am Rande 
des Abgrundes und inftinctmäßig ging durch die gefammte deutſche 
Bevölkerung, unzweifelhaft ben gebildetften und vermöglicften Theil, 
den eigentlichen Kern des Ganzen, das Gefühl, daß das Reich un- 
ausweichlich untergehen werde oder daß endlich ‚mit der ganzen Ver: 
gangenheit, mit all den ererbten Uebelſtänden ein für alle Mal ganz 
und definitiv gebrochen und der Staat durdy und durch zum: modernen 
Staat umgewandelt werden müffe Zwar vermochten Belcrebi und 
feine Partei nochmals, am 2. Sanuar 1867, den Kailer, ein Patent 
zu erlaffen, durch welches ein fog. außerorbentlicher Reichsrath ein⸗ 
berufen wurde, der, in willfürliher Wbänberung der Lanbesver- 
faffungen, den flavijhen und feudalen Elementen in einer Ber: 
fammlung das Vebergewicht geben follte, welche bie Verfaſſungsver⸗ 
hältniffe des Reichs als eine Art conſtituirender Reichsſtag ordnen 
ſollte. Da aber zu diefem Ende Hin aud für die Einzellenbtage, 
aus denen erſt der Reichsrath hervorgeht, Neumahlen angeorbnet 
wurben, fo hatte bie öffentliche Meinung Gelegenheit, fich fofort und 
in berechtigter Weife auszujprechen und wurde die Regierung fofort 
inne, daß die gefammte deutſche Bevölkerung ſich gegen bie letzten 
Abſichten Belcredis wie ein Mann erheben und bie reinbeutjchen 
Kernprovinzen zweifelsohne die Wahlen in biefen außergrbentlichen 
Reichsrath geradezu verweigern würden. 

Dazu Fam noch ein anderes Moment. Wenn bie Berfaffunge- 
verhältniffe der biesjeitigen Reichshälfte definitiv geordnet werben 
folften, jo mußten es felbftverftänblich zugleich auch diejenigen -Un- 
garns werden und eben deßhalb hatte ja auch das Minifterium 
Belcredi den Ausgleich mit Ungarn ſchon feit längerer Zeit einge- 
leitet, ohne inbeß zu einem wirklichen Reſultate zu kommen, weil e8 
eben nur die ihm verwandten Elemente der altzconfervativen Partei 
heranzog, bie in Ungarn ohne irgend entjcheidenden Einfluß waren. 
Um dahin zu gelangen, mußte vielmehr mit der Majorität des un: 
garifchen Neichstags jelber unterhandelt werben und dazu hatte ſich 
benn auch das Minitterium in Wien enhlid enticloffen Ein Mit 
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glied des Cabinets, der Freiherr v. Beufl, war im December felber Oeſter- 
in Peſth geweſen und hatte das nöthige eingeleitet. Unter dem un: vs. 
fcheinbaren Titel, dem Kaifer die Neujahrswünfche des ungarifchen 
Landtages barzubringen, erihien am 8. Januar eine auserlefene De- 
putation desfelben in Wien, um mit ben faiferlihen Miniftern über 
die Grundlagen eines Ausgleich8 zu verhandeln. Und ba zeigte ſich 
denn bald, daß die Ereigniffe von 1866 nit am mindeften aud 
ben Ungarn zu Gute gelommen waren. Die Ungarn waren von bem 
Bewußtfein getragen, daß das‘ Neich, feiner bisherigen deutſchen und 
italieniſchen Stellung beraubt und auf fich felber angemwiejen, ganz 
unausweichlich mit ihnen Frieden machen müſſe, wenn es, wie Herr 
v. Beuft nur zu wohl mußte, feine bisherige Großmachtſtellung in 
Europa irgendwie behaupten wolle, und daß es demnach nicht mehr 
an ber Faiferlihen Regierung fei, bie Bedingungen eines Ausgleichs 
zu ftellen, fondern umgekehrt in ihrer Hand liege, ihre Forderungen 
zu formuliren, auf die man eingehen müſſe, wofern fie jenem Intereſſe 
nur irgendwie zu entjprechen ſchienen. Demgemäß beharrten fie auf 
ihrem ſeit 1861 feftgehaltenen Verlangen der Einſetzung eines 
eigenen ungariſchen Minifteriums und gaben zwar die Eriftenz ge: 
meinfamer Ungelegenheiten des Reichs und deren gemeinfame Be: 
handlung zu, umjchrieben aber den Kreis eben jener Angelegenheiten 
möglihft enge und verlangten für dieſelben eine Yorm ber Be— 
handlung, bie einer völligen Trennung beider Reihshälften und einer 
bloßen BPerfonalunion wenigſtens nahe kam. Auf die Geftaltung 
ber bießfeitigen Reichshälfte Tonnten fie jelbitverftändlich keinen 
bireeten Einfluß in Anſpruch nehmen, aber dur langjährige Er- 
fahrung getwißigt, jprachen fie ihre vollendete Ueberzeugung babin 
aus, daß Ungarn, auch wenn ihm alle feine Forderungen bewilligt 
würden, fih nur bannzumal und nur in fo weit in feinen Errungen⸗ 
ſchaften für gefichert erachten werde, wenn aud in ber andern. 
Reichshälfte nicht ein mehr oder weniger abjolutes und abjolutijtifcheg 
Spftem, jondern ein wirklich conftitutionelles gleich dem von Ungarn 
geforderten zur Geltung fomme und daß dieje Hebereinftimmung faft 
unerläßlich jei, wenn zwifchen beiden dasjenige Verhältniß und die⸗ 
jenige Uebeinftimmung eintreten und walten jolle, die eben im Inter: 
effe ber Machtſtellung des Ganzen von allen Seiten ſo lebhakte 
wünſcht werde Daß bieß aber. mit ven Exogelen Biritd a 
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Defer- feiner Partei nicht harmonirte, Tag auf ber Hand. Die Unter: 


handlungen wurden fortgefett, allein je weiter fie vorrückten, befto 
entichiebener mußte jene Divergenz der Anſchauungen zu Tage treten 
und dieſe Divergenz fcheint fih auch alsbalb in das Minijterium 
Belcredi übergetragen zu haben und führte zuletzt zu einer Spaltung, 
bie mit dem Sturz des GStantsminifters und feiner ganzen Partei 
enbete. 

Noch im Jahre 1866 und balb nah dem Kriege war ein 
neues und jehr heterogenes Element in das Minifterium eingetreten, 
indem der Kaifer den ehemaligen Chef des fähfifhen Minifteriums, 
ben Freiherrn v. Beuft mit der Leitung ber auswärtigen Angelegen: 
heiten betraut hatte. Keiner der großen Adelsfamilien des Reichs 
angehörig und außer Beziehung zu denfelben, in ganz anderen Ideen 
aufgewachfen und an ganz andere DVerhältniffe gewöhnt, ja fogar 
Proteftant, ftand derſelbe ben neuen Berhältnifien, in bie er ein 
trat, durchaus unbefangen gegenüber. Dennoch war das Zutrauen, 
mit dem er in Defterreich aufgenommen wurde, anfangs ein jehr 
geringes und nicht ohne Grund. Bon raftlofer Thätigfeit und nicht 
ohne eine gewifle Energie hatte er in Sachſen einer Kleinen und 
engberzigen, nichts weniger als liberalen Politif gehuldigt und bie: 
felbe fünfzehn Jahre lang mit allen Mitteln gegen die berechtigten 
Torberungen ber Zeit und gegen bie nationalen Intereſſen aufrecht 
erhalten. Zum Glück zeigte e8 ſich bald, daß der Mann ungleich 
beffer war als das Syſtem, dem er zeither gehuldigt und daß dieſes 
nicht ſowohl das Product feiner eigeniten Anſchauungen war als die 
Örundbebingung der Lage, in der er fich als Deinifter eines deut: 
fhen Mitteljtaates befand, deren duynaftiich-particulariftifche Intereſſen 
eben nicht anders aufrecht, ja nur gewiffermaßen über Wafler zu 
erhalten waren, als durch zähes Anklammern an veraltete Inſtitu⸗ 
tionen und gewaltfames Darnieberhalten liberaler und nationaler Be: 
ftrebungen, fo weit bieß eben in einem fo inbuftriellen und fchon 
barum den Strömungen der Zeit fehr zugänglihen Lande mie 
Sachſen überhaupt noch möglih war. In öſterreichiſche Dienfte 
getreten, eriwied es fi, daß Herr v. Beujt für durchgreifende 
liberale Ideen durchaus nicht unzugänglih und daß er großer und 
Tühner been fähig war und felbit den gewaltigften Schwierigkeiten 
gegenüber den Muth widgt finten ie. Ani Spar ver sugmärtigen 
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Angelegenheiten in einem Momente geftellt, wo Oeſterreich aus tau⸗ Oeſter⸗ 
ſend Wunden blutete nnd feine ganze bisherige europäifche Stellung vn 
durch den DVerluft Italiens und Deutſchlands aufs tieffte erichüttert 
war, erfannte er fofort, daß ein Ausgleich mit Ungarn jebt zu einer 
abfoluten Nothwendigkeit geworden war und zwar ein Ausgleich nicht 
mit einer Wbelsfraction, bie wohl am Hofe von Einfluß war, im 
Rande ſelbſt aber denfelben längit verloren hatte; fondern mit ber- 
jenigen Partei, bie bie wirkliche Macht in Händen hatte und eben 
fo erkannte er fofort, daß ein Ausgleih mit Ungarn aud für 
die biefjeitige Meichshälfte von den meitreichendften Confequenzen fein 
müffe und daß eine Begünftigung der hiſtoriſch-politiſchen Individua⸗ 
litäten, des Feudaladels und der flavifhen Elemente geradezu un- 
möglich fein würde. Der Rüdfiht auf die Großmadhtsftellung des 
Reichs waren bisher die berechtigften Forderungen der Zeit, Gut 
und Blut ber öfterreihifchen Völker rücfichtslog geopfert worden — 
biesmal wurde demjelben Intereſſe der alte und gänzlih veraltete 
Plunder, die ganze Maſſe jener „ererbten Uebeljtände”, die man 
längft erfannt und mit benen man aufzuräumen verſucht hatte, aber 
ohne durchzugreifen, weil man allzu tief hätte fchneiden müſſen, ge: 
opfert "und fammt und fonbers über Borb geworfen. Graf Belcrebi 
felbft erkannte, dag mit ihm und feiner Partei ein wirklicher Aus— 
gleich mit Ungarn nicht möglich fei und bot am 1. Febr. feine Ent- 
laflung an. Am 7. Febr. entließ ihn der Kaifer, ftellte den Frhrn. 
v. Beuft an bie Spitze der Regierung, ließ ben außerorbentlichen 
Reichsrath fallen, um an feine Stelle den ordentlichen zu feben, ber 
bem deutſchen Elemente das Uebergewicht ficherte, und ſchloß ſchon 
am folgenden Tage mit Deaf, der zu diefem Behufe nad Wien be: 
rufen worden war, perfönlich den Ausgleich mit Ungarn definitiv ab. 
Geit dem J. 1861, feit die Ungarn der Februarverfaflung 
ihre Anerkennung verfagt und den Eintritt in den Reichsrath ver: 
weigert hatten und feit der befannte Ausiprud des Hrn. v. Schmer- 
ling „wir können warten” fi dem wirklich großartigen paf- 
fiven Widerftande der Ungarn gegenüber al8 ein Irrthum er: 
wieſen hatte und fallen gelaſſen worden, war man fich allmälig über 
bie Grundlagen und Bedingungen eines Ausgleichs zwiſchen ber Re: 
gierung des Kaifers und dem ungarifchen Landtage doch näher ge— 
fommen, wenn aud, jeder Theil auf feinem „Shin! eure u 
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Defew namentlich jeber vom anbern verlangte, daß er ben erften Schritt 
thue, wozu ſich eben um ber Confequenzen willen ber eine fo wenig 
als der andere entichließen Fonnte. Erſt die Noth führte beibe zu— 
fammen unb zu ber verflänbigen, jo naheliegenden Einſicht, den Aus: 
gleich mit allen feinen Concefjionen von ber einen und von ber an- 
bern Seite in einen Act und ein Ganzes zufammenzufaflen und fo 
bie Concefjionen des einen von Anfang an mit denen bes andern 
zu compenfiren, jo daß dem Selbitgefühl feines von beiden zu nabe 
getreten würde. Daß dabei bon den Forderungen der Ungarn aus- 
gegangen wurde unb nicht von benen bes Reichs und der kaiſerl. 
Regierung, war eine natürliche und nicht auszumweichende Folge ber 
Lage. Binnen Monatsfrift gelang es, fih über alle wefentlichen 
Punkte zu einigen. Ungarn verzichtete auf bie reine Perfonalunion, 
obgleich eine ftarfe Partei fie entjchieben verlangte und gab Die Ges 
meinfamteit der Diplomatie und bes Heeres wenigjtens bis zu einem 
gewiffen Grabe zu, dagegen feine Gemeinfamfeit der Finanzen und 
beitand auf einer Form der Behandlung dieſer gemeinjfamen Angele: 
genbeiten, die fich der bloßen Berfonalunion wenigftens annäherte, indem 
fie durch Delegationen beider Reichshälften erfolgen follte, die nur 
ihriftlihd mit einander verhandeln, nur im Fall einer Nichteini- 
gung in gleicher Anzahl zufammentreten und ohne Debatte einfach ab: 
ftimmen follten, jo daß dem Kaifer die legte Entſcheidung zufiel, wenn 
auch fo Feine Mehrheit der Stimmen erzielt werde. Die definitive 
Einverleibung Siebenbürgens, die MWiederunterordnung roatieng 
(mit der Militärgrenze, aber ohne Dalmatien) und die Einſetzung 
eines eigenen ungariſchen Minifteriums waren felbftverftändlich mei- 
tere Punkte des Ausgleichs, wogegen bie Ungarn ihrerſeits Die noth⸗ 
wenbige Revifion der 48er Geſetze verſprachen. Um ihren guten 
Willen zu zeigen, nahm bie fog. 67er Commiſſion des ungarijchen 
Landtags den von ihrem Subeomitd Yängft ausgearbeiteten Geſetz⸗ 
entwurf über die gemeinfamen Angelegenheiten und ihre Behandlung 
noch während ber Ausgleichsunterhandlungen in Berathung und mos 
bifizirte ihn nach den Ergebniffen der letzteren mit großer Mehrheit, 
jo daß an feiner Annahme dur die Majorität des Landtags nicht 
gezweifelt werden Fonnte, während in Wien über die Berfonalien des 
ungarifchen Miniſteriums verhandelt und auch biefe Frage ohne be- 
Jondere Schwierigkeit erledigt wurde. Am 17. Febr. verfündeten 
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faiferliche oder vielmehr königliche Reſcripte den Ungarn ben vollzos Or 


genen Ausgleich und die Ernennung des ungariſchen Minifteriums, 
worin jener feinen Ausbrud fand. Der Ausgleihd war bamit eine 
vollendete Thatſache, die Grundlagen ber Neugeftaltung bes Reiche 
gegeben, ohne daß die cisleithanifhe Neichshälfte dabei gehört ober 
zu Rathe gezogen worden wäre. Practifh war auch kaum ein an- 
derer Weg übrig geblieben, um raf und fiher zu einem Ende zu 
fommen. Sener Hälfte blieb fomit nicht viel anderes übrig, als das 
Geſchehene gut zu beißen, die noch offen gebliebenen Punkte zu re: 
geln und fih auf der nun einmal gegebenen Grundlage aud ihrer: 
ſeits nach ihren Bebürfniffen und ihren Anjhauungen einzurichten. 
Sie dazu zu beivegen und fi mit ihr über das nun Erforderliche 
zu berftändigen, war bie nächte Aufgabe ber kaiſerlichen Regierung 
unb bes Hrn. v. Beuft. 

Sie war feine ganz leichte, weil die deutſche Benölferung bes 
Reihe zu einem guten Theile fefthielt an dem centraliftifchen Ge: 
banten und jedenfalls noch viel jchwerer auf bie neue Geſtaltung 
eingegangen wäre, wenn fie den Ausgleich in allen feinen Conſe⸗ 
quenzen, wie er fich ſpäter namentlich in finanzieller Beziehung ges 
ftaltete, damals indeß noch nicht vorlag, zu überſchauen vermocht 
hätte. Die Slaven aber wollten von einem dualiſtiſchen Aufbau gar 
nichts willen, die böhmischen Czechen zumal, die für bie böhmijche 
Krone und deren angebliche Nebenländer Mähren und Schlefien eine 
Stellung gleich dem Königreich Ungarn und feiner Nebenlänbernträumten, 
obgleich fie dazu weder eine biftorifche Berechtigung aufzumweilen hatten, 
noch bie politiſchen und Eulturbedingungen in fi trugen. Dafür aber 
wurden jie von einem Theile bes böhmifchen Feudaladels in ihren Präten- 
fionen unterftüßt, weil biefer barin ben legten Hort für ihre Intereſſen 
erkannte, während jene fich ihm lediglich in die Arme warfen, um deſto 
eher zum Ziele zu fommen. Die Trage über den Ausgleich und die bua- 
Liftifche Neugeftaltung des Reichs mußte zunächſt auf den Landtagen 
ber Kronländer und bann im Reichsrathe durchgekämpft werben. Die 
Neuwahl der erfteren war am 2. Yan. zugleich mit der Einberufung 
bes außerorbentlichen Reichsrathes angeorbnet worden und erfolgte zu 
Anfang Februars no in den letzten Tagen Belcrebis und vor Zu: 
rüdnahnıe des außerorbentlihen Reichsraths. Sie fiel in ben rein 
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arg den deutſch⸗ſlaviſchen Provinzen dagegen, in Böhmen und Mähren, 
in prägnant czechiihem Sinne aus, indem unter dem Einfluffe Bel: 
eredis und feiner Beamten fogar der deutſche Großgrundbefiß dieſer 
Kronländer faft ausſchließlich Repräfentanten der feudal-czechiſchen Partei 
wählte, fo daß die Ezechen weit das Uebergemwicht hatten und die Deut- 
fhen ſich in eine entſchiedene Minderheit herabgebrüdt fahen. leid 
darauf erfolgte indeß ber Umſchwung in Wien, ber Rüdtritt Belcrebis, 
der Abſchluß des Ausgleichs mit Ungarn und das TFallenlaffen des 
außerordentlichen Reichsraths. Als daher die Landtage am 18. Febr. 
zufammen traten, wurben fie einfach aufgefordert, ſtatt injenen viel- 
mehr in den ordentlichen Reichsrath zu wählen. Die deutihen Land: 
tage waren beffen fehr zufrieden und trafen ihre Wahlen, ebenfo 
biejenigen ber füblichen Kronländer, in denen bie Dinge troß ber 
überwiegend jlaviihen Bevölkerung doch wefentli anders Tiegen. 
Richt To dagegen in Böhmen, Mähren und Krain: die turbulenten 
Czechen Böhmens namentlich proteftirten fehr verſtändlich gegen bie 
Nechtsbeftändigfeit der Februarverfaffung mit der Erklärung, daß 
Böhmen nit geneigt fei, in dem „Staatsgebilde einer weftlichen 
Reichshälfte aufzugehn” und vermeigerten die Wahlen in den Reiche: 
zath, e8 wäre denn im Sinne bed GSiftirungspatentes von 1865 
und bes außerordentlichen Reichsraths d. h. nach anderem den Slaven 
günftigerem Wahlmodus und als eine Art von conftituirender Der: 
fammlung nidt auf Grund ber Verfaſſung. Dasfelbe thaten in 
etwas milberer Form bie Landtage von Mähren und von Krain und 
unter dem Einfluffe der ultramontanen Partei und im Intereſſe der 
log. Slaubenseinheit fogar der Landtag Tyrols. Die drei erfteren 
wurden fofort unter Anorönung von Neuwahlen aufgelöst, der leb- 
tere dagegen mit berjelben Maßregel einfiweilen verfehont. Die Neu- 
wahlen zu Ende März ergaben bann freilih ein entgegengefehtes 
Refultat, indeß doch nur in Folge eines fehr ftarfen Druds der 
Regierung auf die Großgrunbbefiger in Böhmen und Mähren, bie 
früher faft ganz in czechiſchem, jebt dagegen faft ganz in deutſchem 
Sinne wählten. Im April traten diefe Landtage zufammen und 
beftellten ihre Lanbesausfchüffe nunmehr ganz in beutihem Ginne 
und ſchickten auch faſt ausſchließlich deutfch-gefinnte Abgeordnete in 
ben Reichsrath. Die Czechen und ber zu ihnen haltende Feudaladel 
Böhmens und Mährens warfen TH dogedeo in hie erbittertfe leiden⸗ | 
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ſchaftlichſte Oppofition gegen Verfaflung und Reichsrath und die mes Defter- 
nigen Mitglieber ber Partei, bie in dieſen gewählt worden waren, vi 
weigerten fich, bahin zu gehn. 

Die Wuth der Czechen barüber, daß ihnen die Majorität im 
böhmischen Landtage, bie fie Ende Gebr. zum erften und einzigen 
Mal feit 1861 einen Augenblid in Händen gehabt, jo ſchnell wieder 
entichlüpft war, über den Ausgleich mit Ungarn und die bualiftifche 
— nicht wie fle gehofft hatten, föberaliftifde — Geftaltung des 
Reichs, mit der fi das deutfhe Element unter getwiffen Bedingungen 
und Vorausſetzungen augenfcheinlich zu befreunden begann, kannte 
bald in ber That gar Feine Grenzen mehr und führte zu einer Er: 
jheinung, die wohl zu den bebeutfamften bes jahres gehört. Aus 
Haß gegen die Deutſchen begannen die Führer der Czechen ſich ben 
Ruffen in die Arme zu werfen und jebten um bie Mitte Mais 
eine Demonftration in Scene, der fi) auch eine Anzahl einflußreidher 
Südſlaven und galiziſcher Ruthenen anſchloß. Am 4 Mai war 
nämlid in Moskau eine fog. ethnographiſche Austellung improvifirt 
worden und biefe nahmen fie nun zum Vorwand, um in einer ge 
radezu unerhörten Weife gegen die öfterreichifche Regierung zu bemon- 
flriren. Etwa 60 an Zahl machten fie fi nach Petersburg und 
Moskau auf und wurden fowohl auf dem Wege dahin als in den 
beiden Sapitalen des HI. Rußland von den Ruſſen mit offenen Ar: 
men empfangen und durch öffentliche Bankette gefeiert, in denen zum 
Hohne der öſterreichiſchen Regierung eine fürmlidhe Verbrüderung 
zwiihen Rußland und den öſterr. Slaven proclamirt ward. In 
Petersburg wurde bie Deputation fogar vom Kaifer in befonderer 
Audienz empfangen. Daß von einem wiſſenſchaftlichen Zwecke irgend 
welcher Art aud nicht entfernt die Rebe fein Tonnte, daß ſich dazu 
bie Mehrzahl ber an ber flavifchen Deputation theilnehmenden Oefler- 
reicher ebenſo wenig eignete, als die fog. ethnographiſche Austellung 
in Mostau felbft, Tag auf ber Hand und wer darüber im Unklaren 
hätte fein können, wurbe durch die geradezu zügellofe czechifche Preſſe 
hinreichend belehrt, welches ber eigentlige Zwed der ganzen Demon: 
fration war. Die Maffe der ſlaviſchen Völkerſchaften Oeſterreichs 
wurde durch dieſes Auftreten ihrer Führer freilich zunächft nur wenig 
berührt, aber die Thatſache fehte die Gefahr, die Oeſterreih ul 
Europa unter Umftänden von dieſer Seite her wenigen Wie, N EN 
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Deer- neues Licht und verftärkte in dem beutfchen Theile Defterreichs, wie 
bie dortige Preſſe energiih an ben Tag legte, den Antagonismus 
zwiſchen Oeſterreich und Rußland, der mit Rüdficht auf die berein- 
Rige Löſung ber orientalifhen Frage zwiſchen beiden ohnehin ob: 
waltet und in der Natur der Dinge gegründet ift. 

Auf die Löſung der Ausgleichsfrage und der Reconftruction 
bes Reichs äußerte die Moskauer Pilgerfahrt ber öfterr. Slaven Fei- 
nerlei Einfluß. Ungeftört trat der Reichsrath am 22. Mai - zufam: 
men und wurbe vom Kaifer mit einer Thronrebe eröffnet, in der er 
ben Ausgleich mit Ungarn als eine vollendete Thatfache hinſtellte und 
einfah die Hoffnung ausiprady, daß der Reichsrath dem „befriebi: 
genden Abkommen“ feine Zuftimmung nicht verfagen werde, indem 
er beifügte, daß „die neue Ordnung der Dinge, indem fie bie ver: 
faffungsmäßigen Rechte und Freiheiten der Länder ber ungarifchen 
Krone mit neuen unumftößlichen Bürgſchaften umgebe, gleiche Sicher: 
heit. für die übrigen Länder im nothwendigen Gefolge haben müffe“ 
und diejen überbieß jede „Autonomie-Erweiterung”, zu der der Reichs: 
rath die Hand bieten könnte, in Ausficht ſtellte. Der Reichsrath 
nahm in feiner Antwortsabreffe die vollendete Thatſache Hin, aber 
nur, um befto energijcher auf die durchgreifendſte Veränderung bes 
geſammten Regierungsfſyſtems zu dringen, indem er nachdrücklich be⸗ 
tonte, daß „das natürliche Rechtsgefühl in dieſer Reichshälfte nur 
dann befriedigt werden Fünne, wenn die verfaflungsmäßigen Nechte 
bes Neicheraths mit Bürgſchaften gleihen Werths umgeben werben, 
wie jene, deren fih die ungarifhe Berfaffung erfreut.” Die zu 
nächſt liegenden Forderungen in biefer Beziehung wurden bes wei— 
teren ausgeführt und nunmehr fühn bis zur unummundenen %or: 
derung einer Revifion des Concorbats ausgedehnt, die für eine „un⸗ 
abweisliche“ Nothwendigkeit erflärt ward, Aehnlich, wenn auch be⸗ 
zügli der Freiheitsforderungen fehr viel zurüdhaltender ſprach fich 
bie Adrefle des Herrenhaufes aus. Die Neugeftaltung des Reiche 
auf ber Grundlage des Dualismus konnte bereit als außer Trage 
betrachtet werben, aber ebenip auch, daß bie diesſeitige Reichshälfte 
ihre Zuftimmung dazu nur unter der Bebingung ertheilen werde, 
wenn. fie einer „Freiheit wie in Ungarn“ theilhaftig gemacht werde, 
Und ſchon durfte man jagen, baß, dieß zu erreichen, lediglich in ihrer 
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eigenen Hand lag; die alten Wiberftandsmittel dagegen waren in 
Oeſterreich vollſtändig erſchöpft. 
Merkwürdiger Weiſe war das nieht blos in Oeſterreich der England. 

Tal. Baft-zu derſelben Zeit bot England ber Welt ein Schauſpiel, 
das, bei aller Verjchiedenheit, nicht ohne Grund mit der in Oeſter⸗ 
reich zu Tage getretenen Erſcheinung verglichen werben mag, jeden: 
falls für die Zuftände Europas nicht minder darakteriftifh ift. Die 
damals am Ruder befindliche liberale Partei hatte fich im %. 1866 über 
eine vom Minifterium Ruſſel-Gladſtone eingebrachte Parlaments: 
reformbill entzweit; das Meinifterium unterlag bei einer der wichtige 
jten Claufeln und gab feine Entlaffung: an feine Stelle trat wieder 
einmal eine Toryverwaltung, deren Haupt Graf Derby, deren lei⸗ 
tende Seele jedoch. Benjamin Dieraeli war. Die Tories hatten bie 
Reformbill natürliger Weije aufs äußerſte befämpft, aber angeblich 
nicht an fich, fondern nur, weil fie ihnen nicht genüge, weil nur 
eine ſolche Reformbill, die „die Frage volljtändig zu Idjen geeignet 
fei, das WBarlament befriedigen Fünne.” Jetzt wieder. am uber 
hätten fie gerne die ganze Frage in Vergeſſenheit begraben; allein 
e8 zeigte fih bald, daß das ganz und gar unmöglich fei. Seit ber 
Reformbil von 1832 war die Entwidelung nicht ſtehen geblieben 
und diefe war zu einem neuen Schritte auf derjelben Bahn offenbar 
herangereift. Die Stimmung der öffentlihen Meinung des Landes, 
bie in gewaltigen Maſſenmeetings namentlich in den großen Städten 
zu Tage trat, ließ darüber kaum einen Zweifel: die den bisherigen 
Wählern zunächſt ftehende Schicht ber befferen Arbeiterklaſſe ftellte 
bie ruhige, aber entſchloſſene Forderung, fortan gleichfalls zur Wahl 
urne zugelafjen zu werben und war fihtlih von der feften Weber: 
zeugung getragen, daß Feine Macht im Stande fein merbe, biefem 
ihren Willen zu widerſtehn. Die Tories wichen ber allgemeinen Strö⸗ 
nung und zeigten ſich nachgerabe geneigt, bie Frage zur Behandlung 
zu bringen; Disraeli, der Mann der Auswege und der parlamen: 
tariichen Tactik, dachte indeß bie Seflion von 1867 zu überbauern, 
ohne den Intereſſen der Partei etwas. zu vergeben. Als das Bar: 
lament im %ebr. zufammen trat, legte er ihm zunächſt blos Reſo⸗ 
Iutionen über eine Parlamentsreforn von ſehr allgemeinem Inhalte 
vor, durch die er ſich ſelbſt in Feiner Weife band, über deren näher 
Formulirung fi dagegen die Gegner entzweien wodten. Milan et 
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England.irrte fi, indem er damit durchzuſchlüpfen hoffte. Die ZTories als 
ſolche waren im Unterhaufe entjchieben in ber Minderheit und nur 
mit Hilfe einer Fraction der Liberalen war es ihnen gelungen, das 
Minifterium zu flürzen und wieder and Ruder zu gelangen. Un 
aufrieben mit den nichtefagenden Rejolutionen Disraeli's trat dieſe 
Fraction wieder zur Oppofition über und die Tories fanden vor 
der Alternative, entweder wie früher ſchon und wiederholt alsbald 
einem Mißtrauensuotum bes Parlaments weichen zu müflen ober 
felber eine Reformbill einzubringen, die wenigſtens die Möglichkeit 
in fi trug, von ben Gegnern, jedenfalls von einem Theile derſelben 
unterftüßt zu werden. Das Verlangen, am Ruber zu bleiben, über: 
wog und die Toryregierung entſchloß fih, die Reſolutionen fallen zu 
Iaflen und eine Reformbill der bezeichneten Art einzubringen. Aber 
nun brad in ihren eigenen Reihen eine Spaltung aus: die firenge- 
ren Tories, wie Lord Cranbourne, General Peel zc. traten aus. 
Indeß fie wurden erjebt und die. Maſſe der Partei blieb den alten 
Führern treu, überzeugt, daß ſonſt die Partei gänzlich auseinander: 
falle und von einer Toryregierung auf Jahre hinaus auch nicht ein- 
mal mehr die Rebe fein könne. Am 18. März legte Disraeli feine 
Bill vor. Sie enthielt im Princip das Haushaltswahlrecht, d. 5. Das 
allgemeine Stimmrecht, fo weit man 3. 3. vernünftiger Weife in 
England überhaupt an feine Einführung denken konnte, freilich mit 
einigen Clauſeln, die den Gewinnſt jehr weſentlich wiederum zu 
einem illuforifchen gemadht hätten. Hr. Gladſtone war daher ge: 
neigt, das Princip zu verwerfen und flatt deſſen auf einen niebrigen 
Cenſus wie in feiner vorjährigen Bil zurüdzugreifen. Allein es 
zeigte fich bald, bag ein namhafter Theil jeiner eigenen Partei Feine 
Luft hatte, die Wechjelfälle eines ſolchen Parteifampfes zu laufen 
und geneigt war, auf die von ber Regierung vorgeſchlagene Bahn 
einzutreten, allerdings mit dem Entſchluß und in der Hoffnung, jene 
Elaufeln zu Fall zu bringen oder wenigjtens jehr bedeutend zu nmıo- 
bifiziren und jo etwas ganz anderes aus der Bill zu machen, als 
die Tories beabfichtigt Hatten. Und das gelang denn auch. Die 
Tories mußten die einen ihrer hemmenden Clauſeln ganz fallen Lafjen, 
bie anderen wenigftens gründlich ermäßigen und bis Mitte Juli war 
von Seite des Unterhaufes eine Reformbill durchberathen und jchließ- 
lich einftimmig angenemmen, wie won fe voch ein Jahr zuvor kaum 
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für möglich gehalten haben würde. Was die Whigs niemals durchzu⸗England. 
feßen vermocht hätten, war durch die Torhregierung erreicht worden, 
unzweifelhaft einzig und allein, weil, wie Disraeli längſt zugeftanden 
hatte, eine Toryregierung in England überhaupt gar nicht mehr mög- 
lich ift ohme eine liberale Bolitil. Das Werk des Unterhaufes fand 
beim Oberhaufe begreifliher Weife wenig Beifall und es verfuchte 
denn auch, die liberale Maßregel in einer Reihe von Punkten wieder 
wieder zu befchränfen. Allein die Macht diefer einft ebenjo mäch— 
tigen als glänzenden Körperfchaft hat jeit Jahren fehr abgenomnien 
und fällt neben der Macht des Unterhaufes kaum mehr ins Gewicht. 
Das zeigte fi) bei dieſer entjcheidenden Gelegenheit mehr als je. 
Die Pairs ſahen fi) genöthigt, einen Theil der von ihnen beichloffenen 
Amendements felbft wieber zurüdzunehmen, bie andern aber bis auf ein 
einziges, die DBertretung der Minoritäten in den großen Städten, 
verwarf das Unterhaus, und jene jahen fi gendthigt, vollftändig 
nachzugeben. Die Zimes aber begann eine Reform des Dberhaufes 
in Anregung zu bringen, da dasjelbe in feiner bisherigen Zufammen- 
feßung feiner Aufgabe durdaus nicht mehr gewachſen jet. 

Die angenommene Reformbill betraf zunächſt lediglich England 
und die Ergänzung der Maßregel für Schottland und Irland blieb 
ber Seſſion von 1868 vorbehalten. Dagegen wurde für England 
zu gleicher Zeit auch eine fog. Sibvertheilungsbil in Angriff ge- 
nommen und erledigt: einige der immer noch jtehen gebliebenen vers 
rotteten Wahlfleden wurden ihres Wahlrehts gänzlich beraubt, einer 
Reihe kleinerer Städte menigftens eines ihrer bisherigen zwei Bar: 
Tamentsmitglieder entzogen und die dadurch gewonnenen Sitze vor: 
zugsweife den großen Städten zugetheilt. Es war dieß in ber 
That nur billig gegenüber den lehteren, die im Verhältniß ihrer 
Volkszahl auch fo immer noch im Nachtheil bleiben gegenüber ven 
Grafſchaften wie den Heinen und mittleren Städten, die ihrer hiſto⸗ 
riſchen Beredtigung genießen, feither aber zum Theil abjolut, jeden: 
fals aber relativ an Bedeutung wie an Volksmenge zurüdgegangen 
find. Die Mafregel der Gitvertheilung war denn aud Feine fo 
durchgreifende wie diejenige der MWahlreform und nicht mit Unrecht 
wurde auch fofort ausgeiprochen, daß durch diefe Die Frage im 
Wefentlihen auf lange hinaus gelöst fein dürfte, während jene IS 
ſicherlich kaum ein Paar Jahre werde halten \ofen. De vi 
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England. Verfaſſung beruht eben in biefer Beziehung nod immer auf ber 
Idee der Privilegien und biefe bee wirb wohl auch in England 
und zwar zunächſt gerade von biefem Punkte aus dem Grundſatze 
ber gleichen Berechtigung weichen müfjen. Die onfequenzen find 
aber von kaum zu ermeflender Tragweite. England, feit langem 
als der Hort fefter, hiſtoriſch überlieferter Formen gepriejen, geht 
überhaupt einer, wenn nicht alles trügt, tief greifenben Umwandlung 
entgegen und ift fogar ohne gewaltſame Erjhütterungen bereits fchon 
mitten darin, eine Umwandlung, deren Rücwirtungen auch auf das 
übrige Europa nicht ausbleiben können. 

Es iſt ein großer, noch immer herrſchender, durch den äußern 
Schein und bie hergebrachten Yormen verurjachter Irrthum, Eng: 
land für eine Monarchie zu halten. Es war bie dereinft und bie 
äußeren Formen find bis heute mit faft religiöfer Treue und Chr: 
furdt bewahrt worden. In Wahrheit ift jedoch England feit Yan- 
gerer Zeit keine Monarchie mehr, ſondern vielmehr eine Ariftofratie 
mit einem monardhifchen Elemente, da8 aber ſchon vor breißig Fahren 
entichieden ſchwächer war, als das arijtofratifche Element heute nod 
m unſern monardifhen Staaten des Kontinents ift, vieleicht fogar 
fchwächer als das monarchiſche Element bis auf die allerfüngfte Zeit 
in ben verein. Staaten Norbamerifas war, obgleih es hier weniger 
beachtet wurde, Tebiglih weil e8 ber monarchiſchen Formen, an bie 
wir durch die erblihe Monarchie nun einmal gewöhnt find, aller: 
dings gänzlich entbehrte. In England ift gerade das Umgelehrte 
ber Fall. Die monarchiſchen Formen find noch volljtändig erhalten, 
aber der inhalt entjpricht diefen Formen auch nicht mehr von ferne. 
Die Königin fteht unbeftritten an der Epite der Gefellihaft und 
repräfentirt den Staat nad Innen und Außen, aber fie repräfentirt 
eben nur, ihre wirkliche Macht ift eine fehr beichränkte und durch⸗ 

aus nicht die entſcheidende. Die wahre Macht ruht entſchieden im 
Parlament; das Parlament, d. 5. bie beiden Häufer zuſammen mit 
bem gewifjermaßen als Regierungsausfchuß aus ihnen herborgegan: 
genen, von ihnen nach den wechſelnden Majoritäfen ein- und ab: 
geſetzten Minifterium, tft ber eigentlihe Souverän bes Landes, ber 
durch die Krone nur fehr wenig eingefchränkt ift, unendlich weniger, 
als der Monarch irgend eines unferer continentalen Staaten durch 
die Bolkövertretung, wie beiägrimtt an, veren Tee uuh Befugniffe 


Aeberſicht der Exeiguiffe des Jahres 186%; KIT. 


fein mögen. Die thatfächliche Ummandlung der Monarchie in: Eng: Englanb. 
land jeit der fog. glorreihen Revolution von 1688 läßt fi un: 
ſchwer verfolgen: erft war fie eine nur langfame, kaum merkliche, 
feit der Mitte des 18. Jahrhunderts trat fie deutlicher hervor und 
war durch bie Zeiten der Pitts und For und Wellington hindurch 
eine immer rafchere und entihiebenere, bis fie ungefähr mit bem 
Regierungsantritte der Königin Victoria als vollendet betrachtet werben 
fonnte. Die lange und jegensreiche Regierung ber Königin bietet 
und das Bild einer wohlgeordneten Ariftofratie, die von ber einen 
Seite durch das vorfihtig und meije geübte monarchiſche Element 
geleitet, von der andern durch bie breite Unterlage eines nüchternen, 
verftändigen, arbeitjamen Volles, das von ber birecten Theilnahme 
am Regiment fo ziemlich ausgefchloffen ift, fi) dagegen einer une 
beichränften Preßfreiheit und eines unbeſchränkten Verfammlungs: 
rechtes erfreut, controlirt und in Schranken gehalten wird. “Der. 
ruhige Genuß ber erworbenen materiellen und geiftigen Güter, dieſes 
eigenfte Merkmal confervativer Naturen und ariftofratiiher Bildun⸗ 
gen, bezeichnet die Negierungsperiobe der Königin Victoria und bes 
rechtigt fie zu dem Anſpruch, auf Jahrhunderte hinaus von ben 
Engländern als eine gejegnete gepriejen zu werben. Es wird ſchwer 
fein, nad) ihr zu regieren und bie Ungebuld bes Prinzen von Wales 
macht einen faft peinliden Eindruck. Den Einfluß der Monarchie 
wieber zu heben, wird ihm, von aller Perſönlichkeit ganz abgefehen, 
jedenfalls nicht gelingen. Der erfte Verſuch ſchon bürfte ihn bes 
lehren, daß England feine Monardie ift im continentalen Sinne 
des Wortes und ihm zeigen, daß er ſich mit ber Repräfentation zu 
begnügen babe, welche bie einen von ihm verlangen, bie anbern ihm 
nicht ftreitig machen. 

Die lange Regierungsperiode der Königin Vietoria bildet viel⸗ 
leicht den Höhepunkt in der Entwickelung Englands. Sicher iſt es, 
daß ſie zugleich eine Uebergangsperiode iſt, und daß in ihr die An⸗ 
fänge einer neuen Wendung in ſeiner Entwickelung zu ſuchen ſind. 
Das ariſtokratiſche England wird ſichtlich nach und nach demokratiſch, 
vielleicht ebenſo allmälig, vielleicht ebenſo ohne gewaltſame Stöße, 
wie es, einſt monarchiſch, ſeit dem Ende des 17. Jahrhunderts all⸗ 
mälig und ohne gewaltſame Stöße zu einer Ariſtokratie geworben 


ift, von einer Art und einer Großartigleit, wie una ie Br Tan 
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Englann.ziweites Beifpiel bietet. und kaum auch je wieber bieten wird. Die 
Parlamentsreformen von 1832 und von 1867, bie, obwohl durd 
einen langen Zwijchenraum getrennt, doch beide, wenn auch nicht buch⸗ 
ftäblich, in die Negierungsperiobe ber Königin Victoria fallen, bieten fi 
bie Hand und bilden bie erjten Markſteine diefer neuen Entwickelung. 

Die Parlamentsreform von 1832 erjhien damals den Augen 
nicht bloß derer, die fie befämpft, fonbern ſelbſt derer, die fie ‚bean: 
tragt und durchgeſetzt Hatten, lange nicht jo bedeutend, als fie es im 
Wahrheit war. Eine nit allzu bedeutende Erweiterung bes Wahl: 
rechts, die Befeitigung einer Anzahl fog. verrotteter Wahlfleden und 
die Uebertragung ihrer Parlamentsfike auf eine Reihe einft Lleiner, 
nachgerabe aber groß und reich geworbener Fabrik- und Handels⸗ 
fläbte war im Grunde alles, was fie zu bringen ſchien und mander 
Radicale mochte denken: Biel Lärmen um Nidts. -Eine Reform 
und zwar jcheinbar eine fehr beicheidene Reform, Teine: Revolution, 
war ihre Tragweite dennoch und nicht. bloß für England. viel größer, 
al8 die mander Revolution im Laufe der lebten fünfzig Jahre, 
beren Echo augenblidlih burd ganz Kuropa dröhnte, ohne. darum 
mehr zu fein als ein einzelnes, vieleicht fehr .untergeorbnetes Glied 
An der Entwidelung des betreffenden Staates. und noch ‚mehr in ber: 
jenigen Europas. Die englifche Neformacte von 1832 dagegen ver: 
änderte zunächſt ſehr wenig .in ber äußern’ Bhyfiognomie des Parlas 
ments,. indem fie lediglich den Kreis ber Ariftofratie etwas erweiterte, 
ben alten Elementen verfelben ein neues einfügte. Trotzdem wurde 
dadurch bie alte hiſtoriſche Verfaſſung Englands in ihren tiefften 
Wurzeln erjhüttert.. Das ‚neue Element war eben ein ganz anberes 
als diejenigen, die ihm bamals ihre Neihen öffneten und machte fid 
ichnell gewaltigen Raum. Jene Reform war es, die damals zuerft 
den Cobden, Brights x. die Pforten des Parlaments öffnete. Diele 
Männer waren ihrer. ganzen Xebensitellung nad Feine Demokraten 
und keine Revolutionärs, mas man damals und heute noch ‘Demo: 
traten und Revolutionärs zu nennen gewöhnt: ift, fondern durchaus 
auch ihrerfeits Ariftofraten, wenn auch Ariftofraten entſchieden an- 
berer Art, als fie England bisher unter feinen jog. oberen Zehn: 
taufend gefannt und anerkannt: hatte: Damals murben fie im Par- 
lament mehr nur gebuldet und ihr Einfluß war in ben erften 
Jahren. ein ſehr bejägräntter .unt (ehe untergearbneter, Aber das 
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Senfkorn von damals iſt heute zu einem Baume geworden; fchon Enska. 
damals waren fie die Nepräfentanten einer Macht, die heute das 
Parlament und das Land beherrſcht. Auch die Eobven, die Bright ꝛc. 
waren Ariftofraten, was .man int Allgemeinen fo. zu nennen pflege, 
aber wie gejagt anderer. Art, als wie fie bisher im Parlament. ſaßen. 
Ihr Fundament und ihre Berechtigung lag nicht in altem und ges: 
feftigtem Grundbeſitz, wie bie ihrer nunwehrigen Collegen im Unter: 
und Oberhauje, jondern in neu. erworbenen Mobilwerthen. Dieſe 
Mobilwerthe aber find zum Angelpunkte unjerer Zeit geworden und 
daraus erwuchs ihre Macht. Im Mittelalter und bis tief herab in 
die neuere Zeit bildete der Grundbeſitz weitaus bie größte Maffe 
bes Nationalreihthums und verihiwand neben ihn der Werth bes 
mobilen Vermögens als mehr oder weniger unbebeutend;. allmälig 
ift das jedoch anders geworben und bas Verhältnig ändert ſich fort 
während zu Gunſten bes letzteren und zwar nachgerade nicht mehr 
in arithmetifcher, ſondern in geometriſcher Proportion, . Auch ber. 
Werth des Grundbefites iſt in fortwährendem Steigen. begriffen, 
aber im Verhältniß zum Anwachſen bes mobilen Vermögens erfcheint 
er nicht bloß ale ſtationär, fondern fogar als auf. dem Rückgang 
begriffen, weil die Vermehrung und Verbeflerung des Grundbeſitzes 
innerhalb eines gegebenen Etaats naturgemäß eine beſchränkte und. 
begrenzte ift, während die Schaffung mobiler Werthe in unferer 
Hand liegt und ihre Vermehrung eine jo zu fagen unbegrenzte ift. 
Dem lUeberwiegen*des Grundbeſitzes in ber Summe des National: 
reichthums entſprach das Ueberwiegen ber grunbbefitenden Ariftofratie 
und erft mit dem Fortgang der Entwidelung und dem Emporkommen 
großer Mobilvermögen trat ihr eine andere Art von Nriftofratie an 
bie Seite, bie Ariftofratie der im England ſehr bezeichnend ſog. 
Baummolllorbs. Aber die hochmüthige Geringihäßung, die in biefer. 
Bezeihnung lag, hielt nicht Iange vor und war ein jehr gebrechlicher 
Troft. Die Baumwolllords, welche die grundbeſitzenden Lords und 
ihre Sippen neben fih im .Rathe und im Megimente dulden mußten, 
blieben nicht nur, fondern es wurben und werben ihrer immer meh⸗ 
rere unb hinter ben. Baummwolllorbs wächst zahlreicher und immer 
zahlreicher eine gleich geartete Öentry aus ber Erde und hinter dieſer 
ftehen wieder andere, vielleicht. noch Kein und ſchwach, aber thätig 
und fparfam und darum im Wahlen begrifien wa. TAI u er. 
—X 
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Gngeer. und da einer zufammen, flürzen, von Kriſen und Stürmen ergriffen, 
ihrer zumeilen jelbjt ganze Reiben, fo ftehen fie doch bald wieder 
auf oder es treten andere an ihre Stelle. Und fie alle drängen 
nah und bringen vor. Das Ende aber Tann nicht zweifelhaft fein, 
ans dem einfachen, ſchon erwähnten Grunde, weil der Grunbbefit 
innerhalb ber ftnatlich gegebenen Grenzen ein bejchränfter unb wenig: 
ftens keiner weſentlichen Vermehrung fähig ift, während bie Schaf: 
fung der mobilen Werthe Feine jolhen Grenzen kennt. Nirgenbs 
aber können bie Erſcheinungen dieſer unausweichlichen Entwidelung 
ſchärfer und beutlicher beobachtet werben als in England. Die erfte 
Reformacte öffnete die Pforte des Parlaments ben erften Baumwoll⸗ 
lords und ſchon 1867 wurde von ben Tories bie. Nothwendigfeit 
erkannt, bie bereits erweiterten Pforten noch viel weiter zu öffnen, 
fo weit, daß demnächſt wohl bie erften nicht mehr: ariftofratijchen 
Elemente durch fie ihren Einzug halten werben, währenb vielleicht 
langſam, aber fort: und fort andere nachdrängen. Die Bewegung 
und Entwidelung fünfti aufzuhalten, ihren Gang: wenigftens Tang- 
ſamer zu machen, wurbe .mehr inftinftmäßig als bewußt, Tange ver: 
ſucht. Aber gleich jene eriten neuen Elemente, die die Neformacte 
von 1832 in’s Parlament. geführt, nahmen jene gewaltige Agitation 
gegen die Kornzölle in bie Hand und zwangen fie burch bis zur 
Anerkennung des Freihandelsprincips und der Gewerbefreiheit, bie 
all jenen Verſuchen, all jenen künſtlichen Schranken ein Ende machen 
und die heute einen der Grundſteine brittijcher. Politik bilden und 
mit Nothwendigkeit von ber erſten zur zweiten Reformacte, derjenigen 
von 1867, Teiteten. England, einft eine Monarchie. wie bie :Mo- 
narchien bes Continents, war binnen anderthalb Jahrhunderten that- 
fächlih eine Ariftofratie geworben und jet ift es ung bergännt, 
bem nicht minder großartigen Schaufpiel beizumohnen, wie auch bie 
Ariftofratie wieber neuen Elementen zu weichen beginnt. 

Wie es ein Irrthum war, England noch immer für eine 
Monarchie zu halten, nachdem es in Wahrheit längſt ſchon in eine 
Ariftofratie ſich umgewandelt hatte, ebenfo wefentlih irrthümlich war 
es, das Schwergewicht bes engliihen Regierungsmechanismus im 
Unterhaufe zu ſuchen. Auch darin trügte bis auf einen geiviffen 
Grad ganz entichieden der Schein und die allerdings. unläugbare 
Thatſache, daß bie Miinifterien aus ben wechſelnden Majoritäten im 
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Haufe der Gemeinen hervorgingen. Nicht bloß im vorigen Jahr- England. 
hundert, ſondern felbft noch in biefem ruhte das Schwergewicht ber 
englifhen Ariftofratie und bamit auch das Schwergewicht feiner 
ariftofratiihen Regierung vielmehr im Haufe ber Lords, wenn 
es auch richtig ift, daß fie es nicht direct, fonbern zunächſt durch 
das Unterhaus ausübten, in dem ihre jüngeren Söhne und ihre 
Berwandten und diejenigen faßen, benen fie durch ihre Pro: 
tection und ihre rotten Boroughs die politiihe Laufbahn eröffneten, 
und das durch taufend Fäden von ihnen abhängig war. No 
im Anfange unjeres Jahrhunderts war die Anzahl ber Peers Feine 
Heine, die als folhe oder bevor fie e8 geworden, bem Lande biplo: 
matiſch oder militärifch oder in ber Verwaltung, im Mutterlande 
ober in ben Colonien gedient hatten, und die Summe politifcher 
Erfahrung und politiiher Intelligenz, die das Oberhaus repräjen- 
tirte, war feine geringe. Seither ift das weſentlich anders geworben. 
Seit der Reformacte von 1832 ift das Unterhaus vom Oberhaus 
unabhängig geworben und ift jene Sunme politifcher Erfahrung und 
Intelligenz im Oberhauſe fehr zufammengefhmwunden. Don dba an 
batirt das allmälige Sinfen des Oberhaufes, das ficdh feit jener Zeit 
verfolgen läßt und Das endlih im vorigen Jahre aller Welt Mar 
geworben if. Die neue PBarlamentsacte von 1867 wird biefen 
Proceß unzweifelhaft noch bejchleunigen, wenn: auch ihre nächſte Wir- 
fung das Unterhaus trifft. Schon bie Ießten Parlamentswahlen ba: 
ben eine Anzahl Männer ins Parlament geführt, die, wie J. Gt. 
Mil u. A., durchaus nicht weder der Land: noch der Baumwoll⸗ 
ariftofratie angehören, wenn auch allerdings der geiftigen Ariftofratie 
bes Landes, bie jedoch früher und vor ber erften Reformacte als 
ſolche vom Parlament thatſächlich ausgejchloffen war, wenn fie nicht 
zu gleicher Zeit jener angehörte oder von ihr protegirt ind Parlament 
aufgenommen wurde. Die nächſten Wahlen aber, die Ende dieſes 
oder doch Anfang des Fünftigen Jahres ftattfinden follen, werben 
buch das nun beſchloſſene Haushaltswahlreht ohne Zweifel weitere 
Elemente diefer und verwandter Art ins Parlament führen, wenn 
auch vielleicht und fogar wahrſcheinlicher Weife nicht in bedeutender 
Zahl und darum ohne Tebhaftere Veſorgniſſe in den bis jest herr: 
ſchenden Klaffen zu erregen, obgleich Graf Derby voriges Jahr bie 
von ihm ſelber befürwortete Maßregel nicht ohne Grund einen 
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Eagland. „Sprung ins Dunfle” genannt bat. Die bereits eingetretene Ent: 
widelung wirb jebenfalls um einen guten Schritt weiter geförbert 
werben. Das ariftofratiihe England beginnt mehr und mehr demo: 
kratiſche Elemente in ſich aufzunehmen und ſich in einen mobernen 
Staat umzumanbeln, 

Die Anzeihen bafür find Bereit da und biefe Anzeichen En 
ten kaum bebeutfamer fein. Schon jeit einer Reihe von Jahren 
bildet Irland die Schwierigkeit Englands; in der Tebten Zeit aber 
iſt Die irifche Frage zu einer geradezu brennenden geworben. Die 
Ueberzeugung, daß fie ohne Gefahr nicht länger ungelöst bleiben bürfe, 
bat endlih bie Oberhand gewonnen und ber Ueberzeugung iſt offen 
bar der Entihluß, fie um jeben Preis wirklich zur Löfung zu bringen, 
auf dem Fuße gefolgt. Die fenifche Verſchwörung hat den ng: 
ländern die Augen geöffnet. Schon im % 1866 mußten außer: 
orbentlihe Maßregeln ergriffen und über eimen Theil des Landes 
ber Belagerungszuftand verhängt werben. ine materielle, größere 
Gefahr vermag der Macht Englands gegenüber das Unwefen nicht 
berborzurufen, aber es vermag allerdings nicht blos Irland, fondern 
ganz England in Spannung und Angft zu erhalten und dieſe mo— 
raliihe Gefahr jpottet aller materiellen Machtmittel. Weber bie 
Milttärgewalt, noch der Belagerungszuftand, noch bie Kriegsfchiffe, 
die die iriichen Küften bewachten, noch bie Hinrichtungen, zu denen 
man in England jelbft fchreiten zu müffen glaubte, vermocdhten es 
auszurotten ober auch nur niederzuhalten. Während bes ganzen 
J. 1867 folgten ſich einzelne Ausbrüdhe bes Fenianismus, vom: Putſch 
auf Chejter im Februar und dem mißlungenen Verſuch eines fürm: 
lichen Aufitandes in der Nähe von Dublin im März bis zu ber 
Kataſtrophe beim Gefängniffe von Clerkenwall mitten in London im 
December, die ganz England in panifhen Schreden jagte und zur 
Einſchwörung von Spezialconjtablern in London und in faft allen 
größeren Provinzialjtäbten führte, faft wie im J. 1848, da man 
eine gewaltſame fociale Ummwälzung fürchtete. Das Uebel muß an 
ber Wurzel angegriffen werben, in Irland felbft und zwar weder 
mit bloßen Gewaltmitteln, noch mit Palliativverfuchen; ber bisherige 
faft heuchleriihe Troft, daß Irland ja wie England regiert werde, 
hält entjchieben nicht mehr vor. England hat eine ſchwere Schulb 
bon Jahrhunderten ;her gegen Jchechd ai em Serien wnh Diele 
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Schuld muß gefühnt werden. Der erfte Schritt. dazu -ift bereits ge: England. 
ſchehn, obgleich es ein Schritt ift, der nicht nur ein großes Unrecht 
an Irland wieder gut madyen joll, jondern mit ſchweren Confequenzen 
auf England felber zurüdfallen wird. Auf Gladſtones Antrag bat 
bas Unterhaus bereits in wiederholter Abftimmung mit. entichiebener 
Majorität die Abſchaffung der irifhen Stantslirhe im Princip aus: 
geiprogen. Hier glauben fi die Tories auf feinen Compromiß ein: 
laſſen zu können; die Regierung Disraeli und feine Partei wehren 
fi) dagegen .falt wie ein Mann mit Hand und Fuß und Fünnen 
fi) dabei allerdings, wofern nicht alles trügt, auf die zähe Unter: 
ftügung des Oberhauſes verlaflen. Bis die große Maßregel burd- 
geführt fein wird, bürften daher immer noch einige Jahre verfließen, 
aber fie wird, das ift fchon Heute Far, burchgeführt werden und 
darüber wird, wenn nicht früher, das Toryregiment, fo feft fi 
auch die Partei an das Ruder Mammert und fo gewandt ihr gegen- 
wärtiges Haupt und ihr parlamentarifcher Führer immer ift, ſtürzen, 
ja es ift ganz und gar nicht unmöglich, daß das Oberhaus menig- 
ftens in feiner gegenwärtigen Zuſammenſetzung in diefen Sturz ver: 
widelt werde. Wie bie weitere Trage des irischen Kirchenguts dann⸗ 
zumal gelöst werben wirb, mag zweifehaft fein und wird noch viele 
Debatten in und außer bem Parlament heruorrufen; aber bie forg- 
fältigfte Erwägung ber Sachlage bürfte ſchon jet zu ber Ueber: 
zeugung führen, daß e8 zum minbeften nicht wahrfcheinlih tft, &8 
werde basjelbe ganz oder doch zum größeren Theil der Tatholifchen 
Kirche überantwortet werden. Wahrfcheinlicher ifts, daß man es -für 
anbere irifhe Zwecke mannigfaltiger und dringender Art verwendet, 
zumal e8 ja auch nur allmälig frei werben mird und bag man es 
ben Anhängern ber Hochkirche in Irland wie den jchottiidhen Pres⸗ 
byterianern unb den verfchiebenen Difjentergemeinben bort überläßt, 
für ihre kirchlichen Bedürfniſſe zu forgen, wie fie wollen und mögen, 
wie ja Schon längft bie iriſchen Katholiken, d. b. der weitaus größte 
Theil der Bevölkerung Irlands dafür forgen mußte und auch geforgt 
bat. Damit aber wäre die völlige Trennung von Kirche und Staat 
zunächſt für Irland ausgefproden, ein Princip, dem unzweifelhaft 
binnen wenigen Jahrzehnten auch die englifche Hochkirche, die ſchon 
jest nicht mehr die Majorität der Bevölkerung Englands umfaßt, 
zum Opfer fallen müßte, ein zweites. großes Reini, ÄRN TÜR 
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Ealaad. für bie ſociale Entwickelung Englands von nicht minderer Trag 


Preußen. 


weite wären, als bie praktiſche Anerkennung bes Freihandelsprincipe 
und ber Gewerbefreiheit und das von England aus auch auf den 
Eontinent hinüberreichen dürfte, wo ber Boden bazu bereits von allen 
Seiten zubereitet wird. Das Princip flammt in feiner predtiichen 
Anwendung befanntlih aus Amerika, wo es feit Gründung ber 
Berein. Staaten und zwar in ausbrüdlichem und bewußtem Gegen: 
faß gegen die aus dem Mittelalter bewahrten Anſchauungen und Sn: 
ftitutionen Europas eines der Fundamentalprincipien berjelben bildet 
und feither in allfeitig anerkannter Geltung if. England fcheint 
berufen, in Europa damit den erjten praftiichen Verſuch gegenüber 
einer bisher herrſchenden Kirche zu machen. 

Es ift im Allgemeinen ſchon viel, namentlid in neneſter Zeit 
von bem Einfluffe geſprochen werden, den bie mächtige Republik jen- 
feits des Oceans auf die Entwidelung und Geftaltung Europas 
ausüben werde. Nur bie ren und allzumweit fehende Politiker mö- 
gen von einem bereinftigen Zufammenftoße zwiſchen England und 
der amerifanifhen Union und von ber Möglichkeit träumen, daß 
England felber in Folge Davon zu einem Glied ber Union werben 
könnte. Wahrſcheinlich ift e8 wenigſtens und noch auf lange hinaus 
ganz und gar nit. Aber nicht zu verfennen ift, daß bas Gefek 
der rüdläufigen Politik von Weften nad Oſten, auf das in neuerer 
Zeit aufmerfjam gemacht worden ift, uns in ber angebeuteten Ent:, 
widelung Englands, in ber bie Parlamentsreform von 1867 jeden: 
falls eines der wichtigften Momente bildet, in einem frappanten, 
faum anders zu erflärenden Beilpiele entgegentritt. In bemfelben 
Maße, in dem England in neuerer Zeit für bie continentalen Händel 
gleichgiltig geworben und fi) von bemjelben fern zu halten bemüht 
ift, in bemfelben unterliegt e8 dem langſamen und ftillen, aber un: 
aufbörlichen, durh alle Poren zubringenden Einfluffe der Ideen 
Nordamerifas, mit dem es ja durch taufend alte und neue Bande, 
durch die zahlreichiten und mannigfaltigften Intereſſen verknüpft und 
mit bem es feit furzem durch das Kabeltau trotz bes Oceans in täg- 
liche ja ftünblihe Verbindung gebracht worben ift. 

Dergleiht man mit diefen gewaltigen Fortſchritten freiheitlicher 
Entwidelung in England und in DOefterreih das Maß ber Rechte, 
das die preußifche Negierung in ber neuen Bundesverfaflung dem 
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norbbeutfchen Neichstage zugeitanden hat, jo läßt ſich gar nicht Täug- Preußen. 
nen, daß diefes Maß ein fehr beicheibenes, jehr beichränftes mar. 
Die öffentliche Meinung konnte barüber keinen Augenblid im Zwei⸗ 
fel fein. Indeß nicht die Bergleihung mit England ober Oeſter⸗ 
reich Tag ihr zunächft, fondern biejenige mit Preußen und biefe Ber: x 
gleihung war teineswegs eine bloß theoretijche, fonbern eine jehr 
praftifche, weil fich ber preußifche Landtag ja ausbrüdlich bie Ge- 
nehmigung der vom Reichstag zu beichließenden Bunbesverfaflung 
und damit das lebte Wort in ber ganzen Angelegenheit vorbehalten 
hatte, und zwar ausgejprocdhener Maßen von ber bebingenden An: 
ihauung aus, daß dem preuß. Landtag Feines feiner bisherigen Rechte 
entzogen werben bürfe, wenn basjelbe nicht wenigftens voll und ganz 
auf ben neuen Reichstag übergetragen werbe. Die preuß. Verfaſſung 
gewährte ja nur ein befcheidenes Maß von Volksrechten und bie 
legten Sabre hatten unmiberleglich bewiefen, bag ein Theil felbit 
biefer Rechte und Befugniffe ein illuforifcher war. Nun aber ging 
bie neue Bunbesverfaffung in mehr als einem Punkte noch felbit 
hinter bie preuß. Verfaſſung zurüd und es mochte daher in der That 
fraglich fein, ob ber preuß. Landtag diefelbe annehmen ober ablehnen 
werbe. In einem Punkte zivar mochte die neue Bunbesverfaflung 
als ein großer und entſchiedener Fortfchritt unbedingt anerkannt wer: 
den: fie kannte nur eine aus dem allgemeinen Stimmredjt, aus bis 
recten und geheimen Wahlen hervorgehende Volksvertretung ohne ein 
Ober⸗ oder Herrenhaus. Die Anerkennung bes allg. Stinmredts 
freilich Tonnte der preuß. Regierung nicht allzu hoch angerechnet 
werden: bas Beiſpiel Frankreichs Tag allzu nahe und aud bie Wah⸗ 
Ien zum erfien norbbeutfchen Reichstag hatten gezeigt, daß basjelbe 
felbft ohne eine fo unwürdige Beeinfluſſung von Seite der Regierung 
wie in Frankreich ein zweifchneibiges Schwert und jedenfalls nicht 
unter allen Umftänden eine demokratiſche, ja nicht einmal eine liberale 
Maßregel ift, obgleih man Urſache hatte, mit dem Reſullat bes erjten 
Verſuches damit in Deutfchland zufrieden zu fein, in fo fern als es 
wenigftens eine Verſammlung ins Leben gerufen hatte, die fo ziems 
lih dem Stande ber öffentlichen Meinung entiprach und jedem Stand, 
jeder politiihen Partei zu mehr ober weniger angemefjener Vertretung 
verhalf, von einer Anzahl preuß. Herzoge bis zu einer Anzahl ent: 
ſchiedener Socialdemokraten herab. Aus einer richtigen Erwägung 
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preuben. der Lage hatte die preuß. Regierung dazu gegriffen, liberale Tex 
benzen hatten fie dabei aber Teineswegs geleitet: Um fo höher war 
es bagegen anzujchlagen, baß fie wenigitens Teinerlei Verſuch gemacht 
Batte, auf die ‚Yuftitution des Reichstags auch ‚noch eine Art preuf. 
Hetrenhaufes zu: pfropfen, eine preuß. Inftitution, bie in Diefer Zu: 
fammenjeßung von ber öffentlichen Meinung abſolut und befinitiv 
verurtheilt ift, wenn. auch noch nicht abzufehn ift, wann und mie 
etwas beffercs und zwedentiprechenberes an ihre Stelle geſetzt werben 
mag. An ein Oberhaus anderer Art, ausſchließlich oder wenigſtens 
zunächſt aus den Fürften. ber verfchiedenen Bundesſtaaten beftehend, 
mochte ‘die preuß. Regierung wohl gedacht haben, einige Kleinfürften 
wären jogar dazu ausbrüdlih nicht ungeneigt gewejen, Preußen 
hielt inbeß. die Lage im allgemeinen: dazu noch nit für reif und 
vielleicht mit Recht. Gerade da Tnüpfen fi aber bie Hauptbeben: 
fen und Einwürfe an, die gegen bie neue Verfaſſung geltenb ge: 
macht wurden. Drei Punkte waren es namentlid, auf bie fid 
biefelben concentrirten. Der erjte betraf die unklare zwitterhafte 
rechtliche Stellung der neuen Bundesregierung unter dem Prä— 
ſidium des Königs von Preußen, die fich lebiglih in der Perſon bes 
Bunbesfanzlers darftellte, der dem Neichdtage gegenüber: bloß me: 
raliſch verantwortlich war, während fich fein Verhältnig zum Bundes: 
rathe und ben Einzelregierungen einerjeitd wie zum preuß. Mini: 
fterium anderfeit nicht bloß jeder Controle, fondern ſogar jeder 
näheren Einficht entzog. Nur foviel war ar, daß die eigentliche 
Macht, ganz und vollftändig, thatfächlih in den Händen Preußens 
lag, daß eine Ueberſtimmung Preußens im Bundesrathe ſelbſt in 
untergeorbneten Fragen mehr als unwahrſcheinlich ſchien und daß 
Preußen bieß Berhältniß zwiſchen feinem Staatsminifterium und ber 
Bundesregierung bes Bundeskanzlers als eine interne Angelegenheit 
betrachtete, deren Ausbildung ber weiteren Entwidelung der Dinge.über: 
lofjen bleiben. müffe Wie ſehr man nun auch zugeben mochte, daß 
bie Anſchauung der augenblidlihen Sachlage entiprede, jo war doch 
eben biefe unlüugbar eine unerquidliche und das Verlangen zum 
mindeften ein natürliches, daß bie Stellung der Bundesregierung. nad 
allen Seiten ven Anfang an feſt und beftimmt abgegrenzt werben 
follte und baß bie neue Verfaſſung nicht annehmbar ſei ohne bie 


t . 
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Erftellung eines förmlidhen, verantwortlihen Bundesminiſteriums. Preußen. 
Ein zweiter Punkt betraf das Budgetbewilligungsrecht des Neihe 
tage, das dem preuß. Landtage bezüglich des Militäretats entzogen 
werben follte, beffen fich aber auch der Reichstag verfaflungsmäßig 
bis Ende 1871 völlig begeben und auch für bie fpätere Zeit nur 
in etwas unklarer und zweifelhafter Yaffung gewahrt hatte, Drittens 
endlich fehlte in ber neuen Verfaſſung die Garantie aller und jeber 
Grundrechte und war felbft die Aufnahme ber von ber preuß. Ber: 
faflung anerfannten gerabezu abgelchnt worden. Dazu kamen dann 
noch eine Reihe untergeoroneter Punkte, wie ber Mangel von Diäten 
und dgl., worüber die Anfichten weiter auseinander gingen, während 
jene erſten kaum bejtritten werben Tonnten. Am 29. April trat ber 
preuß. Landtag behufs der Entfcheidung zufammen: die Regierung 
legte ihm bie norddeutſche Bundesverfaffung vor und verlangte feine 
Zuftimmung, bie Yortichrittspartei dagegen beantragte, wie fie ſchon 
im Reichstage bei ber Abftimmung über das Ganze ber Berfaflung 
mit Rein geantwortet hatte, fe auch jetzt wieber die Ablehnung, bie 
fie in einer wohlabgewogenen Refolution (f. S. 114) motivirte, 
Das Nejultat war indeß von Anfang an da wie bort nicht zweifelhaft. 
Sieht man von den Feudalen gänzlih ab, fo verfannten die beiden 
mittleren Parteien, ber Nationalliberalen und ber Freiconferpativen 
jo wie die kleineren Fractionen, die fih an fie anſchloſſen, das Ge: 
wicht jener Einwürfe keineswegs, aber fie waren ber Anficht, daß 
auf der einen Seite 3. 3. mehr nicht babe erreicht werben können 
und auch wenn neuerdings alles wieder in Frage geftellt würbe, 
fiherlich nicht mehr werde erreicht werben, und baß auf der andern 
Seite immerhin etwas erreicht fei, eine hinreichend breite Grundlage, 
auf ber weiter gearbeitet werben könne. Bon biefer Seite murbe 
bas Hauptgericht anf die errungene Einheit gelegt, ben Forberungen 
ber neuen Stellung nah Außen volle Rechnung getragen umb darum 
die neuen Militäreinrichtungen des Bundes wenn auch theilweife 
mit ſchwerem Herzen gewiflermaßen iu den Kauf genommen, wie 
fon im vorigen Jahr aus denjelben Motiven ber preuß. Armee: 
reform bie endliche Zuftimmung ertheilt worben war; von ber an: 
bern Seite wurbe dagegen die Freiheitsfrage in erfte Linie geftellt 
und von biefer aus mußte man allerbings zum entgegengejebten Re: 
fultate gelangen. Nach dreitägiger Verhanblung wurde am 8. Mai 
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Defterreih und Preußen abgefchloffen, Frankreich vermittelt Hatte Deuti- 


und zwar fpeziell bezüglich der betreffenden Beſtimmungen, ben ſüdd. 
Staaten ausdrüdlic ihre „internationale Unabhängigkeit”, obwohl fie 
ein bießfälliges Vegehren ihrerfeits gar nicht gejtellt, überhaupt Dabei 
gar nicht befragt worden waren, garantirte, jo lag die Entſcheidung 
unzweifelhaft in ihrer. und .ausjchlieglih in ihrer Hand, ob fie 
gleichfalls und freiwillig in den norbbeutihen Bund, ob unter De: 
dingungen ober ohne ſolche eintreten wellten oder nicht, und wenn 


nit, ob und welches Berhältniß fie überhaupt zum norddeutſchen 
Bunde eingehen wollten, oder die internationale „Unabhängigkeit“ 


batte überall feinen Sinn. Trotzdem war in Frankreich eine ſtarke 
und lärmende Partei, die ihnen zum mindeſten den freien Cintritt 
in ben norbdeutfhen Bund, ja fogar jede engere Beziehung zu dem⸗ 
jelben verwehren wollte, unter der unummwundenen Drohung, daß 
damit für Frankreich der Kriegsfall gegen Preußen und natürlicher 
Weiſe ebenjo gegen die ſüddeutſchen Staaten felber eintreten würde. 
Aber nicht nur Frankreich, ſondern ſelbſt Defterreih machte Miene, 


ihnen dieß verwehren zu wollen; wenigftens antwortete bie öſter⸗ 


reihilhe Regierung auf eine bießfällige Anfrage der hejfiihen Re⸗ 
gierung mit einer Hinweiſung auf den Prager Frieden, als ob in 
biefem und feinem Wortlaute ein unbedingtes und unzweifelhaftes 
Hinderniß läge. Diefe Beziehungen waren inbeß in feiner Weije 
entſcheidend weder nad) der einen noch nach der andern Geite hin: 
Defterreih war vorderhand durchaus nicht in der Lage, ben ſüd⸗ 
deutihen Staaten, wenn und was fie in biefer Richtung thun 
mochten, hindernd entgegenzutreten, und was Frankreich betraf, fo 
waren weber bie jübbeutichen Megierungen noch die große Mehrheit 
ber ſüddeutſchen Bevölkerungen geneigt, ſich neuerdings zum Merk: 
zeug und Spielball franzöfiiher Intereſſen und franzöfiiher Intri⸗ 
guen berzugeben. Die Frage war für Süddeutſchland feine Frage 
ber auswärtigen Politik, fondern eine eigene, innere. Hätten fie 
fh zu Anfang des Jahres 1867 unter einander verfländigt und 
gemeinfam ihren Beitritt zu dem damals erſt angebahnten norb: 
beutichen Bunde verlangt, um denjelben von Anfang an aus einem 


bloß norddeutſchen fofort zu einem gemeindeutſchen zu machen und. 


um von Anfang an auf die Geſtaltung und die Drganijation bes: 


jelben Einfluß zu nehmen, jo hätten fi höchſt wahrſcheinlich nicht 


and,. 
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— bloß Oeſterreich ſondern auch Frankreich deßhalb zur Ruhe geben 
w. müſſen und wäre jene gerade von dieſer Seite ſo oft hervorgehobene 
Gewalt des einigen und einträchtigen Willens einer Nation von 
40 Mill. Seelen in ihr Recht getreten und zur Wahrheit geworden. 
In der That war davon keine Rede. Einem ſolchen Schritt ſtand 
bie hiſtoriſche Entwickelung von Jahrhunderten, während. welcher: bie 
Ausbildung bes Particularismus den nationalen Gedanken voll 
ftändig überwuchert hatte, unbedingt entgegen. Die Regierungen, 
diejenige Baben® ausgenommen, waren frob, ihre bebrohte Eouveräne 
tät wenigſtens wejentlich intact erhalten zu haben, wenn fie auch 
nicht verfennen konnten, daß ihre ijolirte Lage eine precare und auf 
bie Dauer jebenfalls nicht haltbare fei. Nun, die Zulunft mochte 
neue Lagen und dann auch neue Entjchlüffe bringen. Yür einmal 
glaubten fie burdy den Abſchluß der Schutz- und Trutzbündniſſe mit 
Preußen für das nationale Intereſſe genug. gethan zu haben und 
richteten fi für fih ein, wie es ber Augenblie: zu verlangen fdhien, 
vor allem bemüht, die Wunden zu: heilen, bie ihnen ber unglückiche 
Krieg geſchlagen hatte. Bon bem „ſüddeutſchen Bunbe*, den ihnen 
gleichfalls der Prager. Friede und Frankreich gewiffermaßen octroyirt 
hatten, war im Ernſte gar feine Rebe, obgleich barüber einige ſog. 
Pourparlers eingeleitet Wwurben. : Dem ‚ganzen Gebanfen ftand der 
Partieularismus und zwar nicht fowohl berjenige ber Bevölferungen 
als der ber Regierungen unb ber einzeljtaatlihen Büreaukratie 
gerade fo gut und ebenfo abfolut entgegen wie einem Eintritt in ben 
norbbeutfchen Bund. Auch nicht über bie allererften Grundlagen 
eines ſolchen hätten fi bie Negierungen verftändbigen können, ganz 
abgeſehen davon, daß Baden von Anfang an nichts davon willen wollte 
und Heſſen mehr und mehr in den norddeutſchen Bund hineinge⸗ 
zogen wurbe und bald gar nicht mehr frei war, gar nicht mehr in 
ber Lage gewefen wäre, einem ſolchen Bunde beizutreten. . Die Be 
völferungen felbjt waren über bie Frage jehr getheilter Anficht. 
Innerhalb diefer mochte man drei ober bier mehr ober. weniger fcharf 
gefonderte Parteien unterjcheiden, von denen au nur je zwei kaum 
irgendivie zu gemeinfamem Handeln ſich verftändigen mochten, ohne 
ihren Grundſätzen Gewalt anzuthun. Sieht man nämlich von der 
eigentlihen Regierungspartei, bie in jedem ber vier Staaten wieder 
einem bejonderen, merklich bon einander verſchiedenen Zuge folgte, 
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ab, fo gab es daneben noch eine, wir wollen fie nennen, national: Dertſqh- 


liberale, eine entſchieden demokratiſche und eine Fatholifch-ultramontane. 
Die ftärkfte von allen war wohl die national-liberale: ihr gehörte 
die Mehrheit der Bevölkerung Heſſens namentlih Rheinheſſens und 
wie fich bald zeigte, Die Mehrheit der zweiten Kammer, allerbings 
vielleicht nicht fo ſehr aus freier Wahl und freiem Entſchluſſe ale 
in Folge der ſich ‚immer beutlicher beransitellenden Zwanglage an, 
aber ihr ftand die Regierung und die erjte Kammer, der ber norb- 
beutfche Bund ein Greuel war, hemmend entgegen; in Baden fonnte 
fie auf die Negierung zählen, auf die große Majorität beiber Kan: 
mern und auf die ftarke Hälfte der Bevölkerung; in Württemberg 
und Bayern mochte etwa ein Drittel der Bevölkerung zu ihr halten, 
aber in Württemberg war biejer fait gleichmäßig über das ganze 
Land vertheilt und baher faft überall in der Minderheit, jo daß fie 
in ber zweiten Kammer nur dur eine kleine Fraction vepräfentirt- 
mwurbe, währenn ihr in Bayern fozujagen ‚ganze Klumpen der Be 
völferung: angehören, jo daß fie in der Abgeordnetenkammer ziemlich 
angemefjen gleichfalls mit einem Drittel der Etimmen repräfentirt: 
war. Die demokratifhe Partei dagegen hatte ihren. Hauptjik im 
Württemberg, wo ihr wenigſtens ein Dritttheil, wo nicht die Majorität: 
ber Bevölkerung angehörte, in Baden zählte fie nur eine beſchränkte 
Zahl von Anhängern, in Bayern war biefe Zahl fogar verſchwindend 
fein. In Bayern hatte wiederum die Tatholijch-ultramontane Partei 
ihre Hauptftüße, und außerdem mochte fie nit ohne Grund fait 
die. Hälfte der Bevölkerung Badens in Anſpruch nehmen und founte 
auch in Heſſen auf eine zwar nicht fehr zahlreiche, aber um fo rührigere 
Fraction, bie fih um ben ftreitbaren Biſchof Kettelee von Mainz. 
fehaarte, rechnen, während in Württemberg ihre Anhänger nicht allzu- 
zahlreich waren und überdieß bereit ein ſtark demokratiſches Gepräge 
trugen. Die national:liberale . Bartei ftrebte den Eintritt. in. den: 
norbbeutfhen Bund, mit oder ohne Bedingungen an, die bemokratijche 
Partei warf fi auf die dee bes Südbundes, weil fie darin ben 
beiten Damm gegen Preußen und ben monarchiſch-militäriſchen Zug, 
ber von Preußen ausging und bereits ganz Norbdeutfhland umfaßt 
hatte, erkannte und zugleig das beſte Mittel, um ihre Ideen zur 
Geltung zu bringen, in erfter Linie bie einer. Milttärorganijation 
nah Art bes ſchweizeriſchen Milizſyſtems. Die katholiſch⸗ ultramontane 
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Deut Partei hielt ſich vorerft noch mehr abjeits: ihrer Natur nad übte 
“> das nationale und politiihe Moment nur einen untergeorbneten Ein: 
fluß auf die Linie ihres Verhaltens aus, ihren kirchlichen unb 
kirchlich-politiſchen Zwecken mochten unter Umftänden Norbbund, 
Südbund oder ftarrer Particularismus gleihmäßig conveniren ober 
nicht conveniren und es mußte von ben Umftänden abhängen, auf 
welche Seite ſie ſich zeitweilig ſchlagen mochten. Daß bei dieſer 
Zerſplitterung eine Löſung ſchwierig war, bie Dinge vielmehr noth—⸗ 
wendig und auf längere Zeit in ber Echmebe bleiben mußten, lag 
auf der Hand. | 
Zunächſt fuchten ſich die ſüddeutſchen Negierungen über die 
Militärfrage unter fih zu verftändigen. Die Erfahrungen des 
vorigen Jahres und die Schuß: und Trubbündniffe mit Preußen 
hatten eine Reorganifation ihrer Streitkräfte abjolut unumgänglich 
gemadt. Zu Anfang Februar fand befhalb auf Bayerns Antrag 
eine Militärconferenz aller vier Staaten in Stuttgart ftatt, die: fid 
denn auch über bie Einführung der allgemeinen Wehrpflicht und die 
möglichſt übereinftimmende Yormation ihrer Truppenkörper u. dgl. 
einigte. Von nachhaltiger Bedeutung war die Conferenz nicht. Die 
Einführung ber allgemeinen Wehrpflicht ftand ſchon jeit den Er: 
eignifen von 1866 feſt; im übrigen aber folgte doch jeber ber 
vier Staaten feinem eigenen Kopf und organifirte jein Militär nad 
eigener Einficht mehr ober weniger, weniger oder mehr im Anfchluß 
an die preußiihen Einrichtungen. Heſſen ſchloß am 7. April mit 
Preußen eine Militärconvention ab, burch welche e8 die Militäror: 
ganifation und bie militäriihen Geſetze und Verordnungen Preußens 
‚und bes norbbeutichen Bundes vollftändig aboptirte und feine Streit 
fräfte gerabezu in ben Verband des norbbeutichen Bunbesheeres ein- 
fügte. Baben that basfelbe ohne Convention: das gefammte Mi: 
litärweſen wurde im. Laufe bes Jahres 1867 und Anfang 1868 
vollſtändig auf preußifchnorbbeutichen Fuß gefeßt und felbft Die drei⸗ 
jährige Präfenz bei der Fahne aufgenommen; ald ber König von 
Preußen im Sommer 1867 Karlsruhe bejuchte, führte ihm ber 
Großherzog fein ganzes Armeecorps in ſehr bemonftrativer . Weife 
gleihjam als dem oberften Bundeskriegsherrn vor und ſchließlich er: 
nannte er jogar einen preußifchen General zum Kriegsminiſter, um 
bie Durdführung der ganzen Maßregel zu fichern Württemberg 
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und Bayern gingen nicht jo weit und erzielten tweber unter einander dna 
noch mit Preußen eine vollſtändige Uebereinſtimmung der Militär: 
einrihtungen: Württemberg adoptirte u. a. jeinerfeits das preußifche hi 
Zündnadelgewehr und die preußifchen Cxercierreglements, wären 
Bayern ſich nicht dazu entjchließen Tonnte, Immerhin war allſeitig 
ein entſchiedener Fortichritt erreicht. 

Dieſer Fortihritt ftand im Zujanımenhange mit ben Schutz⸗ 
und Trutzbündniſſen, die "ohne die Reorganiſation der ſüddeutſchen 
Streitkräfte im Anſchluß an Preußen nur von zweifelhaften Werth 
gewejen wären. Dur fie war ſchon im Jahre 1866 die erfte 
Brücke über den Main geichlagen worden. Im Jahre 1867 follte 
ihr eine zweite noch bebeutjamere und feitere folgen. Der Krieg 
hatte auch die Zollvereinsverträge aufgehoben und biejelben mwaren 
nad demſelben nur proviſoriſch mit halbjähriger Kündigung wieder 
bergeftellt worden. Preußen hatte fid) die definitive Herftellung für 
jpätere Zeit vorbehalten und Graf Bismard war fi vollkommen 
bewußt, was er damit gegenüber den ſüddeutſchen Staaten in ber 
Hand hatte. Auch war er volllommen entjchloffen, bie Frage zu 
einem zweiten feften Bande zwiſchen dem Süden und Norbbeutid: 
land zu benüßen, ohne doch ben Bogen zu überjpannen. Ende Mai 
ud er bie ſüddeutſchen Kegierungen zu einer Conferenz nad) Berlin 
ein und Anfangs Juni fanden fi) auch bie leitenden Minifter aller 
vier Staaten bafelbit ein, Fürſt Hohenlohe, Freiherr dv. Varnbüler, 
Herr dv. Frepborff und Herr v. Dalwigk. Graf Bismarck legte ihnen 
feine Vorſchläge vor. Die alte Zollvereinsverfaflung hatte voll 
tommen der alten Bundesverfaffung entiproden: die Zollgefeßgebung 
lag ausjchlieglih in ber Hanb ber Regierungen und biefe felbft 
waren unter fi nur durch das loderfte Band verbunden; jebe Reform 
bes Tarifs erforderte der Einftimmigfeit aller Regierungen, ſelbſt bie 
fleinfte ber Kleinen konnte fie durch ihr liberum veto unmöglich 
machen. In der That waren foldhe auch feither nur je von 12 zu 
412 Jahren und nur unter heftigen Krijen, bie jedesmal den Beſtand 
bes Vereins ſelbſt in Frage ftellten, zu erzielen geweſen. Die lebte 
biefer Krifen bei Gelegenheit des franzöfiichen KHanbelsvertrages war 
noch in aller Gedächtniß. Die dffentlihe Meinung hatte barüber 
längſt den Stab gebroden; die Handelstage und wo nur einfichtige 
Handels: und Gewerbeleute zuſammenkamen, hatten längft unb brins 
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Weberfiät Der Ereiguife bes Bahıcs iden . 


** gend eine andere Organiſation verlangt. geht war bie Zeit bayı 
u gefommen. Graf Bismard beantragte demnach, die Zollgefetgebung | 


Frank⸗ 
reich. 


den Regierungen und der Vertretung der Nation gemeinſam zu 
übertragen und zwar im Anſchluſſe an den norbbeutichen Bun 
mittelft einer Verſtärkung des Bundesraths durch füddeutſche Re 
gierungsbevollmächtigte, des Reichstags durch eine verhältnigmäßig 
Zahl fübdeuticher Abgeorbneter, die wie diefer durch das allgemein: 
Stimmredt gewählt werben follten. Ein bießfälliger Präliminer: 
vertrag wurde vorgelegt und von Baden und Württemberg fofort, 
von Heflen wenige Tage fpäter unterzeichnet, Bayern allein äußert 
Bebenten, nahm ihn bloß ad referendum und ſchickte bald darauf 
einen fpeziellen Abgefandten nah Berlin, um befjere Bebingungen 
zu erzielen. Wirklih erhielt e8 6 ftatt 4 Etimmen im Bunde: 
rathe und die Conceffion, daß ber erweiterte Reichstag Zollparlament 
heißen und fein Büreau eigens beftellen jolle. Noch in bemfelben 
Monat traten dann die Bevollmächtigten ſämmtlicher Zollverein: 
ftaaten in Berlin zufammen und ſchloſſen auf Grund bes Präli— 
minarvertragg vom 4. Juni am 8. Juli bie befinitiven Verträge 
ab. Es ftanden nur noch die Ratificationen ber fübbeutfchen Lant: 
tage aus, Die, wie wir jpäter fehen werben, noch zu einem lebten, 
enticheidenden Kampfe führten. 

Kaum hatte Graf Bismard den Präliminarvertrag vom 
4. Juni abgeſchloſſen, jo war er inzwiſchen mit König Wilhelm 
nad) Paris gegangen, wo Kaiſer Alerander von Rußland bereits 
einige Tage früher angelangt war. Kaiſer Napoleon hatte nämlid 
bort eine neue MWeltinbuftrienusftellung eröffnet und dazu Ein 
ladungen an alle Höfe Europas ergehen laſſen. Der Luremburger 
Hanbel fchien ben großartigen Unternehmen einen Augenblid ein 
jähes Ende bereiten zu wollen. Glüdlicher Weife verzog ſich das 
Gewitter ſchnell und machte einer frieblihen Wallfahrt nach Paris, 
ber „Hauptjtabt ber Civiliſation“ Platz. Die Fürften namentlich eilten 
faft fammt und fonbers dahin, um ber Induſtrie, bie bort ihre Triumphe 
feierte, ihre Achtung und dem Kaiſer ber Franzoſen ihre freundlichen 
Gefinnungen zu bezeugen. Drei Monate lang folgte ſich die Lange 
Reihe gefrönter und ſonſt fürftlicher Häupter und zu ihrer Verherr⸗ 
lichung ſchloß fi in ber franzöfifchen Hauptſtadt ein glänzendes 
Veit an das andere, Die öffentlihe Meinung fah bie Fürften 
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ohne Beſorgniß und ohne Beihämung dahin ziehen, ohne Beſorg- Frant- 


niß, weil fie Teinerlei politiiche Abmachungen befürchtete, aber auch 
ohne Beſchämung, weil fie fühlte, daß von einem „Barterre von 
Königen“ Feine Rebe mehr fein könne. Im Gegentheile machten 
bie Beſuche eher den Eindrud, ale ob die Fürften Europas ben 
Kaiſer der Franzofen gewillermaßen tröften wollten für die ſchweren 
Schläge, die ihm das Schickſal in ber lebten Zeit auferlegt hatte, und 


bie Franzoſen nicht minder, indem fie ihnen zeigten, in gewifjem Sinne: 


fei und bleibe Paris doch noch immer die Kapitale der Welt. Ein 
arger Mißton fiel in die glänzenden Feſte, als ber Pole Berezowsky 
eine großartige Revue zu Ehren bes Kaiſers von Rußland benükte, 
um ein Attentat auf. biefen an ber Seite des Kaifers Napoleon zu 
wagen, bas indeß glüdliher Weiſe mißlang. Der ruſſiſche Kaifer kehrte 
dadurch verftiimmt in feine Staaten zurüd, zumal er auch wieberholt 
durch den Ruf vive la Pologne und zwar nicht aus dem Munde 
bes Pöbels beleidigt worden war und ber ganze Beſuch biente jeden: 
falls nicht zu einer Annäherung zwiſchen Frankreich und Rußland, 
bie vieleicht beabfichtigt war, namentlih um bas Verhältniß zwiſchen 
Preußen und Rußland, das Frankreich ganz und gar nicht recht Tag, 
zu Iodern. König Wilhelm gab dazu feinerfeits auch Teinerlei An⸗ 
laß, indem er mit auffallender Beſcheidenheit überall zurüdtrat und 
dem Kaiſer Alerander den Bortritt ließ. Am 1. Juli mwurbe bie 
großartige Ausftelung duch einen nicht minder großartigen Akt 
vom Kaifer felber gefchloffen. Die merkwürdigſte Ericheinung babei 
war unjtreitig die bes Sultans, der ſich gleichfalls nach Paris aufs 
gemacht hatte, der erfte Beberricher der Gläubigen, der eine Reife 
in bie Reiche der Giaurs unternahm, um die „Wunber des Deccibente“ 
anzuftaunen, die nachgerabe an bie Stelle ver „Wunber des Orients” 
getreten find. Die Teierlichleit vom 1. Juli war jebenfalls geeignet, 
ihm eine Idee zu gewähren von ber Pracht, aber auch von ber 
induftriellen Thätigleit und ber nicht zum minbeften darauf ges 
gründeten Macht des Weſtens. 


reich. 


Für Frankreich und ſeinen Kaiſer ſollte aber auch über dieſes Mexico. 


glänzende Feſt ein ſchwarzer Schatten dahinziehen. Gerade an dieſem 

Tage traf die Nachricht in Paris ein, daß der Kaiſer Mar von 

Merico am 19. v. M. in Querdtaro von ben Juariſten kriegs⸗ 

gerichtlich erſchoſſen worden fei. Nachdem die Franzoſen abgezogen 
34% 
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Berice. waren, um nad Kaufe zurüdzufehren, war er mit einem Theil 
feiner Truppen nach dem feilen Queretaro gezogen, um ben von 
Norden anrüdenden Heerestheilen der Republilaner zu widerſtehen. 
Die Stabt wurde von benjelben bald barauf umzingelt und belagert, 
aber mit jo ſchwachen Kräften, daß fie einen langen Wiberftand 
bätte leiften können. Da verrietb ihn einer feiner Oberften, mit 
Namen Lopez, die Yeinde drangen am 15. Mai während der Nacht 
ein und ber Kaifer wurde mit ben Generalen Diramon und Mejio 
gefangen. Die Republifaner ftellten ihn vor ein Kriegsgericht und 
am 13. Juni ſprach diejes das Todesurtheil über ben unglücklichen 
Fürften aus. Umfonft verwandte fi die europäildde Diplomatie für 
fein Leben, umfonft legte jelbjt die Regierung der nordamerikaniſchen 
Union ein Wort für ihn cin. Juarez und feine Regierung, obgleich 
keineswegs rachſüchtig oder blutvürftig, glaubten dem Geſuch nicht ent: 
iprechen zu ſollen und daß vielmehr ein Exempel ftatuirt werben müſſe. 
Wenn bereinft die Tobesftrafe und zumal für fog. politifche Ver: 
brechen überall abgeichafft fein wirb, jo dürfte bie Welt ſich darüber 
als über einen großen und ridtigen Fortidhritt ber Humanität freuen 
und bie nordamerikaniſche Union verbient ficherlih alles Lob dafür, 
daß fie nit daran denkt, den gefangenen. Präfidenten ber ſüdlichen 
Rebellenſtaaten fo zu beftrafen, wie er e8 und bunbertmal mehr als 
Kaifer Max verdient hätte, wenn man nur an die entfeßlichen Greuel 
denft, die vielleicht auf feinen Befehl, jedenfalls aber mit feinem 
Willen an Tauſenden norditaatliher Kriegsgefangener ausgeübt 
wurden. ber fo lange die neuen been felbfi in Europa nod 
nicht die Dberhand gewonnen haben, mag man es den Mericanern 
mit Recht nicht verbenken, wenn fie das „Schwert ber Gerechtigkeit” 
auf das Haupt deſſen fallen ließen, ber, ein frember Dann und von 
einem fremden Herricher dazu eingeladen, von einem fremden Kriegs⸗ 
beere unterftüßt, in ihr Land einbradh, um fie mit Gewalt zu be 
berrihen. Der Umjtand, daß er ber Sproffe eines der älteften und 
vornehmſten europäifchen Fürftengejchledhter war, wog nichts in ben 
Augen diefer Republilaner, die von Europa nad biefen Erfahrungen 
allerdings kaum mehr etwas zu bejorgen haben, bie im Gegentheil 
der Meinung waren, bamit audy nur ben Gedanken an ein ähnliches 
Unternehmen für immer zu erjliden. Die Beſſern unter ihnen 
konnten jebenfalls feinem ſchweren Geſchick ihre Theilnahme und ihr 
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Mitleid nicht verfagen. Unzweifelhaft war er von ben beften und Merico. 
reinften Abfichten geleitet worben, als er ber Sirenenftimme Frank: 
reichs folgte und ſich an die Spike eines Unternehmens ftellte, dem er nicht 
gewachfen, dem ſelbſt der mächtige Herrſcher, der ihn dahin gelodt, 
nicht gewachſen war. Er büfte feine Kühnheit mit männlichen 
Muthe. Sein letztes Wort galt der unglüdliden Kaiferin, die ihre 
Theilnahme an demſelben Unternehmen fern von ihm im beimatb: 
lihen Miramare umbüjterten Geiftes noch ſchwerer büßte Die 
Nachricht erregte in Europa die allgemeinfte Theilnahme. Die Ges 
ſchichte kennt in der That faum ein entjeblicheres politiſches Trauer: 
Ipiel. Der Kaifer der Franzoſen fühlte die ganze Schwere bes un: 
feligen Ereignifjes. Der Kaifer von Oeſterreich aber, den die Rad): 
riht in Münden traf, Tehrte augenblidlih nach Wien zurüd und 
fein Beſuch mit der Kaiferin in Paris, der jchon verabrebet war 
und an ben ber Kaijer ber Franzofen weitreichende politiihe Com: 
binationen geknüpft hatte, unterblieb nunmehr. 

Wenn man au annehmen will, daß Napoleon nit daran — 
denkt, Preußen feine Errungenſchaften von 1866, ſowohl die Anz 
nerionen als die Stellung an ber Epite bes norddeutſchen Bundes, 
wieber ftreitig machen zu wollen, fo ift doch fo viel außer allem 
Zweifel, baß er es für eine ber erften, ja für bie erſte Aufgabe 
ber Faiferlichen Politit erachtet, das weitere Fortſchreiten ber preußiſch⸗ 
beutihen Macht und die Vollendung berfelben zu einem ganz 
Deutſchland umfaffenden Nationalftaate zum allerminbeften fo lange 
als nur immer möglich zu verzögern, vielleicht und unter Umftänden 
überhaupt, jelbft mit ben Waffen in ber Hand zu verhindern. 
Für bie eine wie für bie andere Aufgabe aber ſchien ihm die Mit: 
wirkung Defterreihs unerläßlich zu fein. Die Intereſſen Oeſterreichs 
und Franfreichs fchienen in diefer Beziehung völlig zufammenzufallen. 
Auch DOefterreih hatte nicht bloß formel im Prager Frieden auf 
feine frühere Stellung in Deutſchland förmlich verzichtet und ſowohl 
in bie preußifchen Annexionen als in die Gründung bes norb- 
deutihen Bundes ausbrüdlich eingewilligt, fondern auch Oeſterreich 
dachte offenbar nicht daran, auf biefe Fragen mwieber zurüdzufemmen 
und bie Errungenſchaften Preußens fo weit wieder in Frage jtellen 
zu wollen. Etwas ganz anderes war bagegen bie Stellung Preußens 
zu ben fübbeutichen Staaten, In Folge der Vermittlung Frankreichs 
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— ” hatte ber Prager Friede biefe bem Uebergrifien Preußens zu ent: 
*5  iehen gefucht, jener jsriede war zwiſchen Defterreih und Preußen 


abgeichlofien worden und Oeſterreich hatte ſomit ein Hecht, fich Preußen 
gegenüber auf biefen Frieden und feine Beftimmungen zu berufen, 
was Frankreich wenigſtens formell nicht zuftand. Und ferner: hatte 
auch Defterreih wirklih und aufrihtig auf feine frühere Stellung 
in Deutſchland verzichtet, fo war ihm body biefer Verzicht ein fehr 
ſchmerzlicher geweſen und zwar nicht bloß der dfterreihifchen Regie: 
rung, fondern namentlich auch dem deutſch-öſterreichiſchen Volke. Die 
furchtbare Niederlage, die Defterreich bei Königgrab von feinem alten 
Rivalen erlitten hat, ift nicht bloß von ber öſterr. Regierung, fon 
dern auch vom beutjchzdjterreichiichen Wolfe jchwer empfunden wor: 
den, obgleich fie ihm ſchließlich zum Vortheile ausihlug und zu bei: 
feren inneren Zuftänden verhalf, die es fi ohne fie vielleicht noch 
lange nicht zu erringen vermodt hätte ine Rivalität, Die bamit 
begonnen bat, daß Preußen unter einem großen König, aber unter 
ben nichtigjten Vorwänden fi) gewaltſam einer bisher öſterr. Pro: 
vinz bemäcdhtigte und die fich jeither mit wechſelndem Erfolge wäh: 
rend eines ganzen langen Jahrhunderts fortgefponnen hat, konnte 
überhaupt von den Gemüthern unmöglich fo fchnell vergeffen und bei 
Seite gelegt werben, hüben jo wenig als brüben. So lange bie 
Frage zwiſchen Defterreih und Preußen noch nicht gänzlich gelöst 
ift, fo Tange beide doch nur wieber ober immer noch gegenfeitig auf 
dem Fuße zweier Großmächte ftehen, die fih nah Bismarcks Aus: 
brud „feiner beſonderen Intimität erfreuen“, fo lange nicht ein 
neues Verhältniß zwifchen beiben gefunden ift, ein neues, feſtes Band, 
das, auf ber feiten Grundlage ber nationalen Gemeinſchaft ruhend, 
ben Intereſſen bes einen wie des andern gleichmäßig entfpricht, fo 
lange ift bie ſüddeutſche Frage für Defterreich unzweifelhalt und 
naturgemäß eine Frage erjten Ranges, eine ſolche, die in mehr als 
einer Beziehung geradezu mit feinen Eriftenzfragen zufammenbängt. 

Genau wie Frankreid hatte daher Defterreih ein unb zwar 
jehr lebhaftes Intereſſe, die ſüddeutſche Frage vorerft intact zu er: 
halten und ihre Löſung zum allerminbeiten fo lange wie möglich 
hinauszufchieben. Es mag dahin geftellt bleiben, ob und wie weit 
Deiterreih von den Schuß: und Trutzbündniſſen vom Auguft 1866 
ſchon vorher Kenntniß erlangte; fo viel.ift bagegen außer Zweifel, 
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daß es von ihrer offiziellen Bekanntmachung im März 1867 gleich Preusen 
wie Franfreich unangenehm berührt wurde. Aber während N A 
reich für gut fand, bie Thatſache ſeinerſeits mit Stillſchweigen zu. | 
übergehn, mit bem geheimen Troſte, ben Gegenzug bereits vorbe- 
veitet zu haben (die Schu: und Trugbünbniffe wurden in Berlin 
am 19. März veröffentlicht und am 20. oder 21. erfolgte im Hang 
der Abſchluß des Vertrags bez. Einverleibung Luremburgs in Frank⸗ 
reich), jo war dagegen Oeſterreich berechtigt und in ber Lage, ſich 
darüber offen auszufpredhen. Es proteftirte nicht, aber es erklärte 
unumwunden, baß es fid) in feinen Intereſſen durch dieſelben ver: 
Veßt fühle und daß es allerdings zu protefliven formell und mate⸗ 
riell berechtigt wäre (ſ. ©. 255). Der Gegenzug Frankreichs, bie 
Luxemburger Frage, gab ihm Gelegenheit, ſich noch deutlicher und 
noch offener auszufprehen. Bayern meinte ſchon damals, Ende 
März 1867, „bei ben bloßen Allianzverträgen der einzelnen ſüdd. 
Staaten mit Preußen nicht lange mehr ftehen bleiben zu können“ 
und Fürft Hohenlohe trug fi) daher ſchon damals mit dem Ge: 
banfen der Errichtung eines neuen Staatenbunbes zwiſchen ben fübb. 

, Staaten und dem norbd. Bunde, und einer völkerrechtlichen Allianz 
zwifchen biefem neuen Staatenbunde und Oeſterreich. Die bee des 
Staatenbundes ift für Deutfchland entſchieden ein überwunbener 
Standpunft und ber Plan des Fürften Hohenlohe hatte und bat 
daher ſicherlich Feinerlei Ausfiht auf eine Verwirklichung für bie 
Dauer. Nur als Uebergangsftabium ließ er ſich allenfalls benten, 
in jedem Fall war er aber mwohlgemeint, auch gegenüber Defterreid. 
Fürft Hohenlohe legte ihn daher durch ben bayerifchen Geſandten in 
Wien dem Frhrn. dv. Beuft vor. Die Antwort lautete indeß nicht 
ermuthigend, ift aber ſehr charakteriſtiſch (ſ. S. 257 u. 263). Zu: 
nächſt erklärte, ganz wie früher und vor dem Kriege Preußen ben 
Mittelitanten gegenüber e8 wiederholt gethan Hatte, jo nun auch 
Defterreih gegenüber Bayern verftänbli genug: „In Verhältnifie, 
die ung Verbindlichkeiten und Laften ohne bie vollſte ©egenleiftung 
auflegen würden, kann fi) der Kaiſerſtaat felbft zu Gunſten feiner 
ehemaligen deutſchen Bundesgenoſſen nicht mehr einlaffen“, und be- 
merkte weiterhin fpeciell zu Banden Bayerns nicht minber deutlich: 
„Unfere Wünſche für das Wohl Bayerns find aufrichtig, aber wenn 
Fürft Hohenlohe etwa dazu hinneigen follte, jene Rolle des Ver: 
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u tann ih Ew. für jebt in der That nicht dazu auffordern, den kgl. 
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bayer. Hrn. Minifter bierin zu ermutbigen.“ Bezüglich der Haupt: 
frage aber Tautete bie Antwort Defterreih8 ablehnend, indem Defter: 
reich feinen Standpunkt beitimmt genug dahin präcifirte: „Weber 
Leidenſchaften, noch Gefühle, noch hiſtoriſche Erinnerungen werben 
unfere künftigen Entfchlüffe bejtimmen, fondern e8 wird ung in erfter 
Linie auf die Sicherheit und in zweiter Linie auf den Vortheil ver 
öfterr. Monarchie ankommen.“ Diefe Antwort war eben fo correc 
als zutreffend. Der alte Staatenbund vor 1866 entſprach wohl den 
particulariftiihen Anſchauungen und den dynaſtiſchen Spuveränetäte- 
interefjen der Mittelftanten, aber keineswegs den Intereſſen der beiden 
Großſtaaten, Deftereih8 im Grunde fo wenig als Preußens und 
biefes zeigte denn auch ebenfo wenig Neigung als jenes, auf 
bie erneuerte Idee Bayerns in diefer Beziehung einzugeben. Defter: 
reih aber fand bald darauf Gelegenheit, fi) darüber einläßlicher 
zu Außern und zwar nunmehr nidt bloß gegenüber Bayern, 
fondern auch gegenüber Preußen. Unmittelbar nah ben geſchil— 
berten Gommunicationen verbüfterte fih der politifhe Horizont 
Europas: die Ruremburger Frage reiite fchnell einer entſchei— 
denden Krifis entgegen, Frankreich Tonnte feiner ganzen inneren 
und äußeren Lage nad die Angelegenheit unmöglid mehr cinfad 
fallen laſſen und wollte e8 aud nicht, überzeugt, wenn nicht alles 
wenigftens etwas, die Näumung Ruremburgs von Seite Preußens, zu 
erzielen ; Preußen aber fchien bis Mitte April entfchloffen, nicht zu 
weichen und es nöthigenfalls auf einen Entſcheid der Waffen an: 
fommen zu Taffen. Die Anſichten und Stimmungen in Sübbeutid: 
land gingen auseinander. Die particulariftiihen, Preußen entweder 
feindlichen oder doch abgeneigten Kreife und deren Organe erhoben 
den größten Lärm, Preußen dürfe und könne nicht zurückweichen, 
dürfe und könne das deutfche Luremburg nicht preisgeben u. dgl.; 
bie natignalgefinnten Elemente waren entſchloſſen, aufrichtig zu Preußen 
zu ftehen und fanden ihren Ausbrud in den Erflärungen einer Mehr—⸗ 
heit der bayerifchen und badiſchen Abgenrbnetenfammern; die Regie: 
rungen waren in Berlegenheit und fühlten plößlich die Conſequenzen 
der unfidheren Lage, bie ihnen ber Prager Friede bereitet hatte und 
anf die fie ihrerjeitd eingegangen waren. Man Tonnte nicht willen, 
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wozu ſich Oeſterreich entſchließen werde: wenn es dem Gedankenpreußen 
einer Wiedervergeltung gegen Preußen in feinem Innern Raum! Peer 
gab, fo jchien der Moment heranzurüden, two es ihn befrie- 
digen Fonnte. In welcher Stellung waren aber dann bie zwiſchen 
Frankrei und Dejterreih eingeflemmten ſüdd. Staaten ? Die 
Schub: und Trußbündniffe fehienen ihnen feine genügende Sicher: 
heit zu bieten nicht einmal gegenüber Frankreich, geſchweige denn 
gegenüber Frankreich und Defterreich, und fie boten fie auch in ber 
That nit. Wenn der Krieg losbrach, fo war es nad) der ganzen 
Lage der Lage der Dinge wahrſcheinlich, ja faſt gewiß, daß Preußen 
alle feine und des nordd. Bundes Streitkräfte zufammenfaffen würbe, 
um einen gewaltigen Stoß gegen Paris zu wagen, ber bie frage 
raſch entichieden hätte. Seine eigenen Nord: und Oftfcefüften und 
al die reichen Handelsftädte an venfelben hätte es, Frankreich zur 
See noch lange nicht gewachſen, ber feindlichen Flotte preisgeben 
müffen. Aber nicht ebenfo audy die gefegneten ſüddeutſchen Fluren 
und bie ſüddeutſchen Reſidenzen dem Einbruch einer franzöfiichen Ar: 
mee vom Oberrhein ber; der Süddeutſchland mit feinen eigenen 
Streitkräften vielleicht nicht gewachjen geivefen wäre? Die Schub: 
und Trutzbündniſſe erfhienen auf einmal als das, was fie wirklich 
werth waren — eine Nothbrüde über den Main, hinüber und ber: 
über, mehr nit. Die ſüddeutſchen Regierungen waren durch die⸗ 
felben nicht unbedingt gebunden, die Trage, ob ihnen bie Entſchei⸗ 
bung über ben Eintritt des casus foederis geblieben fei, war eine 
ftreitige und war in Süddeutſchland geftellt und erörtert worden; 
aber ebenfo war auch Preußen nicht unbedingt gebunden und mochte 
Anftand nehmen, jeine Kräfte, die e8 auf den Hauptpunft zu con 
centriren gedachte, zu ſchwächen, um einen vielleicht zweifelhaften 
Alliirten zu ſchützen. Rechte und Pflichten entfpredhen fidh: je ges 
ringer die Pflicht ift, Die man über ſich nimmt, deſto geringer find 
auch die Rechte, die man in Anfprucdh nehmen fann. Das erwogen 
und fühlten jest bie jübbeutihen Regierungen: aber fie hatten eben 
im Auguft 1866 und feither Preußen nicht mehr Rechte angeboten, 
Preußen war nicht in ber Lage gewefen, mehr Pflichten auf fi zu 
nehmen. Und war bie Rage fchon gefährlid, wenn Defterreich neu: 
tral blieb, fo war fie natürlih noch ungleich gefährlicher, mens 
Defterreih mit Frankreich yon Anfang am uber im wecken ein 


reich. 
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Preußen — wer mochte e8 willen? — gemeinfame Sache machen jollte. War 
a nicht mit Rüdfiht auf diefen immerhin möglichen Fall die Beobad: 
tung firenger Neutralität weit vortheilhafter, ja ſogar geboten ? Aber 
bie Schuß: und Trußbündniffe mit Preußen? Es ift fih in ber 
That nicht zu verwunbern, daß bie ſüdd. Regierungen, diejenige 
Bayerns zumal plötzlich eine gewaltige Angſt überfam; fie war voll- 
kommen beredtigt. Bayern mußte wünjchen, über die Abſichten und 
Entihlüffe Preußens, über die Abfichten und Entſchlüſſe Defterreichs 
ins Klare zu fommen, und ein Mittel zu finden, um der Gefahr, von 
beiden Eeiten gefaßt zu werben, wo immer möglich zu entgehen. 
Gewiſſe Thatfachen Iprechen dafür, daß Bayern vielleicht noch nicht ges 
radezu entjchloffen aber doch fehr geneigt war, fi ſchlimmſten Falls in 
Gottes Namen für die Neutralität zu erflären und das Schuß: und 
Trutzbündniß dahin geftellt fein zu laſſen. Graf Tauffkirchen wurde 
am 12. April mit einer Specialmiffion nad) Berlin geſchickt und ging 
barauf mit ben vermuthlich gewünjchten, jedenfalls erwünjchten Auf: 
trägen Bismards verfehen nah Wien. Diefe Aufträge befanden in 
bem Anerbieten oder richtiger der Forderung einer Allianz zwiſchen 
Deiterreih und Preußen, reſp. zwiſchen jenem und ſämmilichen deut: 
[hen Staaten, wogegen Preußen fidh bereit erklärte, Oeſterreich feine 
beutfhen Befitungen dauernd, feine außerdeutſchen wenigjtens tem: 
porär zu garantiren, mit dem Beifügen, daß Rußland der “Dritte 
im Bunde wäre. Man muß geftehen, daß dieſe Vorſchläge für 
Defterreih durdaus unannehmbar waren. Oeſterreich lehnte fie 
denn auch ohne Bedenken ab. Die Depeche, die Frhr. v. Beuſt 
darüber unter dem 19. April an feinen Vertreter in Berlin richtete 
(ſ. ©. 259) und in ber er die Gründe dafür ebenfo offen, ale 
Har und bejtimmt auseinanderfeßte, ift in ihrer Art gerabezu ein 
Meifterftül. Die Frage ift offenbar noch nicht reif. So viel kann 
jedoch ſchon jegt mit Beftimmtheit behauptet werben, daß Preußen, 
wenn es dereinſt wirflih eine Allianz, und zwar nicht bloß eine 
augenblidliche, wie damals, fonbern eine dauernde mit Oeſterreich 
wünſchen wird — und es muß fie ſchließlich wünſchen, weil Davon 
bie jchließliche Löjung der fübd. Frage in feinem Sinne und im 
nationalen Intereſſe abhängt — Defterreich ganz andere Bebingun- 
gen wird anbieten müfjen, Bedingungen, bie ganz ebenſo und gleich: 
gewogen ben Intereſſen Dejterreihs wie denen Preußens entjprechen 
und daß bannzumal Rußland jedenfalls nit der Dritte im Bunde 
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fein wird. Bis dahin aber wird das Verhältniß zwiſchen Deutfc: Freben 
Yand und Defterreih in der Schwebe und bie ſüddeutſche Trage eine zeig, 
ungelöste bleiben. Der Reit des Jahres bot ben verjchiebenen Be: 
tbeiligten Feine weitere ©elegenheit mehr, auf die Trage zurüdzu- 
fommen. Der Kaijer der Franzoſen kam einige Zeit barauf mit dem 
Kaifer von Defterreich in Salzburg zufammen und es ift jo ziemlich 
außer Zweifel, daß bie Trage eines Bündnifjes gegen Preußen bort 
geftellt und erörtert wurde, Defterreich Ichnte e8 ab und Napoleon 
mußte unverrichteter Dinge nah Paris zurüdtehren. 

An die Stelle einer Verwidelung im Norden trat in ber 
zweiten Hälfte bes %. 1867 eine foldhe im Süben unb zwar, wenn 
man bie mächtigen Intereſſen, die dabei ins Spiel kamen, erwägt, 
eine ebenfo ernfte. Merkwürdiger Weife war ganz ähnlich im J. 1864 
bem beutjch-bänifchen Kriege im Frühjahr bie franzöfifcheitalienifche 
Convention bez. Roms im September gefolgt. ZTroß aller Ber: 
fehiebenheiten, die auf der Hand liegen, beſteht zwifchen ber italieni- 
fhen und der deutſchen Frage ein innerer Zuſammenhang, ber, ab: 
gefehen von den Ideen, die beiben zu Grunde liegen und bie ſich 
nit auf das Nationalitätsprincip beichränfen, von außen durch 
Frankreich einerfeits, Defterreich andererfeits vermittelt wurde und 
zum Theil e8 noch wird. | 

In Folge der Convention vom 15. September 1864 hatten Rom. 
bie Franzoſen zu Anfang Decembers 1866, zwei Jahre, nachdem 
das italienische Parlament fi dem Verlangen berjelben Convention 
gefügt und die Hauptftadt von Turin nad Florenz verlegt, Rom 
und ben Kirchenflaat geräumt und waren nad Frankreich zurüd: 
gelehrt. Am 11. Dec. 1866 wehte die päpftliche Fahne zum erſten⸗ 
mal wieder von ber Engelsburg. Der Papſt modte nun fehen, 
wie er mit feinen Unterthanen allein fertig werben könne. Gegen 
einen Angriff von Stalien ber ſchützte ihn bie von biejem felber und 
freiwillig eingegangene Convention, bie überbieß die Unterſchrift 
Frankreichs trug; gegen die berechtigten Forderungen ber Römer 
wollte Frankreich den Papft und fein clericales Negiment nicht länger 
gewaltſam ſchützen, nachdem derſelbe alle Reformen troß der wieber: 
holten und dringenden, ja mehr oder weniger ſelbſt drohenden Räthe 
Frankreichs feit zwanzig Jahren aufs beſtimmteſte abgelehnt ober doch 
an eine geradezu unmoͤgliche Bebingung, die Nüderftattung ber ihm 
„geranbien“ Provinzen, geimäpkt Hatte, uns Tania ch we, TUR, 
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Rom. ohne allen feinen politiihen Grundſätzen geradezu ins Geficht zu 


ſchlagen. Zunächſt indeß hatte das päpftliche Regiment von den Rö- 
mern in ber That nicht allzu viel zu bejorgen. Die Bewohner ber 
Provinz, find, mit Ausnahme einiger Lanbftäbte, namentlich: VBiterbo’s, 
in ihrer politifchen und materiellen Entwidelung viel zu weit zurüd, 
um gefährlih zu fein, meift jogar viel zu weit, um aud) nur zu ver: 
ftehen, um was es ſich eigentlich handle; gegen bie Bevölkerung der 
Stadt Rom aber, deren entſchiedene Mehrheit allerdings ver Priefter: 
herrſchaft abgeneigt ift und nad einem autonomen, weltliden Regi⸗ 
mente verlangt, das den Forderungen der Neuzeit gerecht würbe wie 
in der ganzen übrigen Welt, verließ ſich der Papft auf feine Armee, 
die, etwa 10,000 Dann ftarf und meiſt aus geworbenen Auslän- 
dern bejtehend, diefer Aufgabe mehr als gewachſen ſchien, wofern nur 
ben Reuerern von außen d. h. von talien ber feine Unterjtüßung zu 
Theil wurde. Dazu aber hatte fih ja Italien förmlid verpflichtet. 
Allein wenn es ſich auch dazu verpflichtet hatte, überhaupt bazu, bie 
Löſung der römiſchen Yrage nicht durch gemwaltthätige Mittel zu er: 
zielen, fo hatte e8 doch keineswegs darauf verzichtet, baffelbe Ziel 
durch „moraliſche Mittel” zu erreichen, ja nicht einmal formell und 
ausbrüdlich, wenn auch allerdings gewiflermaßen thatſächlich auf- fei- 
nen früheren Barlamentsbefhluß, dur welden Rom zur Haupt: 
ſtadt Italiens erklärt worden war. Worin indeß jene „moralifchen 
Mittel” beftehen jollten, blieb zweifelhaft, jeder konnte fi) darunter 
benfen, was er wollte und mochte, ebenjo zweifelhaft, als es das 
Ziel im Grunde felber war. Im allgemeinen konnte basjelbe als 
ein boppeltes bezeichnet werden — die vollftändige Befeitigung ber 
weltlichen Herrichaft des Papftes und die Erledigung der jeit einer 
Reihe von Jahren zwiſchen Staat und Kirche ausgebrochenen Streitig— 
feiten durch eine vollitändige Neuordnung des ganzen DVerhältnifjes 
nad dem von Cavour hinterlaffenen Grundfaße einer „freien Kirche 
im freien Staat”, d. h. durch Trennung von Staat und Kirche, 
Allein der einen wie der andern Aufgabe ftanden fajt unüberwind⸗ 
lihe Schwierigkeiten entgegen. Eine völlige Befeitigung auch noch 
ver lebten Reſte der weltlichen Herrichaft des Papſtes war doch nur 
möglich, wenn bie Unabhängigkeit des hl. Stuhls in anderer Weile 
binlänglich gefihert wurde, um den in fo fern durchaus berechtigten 
Intereſſen und Forderungen ber Fatholifchen Welt zu genügen; bie 
italieniifche., Regierang war nun dazu allerdings, ſo weit es von ihr 
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abhing, vollfommen bereit, aber fie fand Niemanden, mit bem fie Rom. 


darüber hätte in Unterhandlung treten können: der römiſche Stuhl 
felber wollte davon abjolut nichts, unter feinen Umftänden und feinen 
Bedingungen etwas wiflen, die Fatholifhen Regierungen aber hielten 
zurüd und zeigten Teinerlei Neigung, die Frage ihrerjeits in bie 
Hand nehmen, geſchweige denn ben Papft zu irgend etwas zwingen 
zu wollen. Noch größer waren die Schwierigkeiten, welche einer Lö— 
fung der zweiten Frage im Wege ftanden und dieje waren nicht bloß 
äußere, fondern innere, in ber Sache ſelbſt liegende. Die öffentliche 
Meinung in Stalien ift für eine Durdführung ber Idee Cavours 
offenbar noch nicht reif und zwar auf ber einen Seite fo wenig ale 
auf der andern. Die Kirche felbft, jo weit fie fih auf die Idee 
überhaupt einläßt und auch ihrerfeits ihre „Freiheit“ in Anſpruch 
nimmt, verjtebt darunter nichts anderes als Herrichaft über den Staat 
und ift weniger als je geneigt, auf dieſe Herrſchaft zu verzichten, feit fie 
durch den Syllabus bie ganze moderne Entwidelung des Staats 
verdammt hat und fort und fort verbammt. Aber auch dem Staate 
verwandelt fi die Freiheit und Unabhängigkeit von ber Kirche, bie 
er anjftrebt, nur zu oft unter den Händen in eine Herrſchaft über 
biefelbe und in Eingriffe in ein Gebiet, das unzweifelhaft ber Kirche 
und ibr allein zuſteht. So kam es, daß biefe Frage während bes 
% 1867 auch nidt um einen Schritt ihrer Löſung näher rüdte, 
ichließlich aber Garibaldi neuerdings den Verſuch magte, die Frage 
ber weltlichen Herrjchaft gewaltiam zu Idfen, ohne jedoch etwas ans 
beres zu erreichen, al8 die Schwäche Italiens an ben Tag zu legen 
und e8 von feinem Ziel weiter als je zurückzuſchleudern. 


Die italienijche Regierung unter der Leitung bes gemäßigten Jialien. 


und bejonnenen Ricajoli legte Anfangs die Iebhaftefte Neigung an ben . 


Tag, ſich mit Rom fo weit nur möglich zu verftändigen. Wie früher den 
Eommend. Begezzi, ſo janbte fie jebt jhon Ende 1866 den Commend. 
Tonello in bejonderer Miſſion nah Rom. Allein Rom zeigte fi, unbes 
weglich auf feinem Standpunkte beharrend, wohl geneigt, Conceſſionen 
entgegen zu nehmen nicht aber zu machen. Auf diefen Standpunft 
fonnte Italien nicht eingehen und Tonello Fehrte Ende März im we⸗ 
fentligen völlig unverrichteter Dinge zurüd. Die inzwiſchen in Florenz 
auf die Tagesordnung geftellte Frage ber Kirchengüter hatte Nom 
aufs neue gegen Italien aufgebracht, obgleich Ricafoli gerade darin 
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Zeelien ihm fo viel wie nur immer möglich enigegen zu kommen gejudt 


hatte. Sein Vorſchlag, ben er dem Parlament vorlegte, ging näm⸗ 
lich im Weſentlichen bahin, die eingezogenen Kirchengüter follten 
jämmtlich verfauft und der Ertrag berfelben ver Kirche d. 5. ben 
Bilhöfen zurüdgegeben werben, freilich mit Abzug von 600 Mil. Fr., 
bie der Staat für fich behielt, um daraus das Deficit zu decken, bis das 
Gleichgewicht zwiſchen Einnahmen und Ausgaben theils durch Erfpar: 
niffe theil8 durch neue Steuern hergeftellt wäre. Um bas Gefchäft nad 
beiden Eeiten zu erleichtern, hatte Ricafoli gleichzeitig einen Vertrag 
mit dem clericalen belgiihen Bankhauſe Langrand:Dumonceau abge: 
ſchloſſen, das die 600 Mill. Tieferte und dagegen bie Liquidation 
ber Kirchengüter übernahm; die Biſchöfe konnten fie alfo zurüd: 
faufen, wenn fie wollten und zwar von einem unzmweifelhaften Ber: 
trauensmann ber römijhen Curie ſelbſt. Der Vorſchlag fand indeß 
beim Parlament wenig Anklang: es jchien doch allzugefährkich, den 
Biſchöfen ein fo ungeheures Vermögen zu vollfommen freier Ber: 
fügung in die Hände zu geben; fie mochten es auch ftatt in Grund: 
befib im Lande oder in Renten des eigenen Staats in fremden 
Renten anlegen und darüber nicht im Intereſſe der Kirche des Lan: 
bes, fondern in dem ber Geſellſchaft Jeſu, überhaupt zu Gott weiß 
was verfügen. Die Bureaus ber zweiten Sammer, an welche bie 
Borlage zunächſt ging, verwarfen fie ſämmtlich als in diefer Form 
nicht annehmbar. Zugleich begannen Vollsverfammlungen die Trage 
in nicht fehr fchonender Art zu behandeln, Ricafoli ſuchte dieß zu 
verhindern und verbot fie, die Kammer erkannte dieß für ein ver: 
faflungswidriges Gebahren und ertheilte ihm ein Tadelsvotum. Da 
griff Ricajoli zum äußerſten Mittel, löste die Kammer auf und orb: 
nete Neuwahlen an, in der Hoffnung, daß aus benjelben eine feite 
minifterielle Majorität hervorgehen werde. Allein dieſelben ergaben 
fo ziemlih das alte Verhältniß ber Parteien und Ricafoli benützte 
daher die erjte Gelegenheit, um freiwillig zurüd zu treten. An feine 
Stelle trat im April wieberum Ratazzi. Eine feiner erſten Hand: 
lungen war, dem Parlament einen neuen ©ejeßentwurf bez. Liqui⸗ 
birung der Kirchengüter vorzulegen: bei den 600 Mill. für den 
Staat blieb es, aber Ratazzi Iegte fie als Hypothek auf jene Güter, 
die binnen vier Jahren bezahlt werben follte, indem er es ben Bi 
f&höfen überließ, wie fie bie Summe aufbringen wollten, und ſeinerfeits 
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nicht auf dem Verkauf fämmtliher Güter beharrtee Die Borlage Starten. 
fand begreiflicher Weife jo wenig ben Beifall des Parlamentes als 
die Ricafoli’8 und ſchon Anfangs Juni verwarfen ihn ſämmiliche 
Bureaus ber zweiten Kammer gleichfalls. Aber Rattazzi trat barum 
nicht fo wie Ricafolt zurüd, jondern erflärte der Kammer, daß er 
bereit fei, fih auf Mobificationen einzulaſſen. Rattazzi fühlte über: 
haupt Neigung und Bebürfniß, fich wenigftens theilweife auf bie 
Linke zu ſtützen und biefe erhielt daburdy gewonnenes Spiel. Die 
Commiffion der Kammer arbeitete nun einen ganz neuen fehr radi—⸗ 
calen Entwurf für bie Liquidation ber Kirchengüter aus: die Por: 
wegnahme der 600 Mill. wurde auch in biefen Entwurf aufgenom: 
men, die Güter follten aber fammt und fonders verkauft, die tote 
Hand damit völlig befeitigt und ber Ertrag der Güter vom Staate 
verwaltet, die gelammte Geiftlichfeit auf feite, inbeß anſtändige Be: 
foldungen gejeßt werden. Das Beſte war, daß die Commillion be: 
ſchloß, die Regierung gleichzeitig einzuladen, no vor dem Verkauf 
der Kirchengüter dem Parlament eine neue Steuer, die wenigſtens 
80 Mill. eintrüge, vorzufchlagen und die Kammer aufzuforbern, biefe 
Steuer zu bewilligen. In diefer Form wurbe das Geſetz benn auch 
nod vor Ende Juli von der zweiten Kammer mit 204 gegen 58 Stim: 
men angenommen und im Auguft auch vom Senat mit 84 gegen 
29 Stimmen, worauf fih das Parlament bis zum Dec. vertagte. 

Das Schwergewicht des Intereſſes lag in diefem Momente 
bereits nicht mehr in den Verhandlungen und Beſchlüſſen des Par⸗ 
Iaments, ſondern außerhalb veffelben an der römifchen Grenze, imo 
Garibaldi bereits alles zu einem nenen gewaltjamen Unternehmen 
gegen Rom und gegen bie weltliche Herrichaft eingeleitet hatte. Die 
erftien Anfänge des Unternehmens reihen noch ins J. 1866 zurüd, 
wo, unmittelbar nach dem Abzug der Franzofen aus Rom Abge: 
fandte des unzufriedenften Theils der Römer bei Garibaldi auf Ca⸗ 
prera erfhienen und ihn zu einem Zuge gegen Rom aufforberten, 
indem fie ihm goldene Berge von Seite ber Römer ſelbſt veriprachen. 
Garibaldi ging darauf ein und begann zunächſt im Anfange d. J. 
1867 Rundreifen zuerft im Venetianiihen dann in Piemont, wo: 
bei er das Volk in der beftigften und leibenfhaftlichften Weife gegen 
Rom und bie Priefter aufhetzte. Zu Anfangs Sommers verfügte er 
fi in ein Heilbab bei Siena und begann von da an, gegen Rom 
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alien. zu werben und zu rüften. Der italienijhen Regierung waren feine 


Umtriebe keineswegs verborgen und auch die franzöſiſche Regierung 
hatte ihnen längit ein aufmerkſames Auge gewidmet, bie italieniſche 
Regierung von allen, was fie erfuhr, in Kenntniß gejeßt und fie zu 
angemeflenen Maßregeln aufgefordert. Rattazzi hielt die Sache nicht 
für jo gefährlich, weil er, wie übrigens bie öffentliche Deeinung Ita— 
liens im Großen und Ganzen felber, lange nicht an eine ernftlice 
Abfiht Garibaldi's glaubte, und gab in Paris fortwährend die beften 
Worte. Zu Anfang Septembers nahmen die Dinge eine ernflere 
Geftalt an, «8 ließ ſich nicht länger bezweifeln und nicht länger läugnen, 
baß ein Unternehmen gegen Nom nicht bloß im Zuge, ſondern jchon 
in ber Ausführung begriffen ſei: Freiwillige hatten ſchon in Eleinen 
Truppe bie römiſche Grenze überſchritten, was bei der Bejchaffen: 
heit des dortigen Terrains von dem italieniihden Grenzcorbon gar 
nicht verhindert werben konnte. Rattazzi glaubte endlich allerdings 
etwas thun zu müflen und Garibalbi wurde am 24. Sept. in Afl: 
nalunga unweit ber römiſchen Grenze verhaftet und nad) ber Feftung 
Aleffandria gebracht, dort aber ſchon nach wenigen Tagen ohne fpe: 
cielle Berpflihtung nad Caprera entlafjen, wo ihn indeß einige 
Kriegsichiffe überwachten, um jedes Entweichen unmöglich zu machen. 
Allein nun trat eine jener Wendungen ein, die nur zu häufig nicht 
vorhergejehen werden und doch ganz natürlich find. Die öffentliche 
Meinung Staliens, jo weit fie nicht direct von ber Actionspartei 
und Garibaldi beeinflußt wird, hatte fich bisher dem ganz offen be 
jprochenen Unternehmen gegenüber ziemlih zurüdhaltend und gleid- 
gültig verhalten, hauptſächlich, weil fie ihm Teinerlei Ausficht 
auf Erfolg zufchrieb und eben darum auch nicht glauben wollte, daß 
Garibaldi ein folches wirklich beabſichtige. Die Verhaftung Gari- 
baldi’s riß fie aus ihrem Unglauben heraus und ſobald ihr ein 
Unternehmen gegen Rom als möglich erſchien, neigte fie ſich aud 
alsbald entjchieden dem Gedanken zu, e8 wirklich zu verfuhen. Rat: 
tazzi erzielte jomit durch bie Verhaftung Garibaldi's gerabe das 
Gegentheil deſſen was er beabfichtigt hatte und fühlte fi alsbald 
viel zu ſchwach, dem Sturm entgegen zu treten. 

Das Studium italienijcher Zuftände möchte für Deutfchland 
ſehr belchrend fein. In Stalien herrſcht feit der. Gründung bes 
neuen Königreichs ein durchaus conftitutionelles Regiment. Der 
König Victor Emanuel ift ein conftitutioneller König, wie ihn con 
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ſtitutionelle Theoretifer nur wünſchen mögen; in das Detail ber Statien, 
Verwaltung mijcht er ſich jo wenig wie nur möglih und überläßt 
das Regiment feinem Minifterium, das er flätig aus den Führern 
ber Kammermehrheit wählt und das mit den wechſelnden Majoritäten 
gleihfalls wechfelt, wobei ab und zu aud Kammerauflöfungen und 
Neuwahlen verfucht werden, fo ziemlih mie bieß in England, dem 
conftitutionellen Mufterftaat, Herfommen und Brauch ift. Leider ift 
indeß die Grundlage, auf der fi dieſe Erſcheinungen abfpielen, in 
beiden Ländern eine ſehr verſchiedene. In England ift ein Theil, 
und zwar ficher nicht ber unmejentlichfte, des Fundamente, auf dem 
das gefammte politiiche Leben der Nation ruht, die Autonomie, das 
Selfgovernment der Gemeinden, Grafihaften ꝛc., der Einwirkung 
des Parlaments und der Regierung nit nur vollitändig entzogen, 
fondern wirb aud von feiner Seite angefochten, vielmehr alljeitig 
anerfannt. In Italien ift das nicht der Fall: eine Autonomie ber 
Gemeinden und Provinzen befteht theils gar nicht, theils ift fie eine 
fehr beſchränkte: alles ift no im Fluß und das centralifirende und 
uniformirende franzöfijche Regierungs- und Berwaltungsiyftem wurbe 
feit 1861 adoptirt, nicht weil e8 dem Volksgeiſte entjprochen hätte, 
fondern im Gegentheil obgleich es ihm bewußter Weife nicht ent- 
fpricht, lediglich um vorläufig die Einheit zu fihern unb mit ber 
Haren Abficht, ſpäter auf die Frage zurüdzulommen. Die Regierungs: 
gewalt ift ſomit in Stalien eine viel umfaffendere als in England, 
fie kann fih in alles miſchen und miſcht fi in alles wie in Frank: 
reih, nur mit dem Unterſchied, daß die entralifation keine fo 
ftramme, feit Jahrzehenten ausgebildete, nach oben und nad unten 
feft eingelebte ift, wie in Yranfreih und daß die Regierungsgemalt 
wieberum anders als in Frankreich vom Parlament abhängig ift, 
aͤhnlich eben wie in England. Die DVerjchiebenheit ift praktiſch von 
der allergrößten Bedentung. Die wechſelnden engliſchen Deinijter 
find, fo lange fie am Ruder ftehen, bamit beichäftigt, ihre Partei 
zufammenzuhalten, worauf ihre ganze Stellung beruht, ihre Maß- 
regeln im Parlament durchzubringen, gewiſſe allgemeine Directiven, 
die dem von ihnen repräjentirten Parteifyftem entſprechen, in ber Re: 
gierung möglichft feftzuhalten und im übrigen namentlich auch erledigte 
Stellen, die Hof: und Staatswürden, die zahlreihen Sinecuren mit ihren 
Parteigenoffen zu beſetzen; um das Detail ber in ihrem Umkreis wie ges 
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Statien. fagt ohnehin viel befchränkteren Verwaltung befümmern ſie ſich viel 


weniger, das überlaffen fie wejentlih ihren Bureauchefs, Die größten: 
theild nicht wechſeln. In Stalien fallen alle genannten Aufgaben 
engliſcher Minifter ben Miniftern gleihfalls zu, in den Meinifterien 
felbft beftcht aber noch feine oder nur eine jehr geringe Tradition, 
das Perjonal wechſelt viel häufiger, der Minifter hat eine Menge 
Berfügungen ꝛc. zu treffen, an bie ber engliſche Minifler nicht ein- 
mal denkt, und trifft fie ober trifft fie auch nicht, wenigftens nur 
im allgemeinen, jo daß den Präfecten ein großer Spielraum übrig 
bleibt. Die Folge davon ift, daß während in England Die ver: 
ſchiedenen Getriebe großentheils ganz von felber gehen, in Frankreich 
aber die eine, große Maſchinerie von einem Geifte geleitet wirb und 
mit trauriger aber bewundernswürbiger Genauigkeit und Ueberein 
ſtimmung alles in einander greift bis auf das kleinſte Rädchen und 
ben legten Ragel, biefelbe Einrichtung in Italien nur unregelmäßig 
arbeitet und bald da bald bort etwas ſtockt. Das ift jedoch keines⸗ 
wege bie einzige DVerjchiedenheit, nicht einmal die wichtigfte. In 
England ift die Regierungsgemwalt, innerhalb ihres beſchränkten Um: 
fanges, eine jtarfe und Niemand denkt daran fie zu ſchwächen: wie 
hoch auch die Wogen der Parteilämpfe gehen mögen, man kämpft 
um die Orundjäße, nad welchen regiert werden fol, aber man ift 
gewöhnt, ſich dieſen Grundfägen, dem Geſetz, unbedingt zu unter: 
ziehen, ben beftehenden, fo lange fie eben bejtehen, den neuen, fobald 
fie einmal durdhgefeßt worden find, und das ift Sache ber Preffe, ber 
Bereine und Berfammlungen, in letter Linie bes Parlaments. In 
Italien finden wir die Thätigkeit und das Spiel ber Iebteren Kräfte 
gleichfalls, aber daneben auf allen Seiten das Streben, folange 
etwas Neues, Beſſeres oder auch Schlimmeres, nicht hat durchgeſetzt 
werben können, wenigſtens bag Alte zu ſchwächen, um jenem beito 
leichter zum Durchbruch zu helfen und damit eben die Regierung 
und bie Negierungsgewalt jelber zu ſchwächen. Und ba ftößt man 
enblih auf den letzten und entſcheidenden Unterſchied. In England 
finden wir feit bald zwei Jahrhunderten zwei große Parteien, bie 
zwar feit dreißig Jahren fihtlih in allmäliger Auflöfung begriffen 
find, aber als ſolche doch heute noch daftehen, denen fich. einzelne 
Differenzen einfügen und unterorbnen, um innerhalb ber Partei zu 
wirken, zwei große Parteien, unter benen das Regiment wechjelt, auf 
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Die fi) aber das Regiment auch mit Zuverſicht fügen kann. Es Italien. 
möchte fraglich fein, ob dieß überall wünſchbar, noch mehr, ob es 
auch anberwärts möglich fei. Vielleicht entjpricht es ausſchließlich 
einer fo großartigen, bis auf die jüngfte Zeit durch einen feiten Kitt 
vielfältig und mannigfaltig zufammenhängenden Wriftofratie, wie fie 
und England zur Ericheinung gebracht hat. In Italien finden mir 
nichts der Art. Alles ift erit im Werben: was in England bloße 
Fraetionen ober Nüancen find, das find in Stalien Parteien, bie 
fi) einander bald nähern, bald wieder von einander entfernen, fi) 
verſchmelzen und wieder trennen, mit einem Wort erft nad) Ce: 
ftaltung ringen. Aus diefer wechjelnden und ſchwankenden Unterlage 
geht nun das Minifterium hervor, ſchwankend und wankend wie. biefe, 
feinen Augenblid der Majorität fiher und immer bemüht, fich eine 
ſolche zu Schaffen, ohne je damit in ficherer Weile zu Stande zu 
fommen. Die Folge davon ift eine ſchwache Regierung, aber zugleich 
auch ein jchwaches Parlament. Das eine bedingt das andere mit 
unausweichlicher Nothwenbigfeit. 

Nicafoli war eben darum im Frühjahr 1867 zurücdgetreten, 
nicht weil er eine Majorität gegen fich, ſondern weil er trob ber 
Neumahlen keine ſolche für fih zu Stande gebracht hatte. Rattazzi, 
der ihm folgte, war in nicht befjerer Lage, nur daß er, im Gegen: 
fat gegen feinen Vorgänger, es von jeher mit Grundfägen nicht fo 
genau genommen bat. Um fi zu halten, machte er ben verfchiedenen 
Parteien und Parteiführern Eonceffionen und ſchuf fih fo zwar 
nicht eine Majorität, aber doch augenblidlihe Majoritäten. Die nas 
türlidhe Folge war, daß er felber jeben feſten Standpunkt einbüßte, 
woſern er überhaupt jemals einen ſolchen batte, bloß noch mit Aus: 
Funftsmitteln regierte und ein Spielball des Zufalls und unberechen- 
barer Strömungen wurde, in einem YAugenblide, da eine ber größten 
und ſchwierigſten Fragen unjerer Zeit ohne Rüdfiht auf ihn und 
feine Stellung nad außen wie nach innen gewaltiam bu 
bracht werben wollte. Sobald bie öffentlihe Meinung. 
die Verhaftung Oaribaldis aus ihrer bisherigen: Kert 
Gleichgültigkeit aufgefchredt worden war ut" | 
artige® Unternehmen 3. 3. überhaupt mit“ 
ziehen anfing, mußte fie fi auch jagen, 
nun einmal getroffen, Garibalbi gewonm 
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Stolien. fagten, bereit feien, der Erfolg weſentlich won der Haltung ber ital. 


Regierung abhänge, biefe aber wieber von jener bes franz. Gouver: 
nements oder möglicher Weile auch umgekehrt, indem bie franz. Ne: 
gierung vielleicht nicht To viel Dagegen einzumenden hätte, wenn bie 
italienifche dafür gewonnen werben könnte. Die ſchnelle Entlafjung 
Garibaldis ohne alle und jede Bebingung gewährte dießfalls Hoff: 
nungen und nod mehr ber Umftand, daß Rattazzi. überhaupt ‚und 
fhon feit längerer Zeit mit ber. Actionspartei ja auf dem beſten 
Fuße ftand, Populäre Strömungen find indeß unberechenbar und 
hängen fehr oft nichts weniger als von Erwägungen ab. Genug 
fhon 14 Tage nad ber Berhaftung Garibaldis war bie öffentliche 
Meinung Staliens bereits entſchieden für bie Erpebition und Alles 
bafür in Bewegung: Garibaldi bezeichnete ben ſchon Geworbenen 
und Bereiten von Caprera aus jeinen Sohn Menotti als feinen einft: 
weiligen Stellvertreter und in Florenz bildete fi ein Central⸗Hülfjs⸗ 
comite, das überall zahlreiche Werbebureaur eröffnete. Rattazzi 
mußte fich entſcheiden. Entſchied er fi) gegen ben Plan, fo mußte 
er ſich aber auch entichließen, feine ganze Erijtenz einzufeßen und 
ein zweites Ajpromonte zu wagen, bloße Polizeimittel reichten jetzt 
lange nicht. mehr aus. Dazu konnte er fi indeß nicht entjchließen 
und jo Hatte die Bewegung alsbald gemonnenes Spiel. Zmeideutig 
wie feine Perſönlichkeit war auch feine Politik: fo weit es gefchehen 
fonnte, ohne fih gegenüber ber Actionspartei zu compromittiren, 
fuchte er die Bewegung zu hindern oder wenigſtens zu hemmen; und 
ſo weit es hinwieder gefchehen Tonnte, ohne ſich gegenüber Frankreich 
zu compromittiren, gewährte er ihr unter ber Hand allen nur mög: 
lichen Borfhub. Um die Mitte Octoberd war bie Bewegung in 
vollem Zuge und hatte entfchieben die Oberhand gewonnen. Cart: 
baldi hatte die großen SKriegsichiffe, die ihn in Gaprera - über: 
wachen follten, getäufht und war auf einem Tleinen Kahne ent- 
fommen. Selbit Rattazzi konnte ſich indeß über die Größe und die 
Tragweite des Unternehmens nicht täufchen: wie er jpäter offen und 
im Parlament zugeftand, meinte er, Frankreich merbe vielleicht der Sache 
Ihlieglih ihren Lauf laſſen, wenn es ſich überzeuge, daß es fich keines⸗ 
wege um einen bloßen Flibuftierzug handle, ſondern um ein na- 
tionale® Unternehmen, für das die Regierung im rechten Moment 
jelber einftehe, und jollte es nicht ber Fall fein, fo tröſtete er ſich 
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damit, Italien würde in dieſem Fall wohl Freunde finden, die es Jialien. 

nicht fallen ließen. Allein in dieſer Berechnung täuſchte er ſich. | 
Die franzdf. Regierung war von Allem, was auf der Halb: Srant- 

infel vorging, aufs genauefte unterrichtet und ihre Entſchlüſſe waren reich. 

gefaßt. Nicht daß der Kaiſer perſönlich nicht von der abſoluten 

Unhaltbarkeit der gegenwärtigen Zuſtände im Kirchenſtaat und von 

der Unhaltbarkeit der weltlichen Herrſchaft des Papſtes überhaupt, 

ſo wie von der Möglichkeit, ſie im Intereſſe der Unabhängigkeit des 

Hl. Stuhles und der geſammten kath. Kirche durch andere Ein: 

richtungen zu erſetzen, vollſtändig überzeugt geweſen wäre; eine ganze 

Reihe von Thatſachen, von ſeinem Briefe an Edgar Ney i. J. 1849 

bis zu der Broſchüre le pape et le congres i. J. 1859 und 

fpäter, laſſen barüber kaum einen Zweifel. Auch das mag er 

wohl erwogen haben, daß es vielleiht gerade die Aufgabe einer 

wirklich confervativen Politit fein möchte, diefe Yrage, die nicht 

bloß ganz Italien, jondern ganz Europa in Spannung hält, aller: 

dings gegen die Wünfche und Vorurtheile des hl. Vaters und gegen 

bie Wünſche und Vorurtheile der ſpecifiſch katholiſchen Parteien aber 

im wahren Intereſſe des römischen Stuhles ſelber zur Löſung zu 

bringen. Die auswärtige Politit des Kaifers hätte bei einer Löſung 

biefer Yrage im Sinne der Zeit unter Umftänden gar wohl ihre 

Rechnung finden können: Stalien hätte er dadurch wenigftens für. 

längere Zeit aufs neue an ſich gefettet und felbft aus der peinlichen 

Rage, in bie er jeit 1866 gegenüber Deutichland, aus ber ifolirten- 

Stellung, in die er gegenüber Europa gerathen war, hätte er ſich 

mittelft derfelben möglicher Weife herausreißen und neuerbings an’ 

bie Spige der europäiſchen Politik und der europäilchen Bewegung 

ihwingen können. AU das mag auch vor jeinem Geifte vorüber«. 

gegangen fein, aber all das mußte zurüdtreten und trat zurüd vor 

ben nicht zu verfennenden Anforderungen der inneren Lage Frankreichs. 

Die auswärtigen Verhältniffe find feine dauernde, ſondern höchſtens 

eine momentane Stüße der Herrihaft. Die napoleoniihe Herrſchaft 

in Frankreich beruht aber vermittelft des allgemeinen Stimmrechts auf 

ber Zuſtimmung der Maflen, und diefe hinwieberum, ba die Maflen 

in Branfreih und zwar hauptſächlich die Landbevölkerung in Wahr: 

heit guten Xheils noch fehr wenig zurehnungsfähig find, nicht zum 

wenigften auf der Mitwirkung bes Clerus. Im J. 1869 läuft bie 
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Brant- Wahlperiode des gefehg. Körpers ab und ben bannzumaligen Wahlen 


rei. 


wirb von der kaiſerl. Regierung eine um fo größere Wichtigkeit bei- 
gelegt, weil während berfelben der kaiſerl. Prinz feine Großjährigkeit 
erreicht, womit fie eine große Gefahr hinter fi zu haben hofft. 
Ein Preisgeben der weltlichen Herrſchaft bes Papftes aber mußte 
zunächſt, darüber konnte fein Zweifel walten, die Biſchöfe bis zur 
Raſerei erbittern und mitten in einem ſolchen Kampfe die Wahlen 
zu wagen, ſchien nicht bloß im äußerften Maße gefährlich, ſondern 
gerabezu wiberfinnig. Dazu Fam nod eine weitere Erwägung. Seit 
dem Emporfommen Napoleons war e8 einer der hauptſächlichſten Ziel: 
punkte feiner Politik geweſen, nicht bloß Frankreich zur bominiren- 
den Macht in Europa zu machen, ſondern biefer Stellung zugleid 
auch eine feſte Unterlage dadurch zu geben, baß er die gefammte 
romaniſche Welt in eine fpecielle Abhängigkeit von Frankreich bringe 
und in diefem Plan jpielt das Papſtthum eine ganz befonbere 
Role und muß fie nun um fo entichiedener behaupten, feit in 
Deutſchland das proteftantiihe Preußen definitiv das Uebergewicht 
über das katholiſche Defterreih erlangt bat. Mit diefem Ziel: 
punkte vertrug ſich bie Befeitigung der weltlichen. Herrichaft fehr 
wohl, ja fie möchte jogar als ein integrirender Theil dazu gehören, 
aber um fo vorfichtiger wollte die Frage angefaßt und behandelt 
werben. Alles deutet darauf hin, daß die Befeitigung ber weltlichen 
Macht des Papftes für den Kaifer feit einer Reihe von Jahren feit: 
ftand, aber auch, daß fie nur allmälig vorbereitet werben bürfe, bis 
die öffentliche Meinung Frankreichs und der fath. Melt überhaupt dafür 
reif fei und bie Frucht ihm gewiflermaßen von ſelbſt in den Schooß 
falle. Der Kaifer bat daher in Wahrheit feit Jahren faft ebenfo 
viel für die Untergrabung wie für bie Erhaltung jener Macht ge: 
than. Im Sommer 1867 erfchien die Frage dem Kaiſer entfchieden 
für eine Löſung noch nit reif zu fein und der Moment dazu für 
ihn durchaus nicht geeignet. Der Entihluß war daher bald gefaßt, 
die weltliche Herrihaft bes Papftes vorerfi noch um jeden Preis 
aufrecht zu erhalten, zumal von einem Sturze durch Garibaldi felbft: 
verftänbli gar feine Rebe fein konnte. Die ital. Negierung wurde 
daher fortwährend und dringend zum Einfchreiten aufgefordert und 
Ion tm September waren Truppen und Schiffe in Zoulon für 
alle Fälle bereit und blieben es, auch ale Rattazzi damals noch fich 
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entſchloſſen hatte, Garibalbi zu faffen und nad) Aleſſandria zu fchaffen. — 
Als die Bewegung dadurch nicht in ſich ſelbſt zuſammenſtürzte, im 
Gegentheil neue Kräfte gewann und die Gefahr bis Mitte October 
eine imminente wurde, gingen neue Mahnungen und am 16. Oct. 
endlich eine Art Ultimatum nach Florenz ab, die ital. Regierung 
möge dem Spuck an der römiſchen Grenze nöthigenfalls gewaltſam 
ein Ende machen, bie ſämmtlichen Werbebureaur im Lande 
ſchließen und das Centralcomité in der Hauptſtadt auflöſen, widrigen⸗ 
falls Frankreich genöthigt wäre, den Schutz des Papſtes neuerdings 
ſelbſt in die Hand zu nehmen. Binnen drei Tagen verlangte Frank—⸗ 
reich eine unzweideutige Antwort. 

Die Verlegenheit in Florenz war groß. Rattazzi wagte es Italien. 
nit, dem Befehl Franfreihs zu gehordhen und vielleicht wollte er 
es auch nicht, aber ebenjo wenig konnte er den König bazu bewegen, 
fih offen für die Bewegung zu erklären. Am 19. Oct. Abends 
gab er feine Entlafjung ein und der König beauftragte Cialbini 
mit der Bildung eines neuen Cabinets; aber aud Gialdini nahm 
Anftand vor eingreifenden Maßregeln und ſchien baher Fein Mini: 
fterium zufammen bringen zu können. Inzwiſchen trat eine Art 
Snterregnum ein, Rattazzi beforgte nur noch die laufenden Geſchäfte 
ber eigentlihen Verwaltung ohne Verantwortlichleit für die auswär⸗ 
tige Bolitif, die auch Cialdini nicht übernahm, bevor er ein Mini: 
fterium gebildet hätte. Diefes Interregnum gewährte der Bewegung 
freie Hand. Garibaldi traf am 21. Oct. in Florenz ein, baran- 
guirte unbehindert das Volk und ging am folgenden Tage ganz 
offen mit einem Extrazuge an bie römifche Grenze ab, wo fein Sohn 
Menotti und zahlreiche Freifchaaren feiner warteten, während anbere 
in hellen Haufen von allen Seiten dahin eilten, der ital. Grenz 
cordon aber in einer Stärke von bloß 14,000 Mann — offizids 
war immer behauptet worden, es feien ihrer 50,000 — auf bem 
fehr coupirten Terrain abfolut nit im Stande war, fie am Ein- 
bruch in den Kirchenſtaat zu hindern, fo daß bereits mit wechjelndem 
Erfolge, allein bis dahin im Ganzen nicht zum Vortheil der Frei- 
fhaaren, um eine Reihe von Grenzorten gefämpft wurde. Am 23. 
Dct. übernahm Garibaldi den Oberbefehl, brachte Zufammenhang 
in das ganze Unternehmen unb begann feine Operationen, 

In Rom hatte man bis dahin ber Sadhe ziemlich gleihmüthig Rom 
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Rom. zugefehen. Ende Juni war vom Papſt das Gentenarium Petri mit 


großem Glanze gefeiert worben durch zahlreiche Heilig: und Selig 
ſprechungen. Unter den crfteren war auch ein ſpaniſcher Inquiſitor 
und dieſe höchſte Anerkennung jenes Inſtituts, bie darin lag, ent: 
fprady ganz den im Syllabus ausgefprodhenen Grundſätzen der Eurie, 
erregte aber darum mitten im 19. Jahrhundert nit minderes Auf: 
fehen und rief lauten Widerfpruch hervor. Gegen 500 Erzbifchöfe 
und Bifchöfe aus ganz Europa und ſelbſt aus dem Orient hatten 
fih in Rom eingefunden und den Papſt in feinen Entihlüffen und 
feinem Vertrauen neu gejtärkt, obwohl es ihn ſchmerzlich berühren 
mußte, daß auch nicht ein einziger der Tatholifchen Fürften die Ge: 
Vegenheit ergriff, fi perfönlih zu feinen Füßen bHinzumerfen, 
vielmehr alle zu derfelben Zeit nah Paris zur Weltinduftrieausftel- 
lung zogen. Nur bie Königin von Spanien hatte wenigjtens daran 
gedacht, die Abficht aber fchlieglih auch wieder fallen laſſen. Indeß 
auch das erfchütterte den Papft weder in feinen Grunbjägen noch 
in feinem Vertrauen. Ueber bie eigentlihe Gefinnung des Kaifers 
ber Franzoſen machte er fich Feinerlei Illuſionen und von aufrichti— 
gem Vertrauen war feine Rede; aber er glaubte mit Grund auf 
das Intereſſe des Kaijers im Nothfall zählen zu können. Zunädft 
reichten feine eigenen Truppen aus, Rom, Viterbo und einige andere 
Punkte im Zaum zu halten und wie er hoffte, auch dazu, mit den 
Freilhaaren an der Grenze fertig zu werben. Im Ganzen bewiefen 
fie fih aud treu und fchlugen fi tapfer. Aber als die italienijche 
Regierung die bisherige Hemmung in Florenz und an ber Grenze 
völlig fallen Vieß und dagegen Garibaldi bie Leitung fämmtlicher 
Freiſchaaren übernahm, änderte fid) die Lage. Daß die Feinde 
braußen Einverftänbniffe in der Stadt unterhielten, war von Anfang 
an außer Zweifel. Schon am 18. Oct. wurde den Papft eine 
Adrefje von angebli 12,000 Römern übergeben, welche die fofortige 
Intervention ber ital. Armee verlangte. Am 22. brach der Tängft 
vorbereitete Aufitand in der Stabt Rom wirklich aus, wurbe jedoch 
von ben Truppen unterbrüdt und eine Schaar römiſcher Emigranten, 
welche bie Tiber herabgefommen waren, mit ihrem Führer Enrico 
Sairoli niebergemadt. Am 24, mißlang auch ein Angriff Garibaldi’s 
auf Viterbo. Aber die Lage ber päpft. Regierung war ſchon an 


dieſem Tage fehr bebenklih, die Stimmung in Rom blieb eine ihr 
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feindfelige, die Truppen waren bereits erjchöpft und doch nicht mehr Rom. 


im Stande nad) allen Seiten hin Front zu machen und bie Stadt zu 


hüten. Oaribaldi fand am 25. fon an der Epike von 4000 
Mann und erfiürmte am 26. Monte Rotondo nur wenige Stunden 
von Rom. Da warb bie Lage ber Stabt Rom eine verzweifelte 


und die Truppen erhielten Befehl, das ganze Gebiet zu räumen und 
ſich in Rom zu concentriren, um wenigftens die Stabt nieberzuhalten. 


und den Bapft zu ſchützen. Die Folge davon war, daß überall in 
ber Campagna bie italieniſche ZTricolore aufgezogen Wwurbe, in den 
Städten fürmlihe Plebiscite den Anſchluß an Stalien ausfpraden 
und Oaribaldi bis zum 29. hart vor bie Thore der Stabt vorrüdte. 
Ohne die Franzojen war Rom verloren. 

Napoleon entſchloß fi nur fehr ungern zu einer neuen Inter⸗ 
vention in Rom. Wiederholt ging ſeit dem 20. Oct. der Befehl 


nach Toulon, die Truppen einzuſchiffen und die Transportflotte ab⸗ 


gehen zu laſſen und wiederholt wurde Gegenbefehl ertheilt, je nach 


ben Berichten aus Rom und Florenz. Erſt am 26. ging ber Bes 


fehl definitiv ab und lichteten die Schiffe die Anker. Am 28. Tangten 
fie vor Civitavecchia an, konnten fich inde des ſtürmiſchen Wetters wegen 
erft am 30. ausſchiffen; doch noch am Abend desjelben Tages zogen 
die erften franz. Bataillone in Rom ein. Die Bevölkerung empfing 
fie ſchweigend. Der Papft aber athmete auf: Rom war gerettet. 
Meder Garibaldi noch bie ital. Regierung hatten weiter das minbefte 
zu hoffen und es wäre das klügſte geweſen, jener hätte fich alsbald 
zurüdgezogen und dieſe gute Miene zum ſchlimmen Spiel gemadit. 
Aber es follte no zu einer nußlofen Demonftration und zu einer 
traurigen Schlußſcene kommen. Am 27. hatte endlich Menabrea 
ein neues Minijterium gebildet und ber König. eine Proclamation 
erlafien, in der er ſich entihieden gegen Garibaldi unb gegen einen 


Bruch mit Frankreich ausſprach. Um aber doch etwas zu thun, er=. 


hielt die Armee am 30. Befehl, unter Cialdini in’s Römiſche ein: 
zurüden. Was damit erzielt werben follte, ift abfolut nicht abzu⸗ 
fehen, e8 wäre denn, ben Rüdzug Garibaldi’8 und ber Seinen zu 
beden. War das ber Zwed, jo fcheiterte er an der Hartnädigfeit 
Garibaldi's, der feinerfeitd zögerte und ſchließlich nicht hinter bie 
ital. Linien, fondern feitwärts über Mentana in der Richtung von 
Tivoli abziehen wollte Bei Mentana überrafchte ihn inbeß die 
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Rem. päpftlide Armee, unterftüßt von einer Brigade Franzojen. Die 
Saribaldianer ſetzten fi zur Wehre und fchon waren Die Päpftlichen 
auf dem Punkte zu unterliegen, als die Franzofen eintraten und mil 
ihren Chaffepotgewehren den Ausſchlag gaben. Eine große Anzahl 
wurbe niedergemadt, die übrigen ergaben fi und wurden gefangen 
nah Rom abgeführt. Garibaldi hatte Feine Luft dazu, ging bei 
Eorreje über die Grenze, wurde verhaftet und nach dem Fort 
Barignano gebradht. Zwei Tage fpäter räumten auch bie italienifchen 
Truppen ben Kirchenſtaat wieder. 

Stalien. Stalien war um eine bittere Erfahrung reiher. Die Fran: 
zofen faßen ihm neuerdings im Naden und bie Erwerbung des Tekten 
Reſtes des Kirchenftaats war in weitere Ferne als je gerüdt. Amar 
räumten bie Yranzofen nody vor Ende bed Monats November Rom 
jelbft wieder und die Hälfte ihrer Truppen kehrte nad) Frankreich 
zurüd; aber die andere jebte fi) neuerdings in Civitavecchia feft, 
das fie ftarf zu befeftigen anfing, um daran für alle Fälle einen 
genügenden Stüßpunft gegen Stalien zu haben. An die Stelle einer 
ſpeziell italienifhen war eine europäifhe Schwierigfeit getreten. 
Keine der anderen europäifhen Mächte erhob zwar fürmlih Ein: 
ſprache gegen die neue Intervention in Rom, aber mehr als eine 
ſah fie nur fehr ungern. Frankreich machte baher den Vorſchlag, 
die römifche Frage einer europäifchen Conferenz vorzulegen, zu ber 
e8 ſogar aud die mittleren und kleineren Staaten einlud. Aber 
nur Defterreih, das in dieſer Frage ſowohl TFranfreih als bem 
Papft gerne gefällig gewejen wäre, un den lebteren für anderes zu 
entichädigen, und Spanien, bas allezeit für den Papſt einzutreten bereit 
war, gingen von größeren Mächten auf den Borfchlag ein. Englant, 
Preußen und Rußland zeigten dazu feinerlei Luft, da eine wirkliche 
fung der Trage doch in feiner Weife in Ausfiht ftand, und fie 
auch Feine Neigung verfpürten, lediglich den Rüden Frankreichs zu beden, 
fo daß Frankreich den Plan noch vor Ende bes Jahres fallen laſſen 
mußte. Die ital. Regierung fügte fih ber vollendeten Thatſache: 
alles was fie that, war, daß fie die Septeniberconvention für fujpen: 
birt erklärte, fo lange bie Franzoſen Rom nicht wieber geräumt 
hätten und daß fie demnach aud bie Intereſſen besjenigen Theile 
ber römischen Staatsfchuld, den fie übernommen hatte, borerft wieder 
innehielt, während beide Kammern zu Anfang Decembers ausdrücklich 
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ihren früheren Beſchluß „Rom Hauptftabt” aufrecht erhielten und Ytatien. 
ernenerten. Die öffentliche Meinung Italiens ift Frankreich durch 
alles was vorgenangen wejentlich entfrembet worden und die Zahl 
berer hat entſchieden zugenommen, welche ben übermächtigen Einfluß 
Frankreichs mit fteigender Ungebuld ertragen. 

Auch in Franfreih fand die neue ntervention zum Echuße a 
ber weltlichen Herrſchaft bes Papftes nicht alljeitigen Beifall. Kaum " 
waren bie Kammern zufammen getreten, fo wurde bie Regierung 
von der Oppofition auf's beftigite deßhalb angegriffen. Die erge- 
bene Majorität, die Italien ohnehin nicht wohl will und im Grunde 
ihres Herzens biefe Schöpfung des Kaiſers mit Herrn Thiers für einen 
entfchiedenen Mißgriff hält, trat jedoch auf die Seite ber Regierung 
und trieb fie immer weiter und weiter, bis der Etaatsminifter Rouher 
enblih unter ihrem ſtürmiſchen Beifall die beftimmte Erklärung ab- 
gab: „Stalien wird fih Roms nit bemächtigen. Nein, Niemals! 
Niemals wird Frankreich dieſe Gewaltthat gegen feine Ehre und 
gegen ben Katholiciemus ertragen. Es verlangt die energifhe Aus⸗ 
führung des Septembervertrags und wenn dieſer Vertrag in ber Zus 
funft nicht feine wirffame Anwendung findet, fo wird fich Frankreich 
felbft an feine Stelle feben. Iſt das Mar?" Unb ba es bennod 
noch nicht ganz Mar und genügend erjchien, beftieg Rouber nochmals 
bie Rebnerbühne, um zu erflären, baß er unter Rom „das ganze 
Sebiet der weltlichen Herrfhaft in feinem gegenwärtigen Umfange 
verftanden habe.” Damit jchien Jtalien alle Hoffnung auf Rom 
ganz und gar abgefchnitten zu fein. Merkwürdiger Weile wollte es 
ber Zufall, daß Dienabrea, der italienifche Minifterpräfident an dem⸗ 
jelben Zage, an dem Rouher dieſe Erklärung abgab, in ber itafie- 
nifchen Deputirtenfammer feinerfeits erflärte, daß „Rom für Stalien 
ebenfo unentbehrlich fei, wie Paris für Frankreich!“ | 

Rom glaubte einen großen Sieg erfochten zu haben und in Rom. 
einem gewiſſen Sinne hatte es auch einen foldhen erfochten. Aber 
zu berfelben Zeit erlitt e8 eine Niederlage, die jenen Cieg mehr 
als aufwog. Rom weiß wohl, daß es an Frankreich jedenfalls nur 
einen zweifelhaften und zweideutigen Beſchützer hat, aber indem es 
Defterreih verlor, verlor e8, da Spanien nicht ins Gewicht fällt, 
bie leßzte, bisher allein zuverläffige Stübe der mittelalterlichen An: 
. [hauung von dem Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche. Währenh 
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—— ber erſten Hälfte des Jahres war ber Ausgleich mit Ungarn ven 


ber Regierung vereinbart und ſogleich thatſächlich ins Merk gejcht 
worben, jo daß die Krönung des Kailers in Belt am 8. Juni vorn: 
genommen werben konnte, ber Reichsrath aber, als er enblich zu 
fammentrat, eine vollendete Thatſache vorfand. Er fügte fich in bie 
felbe und nahm fie als ſolche Hin, legte aber ſchon in ber Abref 
debatte den feiten Entihluß an den Tag, auch für die beutfch=fla 
viſchen Provinzen eine vollftändig neue Ordnung der Dinge zu gründen, 
ſich mit nicht weniger als mit einer „Breiheit wie in Ungarn“ zu 
begnügen und das PBrincip bis in die lebten Gonfequenzen zu verfolgen, 
bi8 zur Bejeitigung bes Concorbats, dem eigentlihen Bollwerk ber 
alten Ordnung der Dinge... Indeß ging er nur Schritt für Schritt 


- vorwärts, arbeitete aber doch ſchnell. Die Regierung bot bereitwillig 


bie Hand. Zunächſt wurde ber Art. 13 ber Verfaſſung, der fgg. 
Detroyirungsartifel, abgeändert und jeines bebenklihen Charakters 
entkleidet, dann ein höchſt liberales Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz 
vereinbart. Die in alter Art ohne Bewilligung des Reichsraths be 
gonnene Befeftigung Wiens wurde conititutionell von ber Regierung 
fallen gelafjen und das ebenjo einjeitig erlaflene Wehrgefeß eben: 
falls conftitutionel zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Mit Hilfe befon- 
berer Deputationen bes Reichsraths und des ungariihen Landtags 
wurde auch ber finanzielle Ausgleich zwiſchen beiden Reichshälften, 
freilich nicht ohne Beeinträchtigung der deutſch-ſlaviſchen Provinzen, 
zu Etande gebracht. Dann ging es an eine gründliche Umgejtaltung 
ber Februarverfaffung. Statt jenes bürftigen Operats, das dem 
Keichsrathe nicht einmal das Recht gewährte, feine Geſchäftsordnung 
feftzuftellen und feinen Präfidenten zu wählen, wurbe nun in einer 
Reihe von Staatögrundgefeßen dem Volke und feinen Vertretungskörpern 
nad) allen Richtungen bin das vollite Ausmaß conftitutioneller Rechte 
und Freiheiten gewährleiftet. Die Gleichheit aller Bürger vor dem 
Geſetze; die Zugänglichfeit. aller öffentlichen Aemter für diejenigen, 
welche fi dazu befähigt gemadt haben; Treizügigfeit ber Perſon 
und bes Vermögens; Preffreiheit; Vereins und Verſammlungs⸗ 
recht; Schub des Hausrechts und ber perjönlichen Freiheit; Schuß 
bes Briefgeheimnifjes; volle Glaubens: und Gewiſſensfreiheit; Frei⸗ 
heit der Wiſſenſchaft; vollite Unabhängigkeit der Richter; Trennung 
ber Yuftiz von ber Verwaltung; Vereibigung aller Beamten auf bie 
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Berfaffung und Haftbarkeit aller Organe ber Regierung für jeben rg 


durch einen ungefehlichen Act irgendwem zugefügten Schaben; un: 
befchränttes Steuer: und Recrutenbewilligungsrecht durch die Volks— 
vertretung 2c., alle diefe Rechte und Bürgſchaften wurden geforbert 
und zugeftanden. Noch vor Ende des Jahrs erhielten bie ſämmt⸗ 
lihen Etaatsgefee, bie fie gemwährleifteten, die Sanction des Kaiſers. 
Die fehwierigfte Frage war indeß die des Concordats; auch fie 
mußte gelöst werben. Schon im Juli beſchloß ber Neichsrath auf 
den Antrag Herbfts, einen jog. confejfionellen Ausſchuß nieberzufegen 
und benjelben mit der Ausarbeitung von ©efeßentwürfen bez. Wie: 
berherftellung bes bürger!. Eherechts, Emancipation der Echule von 
ber Kirche und Regelung der interconfeffionellen Verhältniffe zu be⸗ 
auftragen. Die Abfiht war, eine birecte Aufhebung des Concordats, 
die vielleiht auf faſt unüberfteiglihe Hinderniffe ſtoßen, jebenfalle 
ben Enticheid verzögern könnte, zu vermeiden und dasjelbe lieber 
bloß thatfächlich zu durchbrechen, aber fofort und auf den entſchei⸗ 
benden Gebieten. Die Regierung ſuchte auszumeichen und meinte, 
erft den Weg conciliatoriiher Verhandlungen mit der Kirche betreten 
zu wollen, um fo „jelbft den Anſchein der Mißachtung beftehender 
Bertragsverhältnifje zu vermeiden”. Allein die übergroße Mehrheit 
bes Reichsraths war überall nicht der Anficht, daß das Concordat 
ein Vertrag fei und hatte nody weniger Luft, fih durd Verband: 
lungen mit Rom lediglich hinhalten zu Taflen, indem an ein Nach⸗ 
geben Noms erfahrungsgemäß gar nicht zu benfen jei, als wenn 
man ihm vollendete Thatſachen entgegenfebe. Der Antrag auf Unter: 


bandlungen mit Rom wurde faft einſtimmig abgelehnt, derjenige 


Herbits mit 134 gegen bloß 22 Stimmen angenommen. Der Sturm 
ließ fi offenbar nicht mehr abwenden. Die Regierung fuchte ihrer- 
ſeits zu beſchwichtigen: noch im Juli wurde die endliche Einfeßung 
eines evangeliihen Oberkirchenraths beichloffen und der devote Ber: 
treter in Rom, Hr. v. Hübner, nah Wien berufen, um nicht wieber 
dahin zurüdgeichidt zu werden. Die öffentlihe Meinung verlangte 
inbeß entfchiedenere Schritte. Ende Auguſt befchloß ber Wiener Ge 
meinberath, eine Petition um Abſchaffung des Concordats an den 


Reichsrath zu richten und in ben eriten Tagen Septembers trat ein. 


allg. öfterr. Lehrertag in Wien zufammen, der fi fofort zu einer 
großartigen Demonftration gegen das Concorbat ‚geftaltete. Umfonft 
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ir ergriff Beuſt eine Gelegenheit, um faſt bittend zu mahnen, „nicht 


gerade bie abſchüſſigſte Stelle zu wählen, um ben Berg hinaufzu: 
fommen*. Die Krifis Tieß fi nicht Länger verzögern und follte 
ihlieglih von den Bilchöfen ſelbſt heraufbeichtworen werden. Die 
Klugheit, die ihnen doch font nicht fehlt, hätte fie bewegen follen, 
felber auf Modificationen des Concordats anzutragen und alles baran 
zu eben, um Rom dazu zu vermögen. Allein fie wollten auf ihre 
bisherige Herrichaft über ben Staat auch nicht zum geringften Theile 
verzichten, fie wollten alles oder nichts und wählten Damit felber 
bas letztere. Am 28. Sept. beſchloſſen ſie, um den Carbinal: Erz 
biſchof Raufcher, der eine Art von Fürſt-Primas der dieſſeitigen 
Reichshälfte vorftellt, zu Wien verfammelt, 25 an der Zahl, in einer 
Adreffe an den Kaijer mit Umgehung des Minifteriums die volle, 
ſtricte Aufrechthaltung des Concorbats zu verlangen. Bon denfelben 
Anihauungen wie der Syllabus ausgehend griff bie Adreſſe in maß— 
loſer Sprache die ganze Entwicklung unjerer Zeit an und ftellte, 
weit über das Ziel hinausſchießend, das Beitreben, die Rechte des 
Staats zu vindiciren und ihn von ber Kirche unabhängig zu machen, 
als Birecte Angriffe gegen Religion und Kirche dar, als Ausflüffe 
eines wahren Halles gegen das Chrijtenthum felbft. Die Civilehe 
wurde ohne weiteres als Goncubinat, die Emancipation der Schule 
ohne weiteres als Entärijtlihung der Schule bingeftellt, die Zu: 
ftände Defterreihs in den jhwärzeften Farben ausgemalt. ‚Die öf— 
fentlihe Meinung war fi bewußt, daß die Schilderung unwahr, 
die Anflagen ungerecht waren und fühlte fi gegenüber ben Bifchöfen 
im Rechte. Sie bäumte fi) empor gegen ben Verſuch, fie neuer: 
bings mit Gewalt unterbrüden zu wollen. Der Wiener Gemeinde: 
rath, der um einer ebenfo berechtigten als maßvollen Anordnung 
willen (Gründung einer Schullehrerfortbilbungsanftalt für ihre Be: 
bürfnifje), direct von ben Biſchöfen angegriffen war, proteftirte zuerft 
gegen fie und bald brauste ein wahrer Sturm durch das ganze Land 
gegen ihr Unterfangen, dem fie nicht mehr gewachjen waren. “Die 
Zeiten des geiftlihen Negiments über ben Staat waren endlich, end» 
lich auch in Defterreich abgelaufen. Der Kaifer mußte fi den or: 
berungen bes modernen Staats beugen. - Zum erſten Mal erhielten 
die Biſchöfe von ihm eine Antwort, bie fie entſchieden in ihre 
Schranken zurückwies. Und. no vor Enbe bed. Jahrs hatte das 
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Abgeordnetenhaus zwei Geſetzentwürfe, von denen einer das bürger- a 
liche Eherecht wieder herftellte und die Einführung ber Eivilche we: 
nigfteng anbahnte, der andere aber bie Schule, den Religionsunter: 
richt natürlih ausgenommen, der Obhut des Clerus, unter befjen 
Händen fie verfümmert war, entſchieden entzog, burchberathen und 
mit großer Majorität angenommen; zu Anfang 4868 folgte ihnen 
auch das dritte Geſetz bez. der interconfeflionellen Verhältniſſe. Im 
März d. J. wurden alle drei nach einem heftigen und entſcheidenden 
Kampfe, dem fo zu jagen ganz Europa mit Spannung folgte, vom 
Herrenhaufe genehmigt und fämmtlihe drei Geſetze im Mai vom 
Kaifer fanctionirt. Der Rubicon war überfhritten. Was wird nun 
aber Rom tbun? Diefe Frage jchwebte alsbald auf Aller Lippen. 
Nachdem auch das Herrenhaus geſprochen, ſandte ber Kaiſer den 
Erzbiihof Haynald nah Rom, un ben Papſt davon in Kenntniß 
zu feßen und barauf vorzubereiten, daß der Kaifer entſchieden nicht 
in ber Lage fei, den drei Geſetzen feine Unterfchrift zu verweigern. 
Und nachdem biefe wirklich ertheilt war, ging der Frhr. v. Meyfenbug 
in ſpecieller Milfion nah Rom ab, es dem heil. Stuhl zu notis 
fiziren und ihn in aller Ehrfurdt barauf aufmerkſam zu mas 
hen, was ber Kirche in Oeſterreich immer noch geblieben ſei — 
die volle Garantie ihres reihen irdiſchen Befites und bie vollite 
Freiheit auf ihrem eigenften, rein Tirhliden Gebiete — um ihn 
bon ungzeitigen Schritten in jeinem eigenjten Intereſſe zurüdzu- 
halten. Aber noch einmal fiegte in Rom der Geift unbeugjamen 
Beharrens und unbebingten Anſpruchs auf Herrihaft auch über ben 
Ctaat, ber Geift des Syllabus gegen bie ganze übermädtige Ent: 
widelung der Zeit. Was der Kaijer jo gerne vermieden und abge: 
wendet hätte, erfolgte doch: im uni 1868 hielt der Papſt eine öf- 
fentliche Allocution, in der auch er weit über die Schranfen hinaus⸗ 
fhritt, die ihm das Gewiſſen der Zeit zugleich zieht und einräumt, 
und nicht bloß die fpeciell gegen des Goncorbat gerichteten Geſetze, 
fondern aud die im Dec. 1867 beſchloſſenen und fanctionirten 
Staatsgeſetze als abominabiles leges verwarf und verdammte, alle 
diejenigen aber, die zu denſelben mitgewirkt, aljo auch ben Ka’ 
jelbft, für den Kirchenſtrafen verfallen erklärte. Der | 
vorauszufehen: bie Blitze des Vaticans haben längft ihre. 

Kraft verloren, Defterreih denkt nicht baran, nachzugeben, 
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Drfer- im Gegentheil nur beftärkt in feinem Entichluffe, feft auf feinem 


Rechte zu beharren. Defterreich, fein letter Hort, ift für Rom te 
finitio verloren, nit für Rom freilih, bas den Mittelpunkt bes 
kath. Glaubens bildet, wohl aber für dasjenige Rom, das den An- 
ſpruch erhebt, auch die Dinge biefer Welt zu regeln, zu leiten, zu 
beherrſchen. Die deutfchen Dinge hätten vielleicht eine ganz andere 
Wendung genommen, wenn bie geijtige Dauer, die feit dem 16. 
Jahrh. zwiſchen der eigenften, innerften, nicht bloß kirchlichen, fon: 
bern auch politiſchen Entwidelung Deutſchlands und dem öſterreichi— 
[hen Staatswejen aufgerihtet worben ift und an ber feit jener Zeit 
unabläffig mit geihäftigen Händen fortgebaut worben ift, früher ge: 
fallen wäre. Es ſcheint nicht, daß es im Plane ber Vorfehbung lag 
und es erfüllte fi daher, was Tängft mit innerer Nothwendigkeit 
poranszniehen war. Deutſchland und Defterreich gehen vorerft jedes 
feine bejonderen Wege, aber diefe Wege müflen und werben, früher 
oder fpäter, in biefer ober jener Form — das weiß allerdings Gott 
allein — wieder zujammenführen und zwar als Deutſchland umb 
Deiterreih, wenn es dem beutfchen Elemente des alten Kaiſerſtaates 
gelingt, die ihm in demſelben geftellte Aufgabe zu erfüllen, das 
Reich zu durchdringen und zufammenzubalten und vereint mit Ungarn 
deutſche Cultur nah Oſten zu tragen. Der Streit mit Rom aber 
ift allerdings noch nicht ausgetragen, er tjt in Oeſterreich wielmehr 
bloß auf ben gleichen Standpunkt geftellt, auf bem er zwiſchen Rom 
und allen modernen Staaten Europas ohne Ausnahme, zmijchen 
Rom und der ganzen modernen Eulturentwidelung ber Welt ob: 
waltet. Der Papft bat darum auf den 8. Dec. 1869 ein allg. 
ökumeniſches Concil nach Rom einberufen; die Abficht, die ihn leitet, 
kann nach der Bulle, die er deßhalb erlaſſen hat, nicht zweifelhaft 
fein: was der Papſt im Syllabus ausgeſprochen, ſoll das Concil 
aufs feierlichſte beftätigen. Statt bloß die Auswüchſe ber Zeit und 
ihre Fehlgriffe zu bekämpfen, was auf ihrem Gebiete zu thun bas 
Recht wie die Pflicht der Kirche ift, macht fie verzmeifelte und doch 
fruchtloſe Verſuche, die ganze Entwidelung ber geiftigen Welt zurüd: 
zuhalten und zurüdzubrehen. Das beabfichtigte Concil ſcheint berufen 
zu fein, den Bruch ‘als einen unbeilbaren darzulegen und die Ent 
ſcheidung vorzubereiten, die ſchließlich in nichts andrem beſtehen kann, 
als in einer vollſtändigen Trennung zwiſchen Staat und Kirche. 
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Bon Defterreih ehrt unjer Blick naturgemäß wieder nach Preußen. 


Deutihland zurüd. Da wie bort handelte es ſich um Neugeftalt- 
ungen, nachdem erjt ihre enblihe Trennung bem einen wie bem 
andern bie Bahn bazu frei gemacht hatte Da wie bort war mit 
großen inneren Schwierigkeiten zu kämpfen und ein Schutt wegzu: 
räumen, den Jahrhunderte aufgehäuft hatten; indeß war da wie 
bort bis Mitte des %. 1867 der feſte Punkt errungen worden, von 
bem aus weiter gearbeitet werden Tonnte, in Defterreich burd den 
vollendeten Ausgleih mit Ungarn, in Deutſchland durch bie nord: 
beutfche Bundesverfaflung, wenn auch jener fo wenig wie diefe allen 
berechtigten Wünfhen entſprach. Vieles ift feither in Defterreich, 
vieles in Deutichland geſchehen, aber dieſes ift fo wenig wie jenes 
und jenes fo wenig wie biejes ſchon in ben fihern Hafen eingelaufen. 
Beide fteuern ihm erft mit Aufgebot aller Kräfte und dem Anfcheine 
nah allerdings in verhältnigmäßig rafhem und feſtem Laufe zu. 
Aber ganz. abgejehen von den Stürmen, die fi zum voraus nicht 
berechnen laſſen und die plößli über fie Tommen können, jo ift es 
zur Zeit noch durchaus nicht ficher, ob fie gewille Klippen, die auf 
ihrer Bahn liegen und bie ſich ganz beutlich erkennen laſſen, auch 
wirklich glücklich umfchiffen werben. Defterreih bat fi eine Ver⸗ 
fafjung gegeben, die allen berechtigten Forberungen entipricht unb 
alle Erwartungen übertraf, aber faft noch die ſchwereren Aufgaben 
Viegen vor ihm. Und da benfen wir nicht ſowohl an bie weitere Ord⸗ 
nung des DVerhältnifjes zwiſchen Staat und Kirche, obgleich fie ihm 
noch heftige Stürme und Stöße bringen mag, und nicht an bie 
endliche Ordnung ber Finanzen, bie mit ber wahrlich nicht karg zu= 
gemefjenen Befteurung der Staatsgläubiger, obgleich fich dagegen 
billiger Weife nicht viel einwenden läßt, nicht abgemacht ift, viel: 
mehr eigene Anftvengungen verlangt; fonbern vor allem aus an bie 
Löfung. des Frage der Nationalitäten jenſeits wie biefjeits ber Leithe, 
dieje ſchwierigſte und belicatefte aller. Fragen für Oeſterreich, bie 
Defterreich aber Löfen muß, da vom höchſten Standpunkt ber Politik 
aus darin vornehmlich die Eriftenzberedhtigung beffelben in Europa 
liegt. Preußen, das preußiſche Bolt, hat i. J. 1866 eine ı 

liche Kraft und eine männliche Disciplin an ben Tag gelegt, 

bie Bewunderung Europas erregt haben unb bie zufammen 

nie zu vergefjenden, nicht minder großartigen Erhebung Brei 
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Yerssen. ven Befreiungsfriegen biefes Volt würdig erſcheinen Yaffen, an bie 
Spige der gefammten deutſchen Nation zu treten; unb der preuf. 
Regierung oder vielmehr dem eminenten Staatsmanne, ber an: ihrer 
Spite fteht, ift es gelungen, bie erften, feften Grundlinien bes fünf: 
tigen deutſchen Nationaljtantes mit ſicherer Hand zu ziehen. ber 
berfelbe eminente Staatsmann würbe fih einem verhängnißvollen 
Irrthum bingeben, wenn er ber Meinung wäre, daß ber große vier: 
jährige Conflict gelöst jei; er iſt bejeitigt, aber nicht gelöst; die 
unterlegene Partei war mit nichten durchaus im Unrecht und felbft 
berjenige Theil dieſer Partei, ber fi heute noch nicht verfühnen 
will, ift mit nichten auch in feiner heutigen Oppofition durchaus im 
Unrecht; bie fliegende Partei hat nur gefiegt, weil fie ihr Führer 
gegen ihren Willen in eine Bahn mit ſich fortriß, die dem tiefften 
Bebürfnig ber Zeit entfprah, dem fie bienen mußte und feither 
bienen muß, das fie aber guten Theile nicht veriteht und nicht ver: 
ftehen wil. Der große Sieg bes %. 1866 bat mit feinem blen- 
denden Glanze viele Schäben zugebedt, aber fie beftchen barum doch 
und Bieles, gar Vieles ift in Preußen nicht zum Untergang, aber 
zur Reform volllommen reif; dieſe Reform mag mit ſchonender Hanb 
begonnen und burchgeführt werben, aber fie muß in Angriff genom: 
men werben, raſch und ficher, auch wenn es fchmerzt, und unter dem 
fammtenen Handihuh muß die Hand felber eine eijerne fein. Die 
Eonflictszeit hat Schwächen, Schäben und Gebrechen der Tiberalen 
Partei zu Tage gelegt, fie hat fie gebüßt; aber. fie hat auch nicht 
minder ſchwere Gebrechen ber damals und heute noch in Preußen herr: 
ſchenden Partei bloß gelegt, die noch nicht gefühnt find und. Deren 
Wunden heute noch brennen. Preußen jelber muß vielfach ein an- 
bereö werben, wenn es feinen „Beruf“ wirklich erfüllen will, viel- 
fach ein anderes, wenn es bie Schwierigkeiten, bie" ihm bie neuen 
Erwerbungen in feinem eigenen Innern bereiten, nicht bloß bewälti- 
tigen, fondern löſen joll, vielfach ein anderes, wenn der nordd. Bund 
eine Wahrheit werben und nicht bloß, was heute noch mehr ober 
weniger ber Fall ift, von ber Gnade Preußens Ieben ſoll, vielfach 
ein anberes, wenn es auch Süddeutſchland gewinnen. and ganz 
Deutihland auf Die Höhe des deutſchen Nationalftantes führen fol. 
Die Art des Widerftandes, der es auf feiner. neuen Bahn begegnet, 
iſt freilich vielfach geeignet, ſchmerzliche Gefühle zu erregen. und 
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ſchlägt oft dem einfachſten gefunden Menſchenverſtand geradezu ind Preußen. 
Antlitz. Aber auch da liegt der Fehler nicht bloß auf der einen 
Seite. Dem prenß. Particularismus gegenüber iſt der ſchwäbiſche 

oder bayeriſche durchaus in ſeinem Recht und wenn ſchließlich der 
erſtere als der mächtigere ſiegen ſollte, ſo wäre mit dieſem zugleich 
Deutſchland ſelber unterlegen, Die nächſten Jahre müſſen die Ent: 
ſcheidung bringen, zur Zeit ſchwankt das Zünglein der Wage noch 

hin und her. 

Am 15. Nov. 1867 trat der preuß. Landtag zuſammen; die 
Seſſion zog ſich bis ins J. 1868 hinaus. Seine Hauptaufgabe 
war, das Budget für 1868, von dem zum erſten Mal ſeit der 
Gründung des nordd. Bundes eine Reihe von Poſten, voraus der 
ganze Militäretat verſchwunden war, zu berathen und das haupt: 
fächlichfte politifche Intereſſe concentrirte fi auf bie Frage der Aus: 
ſcheidung eines Provinzialfonds für Hannover, an die fich fofort bie 
Frage einer gleihen Mafregel nicht bloß auch für die andern erft 
annectirten Landestheile, fondern gleihmäßig auch für die alten preuß. 
Provinzen knüpfte. Die Maßregel für Hannover fehte Graf Bie- 
mard gegen bie feubale Partei durch. Bezüglich einer Ausdehnung 
ber Maßregel ſprach ſich bie Regierung dagegen nicht unzweideutig 
aus. Die Frage ift nicht bloß für Preußen, fondern für ganz Deutich- 
land, für bie eigentlih beutiche Trage, von eminenter Bebeutung. 
Sp wenig die deutſche Frage ihre ſchließliche Löfung barin finden 
wird, daß die YBunbescentralgewalt neuerdings in irgend einer WVeife 
wiederum in föberaliftiiher Weile zuſammengeſetzt wirb, fo wenig 
kann es fi darum handeln, den einzelnen preuß. Provinzen irgend 
wie eine Art polktifcher Autonomie zu übertragen und fo Preußen 
gewiffermaßen föüberaliftiich umzugeftalten — das eine wie das ans 
bere find fühbentihe Träume, die auch nicht die minbeite Aus⸗ 
iiht auf Verwirklichung haben. Aber ebenfo fehr es dem Geifte 
ber Nation entfpricht, ihren einzelnen Gliedern, abgefehen von ben 
gemeinfamen Angelegenheiten der Diplomatie, des Heerweſens und 
ber großen Verkehrsintereſſen, beren oberfte Leitung unter ber 
Eontrole des Parlaments durchaus in einer Hand fein muß, 
für alles übrige bie volle Selbftändigfeit und Gelbitthätigkeit 
unter ihren -alten Dynaftien zu laſſen, ebenſo entſchieden ent- 
ſpräche es dieſem Princip und dem Geifte der Zeit, ben Pros 
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Preußen. vinzen eines großen Staats wenigftens eine gewille und zwar mög: 


lichſt Iiberal bemefjene abminiftrative Autonomie zu übertragen. Bei 
aller Berfchiedenheit findet zwijchen der Anwendung bejjelben Prin⸗ 
cips in ben beiden Syſtemen unzweifelhaft ein gewwifjer innerer Zu: 
fammenhang ftatt. Jeder Schritt Preußens in der gedachten Rich— 
tung erleichtert die allmälige Heranziehung bes Sübens, während bie 
ftramme Einheit Preußens auch in der Verwaltung ihn abftößt und 
in ihm bie Furcht einflößt vor jener Einheit Deutſchlands nicht unter 
preuß. Führung fondern unter preuß. Herrihaft, gegen die er fich 
allerdings und vielleicht bis zum äußerſten wehren dürfte. Diefe 
Furcht ift durch die Gründung des norbb. Bundes nicht befchtwichtigt, 
bei Vielen im Gegentheil nur verftärkt worden. Und auch das läßt 
fi begreifen. Der Reichstag bes norbd. Bundes trat am 9. Sept. 
1867 zu feiner erjten ordentlichen Seſſion zuſammen und jeither wieber 
vom April bis Ende Juni 1868 und hat während beider Seflionen 


unzweifelhaft Namhaftes und Anerkennenswerthes geleiftet; aber fo lange 


nicht ein verantwortlide8g Bunbesminifterium dem Reichstag gegen: 
über ftebt, jo lange fall das ganze Regiment des Bundes Hinter 
dem Bunbesfanzler in den Händen ber preuß. Regierung liegt, ohne 
daß man eigentlich auch nur Elar in das biekfällige Getriebe hinein— 
zubliden vermag, ift es ſich nicht zu verwundern, wenn Viele ber 
Anfiht find, daß es eigentlih nur eines Fräftigen Druds von Seite 
Preußens bebürfte, um dem ganzen conftitutionellen Apparat bes 
nordd. Bundes ein Ende zu machen und ihn als das erjcheinen zu 
lafien, was er in Wahrheit jei, ein bloßes Schattenipiel an ber 
Wand in den Händen Preußens, und ift e8 ſehr begreiflih, wenn 
auch nicht particulariftiidh gefinnte Süddeutſche Anftand nehmen, ſich 
für einen Eintritt in ben norbd. Bund zu erklären, um vielleicht 
mit ihm jenes Schickſal zu theilen. Der Widerftandb gegen eine dem 
Reichstage nicht bloß moraliſch verantwortlihe Bundesregierung, bie 
ber öffentlihen Meinung erft neueftens in ber Frage der Marines 
anleihe wieder fo draſtiſch entgegen getreten ift, hat in Süddeutſch⸗ 
land einen nichts weniger als glüdlihen Eindruck gemacht. Graf 
Bismarck ſcheint allerdings troß feiner Haltung in biefer Frage feiner: 
jeit8 den norbd. Bund ernjthaft wenn auch langfam zur vollen 
Wahrheit machen zu wollen und ein‘ jehr namhafter Theil der Na⸗ 
tion vertraut auf feinen Willen und feine Energie Aber es ift 
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immerhin bedenklich, wenn die Hoffnung ber Nation auf einem ein⸗ Prerhen. 
zelnen, wenn auch noch fo eminenten Manne beruht, befjen Leben 

. in Gottes Hand fteht, und ber gewifjenhafte Vaterlandsfreund wie 

ber umfichtige Politiker fehen fi unmillfürlich vor die peinliche Frage 
geftellt: wie dann? Die Nation wird darum das Vertrauen zu fi 
felber nicht verlieren, aber fie kann fi nicht verhehlen, baß ihr Ho: 
rizont ſich möglicher Weiſe plößlih mit gewitterſchwangern Wolken 
überziehen Fönnte. “ 

Zunächſt waren e8 freilich nicht derartige Erwägungen, bie Kr 
fi) geltend machten, als, faft gleichzeitig, im Oct. 1867 die Frage 
ber Genehmigung der Schub: und Trutzbündniſſe und der neuen Zoll- 
vereinsverträge an bie Landtage ber ſüdd. Staaten herantrat. In 
Baden ftand die Antwort feinen Augenblid im Zweifel. Fürft, 
Landtag und die Majvrität der Bevölkerung hatten ſich wieberholt 
und aufs entfdhiedenfte im nationalen Intereſſe ausgeſprochen. Um 
jo zweifelhafter war dagegen der Ausgang von Anfang an in Würt- 
temberg und gegen Erwartung jogar in Bayern. Zufällig trat bas 
leßtere in den Vordergrund. Während die bayeriſche Kammer ver 
Abgeorbneten die Zollverträge — das Schub: und Trutzbündniß war. 
ihrer Entſcheidung verfaffungsmäßig entzogen — mit großer Mehr: 
heit genehmigte, machte der Reichsrath Miene biefelben im engften 
particulariftiichen Intereſſe zu verwerfen und vereinigte fich jchlieglich 
auf die geradezu fublime “dee, die Genehmigung an bie Erhaltung 
des alten liberum veto ber Zollvereinsmitglieber für Bayern fnüpfen 
zu wollen. Allein die Reichsräthe waren in argen Illuſionen bes 
fangen, wenn fie glaubten, daß Preußen zu einem fo bandgreiflichen 
von ber öffentlichen Meinung längſt verurtheilten Rückſchritt die Hand 
bieten werbe und noch weniger jcheinen fie auch nur eine Idee von 
den mächtigen materiellen Intereſſen gehabt zu haben, die auf bem 
Spiele ftanden. Die öffentliche Meinung des Landes ſelbſt Elärte 
fie indeß darüber auf. Die ganze Welt ber Induſtrie und ber Ge⸗ 
werbe, bie Vertreter faft aller größeren, mittleren und felbft Fleineren 
Städte überfhütteten bie hohe Kammer förmlich mit Adrefjen, Pe: 
titionen und Xelegrammen, die die Genehmigung für eine abfolute 
Nothwendigkeit erklärten; Preußen Iehnte ihre Zumuthung höflich 
aber fehr rund ab und die Abgeorbnetenfammer blieb fell. D 
Reichsrathe blieb nichts anderes übrig als fich zu fügen, Der 2: 
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300 gang wurde auch für Württemberg weſentlich entſcheidend. Für bie 


Frank⸗ 


Genehmigung des Schuß: und Trutzbündniſſes war zwar bie ver: 
faſſungsmäßig eigentlich erforderliche Zweibrittelmehrheit nit zu er 
zielen: die einfache Mehrheit ber zweiten Kammer beihloß baher, daß 
jene Zweibrittelmehrheit überall nicht erforderlich fei und genchmigte dann 
die Vorlage mit derfelben einfahen Mehrheit. Für die Zollvereind: 
verträge fand fich dagegen und aus guten Gründen bie Zweibrittel- 
mehrheit. Preußen aber war vorfihtig genug, bei Gelegenheit ber 
Auswehslung der Zollvereinsverträge die Ratification feinerfeits an 
bie Bedingung zu Tnüpfen, daß die Schuß: und Trutzbündniſſe nidt 
in Frage geftellt würden. An eine Xrennung vom Zollverein Fann 
Südbeutfhland wirthſchaftlich vernünftiger Weife auch nicht einmal 
benfen. Im Schirm der SZollvereinsverträge find daher auch bie 
Schutz- und Trußbünde volljtändig gefichert, felbft in Württemberg. 

Diefe Erfcheinungen in Süddeutſchland gegen Ende des J. 


id. 1867, die im Frühjahr 1868 bei Gelegenheit der Zollparlamente: 


wahlen fi) erneuerten und zu Bildung einer fog. fübbeutfchen Frac- 
tion im Zollparlamente führten, wurden im Ausland vielfach über: 
hätt; allein gerabe dieſe Ueberſchätzung hatte wenigſtens ben Vor: 
theil, daß die Aufregung, die namentlih in Frankreich gewiſſe Kreife 
feit dem J. 1866 ergriffen bat und noch zu Anfange 1867 in den 
Debatten des gejeßgebenden Körpers in einer Deutichland fo ent: 
Ihieden feindfeligen Weife zu Tage trat, ſich allmälig zu beruhigen 
anfing, und neueftens bei Gelegenheit des Confcriptionsgefeßes und noch⸗ 
mals bei der Oeneraldebatte über das Bubget für 1869 im gefeb- 
gebenden Körper zu förmlichen Friedensdemonftrationen gegen die Foft: 
ipieligen Rüftungen und die möglicherweife Friegerifchen Hintergedanken 
ber kaiſ. Regierung umſchlug, Demonflrationen, an denen die Oppo⸗ 
fition und die Majorität gleichmäßig theilnahmen und denen bie Minifter 
Rouher und Mouftier nur mit immer neuen Betheurungen ber Friedens: 
liebe und ber durchaus auf den Frieden gewandten Politik des Kai: 
ſers zu antworten wußten. Selbft Hr. Thiers ſprach ſich, eben auf 
jene föberaliftifhen Erſcheinungen in Deutfchland geftübt, für ben 
Frieden aus, freilich auch für bie kriegeriſchen Rüftungen und für 
die Friegerifche Bereitihaft Frankreichs für ben Fall, daß feine Hoff: 
nungen ſich nicht betätigen follten. Inzwiſchen werben fich aber 
bie Tranzojen baran gewöhnen, bezüglich Deutfchlands ganz anders. 
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zu rechnen als bisher und vielleicht auch in ihren eigenen Angelegen⸗Dana⸗ 
heiten Beſchäftigung genug finden, jo daß wenigſtens zu hoffen ſteht, 

es werde jchließlich gelingen, einen Krieg zwiſchen ben beiden Na⸗ 
tionen zu vermeiden, ber zuletzt weber ber einen noch ber anberen 

zum Vortheil gereihen würbe und ber im Intereſſe der Givilifation 

nicht um jeden Preis, aber doch wo immer möglich vermieden werben 

muß. Die Entwidelung Deutſchlands Tann und wird barum frei: 

ih nicht ftille ftehen und in letzter Linie muß Deutſchland allerdings 
bereit fein, die Freiheit feiner Entjchliegungen fih und ſich allein zu 
wahren und. nöthigenfals Alles an Alles zu feßen. 

Die ſog. Tübdeutfhe Frage ift indeß nit bloß für Frank⸗ 
reich von entſcheidender Bebeutung, fie ift e8, wie wir gejehen, auch 
für DOefterreih, aber immerhin doc in ganz anderer Weife. Auch 
Defterreih ſähe zunädft eine Vereinigung ber ſüdd. Staaten mit 
bem norbd. Bunde nur fehr ungerne, aber unter gewiflen Umjtänden 
läge fie hinwieber in feinem eigenften Intereſſe. 

Defterreih fürchtet nicht fomohl den deutſchen Bunbesftaat, Peiter- 
auch wenn er über ben Main und bis an ben Bodenſee und bie in. 
bayer. Alpen vorrüden würbe; was es und nicht ohne Grund fürdtet, 
ift, daß fih aus den jebigen Anfängen eines norbb. Bundes ſchließ⸗ 
lich doch ein ſtrammer preuß. Einheitsſtaat entpuppen mödjte, eine 
Gefahr, die unläugbar noch keineswegs befeitigt iſt. in ſolches 
Preußen, fagt es fih, hätte die natürliche Tendenz, allmälig immer 
weiter zu ſchreiten und nicht zu ruhen, bis es die ganze Nation 
umfaßt und auch die deutſch-öſterreichiſchen Provinzen annectirt hätte, 
wie es Hannover zc. bereits annectirt hat und in dem angenommenen 
Tall auch Bayern ꝛc. annectirt haben würde. Daß diefe Eventualität 
jedenfalls und unter allen Umftänden noch in weiter Ferne läge, ift 
allerdings nicht geeignet, Defterreich zu beruhigen; wenn bie Gefahr 
überhaupt befteht, läge es ihm unzweifelhaft ob, ihr ſchon jekt zu 
begegnen. Daß fie aber als Möglichkeit beiteht, iſt micht zu 
Yäugnen. Aber wenn auch möglich, wahrſcheinlich ift ein ſolcher Aus- 
gang der in Deutſchland feit 1866 eingetretenen Bewegung nid. 
Der norbd. Bund ſcheint doch nicht bloß ein willfürliches Geſchöpf 
Preußens zu fein, fondern ein fehr Iebensfähiges Kind der Zeit 
felbft und ebenfo fcheint Defterreih den rechten Weg gefunden zu 
haben, um neu zu erftarten und feine Aufgabe in Europa zu er: 
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Deſter⸗ füllen. Diefe Aufgabe befteht aber feiner geographifchen Lage und 


feiner Zufammenfeßung nad offenbar darin, bie deutſche Kultur nad 
Dften zu tragen und bie Vermittlung zwilchen berjelben und ben 
zahlreichen ſlaviſchen Völkerſchaften zu übernehmen, die ſich ringe 
um den ruffiihen Koloß berumgelagert finden. Iſt Defterreich im 
Stande dieſe feine eigentlihfte und höchſte Aufgabe zu erfüllen, fo 
werden feine deutſchen Provinzen feinen Anlaß haben, ihre Augen 
anderswohin und nad Preußen zu lenken. Nur wenn es jene Auf 
gabe, zunächſt gegenüber feinen Czechen und Südſlaven, nicht zu er: 
füllen vermöchte, wenn es in dem Verſuch fcheitern und fich über: 
haupt auf jeiner neuen Grundlage nicht zu confolibiren im Stande 
wäre; nur in diefem Falle würde ihn: die Gefahr des Auseinanderfallens 
broben und dann allerdings aber auch nur dann wäre e8 von felber 
außer Zweifel, wo die deutſchen Provinzen bes Reichs einen An: 
ſchluß fuhen müßten. Hoffentlich, für Defterreih und für Deutſch⸗ 
land, tritt diefer Jal nicht ein. Wenn aber Defterreih feine Auf: 
gabe im Oſten erfüllen fell, fo wirb es biejelbe früher ober jpäter 
gegen Rußland durch fechten und dazu alle feine Kräfte zuſammen— 
fafien müffen. Der Kampf wird und muß kommen, darüber madt 
fih bie öffentlihe Meinung in Defterreih felber am allerivenig- 
ften Mufionen: um ihn durchzukämpfen bedarf Oeſterreich eines 
Rückhaltes, den ihm nur Deutfchland, nimmermehr aber Frankreich 
oder dieſes doch nur in Verbindung mit Deutichland gewähren 
kann. Defterreih fühlt daher das Bedürfniß, fih mit Preußen 
und Deutſchland wieder in ein engeres DBerhältniß zu jeben. 
Und bier Tiegt der Punkt, wo bie ſüddeutſche Frage die orien- 
taliihe berührt, fo weit fie auch auseinander zu liegen fcheinen. So 
lange das Wert von 1866 noch ein unvollendetes ift, jo Tange 
Preußen nicht unbedingt auf Süddeutſchland rechnen Tann, fo lange 
Frankreich und zwar mit fpezieller Rüdficht auf Sübdeutfchland in 
feiner drohenden Stellung beharrt, fo lange ift für Preußen bie 
ruffiihe Freundſchaft, man mag fonft davon benfen wie man will, 
geradezu eine Nothwendigfeit und es ift gar nicht zu läugnen, daß 
fie zeither zu Erhaltung des Friebens wefentli beigetragen hat. 
Aber ſobald die orientalifche Frage wirklich zur Löfung gebradjt 
werben follte, jo müßte Preußen zwifhen Rußland und Defterreich 
wählen. Wofür fich bie öffentliche Meinung Deutfchlands und zwar 
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diejenige Preußens inbegriffen entjcheiden würde, ift wohl keinen Augen Pelter- 
blick zweifelhaft. Preußen aber würde wohl eine Bedingung ftellen ' 
und Oefterreich würde fie, fo mweit es von ihm abhängt, vermuth⸗ 
ih ohne das minbefte Bedenken zugeftehen und biefe Bedingung 
wäre, daß die fübbentfche Frage gelöst und aus dem Zoll: ein Voll: 
parlament gemacht werde. Cs find das allerdings vorläufig 
no bloße ombinationen, aber fie ſcheinen ben realen Ber: 
hältniffen zu entſprechen, den Verhältniſſen, wie fie jeht Tiegen. 
Mas die Zukunft bis dahin bringen mag, läßt fi natürlid nicht 
berechnen. 

Sp nahe Tiegt die Eventualität allem Anſchein nad nicht. Kußland. 
Die orientaliſche Trage hat trotz des cretifchen Aufftandes und troß 
ber bießfälligen Verhandlungen ber Mächte geruht und ruht noch 
immer. Rußland war allerdings fortwährend bemüht, ben glimmenben 
Funken nicht ausgehen zu laſſen, ihn vielmehr auf verjchiebenen 
Punkten mit allen Mitteln immer neu anzufachen, aber barüber 
hinaus ift es nirgends gegangen, froh, von Seite Europas wenig: 
fteng gegenüber Polen vollfommen freie Hand zu haben. Es be: 
nüßte fie dazu, um dem Königreich Polen auch formell ein Ende zu 
machen, wie es ihm ſchon vorher thatfächlich ein Ende gemacht hatte. 
Ein kaiſ. Ukas hob die bisher in Warfchau beftehende bejondere Re⸗ 
gierung auf und verfügte deren Vereinigung mit den ruſſiſchen Mint: 
fterien in Petersburg. Das Land felbit wird offiziell vielfach nicht mehr 
Polen genannt, fondern als das Weichſelland bezeichnet. Keine ein- 
zige der europ. Regierungen proteftirte auch nur gegen bie Maßregel. 
Daneben hatte bie ſchon zeither gegen Polen überhaupt befolgte Po: 
litik Rußlands ihren ungeftörten Fortgang. Die Tath. Kirche wurde 
in jeder Beziehung fo weit nur immer möglich beſchränkt, ihr Ver: 
fehr mit Rom gehemmt und die griedhifchunirte Kirche, mo es an- 
ging, einfach wieder in die griechifchorthobore umgewandelt. In ben 
fog. weftlichen Provinzen wurde in der förmlichen Ausrottung bes 
polnifhen Elements mit Erfolg fortgefahren. Nicht nur in diefen, 
fondern auch im eigentlichen Polen wurden die Beamten rückſichtslos 
ruſſifizirt; die Zahl der einfach entlaffenen polnifchen Beamten wurde 
Ihon Ende 1867 auf 3000 angegeben. Rußland erflärte dieſes 
Borgeben gegen die Polen einfach für eine Nothwendigkeit, während 
fein Mund zu derfelben Zeit gegenüber den Candioten, Bulgaren, 
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Ruftenr. Bosnialen u. dgl. ber Türkei von großen Worten für bie Rechte 
ber Rationalität und Humasität überlief. Europa nahm auch biefe 
Heuchelei ſchweigend hin. Zu machen war ja doch nichts. Es war 
bas ber Gewinn, den Rußland jeinerfeits aus ber preußifchen 
Freundſchaft zog. Preußen mußte übrigens zuſehen, wie Rußland 
in der zweiten Hälfte des Jahres nicht mehr bloß gegen das pol: 
nifche, fondern auch gegen das beutiche Element in jeinen Oſtſee⸗ 
propinzen vorging und auch bort bie ruffiihe Sprache einzubürgern 
verfuchte — vor ber Hand ein kleines Wölfen, das aber unter 

Griehen-Umftänden auf Sturm beuten könnte. Den Griechen, beffen jungem 

land. König es eine feiner Großfürſtinnen zur Gemahlin gab, ſuchte es 
ben Erwerb Creta's zu verichaflen, indeß ohne Erfolg, Die Pforte 
weigerte fih entſchieden und juchte auch jede birecte Einmifchung 
ber Mächte abzuwenden, was ihr mit Hilfe Oeſterreichs und Eng: 
Iands gelang. Griechenland mußte zufrieden fein, daß es unter bem 
Schirm der Großmächte nicht für die offene Unterftübung, bie «6 
ben Aufſtändiſchen Ereta’s in jeder Weije angebeiben ließ, von ber 
Pforte gezüchtigt wurde. 

Tarkei. Dagegen gelang es auch dieſer bis heute nicht, die Inſel 
wieder völlig zu unterwerfen und zu pacifiziren, obgleich ihre Be 
mühungen alle Anerfennung verdienen, So unbebeutend die Anfel 
an und für fi ift, fo verfannte die Pforte doch Teineswegs, was 
es für fie bebeuten würbe, wenn fie in ihrem Verſuch, die Integrität 
des Reichs zu wahren, gegenüber einer bloßen Hand voll Inſurgenten 
ſcheitern follte und damit zahlreichen Gelüften neue Nahrung geben 
würde. Um nad dieſer Seite freie Hand zu befommen, machte fie 
lieber nad) anderer Seite hin Conceſſionen, wo ihre Oberherrlichkeit 
thatfählih doch [on nur eine nominelle war. So anerkannte fie 
den Bringen Karl von Hohenzollern als erblichen Fürſten Rumäniens, 
überantwortete den Serben die Feſtung Belgrad und einige Tleinere 
Teltungen, die fie bisher in Serbien noch befeßt gehalten hatte, und 
geftattete auch eine weitere Ausdehnung der Autonomie bes Dice: 
königs von Aegypten. Dagegen ſchickte fie, nachdem ihr erjter Ver: 
fuh Candia wieder zu unterwerfen unter Muftapha Paſcha im Früh: 
iahr 1867 als gejcheitert betrachtet werben mußte, ihren beiten 
General Omer Paſcha dahin, der bis im Sommer benn aud in 
bie Sphafia, ben Hauptfig des Aufſtandes, eindrang, ohne. inbep 
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benjelhen völlig bewältigen zu können, ba fi) bie Inſurgenten im Tarlei. 
bie unzugänglichen Berge zurüdzsgen unb von Griechenland aus fort: 
während unterftübt wurben. Um biejelbe Zeit wagte ber Sultan 
einen in der Türkei bisher unerhörten Schritt, er unternahm im 
uni eine Reife nach Paris und dem Weiten Europas, um fi mit 
ben eigenen Augen von Zuftänden zu unterrichten, beren Einfluß 
fein Reich nicht länger zu widerftehen vermag. Er befuchte Paris, 
London und Wien und feine überrafchend einfache Erſcheinung machte 
überall einen fehr günftigen Eindrud, während er felber ganz ol « 
von bem übermwältigenden Eindruck der Zuſtände des Occidents, 
ber Schöpfungen driftliher Civiliſation und riftliher Macht an 
bie Geſtade des Bosporus zurückkehrte. Seine Reife fcheint in ber 
hat eine entiheidende Wendung in ber inneren Politik des türkiſchen j 
Reichs zu bezeihnen. Seit dem Sultan Mahmub hatten fi bie ". 
Beherricher der Gläubigen und ihre Stantsmänner große Mühe ge- 
geben, die Eultur der Mufelmanen zu heben, ohne indeß dem chriſt⸗ 
lihen Element größeren Einfluß zu geftatten. Der Erfolg war ein 
jehr wenig befriebigender und bie Zerjehung bes Reichs hatte unver: 
fennbar ihrer wie es jchien nicht mehr abzuwendenden Yortgang. 
Nun aber fcheint ein anderes Princip definitiv bie Oberhand gewonnen . 
zu haben, obgleich der erfte Verjuch feiner Anwendung auf Candia 
zu Teinen Erfolgen führte — das Princip der wirklichen Gleichberech- 
tigung ber Chriften und der Mufelmanen. Während von ben beiben 
Staatsmännern, bie unzweifelhaft die befähigtften und unbefangenften 
der Türkei find und ſchon Anfangs 1867 wieder an bie Spike der 
Geſchäfte traten, Aali und Fuad Paſcha, der Tebtere den Sultan 
nad Europa begleitete, ging jener perſönlich nach Candia, um ben 
Verſuch einer wirfliden Pacifizirung der Inſel zu unternehmen. 
Seine Borjchläge waren fehr annehmbare, und hätten ben Zweck 
wohl erreichen können, wenn die Dinge dort nicht ſchon zu weit 
gebiehen gewejen wären. Um jo größeren Anklang ſcheint dagegen 
ber Sinn und Geift, ven dem fie ausgingen, in ben übrigen europ. 
Theilen des Reihe zu finden. Die Gleichberechtigung der Chriften 
mit den Muſelmannen fol endlich eine Wahrheit und ben erfteren 
thatſächlich ein Einfluß auf das Regiment des Reichs bis hinauf 
zum Minifterium felber eingeräumt werden. Zu biefem Enbe hin 
greift der. Sultan zu bemfelben Princip, das auch in Europa ben 
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Kern ber ganzen neueren Geſchichte bildet, der Scheibung ber poli⸗ 


tiſchen von den religidfen und kirchlichen Zunctionen und ber Eman⸗ 


cipation des Staats von den Sabungen ber Religion. Die Unter 
thanen bes Sultans, fo weit fie Mufelmanen find, mögen fid auf 
fortan wie bisher an ben Koran als der Quelle religiöjer Ueber: 
lieferung halten, der Staat muß ſich von ihm emancipiren und Tann 
3.2. die Rechtspflege unmöglich Tänger auf die höchſt unzureichenden 
Ausſprüche desfelben gründen, wenn er den gerechten Anforderungen 
aller feiner Angehörigen entſprechen will. Der Sultan felbft Bat 
ih darüber wiederholt auf's unzweibeutigite ausgeſprochen und burd 
die Ausdehnung bes fog. Vilayetiyftemes für die Organifation ber 
Provinzen, durch die Gründung eines neuen Staatsraths aus Chriften 
und Mufelmännern fowie eines oberften Yuftizrathes und durch bie 


- Aufnahme einer Anzahl Chriften felbft in bie höchſten Stellen ber 


Berein, 
Staaten. 


Regierung bat das Syſtem wenigftens einen kräftigen Anfang er 
halten. Ob es im Stande fein wird, das zerfallenbe Rei noch zu 
retten, iſt freilich fehr die Frage, aber jo viel ift immerhin ficher, 
daß, wenn es noch gerettet werben foll, es jedenfalls nur auf biefer 
Grundlage und diefer Bahn möglidy fein wird. 

Die DVerein. Staaten Nordamerifas, deren Bedeutung für 
Europa bereits eine fo gewaltige getworden ift und deren Rüdtir: 
fung auf basfelbe fihtbar eine immer intenfivere wird, traten in 
das J. 1867 mit dem großen Erfolge in Mexico. Die Tragweite 
bes Ereignifjes für Europa und für die Stellung des Faiferlichen 
Tranfreihs innerhalb des europ. Staatenfyftems, jo hoch fie auf 
angefchlagen werben muß, verſchwindet völlig gegen die ungleich fol 
genfchwerere, daß damit der letzte Verfuch der romanifchen Race ge 
icheitert ift, dem MUebergewicht der germanifchen auf dem amerika⸗ 
niſchen Continent und damit in ber außereuropäilhen Welt über: 
haupt einen Damm entgegen zu eben. Im Uebrigen war bie Union 
faft ausfchließlih mit der ſchwierigen Frage einer Reconftruction ber 
niebergewworfenen Südſtaaten beſchäftigt. Daß. diefe nicht in einer 
alljeitig befriedigenden Weife erfolgte, fällt vornämlih dem Präfi- 
benten Johnſon zur Laft, der die Frage ohne Rüdficht auf die un 
ausweislichen Conjequenzen des furchtbaren vierjährigen Bürgerkriegs 
und bes endlihen Sieges der Nordftaaten löfen wollte und dadurch 
biefe und den Congreß fo zu fagen gewaltfam in eine Bahn drängte, 
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die urſprünglich Teineswegs beabfichtigt war und’ für die verfafjungs- Verein. 
mäßige Grundlage der Union allerdings nicht unbebenflich erſcheint. Woter. 
Johnſon übernahm einen Kampf, dem er perſönlich durchaus nicht 

gewachſen war und ohne zu bebenfen, daß das monardiiche Element, _ 
das er innerhalb der Union repräfentirt, von Anfang an dafür viel 

zu ſchwach war. Sein Verjuh, ben ehemaligen Sclavenhaltern des 

Südens wenigſtens in den eigentlihen Südſtaaten die Herrichaft. 

neuerdings zu fihern unb die Negerbevölferung derfelben, wenn aud) 

nicht mehr in einer rechtlichen, aber body in einer thatjächlichen Scla⸗ 

verei zu erhalten, ſcheiterte volljtändig, aber damit zugleich auch bie 

bloß allmälige Ueberleitung der befreiten Eclaven zu vollftändiger, 

nicht bloß bürgerlicher, ſondern auch politiſcher Gleichſtellung. mit 

ihren früheren Herren, wie fie allein der wirklichen Sachlage und 
bem wohlverftandenen Intereſſe Aller entiprochen hätte. Eine Ver 
ftändigung des Präfidenten mit dem Congreß wäre urfprünglih au * 
nicht8 weniger als fchwierig geweſen und hätte dem erfteren theils 
einen beftimmenden, theils wenigſtens ermäßigenden Einfluß gefichert. 
Auh im Norden ftand urjprünglid die Anficht feit, daß den Negern 
zwar bie bürgerliche Gleichſtellung mit ihren ehemaligen Herren un: 
möglich verweigert werden Fünne, daß biefelben aber für eine polis 
tiſche Gleichſtellung noch nicht reif feien. Allein der Verſuch des 
Eongrefies, von biefem Geſichtspunkte aus vorzugehen, mußte zu Ans 
fang 1867 als geſcheitert betrachtet werben gegenüber dem Wider: 
ftande des Präfidenten, der ehemaligen Eclavenbarone und der fog. 
Copperheads des Nordens. Es blieb den Congreffe und der Majos 
rität des Nordens, die Hinter ihm fland, gar nichts anderes übrig, 
als auf ben urjprünglichen Standpunkt unmittelbar nach dem Kriege 
zurüdzugehen und den ganzen Süden wieber unter ein Militär- 
regiment zu ftellen, um von da aus freie Hand für bie Recon⸗ 
firuction zu gewinnen. Sobald aber bie unterworfenen Rebellen 
und ber mit ihnen, nicht allein aber überwiegend aus felbftifchen 
Intereſſen, Hand in Hand gehende Präfident dazu nicht mitwirken 
wollten blieb nichts anderes übrig, als die politifche Gleichheit der 
Neger mit den Weißen im Süden burd Anerkennung des allgemei: 
nen Stimmrechts feitzuftellen, um jo, wenn es anders nicht zu er: 
reihen wäre, bie bürgerliche Gleichſtellung zu erzielen und zu fichern. 
Ende Februar 1867 verftändigten ſich beibe Häufer des Congreſſes 
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re über ein Geſetz, bäs bie früher vom Hruftbenten eingeſetzten pro 
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ſoriſchen Regierungen thatſächlich Befeitigte, ven Süden wieder utter 


bie Militärgewalt ftellte und bie Neconftruction in ber Weife ein- 


ü 


4 


leitete,” daß das allgemeine Stimmrecht auch ber Neger anerkannt . 


folten, um neue Berfaffungen für alle zehn Staaten zu berathen 
und zu befchließen, bie wiederum ber Genehmigung ober Vermerfung 
fämmtliher, weißen und farbigen, Bürger jebes Staates unterftell 
werben follten, worauf erft bie Vertreter jener Staaten in den Cor: 
greß gewählt und von bemjelben, wenn alles in Ordnung, zugelaffen 
werben follten. Der Präfident legte gegen das Geſetz fein verfaffunge: 
mäßiges Veto ein, aber basjelbe wurbe nicht minber verfaffungsmäßig 
durch Zweibrittelömehrheiten beider Häuſer fofort umgeftoßen. Un 
glüdliher Weife begnügte fih Johnſon damit nit. Während de} 
ganzen J. 1867 bemühte fi ber Präfident, durch eine Reihe von 
Verfügungen die Anordnungen des Congreſſes hemmen oder illufe: 
riſch maden zu wollen. Der Congreß antwortete durch eine Reihe 
bon neuen ®ejeßen, gegen bie der Präfibent freilich wiederum fein 
Veto einlegte, aber wieberum nur mit bemfelben Erfolge. Das Er: 
gebnig war, daß der Präfibent fchließlih von allem Einfluffe auf 
das Neconftructionswerf völlig ausgefchloffen und felbft in der ihm 
verfaflungsmäßig zuftehenden Ernennung ber Benmteten, ja fogar 
feiner Minifter, in einer Weife beſchränkt wurde, wie fie faum we 
der dem Geiſte der Verfaffung, noch dem mohlverftandenen Intereſſe 
ber Union entſprach. Umfonft verſuchte Johnfon dagegen anzufäm: 
pfen. Alles, was er erreichte, waren Conflicte mit dem Congreffe, 
in benen er regelmäßig ben Türzeren 309. ‘Der wichtigſte Darunter 
erwuchs aus ber Abſetzung bes Kriegsminifters Stanton, der fid 
im Bürgerkrieg ſehr verdient gemacht Hat, aber auch feither feft 
auf Seite des Congreſſes ftand. Derfelbe führte Ichlieglih, im Früh: 
jahre 1868, zu ber ſchon feit Tangenı ventilitten förmlichen An: 
age des Präfidenten, bie indeß mit feiner Freifprehung durch ben 
Senat, freilid nur mit einer einzigen Stimme Mehrheit, endete. 
Allein diefer Sieg bes Präfidenten kam viel zu fpät. Die Necon 
ftruction der Sübdftaaten war inzwifchen ohne ihn und gegen ihn fo 
weit. vorgefchritten, daß biefelben ohne Zweifel noch vor der im 
Herbit 4868 benoritehenden Vröſidentenwahl biefelbe vollendet 


wurde, wmonach zunächft neue Gtaatsconventionen gewählt werben 
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haben und ihre Vertreter im Congreſſe zugelaffen fehen erben. Ba 
Die neue Präfidentihaft fcheint dem General Grant fon jebt u 
faſt fiher zu fein. Derfelbe ift feinerfeite enſſchloſſen, foweit 
nur immer möglich, mit dem Congrefle Hand in Hand zu "gehen 
und ift infofern und fonjt wohl überhaupt ber geeignetite Mann, 
geficherte Zuftände anzubahnen und die Stellung des Präfldenten ber 
Republik wieder berzuftellen. Dann erſt wird bie Union im Falle fein, 
ihre Augen neuerdings nach außen zu wenden und denjenigen Einfluß 
vol und nach allen Seiten in Anſpruch zu nehmen, auf die fie aller: 
dings immer entſchiedener ein Recht zu haben ſcheint. Nicht ganz in 
berfelben Weife, aber doch annähernd hat fie fhon jet dieſelbe Stell: 
ung zum europ. Staatenſyſtem wie Rußland und gewinnt fie täglich 
mehr. Die europ. Staaten ziehen fich fihtlih mehr und mehr zu: 
fammen und fchließen fi immer mehr zu einer Nrt von Ganzem 
an einander, in dem Rußland feine Stelle mehr findet. In demſelben 
Maße aber, in dem fih Rußland von ihnen ausicheibet ober von 
ihnen ausgeſchieden wird, in bemfelben nähert fi) ihnen hinwieder 
das mächtige Staatsweſen jenjeits des Oceans und gewinnt auf fie 
durch die been, die von ihm ausgehen, einen Einfluß, von dem 
bor zwanzig Jahren noch kaum die Rede war, ber damals jedenfalls 
noch in den Windeln Tag, wenn man ihn mit dem vergleicht, was 
er heute unläugbar ſchon geworben ift. 


Reginſter. 


Wo es nöthig oder wünfchenswerth ſchien, iſt neben ber Seitenzahl der Monat mit 
römischen, der Monatstag mit arabifchen Riffern bezeichnet. 


Baden. Acteniiüde u. dgl. S. 181—238; IV 1 (Abrefien bez. der’ Lurem⸗ 
burger Angelegenheit) S. 192; V 1 (Erklärung der Landtagsabgeorbneten 
für den Eintritt Babens in den nordd. Bund) ©. 197; IX 5 (Thronrebe) 
S. 210; IX 10 (Antwortsadreffe der I. Kammer) ©. 211; IX 16 (Ant: 
wortsadrefie ber II. Kammer) S. 214; X. 14 (Aufichlüffe des Miniſters bes 
Ausw. über die bisherigen Unterbandlungen der ſüdd. Staaten unter fi 
und mit Preußen) ©. 225; XI 6 (Minijter Freydorff über das Gefandts 

ſchaftsweſen) S. 232. 

Bayern. Actenftüde u. dal.: S. 181—238: I 9 (Einladung an bie ſüdd. 
Staaten zu Militärconferenzen in Etuttgart) S. 180; 1 14 (Antrag der 
Linken der 11. Kammer auf eine Adreſſe bez. des Verhältnifies zu Norb- 
deutichland) S. 1835 1 19 (Erflärung des Gefammtminifleriums bez. der 
beutfchen Frage) S. 1845 123 (Neue Erklärung Hohenlohe's bez. ber 
deutſchen Trage; Erklärungen bes Centrums und der Rechten der II. Kanımer) 
©. 186; IV 12 (Erflärung von 119 Abgeordneten an die Regierung bez. 
Luxemburger Frage) S. 195; VI 18 (Protofol zwifchen Bayern und Preußen 
bez. Zollverein) S. 2045; IX 28 (Adreſſe der Bifchöfe gegen den Schul: 
gejegentwurf) ©. 219; IX 29 (Clericale Adreffen gegen den Schulgefegent- 
wurf) S. 220; X 8 (Politifhe Darlegung Hohenlohe's bez. der deutjchen 

Frage) S. 222; X 26 (Beihluß des Reichsraths bez. Zollverein) S. 229, 

Belgien, S. 406. 


Dänemark. S. 414—416: Actenſtücke u. dal.: II 7 (Reformplar für Armee 
und Marine) S. 414; VI 15 (Kundmadung bez. islänbifche Verfaſſung) 
S. 415; VIEL 6 ( Adreſſe beider Thinge bez. Nordfchleswig) ©. 415; VII 12 
(Thronrede) S. 416. 


Eugland. ©. 319-333. 


Frankreich. S. 334—365: Actenftüde u. dgl.: 119 (Brief des Kaifers bez. 
Krönung bes Gebäudes) ©. 334; II 14 (Thronrede) S. 336; IT 28 (Dep. 
an Holland bez. Luremburg) S. 339; IV 8 (Erklärung Mouftiers im gejeg: 
gebenden Körper bez. Luremburg) ©. 343; V 13 (Mittheilung der Regies 
rung bez. Londoner Gonferenz) ©. 345; VII 26 (Reben bes Kaifers in 
Arras, Lille und Amiens) S. 3515 X 25 (Anregung einer Gonferenz bez. 
Nom) ©. 354; XI 10 (Einladung zu einer Konferenz bez. Rom) ©. 356; 
XI 18 (Thronrede) ©. 357; XI 4 (Mouftier über die römifche Frage) 
©. 359; XI 5 (Erklärung Rouhers über die römiſche Frage) S. 360; 
AU 21 und 23 (Debatte über die Armeereform) ©. 363. 
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Griechenland. ©. 447450: Actenftüde u. dgl.: II (Programm des Minis 
fteriums Komunduros) S. 447; 129 (Armeereform) S. 448. 


Heflen Actenftüdeu.dgl.: S.181—238: IV 7 (Mititärconvention mit Preußen) 
©. 192; IV 11 (Schuß: und Trugbündniß mit Preußen) S. 195; IV 29 
(Antrag auf Eintritt in den norbd. Bund) ©. 197; VI 3 (Erklärung ber 
Regierung gegen Eintritt in ben nordd. Bund) S. 202; VI 22 (Debatte 
der I. Kammer über den nordd. Bund S. 2055 VI 27 (Debatte der I. 
Kammer über den nordd. Bund) S. 205. 0 

Soland. S. 408—413: Actenftüde u. dgl.: I 20 Ciuregung, ber Luremburs 
gihen Frage) S. 408; III 3 (Erklärung der Regierung bez. Stellung zu 
Preußen) S. 409; II 26 (Denkſchrift der Regierung über das Vertheidi⸗ 
gungeiwejen des Landes) S. 409; IV 5 (Erklärung der Regierung bezüglich 

imburg und Luremburg) ©. 411; V 22 (Reformplan für die Landwehr 
und bie Freiwilligencorps) ©. 411; XII 27 (Thronrede) S. 413. 


Italien. ©. 366-386: Actenftüde u. dgl.: 1 11 (Antwortsadreffe der I. 
Kammer) ©. 366; I 16 (Finanzplan Scialoja’s, Gefeßesentwurf bes Mi⸗ 
nifteriums Ricaſoli betr. die Freiheit der Kirche und bie Liquidation bes 
Kirhenvermögens, Motivenbericht dazu und Vertrag mit dem Haufe Lan 
grand-Dumonceau) S. 367; III 22 (Thronrede) S. 372; V 14 (Gefeßes- 
entwurf des Minifteriums Nattazzi bez. Liquidation des Kirchenvermögens) 
©. 374; VI 3 (Vertrag mit dem Haufe Erlanger; Bergleihung zwiſchen 
ben Plänen Ricaſoli's und Rattazzi's bez. bes Kirchenvermögens) ©. 375; 
VI 29 (Sommiffionsantrag bez. des Kirhenvermögens) ©. 377; X 27 
(Proclanation des Königs gegen Garibalbi) S. 382; XI 7 (Circulardep. 
Menabrea’s bez. der römiſchen Frage) S. 384. 


Medienburg. S. 35—180: VI 1, 2; VII 20; X 9, 24; XI 2, 16, 16, 20; XH 

14, 18, 22. Actenſtücke u, bgl.: VI 1 (Thronrede und lanbesherrliche 
Propofitionen) ©. 121. 

Mexico. S. 466—468. 


Norddeutſcher Bund. ©. 35—180: I 17 (offizielle Winke) ©. 40; I 18 (Be 
ſchluß der Bevollmächtigten ber Regierungen) ©. 40; II 7 (Militärconvention 
Preußens mit Weimar) ©. 47; 11 24 (Militärconvention Preußens mit 
Sadjen) ©. 47; 11 24 (Thronrede des Könige von Preußen) ©. 51; 
II 4 (Entwurf der Bundesregierungen für eine Berfafjung bes Bundes 
und Sclußprotofol der Sonferenz von 7. Febr.) S. 54; II 9 (General: 
debatte des Neichstags über den BVerfaffungsentwurf: Neben Tweſtens und 
Miquels) S. 71; 111 11 (Rede Bismards über den Verfaffungsentwurf 
und über Hannover) S. 73; III 13 (Rebe Bismards über ben Berfaffungs- 
entwurf) ©. 79; 111 27 (Rede Bismards über die Verantmwortlichfeitsfrage) 
©. 82; II 23 (Rede Bismard8 über das allg. Stimmrecht, Errichtung eines 
Dberhaufes und Ausfchluß der Beamten) S. 86; 111 29 (Rede Bismarde 
bez. mwahrbeitsgetreuer Berichte) S. 90; IV 1 (Snterpellation Bennigfens 
wegen Luremburg und Antwort Bismards) S. 93; IV 6 (General Roon 
über den Militärbeitrag von 225 Thlr. pr. Kopf) ©. 99; IV 9 (Snters 
pellation Solms-Laubach bez. Eintritt Heffens in den Bund und Antwazt 
Bismards) ©. 102; IV 10 (Erklärung des heſſ. Bundescommiflärs bat- 
über) ©. 104; IV 10 (Rebe Bismards über das Verhältniß zu Süddeutſch⸗ 
land) ©. 105; IV 16 (Schlußdebatte über die Militärfrage) ©. 107; IV 17 
(Thronrebe bes Königs von Preußen) ©. 109; V 21 (Poftconventionen 
mit Coburg-Gotha 2c.) S. 119; VI 30 (Ausführungen zur Militärconven: 
tion Preußens mit Weimar) S. 130; VIE 18 (Neceffionsvertrag Preußens 
mit Walded) S. 133; VI 31 (Meberfiht ber von Preußen mit ben eins 


37 


578 


Resifer. 


zelnen Bunbeaftaaten abgeſchloſſenen Militärconventionen) ©. 1423 IX 7 
(Eircutarbeyelön Bismards fiber die Politif gegenüber den ſüdd. Etaaten) 
. 144; IX 10 (Thronrede des Königs von Preußen) ©. 145; IX 24 
(Adreſſe bes Reichetags) S. 151; IX 27 (Nefolutionsanträge der National: 
liberalen; Erklärung Bismards über die Verantwortlichkeitsfrage und Del: 
brüds über daa Bundeskanzleramt) S. 1545. X 1 (Die Formation ber 
nordd. Bundesarmee) ©. 157; X 22 (Grundplan für die Bundesmarine) 
S. 163; X 26 (Peihluß des Reichstags bez. Zollvereinsverträge mit ben 
füdd. Staaten) ©. 166; X 26 (Thronrebe bes Königs von Preußen) ©. 166; 


X ge (Dep. Bismards an Helfen bez. Annahme der römiſchen Conferenz) 
S. 4. 


Deſterreich. ©. 239 -310: Actenſtücke u. dgl.: 11 6(Oepeſche Beuſt's bez. 


orientaliſche Frage) S. 239; 12 (Parent für Einberufung eines außerord. 
Reichsraths) S. 240; 11 11 (Rundſchreiben Beuſt's an die Statthalter 
über bie eingetretene Wendung) S. 245; IT 17 (K. Reſcripte an Ungarn) 
€, 246; Il 18 Erlaß der Negierung an die Landtage) S. 247; 1125 
(Ndrefje des böhmischen Landtags an den Kaijer) ©. 250; 11 26 (Relcript 
an den böhmifchen Landtag) ©. 251; II 2 (Adreſſe des tyroliihen Land: 
tags) S. 252; TI 28 (Depeſche Beufl’8 über die Schuß: und Trutzbündniſſe 
der ſüdd. Staaten mit Preußen) S. 255; IV 6 (Depeche Beuſt's über die 
dee eines Staatenbunds zwilhen Süd: und Norbbeutichland und einer 
Allianz mit Ocjterreih) S. 257; IV 19 (Depeiche Beuſt's über die Miſſion 
Tanfflirden) S. 259; V 15 (Depeſche Beuſt's über die deutſche Frage) 
©. 263; V 22 (Thronrede) S. 266; VI 1 (Forderungen der polnijchen 
Abgg. zum Reichsrathe) ©. 268; VI 3 (Antworts:Adrefle des Abg.-Hauſes) 
©. 269; V19 (Amnceftieerlaß für Ungarn) ©. 274; VI 27 (Modification 
des Octroyirungsartifel® der Verfaſſung) S. 276; VII 3 (Beichluß des 
Abg.-Hauſes bez. Dualismus) S. 277; VII 7 (Forderungen der Slovenen) 
S. 278; VII 20 (Erklärung der Regierung bez. Concordat) S. 281; 1X 26 
(Deputationsauträge für den finanziellen Ausgleih) ©. 287; IX 28 (Adreſſe 
ber Bilhöfe für das Concordat) S. 2885 X 4 (weitere Erflärung der Re: 
gierung bez. Concorbat) ©. 2885 X 16 (Antwort des Kaifers an die Bi: 
ſchöfe) S. 291; X 20 (K. Refcerivt an Eroatien) S. 292. 

Die öfterr. Berfalfungsgefeße von 1867: I. Geſetz über die 
Berantwortlichfeit der Minifter ©. 297; Il. Geſetz bez. Abänderung ber 
Februarverfaſſung S. 299; IH, Staatsgrundgefeß über die allgemeinen Nechte 
der öfterr. Staatstürger S. 303; IV. Etaatsgrundgefeg über die Einfegung 
eines Reichsgerichts S. 3045 V. Staatsgrumdgefeg über bie richterliche Ge: 
walt ©. 305; VI. Staatsgrundgefeg über die Ausübung ber Regierung: 
und Vollzugsgewalt S. 306; VII. Gefeg über die gemeinfamen Angelegen: 
beiten und ihre Behandlung S. 307. 


ortugal. ©. 513. 
reußen. S. 35—180: Actenftüde u. bgl.: 12 (Letzte Proclamation bes Her: 


3098 Friedrich en die Schleswig-Holfteiner) S. 35; 1 14—15 (Debatte bes 
Herrenhauſes über die Verftärfung der Zahl der Abgg. aus den ammectirten 
Provinzen ohne gleichzeitige Verftärfung bes Herrenhaufes; Rede Bismarde) 
©. 37; 124 (8. Proclamation an die Schleswig-Holſteiner) S. 41; 1I 2 
(Erlaß des Zinanzminifters an die Etadt Frankfurt bez. ber Kriegscontris 
butionen) ©. 435 II 4 (Reden Bismards im Herrenhaufe über bie freie 
Hand der Regierungen bez. Eifenbahnen und über wahrheitsgetreue Parlas 
mentsberichte) S. 44; II 4 (Miiitärconvention mit Weimar) S. 45; 118 
(Anſprache Fordenbeds am Schluß der Seffion des Landtags) ©. 49; 119 
(Thronrede) S. 49; Ul 11 (Beicheid des Königs bez. ber Frankfurter Kriege: 
contribution) S. 79; IV T Mitten mu GA) ©, 192; IV 11 
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(Schutz- und Trupbündniß mit Heffen) S. 195; IV 17 (Anſuchen ber . 
hannov. Reichstagsabgg. bez. Zuzichung von VBertrauensmännern) ©. 1115 
IV 29 (Throntede) ©. 112; V 6 (Antrag der Fortichritispartei gegen Ges 
nehmigung der Bundesverfaſſung) S. 1145 TI 21 (BRoftconvention mit 
Coburg: Kotha) ©. 119; V 29 (Mapregeln in Nordſchleswig) .S. 120; 
VI 13 (Programm der national: liberalen Partei) ©. 123; VI 15 (Pros 
aranım der Fortſchrittspartei) ©. 124; VI 18 (Note an Dänemark —R 
Nordſchleswig) S. 124; VI 18 (Depeſche des Geſandten in Wien über - 
Ungarn) S. 126; VI 24 (Thronrede) S.128; VI 30 (Vereinbarungen "mit 
Weimar bez. Militärconvention) ©. 130; VII 4 (Verordnung bez. Eins 
ziehung aller EStaatscapitalien in ben amectirten Provinzen) S. 131; 
VI 15 (Bertheidigung der Maßregel durch den Staatsanzeiger) ©. 1325 
VII 18 (Acceffionsvertrag mit Waldel) ©. 133; VII 30 (Immediateingabe 
des früheren kurheſſiſchen Ständeansſchuſſes für den Staatsihah) S. 1375 
VII 3 (Bertrauensmänner für Organifätion Hannovers) S. 1385 VIII 20 
(Depeſche bez. Nordihleswig) S. 139; VIII 22 (Provinzialverfaffung für 
Hannover) S. 139; IX 2 (VBertrauensmänner für Oryanifation Kurheſſens) 
©. 143; IX 12 (Amts- und SKreisverfaflung für Hannover) ©. 146; 
IX 16 (Erlaß bez. kurheſſiſchen Staatsſchatz) S. 1495 X 1 (Depelche be. 
Verhältniß zu Stalien) ©. 155; X 15 (Programm der national: liberalen 
Partei) ©. 1625 X 25 (Programm ber feudalen Partei) S. 165; X 31 
(Programm der Freiconfervativen) E. 167; XI 3 (K. Erlaß an den Ober». 
firchenrath bez. Union) S. 167; XI 11 (Prozeß Tweſten) ©. 168; XI 15 
(Thronrede) S. 1695 XI 21 (Denkichrift über die Abfindung ber Depoſſe⸗ 
dirten) ©. 173; X 26 (Anträge bez. Prozeß Tweiten) S. 175; X 3 
(Erklärung der Regierung bez. Kreisordnungen) S. 177. 
Proteſtantentag. IX 26 (Thejen bez. Union) ©. 218. 


Aom. ©. 387-395: Actenftüde u. dgl.: 11 (Budget für 1867) S. 387; 
115 (Depeſche des franz. Geſandten) S. 387; VI26 (Allocutien des —2 
S. 388; VII 17 (Kriegsmanifeſt der Nationaljunta) ©. 389; IX 7 (Erla 
ber Nationaljunta) S. 390; XI 1 (Tagsbefehl Garibaldi's) S. 394. 

Außland. S. 420-433: Actenftüde u. dal.: 1 19 (Depeche bez. Aufhebung 
des Concordats mit Rom) ©. 420; I 26 (Conflict zwiſchen Regierung und 
Provinziallandtag von Et. Petersburg) S. 4215 III 26 (Mas bez. Einver⸗ 
leitung Polens) S. 422; IV 18 (Denkſchrift und Plan einer Verfaflung 
für die europ. Türkei) S. 423; V 22 {Mas bez. Negelung der Verhältniſſe 
zu Rom) ©. 426; VI 13 (Mfas von 1850 bez. Spracenfrage in den bals 
tiihen Provinzen) ©. 4285 VII 7 (Nene Regelung ber Sprachenfrage in 
ben baltifhen Provinzen) S. 429; VIII (Bernichtung des polnischen Eles 
ments in Litthauen) ©. 4305 X 1 (Nattonalruffentyun gegen die dentfchen 
Oftfeepropinzen) S. 431; XI (Rechte der baltifgen Provinzen) S. 432. 


Sachſen. S. 35—180: 1 28; IT 7; IV 1, 23, 30; V 3, 4, 20; VI 4; XIL I, 4, 
7, 12, 15, 20, 27; X11 12, 17, 27. 

Actenftüde u. bal.: II 7 (Militärconvention mit Preußen) ©. 47; XI20 (ers 
fajjungsvorlage der Regierung) S. 172. 

Schweden und Norwegen. S. 417-419: Actenſtücke u. dgl.: 1 19 (Throns 
rede) ©. 417; V 16 (Thronrede) S. 418; X (Verbältnig zwiſchen Schweben 
und Norwegen) ©. 419. 

Schweiz. S. 396—405: Actenftüde u. dal.: VII 5 (Geſetz bez. Bundesreform) 
S. 3975; IX 9 (Der internationale Friedenscongres in Genf) S. 399; 
Xl 22 (Programm der bemofratifchen Bewegung in Zürih) ©. 401; X129 
(Depefhe des Bundesraths bez. der römischen Frage und europ. Conferenz) 
©. 402; XI 6 (Programm und Manife des CÆoWMSeæ ut Vo 
richer Bewegung) ©, 403. u 
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‚@panien, ©. 315. 

@ubdeutfche Staaten. Actenfüde u. dgl.: ©. 181—238: II 3 (Vefchlüfie 
der Militärconferenz in Etwttgart) S. 188; VII 4 (Erklärung einer Ber: 
ſammlung von Kübrern der Fortſchrittepartei in Süddeutſchland zu Etutt: 
garl bez. der beutfchen Frage) &. 208. 


Zürkei. ©. 434— 446: Wetenftüde u. bgL: II 3 (Antwort au Serbien be. 
ber Feſturgen) S. 455; V 15 (Herman an Aegypten bez. Ausdehnung feiner 
Autonomie) <. 438; VII 15 (Proteft der Conſuln gegen die Judenhetze in 
Rumänien) S. 441; VIN 18 (Merbandlungen wit Nußland) E. 443; X 30 
(Erklärung eines Theile der Großmächte bez. Candia) S. 444; XU5 (Re 
formplan der Pforte für Ganbia) S. 445, 


Berein. Staaten. ©. 453-465: Wetenftüde u. dgl.: U 6 (Antrag bes XV. 
Ausichufles bez. Wiederherſtellung der Militärherrichaft im Süden) ©. 454; 
II 11 (Bill bez. Neconjtruction des Etaats Louiſiana) S. 455; II 20 (Be 
ſchluß des Gongrefjes bez. Recoufiruction der Eübdftaaten) S. 457; III 6 
(Botihaft Johnſons bez. Etaatsihuld; S. 549; VII 13 (Zujag zum Res 
confiructionsgefeß) S. 462; XI 3 (Botfchaft Johnſons gegen die Recon: 
firuction des Südens) ©. 464. 


Württemberg. Actenftüde u. dgl.: S. 181-238: IX 16 (Note VBarnbülers 
an den Händiichen Ausfchuß bez. Schutz- und Trutzbündniß) S. 213; IX 24 
(Mehrheits: und Minderbeitsgutachten der Gommiffion der II. Kammer be. 
Zollvereinsverträge) S. 216; IX 27 (Beſchlüſſe der Landesverfammlung ber 
nationalen Partei) ©. 218; IX 29 (Beſchlüſſe der Landesverfammlung ber 
bemofratifhen Partei) E. 2195 X 29 (Mede Barnkülers über das Schutz⸗ 
und Zrugbündnig) ©. 229; XI 23 (Note der Regierung bez. ber Ber: 
jaſſimgsreform) ©. 235. 


Zollverein. ©. 35—180: V 28, VI 3, 26, VII 8, X 26, 28. 
©. 181-238: V 9, 28, 30, VI 3, 14, 18, 26, VII 8, VII 17, IX 24, 
. 27,29, X 8, 19, 21, 22, 23, 23, 24, 24, 26, 26, 27, 28, 30, 31, 31, 
Al 4, 6, XII 22. 
S. 239—296: II 3. 
Actenftüde n. dyl.: VI 4 (PBräliminarvertrag zwilchen Preußen und ben ſüdd. 
Staaten bez. Wiederherftellung des Zollvereins) S. 200; VI18 (Nachtrags⸗ 
protofol dazu zwifhen Preußen und Bayern) S. 2045 VII 8 (Die neuen 
Zollvereinsverträge) S. 206; IX 24 (Commiffionsberiht an die württemb. 
II. Kanımer für und gegen Genehmigung ber nenen Zollvereinsverträge) 
©. 216; X 26 (Beihluß des bayr. Reichsraths bez. bedingungsweiler Ge: 
nehbmigung der neuen Zollvcreinsverträge) S. 2295 X 26 (Beichluß des 
nordd. Reichstags bez. Zollvereinsverträge mit den fübd. Staaten) ©. 166. 


— — — — — 


s Berichtigung. 
Im Jahrgang für 1866 ©. 145 ift die Räumung ber hohenzollern'ſchen 


Fürftenthümer unter dem 25. Suli angegeben, diefelbe bat aber (einer dankens⸗ 
werthen Mittheilung zufolge) erft am 8. Auguft 1866 ftattgefunden. 


